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Chronik 
der wirhtigften Ereigniſſe 
europäiſchen Htaatenſyſteme 


im Jahre 1875. 


I. 


Shronik 
der wichtigften Ereigniffe 
europäiſchen SHfaatenfyfleme 


im Jahre 1875. 


J. 


Ebronik 
der wichtigſten Ereigniſſe 
europäiſchen Staatenſyſleme 


im Jahre 1875. 





1. Jan. ſDeutſchland: Preußen] Dem Erzbifchof von Köln wirb der 
Gehalt geiperrt, da er die wegen Ni tbelehung der Succurfalpfarreien 
über ihn verhängte Geldſtrafe nicht bezahlt Hat. 

2. „ [Spanien] Ein Dekret ber neuen Regierung feht das bie Ges 
ſchwornengerichte und dag das Öffentliche und mündliche Verfahren 
einführende Geſetz von 1372 bis auf Weiteres außer Kraft. 

3. „ [Spanien] Die neue Regierung erhöht durch Dekret die im lebten 
Budget für den katholiſchen Clerus auf bloß 3 Mill. Pefetad ange⸗ 
feßte Summe auf ca. 41 Mil. 

4. „ — 27. Gebr. [Defterreih:Ungarn: Oeflerreich.] Prozeß gegen 
ben Eiſenbahndirektor Drenteim Derfelbe wird von ben — 
freigeſprochen. 

„Epanien.] Die neue Regierung unterdrückt ein in Madrid ers 
fcheinendes nicht=politifches proteftantifches Blatt und fchließt die pros 
teitantifchen Kapellen und Schulhäufer in Madrid und Eadir. 

„ [Berein. Staaten.} Gonflitt zwifchen der xepublilanifchen und 
der demokratiſchen Partei in Louifiana. Die Unionsregierung erklärt 
fih für die erftere und bietet ihr hülfreiche Hand. 

5. „_[Deutiges Reich.] Bundesrath: genehmigt mit Mehrheit den vom 
Juftizausſchuß ausgearbeiteten Civ —— zur Vorlage 
an den Reichstag. 

.„TDeutſthland: Ping Der tgl. Gerichtshof Für Tirchliche Anges 
legenßeiten jpricht einftimmig die Amtzentjegung des Biſchofs Martin 

von Paderborn aus. 

Frantreis Nat.⸗Verſammlung: Eine Botſchaft Mac Mahons 

verlangt von ihr, vor allem aus, das Senatsgeſetz auf ihre Tages⸗ 
ordnung zu ſetzen. Dieſelbe beſchließt jedoch, den Entwurf betr. den 
Nebergang der Gewalten noch vor dem Senatögee zu behanbeln. 
DaB Cabinet Cifſey⸗Chabaud⸗Latour gibt feine Entlafjung ein und 
bleibt nur noch vorläufig. 

„ » [Spanien] Bon Carlos erläßt ein flammendes Manifeft gegen 
den neuen König Alfons XII, dem er den Namen eines legitimen 
Königs nimmermehr zugefteht. 

7. „ Deutfſchland: Preußen] Der Er-Kurfürft von Heflen + in Prag. 

„» » [Spanien] Der neue König Alfons ſchifft fich in Marfeille nach 
Spanien ein. 
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9. Kan. ſDeutſches Reich.) Reichstag: Tpricht fich mit 158 gegen 67 
Stimmen neuerdings für Gewährung don Diäten aus. 

11. „ ſDeutſches Reich.] Die Kanonenboote Albatroß und Nautilus 

. werden in.gyolge der Sewaltthätigfeiten der Carliſten gegen bie deutiche 
Biizg Gufep an die jpanifche Küſte zurückbeordert. Einige Kriegs: 
Ichiffe follen folgen, um Genugthuung für die Beichimpfung der deut: 

= 2»... Achen Flagge zu verlangen, eventuell zu erzwingen. 

„„TDeutſches Reich] Neichdtag: genehmigt das Landſturm⸗-Geſetz in 
zweiter Leſung mit 176 gegen 104 Stimmen im Weſentlichen nach 
den forderungen der Regierung. Die militärifche Organifation bes 
Reiche findet damit ihren definitiven Abſchluß. 

12. „ [Deutides a Reichstag: Erfte Lefung des Civilehe⸗Geſetzent⸗ 
wurfs. Die bayeriichen Ultramontanen greifen ihn ala eine — 
der bayeriſchen Reſervatrechte heftig an, werden aber vom bayeriſchen 
Bevollmächtigten im Vundesrath, Juſtizminiſter v. Fäuſtle, nach: 
drücklich zurückgewieſen. 

. „ESpanien.] Die neue Regierung ſieht ſich mit Rückſicht auf Die 
Stimmung des Auslandes doch veranlagt, die Suspenfion bes prote: 
ſtantiſchen Blattes in Madrid wieder aufzuheben und auch die Wieder: 
ing der proteftantiichen Kapellen in Madrid und Cadix zu ge 

atten. 

14. „ [Frankreich] Rat. Berfammlung: wählt eine Commilfion für 
Unterfuchung der Umtriebe der Sonnpartiften und beftellt diejelbe aus 
9 Mitgliedern ber Linken und 6 Mitgliedern der Rechten, feinen Bo: 
napartiften. 

» « [Spanien] König Alfons hält feinen feierlichen Einzug in Madrid. 

„ „ [Berein. Stanten.] Beide Häufer des Congreſſes einigen fich über 
eine Wiederaufnahme der Baarzahlungen mit dem Jahre 1879. 

15. „ [Rubland.] Die unirten Katholiken der Chelmer Diöceje treten 
in ihrem legten Reſte zur orthodoxen Kirche über. 

16. „ Peutich and Preußen.] Eröffnung des Landtags. Die Thronrede 
hebt die weitere Durchführung der inneren Verwaltungsreform und 
den Geſetzesentwurf betr. Vermögensverwaltung der kathol. Kirchen⸗ 
gemeinden hervor. 

„„TDeutſchland: Preußen.] Herrenhaus: wählt zu feinem Präfidenten 
ben Strafen Stolberg mit 86 von 87 Stimmen und zu Bicepräfidenten 
die beiden Liberalen Bernuth und Hafſelbach mit 46 reſp. 57 Stim: 
men. Die feudale Partei ift im preußischen Herrenhaufe definitiv in 
die Minderheit gelommen. 

18. „ [Deutiäes Reih — Spanien.) Die neue ſpaniſche Regierung 
erklärt fich bereit, für die Gewaltthätigkeiten der Earliften gegen bie 
Brigg Guſtav ihrerfeit? Genugthuung zu leiften. 

„„Deutſches Reich] Reichstag: beftellt die aus 28 Mitgliedern 
beftehende Reichajuftizeommiffion für Borberathung ber großen Reiche: 
juſtizgeſetzgebungs⸗Entwürfe. 

„Deutſchland: Preußen.) Die Regierung ſchließt das Clerical⸗ 
ſeminar in Fulda wegen verweigerter Beauffichtigung und belegt das 
Didcefanvermögen nach den Maigejegen mit Beichlag. — In Hader: 
born wird der abgejegte Biſchof ohne Ruheftörung zur Internirung 
nach Wejel abgeführt und dad Didcefanvermdgen mit Beichlag belegt. 
Dad Bomcapitel lehnt die Ernennung eines Öeneralvicars ab. 
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18. Jan. [Epanien.] Benavides wird zum ſpaniſchen Geſandten beim Papfte 
hen Gi  efimmte Sucgern Canovas en Bar Last ber romi⸗ 

tie immte Zufiherungen ma tr. Wie ellun 

des Goncordats von 1851. herftellung 

„Ecqhweden.] Eröffnung des Reichstags. Die Thronrede kündigt neue 
Vorlagen an betr. Reorganifation der Armee. 

19. „ [Belgien] II. Kammer: ſpricht fich faft einftimmig für bie Bil: 
dung internationaler Schiebögerichte aus. 
20. „ [Defterreih: Ungarn: Oefterreih.] Abg.Haus: Die bodmiſchen 
Czechen weigern ſich neuerdings, in den Reichsrath einzutreten. Die 
ndate derſelben werden daher wiederum für erledigt erklärt. 

„ „ [England — Rußland.) England lehnt eine weitere Betheiligung 
an den Arbeiten der Brüffeler Gonferenz von 1874 definitiv ab. 

» » [Spanien] Die Mächte der Dreitaifer Allianz, Deutſchland, er: 
reich und Rußland, find unter fich übereingelommen, König Alfons 
bedingungslos und möglichtt gleichzeitig anzuerkennen. 

21. „ [Spanien] Es wird beichlofien, einen allgemeinen Angri auf 
bie Carliften zu machen. Der neue König fol ne dabei an die Spike 
22 —— Bei] Reichstag: Dritte Leſung des Landft f 

oo. en i eichſstag: Dritte Leſung des Landſturmgeſetzes. 
Die Fortſchrittspartei erklaͤrt, nunmehr für das Geſetz ftimmen zu 
wollen und dasſelbe wird mit 198 gegen 84 Stimmen (dev Ultras 
montanen, Polen und Socialiften) angenommen. 

- n, [Deutichland: Preußen.) Landtag: die Regierung legt dem« 
jelben die Entwürfe einer neuen Provinzialorbnung, eines Geſetzes 
betr. die Dotation der Provinzen aus Staatsmitteln und die Er⸗ 
richtung eines oberften Deriwaltunge erichtshofes dor. 

„ » [Spanien.) Die Regierung befiehlt die Wiedereinführung ber 
General: und Semeinderäthe, deren Präfidenten von ihr ernannt wer⸗ 


den follen. 

25. „ [Deutides Reich.]) Reichstag: genehmigt die Einführung der 
Civilehe für das ganze Reich in dritter Lefung ſchließlich mit 207 
gegen 72 Stimmen (der Ulttamontanen und Polen). 

25. „ [Italien] Garibaldi tritt ala Abgeordneter der Stadt Rom wieder 
in die II. Kammer ein, zunäch]t jedoch nicht, um der Regierung Op: 
pofition zu machen, fondern um ausſchließlich feine großen Projekte 
einen De uung der Sampagna und einer Regulirung der Tiber zu 

treiben. 

26. „ — 3. Febr. Deutſchland: Preußen] BZufammentritt ber Pro: 
vinzialiynoden der 6 öftlichen Provinzen. Die Gegenjäße A ſcharf 
auf einander, doch behält die Mittelpartei, namentlich auch in den 
Wahlen zur Generalſynode, die Oberhand. 

27. „ — 7. Febr. Deſterreich⸗ nugarn: Ungarn.) Unterhaus: Debatte über 
da3 Budget für 1875. Tisza, ber Führer der Linken, tritt auf den 
Boden bes Auögleiche von 1867 über. Die Ablehnung ber Vorlagen 
des Finan, miniſters Ghiczy ift außer Zweifel. 3 Minifterium ers 
klart daher bereits, unmittelbar nad) Beendigung dev Generaldebatte 
feine Demiſſion nehmen zu wollen. Ein Coalitionsminifterium aus 
der Deakpartei und der Linten Icheint unvermeidlich. 

28.—-29. „ [$rantreih.] Nat.:Berfammlung: Exfte Berathung des Geſetz⸗ 

entwurfs betr. ben Mebergang der Gewalten. Der Antrag Laboulaye 

(linkes Centrum), ausbrüdlich zu beftimmen, daß bie Regierung ber 

‚Republit" aus zwei Kammern und einem Präfidenten beftehe, wird 

mit 359 gegen 336 Stimmen abgelehnt. 
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30. Jan. Deutſches Reich] Reichdtag: genehmigt das Bankgeſetz in 
dritter Lejung mit großer Mehrheit. Nur die Ultramontanen ms 
men geichlofien dagegen. 

» « [Brantreid.] Nat.-Berfammlung: Fortſetzung der Berathung über 
den Uebergang der Gewalten. Eine Fraction des rechten Centrums 
geht zu der vereinigten Linken über und mit 352 gegen 351 Stim: 
men wird nad) einem Amendement Wallon’s wenigiten® das Wort 
Republik in das Gefeh aufgenommen („der Präfident der Republik”). 

31. „ [Deutihland: Bayern] Die bayer. Bilchöfe richten an den 
König einen Proteft gegen die Ausdehnung der Eivilehe durch Reiche: 
gelb auch auf Bayern. Der König weist den Proteſt einfach an den 
Juſtizminiſter, der ihn ad acta legt. — Eine Flugſchrift des Abg. 
Dürrſchmidt weist die verfaſſungs⸗ und gejegwidrige, theils an 
Connivenz, theild durch Schwäche der Regierungen ſeit Abſchlu 
des Goncorbates verjchuldete gewaltige Vermehrung ber Klöſter in 
Bayern nad). 


1. Febr. [Deutſchland: Eljah-Lothringen.] Der Faftenbirtenbrief des 
Bilchofs von Metz wird von der Regierung mit Beichlag belegt. 
„—2. „ (EBrankreich.] Nat.:Berfammlung: Fortſetzung ber Berathung 
über ben Uebergang der Gewalten. Es wird ein neues Amendement 
Wallon's im Sinne der Linten angenommen. Die biäherige Majo⸗ 
rität erfcheint definitiv als geiprengt. 

„» v IZürtei: Aegypten.) Sämmtlige Mächte haben ihre Zuftimmung 
zu dem Plan ciner Erjekung der bisherigen Eonfulargerichte durch 

aus Eingebornen und Europäern gemifchte Gerichtähöfe ertheilt, nur 

Frankreich widerftrebt beharrlich, ' daß die Eröffnung vorerft noch 

verfchoben werden muß. 

„. [Deutfihes Reich — Belgien.) Die Reichsregierung verlangt 
in einer Note von der belgischen Regierung die Ausfüllung der Lücke 
in ihrer Geſetzgebung bez. des Falls Duchesne. 

vo — Nat.-Verſammlung: Schluß der Berathung über den 
Debergang der Gewalten. Der urſprüngliche Entwurf der Majorität 
hat jchlieglich einem ganz andern Pla gemacht. Die vereinigte Linke 
bat mit der Gruppe Wallon vom rechten Centrum die Möglichkeit 
errungen, die Republik befinitib. aber allerdings nur in confervativem 
Sinne, ald die künftige Staaisform einjegen zu können. 

„» „ [Spanien] Pie Operation gegen die Karliften mißlingt. Die Trup⸗ 
ben tehten in ihre früheren Pofitionen, der König Alfon? nad) Madrid 
zurüd. 

„» » Montenegro.) Eröffnung des Stortdingd. Die Thronrede fchlägt 
demfelben den nachträglichen Beitritt zu der ſchwediſch-däniſchen Münz⸗ 
convention dor. 

„» » [Zürktei: Serbien] Bad aus Conſervativen und Nationalen zu: 
fammengejeßte Minifterium Zumitſch gibt feine Entlafjung und wird 
durch ein reines Beamten-Minifterium Stephanowitſch erſetzt. Die 
nationale Partei Hat inzwifchen in der Stupichtina entjchieden die 
Oberhand. 

4. „ Teutſches Reich.] Bundesrath: ertheilt dem vom Reichstage be: 
ſchlofſenen Civilehegeſetz mit allen gegen 14 Stimmen feine Geneh 
migung. Bayern — *— für das Geſetz. 

„. [Schweden.] Reichstag: Die Regierung macht demſelben bie ver— 
ſprochene Borlage bez. bie Reorganifation der Armee und beantragt 
im Zujammenhange damit eine wejentlich modificirte Abänderung des 
Art. 80 der Berfaffung, ala die 1874 porgefchlagene. 





Allgemeine Ghrenik. 5 


5. Febr. [Rom — Dentſchland.] Der Papft erläßt eine Enchelica an bie 
preußifchen Bilchöfe, in der er die preußiichen Maigefege ohne Um⸗ 
fchweife für „ungültig“ erflärt. 

7. „ Berein. Staaten.] Ende des Conflikts in Zouifiana: die beiden 

Barteien verfiändigen fich vorerft durch einen Compromiß. 

„ [S panien.] Ber Papft richtet einen wohlgeneigten Brief an König 
Alfons, durch den er ihn ala König anerkennt und ihm die Sendung 
eines päpftlichen Nuntius nach Madrid in Augficht ſtellt. 

9.—12. „ [Deutihland: se. Sid Abg.: Haus: Erfte Lelung der 


8. 


Provincialordnungs:Borlage. Virchow beantragt die Ausdehnung ber: 

felben auch auf Rheinland unb Weftfalen, dv. Sybel ſpricht ſich mit 

Rückſicht auf die ultramontane Agitation in biefen Provinzen da⸗ 

gegen aus, die Regierung till fich Treie and wahren. Der Antra 

irchow's wird jedoch mit 292 gegen 28 Stimmen zum Beichluß 
erhoben. 

W (Deutffand: Elſaß⸗Lothringen.]) Auch der Faſtenhirtenbrief des 
Biſchofs von Straßburg wird mit Beichlag belegt. 

10. „ [Beutichland.] 23 deutſche Biſchöfe erlaffen eine Collektiverklä⸗ 
zung gegen die Note Bismarda betr. die fünftige Papftiwahl. 

» »- [Beutihland: Medlenburg.] Landtag: Die Regierungen legen 
bemfelben nochmals den Entwurf einer Reform der Verfaffung dor. 

11. „ [Oeflerreih:Ungarn: Ungarn] Unterhaus: genehmigt nur for: 
mell das Budget ala Grundlage der Specialdebatte. Das Minifterium 
Bitto nimmt feine Entlaſſung. In Wien wird über die Bildung 
eines Coalitionsminifteriums mit Tisza unterhandelt. 

„12 „ (Frankreich] Nat.Verſammlung: Berathung be Senats⸗ 
geſetzes. Dasſelbe wird zuerſt artifelweife nach den Anträgen der 
Linken angenommen, ſchließlich aber ala Ganzes mit 365 gegen 345 
Stimmen verworfen. Damit ift das ganze Verfaffungswerk vorerjt 
iwieder in bie alte Ungewißheit zurliegelunfen. 

12. „ —38— Ein Erlaß des Juſtizminiſters verlangt von den rö⸗ 
miſchen Juſtizbehörden eine ſchärfere Aufficht und Beſtrafung der cle⸗ 
ricalen Ausſchreitungen in Predigten und in ben clericalen Blättern. 

13.— 21. „ [Branfreid.] Rat. elemmiung: Die vereinigte Tinte ver- 
ftändigt ſich mit bem rechten Centrum doch noch über das Senats: 


geſetz. 

14. „ JFutſchland: Peuben Ein Erlaß des Cultusminiſters geſteht 
den Religionsgeſellſchaften, d. h. den Geiſtlichen, nur die Leitung des 

Religionsunterrichts an den Volksſchulen zu, wahrt dagegen bie Er: 

theilung des Unterrichts jelbft den Schullehrern. 

« [&panien.] Die Regierung hebt die nach ber Septemberrevolution 
1868 eingeführte Sehrrreibeit an ben Univerfitäten im Intereſſe der 
Kirche wieder auf. 

18. „ [Deutihland: Preußen] Ultramontane Blätter veröffentlichen die 
Enchelica des Papftes vom 5. Februar. Die Negierung elegt fie mit 
Beichlag. Die Öffentliche Meinung ift entichieden der Anficht, daß 
Preußen fi) die Anmaßung des Papftes, preußiſche, in verfafſungs⸗ 
mäßiger Form zu Stande gelommene Geſetze für „ungültig” zu ex 
klären, nimmermehr werde gefallen Lafien. 

„TDeutſchland: Preußen] Eine tal. Cabinetsordre regelt ben Ge: 
ſchaftsgang innerhalb des preußifchen Minifteriums neu nach ben 
Wünfchen bes genen Bismarck. 

„ „ESchweiz: Genf] Der neue Kirchen⸗-Verwaltungsrath der Kirche 
Rotre:Dame verlangt von den Römiſch-Katholiſchen bie Mitbenügung 


17. 


=) 
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30. Jan. [Deutjche? Reich.) Reichdtag: genehmigt das ne in 
britter Lefung mit großer Mehrheit. Nur die Ultramontanen tim: 
men geichloffen Dagegen. 

„ » ([Branfreig.] Nat.:Berfammlung: Senn ber Berathung über 
den Mebergang der Gewalten. Eine Fraction des rechten Centrums 
geht zu ber vereinigten Linken über und mit 352 gegen 351 Stim: 
men wird nach einem Amendement Wallon’3 wenigften® das Wort 
Republik in das Geſetz aufgenommen („der Präfident der Republik“). 

31. „ [Deutihland: Bayern] Die bayer. Bilchöfe richten an den 
König einen Proteft gegen die Ausdehnung der Givilehe durch Reichs: 
gefeß auch auf Bayern. Der König weist den Proteit einfach an den 
Suftizminifter, der ihn ad acta legt. — Eine Flugſchrift des Abg. 
Dürrſchmidt weist bie verfaſſungs⸗ und gelebtoibrige, theils Fri 
Connivenz, theild duch Schwäche der Regierungen feit Abſchlu 
des Goncorbated verichuldete gewaltige Vermehrung ber SKlöfter in 
Bayern nad). 


1. Febr. [Deutichland: Elfah-Lothringen.] Der Faſtenhirtenbrief des 
Biſchofs von Metz wird von der Regierung mit Bejchlag belegt. 
„—2. „ GBrankreich.) Nat.:Berfammlung: Fortſetzung der Berathung 
über den Mebergang der Gewalten. Es wird ein neue Amendement 
Wallon’3 im Sinne der Linken angenommen. Die bisherige Majo: 

rität ericheint definitiv als geſprengt. 

«» » IZürlei: Aegypten] Sämmtliche Mächte haben ihr Zuftimmung 
zu dem Plan einer Erjegung der bisherigen Conſulargerichte durch 
aus Eingebornen und Europäern gemifchte Gerichtähöfe ertheilt, nur 
Frankreich widerftrebt beharrlich, jo daß die Eröffnung vorerft noch 
verichoben werden muß. 

3. , Deutſches Reid — Belgien.) Die Reichsregierung verlangt 
in einer Note von der belgifchen Regierung die Ausfüllung der Lücke 
in ihrer —— bez. des Falls Sueene. 

„ .  [Frantreih.] Nat.-Berfammlung: Schluß der Berathung über den 
Debergang der Gewalten. Der urlprüngliche Entwurf der Majorität 
Yan Ihlieglich einem ganz andern Platz gemacht. Pie vereinigte Linke 

at mit der Gruppe Wallon dom rechten Centrum die Möglichkeit 
errungen, die Republif befinitib, aber allerding® nur in conferdativem 
Sinne, als die künftige Staatsform einfegen zu können. 

» » [Spanien] Die Operation gegen die Carliften mißlingt. Die Trup⸗ 
pen fehren in ihre früheren Pofitionen, ber König Alfons nach Madrid 
zurück. 

„„Montenegro.] Eröffnung des Storthings. Die Thronrede ſchlägt 
demſelben den nachträglichen Beitritt zu der ſchwediſch-däniſchen Münz⸗ 
convention vor. 

„„Türkei: Serbien] Das aus Conſervativen und Nationalen zu: 
ſammengefetzte Miniſterium Zumitſch gibt feine Entlaffung und wird 
durch ein reines Beamten-Miniſterium Stephanowitſch erſetzt. Die 
Dean Partei hat inzwiſchen in der Skupſchtina entjchieden die 

erhand. 

4. „ TDeutſches Reich.] Bundesrath: ertheilt dem vom Reichstage bes 
ſchlofſenen Civilehegeſetz mit allen gegen 14 Stimmen feine Gene 
migung. Bayern mit für das Geſetz. 

„. [Schweden] Reichstag: Die Regierung macht bemfelben die ver- 
Iprochene Vorlage bez. die Reorganijation der Armee und beantragt 
im Zufammenhange damit eine weſentlich modificirte Abänderung des 
Art. SO der Verfaffung, ala die 1874 porgefchlagene. 
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5. Febr. [Rom — Dentihland.] Der Papft erläßt eine Enchelica an bie 
preußiſchen Bilchöfe, in der er bie preußifchen Maigefege ohne Um⸗ 
ſchweife für „ungültig“ erklärt. 

7. [Berein. Stanten] Ende des Conflikts in Louifiana: die beiden 
"Parteien verfländigen fich vorerft durch einen Compromiß. 

8. „ icpanie en.] Der Papft richtet einen wohlgeneigten Brief an König 

Alfons, d ben er ihn als König anerkennt und ihm die Sendung 
eines päpftliden Nuntius na Madrid in Ausficht ſiellt. 

9I.—12. „ [Deutihland: ea Abg.: Haus: Erſte Leſung ber 
Provincialordnun ne etlage. ow —* die Ausdehnung der⸗ 
ſelben auch auf Rheinland und Weſtfalen, v. Sybel ſpricht ſich mit 
Rückſicht auf die ultramontane Agitation in dieſen Provinzen das 

egen aus, bie Regierung will fich freie Hand wahren. Der Antra 
w's wird jedoch mit 292 gegen 28 Stimmen zum — 


* 
Deutſchland: Elſaß-Lothringen.]) Auch der Foſlenhirtenbrief des 
ZN von Straßburg wird mit Beichlan bil belegt. 
10. „ [Denutſchland.], 23 deutſche Biſchöfe erlafien eine Collektiverklä⸗ 
rung gegen bie Note Bismarcks betr. die Fünftige Papſtwahl. 
„ », [Deutihland: Medienburg] Landtag: Die Re egierungen legen 
demfelben nochmal? den Entwurf einer Reform der Verfaflung vor. 
11. „ ſOeſterreich-Ungarn: Ungarn] Unterhaus: genehmi it! nur for: 
mell das Budget ald Grundlage ber Specialdebatte. Das Minifterium 
Bitto nimmt feine Entlafjung. In Wien wird über bie Bildung 
zine Goalitiongminifteriums mit Tisza unterhanbelt. 
. ſFrankreich] Nat.⸗ :Berfammlung: Berathung des Senats⸗ 
er 8. Dasſelbe wird zuerſt artifelmeife nach den Anträgen ber 
nten angenommen, ſchließlich aber ald Ganzes mit 365 gegen 345 
Stimmen verworfen. Damit ift das ange erfaffungswerk vorerft 
wieder in die alte Ungewißheit zurückgeſunken. 
12. „ „agtelien) Ein Erlaß des Juftizminifterd verlangt von ben rö⸗ 
mihen Juftigbehörden eine ſchärfere Aufficht und Veſtrafung der cle⸗ 
ricalen Ausfchreitungen in Predigten und in den clericalen Blättern. 
13.—21. „ Frantreich. Rat. “Derfummlung: Die vereinigte Linke ver: 
ftändigt fi mit dem rechten Centrum Doch noch über das Senat: 


ge 
14 „ —X chland: euben Ein Erlaß des Cultusminiſters geftebt 


Neligiongunterrichtd an den Boltaf ulen zu, wahrt dagegen die * 
theilung des Unterrichts ſelbſt den Suche 
17. „ [Spanien] Die Regierung hebt die na der Septembertevolution 
1868 eingeführte Lehrfreiheit an ben Univerfitäten im Iniereſſe ber 
er wieder auf. 
18. aldent! Oland: Preußen.] Ulttamontane Blätter veröffentlichen bie 
Encyelica des Papftes vom 5. Februar. Die Re gierung belegt fie mit 
Veſchlag. Die öffentliche Meinung i entfchieh eden ber U A daß 
Preußen ſich die Anmaßung bes Top ed, preußiſche, in verfafjungs- 
mäßiger Form zu Stande getommene Gejege für „ungültig* zu er 
By nimmermehr werde gefallen lafien. 
. (Deutſchland: Preußen | Eine tgl. Cabinetsordre regelt den Ge: 
Taafisgung innerhalb des preußifchen Minifteriums neu nach den 
chen bes garten Bismarck. 
—— nf.) Der neue Kirchen⸗Verwaltungsrath der Kirche 
Notre⸗Dame verlangt von den Römiſch⸗-Katholiſchen die Mitbenützung 
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ber Kirche für die Altkatholiken. Die Röomiſchen weiſen jebes Arran⸗ 
gemert ihrerſeits zurüd. 

21. Febr. Saweinn — 2* Allgemeine Erneuerungswahlen zum Großen 
Rathe: die Ultramontanen erringen einen entſchiedenen Sieg; dieſel⸗ 
en im neuen Gr. Rath 67, bie Liberalen nur 47 Stimmen 
zäblen. 

22. „ [Dentihland: Preuken.] Der (altkatholiiche) Abg. Petri bringt 
einen Gejehesentwurf ein, der den Altkatholiken biefelben Rechte an 
bem katholiſchen Kirchenvermögen fichern will, wie in Baden. 

„ ». [England.)] Unterhaus: beichliegt mit 282 gegen 135 Stimmen, 

den Stellentaufch der Offiziere in der Armee wieder zuzulaffen. 

„_[Schweiz: Bern] Die Regierung gefteht den Altkatholifen ber 

Stabt Bern den Mitgebrauch der dortigen fatholif Kirche zu. 

Der Pfarrer muß jedoch zur Außlieferung eines Schlüffeld zur Kirche 

förmlich gezwungen werden, und die Römifchen verzichten auf die 

Kirche nunmehr gänzlich. 

„—24., ranfrei.] Nat.⸗Verſammlung: Das Senatsgeſetz wird nach 

dem Compromiß zwiſchen dem linken und dem rechten Centrum mit 
448 gegen 241 Stimmen angenommen. Die frühere Majorität ift 
endgültig zur Minorität geworben. Mac Mahon beauftragt nunmehr 
den Präfidenten ber Nat.Verſammlung, Buffet, mit der Bildung bes 
neuen Gabinet3. 

24. „ [Echweden.] Reichstag: Die erfte gemeinfame Abflimmung beider 
ammern ergibt eine Majorität der fogen. Bauernpartei von 14 

immen. 

25. „ [Ytalien.] Der Senat enticheidet fich gelegentlich der Berathung 
eines einheitlichen Strafgeſetzbuchs für Beibehaltung, xeip. bezüglich 
Toscana's für Wiedereinführung der Todesſtrafe, namentlich mit Rüd- 

t auf die Zuftände m Sicilien. 

26. „ [Deutidlans: Dedienburg.| Landtag: Die Reform der Berfafiung 
jcheitert neuerdings an dem Widerftande der Ritterfchaft. 

v„ » [Belgien — a | lehnt die Zumuthung Deutichlanda 
betr. Ausfüllung der Lüde in feiner Geſetzgebung bezüglich bes Falls 
Duchesne ab, bis andere europäiſche Staaten ihm darin vorangegan⸗ 
gen fein würden. 

28. „ [Deflerreidstingarn: Ungarn.) Das Eoalitionsminifterium kommt 
nad längern Unterhandlungen enbli zu Stande. Baron Wenkheim 
von der Deakpartei übernimmt dad Präfidium, Tisza ber bisherige 
Führer der Linken, tritt ala Miniſter des Innern und ala bie Seele 
des Ganzen in dasſelbe ein. 


Anf. März. [Deutihland — Italien.] Deutichland verlangt in Folge 
der päpftlicden Bulle vom 5. Febr. von Stalien eine fchärfere Hand: 
Habung des Garantiegefepes. Die öffentliche Meinung Italiens er: 
Härt 1 jedoch wenig geneigt, dem Begehren au entiprechen. 
1. „ [Rußland] verweigert dem päpftlicden Jubiläumserlaß bad Placet. 
2. „ ÜDefterreihellngarn: Un wir — Die bisherige Deak⸗ 
partei und die bisherige Linke beſchließen fich zu fuſioniren. Die 
(conjervative) Partei Sennyey tritt der Fufion nicht bei und ebenfo 
wenig die Außerfte Linke. Die velung bes Unterhaufes ift entichieden 
auf Tidza und die biaherige Linke übergegangen. 
3. „. [Schweden.] II Kammer: lehnt den Antrag ber Regierung auf 
Abänderung bes Art. 80 der Berfaffung ab. Beide Kammern neh: 
men dagegen ben Antrag in ber vorjährigen Fafſung neuerdings an. 
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4. März. [Dentfges Reich. Der Kaifer erläßt ein Verbot der Ausfuhr 
von Pferden über die Grenzen Deutichlands. Die Maßregel wird ala 
gegen Frankreich gerichtet angelehen. 

„ Dentigland: Preußen] Abg.-Haus: Die Regierung beantragt als 
" Antwort auf die Enchclica des Papfted vom 5. Februar die Einftel: 
lung aller fen n an die —— e Kirche aus Staats⸗ 
mitteln. aßregeln ſtehen noch in Ausficht. 

8 „ Deutfchland: Württemberg] führt auf den 1. Juli Jie neue Mark⸗ 
rechnung ein, jo daß dannzumal nur noch Bayern übrig bleibt. 

. |England.] Die beiden Erzbiſchöfe und 24 Biſchöfe "eelaffen eine 
" Seclaration gegen den fatholifirenden Ritualisınus innerhalb der pro: 
teftantifchen Hochki 

9. [Schweden.] Reichetag: beſchließt als erſten Sheit zur Abſchaf⸗ 
"fung des ſog. Indelta⸗Syſtems, dab die Offiziere und Unteroffiziere 
der eingetheilten Armee Künftig Baar bezahlt werben follen. 

v [Rorwegen.] Stortbing: genehmigt mit 82 gegen 28 Stimmen 
"den na träglichen Beitritt ur { Dh Dänifehen „otüngeonpention. 

10. „ [ Gland: Preußen.] Der Erzbiſchof von Köln proteftirt im 

Namen aller preußijchen Fan öfe ‚gegen da3 „oeieh ek. die Vormd⸗ 
gensverwaltung ber Tatholifche gemeinden. 

v ſFraufreich. Buffet bringt endlih das neue Minifterium zu 

" Stande. Deöfelbe entipricht ber neuen Lage ber Dinge im Grunde 

keineswegs. Die Färbung besfelben iſt giuden eine ziemlich clericale. 

Dufaure und Say vertreten darin die Linke. 

„ [Branfreig.] Nat. Berfammlung. Buffet entwickelt bexfelben jein 
Programm, das fehr conſervativ lautet und mehr ber alten ala ber 
neuen Majorität entipricht. — Die Berfammlung genehmigt einftimmig 
in drilter Leſung das neue Gabresgefeh. Dasſelbe erhöht die Kriege» 
ſtärle der Armee mit einem Schlage wieder um 144,000 Mann. Der 
* erregt in Deutſchland nicht ohne Grund Auffehen und Be⸗ 
unruhigun 

13. „ Derietanp: Preußen.] Abg.-Haus: bewilligt die von der Re 

erung bennton te Segaltöanberferung ber katholiſchen und prote= 

Fan — Geifil filichen gegen die Stimmen der ultramontanen und 

heil ber Fortſchrittspartei. Die Aufbeflerung ift indeß an bie 

Behingung gefnüpft, daß der Betreffende bie Staatsgeſetze anerkenne. 

14. „ [Schwetz: Bern.) Wahlen zur katholiſchen Synode für den Jura. 
Damit ift die —— der drraſfiſchen katholiſchen Synode nach 


Dem neuen einchengel ee vollendet 
15. „ „ment! —8* —— Abg „Haus: Die Regierung erklärt fich 
nverſtanden, — 3 mit 4'/s art zu ent⸗ 
— um damit allen Anſpr — aus der Zeit vor ſeiner Einver⸗ 
leibung in Preuben ein Ende zu machen. 
„, [Stelien.] II. Kammer: Die ——— des Minifterpräfis 
heulen Mingpetti — die ſtetige Abnahme des Deficits: Das 
et für 1876 ergibt nur noch ein Deficit von 24 Mill. und ber 
Min fherpräftbent Sa wenn Die bon im vorgeſchlagenen Finanz⸗ 
maßregein angenommen würden, das Gleichgewicht im Budget für 
187 vollſtaͤndig Herftellen zu tönnen. 
P (Rom.] Der Papft ernennt 6 neue Kardinaͤle, worunter auch ben 


en abgeieiten Erzbiſchof Ledochowski non Pofen und behält 


— — Aammer: Der Ausſchuß für die Heeresreform ſetzt 
"die Praͤſenzzeit der Soldaten von 10—18 Monaten nach dex Vorlage 


12. 


DD 
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ber Regierung auf 3 Monate herab. Der Kriegaminifter gibt fofort 
feine Entlaffung ein. 

16. März. [Deutiglanb: Preußen] Abg.-Haud: Erſte Lefung der Vorla 
betreffend Einftellung aller Staatszuſchüfſe an die römifchsfatholif 
Kichhe. Die Ultramontanen belämpfen die Borlage als verfaffungs⸗ 
widrig und fteifen fich auf den Art. 15 der Berfaffung. 

17. „ ſOeſterreich-Ungarn: Defterreih.] Abg.Haus: nimmt einen 
Gefekesentwurf betreffend bie äußern Rechtöverhältnifie ber Altkatho: 
lifen an, jedoch nur mit geringer Mebrbeit. 

18.—19. „ Zanan: Preußen.) Abg.-Haus: Zweite Leſung des ſog. 
Sperrgeſetzes gegen bie katholiſche Kirche. 8 1 besfelben wird mit 

263 gegen 88 (ultramontane) Stimmen angenommen. 

„ Bett land: Württemberg.] II. Kammer: wählt den national» 
liberalen Hölder zu ihrem Präfidenten. Die democratifche Partei gibt 
16 unbefchriebene Zettel ab. 

„» „ [Defterreih:Ungarn: Oeflerreich.] Bei den Ergänzungswahlen 

zum böhmifchen Landtag fiegen die Jungcezechen twenigftend in einem 

Stadt: unb in einem Landwahlbezirk, fo daß ihre Zahl im Landtag 

von 7 auf 9 fleigt. 

Frankreich.] Nat. Berfammlung befchlieht, fi) vom 29. März 
bis zum 12. Mai zu vertagen, und beftellt die PermanenzsCommilfion, 
von welcher die Bonapartiſten änzlic ausgeiähtofen werden. 

» » [Italien] I. Kammer: genehmigt 8 neue ——— und 
zwar in geheimer Abſtimmung mit vollſtändiger Abſcha 
bisher den Geiſtlichen gewährten Privilegien. 

„ [DBeutichland: Preußen] Der Redakteur des ultramontanen Weſt⸗ 
phäliichen Merkurs, der die Enchelica bes Papfles vom 5. Februar 
zum Abdrud gebranit hat, wird gerichtlich zu einem Jahr Gefänguiß 
verurtheilt und ſofort ın ga genommen. 

„ . Echweiz.]) Da man willen will, die Mehrheit des Bunderaths fei 
entfchloffen, die neuen Rekurſe aus dem bernifchen Jura gegen bie 
Ausweiſung der renitenten römiſch⸗katholiſchen Geiftlichen gutzuheißen 
und bie Berner Regierung auf nd der neuen Bunbesverfaffung 
zu fofortiger Aufhebung der Ausweifung zu zwingen, treten 44 libe⸗ 
rale Mitglieder der Bundesverſammlung Aufammen und bejchließen 
einftimmig, für dieſen er bie Einberufung einer außerorbentlichen 
Yundesverfammlung zu fordern. 

20. „ [Defterreih:iingarn: Defterreih.] Abg.⸗Haus: genehmigt nach 
der Vorlage der Regierung die Erri tung € ner beutichen Univerfität 
in Czernowig (Bukowina). Schluß Mon des Reichsraths. 

21. „ —A Die allgemeine Wehrpflicht wird auch auf Finnland 
au 

22. „ [Deutiches nei], Der Kaiſer feiert unter allgemeiner Theil: 
nahme feinen 8Often durtateg 

23. „ [Deutfchland: ungen] Ein Erlaß bes Cultusminiſters regelt 
— des Religionsunterrichts an den Volksſchulen durch die 

iſtlichen. 

25., Ihr rkei: Serbien] Fürſt Milan löst die Skupſchtina auf und 
ordnet Neuwahlen an. 

„ [Griegeuland.] Die Kammer tritt zur ordentlichen Seifion von 
1875 zufammen. Die gefammte Oppofition fehlt und bie Kammer 
ift nicht beichlußfähig. Dennoch erklärt fie ſich für beichlußfähig. 
Die an on pr rt dagegen und erklärt alle Beichläffe für null 
und nichtig. 


ung der 


1 
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27. März. [Schweiz.] Der Bundesrath beichließt, die Regierung von Bern 
bez. der Ausweiſung der venitenten Tatholiichen Geiftlicden des Jura 
zu einläßlicher Berichterftattung aufzuforbern. 

» [Beutihlann: Preußen.) ‚Der Oberpräfident von Schlefien forbert 
den Fürſtbiſchof von Breslau auf, fein Amt freiwillig niebergulegen. 
>, „IFrankreich] Nat.:Verfammlung vertagt fi) bis zum 11. Mai. 
Die drei Gruppen ber Linken haben fich feſt verfländigt, zuſammen 
zu Halten, um jo bald wie möglich die Auflöjung der Derfammlung 
und Neuwahlen zu erzielen. Zu diefem Ende Hin ift auch Gambetta 
zu den äußerten Eoncejfionen an Tonjervativere Anfchauungen bereit 
und entichloffen. 

30. „ [Zürkei: Rumänien] Schluß der Kammerfeifion und der vierjäh: 
rigen Legiälaturperiode. Es ift das erſte Mal, daß bie lehtere ihr 
verfafiungsmäßiges Ende erreicht hat, ohne daß die Kammern aufgelöst 
worden wären und zugleich das erfte Mal, dab ein und baafelbe Mi⸗ 
nifterium bie Dauer einer Legislaturperiode überlebte. 

31. „ — 2. April. [Deutſchland: Preußen.] Der preußiiche Episcopat bes 
ſchließt in Fulda eine Immediateingabe an den König gegen das fog. 
Sperrgeſetz. Das Staatsminifterium lehnt diejelbe im Auftrag des 
Könige knapp und fcharf ab. - 

„» » [Dentihland: Elſaß-Lothringen.) Die Rekrutirung von 1875 ers 
gibt in den Reichslanden bereits ein weſentlich befſeres Refultat ala 
ım Jahre vorher. 

. — Die ultramontane Agitation tritt wieder mit Pros 

ceſſionen, Wahlfahrten und bagl. in den Vordergrund. 

— „ [Rürle.] Die finanziellen Zuftände der Türker erregen mehr und 
mehr das Öffentliche AIntereffe Europas. Die regelmäßigen Einnahmen 
werben durch die gewaltigen und ſtets wachſenden Intereſſen der Staats⸗ 
ſchuld und die Eivillifte des Sultans faft vollftändig verfehlungen, To 
daß für die eigentliche Staatsverwaltung im Grunde gar nichts übri 
bleibt und diefe nur mitteljt jährlicher neuer Anlehen fortgeführt 
werden kann. Die Gehalte der Beamteten und der Solb der Truppen 
ift bereit3 um viele Monate im Rückſtand. Ein folcher Zuftand ift 
abfolut unhaltbar und die Heberzeugung beginnt immer allgemeines 
zu werden, daß bie Türkei an ihren Finanzen zu Grunde gehen werde. 


1. April. [Schweiz: Bern.) Gr. Rath: fcheint nicht gewillt, Die Auss 
weifung der renitenten romiſch⸗katholiſchen Geiftlichen aufgubeben, viel: 
mehr geneigt, die Sache imenigfteng auf die lange Bank zu fchieben, 
indem er mit 153 gegen 20 Stimmen die Erwartun —28 daß 
„die Regierung die Anatlichen Hoheitsrechte auch —* in in ge⸗ 
treuer Ausführung der verfaffungsmäßigen Beftimmungen feithalten 


Unf. „ [Zürkei: Herzegowina.) Aus ber Herzegowina und bem een 
Albanien kommen fchwere Klagen über VBerfolgungen der Chriften 
durch die eingebornen mufelmännifchen Begs, wobei die turkiſche 
Regierung auf Seite ber letzteren ſtehe. Eine Anzahl waffenfähiger 
Männer flüchtet na Montenegro. 

5. „ [Dentidiens.] Ein Allarmartitel der „Köln. Ztg.“ aus Wien er: 
örtert die Möglichkeit eines Sturzes Andraſſy's und eine Allianz bed 
Vaticans mit Defterreich, Frankreich und Italien gegen Deutichland. 

5. „ [Dentihland: ——— Die Wahlen der Bezirkstage 
zum neuen Landesausſchuß fallen faft durchgängig in gemäßigten 

inne aus. 
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ber Regierung auf 3 Monate herab. Der Kriegaminifter gibt fofort 
feine Entlaffung ein. 

16. März. [Deutidlanb: Preuben.] Rh Erſte Lefung ber Vorlage 

end Einftellung aller Staatszuſchüfſe an die römijch-Tatholif 
Kirche. Die Ultramontanen befämpfen die Vorlage als verfaffungs⸗ 
wibrig und fteifen ſich auf den Art. 15 der Berfaffung. 

17. „ (Oeſterreich⸗Ungarn: — Abg.Haus: nimmt einen 
Geſetzesentwurf end die äußern Rechtöverhältnifie der Altkatho⸗ 
liten an, jedoch nur mit geringer Mehrheit. 

18.—19. , rentiatund: Preußen.) Ag Hau: Zweite Leſung bes fog. 
Sperrgeſetzes gegen die katholiſche Kirche. & 1 besjelben wird mıt 

263 gegen 83 (ulteamontane) Stimmen angenommen. 

„ Bent hland: Württemberg.] II. Kammer: wählt den national: 
liberalen Hölder zu ihrem Präfidenten. Die democratiſche Partei gibt 
16 unbefchriebene Zettel ab. 

„ [Defterreid:Ungarn: Oefterreidh.] Bei ben Ergänzungswahlen 
zum böhmifchen Landtag fiegen die Jungezechen wenigſtens ın einem 
Stadt: und in einem Lanbwahlbezixk, jo dat ihre Zahl im Landtag 
von 7 auf 9 fteigt. 

„,.[drantreich.] Nat.Berfammlung befcließt, fi) vom 29. März 
bis zum 12. Mai zu vertagen, und beftellt Die Permanenz:Commilfion, 
von welcher bie Bonapartiiten änzlie) auäge] [offen werben. 

„» » [dtalien.] I. Kammer: genehmigt da8 neue Rekrutirungsgeſetz und 

gar in geheimer Abflimmung mit vollfländiger Abſchaffung der 
isher den @eiftlichen gewährten Privilegien. 

„ [Deutichland: Preußen.) Der Redakteur des ultramontanen Weſt⸗ 
phälifchen Merkurs, der die Encyelica des Papftes vom 5. Februar 
zum Abbrud gebracht Hat, wird gerichtlich zu einem Jahr Gefaͤnguiß 
verurtheilt und fofort ın ga genommen. 

fl .] Da man wiflen will, die Mehrheit des Bunderaths fei 
entſchloſſen, die neuen Rekurſe aus bem bernijchen Jura gegen bie 
Ausweiſung ber renitenten xömif ‚tatboliichen Geiftlichen gutzuheißen 
und die Berner Regierung auf nd ber neuen Bunbesverfaffung 
zu fofortiger Aufhebung der Ausweifung zu zwingen, treten 44 libes 
rale Mitglieder der Bundesverjammlung Aufammen und beichließen 
einflimmig, für biefen Fall die Einberufung einer außerordentlichen 

20 ea zu ee 5] Ah tun 
on efterreih:Ungarn: Oefterreich. Haus: genehmigt na 

‚ber Vorlage dex Regierung bie Grnung di deutichen — 
in Czernowitz (Bukowina). Schluß ber Seſffion des Reichsraths. 

21., [Ru bland.] Die allgemeine Wehrpflicht wirb auch auf Finnland 
au 


Sgebehnt. 

22. „ [Deutiches nei], Der Kaifer feiert unter allgemeiner Theil: 
nahme feinen 8Often burtateg. 

23. „ Deutſchland: Preußen.) Ein Erlaß des Cultusminiſters regelt 
bie Alben bes Religiongunterricht? an ben Volksſchulen durch bie 

ei 

25. „ [Zürkei: Serbien] Fürft Milan 1dst die Stupfchtina auf und 
ordnet Neuwahlen ar. 

„ ([Griegenland.] Die Kammer teitt zur ordentlichen Selfion von 
1875, an Die gelammte Oppofition fehlt und bie Kammer 
ift nicht — . Dennoch erklärt fie ſich für beſchlußfaähig. 
Die on pr fiet dagegen und erklärt alle Beſchlüfſe für null 
und nichtig. 


1 


Rad 
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27. März. [Schweiz] Der Bundesrath beichlieht, Die Regierung bon Bern 


bez. der Ausweiſung ber xenitenten Eatholiichen Beiftlichen des Yura 
zu einläßlicher Berichterftattung aufzuforbern. 

„» [Dentiland: Preußen.) ‚Der Oberpräfident von Schlefien forbert 
den Fürftbiichof von Breslau auf, fein Amt freiwillig nieberzulegen. 


>, „_Idrantreid.) Nat.Verſammlung vertagt fi bis zum 11. Mai. 


30. 


31. 


Die drei Gruppen der Linten haben fidh feft verftändigt, zuſammen 
zu Halten, um fo bald wie möglich die Auflöſung ber ammlung 
und Reuwahlen zu erzielen. Zu diefem Ende Hin ift auch Gambetta 
zu ben auberfien Goncejfionen an konſervativere Anfchauungen bereit 
und entichlofien. 

,„ [Zürtei: Rumänien] Schluß der Kammerfeifion und der vierjäh: 
rigen Legislaturperiode. Es ift das erſte Mal, daß bie letztere ihre 
verfaffungsmäßiges Ende erreicht bat, ohne daß die Kammern aufgeldst 
worden wären und zugleich das erfte Mal, daß ein und dasſelbe Mis 
nifterium die Dauer einer Legislaturperiode überlebte. 

„ — 2. April. [Dentiglend: Preußen.) Der preußiiche Episcopat bes 
fchließt in Fulda eine Immediateingabe an den König gegen das fog. 
Sperrgeſetz. Das Staatäminifterium lehnt dieſelbe ım Auftrag bes 
Königs knapp und Ida! ab. - 

ITeutſchland: Elfaß-Lothringen.] Die Rekrutirung von 1875 ers 
gibt in den Reichslanden bereits ein wejentlich befferes Refultat als 
ım fahre vorher. 

| Die ultramontane Agitation tritt wieder mit Pro⸗ 
ceſſionen, Wahlfahrten und dgl. in den Vordergrund. 

„ [Zürfei.] Die finanziellen Zuftände ber Türkei erregen mehr und 
mehr das öffentliche Intereſſe Europas. Die regelmäßigen Einnahmen 
werben durch Die gewaltigen umd ſtets twachjenden Intereſſen der Staats⸗ 
ſchuld und die Eivillifte des Sultans faft vollftändig verjchlungen, fo 
daß für die eigentliche Staat3verwaltung im Grunde gar nichts übrig 
bleibt und dieſe nur mittelft jährlicher neuer Anlehen fortgeführt 
werben kann. Die Gehalte der Beamteten und der Sold der Truppen 
ift bereit um viele Monate im Rückſtand. Ein ſolcher Zuftand ift 
abjolut unhaltbar und bie Meberzeugung beginnt immer allgemeinex 
zu werden, daß die Türkei an ihren Finanzen zu Grunde gehen werbe. 


1. April. (Schweiz: Bern.) Er. Rath: ſcheint nicht gewillt, die Aus: 


weifung ber renitenten römiſch⸗katholiſchen Geiftlichen aufzuheben, viel: 
mehr geneigt, bie Sache wenigftend auf die lange Bank zu ſchieben, 
indem ex mit 153 gegen 20 Stimmen die Erwartun auälpricht, daß 
„die Regierung die ftaatlicden Hoheitsrechte auch —* — in ges 
treuer Ausführung der verfaffungsmäßigen Beitimmungen feithalten 
ver [| 


Anf. . „[Zärtei: Herzegowina.) Aus ber Herzegowina und dem nörbli 


5. 


en 

banien kommen ſchwere Klagen über Berfolgungen ber Gheifen 

buch die eingebornen mufjelmännifchen Begs, wobei bie türkifche 

Regierung auf Seite ber Iehteren ſtehe. Eine Anzahl waffenfähiger 
Männer flüchtet nach Montenegro. 

" land.) Ein Allarmartifel ber „Köln. Ztg.“ aus Wien ex: 
Örtert die Möglichkeit eines Sturzes Andrafſy's und eine Allianz des 
Baticans mit Defterreich, Frankreich und Italien gegen Deutihland. 

„» [Deutfhland: ne Kane e Die Wahlen der Bezirlötage 
zum neuen Landesausſchuß fallen faft durchgängig in gemäßigtem 

inne aus. 
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5.—17. April. [Oeflerreig — Italien.]) Der Kaifer von Defterreich befucht 
den König von Italien in Venedig. Die Aufnahme des Kaiſers ift 
ſowohl von Seite des italieniichen Hof3 als von Seite des italieni⸗ 
ſchen Volkes eine überaus warme und herzliche. Der Iehte Reft des 
früheren Gegenjabes ericheint damit ala überwunden. Italien ſchließt 
fih_thatfächlich mehr und mehr dem Dreilaiferbündniffe an. 

» [Dentigland: Preußen] Abg.:Haus: genehmigt das fog. Sperr: 
gejeg gegen die römifchstatholiiche Kirche mit einigen Berichärfungen 
auch in dritter Lefung mit allen gegen die Stimmen der Ultramon⸗ 
tanen und vereinzelter Anberer. 

„ „, [Oefterreih:Ungarn: Defterreih.] Cröffnung der 17 Zandtage 
der Monardie. Diejelben verlaufen im Ganzen ſehr ruhig und bes 
ſchränken fi) auf die Angelegenheiten der einzelnen Kronländer. 

„ n. (Schweiz: Genf] Da die Romiſch⸗Katholiſchen jeden Compromiß 
bez. ber Kirche Notre:Dame abmeilen, fo beſchließt der Kirchenverwal⸗ 
umsraldı die Kirche vorerſt bebörblich ſchließen und verfiegeln zu 

en. 

7., — 15. Mai. [Defterreih:Ungarn: Defterreih.] Rundreiſe bes 
Kaiſers in Dalmatien. 

„ [Schweiz] In Folge einer von Berner, Basler, Zürcher und 
Genfer Confervativen eingeleiteten Agitation gegen die von der Yun: 
besverfammlung beichloffenen neuen Gefehe bez. Civilehe und bez. 
Stimmberechtigung der Schmweizer:Bürger ın Gemeindeangelegenheiten 
find beim Bundesrath über 100,000 Unterfchriften für eine allgemeine 
Volksabſtimmung über beide Gejeke eingegangen. Derjelbe beichlieht 
demnach eine foldye und fett fie auf den 23. Mai an. 

8, en en] Allarmartifel der officidfen Berliner „Bolt“. 

». (Deutihlaun: Heffen.] I. Kammer: genehmigt die 5 Stixchengejeße 

ſchließlich doch nach ben Beichlüffen der II. Kammer. 

„Teutſchland: Bayern.] II. Kammer: Die Commiſſion kann ſich 

über das ihr von ber Regierung neuerdings vorgelegte Landtagswahl: 

geſetz nicht einigen und die Regierung zieht die Vorlage zurüd. 

„» » l[Öefterreihellugarn: Oeſterreich, Die Wälſch⸗Tyroler treten 

. anier Abgabe einer gemeinfamen Erklärung in ben Landtag von 
Tyrol ein. 

10. „ [Dentidland.] Die gefammie deutſche Preſſe beichäftigt fi) mit 
der angeblich ernten Lage für die Fortdauer des Friedenszuſtandes. 

„ » [Deutichland: Bayern] II. Kammer: genehmigt den Anlauf ber 
DOftbahnen für den Staat. 

1 atxis Die Allarmartikel ber deutſchen Preſſe fangen an, 
aud in Frankreich Auffehen zu erregen und Beunruhigung zu ex 
zeugen. 

11. „ [Dentihleud: Preußen.) Abg.-Haus: Die Regierung beantragt dem⸗ 
jelben ala weitere Maßregel gegen bie Anmahungen bed römijchen 
Papſtes in feiner Enchelica vom 5. fyebr. die Aufhebung der Artikel 
15, 16 und 18 der Berfaffung, tworauf ſich die Ultramontanen zu 
fteifen pflegen. 

12. „ [Deutiches Reich — Italien] Der Sronprinz des deutſchen 
Reiches und die Kronprinzeffin gehen zu längerem Aufenthalte nach 
Stalien, wo fie von der Bevölkerung ganz jpontan auf's lebhafteſte 
gefeiert werben. 

13.—15. „_[Dentfälend: Preußen] Srerenbaus: Erſte Berathung des 
ſog. Sperrgeſeßes gegen die römiich-fatholifche Kirche. - Die Feudalen 
bieten der Regierung wenigſtens hierin wieber die Hand und Fürſt 
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Bismarck ergreift fie ſofort mit Eifer. Ber erſte Artikel wird mit 
9 gegen bloß 26 Stimmen und fofort auch dad ganze elek ange: 


nom 

14. April. Deutt chland: Bayern.) Schluß der Landtagzfeifion und ber 
dreijäpri gen Legiälaturperiobe. Beginn der Agitation für die bevor: 

fiehende Reumahl der IH. Kammer. 

15. „ [Deutihes Reid — ee Die Reicheregierung forbert 
Belgien neuerdings auf, bie Lücke in feiner Geſetzgebung bezüglich des 
Falles Duchesne auszufüllen. 

[Spanien.] General Campos beginnt mit der Armee des Centrums 

die rliften aus Gatalonien zu vertreiben. 

u. — Abhaltung eines erſten ruffiihen Juriftentages. 
Türkei: Rumänien.) Die Neuwahl ber II. Kammer hat ſich zu 

einem wahren Bertrauensvotum für das Minifterium Eatargiu ges 

ftaltet. Die Regierung fiegt in allen drei Wahllörpern : dad Gelammt: 
rejultat ergibt 137 mehr oder weniger regierungafreunbliige Abgeord⸗ 

. nete unb nur 20 Oppofitionelle. 

16. „- [Deutidlend: Preußen.) Abg.:Haus: genehmigt bie Vorlage betr. 
" Aufgebung der erfoffungäaztitel 15, 16 und 18 mit großer Mehr: 
heit gegen die Stimmen der Ultvamontanen. 

17. „ [Deuttätend.] Die deutſche Preife fährt fort, fich über bie gt 
dauer des Brieben 3 fehr beunruhigt auszusprechen. Die Rordd. Allg 
Ztg. jucht die Urfache der Beunruhigung von officiöfen Blättern 
ab und Fr die franzöfiiche Preffe zu wälzen. 

„» » [Deutiälend: Preußen] Abg.:Haus: geneigt bie Provincialorb: 
nungs⸗Vorlage in dritter Leſung mit 240 gegen 103 Stimmen. 

. ae Baden.) Erzbisthumsverweſer Kübel wirb wegen 
" geich egwidriger Anftellung von fog. Neuprieftern vom Oberhofgerichte 

zu 500 Mart rule oder 10 Wochen Gefängnik verurtheilt. 

„Italien.]. II. Kammer: beftätigt in öffentli Abſtimmun mit 

162 gegen 57 Stimmen nochmals ihren Bu uß vom 1 ärz, 

durch welchen alle biöherigen ‚Beibiiegien der Glerifer bez. * 

ber Militaͤrpflicht abgeſchafft wer 

———— Storthing: alle Anträge auf Abänderun 

ee afjungsbeftimmungen betreffend das politifche S —8* 


Dentſchland: Preuben.] Abg.⸗Haus: genehmigt auch in dritter 
* die Aufhebung der Pe 15, 16 und 18 mit 
275 gegen 90 Stimmen (der Ultramontanen und Polen ). 

22. ſDeutſchland: in), Der Weihbiichof Cybichowski von Gnefen 
" wird Ben Anmaßung bitchöflicher Rechte zu 9 Monat Gefängnik 
verurt 

oo. om Der Papft befieglt, dab am 16. Yuli b3. %8. die ganze 
Welt dem HI. Deren Jeſu geweiht werden foll, am 200ften Jahres⸗ 
tag der Bifion franzöfiicden Nonne Marie Alacoque. 

ke Norwegen.) Storthi ing: genehmigt bie Einführung des metri⸗ 
jchen Maßes und Gewicht 

28. Deutſchland: Württemberg.) Der Papft ernennt bad Haupt der 
"Ulteamontanen in Württemberg. Pfarrer Schwarz, zum papfti hen 
und ala Demonftration gegen ben friebliebenden Biſchof 

ele und gegen die wäürttembergiiche Regierung. 

4-27. „ [Br and: Preußen.] Abo. “aus: genehmigt ben Geſetzes⸗ 

entwurf betr. Vermögensverwaltung katholiſcher Kirchgemeinden ni 

der Modification, daß der Pfarrer nicht der geborene Borfigende 


19. „ 
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Kirchenvorftandes fei, fondern bdiefer feinen Vorſitzenden frei wählen 
olle 


25. April. [Branfreid.] Gambetta bezeichnet den neuen Senat ala ben 
„Großen Rath der franzöfifchen Gemeinden“. Derſelbe gibt ſich große 
Mühe, auf die radicalen Mafjen mäbigend einzuwirken. 

26. „ ([Beutiches nei Die Reichsjuſtizcommiſſion des Le Bank be: 
Ichließt gegen eine Minderheit von nur 3 Stimmen, die Handeläge: 
richte aus dem Entwurf einer deutfchen Civilprozeßordnung ganz zu 
ftreichen. Die betheiligten Kreiſe gerathen darüber in große Auf: 


regung. 

27.—29. „ [OefterreihelUngarn: Defterreich.] Unruhen in Graz gegen 
den ſpaniſchen Infanten Don Alfons, den Pruber des Prätendenten 
Don Carlos. 

28. „ [Dänemark] Folkething: Die Vereinigte Linke und die Centrums⸗ 
partei vereinigen ſich bezüglich des Budgets für 1875 gegen die Re- 
gierung. 


u“ [ eutihland: Dreußen.] Der kgl. Gerichtshof für Kirchliche An - 


egenbeiten eröffnet das 
ürſtbiſchof von Breslau. 

„„IOeſterreich-Ungarn: Oeſterreich] Der böhmiſche Landtag erklärt 

ae ale der 71 nichterfchienenen altczechiſchen Mitglieder für ers 
ofchen. 

„ „ [England] Der Prinz dv. Wales wird als Großmeiſter aller eng: 
liichen Freimaurer inftallirt. Es nehmen bei 12,000 Freimaurern aus 
allen Theilen der drei Königreiche an der Feierlichkeit Theil. 

„Teutſchland: Preußen.] Der ſtaatliche Commiſſär für die Ber: 
mögensverwaltung der Diöceſe Paderborn ordnet die Beſchlagnahme 
des Kirchenvermögens aller nicht nach Vorſchrift der Maigeſetze be⸗ 

Ki Pfarreien an. 
„ „TDdeutſchland. Württemberg.) II. Kammer: genehmigt den Bub: 
getpoften für die Gefandichaft ın Wien nur mit 55 gegen 20 Stimmen. 

30. „ TDeutſchland.) Die allgemeine Beunruhigung über bie geficherte 

Yortdauer des Friedens dauert noch immer fort. Frankreich benützt 
diefelbe, um Deutjchland namentlich bei den Regierungen von Eng: 
land und Rußland zu verbächtigen. 

„„TDeutſtches Reid] Ser großartige Ausbau der Feſtun Den ii 
im wejentlichen bereit3 vollendet: Deutjchland kann nach diefer Seite 
Hin gegenüber Frankreich ruhig fein. 

„» » [Deutihland: Preußen) Abg.⸗Haus: genehmigt auch die Bor: 
25 betr. Organifation von Berwaltungsgerichten für die 6 öſtlichen 

rovinzen. 


erfahren auf Amtsentſetzung gegen den 


29. 


30. „ TDeutſchlaud: Bayern.) Die Agitation der ultramontanen Partei 


für die bevorftehende Neuwahl ber II. Kammer läßt die „bayeriichen“ 
und „patriotiſchen“ Elemente mehr und mehr in Hintergrund treten 
gegenüber den „römiſch-katholiſchen.“ | 

" Be ien— Deutj land] beanttmortet die neue deutſche Note Dez. 
des Gallen Duchesne v. 15. 


1. Mai. ſDeutſchlaud: Preußen.] Das S grsexß gegen bie romiſch⸗katho⸗ 
liſche Kirche tritt in Kraft: ſämmtliche kgl. Kaffen ftellen Die bis— 
berigen Zahlungen an bie römijchtatholiichen Geiftlichen, infoweit 
fie nicht ausdrücklich oder thatfächlich erklären, fich den Staatsgeſetzen 
zu unterziehen, ein. 

» „ [Deutiland: Preußen.) Abg.-Haus: Die Regierung legt demjelben 


"” 


pril ausweichend. 
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einen @elepesenttourf betr. Aufhebung aller Möfter in Preußen binnen 
6 Monaten vor. — Das Haus nimmt ben Gefepesenttourf betr. Ber: 
mögenävervaltung fatholilcher Kirchgemeinden in dritter Zejung mit 
238 gegen 89 (ultramontane) Stimmen an. 

1.8. Dei’ tatien.) U. Rammer: Debatten über die Interpellationen La- 
porta und Mancini über das Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche. 
u Nirchenpolitit wie in Deutſchland 

en gendthigt, eine ſtrengere Hands» 
m die Uusfchreitungen und Ans 
upufagen. 

Per) alte träge auf Einführung ber 

ilehe ab. 

hU der Regierung durch bad Volt 

seroeratitgen Partei, die demnach 

t. 


swahlen zum Cr. Rate. Die 
r n Gr. Rathe. Derſelbe wird aus 
88 Ulteamontanen und 48 Liberalen zufammengefept fein. 
[Schweiz: Graubünden.) Erneuerungsmaplen zum Er. Rathe. Die 
Ziberalen behaupten ihr bist ige Nebergewicht: ed werben 48 Liberale 
ge 26 Ulttamontane gewählt. 

» ., [Dänemart.] Landsthing: tritt bez. de3 Budgets für 1875 feiner: 
feits auf Seite ber Regierung. 

3. „ In Bern werden bie Ratificationen des im vorigen Fahre daſelbſt 
abgeichloffenen Beityoftueriranes auögewechjelt. Auch Frankreich tritt 
demfelben unter Vorbehalt der Ratification durch die Nationalver- 
jammlung bei. 

„17. „ [Branfreig.]) Nat.:Berfammlung: Erfte Berathung des Ge: 
fepedenttourfa betr. Freigebung des höheren Unterrichts zu Gunften 
der Glerialen. Die Glerialen fepen nit nur das Gelch, wir e8 

eſchlagen ift, fondern auch noch eine Reihe von Beitimmungen 
durch, die fie niemals erwartet, faum jemals gehofft hatten. 

4. „ [Dentiäland: Württemberg] II. Kammer: Die Regierung erklärt 
fich energiſch gegen bie Umtricbe ber Ultramontanen; dem Haupte der: 
jelben ift die Annahme des päpftl. Titels von der Regierung ſofort 
verboten werden. 

5. „ [Schweiz: Bern] Seffion der erften katholiſchen (altfatho: 
liſchen Synode des Jura in Delöberg. Die öffentlicde Meinung ſpricht 
fich über den bejonnenen und einträchtigen Geift, der in ber Synode 
zu Zage tritt, ſehr befriebigt aus. 

5. „ [Deutfgland: Preußen Die Regierung verfagt den ſog. Jubi⸗ 
laumsproceſſionen ihre Genehmigung. 

6. „ [Dentisland: Preußen.] Gerät biſchof von Breslau, deffen Proceß 
auf Amisentſehung vor dem fgl. Gerichtshofe ſchwebt, entweicht in 
ben dſterreichiſchen Theil feiner Dibeeſe. 

. . [England] Die Times bringt einen (franzdfiſchen) Allarmartilel 
gegen Deutichland. 

7.8. [Deutiäland: Preußen.) Abg.-Haus: genehmigt das Kloſter⸗ 
nufbebungage eg unverändert gegen bie Stimmen der Ultramontanen 
und bas Alttatholite I in dritter Leſung mit 202 gegen 75 Stimmen. 

„ . [Sähmeiz.) Der Sur esrath erneuert jeine —T an Bern vom 
27. Mär; de. Ausweiſung ber renitenten katholiſchen @eifilichen des 
Jura. Sie Regierung von Bern anttvortet, daß die Mafregel erſt 
dann aufgehoben werden könne, wenn der Gr. Rath ein neu auöger 


14 Allgemeine Chronik. 


arbeitetes Gefe gegen fernere Anmaßungen und Mebergriffe bes römi⸗ 
ſſchen Clerus angenommen haben werde. 

7.—8. Mai. [Belgien.] II. Kammer: Debatte über die Differenzen mit Deutjch- 
land. Das clericale Minifterium fieht fich gezwungen, die Ausſchrei⸗ 

tungen der clericalen Prefſe ausdrücklich zu bedauern. 

.„ [Rubland.] Japan tritt die Inſel Sachahn an Rußland ab. 

„ [Griedenland.] Ber König entläßt endlich doch dad Minifterium 
Bulgaris und ernennt ein neues, jeboch nicht aus den Häuptern ber 
Dppofition, fondern aus der kleinen entichieden democratiſchen Partei 
unter Trikupis als Minifterpräfident. 

10. „ [Dentiälaud -- Franfreig — England.) Tas engliſche Cabinet 
bietet gegenüber der allgemeinen Kriegsbefürchtung der Regierung bes 
deutichen Reich feine ittlung zwiſchen ihm und Frankreich an. 
Fürſt Bismark lehnt fie ald volllommen überflüffig dantend ab. 

„-13. „ [Rußlane — Deutiglend.] Der Kaiſer von Rubland trifft 
mit Gortichatoff auf dem Wege nad Ems in Berlin ein. Ende ber 
Kriegsallarmirung Europas und ber allgemeinen Spannung der öffent: 
lichen Meinung. 

» » [Dentihland: Preußen] Abg.-Haus: genehmigt das Klöfterauf: 
hebungägefeß in zweiter Berathung mit 243 gegen 80 Stimmen. 

„ » [Sämweiz: Solothurn] Die Wahl eines Verfafſungsraths durch 

das Volk ergibt einen Üüberraichenden Sieg ber Liberalen: es werden 
98 Kiberale und nur 16 Ultramontane gewählt; von den 8 Amt? 
bezirten wählen 8 liberal, nur 2 ultramontan. 

11. „ —— Nat.Verſammlung: tritt wieder zuſammen. Die Re: 
gierung legt ihr da3 Budget für 1876 vor. Dad neue Gadreägefep, 
die Haupturjache des Kriegsallarms in der deutjchen Preſſe, Toll nach 
bemfelben doch nicht jofort vollitändig durchgeführt werden. 

13.—21l. „ [3telien.] IT. Kammer: genehmigt die fünf Vorlagen der 
Regierung betr. außerordentliche Ausgaben für Befeltigungsarbeiten 
und Anichaffung von Kriegsmaterial mit jehr geringen Abftrichen. 
Damit ift die vor 5 Jahren begonnene Armeereorganifation wefentlich 
zu Ende geführt. 

» » [Rom.] Der Papit feiert fein 8Saſtes Beburtafeft. - 

- „ (Dänemark.] Ein gemeinjamer Ausſchuß beider Thinge einigt fich 
mit 16 gegen 2 Stimmen über einen Antrag, der zwar den Beichlüffen 
bes Folkethings nicht ganz, noch weniger aber den Wünſchen der Re: 
gierung entipricht. Der Mintfterpräfident Fonnesbech erklärt, die Re: 
gierung werde zurüdtreten, wenn das Budget in diefem Sinne zu 
Stande fommen follte. 

14. „ [Dänemark.] Beide Thinge genehmigen das Budget für 1875 nad 
den Anträgen des gemeinfamen Auatehuffes, Dad Minifterium Fonnes⸗ 

ea nimmt feine Entlafjung. 

„ [Zürtei: Aegypien.] Der Khedive jeht die Inftallation ber neuen 
Gerichtähöfe auf Ende Juni und den Beginn ihrer Thätigkeit erft auf 
ben 18, Dftober an, um Frankreich noch weitere Zeit zu laſſen, ber 
neuen Einrichtung beizutreten. 

17. „ [Belgien] Die Zubiläumsproceifionen, die von den Ultramon⸗ 
tanen vielfach in geradezu herausfordernder Weile abgehalten werden, 
geben an mehreren Orten zu jchweren Exceſſen Anlaß. 

18. „ (BSrankreich.] Nat.:Berfammlung: Die Regierung bringt zwei neue 
eonftitutionelle Dejehedentmürfe betr. Die Beziehungen ber öffenttichen 
Gewalten (Präfident, Senat und Zeputirtenfammer) unter fi) und 
über die Wahl der Senatoren ein und verlangt die Ueberweiſung der: 


15. 
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jelben zur Vorberathung an den der alten Majorität entiprechenden 
30er Ausſchuß. Die neue Majorilät beichließt jedoch, dafür einer 
neuen Ausfchuß zu wählen. Ber 30er Ausſchuß gibt in Folge da⸗ 
von jeine Entlafjung und wird von der Berfammlung neu gewählt 
und zwar nunmehr überwiegend aus Mitgliedern der Linten (15 Libe⸗ 
rale und nur 5 Gonfervative). Dad Broglie'iche Gouvernement du 
combat fcheint damit definitiv beieitigt. 

19. Mai. [Deutihhland.] Zweite Synode der Altkatholiten in Bonn. 

[Dentfches Reich] Bundesrath: Sachen: Weimar ftellt den An⸗ 
trag auf Berminderug der Matricularbeiträge durch Erhöhung beftehen: 
der ober Einführung neuer Steuern. 

. „ _[Spanien.) Ein fol. Decret leitet die Wiederherftellung einer con: 

ftitutionellen Verfaffung ein. 

20. „ [Spanien.] Eine große Notabelnverfammlung hbeichließt bie Aus: 
arbeitung eines Berfaflungäprojettes und jegt dafür eine Commiſſion ein. 

[Rußlaud.]) Ein Rundichreiben Gortſchakoffs an die mittleren und 
fleineren Staaten der Brüffeler Conferenz beweist, daß Rußland auf 

„die Idtet ha Zerfolgung feiner diesfallſigen Vorſchläge noch keineswegs 

verzichtet hat. 

21. „ Deutſchland: Preußen.] Herrenhaus: ent ben Geſetzes⸗ 
entwurf betr. die mögen3verwaltung katholiſcher Kirchgemeinden 
mit weſentlichen Abſchwächungen, beſonders darin, daß er die Regie⸗ 
rungsvorlage, welche den Vorſitz im Kirchenvorſtand dem Ortspfarrer 
uͤbertrug, wieder herſtellt. 

22. „ [Deutigland: Preußen.) Herrenhaus: genehmigt bie Aufhebung ber 
Art. 15, 16 und 18 der Berfaffung mit 68 gegen 25 Stimmen und 
das Klofteraufhebungs:Gejeg unverändert nach den Beichlüflen des 


M Abg.:Haufes. 

23.—26. „ [Dentihlaus.] Die beiden Den der Socialdemofraten 
verjchmelzen ficd auf einem Congreß in Gotha unter dem Namen: 
„Tocialiftiiche Arbeiterpartei Deutſchlands“. 

„  . [Säweiz.]) Bon ben ber allgemeinen Boltzabftimmung unteriwor: 
fenen Bundesgeſetzen wird dasienige betr. Civilehe mit 211,500 gegen 
201,733 Stimmen angenommen, das andere dagegen betr. politifche 
Stimmberedhtigung mit 205,408 gegen 201,733 Stimmen verivorfen. 

„ [Belgien] Nachdem ber belgiiche Gerichtshof beichlofjen Hat, die 
weitere Berfolgung der Unterfuchung gegen Duchesne einzuftellen, über: 
macht die Regierung die Acten bes Prozeffes derjenigen des deutichen 
Reichs und erklärt fich endlich bereit, die diesfällige Lücke in der bel: 
giſchen Geſetzgebung auszufüllen. 

„IFrankreich) Das neue Miniſterium Buffet ſucht doch wieder 
die alte Majorität herzuſtellen. Es läßt officids erklären, daß es be: 
züglich der Wahlen zur Deputirtenkammer entſchieden für das ſog. 
Arrondifiemementzfyftem und gegen das ſog. Liſtenſcrutinium Partei 
nehmen werbe. Jenes verlangt aber die alte Majorität, für dieſes 
ift dagegen einmüthig die geſammte Kine. 

25. „ 2. Juni. [Schweden nnd Rorwegen — Dentihland.] König Oskar 
bejucht den Kaiſer Wilhelm in Berlin und auf dem e dahin den 
König von Dänemark in Kopenhagen. Im Gegenſatz gegen feinen fran: 
zoͤſiſch gefinnten Borgänger auf dem Thron neigt fe König Oskar 
ganz entfchieden zu Deutſchland Hin. 

„ (Belgien) Senat: jchließt fich einftimmig dem Botum ber II. Kam⸗ 
mer vom 8. Mai an und bedauert auch jeinerfeit3 die Ausschreitungen 
der Bilchöfe und ber clericalen Prefie gegen Deutichland. 
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26. Mai. Italien.] Senat: beftätigt auch feinerfeitd bie Kar aller 
oe Privilegien der Cleriker bezüglich Ableiftung ihrer Militär: 


pflicht. 

27. „ [Dentidlaun: Bayern.] Die Regierung verbietet die Abhaltung von 
Jubila ums⸗Prozeſſionen, da bie hör fi) weigern, für diejelben 
das landesherrliche Placet nachguluchen, 

28. „ [Deutihland: Preußen] Die egierung fordert den Biſchof von 

ünfter auf, fein Amt freiwillig niederzulegen. 

„3. „ ſDeutſchland: Preußen.) zen aus: genehmigt bie neue Pro: 
vinctalordnung nur mit wejentlicden Modificationen gegenüber den 
Beichlüfien des aba Hann. Das Zuftandelommen bed Gelee? wird 
dadurch vorerft zweifelhaft. 

„ u [Briedenland.] Ber König löst die Kammer auf und ordnet 
Neuwahlen an. 

30. „ [Italien] Ein kgl. Dekret erklärt die biäherige Nationalgarbe in 


Blüte. An allen Eden und Enden be Landes finden seegelfionen 
ilitaͤrs de: 


— „ [Berein. Stanten.| Präfident Grant fcheint zum dritten Mal ala 
Kandidat für die Präfidentichaft der Union auftreten zu wollen. 
Selbft die republikaniſche Bartei ift dem Plan indeß nicht günftig. 


2. Juni. [Deutidlaud: Preußen.) Abg.⸗Haus: beharrt bez. der Vermögen? 
verwaltung Latholifcher Kirchgemeinden gegen dag Herrenhaus darauf, 
daß ber Ortspfarrer nicht der geborene Vorſitzende des Kirchenvor⸗ 
ftandes fein dürfe. Das Herrenhaus gibt nad). 

3.—16. „ [Italien] II. Kammer: Debatte über die Zuftände auf Si: 
eilien und über den von der Regierung —F zu Ende des vorigen 
Jahrs eingebrachten Entwurf eines Sicherheitsgeſetzes. Enthüllungen 
Tajani's. Die Regierung verzichtet auf die Durchbringung ihres Ge⸗ 
ſetzesentwurfs und begnügt ſich mit einem kurzen Artikel, der ihr 
wenigſtens eine gewiſſe Vollmacht für Sicilien gewährt. Außerdem 
ſoll eine gemeinſame Enquète der Regierung und der Kammern über 
die Zuſtände Siciliens angeſtellt werden. 

4. „ Deutſches Reich. Bundesrath: beſchließt ber. des Antrages Mei: 
mars betr. die Matricularbeiträge, zunächft zwei Gejeßesentwürfe betr. 
Erhöhung der Brauftener und Einführung einer Vörſenſteuer aus: 
arbeiten zu laflen. 

„Schweiz: Genf] Der (arttatpotiihe) Kixchenverwaltungsrath läßt 
die Stegel von der Kirche Notre⸗Dame entfernen unb nl Befitz 
don —2 Die Römiſch-Katholiſchen proteſtiren und rufen den 
Schutz der Gerichte an. 

7. „ ITeuntſchland: Preußen.) Abg. Haus: tritt bez. der Provincialord⸗ 
nung mit 213 gegen 148 Stimmen einem Bermittlungsporichlage bei, 
beffen Annahme durch dag Herrenhaus bereits gefichert ift. 

ou —— Baden.] Die Regierung unterſagt alle und jede Yu: 
biläumöproceffionen. 

„» „ [Schweiz] Zujammentritt der Bundesverfammlung zu ihrer or: 
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bentlichen Sommerjeifion. Die Wahl der Präfidenten in beiden Räthen 
keigt, daß auch bie Mehrheit bes Ständerath3 zu Concelfionen an die 

Itramontanen nicht geneigt if. Die Regierung von Bern recurrirt 
gegen bie ihr bez. Aufhebung des Ausweilungsbeichluffes gegen bie 
renitenten vömisch-tatholifchen Beifttichen vom Bundesrathe geftellte 
a unlans Friſt an die Bundesverfammlung. 


9. Juni. —— Unterhaus: lehnt den erneuerten Antrag auf Ein⸗ 
e 


10. 


16. 


17. 


führung einen Schulzwangs mit 164 gegen 91 Stimmen 
ab. —*— Do macht indeß entihie ne Fortſchritte. 
„ [Schweiz: Genf.] Gr. Rath: Iehnt den erneuerten Antrag auf 
Zrennung zwiſchen Staat und Kirche wiederum mit 61 gegen 26 
Fa a 
Deutſchlaud: Preußen.) Ab u3: Der Finanzminifter erflärt 
‘0 für Beibehaltung des —*8 n Freihandelsſyſtems und gegen 
Es 33 einer thätigen Partei angeftrebte Rückkehr zu gemäßigten 


ans: amigt das Altkatholikengeſetz einfach in der Faſ⸗ 
fung des Abg. ‚Daules 

. (Deutihlan Preußen.) Der Fürſtbiſchof von Breslau wird 
Den geſetzwidriger Ercommunication gerichtlich zu 2000 ME. Geld 

oder 133 Tagen Gefängniß verurteilt. 

„ [Deutihland: Bayern.) Die Regierung trifft die ihr geie al 
zuſtetende 5 Einteilung der Wahltreife für die bevorſtehende 

neuen II. Kammer. Die ultramontanen Blätter eifern —** 
egen dieſe Wa hlkreisgeometrie⸗ die ihre Ausfichten allerdings we⸗ 
Fi —— eeignet ſcheint. 

Danemart.] Nicht ohne Schwierigkeiten kommt endlich ein neues 
rien zu Stande. Dasjelbe ift ausfchließlich der rechten Seite 
des Landsthings entnommen. 

.„ [Schweiz] Die DelegirtenBerfammlung der altkatholiichen Ge: 
meinden und Bereine der Schweiz (Erſte Synode derjelben) nimmt ben 
ihr vorgelegten Entwurf einer „Verfaffung der chriſtkatholiſchen Kirche 
der Schweiz" mit großer Mehrheit an, beitellt den Synodalrath und 
beichließt bie Wahl eines Biſchofs au verſchieben. 

Teutſchland: Breußen.) Schluß der Seſſion des Landtags. 

Fraukreich.] Nat.Verſammlung: Der neue 30er-Ausichuß ent⸗ 
ſchaͤdei fich mit 17 gegen 7 Stimmen bezüglich der Deputirtenwahlen 
für das fog. Liftenferutinium, wie e3 die Liberalen, und gegen das 
ſog. Arrondiffementoſerulinium, wie es die Conſervativen und mit 
ihr die Regierung wünſchen. 

ce weiz: Et. Gallen] Gr. Rath: fließt feine Berathungen 

eine Revifion ber Berfafjung, wobei namentlich die Artitel über 
das Berhältnig zwiichen Staat und Kirche und über bie Stellung 
der Schule jehr präcis im Sinne moberner An ſchauungen gegen den 
ir gen Widerfiand der Ultramontanen gefaht werben. 

Frankreich) Auf Befehl des Papftes wird in allen Kirchen 
Frankreichs das Land dem Hl. Herzen Jeſu geweiht. Die ultramon: 
tanen Blätter triumphiren laut über den mächtigen Fortgang der uls 
tramontanen Agitation und bie belgischen Blätter bezeichnen bereits 
ala Biel Berelöen: eine katholiſche Liga unter der Leitung des Papftes 


and: Eljap-Lotkringen.] Eröffnung des neuen Bandes: 
ausſchufſes. Bon 30 Mitgliedern haben fich 29 dazu eingefunben. Die 
große Mehrzahl berielben huldigt entjchieden gemäßigten Sefinnungen. 
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18. Juni. IItalien.]) Schluß der Kammern. Die Frage der füditalieni- 


2. 


25. 


or 


27. 


28. 


ſchen Eifenbahnen bleibt unerledigt. 

„ [Deutiheg Rei — Oeſterreich.] Erzherzog Albrecht befucht 
ben deutichen Kailer in Ems. 

. Be Der Bapft feiert fein 30jähriges Negierungsjubiläum. 

ſIDeutſches Reich] Die Neichsregierung fiebt fi dem Wider: 
ftande der Mittelftaaten gegenüber genöthigt, auch den zweiten vom 
Reichzeifenbahnamt ausgearbeiteten Entwurf eines Reichseiſenbahn⸗ 
aeeges zurückzuziehen. 

Oefſterreich⸗Ungaru.]) Beginn der Verhandlungen zwiſchen ben bei⸗ 
den Regierungen über die Erneuerung des Zoll- und Handelsbünd⸗ 
niſſes von 1867 zwiſchen erreich und Ungarn. 

— 6. Juli. (Deutſchland: Preußen.] Der Eultusminifter Falk macht 


. eine Rundreiſe in der Rheinpropinz und wird babei in den Städten 


Köln, Bonn, Düffeldorf, Aachen ꝛc. mit Iebhaften, zum Theil wirt: 
lich großartigen Demonftrationen gefeiert, jo daß feine Reife einem 
wahren Zriumphzuge gleicht. 

„» [Spanien. in —5 — von 5 großen Kriegsſchiffen beginnt 
die in den den der Carliſten befindlichen Küſtenſtädte Biscaja's 
zu beſchießen und ihre Strandbatterien zu demontiren. 

„ [Säweiz.] Beide Räthe der Bundesverſammlung genehmigen bie 
revidirte ——* des Kantons Luzern nur unter augbrüdlicher 
ftrictee Wahrung des vollen Auffichtsrechtes de Stantes über Die 
Schule, auch über die Privatichulen. 

Deutſches Reich.) Der Kronprinz bes deutjchen Reichs und von 
Preußen hält in Swinemünde eine große Flottenrevue ab. 

»„ MDefterreih:Ungarn — Rußland.) Zuſammenkunft der bei: 
den Kaifer in Eger gelegentlich ber Rückkehr des Kaiſers von Ruß⸗ 
land vom Rhein nach St. Petersburg. 

.„— 1. Juli. ſSthweiz.) Beide Räthe der Bundesverſammlung ver: 
ftändigen fich darüber, die der Regierung von Bern vom Bundesrathe 
geftellte Frift für die Aufhebung des Beſchlufſes betr. Ausweiſung 
der renitenten röm.-kath. Geiftlichen bis Mitte November zu verlängern. 
„ [Zürfedi: Aegypten.] SFeierliche Anftallation des neuen internatio: 
nalen, aus europäifchen und mubamedaniichen Richtern Zulammen: 
gelegten oberften Gerichtshofs (ftatt der bieherigen Conſulargerichts⸗ 

rkeit) durch den Khedive. 

„ [Oefterreih:Ungarn.] Kaifer Ferdinand Fin Prag. Zu feinem 
feierlichen Zeichenbegängnik finden fich die Kronprinzen von Deutich: 
land, Rußland und Stalien ein. BDaßjelbe geftaltet ich dadurch zu 
einer Art erneuerter Bekräftigung bes Dreifatferbündnifles. 

.» — 8. Juli. [Spanien.] Die Generale Campos und Jovellar haben 
ben Maeſtrazzo don den Garliften gefäubert. Gatalonien, Valencia 
und Aragonien find von denjelben befreit und das Gebiet des Don 
Garlos auf die Gebirgagegenden des Norbens eingebämmt, 

„ Belgien.) 11. Kammer und Senat: haben fih über ben ihnen von 

ber Regierung vorgelegten Geſetzesentwurf geeinigt, durch welchen die 

Lücke in der bel —* Geiehaebung bez. des Falls Tuchesne ausge⸗ 

füllt und bie Differenz mit Deutichland zur Zufriedenheit des letztern 

vollitändig beglichen wird. 

[(Holland.] Das Reſultat ber Erneuerungswahlen für die Hälfte 
der II. Kammer ergibt 42 Liberale, 10 Conſervative, 12 ſog. Anti⸗ 
Revolutionaͤre und 16 Ultramontane. 

„[CCTürkei: Montenegro] tritt dem Berner Weltpoſtvertrage bei. 
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Anf. Juli. [Deutihland: Bayern.) Zie jämmtlicden Biſchdfe erlaffen 
zum heil jehr yeitige Wa bixtenbriefe, um die ultramontane Partei 
in dem bevorfiehenden fampfe zu unterflügen. Das kgl. Placet 
wird dabei von keinen, der ie nachgeſucht. 

Oeſterreich⸗ Un xn.J Neuwahl des Unterhauſes. Das 
Minifterium —— — har durch dieſelbe eine geradezu über: 
wältigende Dia jorität. ” 
.„ .  IStalien.] Das Gericht gibt der mantuanijchen Gemeinde del Dofio, 

bie fi) ihren Pfarrer dem Biſchof zum Zroß jelbit gewählt bat, Recht 

und interpretirt in ihrem Urtheil ben Art. 1 der Staatäverfafiung, 

wonach die roͤmiſch-⸗katholiſche Religion die Staatzreligion ift, im: 

plicite in die frauzoſiſche Yaflung, nach welcher die römiſch-kat olifche 

Religion bloß die Religion der Mehrheit der Franzoſen ift. 

„19. [Rußlanbd.] Zulammenteik der diesjährigen internationalen 

Telegrap henconferenz in St. Peter 
5. „ Frantreich.] Nat. ‚Vefammlung: wewinigt dem Kriegsminiſter 

einen Nachtragscredit von 100 > ARillionen auf den Biquidationeonto, 

db. 5. für das Retablifiement ber 
6.19. Schweden nnd Norwegen — bleu.) Köni „Datar bejucht 

Rubla und den ruſſiſchen Hof in St. Peteröburg. Es ift klar, daß 

König Oskar fi) dem Dreikaiſerbündniſſe perfönlich und thatfächlich 

joweit anſchließt, ala es die Verhältnifie ihm nur immer erlauben. 

[ J, Rat.»Berfammlung: a weite Berathung des Gejehes 
"über dag gegenjeitige Berhältnig der öffentlichen Gewalten. Die Re 
— Ieht ihre Vorlage gegen die Mehrheit der Linten faft unver 


Bent \ölanb: Preußen] Der tgl. Berichtäbef für kirchliche An: 

"ge eben befchließt die rue des Verfahren? auf Amtsent⸗ 
jegung gegen den Bilchof Brinkmann von Münfter. 

„—12. (Gran Nat.⸗Verſammlung: Ziveite Berathung des Ge⸗ 

Ipentwurf betr. Freigebung des höhern Unterricht zu Gunften ber 

icalen. Dieſe behaupten nicht nur alle in der eriten Berathung 

von ihnen Durchgefepten, für fie günſtigen Beitimmungen, ſondern er: 

ringen ſogar noch neue Vortheile. Das Gejeg wird ſchließlich als 

Ganzes mit 316 gegen 266 Stimmen, alfo mit einer Mehrheit von 

50 Stimmen, befinitiv angenommen. Die in hiedenen Liberalen ers 

bliden darin mit Recht eine jchwere Niederlage für ihre Anſchauungen. 

Die Ultramontanen ſchlagen Dagegen ein wahres Zriumphgeichrei auf 

ai —— feinen Zweifel über ihren Plan, pie Univerfität mit ber 


1-11. 


9... en Die Regierung veröffentlicht das Bu age für ign 8 
ark ein. 


jaͤchlich iſt ee ohne Zweifel noch ein weit hoͤheres. 
ei Bee [Ira ] Nat.Verſammlung: ‚Debatte über den Eomiffiond- 
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öferreichifche Fahne auf. Die kürliſchen Truppen im Sande find unge: 
mügend, die Vewegung raſch zu unterdrüden, und die Türkei zögert, 
weitere Truppen herbeizuzieben, bis es zu fpät ift. 

17. Zuli. [Deutfhland: Bayern.) Der Domcapitular Hohn in Würzburg 
wird wegen liberaler Stimmabgabe vom Bifcjof gemaßregelt. Der: 
felbe wendet fi um Schuß an bie Staatögewalt und Biſchof 
fieht fich gezwungen, ſeine Maßregeln zurückzunehmen. 

v„ »_[BDeufi land Eljaß-Lothringen.] Schluß der erften Geifion bes 

Frey ſchuffes. Die Refultate berfelben find im Ganzen ſehr bes 
iedigenb. 

20. „ [Dentidleud: Preußen.) Die katholiß Biſchdfe nehmen das Ger 
M — — ae nen tro 
ihres früßeren Prote ‚gegen dasſelbe nunmehr doch an, um dadur 

2 BE “ —* alas 

Zu »Berfaommlung: beſchließt, fich neuerdings vom 

Nov. zu bertagen, Eve find bie Auflöfung 
ıd die Neuwahlen in weite Ferne gerückt. 

.—. Zweiter italienifcher Katholilen-Gongrek in Flo: 
beziehen ſich namentlich auf bie Eroberung des 
die Kirche wie in Frankreich und auf eine immer 

bex Ulttamontanen an ben jeindeinahlen, um 
iß gen, den mobernen Staat zu — 
u .) Rat.:Berfammlung genehmigt die Regierungs: 
vorlage über die Senatswahlen ohne bemerfenstwerthe Debatte, 

24.—27. , Cpanien.) Die Commiffion der Notabelnverfammlung v. 20. 

Mai beichließt mit 22 gegen 8 Stimmen, die Eultuäfreiheit von 1868 


23.—2 


uch in der neuen Derfa ung aufrecht An Iten. 
«  „ [Deutfhland: Bayern.) Allgemeine hlen zur II. Kammer. Die: 

felben ergeben wirklich, wie vorauägefehen, 79 Ultramontane und 77 

Kiberale, alſo für jene eine Majorität von bloß 2 Stimmen. 

29. „ [örantreid,) Nat.:Verfammlung: befellt bie Permanengeomiffion 

für die Ferien mit 13 Mitgliedern der Rechten und 12 Mitgliedern der 

Rinten, Die Lage ift in Folge der entfehiedenen Hinneigung der Re: 

gierung auf Seite der Gonfervativen und ber alten Majorität wieder 

eine ſehr zweifelhafte geworben. 

[Griegenland.) Neuwahl ber Kammer. Die Oppofition erringt 
einen vollftändigen Sieg. Die Partei Bulgaria zählt in ber neuen 
Kammer nur mehr 17 Stimmen. 

3. „ ‚[dtalien.) Die Regierung geht in Folge des Rejultats der Interpella - 
tionen Laporta und Mancini nunmehr gegen bie Biſchöfe, twelche das 
Erequatur trogig nicht einholen, fhärfer dor: eine je Reihe der⸗ 
felben muß die von ihnen ungefeplich bezogenen Silgorieen Palaſte 
wieder räumen, wobei einige gewältſam ermittirt werden müſſen. — 
Die Gemeinbewahlen fallen in einer Reihe großer Gtäbte diesmal 
clerial aus. Die Ultramontanen faſſen darauf geftügt neuen Muth 
und neue Hoffnungen. Der Grundſaß des Vaticand ne elettori ne 
eletti gerät ind Wanfen. 

. [dranfreid.] Die Glericalen haben bereits die Errichtung von vier 
»fog. katholiſchen Univerfitäten in Angriff genommen. 
. . [Xürfei) Gin Erlaß des Sultans befiehlt, ben Bau ber Hein» 
afiatiſchen Eifenbahnen unverzüglich) in Angriff zu nehmen. Die 
Koften übernimmt der Sultan angeblich auf Fine rivatchatulle. 


1. Aug., [Oeflerreid, Rußland und das Dentjche Reis) Haben ſich dahin 


30. 
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verſtaͤndigt, die Inſurrektion der Herzegowina und in Bosnien nicht 
zu "einem Wieberausbrucd ber orientaliichen Trage fi auswachſen 
zu laffen und zu diefem Ende hin gemeinfam vermittelnde Schritte zu 
thun. Rußland überläßt — die leitende Rolle Oeſterreich. 


1.-8. Aug. [Deutihland.] Abhaltung des deutſchen Schützenfeſtes in 


Stuttgart. BDasjelbe trägi ein durchaus nationales Gepräge und legt 

Bi; ‚erhebliche Fortſchritie des deutjchen Schützenweſens an ben Tag. 

Zürtei: Montenegro, Serbien, Rumänien — Griedenland.] In 

ontenegro und in Serbien Herricht in Folge ber Infurrektion in 

der 55 zegowina große Aufre —A— ; dagegen bleiben Rumänien und 
and a gleichgültig und neutral. 

. „Ben ches Reich.) Die gelammte Artillerie ift nunmehr mit den 

en Fi: gefanmte Infanterie mit dem neuen Maufer: 
geinehee audgerü 

„ [Yrentreid.] —* Regierun beruft die Angehörigen der fogen. 
Zerritorialarmee (Landwehr) für den September zum erſten Mal zu 
den großen Herbftmandvern ein. 

„ [Dentiäland: Preußen.) Der abgefepte Biſchof von Paderborn 
entweicht nach Hollaud. Derfelbe wir dehnt feiner igenſchaft 
als preußiſcher Staatsbürger für verlutig evtl 

en Herzegowina.) Zvebinje wird von den Inſurgenten ein: 
chlofſſen. Die arii Schwäche der Türkei in der Herzegowina 


Mi; auf p latter Ha 
ürfei — ——— — der Pforte die Aus⸗ 
di von Truppen in Klek behufs Unterdrüdung des Aufſtands 
> Herzegowina zu. 

„Euũrltei: — Die Wahlen zur Skupſchtina find in weit 
ũberwiegendem Maße national und gegen das Cabinet Stephanowitſch 
ausgef Dasſelbe verlangt ſeine Entlafjung. 

[ * Bosmen] Auch in Bosnien bricht der Aufftand gegen 
" bie Zürfei 103, 

Türkei — Die drei Ofimädte.) Die Gejandten ber drei Dt: 
” mächte bieten ber Türkei ihre guten Dienfte behufs Zil gung ber 
ziuhrrueftion In ber Herzegowina an. Die Pforte lehnt das Aner- 

vorerſt 

IFra el Ein katholiſcher Congreß in Poitierd beichließt eine 

eihe von Reiolutionen, die dahin zielen, ben Code allmälig wieder 
durch das canonifche Recht zu, erfegen. 

. [Eürtei: erzegowina.] Die in Klel gelanbeten türkiſchen Truppen 
—* je und erzwingen den freien Paß na oſtar. Der 

d gelangt dadurch wenigſtens zu einem augenblicklichen Still⸗ 


—— die drei Oſtmãchte.]) Die Geſandten der drei Oftmächte 
—E* ihre Dermittlungsanerbieten. Die Pforte nimmt es nun⸗ 
mehr an. 

[Sriedenland.] Der König eröffnet die neue Kammer mit einer 
—9 efergenige Thronrede 

se Minifterrat beichließt mit Mehrheit der Stimmen, 
fir ie In. ber künftigen Cortes das allgemeine Stimmrecht bei 


Der päpftlicde Runtius verlangt in einem Rund⸗ 

—8 hie —X bie Wiederbeſeitigung ber Cultusfreiheit, die 

ken an ung ber katholiſchen Glaubenzeinheit und überhaupt bie 
ſtrikte Wieberherftellung bes Concordats von 1851. 
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25. Aug. [Türfei.] Der bisherige Großvezier Efſed Pafcha gibt feine Ent: 
laffung. Der Sultan beftellt nımmehr fein Minifterium aus den ge- 
weſenen Broßpegieren Mahmnd Paſcha. Mithad Paſcha und Huffein 
Anni Paſcha ever Paſcha wird zum Specialcommiflär der Pforte 
in ber Herzegowina ernannt. 

28. „ Frankreich.) Die Handelskammern bed Landes haben fi) mit 
einer einzigen Ausnahme einmüthig für Aufrechthaltung der Handels⸗ 
freiheit und für —— der a tlaufenden Handelsverträge auf ber 
bisherigen Grundla AA ansgeſprochen 

— „IBSrankreich.] Prinzen von Orleans verkaufen nach und nach 
die ihnen |. 3. von Rapolen confiscirten, von ber Rat.-Berfammlung 
ihnen aber wieder zurückgegebenen Güter. 

— „ [England] Die öffentliche Meinung Ipricht fich vielfach für Die 
Errichtung eines neuen türkiſchen Vaſallenſtaates in ber owina 
und Bosnien aus. England iſt offenbar nicht mehr geneigt, für bie 
Antegrität ber Türkei einzutreten. 

— , —— Aufftand in Kokand. Der Chan wird vertrieben und 
bie Aufftändiichen fallen in das ruffifche Gebiet ein, werben aber aufs 
Haupt geichlagen und über die ruffiiche Grenze zurüdgeworfen. 

— . [Zürkei: Herzegowina.) Der Aufftand eiheint durch die biäherigen 
Erfolge der türkiichen Truppen von ber dalmatiniſchen Grenze ab und 
an bie montenegrinifche Grenze gedrängt. Dalmatien und Montenegro 
find von Tauſenden von iin en * berfünt. Der Aufftand felbfi 
wird don Montenegro aus tebhaft unterftüßt. Die Pforte Hat ihre 
frühere Saumſeligkeit naopgeholt und bedeutende Truppenmaſſen her: 
beigezogen, die fie an der Grenze Serbiens concentrixt. Serbien remon: 
ſtrirt umfonft in Konflantinopel gegen Diele Drohung. 

1.8. Sept. [Deutj lanb.] * diesmal in Munchen verſammelte 
volfswirthichaftli A fid mit 62 gegen 58 Stimmen 
für das Pri BE bon en 

. [Schweiz] Der Synodalrath der. altkatholiſchen Rinde in F 
ESchweiʒ e " die Beichte für nicht-oblige atorifch und beſchließt, Da 
die Fähigkeit zur Bekleidung geiftlicher Amtsftellen nicht bavon * 
bängig fei, ob der Prieſter brrbeicathet ober unverbeirathet fei. 

„» „ ([Zürkei: Serbien.) Die Stupichtina ift in ae SH zufammens» 
getreten. Die Rajori orität iſt entſchieden omladiniftif ürft Milan 
entläßt nunmehr das nm Stephanowitſch und beruft ein 
nationales Minifterium a 

2. [Deutſches Reid] Der tag der Schlacht von Sedan wird 
"im größten Theile Re o Nationalfefttag gefeiert. Nur bie 
Ultramontanen und die Socialdemocraten enthalten fi) grundjählich 
jeder Betheiligung. 

8. [Tärlei: Herzegowina.) ortencommifftx und die eunropäif 
" Sonfuln find in Moftar — rmittlungsverſuchen mit den 
ſurgenten beiſammen; aber es findet ſich kein einziger Anfurgenien- 
führer ein und es bleibt ben Pr nicht® anders Abrig, als bie 

Inſur inpr im Lande felbft aufzuſu 

4., den land.) Die Kolander werben bei Machram anfs Haupt ges 


re Der aut. Be en ber Spike der Mittel otte 

be Abmiral La Ronci iR fe einem offenen 

Grete für bie Wiederherfelung — Kai Derieibe wird 
dafür von ber Regierung fofort abgeſ ee 

7-10. „ [Deutidland]“ Die deutichen Ultramontanen machen einen 
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bemonftrativen Pilgerzug nad) Lourdes und Paray⸗le⸗Monial in 
Frankreich. Die Demon on erſcheint aber ala gänzlich verfehlt. 

9. Sept. Türkei: Herzegowina.) Die europäiſchen Gonjuln beichließen 
in Moftar, fi in zwei Gruppen zu theilen und die Inſurgenten⸗ 
führer, die einen in Trebinje, die andern in Revefinje aufzufuchen. 

11. „ [Spanien] Die Beibehaltung deö allgemeinen Stimmrecht für bie 

bevorftehenden Eorteswahlen führt schließlich Doch zu einer ee Ehaltunn 
des Minifteriumd. Das Gabinet Canovas del GEaftillo tritt zuräd, 
General Jovellar bildet ein neues. 

12. „ [Schweiz: St. Sallen.] Die neu Korn Verfaffung bes Sans 
ton? wird vom Volke in allgemeiner Abftimm u größtentheilö ver 
worfen und zwar bez. ber Firchenpolitifchen Artikel mit 19—20,000 

8 . 14,000 dan) Rath; Gmigt audi Derelh 

13. eig: genehmigt auch in zweiter Berathu 

ae betr. Dee rgriffe ve zömild- katholiſchen Seiſttigen —* 
—* die Anfhebung ber Ausweifung der renitenten kathol. Geiſt⸗ 
lichen des Jura ermöglicht werben ſoll. 

— . [Deutidland: Preußen.) Der Cultusminifter all wird auf 
einer Rundreife in Schleäwig-Holftein faft ebenjo lebhaft wie ums 
längft am Rhein ee feiert. 

19.—22. [Deutfäes eich.) Große Flottenrevue durch ben Kaiſer bei 

nemünbde 

20. „ en Eröffnung der neuen Legiälaturperiode. Die Thron: 

efteht zu, daß es noch energifcher Thaten bedürfe, um den at- 
—2 — et auf Sumatra zu einem für Holland befriedigenden 


Ende ren. 
„u. (Binden, General Kauffmann t feinen Einzug in Kokhand. 
Naffyr⸗Eddin, der Sohn bed vertriebenen Ehen, wird ala Chan ans 
erfannt, dagegen ein Theil des Landes für Nußland annectirt. 
21. „ [Oeflerreih-Ungarn.] Zufammentritt der Delegationen in Wien. 
22. „ [Zürlei: Herzegowina.] Beide Sonfular-Delegationen Lehren un: 
verrichteter Dinge nad) Moftar zurüd. Die Inſurgentenchefs haben 
als Borbebingung für jede Beſprechung den Abi eines Waffen: 
ftillftandes und den Ausſchluß irgend eines türki Vertreters ge: 
fordert, worauf die Conſuln nicht eingehen Tonnten. 
25. „ [Deutf ie in De Eine Conferenz von Delegirten ber deutfchen See: 
—— in elin fpricht ſich ſehr energiſch gegen bie Gelüſte 
utzzoͤlln 
28. „ (zielt: —* Skupſchtina: bewilligt dem Minifterium eine 


Kri 
29. „ Deut Hand: Bayern.} H. Kammer: Die ultramontane ‘Partei 
macht von iheer Mehrheit von 2 Stimmen Gebrauch, um das Prä- 
fidium und dad ganze Bureau ausſchließlich ultramontan zu beſetzen 
und ſtellt bereits den Antrag au Erlaß einer Adreffe an den König, 
um darin dem Minifterium ein Mißtrauensvotum ertheilen zu können. 
»  « [Zürlei: Serbien] Ein Dekret bes puren Milan verlegt die 
ee ei Di norkifcen Gonfuln erden 
30. „ rkei: owina ie europät uln w anges 
wide in Moftar zu beiden und ihre Bermittlungebemähungen fort: 
aufeben; der Pfortencommiflär gebatt die Inſtructionen, Vorjchläge 
onſuln zwar anzuhören, aber fich in Teiner Weile zu binden. 
— „ Oefterreich⸗ ‚Ungarn, Su den uterhandlungen bes beiden Res 
giernngen über die Erneuerung des Zoll⸗ und —— of 
zwiſchen beiden Reichshälften ſtehen — * die Anſprüche zunächſt ſchroff 
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gegenüber. Die Ungarn find wenig geneigt, den Wünfchen Oeſter⸗ 
reichs bez. des Zolltarif3 zu entiprechen, während dieſes die Forde⸗ 
rungen Ungarns bez. ber Verzehrungäftener entichieben abiveist und 
auch bez. der Bankfrage fich ſchwierig zeigt. 

— Sept. [Defterreid:Ungarn.] Die Delegation ſpricht fich ſehr 
entichieden für das Princip ber Nicht = Intervention und für Auf: 
rechthaltung des territorialen status quo in ber Türkei aus. 

— „ FxFrankreich.]) Die Biichöfe und bie Glericalen find mit großem 
Eifer bemüht, eine ganze Reihe ſog. fatholifcher Univerfitäten zu or: 
ganifiren und die dafür nothwendigen Geldmittel aufzutreiben. Mehrere 
derfelben jollen, wern auch noch unvollftändig, jchon in diefem Jahre 
eröffnet werden. 

— „ [Berein. Staaten] Präfident Grant Hält in Tenneffee eine ſehr 
energiiche Rede gegen die Anſprüche der Ultramontanen bez. der Schule. 


Anf. Oft. [Dentfges Rei.) Bundesrath: Die preußiiche Regierung läßt 
bemfelben eine Novelle zum Strafgelegbuch zugehen, welche dahin zielt, 
der Regierung in einer Anzahl fog. politifcher Paragraphen ertveiterte 
Befugniffe gegenüber der ultramontanen und ber ſocialiſtiſchen Agi⸗ 
tation zu übertragen. Die Öffentliche Meinung Spricht ſich ſofort ent- 
fchieden gegen diefe Paragraphen aus. 

— ,.„ [& —X Die Regierung beharrt gegenüber der päpſtlichen Curie 
auf der Aufrechthaltung der beftehenden Sultuöfreibeit, 

— ,„ [Zürkei.] Die Stärke der türkiſchen Truppen in den aufftändifchen 

Provinzen und an der Grenze von Serbien wird auf nahezu 100,000 
Mann angegeben, diejenige der Aufftändifchen auf 10 bis höchſtens 
14,000 Mann. 

„  [Dentiäland: Bayern.] Der Biſchof Haneberg von Speyer trotzt 
der Regierung ale gelegentlich einer Jubiläumsfeier einer Wallfahrt: . 
firche in der Pfalz. Der König ſpricht fich über den Un — 
* Ziſchee in einem Handſchreiben an den Miniſter Lutz fe 

teden aus. 

„. „ .[Zürkei.] Eine kaiſerliche Irade ordnet eine Anzahl Reformen und 
Steuerermäßigungen ar. 

4 „ [Defterreih:Ungarn: Oefterreich.] ne Jubelfeier ber 
Bereiniguug ber Bulowina mit Defterreich und feierliche Eröffnung 
ber deutichen Univerfität in Saernotik, 

u. [Dänemark Der König eröffnet den Reichstag, vertagt ihn aber 
auch jofort wieder biß zum 29. November. Die Linke des Folke⸗ 
things, darüber jehr unzufrieden, erläßt ein Manifeft an ihre Wähler 
segen dag neue Minifterium Eftrup. 

„ . WZürtei: Derzegeroina.] Eine Anzahl zurüdtehrender Ylüchtlinge 
werden bon den Türken in Popovolije ala Empörer hingerichtet. 
Der Aufftand erhält dadurch neue Nahrung. 

» » . [ürte: Serbien. | Der Füurſt entledigt de durch eine Art Staats 
ftreich wieder des Miniſteriums Riftitich. 

" [@nglonn.] Ein großes Meeting für Schottland ſpricht fich in 
Glasgow energifch gegen die Mebergriffe des römiſchen Papſtthums 
und für das Vorgehen Deutſchlands gegen biefelben aus. 

6. „ [Dentidland: Preußen. Der endlich entdeckte geheime päpftliche 
Delegat für das Erzbisthum Pofen wird gerichtlich zu zwei Jahren 
Gefängnib verurtheilt. — Der Tal. Gerichtshof für len Ange- 
legenheiten fpricht bie Amtsentfegung gegen den Fürſtbi grörfler 

- bon Breslau aus. 


ents 
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6. DH. [Zürkei.) Beginn der finanziellen Kataſtrophe: die Pforte er⸗ 
Härt, vom 1. Januar 1876 an die Zinjen ihrer Staatzjchuld für 
die nächften 5 Jahre nur mehr zur Hälfte bezahlen zu können. - 

9 „ [Tärkei: Serbien.) Fürſt Milan bildet wieder ein Minifterium 
unter dem Präfidenten der Stupichtina ala Minifterpräfidenten. Au 
das Neue Minifterium befteht ausſchließlich aus Nationalen, nur ba 
fie perfönlich dem ae genehmer find, als die des entlaffenen Mi: 
niſteriums Riſtitſch. Schon Riftitich hatte 20,000 Mann Truppen 
an der Grenze aufgeftellt und das neue Minifterium fährt fort, eifrig 
zu rüſten. Die öffentliche Meinung bes Landes iſt entichieden für 
Eintritt in den Krieg. " 

10. „ ſDeutſchland.]) Die Generalverfammlung bed Vereins für Socials 
politit in Eiſenach Iehnt einen Antrag im Sinne ber Rückkehr zu 
Schupzöllen mit großer Mehrheit ab. 

11. „ [England] Der Prinz von Wales tritt mit großem Gefolge eine 


Rundreiſe in Oftindien an. 

13. „ [Deutihlaus: Bayern] U. Kammer: Die Ziweiftimmen:- Mehrheit 
ber Ultramontanen beichließt die von Jörg eingebrachte Adrefie an 
den König ala Mißtrauensvotum gegen bad Minifterium. Erklärung 
en Minderheit. Das Minifterinm bietet dem König feine 

affung an. 

15. „ [Deutihland: Baden] Die Erneuerungswahlen der Hälfte ber 
DO. Kammer ergeben 22 Nationalliberale, 6 ‚Nltamontane und 2 
Demokraten. 

» »  [Zürlei: Herzegowina und Bosnien.) Der Großvezier erläßt ge: 

Int auf die Irade des Sultans vom 2. Oktober ein Reform:Mani: 

‚ ba8 Server Aalgı für die Herzegowina und Bosnien durch eine 

Proclamation verkündet. 

16. „ [Deutihlan): Preußen.) Der Erzbiſchof von Köln muß den 
den Staate gehörigen erzbiichöflichen Palaft in Folge des Sperr: 


geleget räumen. 
» „_lOefterreiheUngarn: Ungarn] Tisza tritt auch formell als 
Minifterpräfident an die Spike bes Gabinets. 

„ [Zürkei: Aegypten] Der Beginn ber Thätigfeit der neuen inter: 
nationalen Gerichte wird mit Rüdficht auf Frankreich neuerdings auf 
den 1. Januar 1876 Hinausgefchoben. 

17. „ [Defterreih- Ungaen.] Iuß ber Seifion ber Delegationen: 
biefelben haben ſich über das Budget für.1876 verftändigt. 
18.—23. „ [Dentidlend — Italien.] Der ak Kaiſer befucht den 
König von alien in Mailand: der König ift von feiner ganzen 
lie und allen feinen Miniftern umgeben. Die Bevöllerung der 
ombardiſchen Hauptftadt empfängt den erften deutjchen Kaijer mit 
unendliddem Jubel. 

„ „,‚[England.] Gladftone fährt fort, in einfchneidenden Broſchüren 
bie Anmaßungen des römijchen Papftthums zu befämpfen und Eng: 
land auf die diesfälligen Gefahren nachbrüdlich aufmerkfam zu machen. 

19. „ [Dentidlans: Bayern] Der König nimmt die Abreffe der ultra» 
montanen Mehrheit der II. Kammer nicht an und verweigert dem 


21. „ [Rublend.] Rener Aufitand in Kokhand; au Fafye-Ebbin wird 
vertrieben, der fanatiſche Abderrhaman Autobatfchi ergreift die Zügel 


der und predigt den Heiligen Sri n die Ru 
22. „ —— bat Der Gtanirath‘ ergreift Zoflk von leihen 
und Pfarchäufern derjenigen Tatholifchen Gemeinden, beren Pfarrer 
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und Gemeinderäthe neulich und zwar im Sinne bes Altfatholiciamus 


Pa ra worden find, zum Theil unter Anwendung von Gewalt. 


Belgien.) Erneuerungswahlen der Hälfte der Gemeinberäthe des. 

ganzen Landes. Die Liberalen erringen dabei eine Anzahl nicht zu 
unterſchätzender Erfolge. Das bisherige Mebergeiwicht der @lericalen 
fcheint langſam aber afllmälig doc wieder umfchlagen zu wollen. 

. ent Reich.] Eröffnung der Herbſtſeſſion des Reichstags. 

„ Sriehenland.] Der König entläßt das Minifterium Trukupis 
und ernennt ein folches aus der Majorität der neuen Kammer unter 
dem Prafidium von Komunduros. 

»„ [Zürkei: Serbien] Skupſchtina: vertagt ſich auf 4 Wochen, läßt 
a einen Permanenzausichuß zurüd, um die Regierung zu übers 
wachen. 

„ chweiz.) Neuwahl de3 Nationalrathes. Der Kampf dreht fich 
faſt ausfchließlich um den Gegenfak zwiſchen Liberalismus und Ultra⸗ 

montanismus. Die Ultramontanen gewinnen ben Sieg im Kanton 

Teffin und in einem bisher Liberalen Wahlfreife bes Kantons St. 

Gallen, unterliegen dagegen im fatholifchen Yura des Kanton? Bern 

einer anfehnlichen liberalen Majorität. Die große Mehrheit bes neuen 

Nationalrathg bleibt wie bisher entſchieden antiultramontan. 

[Schweiz: Bern.) Das neue Eultuspolizeigefeß (Geſetz betr. Stö- 
rung des religidfen Friedens) wird vom Volke des Kantons in allge: 
meiner Abflimmung mit 36,071 gegen 17,934 Stimmen angenommen. 

(Türkei: Aegypten] Die Truppen des Khedive rüden in Abel: 
finien ein. 

„ [Deutihlandb: Bayern] Die Biſchöfe richten eine neue Eingabe 
an ben König bez. ihrer Beſchwerden betr. bie Altholiken, das Schul: 
weſen und die Klöſter. Der König weist fic an dad Minifterium. 

„Oeſterreich-Ungarn: Defterreih.] Abg.:Haus: Die verichiedenen 
Glub3 berathen Lebhaft über die Schu zoflfrage. Die Majorität des 
Haufes ift entichieden für die an e, doch mißlingt e3 den Schuß: 
zöllnern, das Haus im erften Anlauf zu einer großen ſchutzzölleriſchen 
Action fortzureißen. Die Minderheit conftituirt ſich als Freihandels⸗ 


parteı. . 

» [&riedenland.] Die Uebergriffe Roms führen auch in Griechen: 
land zu einem Conflict: der Papft ernennt aus eigener Machtvoll- 
fommenheit einen katholiſchen Erzbiichof für Athen. Die Regierung 
verjagt demielben die Betätigung. 


I. Rod. [Deutſchland: Preußen.) Die officielle Prov.:Korr. ſpricht fich 


gegen die Agitation der Schußzöllner aus. 

— Rei) Lie öffentliche Meinung beichäftigt fich leb⸗ 
haft mit dem vom Reichskanzler vorgelegten Projekt einer Erwerbung 
der Eifenbahnıen für das Reih. In Süddeutichland fpricht fich die 
öffentliche Meinung überwiegend gegen basjelbe aus. 

„ [Deutfches Reich.] Graf Arnim veröffentlicht ueue Attenftüde zu 
feiner Rechtfertigung. Der Staatsgerichtshof leitet wider ihn eine 
Unterſuchung wegen Landesverraths ein. 

„. [Span en. Marfori, der Günftling der Exkönigin Iſabella, wird 
in Madrid verhaftet. Zwifchen König Alfons und feiner Mutter tritt 
ein bollfiändiger Bruch ein. 

„ [Zürlei — Die Brei Oftmädte.] Die brei Oftmächte Haben ich 
über eine gemeinfame Rote an die Pforte betr. eine dauernde Pacifica: 
tion ber Herzegowina unb Bosniens geeinigt. Die Mebergabe beriel: 
ben verzögert fich jedoch in Folge einer Krankheit des Großveziers. 
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4. Rov. |Berein. Staaten] Tie Rovember-Staatswahlen fallen zum Theil 
bie republitaniiche Partei gänftig ans, do nicht jo weit, um 
ihre Verluſte vom vorigen Jahr wieder auszugleichen. 

5. „ [Spanien — Derein. Staaten] Zifferenzen bez. Cuba's. 

6. Oefterreich⸗ U : Ungarn.] Unterhaus: Die Regierung legt 
demſelben einen ehedenwurf etr. Einführung der Civilehe und 
von Civilſtandsregiſtern vor. 

[Schweiz: Bern.) Die Regierung hebt nunmehr die Ausweiſung 
" der renitenten —— — Geiſtlichen wieder auf. 

8.—13. „ Srankreich.] NatVerſammlung: Erſte Berathung des Wahl: 
geſehes für die künftige Deputirtenkammer. Die Regierung” ſetzt mit 
357 gegen 326 Stimmen da3 fog. Arrondiffementswahliyftem ges 
das don ber gefammten Linken verfochtene og. Liftenferutinium durch. 
Dagegen wird das allgemeine Stimmrecht von feiner Seite mehr ans 


„ ——— Lie Kammer erflärt alle Beichlüffe der früheren 
Kammer aus der Zeit, da fie gejeklich nicht beichlußfähig war, für 
ungültig. 

10. [Spanien.] Zer päpftlihe Stuhl beharrt auf feiner Forderun 
"der Wieder eftellung der katholiſchen Glaubenseinheit, Tucht inbeh 
doch einen Bruch mit der jpanifchen Regierung zu vermeiden. 

1. [Defterreih:Ungarn.] Die Regierung kündigt nah den Wüns 
"Men ber © Schubzöllner bie Nachtragsconvention zum Handelsvertrage 
mit and. 

12.—15. „ [ efterreich: Ungarn: Oeſterreich] Abg.-Haus: Debatte über 
den Antrag Wildauer betr. Durchführung des Schutgelebes auch in 
Ent. Derfelbe wird gegen die Stimmen der Tyroler, Polen und 

der fog. Rechtzpartei angenommen. Die Minifter flimmen mit der 
Minderheit. 
» » Pöürtei.] Die Pforte läßt fich endlich dazu herbei, ihre an ber 
—* en renze angehäuften Truppen zurückzuziehen, worauf Serbien 
tele thut. 
15., mdtglien Differenz zwiſchen der Abtei St. Barbara bei Mantıra 
dem Papftl. Die Abtei ruft den Schuk der Stantögewalt an, 
— En, mu nachgeben. 

. : Genf] Die Neumahl bed Staatsraths durch dag Bolt 
Dr fünf ——e— und zwei conſervative Mitglieder. Die 
Wahl wird als der klare Ausdruck des Volkswillens angeſehen, daß 
der Rumpf geoen der Ultramontanismus mit aller Energie zu Ende 


16. "eanfreid)] Der Erzbiſchof von Paris eröffnet bereits die Recht3- 
” Saenktät feiner nenen ſog. Tatholifchen Univerfität. 

- » [Spanien] Die Regierung erflärt fi) dem römiſchen Stuhle 
gegenüber bereit, das Goncorbat von 1851 berzuftellen, nur bie Eul- 
fusfreiheit will Fe aufrecht halten. 

18. ern Rei.) Bundesrath: genehmigt die Novelle zum Strafge- 

ohne weſentliche Modificationen nad dem Antrage Preußens. 

ai fr entlicde Meinung beharrt darauf, daß diefelbe in ihrem poli- 
Theile für ben Reichstag abfolut unannehmbar ei. 

oo. “ en.) Sella ſchließt in Baſel Namens der Regierung einen 
Vertrag ab über den Anlauf ber oberitalienifchen Bahnen (Roth: 
ſchild), vorbehaltlich der Ratification des Parlamentes, um den Preis 
von ca. 800 Mill. 

19.—.20. „ [Dentides — — Reichstag: Generaldebatte über das Bub: 
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get für 1876. Ber preußifche Finanzminiſter gefteht dem Reichsta 

unumwunden das Recht zu, die vom Bundesrath vorgeichlagenen zivei 

neuen Steuern anzunehmen oder abzulehnen. Die Ablehnung fteht 
bereitö außer Zweifel. 

Frantreich Eröffnung der neuen ſog. katholiſchen Univerfität 
in Lille. | 

„ [Dentigen Reid.) Reichsſtag: Beratung des Budgets für 1876. 

Der Reichskanzler betätigt und befräftigt die Erklärung bes preußi⸗ 

fchen Finanzminiſters vd. 20. d8. Mts. betreffend die borgefchlagenen 

neuen Steuern. 

[Schweiz.) Der Bundesrat fordert den Kanton Teſſin auf, den 
Art. 32 der bisherigen Verfaffung, der bie Wahlen zum Gr. Rathe 
nach ungleich großen Kreifen jtatt nach der Bevölkerungszahl feftjekt, 
als im Wideripruch mit der Bundesverfaflung zu xevidiren. Die 
ultramontane Mehrheit des Gr. Rathes nimmt jedoch, da jene Kreis: 
eintheilung ihr günftig ift, auf die Mahnung Feinerlei Rüdficht. 

» [Deutiches Reich.] Reichstag: genehmigt einen Zuſchuß von 
400,000 Mark zu den Koften ter Univerfität Straßburg aus Reiche: 
mitteln. Gelegentlich de3 Reichgeifenbahnamtes entipinnt fich eine Art 
zwangloſer Converjation über die Frage des Ankaufs der Eijenbahnen 
für das Neid. 

„ — 10. Dec. [Deutſches Reid.) Reichetag: Die Yudgetcommilfion 
beichließt einftimmig, die beiden vorgeichlagenen neuen Steuern abzus 
lehnen und ben Ausfall durch Erjparniffe und Einftellung größerer 
Reitbeftände in den Etat der Einnahmen zu deren. 


»„. [Deutidland: el Zufammentritt der preußiſchen General» 
e 


ſynode behufs Feſtſtellung einer Synodalordnung. 

„Türkei — die drei Oſtmächte.]) Die drei Oſtmächte gewähren 
der Pforte auf ihr dringendes Erfuchen neuerdings einen Aufichub 
bez. der Uebergabe ihrer Forderungen, um ihr weitere Zeit zu laffen, 
die Derzegotointfch-boänif e Frage two möglich aus eigener Initiative 


zu löſen. 

„ [Zürlei: Aegypten — Englaud.] England kauft dem Khedive die 
noch in feinen Händen befindlichen Suezcanalaftien um ben Preis 
von 4 Mill. AB. St. ab. England will ſich für alle Fälle den See: 
weg nad Dftindien fichern. 

„ [Spanien.] Mobdification des Minifteriums. Canovas del Eaftillo 
trıtt wieder an bie Spipe desſelben. 

„ſOefſterreich⸗ Ungarn: Ungarn.]) Da die bisherigen Unterhandlun⸗ 
gen der beiden Reichshälften über die Erneuerung des Zoll⸗ und 
Hanbelsbündniffes zu feinem Refultat geführt Haben, Io kündigt Ungarn 
dajelbe in aller Form, um einen Drud auf Defterreih auszuüben. 

„ [Dänemark] Foltetging: Dad Minifterium Eftrup legt demjelben 
einen neuen Plan betr. das Vertheidigungsweſen des Landes vor. 

»„ [Deutfhland: Preußen.] Die Regierung fcheint der däniſchen Agis 
tation in Schleswig ein Ende machen zu wollen, indem fie Einlei⸗ 
tungen trifft, die deutfche Sprache ala Unterrichtsfprache in den Volks⸗ 
ſchulen desjelben einzuführen. 

IFrankreich.] Nat.Verſammlung: Die verichiedenen Parteien unter: 
handeln unter einander über die der Nat.:Berfammlung zuftehende 
Wahl der 75 Lebenalänglichen Senatoren. 

„ [Hollanb.] Unter Führung bes früheren Kriegsminiſters Graf 
Lymburg-Styrum bildet fidh ein zahlxeicher Verein für Einführung 
der allgemeinen Wehrpflicht, 
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Anf. Dec. [Rupland.] General Kauffmann wird nad St. Peteräburg be: 

rufen. Kokand bleibt vorerſt in ben Bänden ber Aufftändiichen. 

— „[Zürlei: Aegypten.) Die Truppen des Khedive erfeiben in Abef» 

finien eine ſchwere Niederlage. Munzinger Pafcha 

„[Deutihes Reich.] Reichstag: Die — Fraction be⸗ 

ſchließt, die politiſchen Paragraphen in der Novelle zum Strafgeſetz⸗ 
buch für unannehmbar zu erklären 

v [$talien.] Differenz zwiſchen dem Kapitel der Kathebrale von 
"Siena und dem Papft. Der Papft muß auch hier ſchließlich nach» 
eben 

e  „,IBelgien.] DO. Kammer: Gegenüber einer Aeußerung des Papftes 

für — ung ber in Belgien verfafſungsmäßig garantirten 
Eivilehe, fieht Fi die Regierung gezwungen, ihre fefte Abficht zu be» 
fräftigen, je —2* der in Verfaffung niedergelegten Prin⸗ 
cipien zurückzuweiſen. 

4 , JEnglaud.]) Die Regierung veröffentlicht einen Mobilmachungs⸗ 
plan für Die engliſche Armee. Die Öffentliche Meinung erkennt darin 
ein neued Anzeichen, dab England eventuell entichloffen fei, aus jeiner 
bisherigen Paffivität bez. der auswärtigen Politil eventuell heraus⸗ 
antreten 

. [Berein. Staaten.) Zufammentritt des Congreffes. Botichaft des 
" Präfibenten Srant. Tie Majvrität des Repräfentantenhaufes gehört 
F noch bis zum 4. März 1876, die Majorität des Senats dagegen 

weiter ber republifanifchen Partei an. 

5. T nland., Die Kammer beichließt, zwei frühere Minifter 
"(unter Bulgaris) und 3 Bilchöfe wegen Beftechung in Anklagezuftand 


u eben. 

7., —— Reich.] Reichstag: geht über‘ die Petitionen der Schuß: 

zöllner zur einfachen Tagesordnung über. 

8. „ (GBgSranukreich.] Nat. Berfammlung: Eine Verftändigung zwiſchen bem 
Iinten und dem rechten Gentrum über die Wahl dev 75 Senatoren 
ift durch Die Intriguen der Orleaniſten befinitiv gejcheitert. Die Rechte 
gen dafür ſchließlich eine eigene Lifte auf und ebenjo die vereinigte 
inte. 

„ [Erenfreig.] Nat.Beriammlung: Beginn der Wahl der 75 lebens: 
länglichen Senatoren. Die Bonapartiften trennen ſich von der Rechten 
und veriverfen ihre Stimmen, jo daß weder Die Lifte ber Rechten noch 
die der Linken die Majorität der Stimmen erlangt. 

10. Sraukreich.) Nat.-Berfammlung: Fortſetzung der Senatorenwaß: 

"Im. Eine Anzahl Mitglieder der Außerften Rechten Tchließt aus 
Haß ge en die Orleaniften einen Compromiß mit ber Linken und ver: 
Bd urch der Lifte derjelben zum Siege. 
12. ‚[Deutiäes erben Die Berathungen der von ber Reichdregierung 
ek ut berufenen Eiſenbahn⸗Tarif⸗Enquôte⸗Commiſſion führen zu feinem 
ate. 

. [England] Da auch Aegypten am Rande des Bankerrotts fteht, 
ſo urn vn le Regierung auf ben eigenen Wunſch des Khediven 
eine förmliche on nach Aegypten behufs Prüfung der gefammten 
Vinanzlage des Landes 

. n., (Schweiz: Solothum. ] Die revidirte VBerfaffung des Kantons wird 
in allgemeiner Bollsabftimmung a der angeftrengteften Bemühungen 
der Ultramontanen mit einer Mehrheit von 2082 Stimmen ange 
nommen. 

14. „ [Deutiges Nei.] Reichetag: Beginn ber Berathungen über die 


nd 
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Novelle zum Strafgeſetzbuch. Die fog. rein politiicden Paragraphen 
werden abgelehnt, andere zum Theil mit Mobificationen angenommen. 
Ein Eonflict mit dem Reichskanzler entſteht daraus nicht. 

14. Dez. [Deutſchland: Preußen.] Die Generaliygnode nimmt den Entwurf 
einer Synodalordnung weſentlich nach der Vorlage des Oberkirchen: 
raths mit 113 gegen 78 (ultxaortbodore) Stimmen an. 

„ . IZürkei.]) Um den Forderungen ber drei Saifermächte zuvorzu: 
kommen und benjelben die Spike abzubrechen, erläßt der Sultan eine 
neue Reform⸗-Irade für das ganze Reid). 

15. „ (Oeſterreich-Ungarn: Oefterreih.] Abg.:Haus: genehmigt das 

Zube für 1876. Das Deftcit, das bie Regierung urjprünglich zu 

24 Mil. fl. berechnet hatte, ftellt fi in Wahrheit auf ca. 60 Mil. 

u [öpanien. Borbereitung zu einem neuen concentrifchen Angriff 
auf die Garliften in den Nlordprobinzen. 

16. „ [Deutiches Reich.] Reichstag: genehmigt dad Budget für 1876 
nad den Anträgen ber Budgetcommilfion. Die Regierung erklärt, 
fih darein fügen zu tollen. 

17. „ (Frankreich.] Nat.:Berfammlung: genehmigt, wenn auch offen: 
bar ungern, die aegyptijche Gerichtäreform mit 445 gegen 144 Stimmen. 

„» » [Holland] 1. Kammer: verwirft mit 37 gegen 36 Stimmen bad 
Budget für Vefeftigungsarbeiten. Der KHriegaminifter gibt feine Ent: 


lafjung. 
18, „ BERTER Reich.) Reichdtag: vertagt fich bi? zum 19. Januar 
7 


„ » [Beutidland: Preußen] Generaliynode: nimmt die Synodalord⸗ 
nung in zweiter Berathung mit 134 gegen 62, aljo mit mehr als 
Zweidrittelmehrheit an. Schluß berjelben. 

» „, [Defterreih:Ungarn: Ungarn.] Unterhaus: Der Minifterpräfi: 
dent Tisza ſpricht fi) auf eine Interpellation jehr ſcharf gegen all: 
fällige Interventiong: und Annerionsgelüfte Oeſterreichs bez. der 
Türkei aus. 

20. „(Oeſterreich-Ungarn: Oefterreich.] Herrenhaus: lehnt den Antrag 
Wildauer bez. Tyrol feinerjeitd mit 34 gegen 32 Stimmen ab. 

„» » [Zürlii — die drei Oſtmächte] Die Neformirade ded Sultans 
vom 14. Dec. wird von den drei DOftmächten nicht für genügend er- 
achtet, um auf die Stellung präcijer Tyorderungen an die Pforte be- 
hufs Bacification der Herzegowina und Bosniens zu verzichten. Doch 
muß die vereinbarte gemeinfame Note modifizirt werben und die Mächte 
find darüber bereits in Anter han ung etreten. 

„ » [Zürkei: Herzegowina.) ukhtar Paſcha wird zum Obergeneral 
der türkifchen Truppen in ber Derzegotbina ernannt und gebt fofort 
bahin ab. Es ift dieß Schon der dritte Wechfel im Obercommanbo 
ber türfifchen Truppen feit dem Ausbruch der Inſurrektion. 

21. „ (Franukreich.]) Nat.-Berfammlung: Beendigung der Senatorenivah: 
len. Die Orleaniften haben eine totale Niederlage erlitten. Bon 
den 75 Wahlen gehören 58 der Linken, 15 der eigentlichen Rechten, 
nur 2 dem rechten Gentrum oder den Orleanijten an. 

22. „ [Oeherreid Ungarn: Oeſterreich) Die Regierung geftattet end: 
lich troß der Oppofition der ultramontanen Mehrheit des tyrolifchen 
Landtags die fürmliche Errichtung proteftantiicher Gemeinden in Inns⸗ 
brud und Meran. Die tyroliſche Glaubenzeinheit ift damit entſchieden 
durchbrochen. " 

24.—29. „ (Frankreich.] Nat.-Verfammlung: Die Regierung ſetzt im 
Wejentlichen auch das von ihr vorgelegte Preßgeſetz, ſowie die Auf- 
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rechthaltung des Belagerungszuftandes von Paris, Lyon und Ber: 
ſailles durch. 

24. Dez. [Schweiz.] Nationalrath: beſchließt, ben Art. 32 der Verfaffun 
des Kantons Teſſin als mit der Bundesverfafſung im Widerſpru 
ſtehend außer Kraft zu erklären und den Bundesrath zu beauftragen, 
dem Kanton für Abänderung desſelben cine angemeflene Friſt zu 


ftellen. 

26. „ [&ranfreig | Die Prinzen von Orleans lehnen ihrerſeits jede Wahl 
in den fünftigen Senat oder in die Deputirtenfammer ab. 

30. „ [rantreig.] Nat.» Berfammiung: ſetzt die allgemeinen Senats: 
wahlen auf den 30. Januar, die allgemeinen Beputirtenwahlen au 
den 20 Februar und den Zufammentritt der neuen aut 
den 8. un feft. 

3. „ ee and: Bayern] legt den vom Papft gegen die durch Reiche: 
gejep mit dem 1. Januar 1876 auch in Bayern in Kraft tretenbe 
Civilehe eingelegten Proteft einfach ad acta. 

»„ [Die drei Ofmädte — Türkei] Die drei Oftmächte haben ſich 
unter fi über die mobificirte gemeinſame Note an die Pforte bez. 
ihrer Forderungen behufs Pacification der Herzegowina und Bo: 
nien® nunmehr geeinigt und Die Note geht jetzt zunächſt an bie Ga: 
binette von England, Frankreich und Italien ab, um diefelben ein: 
zulaben, die forderungen auch ihrerſeits bei der Pforte nachdrücklich 
zu unterjtügen. 

.„ rankreich]) Nat.:Berfammlung: fchließt ihre Arbeiten, um defi⸗ 
nitiv auseinander zu geben. 


I. 


Bas deutfhe Reich 


und 


die Oeſterreichiſch-Angariſche Monardie. 


L. 
Das deutfde Reich und feine einzelnen Glieder. 


1. Januar. (Deutſches Reich.) Der Kaifer Tpricht beim 
Neujahrsempfang in allen Erwiderungen auf die offiziellen Anfpra= 
chen jeine Genugthuung über die friedliche Lage der europäischen Ver- 
bältnifje aus und betont es als die Aufgabe des deutjchen Reiches, 
in erjter Linie auf die Erhaltung des Friedens hinzuwirken. Der 
Seneralität gibt er ihre Glückwünſche „beſonders demüthig dankbar 
dafür zurüd, daß der Allmächtige Ihn im Laufe des verfloffenen 
Jahres wieder jo weit geftärft habe, um Seinem ſchweren Berufe 
und auch dem Theil Seiner Pflichten, den fie repräfentire, neuer⸗ 
dings mit voller Hingebung genügen zu können“. 

1. Januar. (Preußen.) Da der Erzbiichof von Köln der an 
ihn ergangenen Aufforderung, die auf dem Verwaltungswege wegen 
Nichtbefegung der jog. Suceurjalpfarreien nach Maßgabe der Mais 
gejeße gegen ihn außgejprochene Geldjtrafe von fajt 30,000 Thlrn. 
vor Ablauf des verfloffenen Jahres zu zahlen, nicht nachgefommen 
ift, jo wird ihm die an dieſem Tage fällige Rate feines Sahresein- 
kommens im Betrage von 3000 Thlen. gejperrt. Dem Bilchof von 
Münfter, obgleich er in derjelben Lage ift, wird fein Gehalt dagegen 
vorerſt noch ausbezahlt. 

— Januar. (Preußen) Die kgl. Berufungen in die Pro- 
vinzialfynoden der ſechs dftlichen Provinzen bewegen fich Jämmtlich 
auf derjenigen Linie ber kirchlichen Parteigruppirung, auf welcher 
der Oberfirchenrath die eingeleiteten Verfaffungsbeftrebungen für die 
evangelifche Landezfirche meint zum Ziele führen zu können, alfo 
ber Anhänger der fog. Tirchlichen Vermittlungs-Theologie oder der 
fog. pofitiven Union, mit Auafchluß der ftarren Lutherifchen Ortho— 
doren, wie ber Mitglieder des Protejtantenverein?. 

3* 
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1. Januar, Württemberg.) Das „Deutiche Volksblatt“ er- 
fcheint nunmehr doch wieder. 

Dasſelbe war wegen Maugels an Unterflügung vor einiger Zeit ein- 
gegangen, und ſeitdem hatte bie vermittelnde Richtung in ber württember: 
difiben katholiſchen Kirche Fein Organ mehr. Auf die Länge ſchien es aber 
unthunlich, den extremen Ultcamontanen allein das Wort zu lafien. Tas 
Deutiche Volksblatt will nad) feinem nunmeheigen Programme die katholiſchen 
Sinterefien vertreten, ftellt aber an die Spite das Gelöbnit des „aufrichtigen 
Feſthaltens am Reich“. In Tirchlichen Tragen will es fich ber „Autorität“ 
ur Seite ftellen. Dieſe Autorität ift ıhm ohne Zweifel der Biſchof von 

ottenburg, ber jeboch bem fanatifirten Theile de3 Clerus weitaus nicht „ent« 
ſchieden“ genug tft, 

1. Januar. (Lippe-Detmold.) Der regierende Fürſt entläßt 
feinen bisherigen Premierminijter, den vormaligen preuß. Landrath 
vd. Flottwell, mit diefem Tage feine Dienftes;- und zwar „wegen 
feiner allzu vorgefchrittenen Liberalen Gefinnungen“. 

2. Januar. (Hefjen.) II. Kammer: In der von fämmtlichen 
Ausſchußmitgliedern, dem Präfidenten der Kammer, dem Minifter- 
präfidenten und dem Director deg Miniſteriums des Innern bejuchten 
Sitzung des Ausſchuſſes für die Kirchengeſetze wird ein völliges Ein= 
verftändniß zwifchen dem Ausſchuß und der Regierung erzielt: ber 
Ausſchuß wird bei der Kammer auf Nachgeben gegen die I. Kammer, 
foweit nur immer möglich, dagegen in den entjcheidenden Punkten 
auf Feſthalten an ihren Bejchlüffen antragen. 

4. Januar. (Bayern) Erzbifchof M. dv. Deinlein von Banı= 
berg }. 
| 5. Sanuar. (Deutiches Reich.) Bundesrath: genehmigt den 

vom Juſtizausſchuß ausgearbeiteten Civilehe-Gefebentwurf zur Vor⸗ 

(age an den Reichtag. Gegen den Entwurf ftimmen: Königreich 
Sachfen, beide Medlenburg, Oldenburg, Braunfchweig, Schwarzburg⸗ 
Rudolftadt, Reuß ä. L. und Schaumburg-Lippe. 

Die Vorlage führt den Titel: „Entwurf eines Geſetzes über die Be⸗ 
urkundung bes Perfonenftandes und die Eheſchließung“, während dad preu⸗ 
Bifche Gele vom 9. März v. %. nur erſt „die Form der Eheichliegung” be- 
rührte. Ebenſo bilbet fie einen großen Fortſchritt felbit gegen ben aus ber 
Mitte des Reichatages hervorgegangenen —ãA— da dieſer nur jene Theile 
bes Reiches umfaſſen wollte, in denen die Civil⸗-Ehe big jetzt nicht beſieht, 
während bie Regiernngäboringe in Bezug auf die gefammte Materie der Stan⸗ 
desbeurkundung und der Eheichließung für das ganze Gebiet des beutjchen 
Reiches ein einheitliches, und zwar fortichrittliches Recht ſchafft. Was bie 
uber Anordnung beirifft, jo zerfällt der Entwurf in 81 Paragraphe und 
bieje in acht Abfchnitte, wovon ber erſte allgemeine Beitimmungen enthält, 
ber zweite die Beurkundung der Geburten, der dritte die Erforderniffe und 
Dinbernife, ber vierte die Form und Beurkundung ber Eheichließung, ber 
Ihres die Beurkundung ber Sterbefälle, der fechste die Beurkundung des 
erjonenftandes der zur See befindlichen Perfonen, der fiebente die Berichti⸗ 
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aung der Standesregifter betrifft; ber achte enthält Schlußbeftimmungen. Bein 
Geſetze find Motive beigegeben und außerdem eine Zufammenjtellung bev ver: 
fchiedenen auf die Speiälehun bezüglichen Rechte, die noch heute in Bayern 
gelten. Wahrlich ein jeltiamer Reft des alten deutichen Partifulariamus! 
Faſt jede Heine Materie weiſt eine bunte Mufterkarte der verfchiedenften Rechte 
auf. Die Motive, die biegmal keine prinzipielle Oppofition gegen die Eivils 
Ehe zu befämpfen Hatten, halten ſich ganz kurz, betonen ſcharf bie gänzliche 
Bejeitigung aller kirchlichen, auf die bürgerliche Eheichliegung bezüglichen Bes 
flimmungen, verwahren aber die Regierungen zum Schlufle jehr ern en 
den Schein, ala wolle der Entwurf dad religiöfe Gefühl beleidigen und Die 
kirchlichen Bande untergraben; ja fie betonen den Wunfch, dab das Volk bei 
ben bisherigen Gepflogenheiten der kirchlichen Trauung, der Taufe ꝛc. bleibe. 
Aufrichtig und vorurtheilslos religiöfe Gemüther können gegen dieſe Sprache 
faum etwas einmwenben. 


5. Januar. (Deutfches Reich.) Prof. Dr. R. v. Raumer 
in Erlangen erhält vom preuß. Unterrichtsminifterium, und zwar 
mit Zuftinnmung der deutichen Staatsregierungen, die Aufforderung, 
zur Anbahnung einer größern Gleichmäßigfeit in der deutichen Or⸗ 
thographie zunächft im Bereich der höhern Schulen Deutjchlands eine 
grundlegende Schrift außzuarbeiten. 

5. Sanuar. (Preußen.) Ser kgl. Gerichtshof für Firchliche 
Angelegenheiten jpricht einftimmig die Amtgentjegung des Biſchofs 
Martin von Paderborn au2. 


Aus der von bem Oberſtaatsanwalt Irgahn verfaßten, umfangreichen 
Anfchuldigungsichrift Heben wir die nachfolgenden Hanptmomente hervor: 
Der Angeichuldigte, geb. zu Geismar in der Provinz Sachſen am 18. Mai 
1812, befleidet da3 Amt des fatholifchen Biſchofs der Tiözefe Paderborn jeit 
bem Jahre 1856. In dem Homagialeid gelobte er, worauf die Anklage bes 
fondere3 Gewicht Legt, dahin zu fireben, in den Gemüthern ber feiner biſchöf⸗ 
lichen Leitung anvertrauten Geiftlichen und Gemeinden die Gefinnungen ber 
Ehrfurcht und Treue gegen den König, die Liebe zum Baterlande, ben Gehor: 
jam gegen die Geſetze 2c. mit Sorgfett zu pflegen. Die Anflage behauptet 
nun, Daß der Angeſchuldigle gegen die feit dem Mai 1873 erlafſenen kirchen⸗ 
politiichen Bejeke einen unbeugfamen Wiberftand: I. ſchon vor Erlaß berfelben 
angekündigt und in feinem ganzen Amtsſprengel vorbereitet, II. nach beren 
Bublifation bethätigt und IH. feit diefer Zeit auch auf feine Diözefanen 
übertragen bat. Zu I. führt die Anklage auf: 1) die an dag Staatsminis 
Rerium abgejandte Erflärung be3 —— vom 17. Januar 1813, 

n Veröffentlichung in dem ‚,Weſtfäl. Kirchenblatt“ offenbar mit deſſen 
Genehmigung veranlaßt worden war; 2) den Faſtenhirtenbrief deſſelben vom 
19. Januar 1873, in welchem die Aehnlichkeit der traurigen Lage der Kirche 
mit dem bittern Leiden Jeſus Chriſtus auseinandergeſetzt wird; 3) die Befoör⸗ 
derung bes Adreſſenſturms gegen die Kirchengeſetzentwürfe durch ben Ange 
fchuldigten und fpeziell deſſen beide Erlaſſe auf bieje Adrefien vom 19. März 
und 22. April 1873; 4) die Betheiligung bes Angeichuldigten an bem uns 
mittelbar vor der Verkündigung der Maigeſetze veröffentlichten, dieſe Seiepe 
in ihrem Wejen und in ihren Wirkungen entftellenden und aufreizenden Sende 
fchreiben ber anı Grabe des hl. Bonifazius in Fulda verjammelten Oberhirten 
an ben Klerus und jämmtliche Gläubigen ihrer Didzefen vom 2. Mai 1873. 
Zu 11. gabe der Bifchof ferner auf allen Gebieten der kirchenpolitiſchen Geſetz⸗ 


38 Pas deutſche Reich und feine eingelnen Glieder. (Jan. 5.) 


gebung feit deren Inkrafttretung feinen Widerftand dagegen und gegen die 
auf Grund dieſer Geſetze getroffenen obrigkeitlichen Anordnungen bethätigt 
durch fein Verhalten: 1) in Bezug auf die geſetzliche Regulirung ber neift 
lichen Bildungzanftalten der Tiözele; 2) in Bezug auf die Anelkun der 
Geiſtlichen; 3) in Anfehung der gefehlich erforderlichen dauernden Wiederbes 
ſetzung erledigter oder nicht dauernd verwalteter Pfarrftellen; 4) in Bezug 
auf die Anwendung des Gefehed über die Firchliche Disziplinargewalt und 
die Einrichtung bes kgl. Gerichtshofes für Tirchliche Angelegenheiten vom 12. 
Mai 1873 und 5) gegenüber den zur Vollſtreckung der verhängten Exekutiv⸗ 
und gerichtlichen Strafen erforderlich geiwefenenen Maßregeln. Im Allges 
meinen legt bie Anklage bezüglich der Anftellungen bejonderes Gewicht darauf, 
daß dex Biſchof in feinem einzigen Falle dem Geſetze nachgelommen fei und 
baß er den Entſchluß ber dauernden Nichtbeachtung dofumentirt habe. Im 
Punkt drei werden die Fälle aufgezählt, in welchen fich der Bilchof zur Wie- 
derbejegung erledigter Plarsftellen 2. bebarrlich geiveigert und dadurch Vers 
anlafiung gegeben bat, die angedrohten Erekutivitrafen big zum Maximum 
don je 1000 Thle., im Ganzen bis 18,000 Thlr. zu fleigern. Punkt vier 
betrifft die beharrliche Weigerung des Biſchofs, dem Erkenntniß des könig⸗ 
lichen Gerichtshofs für kirchliche Angelegenheiten vom 7. San. 1874 in Sachen 
bes vormaligen Kaplaneiverweſers Mönnikes, gegen ihn, nach welchem die über 
den Erfteren verhängte Suapenfion ab ordine et officio vernichtet worden 
ift, zu entiprechen und die Suspenfion über Mönnites aufguheben. Es traf 
den Angejchuldigten dafür nach ben vergebens erfolgten Androßungen die 
höchfte Exrefutivftrafe von 1000 Thle. Zu II. wird dem Angefchuldigten vors 
getworfen, durch Öffentliche Verfündigungen, feierliche Anfprachen oder anders 
weitige Deranftaltungen den Wahn einer Religiongs und Kirchenverfolgung 
zu nähren und mit dem ganzen Gewichte feines mächtigen Einflufles auf die 
Katholiken feiner Diözefe in gefährlicher Weile und mit Erfolg zum Außer: 
ften Widerftande gegen die Staatsgewalt und die Geſetze aufzuregen geluct 
zu haben. Die Anklage refumirt das Gefammtverbalten des Angeichuldigten 
dahin, daß er bie Rirdenhobeit und das Gefehgebungsrecht des Staates leug⸗ 
net, daß cin folches Verfahren zur Erſchütterung ber thatjächlich ſchon geſtör⸗ 
ten ftaatlichen Ordnung geeignet fei und eine ernfte Gefahr für das öffentliche 
Wohl in fich berge. Jeder Einwand gegen die Verbindlichkeit der Geſetze fei 
dadurch abgeichnitten, Daß diefelben nach verfaffungginäßigem Zuftandefommen 
auf Allerhöchlten Befehl verkündet find und daß die Prüfung der Rechtsgül⸗ 
tigfeit gehörig verfündeter föniglicher Verordnungen feiner Behörde, meder 
einer ftaatlichen noch einer firchlichen, fondern nur der Landesvertretung zus 
ftehe. Diefe Weigerung des Gehorſams ſtehe im Gegenfake zu den allgemei: 
nen Gefegen und nicht minder zu dem im Homagialeid enthaltenen Gelöbniß. 
Die zur Brechung des Miderftandes angemwendeten Mittel, ſowie die Aus: 
ficht, daß der Biſchof jemals die eingeichlagenen Bahnen verlaffen twerbe, 
find erichöpft. Das längere Verweilen des Angeichuldigten im Amte, deffen 
freiwillige Nieberlegung er mit der Erklärung abgelehnt hat, daß ihn bazu 
feine ftaatliche Behörde bewegen könne, könnte nur eine weitere Echädigung 
der Öffentlichen Ordnung in fortichreitender Steigerung herheiführen. Der 
Biſchof wird deßhalb auf Grund des 8 24 des Geſetzes vom 12. Mai 1873 
angeldufbigt, in den Jahren 1273 und 1874 im Inlande die auf fein Amt 
und feine geiſtlichen Amtsverrichtungen bezüglichen Borichriften der Etnat3: 
gejeße und Die in dieſer Hinficht von der Obrigfeit innerhalb ihrer gefeklichen 
Zuftändigfeit getroffenen Anordnungen fo ſchwer verlegt zu haben, daß fein 
Berbleiben im Amte mit der Öffentlichen Orbnung unverträglich erjcheint. 
Der angejchuldigte Bilchof war, wie vorauszufehen, im Aubienztermine nicht 
erichienen und hatte auch keinen Vertreter abgeorbnet, obgleich e8 dem im 
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Gefängniß zur Abbüßung rechtsfräftig erfannter Strafen befindlichen Bilchof 
freigeftellt worden war, unter geeigneter Bedeckung nach Berlin zum Termin 
u teilen. Den Empfang der Zerminsvorladung bat der Angefchuldigte zu 
—*8 ſich geweigert, wie er auch ſonſt nicht die geringſte Ertlärung ab: 
ab. Das von dem Biſchof eingereichte zweite Perhorreſzenzgeſuch vom 27. 
—* 1873, nachdem ex dem mit der Führung der Dorunterfuchung betrauten 
ordentlichen Richter die Kompetenz beftritten und bie Vorunterſuchung abges 
Ichlofien war, iſt von dem Gerichtshof Iwegen ber bereits abgeichlofjenen Vor⸗ 
unterfuchung mit dem Anheimgeben abgelehnt worben, feine Einwendungen 
im Audienztermine vorzubringen. Der Oberftaatsanwalt greift auf das Vers 
Halten. des Biſchofes auf dem vatifanischen Konzil zurüd und weist aus einer 
Rebe desjelben nach, wie er ſchon damals durch die Mebertragung der vati⸗ 
kaniſchen Beichlüffe auf Deutichland einen nothiwendig daraus entftehenden 
Konflitt vorausgejehen, während ex doch ſpäter behauptet, daß die Staatas 
regierung ben Konflikt mit ber katholiſchen Kirche heraufbeichworen habe. 
Der Schlußantrag auf Amtsentlaſſung lautet: Es eriftire nach dem Geſammt⸗ 
verhalten bes Bilchofes nur die eine Alternative, daß entweder ber Staat 
fi) vor dem Biſchofe beuge, oder derfelbe aus dem Amte entfernt werde. Das 
UrtHeil des Gerichtähofes geht nn daß der Bifchof fich jo gröblich gegen 
bie Kirchengeſetze vergangen, daß jein Berbleiben im Amte damit unverträg- 
lich bleibe, und daß er demgemäß aus feinem Amte ala Bifchof von Pader: 
born zu entlaflen jei. 

7. Sanuar. (Preußen) Der Ex-Kurfürſt von Heffen + in 
Prag. 

8. Januar. (Sachſen.) Der ziemlich gemäßigte Tatholifche 
Biſchof Forwerk f. 

9. Januar. (Deutſches Reich.) Reichstag: ſpricht ſich auf 
den Antrag von Schulze-Delitfch wiederum mit 158 gegen 67 Stim⸗ 
men für Gewährung von Diäten au. * 

11. Januar. (Deutſches Reich.) Die Kanonenboote Alba⸗ 
troß und Nautilus werden in Yolge der Gewaltthätigfeiten der Gar- 
liſten gegen die deutſche Brigg Guſtav an die ſpaniſche Küfte zurück— 
beordert. Die „Prov.-Corr.” jtellt in Ausſicht, daß denfelben dem⸗ 
nächt einige Kriegsjchiffe folgen dürften, um Genugthuung für die 
Beichimpfung der beutfchen Flagge zu verlangen, event. zu erzwingen. 

1. Januar. (Deutfches Reich.) Zweite Lejung de Land— 
ſturmgeſetzes. Die Commiſſion trägt darauf an, basfelbe mit nicht 
ſehr wejentlichen Veränderungen anzunehmen, und die Regierung er= 
Härt fi) damit einverjtanden. Dagegen wird der Entwurf von den 
Socialdemofraten, von der Fortjchrittspartei und von den Ultramon⸗ 
tanen heftig befämpft. Allein alle ihre Anträge werben von ber 
geichlofjenen Mehrheit der Nationalliberalen und der Confervativen 
abgelehnt. Der Hauptlampf dreht fich um den $ 5, der aber jchlieb- 
lich in namentlicher Abjtimmung mit 176 gegen 104 Stimmen mit 
einer Kleinen Beſchränkung angenommen wird, 
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Dad Gefep Bat nunmehr folgenden Wortlaut: 8 1. Der Landſturm 
beiteht aus allen MWehrpflichtigen vom vollendeten 17. bis zu vollendeten 42, 
Lebensjahre, welche weder bem Heere noch ber Marine angehören. Der Lande 
fturm tritt nur zufammen, wenn ein feindlicher Einfall Theile des Reichs⸗ 
gebiet? bedroht oder überzieht. ($ 3 Alinea 2 und 8 16 des Gefehes vom 
9, November 1867.) 8 2. Das Aufgebot de3 Landſturms erfolgt durch kai⸗ 
jerliche Verordnung, in welcher zugleich der Umfang bes he beftimmt 
wird. S 3. Tas Aufgebot Tann fi) auch auf die verfügbaren Theile 
der Erſatzreſerve erftreden. Wehrfähige Deutiche, welche nicht zum Zienft im 
Heere verpflichtet find, Fönnen ala Freiwillige in den Landſturm eingeftellt 
werben. $ 4. Nachdem das Aufgebot ergangen ift, finden auf die von dem⸗ 
jelben betroffenen Landfturmpflichtigen die für die Landiwehr geltenden Vor⸗ 
ſchriften Anwendung. Insbeſondere find die Aufgebotenen den Militärftrafs 
eſetzen und ber Disziplinarorbnung unterworfen. Zasjelbe gilt von ben in 
—* ſwiwinige Meldung in die Liſten des Landſturms Eingetragenen. 

5. Der Landfturn erhält bei Verwendung gegen den Feind militäriiche, 
auf Schußweite erkennbare Abzeichen und wird in der Regel in befonderen 
Abtheilungen formirt. In Fällen auberorbentlicgen Bedarfs kann die Land» 
twehr aus den Mannichaften des aufgebotenen Landfturmes ergänzt werben, 
jedoh nur dann, wenn bereit? fämmtliche Jahrgänge der Landwehr und bie 
verivendbaren Mannichaften der Erſatzreſerve einberufen find. Die Einftellung 
erfolgt nach Jahresklaſſen, mit der jüngften beginnend, ſoweit die militärischen 
Intereſſen dieß geftatten. $ 6. Wenn der Landſturm nicht aufgeboten ift, 
dürfen die Landiturmpflichtigen Teinerlei militäriicher Kontrole oder Uebung 
unterworfen werden. 8 7. Die Auflöfung des Landſturms wird vom Kaifer 
angeordnet. Mit dec Auflöfung der betreffenden Formationen hört dag Militär- 
verhältniß der Landfturmpflichtigen auf. 8 8. Die zur Ausführung dieſes 
Geiches erforderlichen Beftimmungen erläßt der Kaiſer. $ 9. Gegentwärtiges 
Gele kommt in Bayern nach näherer Beitimmung des Bündnißvertrages dom 
23. Nov. 1870 unter III. 8 5 zur Anwendung. Dasfelbe findet auf die vor 
1. Januar 1351 geborenen Elfaß:2othringer Leine Anwendung ($ 2 des Ge: 
fees vom 23. Januar 1872). 


Die Öffentlihe Meinung, mit Ausnahme der Ultramontanen, 
ift darüber jo ziemlich einer Meinung, daß dem Gefete Teinerlei 
aggreifive Tendenzen innewohnen, daß es dagegen für die Aufrecht- 
haltung der Unabhängigkeit und der Macht Deutſchlands und damit 
für die Aufrechthaltung des allgemeinen Friedens ein neues feftes 
Bollwerf bilde und daß die militärifche Organifation bes Reich? 
damit erft ihren definitiven Abſchluß gefunden habe. Die Hoffnung 
der Ultramontanen aber, durch dieſes Geſetz eine Spaltung zwifchen 
den rechten und dem linken Flügel der großen national-liberalen 
Partei hervorrufen zu können, ift vollftänbig gefcheitert. 

11. Januar. (Deutſches Reich.) Differenz mit Serbien: die 
ferbifche Regierung will denjenigen General-Confuln, welche, wie 
3. B. derjenige Frankreich, den Titel diplomatifcher Agenten tragen, 
einen Vorrang dor denjenigen einräumen, welche, wie der deutjche, 
diefen Zitel nicht tragen. Die Reichgregierung will fi) das nicht 
gefallen Laffen und ruft ihren General» Gonful von Belgrad ab. 
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(Serbien, von allen Regierungen im Stich gelaffen, muß nachgeben, 
worauf der beutfche General⸗Conſul nach Belgrad zurückkehrt.) 

12. Januar. (Deutjches Reich.) Reichstag: Erfte Leſung 
des Civilehegeſetzes. Die bayerifchen Ultramontanen greifen daafelbe 
al3 eine Verletzung der bayeriſchen Rejervatrechte an, werben aber 
von dem bayer. Bevollmächtigten im Bundesrathe, Juſtizminiſter 
Fäuſtle, nachdrüdlich zurücgetwiefen. Das Begehren der Ultramon⸗ 
tanen, die ganze Borlage an eine Commiffion zu weifen, wird ab» 
gelehnt und mit großer Mehrheit beichloffen, diefelbe fofort im Ple— 
num und zwar jchon am folgenden Tage zu behandeln. 

14—19. Januar. (Deutfches Reich.) Reichstag: Zweite Le= 
jung des Civilehegeſetz- Entwurfs. Der bayer. Zuftizminifter Fäuftle 
fieht fich nochmals genöthigt, die Vorwürfe der bayerifchen Ultras 
montanen auf die bayerifche Regierung zurüdzumeifen und die Noth- 
wendigteit der Einführung der Civilehe auch für Bayern jcharf zu 
betonen. Der Entwurf wird fchließlich gegen die Stimmen der Ul: 
framontanen angenommen. 

Gelegentlich der Eriwerbung des Radziwill'ſchen Palais in Berlin 
für dag Reich, wofür 6 Mill. Mark bewilligt werden müffen, ohne 
daß für die Erwerbung ein genau befinirter Zweck angegeben wird, 
weist der Präfident des Reichskanzleramtes, von Delbrüd, auf die 
Eventualität „der Errichtung eine oberften Reichsgerichtshoſes Hin, 
ber feinen Sitz in Berlin nehmen könnte und für den alsdann ei= 
gene Räume erforderlich fein würden”. 

14. Januar. (Preußen.) Feierliche Beiſetzung des verftor= 
benen Er-Kurfürften von Heflen in Kaffel. Einer von dem befannten 
Metropolitan a. D., Bilmar, am Grabe beabfichtigten Rede wird 
die polizeiliche Bewilligung verweigert. 

Die Rede kommt nachher in der renitenten Gemeinde zu Kaſſel doch 
zum DBortrag. In derjelben wird dem Verftorbenen der Beiname „der Stand» 
hafte“ gegeben und ausgeführt, wie derſelbe diefen Namen ala ein Held der 
Treue und ein Martyrer des Recht? wohl verdient habe, und mie es Pflicht 
bes Volkes ſei, „die Gebrechen und Sünden ſeines Landesvaterd mit Heiliger 
Scheu zu verdeden”. Ferner wird der Kurfürſt ala ein folcher Monarch be: 
zeichnet, durch den Gott „unter der Hülle feiner Gebrechen“ der heſſiſchen 
Kirche einen großen Segen habe zu zei werden lafien. Dan müfle daher, 
ſchloß der Redner, fortab dem Beifpiele des hohen Berblichenen folgen und 

nau fo, wie es dieſer gethan, für die Selbftjtändigfeit des Landes mit Eins 
ehung feiner eigenen Exiftenz eintreten. 

14. Januar. (Preußen.) Der durch den k. Gerichtshof für 
firchliche Angelegenheiten feines Amtes entjette Biſchof Martin von 
Paderborn enthebt feine geiftlichen Räthe und Beamten ihrer bis⸗ 
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berigen Amtöverpflichtung; den weltlichen Räthen und Beamten bes 
Generalvicariats wird dagegen die Fortjekung ihrer Amtsthätigkeit 
wenigſtens nicht geradezu verboten. 


15. Januar. (Deutſches Reich.) Der medlenburgifche Ober» 
Appellrath v. Amberg wird vom Kaifer zum Präfidenten des neuen, 
dem Reichskanzleramt untergeordneten Reichzjuftizgamtes ernannt. 


15. Januar. (Deutſchland.) Der Präfident der (Laffallifchen) 
Allg. Deutſchen Arbeitervereine, Hafenclever, macht über den Stand 
des Projektes der Bereinigung aller Socialdemokraten Deutfchlands 
zu Einer Partei Folgendes befannt: 


Die Laffalleaner find mit geringen Ausnahmen für eine Vereinigung, 
fie wollen aber die Anſchauungen und Forderungen Laſſalle's in das gemein» 
fame Programın aufgenommen haben und beftehen bei der Organifation einer 
einheitlicden Partei auf ftraffer Gentralifation: fie wollen nicht, daß die Agi: 
tation irgend welchen Rüdgang erleide. Dann auch gibt fi) das allgemeine 
Derlangen fund, dab bei einer Vereinigung Teine Weberftürzung ftattfinde; 
ruhig mögen die Vorlagen außgearbeitet werden, ruhig will man fie don 
Eeiten der Parteigenoffen prüfen, bevor ein allgemeiner Kongreß fein End⸗ 
urtheil Spricht. Wie ich den Mitgliedern des Allg. deutichen Arbeitervereing 
mittheilen kann, ftimmen in diefem DBerlangen die Mitglieder der fozialdemo: 
kratiſchen Arbeiterpartei volljtändig mit ihnen überein; auch fie wollen feiner: 
lei Heberftürzung bei diejer Vereinigung, da man allgemein vom beften Wil: 
len bejellt ift, bdiejelbe zu ciner dauernden zu geftalten. Soviel ich die Si« 
tuation überfehen kann, wird gegen Ende Februar eine Programm: und Sta: 
tutvorlage zur Berathung an die Mitglieder verfandt werden und der Kongreß 
dann wahrſcheinlich um Pfingften ftattfinden.“ 

— Sanmar. (Preußen) Das Hauptorgan der Ultramon- 
tanen, die „Germania“, ftellt bereit3 wie für Pofen fo auch für 
Paderborn eine geheime Didcefanregierung in Augficht: 

„Don einer Nachgiebigkeit der Kirche gegen bie he ift keine 
Nede, Dagegen wird bei fortfhreitenber Derwüftung der kirchlichen Organi⸗ 
fation jelbitverftändlich Betreffs der in der Seelforge vollftändig verwaiſten 
Tatholifchen Gemeinden Eeitend bed päpftlichen Stuhles ein modus vivendi 
geiepaffen werden, aber in ganz anderem Sinne, ala bie Liberalen meinen. 

ei Diefem modus vivendi wird der Staat gar nicht betheiligt fein. €3 wird 
fi) darum handeln, ben verwaiſten Gemeinden wenigſtens die nothwendigſten 
kirchlichen Gnadenmittel zu vermitteln, fo weit dazu nicht die Theilnahme 
an den kirchlichen Beranjtaltungen der Nachbargemeinden ausreicht. Wo 
Nachbargemeinden zu entfernt liegen oder wo bie betreffende kirchliche Hand: 
lung, vor allem die Spendung ber heiligen Sterbefaframente, nur am Orte 
felbjt geſchehen kann, ba wird, wie in Poſen und jet bald auch in Pabders 
born und Fulda eine geheime Didcefan-Regierung, fo auch eine ge- 
beime Seelforge eingerichtet werben. Muthige, opferfreudige Priefter wer⸗ 
den nächtlicher Weile und in allen möglichen Verkleidungen und an allen 
möglichen verſteckten Orten die verlafienen Katholiken aufiuchen zc.” 


— Sanuar. (Bayern) Ein Buch des Appellationg - Ge 
richts- Rathes und Landtagsabgeordneten Dürrſchmidt in München 
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weist die verfaffung®= und gefeßtwidrige, theils durch Gonnivenz, theils 
durch Schwäche der Regierungen feit Abfchluß des Concordates ver⸗ 
Ihuldete gewaltige Vermehrung der Klöfter in Bayern nad). 


Das Concordat von 1817 verſprach Seitena der bayeriichen Regierung 
die Wiederherftellung „einiger* der ſämmtlichen von der Sälularijation 
getroffenen Klöfter. Unter Max Joſeph I. wurden drei Orden, 1 männlis 
her: Kapuziner und zwei weibliche: die engliichen Fräulein in Augsburg 
und die Salefianerinnen twiederhergeftellt und ihnen im Ganzen 7 Klöſter 
eingeräumt. Daß ſchon damit der Intention bed Kokordats genügt var, 
dürfte feinem billigen Zweifel unterliegen. Allein was gefchab unter ben 
Nachfolgern? Unter König Ludwig I. (1825—1848) ftieg die Zahl der Orden 
auf 10 männliche und 16 weibliche, die Zahl der Klöfter auf 154 (jährliche 
Durchſchnittszahl für die Vermehrung 7). Unter Mar II. (1864) Tamen 
noch drei weitere, weibliche Orden Hinzu und ftieg die Zahl ber Klöſter auf 
220 (jäftl. Turchichnitt der Vermehrung 17). Unter bed jekigen Königs 
Ludwigs II. Majeftät Regierung, und zwar in den biäherigen 10 Regierungds 
jahren allein, ftieg die Zahl der männlichen Orden von 10 auf 11, der weib⸗ 
lichen von 19 auf 22, die Zahl der Klöfter aber auf volle 470 (jährl. Vers 
mebrung durchſchnittlich 19). Tie Zahl der Ordenamitglieder Hatte 1863 noch 
94] männliche und 3804 weibliche betragen. Ende 1873 betrug fie bereits 
1233 und nach Abzug der Rebemptoriften 1112 männliche und 5054 weibliche, 


16. Zanuar. (Preußen.) Eröffnung des Landtags. Der Bice- 
präfident des Staatsminiſteriums, Finanzminifter Camphaufen, ver- 
liest in Abweſenheit des Kaiſers die Thronrede: 


„Um den Beftimmungen ber Berfaffungs-Urkunde zu entiprechen, mußte 
die Berufung des Landtages erfolgen, bevor die Seifion des Deutjchen Reiche: 
tages beendet werben konnte. Die Gemeinſamkeit patriotijchen Strebens, 
welche die beiden Parlamente verknüpft, wird die Schwierigkeiten des vor⸗ 
übergebenden gleichzeitigen Tagen? überwinden helfen. Zie Lage der ia 
nanzen ift ungeachtet bes Druckes, welcher leider anf vielen Zweigen des 
anders und der Induſtrie lajtet, eine befriedigende. Dem Haushalt bes 

taates kommt e3 jeßt zu Gute, daß in den letzten Jahren, inmitten einer 
ungewwöhnliden Fülle finanzieller Mittel, neben den reichen Verwendungen 
zur Förderung der ideellen und materiellen Intereffen de3 Landes und neben 
den Maßregeln zur Erleichterung der Steuerleiftungen der Bevölkerung, zu: 
leid) auf die Verwendung großer Summen zur Verminderung der Stant3: 
Fehulb Bedacht genommen worden und vornehmlich, daß bei ben Anfchlägen 
der Staatzeinnahmen die MWahrjcheinlichkeit eines Minderertrages einzelner 
Einnahmeziveige im Voraus berüdjichtigt worden iſt. Die Doranichläge Für 
da3 Jahr 1875 ergeben baher, wiewohl bei den Einnahmen an Steuern bie 
Ausfälle hervortreten, welche burch die Steuerreformen und Erlaſſe verurjacht 
werden, doch im Bergleiche zu dem Borjahre im Ganzen kleinen Rüdgang. 
Ta ferner das Jahr 1873 bei feinem Ableluffe einen erheblichen Ueberſchuß 
eliefert hat, fo Iaffen die zur Verfügung ftehenden Mittel es zu, aud für 

3 Jahr 1875, da wo fi ein Bebürfnig zur Steigerung des Staatsauf⸗ 
wande3 gezeigt hat, den Anforderungen gerecht zu werben. Aus dem Staat ds 
haushalts-Etat, welcher Ihnen unverzüglich zugehen wirb, werden Sie 
erfehen, daß zur Derbefierung des Einkommens ber Geiftlichen und ber Ele⸗ 
mentarlehrer, zux Förderung von Kunft und und Wiſſenſchaft, zur weiteren 
Entwidlung und Hebung des Unterrichts in allen Zweigen, zur Berbeflerung 
und Erweiterung der Eifenbahn:Anlagen des Staates, der Häfen, der Bands 
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und Waflerftraßen., zur Förderung von Aderbau und Viehzucht bedeutende 
Verwendungen in Borjchlag gebracht find. Die weitere Durchführung 
der inneren Berwaltungsreform, die Vervollftändigung ber Einrich— 
tungen communalex Selbitveriwaltung wird Ihre Thätigkeit in biefer Sefjion 
in umfafjender Weiſe in Anſpruch nebmen. Die Staatöregierung wird Ihnen 
die Entwürfe von Be vorlegen, durch welche ber mit ber Kreisordnung 
begonnene Bau, zunächſt im Geltungsbereiche der letzteren, zu einem einbeite 
lichen Abſchluß geführt werden fol. Mit bem Entwurfe der Provinzials 
Ordnung, welcher Ihnen erneut vorgelegt werden wird und an welchen fich 
ein Entwurf wegen Bildung einer befonderen Provinz Berlin anſchließt, 
fieht die Vorlage über die Dotation der Provinzen in engem Zuſammen⸗ 
bange, beren endgültige Erledigung im dringenden Intereſſe der Provinzen 
und des Stantes liegt. Die Einri tungen der Berwaltungajuftiz, für welche 
im Gebiete ber Sreisordnung in den Kreisausſchüſſen und Bezirks-Verwal⸗ 
tungsgerichten der Grund gelegt ift, follen durch einen Geſetzentwurf über bie 
Derlaffiing der Derwaltungsgerichte und die Errichtung eine Ober-Verwal⸗ 
tungsgerichtd eine weitere Ausdehnung und den entiprechenden Abſchluß 
finden. Tie volle Durchführung ber Berwaltungs:Reorganitation in benjenis 
gen Provinzen, in welchen bielelbe mit der Kreisordnung bereit3 erfolgreich 
egonnen ift, wird zugleich einen ficheren Anhalt für Die entſprechenden 
Reformen in den übrigen Theilen der Monarchie darbieten, wozu bie geſetz⸗ 
geberilihen Vorarbeiten gleichfall3 in vollem Gange find. Als ein dringenbdes 

edürfnig Hat es fich herausgeſtellt, auch) den katholiſchen Kirchenge: 
meinden Gelegenheit zu geben, ihre Jutereffen bei der Bejorgung der kirch⸗ 
lichen DBermögensangelegenheiten duch re Drgane wahrzunehmen. Ein 
zu biefem Zwecke vorbereiteter Gefegentwurf wird Ihnen baldigft zugeben. 
Meine Herren! Die Aufgaben, zu deren Löfung die Regierung Sr. Majeftät 
Ihre Mitwirkung erbittet, find überwiegend von grundlegender Bedeutung 
für die gefammte Fortbildung unjerer Gefebgebung. Die Staatsregierung 
legt daher den größten Werth darauf, diefe zunächſt von ihr in Ausſicht 
genommenen Reformen durch dad vertrauensvolle Entgegenfommen der beiden 
Häufer des Landtages in ber bevorftehenden Seifion zum Abſchluſſe zu brin⸗ 
gen. Sie rechnet auf Ihre bewährte patriotiiche Hingebung.“ 

Der ruhige und geichäftämäßige Ton der Thronrede beweist, daß bie 
preußifche Regierung einen möglichft ruhigen Verlauf der Seſſion zu erzielen 
wünſcht. Die Hauptaufgabe des Landtags fol die Turchführung ber Bere 
waltungs-Reorganifation in denjenigen Provinzen fein, in welchen biefelbe 
mit der Kreisordnung bereits erfolgreich begonnen wurde. Allein eben Dieje 
Beſchränkung auf die ſechs Öftliden Provinzen erzeugt in ber öffentlichen 
Meinung eine getviffe Enttäufchung. Dieſelbe erinnert daran, wie die halb⸗ 
amtliche ProvincialsCorreipondenz; nad Ende Oktober v. 3. eine viel größere 

ülle von VerwaltungsreformsBorlagen in Ausſicht ftellte und namentlich 

meindeordnungen für drei der weftlichen Provinzen, Kreisordnungen jür 
dieſelben (nämlich für Heſſen⸗Naſſau, Rheinland un Meftpfalen), eine jolche 
für Poſen und die Reform der Provincial:VBerwaltung für den ganzen Staat, 
mit Ausnahme von Hannover und Schleöwig:Holftein, für die jo eben er: 
öffnete Seffion ind Auge fahte; und zwar wurde unter der Provincialxeform 
fowohl die Begründung der probinciellen Selbftverwaltung, ala bie Neu: 
ordnung der ftantlichen Behörden-Organifation verftanden. Nun aber erfieht 
man aus der Thronrede, daß die Entwürfe zu Gemeinbeorbnungen und 
Kreisordnung für jene drei weitlichen Provinzen für jetzt zurüdgezogen wur⸗ 
den, unb bad es jetzt zweifel haft ericheint, ob neue Entwürfe überhaupt noch 
im Verlaufe der diesjährigen Seſſion werden aut Vorlage fertiggeftellt werden 
fönnen. Da fi nämlich über die Gemeindeordnung für Rheinland und 
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Weſtfalen, namentlich über den Punkt, ob die Bürgermeifter erwählt oder 
ernannt werden follen, eine bedeutende Meinungsverichiebenheit ergeben hat 
und manche liberale Männer, ja fogar einzelne Mitglieder der Fortſchritts⸗ 
partei für die Beibehaltung der Cemenmung Ti ausſprachen, jo hat die Res 
giecung e3 vorgezogen, fich die Öffentliche Meinung noch abklären zu lafien. 
uch von einer neuen Städteordnung für die öftlichen Provinzen ift vor» 
läufig feine Rebe, da der Text des Entwurfs von ben einberufenen fieben 
Sber:Bürgermeiftern zu viele Gloffen erhalten hat. Trotzdem liegen bem 
Zandtage überaus wichtige Arbeiten in folder Menge vor, daß ſchon jekt 
a wird, wie au einen Schluß der Seffion vor dem Juni nicht zu 
iken ſei. 


16. Januar. (Preußen.) Herrenhaus: wählt zu feinem Prä⸗ 
fidenten den Grafen Stolberg mit 86 von 87 Stimmen, zu Vice⸗ 
präfidenten die Liberalen Bernutb und Haſſelbach mit 46 reſp. 57 
Stimmen. Die feudale Partei ift definitiv in die Minderheit ge= 
fommen. 

18. Sanuar. (Deutſches Reich.) Die neue [panifche Regie— 
rung erklärt fi) dem nachdrüdlichen Verlangen der Reichsregierung 
gegenüber bereit, für die Gewaltthätigfeiten der Carliſten gegen die 
deutfche Brigg Guſtav ihrerjeit? Genugthuung zu leijten. | 


18. Januar. (Deutfches Reich.) Reichttag : beftellt die aus 
28 Mitgliedern beftehende Commiffion (Reichsjuſtiz⸗Commiſſion) für 
Borberatäung der Gejehesentwürfe behufs eines gemeinfamen Civil- 
prozefleg, eines gemeinfamen Criminalprogeffes und einer gemeinfamen 
Drganijation der Gerichte für ganz Deutichland. Die Zuſammen⸗ 
feßung der Commiffion gejchieht, wie bei allen Commiffionen, durch 
Berftändigung der Fraktionen unter einander und je nach der rela= 
tiven Stärfe derjelben. 


Die Sulammenfegung ber Commilfionen aus den verfchiedenen Frac⸗ 
tionen ergibt in diefem Fall gewifle Nachteile So treffen auf Bayern mit 
4-5 Millionen Einwohnern beinahe ebenfoviel Mitglieder, nämlich 7, als 
auf das Gebiet bed preußiſchen Landrechts mit 16-17 Millionen Einwoh—⸗ 
nern, auf welches 8 Mitglieder entfallen.” Aus dem Gebiet des xheinifchen 
Rechtes find 2 Mitglieder genommen, aus den anneltirten Provinzen 5, aus 
Sadjien 2, aus Württemberg, Baden, Oldenburg und Hamburg je Einer. 
Was die dverichiedenen Berufsarten betrifft, jo ftellt fich Die Commiſſion zu⸗ 
fammen aus 2 Univerfitäl3=Profefforen, 13 Richtern, 1 Oberſtaatsanwalt, 
4 Rechtsanwälten und 3 Berwaltungsbeamten; weiter au 2 Juriften, welche 
fein Amt befleiden, und 1 Mediziner. 


18. Januar. (Preußen.) Die Regierung fchließt ha Cle— 
ticalfeminar in Fulda in Tolge des den Regierungscommilfären ver= 
weigerten Zutritt? zu. den Vorlefungen und belegt das ganze Did- 
cejanvermögen mit Belchlag nach Maßgabe des Gejekes, wonach 
diefe einzutreten Hat, wenn ein exledigter bifchöflicher Stuhl nicht 
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innerhalb eine Jahres nach der Erledigung mit einem flaatlich 
anerkapınten Bifchof wieder befebt ift. Dasjelbe beträgt 2,254,000 
Marl. 

In Paberborn wird das Domcapitel aufgefordert, die Wahl 
eines Bisthumsverweſers für den feine® Amtes entjeßten Bijchof 
Martin vorzunehmen und zugleich die Beſchlagnahme der bifchöfli- 
chen Wohnung, des Generalvicariats, der Kaffen 2c. ausgeführt. Die 
Abführung des Biſchofs zur Internirung nach Weſel erfolgt ohne 
Ruheſtörung. Die weltlichen Räthe und Beamten erklären ſich bereit, 
in Yunction zu bleiben. Das Domcapitel Iehnt die Wahl eines 
Bisthumsverweſers ab. 

Sn Poſen und Gnefen fieht ſich die Regierung genöthigt, die 
Nachforfchungen nach dem geheimen päpftlichen Delegaten von den 
Decanen nunmehr auch auf andere Geiſtliche und ſogar auf Laien 
auszudehnen, ohne doch vorerjt ihrem Ziele näher zu kommen. 


20. Sanuar. Deutſches Reich.) Reichstag: befchließt die 
Einberufung einer Enquete-Commiffion zur Unterfuchung der Eifen- 
babnbifferenzen und Berichterftattung in der nächiten Reichstags— 
ſeffion. 

Ein Antrag der Polen betr. Aufrechthaltung der Rechte der 
polniſchen Sprache und Nationalität in den ehemals polniſchen Lan⸗ 
destheilen wird abgelehnt. 

Der Führer der Ultramontanen, Windthorſt, verſucht umſonſt, 
die im Dezember v. J. im Allgemeinen beſchloſſene Declaration zu 
Art. 31 der Verfaffung (Fall Majunke) auf die Tagesordnung zu 
bringen ; die Nationalliberalen find entichloffen, die damalige Diffe- 
renz mit dem Reichskanzler nicht wieder herbeizugerren. 


20. Januar. (Bayern) Sämmtliche bayer. Bifchöfe richten 
gegen bie vor einiger Zeit zur Veröffentlichung gelangte Depefche 
Bismarck's betr. die nächite Papjtwahl eine Adreſſe an den Bapft, 
deren Sprache eine geradezu maßlofe genannt werben muß: 

... Zu gleicher Zeit können wir nicht umhin, im Derein mit allen 
wahren Katholiken aus allen Kräften unjerer Seele mit allem Nachdruck 
Proteft zu erheben gegen das verruchte Unterfangen (pessimos conatos), das 
wie mit einem Schlag auf dad gejammte Recht der Kirche, ihre Freiheit, 
Einheit, ja dr Exiſtenz abzielt, und zugleich das größte Unrecht, bie ärgſte 
Beleidigung für Dich ſelbſt ift, heil. Vater! Nicht genug alfo war es der 
Bosheit, die weltliche Herrichaft des heil. Stuhles zerftört und Krieg und 
Derfolgung faft in allen Theilen der Welt gegen Gbrifti Reich und Statt: 
halter geſchürt zu haben: den Hirten verfucht fie zu fchlagen fchon gleich bei 
der Wahl, um befto ficherer und leichter Die Schafe der Heerde zerftreuen 
und tödten zu Fönnen. Doch, der im Himmel wohnt, wird ihrer lachen, ber 
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ger: wird fie zu Schanden machen. Schon haben bie mftänbe fie genöthigt, 
a8 zu verdffentlichen, was fie im intern geplant haben. Möchteſt body 
Du, Heil. Vater, den Heren ber Kirche bitten, daß nicht gerechte Strafe über 
dad Bolt, über die Nation komme, wo folcher Frevel feinen Ausgang ger 
nommen hat! Wir bayerische Bilchöfe aber wollen nur immer fefter ım 
Glauben, Gehorfam und Liebe ung ala Glieder mit dem Haupte verbinden, 
und nicht ablafien, Gott ben Allmächtigen inftändigft zu bitten, daß Ex 
unferen Heil. Vater Pius, den Er oe To viele Jahre Seiner Kirche ges 
ſchenkt, auch fortan erhalten und in Frifcher Kraft beivagren möge, daß Er 
ihn Hienieden Schon durch Sieg und Triumph beglüde und nicht den Händen 
feiner Feinde überlaffe, die, nachdem fie ihn bei Lebzeiten tveder beugen noch 
befiegen können, auf Pläne über feinen Tod hinaus gefonnen haben, ver: 
ruchte Pläne, aber — eitle....” 


22. Januar. (Deutjches Reich.) Reichstag: Dritte Lejung 
des Landfturmgejehed. Die Tortichrittspartei erflärt, dießmal für 
das Geſetz ftimmen zu wollen; dagegen beharren bie Ultramontanen 
und die Sorialiften auf ihrem Widerftande gegen dasſelbe. Schliek- 
lich wird es in namentlicher Abftimmung definitiv mit 198 gegen 
84 Stimmen (der Ultramontanen, Polen, Socialiften und bes Abg. 
Sonnemann) angenommen. 


Dunkler ala MWortführer der Fyortichrittäpartei erklärt: Ich halte 
die Vorlage weder für berfaftungamibrig, noch für eine Verftärkung des Mis 
litarismus, vorausgeſetzt, daß Cautelen geichaffen werden, wodurch Männer, 
die ihren Pflichten gegen das Vaterland bereit? im weiteſten Maße genügt 
Haben, vor einer Verlängerung ihrer Dienftzeit geichügt find. Leider ift dieſer 
Zwed durch die nur mangelhafte Amendirung des 8 5 nicht vollkommen 
erreicht toorden. Dennoch fürchte ich, daß die Lage dieſer Männer eine noch 
fchlimmere fein wird, wenn das Geſetz gar nicht zur Annahme gelangt, teil 
die Regierung — a im Gegenja zur Mehrheit dieſes Haufes — ſich 
* nach 8 45 des Wehrgefetzes von 1867 das Recht vindicirt, Landſturm⸗ 

ihtige in die Landwehr einzuftellen, und im Nothfalle dieß in noch wei: 
terem Maße thun wird, ald wenn wir ausdrüdli in das Geſetz Hinein- 
ſchrekben, daß Solches nur in Ausnahmefällen zuläffig fein wird. Bor Allem 
aber fürchte ich, daß, wenn das Geſetz heute abgelehnt oder nur mit ſchwacher 
Majorität angenommen werben follte, dad Ausland daraus die Hoffnung 
ſchöpfen könnte, daß das Volk nicht gewillt fei, 1% zum Landſturm ausheben 
zu laſſen, weil feine Vertreter ihre Zuſtimmung dazu nicht gegeben Hätten. 
(Lebhafter Wideripruh im Gentrum.) Auch nicht einmal ein fcheinbarer 
Anlaß zu einer folcden Mißdeutung ſoll geboten tverden, die unter Umſtän⸗ 
den wirklich zu einer Gefährdung bed europäifchen Friedens beitragen Könnte. 
Darum werde ich für das Geſetz ftimmen.“ indthorft erflärt Namen? 
der Ultramontanen, die von ihnen bei ber zweiten Leſung geftellten Anträge 
nicht erneuern zu wollen, ba doch feine Ausficht fei, damit Durchzudringen. 
Lie Partei begnügt fi demnach, gegen das Geſetz zu flimmen. Dagegen 
ſpricht Liebknecht mit großer Leidenſchaft Namen? der Socialdemofraten 

en das Gele, indem er damit fchließt: „Diefer Landfturm ift eine neue 
Blutſteuer, die bem in feiner eeoifle Re ohnehin ſehr geihwächten Volke 
auferlegt wird. Aber die Bourgeoifie fieht dag Elend der Armen nicht und 
will e8 nicht ſehen. Haben Sie ein Interefle am Wohle unjeres Daterlans 
des, jo werfen Sie dieſes Geſetz der Regierung vor die Füße!“ 
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22. Januar. (Preußen) Abg.-Haus: Die Regierung legt 
bemfelben die Entwürfe einer neuen Provincialordnnng, eines Gejehes 
betr. die Dotation der Provinzen aus Staatsmitteln und betr. die 
Errichtung eines oberften Verwaltungsgerichtshofes vor. Die Vorlage 
ift von einer umfangreichen Tenkichrift über die gefammte Reorga- 
nifation der allgemeinen Landesverivaltung de preußifchen Staates 
begleitet. 

23.—25. Januar. (Deutſches Reich.) Reichstag: Dritte Le⸗ 
fung des Geſetzes betr. Einführung der obligatorifchen Civilehe und 
der bürgerlichen Etandesbuchführung für das ganze Reich. Der Bere 
treter Bayerns im Bundesratbe, Juſtizminiſter Fäuſtle, erflärt fich 
wiederholt entichieden für das Gejet. Der Entwurf wird mit ge= 
ringen Mobificationen nach den Beichlüffen der zweiten Leſung an- 
genommen, mit dem einen Zufaße, der es den LZandesregierungen 
freiftellt, da8 Geſetz ganz oder theilweife auch jchon vor dem 1. Ja- 
nuar 1876 einzuführen. Das ganze Gefe wird fchlieklich in na= 
mentlicher Abftimmung mit 207 gegen 72 Stimmen (der Ultramon« 
tanen und der Polen) definitiv angenommen. 

25.—28. Januar. (Deutfches Reich.) Reichstag: Zweite Les 
jung des Bankgeſetzes. Der Commiſſions-Referent Bamberger tritt 
energiſch dafür ein, die Banken an eine folide Grundlage ihrer Ge- 
ihäfte zu feſſeln und den bisherigen Schwindel ber Privatbanfen 
und Attiengefellichaften nach Kräften zu erjchweren, ohne jedoch, na⸗ 
mentlich bei 8 44 de Entwurfs, ganz durchzudringen. 

26. Januar. (Deutjches Reich.) Der Kaiſer empfängt ben 
fpanifchen Gejandten Grafen Rascon, welcher ein Schreiben bes neuen 
Königs Alfonfo überreicht, worin berjelbe feine Thronbefteigung an= 
zeigt. Es ift bereit? außer Ziveifel, daß ſämmtliche Mächte den neuen, 
monarchiſchen Umfchwung in Spanien ohne Bedenken und ohne Zd- 
gern anerfennen werden. 

26. Januar — 8. Februar. (Preußen.) Zufammentritt ber 
Provincialfynoden der Jechs dftlichen Provinzen, hauptjächlich auch 
behufs der Wahlen zu der Generalfgnode. Wie fich erwarten ließ, 
bleibt kaum einer der Synoden das Schaufpiel heftigen Aufeinander⸗ 
ſtoßens der Gegenjäße eripart, aber der Ausgang ber Berathungen 
ift doch überall ein frieblicher und für das beftehende Kirchenregi« 
ment, den Oberfirchenrath, ein nicht ungünftiger. In den Wahlen 
zur Generalſynode namentlich erringt die ſog. Mittelpartei entjchie- 
den die Oberhand. 
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Ter Kaifer empfängt den Vorftand der brandenburgiſchen Provincials 
ſymode in befonderer Audienz und beantwortet die Anſprache desjelben mit 
einer längeren Rede, die offenbar und thatjächlich zugleich an die ſämmtli⸗ 
hen Provincialfynoden gerichtet iſt. Das erfte Auftreten der meiften dieſer 
Synoden Hatte in der öffentlichen Meinung ſchwere Bedenken erregt. Die 
brandenburgifche Eynode hatte freilich ihre Vorſtandswahlen in gemäßigtem 
Einne vorgenommen; die von Schleſien, Pommern und Poſen aber Anhänger 
einer ertremen Richtung an ihre Spibe geftelt und es hatten in Berlin tie 
in Stettin die Strenggläubigen bereits einen herauzfordernden Anlauf gegen 
bie Schranke unternommen, twelche der evangelifche Oberkirchenrath durch den 
Erlaß vom 2. Juni 1874 ben vorausſichtlichen Verſuchen gezogen hat, Die 
Arbeiten am Berfafjungsmwerfe durch Hineinziehung von Belenntnißfragen 
ungebörig zu beeinfluffen. Ba weist nun der Kaifer in einem Augenblide, 
in welchem e3 den jtrenggläubigen Elementen der Synoden noch nicht zu fpät 
zur Umkehr ift, eindringlich darauf Hin, worauf e8 gegenwärtig anfomme; er 
erinnert daran, daß es ein lebenzfähiges Werk zu fchaffen gelte, ein folches, 
welche® mit dem die ganze neuere Oelehgebung Preußens durchdringenden 
Geifte übereinftimme: er ermahnt deBhalb, daß im Geiſte des Friedens ges 
handelt werden müfle. Gleichwie er bei den Ernennungen von Synodalmit: 
gliedern fi don beiden Ertremen fern halten zu follen geglaubt, jo hält er 
auch für nöthig, daß letztere fich beicheiden, damit fich endlich eine That auf: 
weiten laffen koͤnne, welche ſchon feit jo langer Zeit erjtrebt wurde und ber von 
ihm gewählte Ton de3 Entgegenkommens findet feine Ergänzung in dem Hin: 
weis, daß ein Außerachtlaffen der leitenden Gefichtäpuntte zur Auflehnung 
gegen die Staatsgeſetze führen könne. Auf alle Fälle ift die Tönigliche An: 
ſprache ein Zeichen, daß in den leitenden Streifen auch Hinfichtlich der evan⸗ 
geliichen Kirche derjelbe Geiſt obwaltet, welcher jeit einigen Jahren die all: 
gemeine Kirchenpolitik der Staatsregierung durchdringt. 

Sm Ganzen und Großen find die Rejultute günftiger ald man in 
vielen Kreiſen zu hoffen gewagt hatte. Faßt man die Synoben zufammen, 
jo dat die Rirdenpolitit ber neuen Aera der Hauptjache nad) ben Sieg ba: 
bongetragen. Nach der gegenwärtigen Stimmung war es ein kluger Schritt, 
die königliche Ernennung auf Männer mittlerer Richtung zu lenken. Ber 
Proteftantenverein mußte ſich darauf gefaßt machen, hiebei übergangen zu 
werden; dieß würde viele ſchwankende Gemüther den extremen Gonteffionellen 
in bie Arme getrieben haben, und gerade dieß war dor allem zu bermeiden. 
Zu königlichen Kommiffären wurden ganz übertwiegend Mitglieder des Ober: 
tirchenrat53 erwählt — ein Schritt der wohl nicht mit Unrecht als ein Miß⸗ 
trauenavotum, gegen die Provincialconfiftorien gerichtet, gedeutet worden ift. 
An Brandenburg hatte die Mittelpartei die Oberhand; ja, ein entjchiedenes 
Mitglied bed Proteftantenvereina, ber bekannte Abg. Dr. Techoto, ward fogar 
in den Synobalaugfchuß gewählt. Auch in Sachſen hatte die Unionspartei 
bie große Mehrheit für fih; aber höchft charakteriftiich ift e8, daß bie luthe⸗ 
riſche Oppofitionzpartei einen der beiden General-Superintendenten zu ihrem 
Gandidaten für den Präfidentenftuhl beftimmt Hatte. Wenn auch Protefte 
gegen die Givilehe Durchfielen, jo doch nicht ‘Petitionen an den Oberkirchen⸗ 
rath, welche um bie Aufhebung der Beitimmung über Wiedertrauung Ges 
ſchiedener baten, natürlich Wh Erfolg, In Berlin wollte man erklären la}: 
jen: jeder Geiftliche ſei abzuſetzen, Dex bie Gottheit Chrifti läugne. Der Com: 
miffär legte gegen Berathung des Antrag® Proteft ein. In Breslau kam 
die Gewaltthätigkeit der orthodoxen Partei zur beutlichiten Darftellung. Ob⸗ 
leich fie fi) gegenüber ben freieren Richtungen wie 11 zu 9 verhielt, Tieß 
be doch Niemanden aus den letzteren in das Bureau zu. Als aber bie Wahlen 
zur Generalfynobe vorgenommen wurden, erklärten die Liberalen, fie würden 
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jofort autreten, wenn man fie wieber munbtobt machen wollte. Dieje Energie 
wirkte; e8 wurden 11 Strenge und 10 Liberale gewählt. Nach verfchiebenen 
Beredynungen darf man annehmen, daß in der fünftigen Generalfynode von 
den 123 Stimmen aus den ſechs öftlichen Provinzen auf die Linke ein Sechstel, 
auf die Mittelpartei etwas über die Hälfte, auf die confeflionellen Lutheraner 
ungefähr ein Drittel kommen werden. Durch den Hinzutritt der 12 Depu⸗ 
tirten aus Weftfalen, der 15 aus Rheinland, erhält die Linke etwa 30 Stim⸗ 
men, die Mittelpartei 70, die Rechte gegen 50. DTaraus läßt fich ſchon ſchlie⸗ 
Ben, daß, wenn bie Linke gemäßigt auftritt (Wozu fie die Erbitterung der 
Gonfeffionaliften einladet) und fich, wo immer möglich, an die Mittelpartei 
anschließt, diefer der Sieg und die Mehrheit gewiß iſt. Tas gleiche Liegt 
auch im Intereſſe der Mittelpartei, welche für Ki allein nicht die abjolute 
Mehrheit (76) herzuftellen vermag. Daß die Befugnifie der Eynoden, auch 
der Generalſynode, bis jet noch jehr Klein find, das gebieten die VBerhältnifle; 
alle Erweiterung kann nur nach Mafgabe der firhlichen Leiftungsfähigfeit 
biejer Repräjentativförper erfolgen. Das Beſte wird, nad) wie vor, ſeitens 
einer tüchtigen Verwaltung geſchehen müſſen, welche Hier noch von größerer 
Bedeutung ift, als auf dem Boden der weltlichen Dinge. 


27. Sanuar. (Preußen) Abg.Haus: Die Etaatsregierung 
legt demfeben den mit Spannung erwarteten Entwurf über die DVer- 
mögensverwaltung in den katholiſchen Kirchgemeinden vor. 


Der Entwurf beruft in jeder katholiſchen Stirchengemeinde einen 
Kirchendvorftand und eine Gemeindevertretung zur Bejorgung ber Tirchlichen 
Dermögensangelegenheiten. Als eh Vermögen im Sinne des Gejehes 
gilt nad) $ 3: 1) das für Cultusbedürfniſſe beftimnte Vermögen, einichließ: 
lich des Kirchen: und Pfarrhaus-Baufonds, der zur Bejoldung der Geiftli- 
chen und niederen Kirchendiener beftimmten Vermögensſtücke und der Anni⸗ 
verfarien; 2) die zu mohlthätigen und Schulzweden bejtimmten Tixchlichen 
Dermögenäftüde;, 3) die zu irgend einem kirchlichen Zweck innerhalb des Ge: 
meinbebezirf3 bejtimmten Stijtun en, ſofern nicht ftiftungsmäßig eigene Vers 
waltungsorgane eingejeßt find. Der Kirchenvorſtand befteht unter dem Bor: 
fie ded Pfarrer? aus 4 bis 12 Mitgliedern nach Größe der Gemeinde und 
von dieſer gewählt. Der Kirchenvorftand verwaltet dad Kirchenvermögen; 
eines jeiner Mitglieder bejorgt das Caſſenweſen. Die Gemeindevertretung 
beiteht aus höchſtens 40 aus und von der Gemeinde gewählten Mitgliedern, 
beftellt fich felbit ihren Vorſitzenden und der Kirchenvorftand ift bei den wich- 
tigeren Verwaltungshandlungen, die in 11 Poſitionen aufgeführt werden, 
an die Zuftimmung der Gemeindevertretungen gebunden. Wahlberechtigt zur 
Mahl beider Körperichaften find alle männlichen, volljährigen, felbjtftändigen 
Mitglieder der Gemeinde, welche bereit? ein Jahr in bderfelben, oder, wo 
mebrere Gemeinden am Orte find, an diefem Orte wohnen und zu den Sir 
chenlaften nad) Maßgabe der dazu beftehenden Berpflichtungen beitragen. 
Menn der Kirchenvorftand oder bie Gemeindevertretung beharrlich die Gil. 
lung ihrer Pflichten vernachläſſigen oder verweigern, oder wiederholt Ange: 
legenheiten, welche nicht zu ihrer Zuftändigfeit gehören, zum Gegenftand 
einer Erörterung ober Beichlußfafjung machen, To können fie —E durch 
die biſchöfliche Vehörde als auch durch den Dberpräfibenten unter gegenlei- 
tigem Einvernehmen aufgelöst werden. Macht die ugaftiche Behörde, in 
benjenigen Tyällen, in welchen fie eine Anordnung oder Entjcheidung im Eins 
vernehmen mit der Staatöbehörde zu treffen hat, von ihren Befu niflen feinen 
Gebrauch, fo ift fie zur Ausübung bderjelben von der Staatöbehörbe aufzu: 
fordern. Leiſtet fie diefer Aufforderung binnen 30 Tagen nach dem Empfang 
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derielben feine Folge, fo geht die Ausübung ber Befugnifie auf bie Staats⸗ 
bebörbe über. Die öffentliche Meinung bezeichnet faſt einftimmig das Geſetz 
ala das wichtigfte, welches behufs Regelung der kirchlichen Verhältniſſe bis 
jet erlafien worden ift. Es ftellt die Kirchengemeinde wenigſtens auf ver: 
mögensrechtlichem Gebiete wieder her, und trägt bie Bedingungen pofitiven 
Wirkens in fi. Sollte der klerikale Widerftand gegen bie Mai eiche auch 
auf dieſes Geſetz ausgedehnt werden, fo erhalte damit die katholiſche Bevölke⸗ 
rung den bandgreiflicden Beweis von ben eigentlichen Zielen der Hierarchie. 

27. Januar. (Baben.) Der altkatholifche Biſchof Reinkens 
beftätigt den vom Großherzog zum Pfarrer der Epitalpfarrei‘ in 
Eonftanz ernannten altkatholifchen Priefter Hofemann, indem er ber 
Beftätigungsurfunde beifügt: 

„Ich hege die zuderfichtliche Hoffnung und lege ihm als feine Heilige 
Ania an's Herz, daß er in echter, tifilicer, brüderlicher Liebe mit allen 

meinbdegliebern verfehre, fidh Dabei bewußt bleibe, daß nicht Befehlen, ſon⸗ 
bern Rathen, Mahnen und Bitten dem wahren Diener bed Evangeliums 
ziemt, daB er mit unwandelbarer Treue und beiligem Eifer alle feine ie 
lichen Pflichten erfülle in dem Bewußtfein der Schwere und Verantwortliche 
Teit feines Hohen Amtes, daß er aber auch feiner fgl. Hoheit dem Großherzo 
ala feinem Landesherrn unverbrücliche Treue als Unterthan bemahre, felb 
mit dem Beilpiel gewifienhafter Erfüllung der Pflichten ald Staatsbürger 
voranleuchte und im Religiondunterrichte, auf der Kanzel und im Verkehr 
den Sinn für Geſetzlichkeit und Ehrfurcht dor der Obrigkeit, wie e8 einem 
Chriſten ziemt, den ihm anvertrauten Gläubigen einprägt, daß er endlich im 
Verkehre mit Andersgläubigen ftet3 deſſen eingedent fei, daß für Chriften 
es fein höheres Gebot gibt, ald den Nächten zu lieben wie fich ſelbſt. Ich 
werde, wenn es Recht und Pflicht geftattet, wo immer derfelbe meinen Schuß 
oder meine Mitwirkung in Anfprud nehmen follte, demjelben zur Seite ftehen 
und, wie es bem chrijtlicden Bruder geziemt, in Liebe und Offenheit mit 
ihm fo verkehren, daß ich ihm wie jedem meiner anvertrauten Gläubigen 
Biſchof und väterlicher Freund zu fein Hoffen darf. Meine beften Glüds 
wänjche begleiten ihn; möge der Segen des Herrn auf feinem Wirken ruhen!” 

29. Januar. (Deutfches Reich.) Reichstag: genehmigt in 
dritter Lefung das ihm vom Bundesrathe vorgelegte Gefe über bie 
Naturalleiftungen für das Heer im Frieden. In der zweiten Lejung 
hatte die Mehrheit des Reichſstags die volle Tagskoſtvergütung per 
Mann auf 1 Mark normirt, die Regierungen Hatten jedoch diefe 
Norm als finanziell für fie unannehmbar erflärt. In der dritten 
Lefung gibt nunmehr der Reichstag nad) und geht auf 80 Pf. für 
Mann und Tag zurüd, womit fi) die Bundesregierungen einver- 
ftanden erflären. 

80. Januar. (Deutfches Reich.) Reichdtag: Dritte Lefung 
bes Bankgeſetzes. Die Debatte ift neuerdings eine jehr lebhafte, na= 
mentlich bezüglich des $ 44, über welchen ein Compromiß zu Stande 
fommt. Alles Uebrige wird nach den Beſchlüſſen der zweiten Lefung 
unverändert, hierauf das ganze Geſetz in der Echlußabftimmung mit 
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großer Majorität angenommen. Dagegen ftimmen nur das Centrum 
geſchloſſen, einzelne Eonfervative und Tellkampf, Banks und Dunker. 
Die vom Abg. Frühauf eingebrachte Refolution wegen Errichtung 
möglichft vieler Zweiganftalten ter Bank wird zurüdgezogen, nach— 
dem Delbrüd möglichſte Berüdfichtigung in Ausſicht geftellt, eine 
beftimmte Zuſage zu geben aber abgelehnt Hatte. 


Bei der zweiten Leſung war befonders über ein Amendement Siemens 
lebhaft, ja fogar Heftig geftritten und dasfelbe ſchließlich mit 125 gegen 124 
Stimmen angenommen worden, dahin gehend, den lebten Abjak bed Com: 
m ilfiongantrags, wie folgt, zu faflen: „Banken, welche bis zum 1. Sjanuar 
1876 nachweilen, daß der Betrag der nach ihrem Statut oder Privileg ihnen 
geftatteten Notenausgabe auf den Betrag des Grundlapitals eingeichräntt ift, 
welcher am 1. Januar 1874 eingezahlt war, find don der Erfüllung 
ber unter 1 und 2 bezeihneten Borausfegungen [außichliegliche Ans 
lage ihrer Betriegmittel ın den im $ 13 unter 1—4 bezeichneten Geſchäften 
(Kauf und Berkauf von Edelmetallen; Diskontirung, Kauf und Verlauf von 
Wechſeln und deutichen Reichae, Staats: oder Communalfchuldverichreibungen; 
Lombardverfehr; Kauf und Verkauf von deutſchen Staatseffekten, Eiſenbahn⸗ 
Papieren und Pfandbriefen) und jährliche Zurüdlegung von 20 Proc. des 
über das Maß von 4'/a Proc. des Grundkapitals hinaus fich ergebenden 
Reingewinnd zur Anſammlung eines Refervefonds von einem Viertheil des 
Grundfapitals] entbunden und erlangen mit der Geftaltung des Umlaufs 
ihrer Noten im gefammten en zugleich die Befugniß, im gefammten 
deutichen Reichsgebiete durch Zweiganſtalten oder Agenturen Bantgeichäfte 
zu betreiben.” Die mit gejperrter Schrift gedruckten Worte enthalten das 
a Amendement. Bei der dritten Sehung be3 Bankgeſetzes wird nun 
dieſer Beichluß wicder aufgehoben und durch die Annahme de3 folgenden, 
aus einem Gompromiß hervorgegangenen Abänderungsantraga von Lasker 
und Harnier, welchem die Bundesregierung zugeftimmt Hatte, exjeßt: 1) Bon 
den beiden angezogenen Vorausſetzungen wird die erfte geftrichen und nur 
die zweite aufrecht erhalten; am Schluffe aber folgender Satz hinzugefügt: 
„zem Bunbesrath bleibt vorbehalten, diefen Banken einzelne der durch Die 
Beltimmungen unter 1. ausgeichloffenen Formen der Ereditertheilung, in 
deren Ausübung diefelben fich bisher befunden haben, auf Grund des nad}: 
gewieſenen bejonderen Bedürfniffes zeitweilig oder widerruflich auch ferner 
zu geftatten und Die hierher etwa nothwendigen Bedingungen feſtzuſetzen.“ 

Schluß der Selfion ohne Thronrede. 


31. Januar. (Bayern) Die bayerifchen Bilchöfe richten an 
den König einen Proteft gegen die Ausdehnung der Civilehe durch 
Reichägejeh auch auf Bayern. Der König überweist den Protejt 
einfah an den Juſtizminiſter. [Daß ihr Proteft von Erfolg fein 
werde, konnten die Bilchöfe ſelber auch nicht einen Augenblick denken 
oder hoffen. „Ihr Schritt ift daher offenbar nur ein fchlau berech« 
netes Agitationsmittel an die Adreſſe des Tatholifchen Volkes, dem 
der Name des Königs nur ala Deckmantel hat dienen müſſen.“)] 


— Januar. (Deutfches Reich.) Der Beſuch des Kaiſers 
beim König von Stalien wird von jenem neuerdings ernſtlich in 
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Ausficht genommen, wofern die Aerzte ihre Zuftimmung dazu geben 
würden. 

— Sanuar. (Preußen). Der Kaijer ertheilt dem Landgrafen 
und ehemaligen Erbprinzen von Kurheſſen, Friedrich, dag Prädikat 
fönigl. Hoheit. 


1. Februar. (Deutſches Reid.) Die neugebildete (vierte) 
Abdtheilung des Reichskanzleramters „für das Reichsjuſtizweſen“ be= 
ginnt ihre Thätigfeit. u 

— Februar. (Heſſen.) Der Biſchof Ketteler von Mainz er- 
läßt einen Faftenhirtenbrief, der von Anfang bis zu Ende den Cha» 
rakter eines lediglich politiichen Aktenftüces trägt. Bon den üblichen 
Faſtenvorſchriften findet fich Teine Spur in dem Document, welches 
durchweg aus einer Ausführung über die Unverträglichkeit der bef= 
fiſchen Stirchengejete mit dem Wefen der Tatholifchen Kirche beftebt. 

Wenn ber Mainzer Biſchof ala ber gührer derjenigen Partei im deut: 
fchen Episcopat gilt, die den Widerjtand bis zum Aeußerſten predigt, und 
unter feinen Umftänden von einem modus vivendi etwas wiffen will, jo be: 
ſtätigt dad Altenftüd diefe Annahme volllommen. Der Bijchof erklärt: daß 
bie Stirche in ihrem bisherigen Widerftande „beharren müſſe bis in den Tod“, 
daß „die Notwendigkeit dieſes Widerjtandes unmittelbar aus der Göttlich⸗ 
feit der fatholiichen Religion folge”. Ueber bie Be des Biſchofs von 
dem Gehorjam gegen die Staatsgeſetze gibt folgender Paſſus am Schlufie 
feines Hirtenbriefes bemerfenswerthen Aufichluß. Dort heißt es in hervor: 


tagender Schrift: „Wer an eine von Gott gejtiftete Religion, an eine von 
Gott geoffenbarte Wahrheit, an Gottes Wort glaubt, Tann 119 nicht unbes 
dingt und ſchrankenlos menfchlichen Gejeßen unteriverfen." Wo die Schranfen 
für diefe Unterwerfung zu finden find, wird, wie immer, fo auch dießmal, 
jelbftverftändlich nicht gefagt, jondern dem fouveränen Ermeſſen der Kirche 
und ihrer Diener vorbehalten. 

— Februar. (Elfaß-Lothringen.) Der Faſtenhirtenbrief des 
Biſchofs von Meb wird von der Regierung mit Befchlag belegt. 

2. Februar. (Preußen) In Oberfchlefien macht der Pfarr: 
caplan Kid in Tarnowicz mit der Regierung Frieden, ohne zum 
Altkatholicismus überzugehen, und wird vom Oberpräfidenten zum 
Propft in Kähme, Tgl. Patronatz, erwählt. Die Einjegung erfolgt 
ohne Ruheſtörung; der Decan Kebanowski protejtirt gegen den Ein— 
griff der weltlichen Gewalt und entfernt fi) mit dem Allerbeiligiten. 

3. Hebruar. (Deutſches Reich.) Nachdem die Reicharegierung 
früher ſchon wiederholt durch ben deutſchen Gefandten Grafen Per— 
poncher in Brüffel bei der belgifchen Regierung gegen die Kundgebungen 
belgifcher Biſchöfe an die preußischen Bifchöfe, um diefelben in ihrem 
MWiderftande gegen die Staatägeivalt zu ermuntern, remonftrirt Hatte, 
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richtet fie nunmehr durch denfelben Gefandten eine Note an die bel- 
gifche Regierung bezüglich des Falls Duchesne (dev an den Erzbifchof 
bon Paris das von diefem zur Anzeige gebrachte Erbieten gerichtet 
hatte, den deutfchen Reichskanzler um eine beftimmte Summe Geldes 
zu ermorden), indem fie verlangt, daß die belgifche Regierung, wo⸗ 
fern die beſtehende belgifche Geſetzgebung kein Mittel biete, Duchesne 
dafür zur Verantwortung zu ziehen, für die Ergänzung dieſer Lücke 
forgen möge. 

4. Sebruar. (Teutſches Reich.) Bundesrath: eriheilt dem 
vom Reichstage befchloffenen Reichgcivilehegefeg feine Zuftimmung. 
Bei der Abftinnmung votiren neuerdings 14 Stimmen, und zwar: 
Königreich Cachlen, beide Medlenburg, Oldenburg, Braunfchweig, 
Schwarzburg-Rudolftadt, Neuß ä. 2. und Schaumburgsfippe gegen 
das Gefeh, der nach Preußen wichtigfte Bundesſtaat dagegen, Bayern, 
für daafelbe. 

4. Februar. (Preußen) Abg.-Haus: Erfte Berathung des 
Budgets für 1875. Auf den Antrag Lasker's wird beichlofien, nur 
diejenigen Etat3gruppen, gegen welche fich ſchon jebt, wie 3. B. gegen 
die Gehaltsaufbefjerung der Geistlichen im Cultusetat, Widerſpruch 
erhoben Hat, an die Budgetcommiffion zu verweifen, den Reft da= 
gegen ohne Vorberathung fofort im Plenum zu behandeln. 


4. Februar. (Bayern) Der Erzbifchof von München erläßt 
einen Faſtenhirtenbrief, der ziemlich deutlich gegen den König felbit 
gerichtet ijt, indem er fagt, daß „das lebte Jubeljahr 1826 unter 
aktiver Theilnahme des Königs Ludwig I., als eines gläubigen Sohnes 
der Kirche, in würdiger und erhebender Weife begangen werden konnte, 
daß aber leider die gegenwärtige Jubelfeier nicht mie fonft fich ent- 
falten könne”. Die ertremsulttamontane Preſſe geht noch etwas weiter, 
indem fie geradezu verlangt, daß „die erzbiichöflichen Beſuche am 
fgl. Hofe rebus sic stantibus ganz eingeftellt würden“. Bei diefer 
Stimmung unterbleibt die Theilnahme des Königs und des großen 
Cortege am Schluffe des 40ſtündigen Gebet8 in der Michaelöhoffirche. 


5. Tebruar. (Preußen) Der Papft erläßt eine Bulle an 
die preußifchen Bifchöfe, in twelcher er die ſog. Maigejehe ohne Um« 
fchweife für ungültig erflärt. „Un die Pflicht unferes Amtes zu 
erfüllen, erklären wir durch unfer Schreiben ganz offen allen, welche 
es angeht, und dem ganzen katholiſchen Erbfreife, daß jene Geſetze 
ungültig find, da fie der göttlichen Einrichtung der Kirche ganz und 
gar twiderftreiten.” Die Bifchöfe werden daher zum Ausharren in 
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ihrem Widerftande gegen die Etaat2gerwalt ermahnt. „Denn e8 fteht 
gefchrieben: man muß Gott mehr gehorchen, als den Menfchen.” 
(S. d. ganzen Wortlaut unter Rom u. vgl. deutjches Reich 18. Febr.) 


6. Februar. (Deutſches Reich.) Der Laiferl. Gefandte am 
griechifchen Hofe, v. Radowib, der zur Zeit im auswärtigen Amte 
in Berlin befhäftigt if, wird behufs Führung der Gefchäfte der 
deutfchen Botſchaft (in Vertretung des Botjchafter® Prinzen Reuß, 
der wegen eines Fußleidens fich in Amfterdam einer Kur unterzieht) 
nach Petersburg geſchickt. Der ungewöhnliche Schritt erregt nicht 
ohne Grund Aufſehen. 

9.—12. Februar. (Preußen) Abg.⸗Haus: Erſte Leſung der 
Borlagen der Regierung betr. die neue Provincialordnung, die Ver: 
twaltungsgerichte und die Dotation der Provinzen. Der Abgeordnete 
v. Sybel erflärt fich bei dem gegenwärtigen Stande der ultramon= 
tanen Agitation in der Rheinprovinz und Weltfalen gegen eine Aus⸗ 
behnung der neuen Organifation auch auf diefe Provinzen. Virchow 
ift der entgegengefeßten Anficht und ftellt dießfalls einen förmlichen 
Antrag. Der Minifter des nern, Graf Eulenburg, erklärt ſich 
dagegen und will der Regierung freie Hand wahren. Der Antrag 
Virchow wird jedoch mit 292 gegen 28 Stimmen zum Beichluß er- 
hoben. Im Uebrigen ijt, als Rejultat der Debatte, die Mehrheit 
der Volksvertretung mit den Grundzügen der Vorlage wejentlich ein= 
veritanden. 

Diefe Grundzüge, wie fie in ber von ber Regierung dem Abg.⸗Haus 
übergebenen Denkichrift niedergelegt find, find kurz folgende: Der Reorganis 
fationsplan hält daran feit, daß die Kreiſe, Regierungsbezirke und Provinzen 
al3 Verwaltungsbezirke fortbeitehen, in der Provinz Hannover jedoch zwei 
Landdrofteibezirte zu je einem Regierungsbezirk vereinigt werben follen. Es 
ift Damit die Frage wegen des Srortbeftehens ber Regierungen (nicht der Re: 
gierungscollegien) enticjieden. Zur Rechtfertigung dieſer Entjcheidung wird 
in dem Entivurf auf die Bevölkerungszahl kalt lämmtlicher Provinzen hin⸗ 
geroielen, welche e3 nicht zuläßt, aus den Provinzen je einen Verwaltungs⸗ 

zirk zu bilden. Selbft wenn in noch größerem Umfange, ala dieß durch die 
ſtreisordnung von 1872 big jetzt geichehen ijt, die big jeßt von den Regierungen 
wahrgenommenen Geſchäfte der allgemeinen Landesverwaltung auf die reis: 
behörden und Verwaltungsgerichte Übergiengen, würde der Gejchäftsfreis ber 

ovincialbehörden noch immer ein jo großer bleiben, Daß eine einzige Be: 

rde, welche bie Regiminalverwaltung in ber ganzen Provinz üben fol, 
ihre Aufgabe zu erfüllen richt im Stande wäre. ud würde bei der Cen⸗ 
tralifation der Regiminalverwaltung in der Prodincialinftanz eine gänzliche 
Trennung der erfteren von ber Verwaltung der direkten Steuern doch nicht 
zu ermöglichen fein, während andererfeit3 die Bejeitigung der Regierungss 
bezirke auch die Befeitigung der erſt fürzlich eingeführten Bezirksverwaltungs⸗ 
gerichte zur Folge haben würde. Auch die Annahme, daß nad) Aufhebung 
der Bezirläregierungen und Webertragung der Functionen berjelben auf ben 
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Dberpräfidenten, ſoweit fie nicht auf bie Kreisbehörben übergehen, eine Ver: 
einfacyung der Staatsverwaltung herbeigeführt würde, wird als nicht zutxefs 
[em anerkannt, ſchon mit Rüdficht auf den Inſtanzenzug. Aber wenn auch 
ie bigherigen Regierungsbezirke blieben, reſp. Regierungsbezirke in — 
gebildet werden ſollten, ſo würde doch ihre Organiſation eine durchaus an⸗ 
dere werden. Die Organiſation der allgemeinen Landesverwaltung ſoll fich 
folgendermaßen geſtalten: 1) Die Verwaltungsjurisdiction bleibt von ber 
eigentlichen Verwaltung getrennt; 2) die Ent eibung aller ftreitigen Ver: 
waltungsſachen erfolgt durch collegialifch organifirte ermarktingögerichte in 
geordnietem contradictorischem Streitberfabten; 8) die eigentliche Verwaltung 
wird fortan in allen Inftanzen — in der Kreis⸗, Bezirks⸗, Provinciale und 
Gentralinftanz — Du Einzelbeamte mit voller perjönlicher Verantwortlich: 
feit geführt. Somohl dem Landrath al3 dem Regierungspräfidenten und dem 
Dberpräfidenteu fteht aber ein von der Kreiß-, reſp. Provincialvertretung ges 
wählter Ausſchuß zur Seite, mit dem Berufe, die Verwaltung in denjenigen 
Pilen zu unterftüßen, in welchen die Gejeke ihnen eine Theilnahme oder 
itwirkung zuweiſen. Es jollen alfo auch in der Bezirksinftanz an die Stelle 
der Regierungscollegien Einzelbeamte treten. Die Collegialverfaffung ber Bes 
irksregierungen hatte ihre volle Berechtigung, jo lange als derfelben die zwei⸗ 
* Aufgabe geſtellt war, zu verwalten und in ſtreitigen Verwaltungsſachen 
Recht zu ſprechen. Wird aber die geſammte Verwaltungsjurisdiction den Regie⸗ 
tungen entzogen und auf beſondere Verwaltungsgerichte übertragen, jo ift ein 
triftiger Grund zur Aufrechterhaltung des Collegialſyſtems nicht mehr vorhan⸗ 
den; vielmehr wird aladann das bureaufratiiche Princip, welches nach ber 
bisherigen Verfaffung die Ausnahme bilbete, zur Regel gemacht werben dürfen, 
indem Die Bezirköverwaltung an Stelle der Regierung dem Regierungspräfis 
denten übertragen wird, welche derjelbe, Ba einiger Ausnahmen, 
jeloftftändig und mit perfönlicher Verantwortung zu führen hat. An Stelle 
der Bezirköregierungen tritt, wie bereit3 oben angeführt, der Regierungspräfis 
dent an die Spike ber Verwaltung eines jeden Regierungsbezirks, und es 
wird demfelben die Berwaltung jänmtlicher zum Reſſort der Regierung ge: 
hörigen Angelegenheiten übertragen, mit Ausnahme der Schulfadhen und der 
Domänen und Tyorften, foweit jene Angelegenheiten nicht auf die Kreisaus⸗ 
ichüffe, bezw. Verwaltungsgerichte und den Oberpräfidenten, übergehen. Der 
Wirkungskreis des Negierungspräfidenten, zu deſſen Unterftüßung unb Ber: 
tretung ein Oberregierungsrath, außer der erforderlichen Anzahl von Räthen 
und Zechnifern, bejtellt wirb, wird alfo bie gefammte Regiminalverwaltung, 
die Verwaltung der Tirchlichen Angelegenheiten und die Steuerverwaltung 
umfaſſen. — Das Volksſchu weſen, welches der Verwaltungsſphäre des Re⸗ 
gierungspräfidenten entzogen wird, wird auf die Provincial-Schulcollegien, 
die Domänen, Yorften und Negalien bejondern neu zu errichtenden Behör: 
den übertragen iverdben. Bei der Ausſcheidung des Volksſchulweſens ift bie 
Rückficht maßgebend gewefen, daß die Lehrerbildung von dem Provincials 
Schulcollegium, dagegen die Verwendung ber fo gebildeten Lehrer für den 
praftifchen Dienft von der Regierung reflortirt, dab ferner die moderne Ent: 
wicklung unferes Schulweſens vorzugeweife der Mittelichule zugewendet ift, 
eine Gränze zwilchen Höheren und niederen Schulen fich in der Praxis aljo 
nicht mehr Scharf ziehen läßt. Die Aufgaben der einzelnen Schulen, deren 
viele fich wejentlich ala ein Fortbau anderer darftellen, fließen oft bergeftalt 
ineinander, daß ihre Leitung und Beauffichtigung durch verfchiedene Behörden 
nicht nur Häufig eines innern Grundes entbehren, fondern auch die Wirkſam⸗ 
teit ber einzelnen Schulen und ihre Bedeutung für die Gefammtanfgabe der 
Unterrichteverwaltung ſchwer fchädigen würde. Es foll aljo das gefammte 
Schulweſen jeder Provinz einer einzigen, unter bem Vorſitze bed Oberpräfi- 
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denten und der Zeitung eines eigenen Direktors zu bildenden, mit ben orbents 
lichen technijchen, jurijtiichen und Verwaltungskräften auszuftattenden colle⸗ 
gialifden Behörde unterftellt und die Prodincial-Schulfollegien dem entſpre⸗ 
chend reconftruirt werden. Dabei ift jedoch auf Decentralijation in der Ber: 
waltung des Schulweſens gerechnet. Es Liegt deßhalb in der Abficht der 
Staatöregierung, durch das zu erlafjende Unterrichtögejeg ben Organen ber 
Selbitverwaltung im Sreife, im Bezirk und in der Provinz bebeutfame Bes 
gniffe in Betreff der Verwaltung des Schulweſens einzuräumen, und da⸗ 
urch zugleich den für eine eriprießliche Entwidlung des Schulweſens wüns 
ſchenswerthen innern Zufammenhang ziwilchen den Communalangelegenheiten 
der corporativen Verbände des Staats und den einen integrirenden Beſtand⸗ 
tHeil derjelben bildenden Schulangelegenheiten herzuftellen. 
9. Februar. (Elſaß-Lothringen.) Auch der Faftenhirten- 
brief des Biſchofs von Straßburg wird von der Regierung mit Bes 


fchlag belegt. 

10. Februar. (Preußen.) Der Bifchof von Münfter ſpricht 
in feinem Faftenhirtenbrief die Neberzeugung aus, daß nur ein Wun⸗ 
der da3 Ende des Firchlichen Conflikts mit der Staatsgewalt herbei— 
führen fönne; auf ein ſolches Wunder fei aber nicht zu rechnen. 
Sntereffant ift auch das Eingeftändnik, daß „Ichtwere Opfer” bis 
jegt nur „von Wenigen gebracht” feien. 

10. Februar. (DMedlenburg.) Eröffnung des Landtags in 
Malin. Die Regierungen bringen den im vorigen Sabre gefchei- 
terten Entwurf für eine Reform der Berfaflung nochmals zur Vor— 
lage, indem fie an der von ihnen im Landtagsabſchied von 7. März 
v. J. außgefprochenen Hoffnung feithielten, daß die Ueberzeugung 
von der Nothwendigleit des von ihnen verfolgten Zieleg doch noch 
zu einer Berftändigung über die vorgefchlagenen Grundlagen führen 
werde. 

— Februar. (Deutſches Reich.) 23 deutjche Biſchöfe erlaffen 
eine Collektiverflärung wider die in Folge des Prozeſſes Arnim ver= 
Öffentlichte Eirculardepefche Biamarda vom 14. Mai 1872 (f. deren 
Wortlaut im Gejchichtäfalender für 1873 ©. 266) über die Fünftige 
Papitiwadl. 

Das ziemlich weitläufige Actenftüc jucht zu beweifen, daß die Depeiche 
bes Kanzlers „ebenjo unbegründet in den m ansfeßungen, als ungerecht» 
fertigt in den Folgerungen“ ſei und daß fie mit dem Wortlaute wie mit dem 
richtigen, durch ben Papit, den Episcopat und Die Vertreter der katholiſchen 
Wiſſenſchaft wiederholt erflärten Sinn der Beichlüfje des batifanijchen Concils 
entjchieden im Widerfpruche ftehe; nach dieſen Beſchlüſſen fei die Tirchliche 
Jurisdictions⸗Gewalt des Papſtes eine potestas suprema, ordinaria et im- 
mediata, eine auf die ganze Kirche, mithin auch auf jede einzelne Didceſe 
und alle Gläubigen fich direkt erftredende oberfte Amtsgemwalt zur Erhaltung 


der Einheit des Glaubens, ber Dizciplin und ber Regierung der Kirche, und 
keineswegs eine blos aus einigen Nejervatrechten beitehende Befugnig. Der 
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Proteft fährt ſodann wörtlich fort: „Dies ift aber Leine neue Lehre, ſondern 
eine ftetd anerkannte Wahrheit des Tatholiichen Glaubens und ein befannter 
Grundſatz des canonifchen Rechts, eine Lehre, welche das vatilanifche Concil 
gegenüber den Irrthümern ber Gallicaner, Janſeniſten und Febronianer im 
Anſchluße an die Ausfprüche der früheren allgemeinen Eoncilien neuerbings 
erflärt und beftätigt hat. Nach dieſer Lehre der fatholiichen Kirche ift ber 
Papft Biſchof von Rom, nicht Biſchof irgend einer anderen Stadt ober Diöcele, 
nicht Bifchof von Köln oder Breslau u. ſ. w. Aber ala Bilchof von Rom 
ift er zugleich Papft, d. 9. Hirt und Oberhaupt der ganzen Kirche, Ober: 
Haupt aller Bilchöfe und aller Gläubigen, und feine päpftliche Gewalt Lebt 
nicht etwa in beftimmten Ausnahmefällen erſt auf, fondern fie hat immer 
und allezgeit und überall Geltung und Kraft. In diefer feiner Stellung hat 
der Baplt darüber zu wachen, daß jeder Bilchof im ganzen Umfange Feine 
Amtes feine Pflicht erfülle, und wo ein Bifchof behindert ift oder eine ander: 
weitige Nothwendigkeit e8 erfordert, da Hat ber Papft das Recht und bie 
Pflicht, nicht ala Biſchof der betreffenden Didceje, fondern als Papft, Alles 
in berjelben anzuordnen, was zur Verwaltung derſelben gehört. Diele päpft: 
lichen Rechte Haben alle Staaten Europas bis auf die gegenwärtige Zeit ſtets 
al3 zum Syſteme der Fatholifchen Kirche gehörend anerfannt und in ihren 
Derhandlungen mit bem päpftlicden Stuhle ben Inhaber besjelben immer 
ala das wirkliche Oberhaupt der ganzen Tatholifchen Kirche, ber Biſchöfe je 
wohl als der Gläubigen, und keineswegs ala ben bloßen Träger einiger bes 
ftimmter Rejervatrechte betrachtet.” Weiter heißt e8: „Was insbeſondere die 
Behauptung betrifft, die Biſchöfe feien durch die vaticanifchen Beichlüffe päpft- 
liche Beamte ohne eigene Veranttortlichkeit geworden, jo können wir diefelbe 
nur mit aller Entfchiedenheit zurückweiſen: es tft wahrlich nicht die katholiche 
Kirche, in welcher der unfittlicde und despotiſche Grundiaß: ber Befehl bes 
Obern entbinde unbedingt von ber eigenen Berantwortlichkeit, Aufnahme ge: 
funden Hat. Die Anficht endlich ala fei der Papft „vermöge feiner Unfehl⸗ 
barkeit ein vollkommen abfoluter Souverän“, beruht auf einem durchaus 
irrigen Begriff von dem Dogma ber päpftlichen Unfehlbarfeit. Wie das vati: 
canitche Concil eg mit klaren und deutlichen Worten anagelbrochen hat und 
die Natur der Sache von felbft ergibt, bezieht fich diefelbe Lediglich auf eine 
Eigenſchaft des Höchften päpftlichen Lehramtes: dieſes erſtreckt fi genau auf 
dasfelbe Gebiet, wie das unfehlbare Lehramt ber Kirche überhaupt und ift an den 
Inhalt der Heiligen Schrift und der Meberlieferungen, ſowie an die bereit? von 
dem firchlichen Lehramt gegebenen Lehr-Entjcheidungen gebunden. Hinfichtlich 
der Regierungshandlungen des Papftes ift dadurch nicht dag Mindefte geändert _ 
worden. Wenn diefem nach bie Meinung, e3 ei die Stellung des Papſtes 
zum Epicopat durch die vaticanifchen Beichlüffe alterirt tworden, als eine 
völlig unbegründete erſcheint, fo verliert eben damit auch die aus jener Vor: 
ausfegung hergeleitete Folgerung, daß die Stellung bes Papftes den Regie⸗ 
rungen gegenüber durch jene Beſchlüſſe verändert jei, allen Grund und Boden. 
Als rechtmäßige Vertreter der katholiſchen Kirche in den unferer Leitung an: 
vertrauten Diöcefen haben wir das Recht, zu verlangen, daß, wenn es fich 
um bie Beurteilung von Grundfätzen und Kehren unſerer Kirche handelt, 
man una höre; und jo lange wir nad) diejen Kehren und Grundläßen unſere 
—— einrichten, dürfen wir erwarten, dag man ung Glauben ſchenke.“ 

um Schluffe endlich erklären die dreiundzwanzig Unterzeichneten, unter denen 
auch die Biſthumsverweſer bon Fulda und Bamberg und ſeltſamerweiſe auch 
ber abgeſetzte Dr. Conrad Martın von Paderborn figuriren: „Wir fühlen 
und verpflichtet, gegen den damit verfuchten Angriff auf die volle Freiheit und 
Unabhängigteit der Wahl des Oberhauptes der fatholifchen Kirche laut und 
feierlich Einjpruc) zu erheben, indem wir zugleich bemerken, daß über die Giltig 
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teit der Papftwahl jederzeit nur bie Auctorität der Kirche zu enticheiden Hat, 
deren Enticheidung jeder Katholik, wie in allen Ländern, jo auch in Zeutjch- 
land rüdhaltlos fa) unterwerfen wird.“ 

Unvertennbar liegt in dem Akten ück ein freilich nur ſehr ſchwacher 
Verſuch der deutichen Biſchöfe, die päpftl. Unfehlbarkeit einzufchränfen und 
ein ganz verfehlter, die große Bedeutung und Tragweite der Unfehlbarkeit, 
im Gegenſatz gegen ihre eigenen Echritte auf dem Concil in Rom, abzu: 
leugnen. 

13. Februar. (Deutſches Reich.) Bundesrath: befchließt, von 
ber Erwägung ausgehend, daß die Berathungen der Telegirtencon- 
ferenz vom Juni v. J. ergebnißlo8 geweſen und daher eine Entjchei- 
dung über die Zarifreform zur Zeit unthunlich fei, eine VBerlänge- 
rung des Interimiſticums vom 11. Juni 1874 mit den zugejtandenen 


Frachtzuſchlägen. 

14. Februar. (Preußen.) Der Cultminiſter trifft bezüglich 
der Ertheilung des jchulplanmäßigen Religiongunterricht® an den 
Volksſchulen folgende wichtige Entjcheidung: 

Es ift Teine geſetzliche Beitimmung vorhanden, daß ber Geiftliche jelbit- 
ändig MAnterricht überhaupt oder Religionsunterricht insbeſondere in der 
tale ertheilen jolle und dürfe, oder den Lehrer hierin zu vertreten 
babe. Die Extheilung des Religiondunterricht3 als eines onligatorifgen Lehr: 

egenftandes ber Schule füllt vielmehr bem Lehrer zu, welcher für denfelben 
peciell vorgebildet und ala dazu befähigt durch fein Prüfungszeugniß bes 
fätigt ift, mie durch feine Berufung zu ber Lehrerftelle zu der Ertheilung 
diejes Gegenſtandes wie aller jchulplanmäßigen Gegenftände die Verpflichtung 
und Bereitigung erhalten hat. Die Religions-Geſellſchaften und ihre Organe, 
die Geiftlichkeit ın ihrem Auftrage, leiten nur ben Religionsunterricht nach 
Art. 24 der Berfaffungsurfunde, „welcher allein überdies noch nicht formelles 
Recht gewährt, aber doch faktisch ald Norm gilt.” Die Leitung bes Reli⸗ 
giondunterrichtö iſt jeboch von deſſen Ertheilung weſentlich verihieden. Gerade 
in Bezug auf die Leitung des Religionzunterricht? hat der Minifter am 31. 
December vd. J. entichieden, daß die zuftänbige Bezirksregierung nicht minder 
befugt ala berufen ift, jedem mit der Leitung des Religionsunterrichts in der 
Volksſchule befakten Geiftlichen den Zutritt zu bemfelben zu verfagen, wenn 
fein Berhalten diejenigen Zwecke zu gefährden geeignet ift, welche der Staat 
mit der Erziehung der Jugend burch die Volksſchule v olgt. Sm eintre- 
tenden Falle wird der Religionägefellichaft, beziehungsweiſe den betreffenden 
tirchlicden Oberen zu überlaffen fein, für jenen Zwed einen anderen Geift: 
lichen zu beftimmen, mit deſſen Betheiligung am Schulweſen die Regierung 
im ftaatlichen Intereſſe ſich einverftanden zu erklären vermag. 


16.—17. Februar. (Preußen.) Abg.:Haug: Erfte Lefung der 
Borlage betr. die Vermögensverwaltung katholiſcher Kirchgemeinden. 
Die Vorlage wird an eine Sommilfion don 21 Gliedern zur Vor⸗ 
berathung gewieſen. 


Reicheniperger und WindtHorfi:Meppen fprechen in langen 
Neben gegen bie Vorlage, welche fie für verfaffungstvidrig und für eine neue 
Bebrüdung der tatholifigen Kirche erklären. Der Eultminifter Falk ver: 
theidigt fie Dagegen, ba fie lediglich eine Ergänzung der Maigeſetze und wie diefe 
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beftimmt fei, ben Widerſtand der katholiſchen Geiftlichleit gegen den Etaat 
zu brechen. Der Entwurf fei durchaus verfajlungsmäßig und bafıre auf Art. 
15 der Verfaflung. Der Minifter führt zum Beweiſe der Bedürfnikfrage des 
Geſetzes an, daf die jetzige Staatöverwaltung des biſchöflichen Vermögens bes 
Bisthums Gueſen Jahre lang hindurch vorgefommene Unterichlagungen auf: 
gedeckt Gabe, wovon bie bifchöflichen Behörden Kenntniß gehabt hätien. Er 
verliest einen Bericht bed betreffenden Rechnungsbeamten und hebt fodann 
hervor, bie Fatholifchen Kirchengemeinden müßten in den Stand gejeßt werden, 
ihr Eigenthum nicht von Fremden mißbrauchen zu laffen. Der Mintfter führt 
fodann auf Verlangen WindtHorft’3 die Namen ber betreffenden Geiftlichen aus 
ben Rechnungsberichten an, die er nur aus Schonung habe verſchweigen wollen. 

16. Februar. (Bayern.) II. Kammer: Ein Theil der ultra= 
montanen Partei ift bezüglich des von der Regierung dem Landtage 
vorgelegten Landtaggmahlgefehes zu einem Compromiß mit der Fort- 
fchritt3partei geneigt; die ertrem=ultramontane Partei will jedoch 
von einem jolchen nicht? willen. 

Die Differenz zwifchen beiden Parteien bezieht fich eigentlich nur auf 
die Bildung der Wahlbezirke, da über ben Geſetzentwurf jelbft und die dem: 
felben zu Grunde liegenden Principien beide Kammerparteien weſentlich ein: 
verftanden find. Die ertrem:ultramontane Partei verlangt jedoch eine Wahl: 
freigeintheilung ganz und ausfchlieglich in ihrem Intereſſe und Sigl erklärt 
in feinem „Baterland” geradezu: „Unjerer Anficht nach würde fich die Ans 
nahme dieſes von ber Regierung vorgelegten Wahlgejehes ſeitens der „Pa: 
trioten“ dem glorzeigen otum dom 13. Juli 1870 und vom 21. Januar 
1871 würdig an die Seite ftellen”, übrigens in voller Verzweiflung beifügend : 
„Die Hauptfache ift — das Steinchen! Ohne eine baldige, ohne eine ge: 
waltige rettende Kataftrophe in Europa werden wir mit oder ohne Sammer 
fo oder jo be3 Teufels, nämlich ganz preußiſch, und dann ift es Wurſt, ob 
die Tlappernden „Reichs“-Parlamentsmühlen gehen oder ftill ftehen. Das ift 
zwar traurig und bitter zu fagen, aber es ift wahr, und was darunter oder 
darüber, das ift vom Schwindel.“ 

Der Kriegaminifter Yegt der Kammer den bayerijchen Militär- 
etat für 1875 auf Grund des Reichsgeſetzes, ſowie einen Geſetzes⸗ 
entwurf zu Regelung der Rechtsverhältniffe der bayerifchen Militär- 
beamten nach der Reichsnorm vor. 

17. Februar. (Medlenburg.) Landtag: Auf Veranlaffung 
des Verfaſſungs-Comité's findet eine Abftimmung darüber ftatt, ob 
die Erhaltung der Ritterfchaft und Landichaft als politifche Corpora= 
tionen ala Borbedingung des Eingehen® auf die Verhandlungen über 
die landesherrliche Propofition in der Verfaffungsangelegenheit auf: 
recht zu erhalten fei oder nicht. Die Landichaft erklärt fi) ala Stand 
für die Beſeitigung der Nitterfchaft und Landichaft; die Ritterfchaft 
jtimmt mit 88 gegen 19 Stimmen für die Erhaltung berfelben. Die 
Ausficht auf eine Verftändigung bezüglich der Verfaſſungsreform ift 
damit bereit? wieder auf ein Minimum reducirt. 

18. Februar. (Preußen.) Der (ultramontane) „Weftfälifche 
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Merkur“ veröffentlicht die päpftliche Bulle wider Preußen vom 5. 
Februar mit folgender Bemerkung : 

„Diele Bulle ift fjeit einigen Zagen in bie Hände der preußiichen Bi⸗ 
ſchöfe gelangt, und zwar, wie und mitgetheilt wurde, nicht durch den päpſt⸗ 
lien Runtius in Münden, noch auf direktem Poſtwege, fondern um der 

ögeren Sicherheit willen durch Privatvermittelung Zie Herren’ Bijchöfe 
nd unferes Wiſſens über die Art und Weiſe der Publikation diefer Bulle 
erit in Eorrejpondenz getreten.” 


Das Blatt wird von der Regierung fofort mit Befchlag be= 
legt. Sie halbamtliche „Prov.-Corr.” erklärt die Bulle „in ihrer 
rũckhaltloſen Klarheit und herauzfordernden Echroffheit für eine un 
mittelbare Widerlegung des Verſuchs der Bifchöfe (f. 10. Februar) 
zur Abſchwächung der vaticanifchen Beichlüffe" und die „Nordd. 
Allg. Ztg.“ nennt fie „den ftärkften Ausdruck hierarchifchen Weber- 
muths, defjen wir noch Zeuge gewejen find, und daher von entfchie= 
denem Einfluß auf das fernere Verhalten der preußifchen Regierung 
fein muß”. Die gefanımte nicht-ulträmontane Preſſe ift ſofort dar= 
über einig, daß fich die preußiſche Regierung das Unterfangen des 
Papſtes, preußifche Gejete ohne Weiteres für „ungültig“ zu erklären, 
nimmermehr ebenfo werde gefallen laflen, wie es fich einige Jahre 
früher die öÖfterreichifche habe gefallen laſſen, und daß der Kampf der 
Staatögewalt mit Rom vielmehr durch diefen Echritt des Papſtes 
entjchieden in ein neues Stadium getreten jei. 


Subelnd hatte die „Germania“ verkündet, aus der Enchelica jei zu 
lernen, daß auf ultramontaner Seite gefämpft werden wird „bi3 zur Der: 
nichtung“! Die „Nat.:Lib. Corr.“ antwortet: „Bis zu weſſen Vernichtung ? 
jedenfalls iſt es nicht die Vernichtung der päpftlicden Hierarchie, welche die 
„Sermania” als Endziel in’ Auge faßt; e3 kann alfo nur die Vernichtung 
bes jelbftjtändigen Staates gemeint fein. Die Offenheit, mit welcher biefe 
Tendenzen durch das päpftliche Echreiben feierlichft proclamirt werden, vers 
dient alle Anerfennung. Alle Freunde der Freiheit und Selbititändigfeit des 
Baterlandes aber erwarten von ber Staatsregierung, daß fie auf dieſe äußerſte 
Krieggerflärung die gebührende Antwort ertheilen werde. Die „Germania“ 
fragt verwundert, was der Staat benn noch „Schlimmeres" zu thun bie 
Macht Habe. Es wird dem clericalen Blatte nicht unbekannt fein, daß die 
KHriegserklärung einer Macht an die andere die zwifchen beiden bejtehenden 
Derträge aufhebt. Wie num, wenn der Staat das ganze Bertragsverhältnik 
mit dem Papfte von 1821 je aufgehoben erklärte? Wenn er wenigſtens 
den gejammten, dee katholiſchen Kirche bisher gewährten Staatszuſchuß zu⸗ 
rüdbehielte? Cine Unbilligkeit könnte nach diejer Enchelica wahrlich nicht 
darin gefunden iwerden. Und daß ein joldder Schritt doch noch etwas „Schlim: 
meres“ fein würde, ala das bisher Geichehene, dürfte felbft ben kampf⸗ 
Iuftigften Heißſpornen nicht zweifelhaft fein. Die Regierung und eventuell 

ie gejeßgebenden Faktoren werden zu erwägen haben, welche Maßregeln 

ergreifen find: daß aber ber verivegene Derind zur Aufreizung preußi⸗ 
—* Staatsbürger gegen den Staat nicht ungeahndet bleiben darf, darüber 
herrſcht nur eine Stimme.” Auch die demokratiſche „rantf. Zig.“ ſpricht 
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1% dahin aus: „Noch kürzlich hat im Abgeordnetenhauſe der Abg. Reichen: 
perger auf den Vorwurf, daß die ultramontane Partei gewiffe Staatsgeſetze 
nicht anerfenne, erwiedert: „Die Geſetze werden anerkannt infofern, ald man 
geduldig alle Straffolgen trägt, denen man fonjt nur zu leicht mit der Fauſt 
entgegentreten könnte... . Weil die Katholifen die betreffenden Geſetze aner: 
fennen, tragen und dulden fie das ſchwere Leid." Seht kommt aber der Papft 
und erklärt: Nichts da; diefe Gelege find ungültig. Es ſoll alfo in allen 
Staaten außer den verfafjungsmäßig zur Geſetzgebung berufenen Faktoren 
noch einen Faktor divini juris geben, und dieſer prätendirt gar die hödhite 
Entietdung! Fürwahr, die Biſchöfe mußten, was fie thaten, ala fie An: 
geficht3 dieſes ungeheuerlichen Schriftſtückes vathichlaaten, was mit demfelben 
anzufangen fei, und am liebften würden fie es gewih der Deffentlichkeit ent: 
zogen haben. Nun e3 aber ohne oder gar gegen ihr Zuthun derjelben Preis 
gegeben ift, ſollte die Staatsgewalt die allerlehte fein, feiner Verbreitung auch 
nur das geringfte Hinderniß in den Weg zu legen.“ 

18. Februar. (Preußen.) Eine kgl. Ordre an den Miniſter⸗ 
präfidenten Fürft Bismard und auf feinen Antrag Hin trifft neue 
Beltimmungen über den Gefchäftsgang im preuß. Staatsminifterium : 

Ter Hauptzweck diefer Beitimmung ift ganz offenbar der: den Zus 
fammenhang ber von ben einzelnen Diniftern vertretenen Specialinterefjen 
mit den allgemeinen Intereſſen des Staated in jedem einzelnen Hall aufrecht 
zu erhalten. Zur Erleichterung des Geichäftäganges wird diefe Anordnung 
um fo mehr beitragen, als zu den einzelnen Beichlüffen des Staatsminiſte⸗ 
riums auch die Zujtimmung bed Königs eingeholt werden muß. 

18. Tebruar. (Preußen) Abg.-Haus: Der (ultramontane) 
Abg. dv. Schorlemier-Aft ruft eine Debatte über dag Proceſſionsweſen 
hervor, indem er die dießfalls von der Regierung erlaffenen bejchrän- 
fenden Verfügungen angreift. Der Minifter des Innern legt da= 
gegen die Nothiwendigkeit jener Verfügungen dar und betont, daß 
man ihnen wohl eher vorwerfen könnte, fie giengen nicht weit genug. 
In der That macht ſich von Tiberaler Seite die Anficht energifch 
Luft, da8 ganze Proceffiong- und Wallfahrtswefen außerhalb der 
Kirchen und auf den Öffentlichen Straßen ala einen Weberreft der 
früheren Herrichaft der katholiſchen Religion ala Staatsreligion gänz⸗ 
lich zu verbieten. 

19. Februar. (Deutfches Reich.) In Kiel ift ein anfehn- 
liches Geſchwader deutjcher Kriegsichiffe zum Auslaufen bereit, für 
den Fall, daß Spanien zögern follte, den gerechten Reklamationen 


des deutjchen Reich bez. der Brigg „Guſtav“ zu entfprechen. ” 
19. Februar. (Bayern) In München Hält der neue Nun 
tius feinen bergebrachten öffentlichen Empfang. Im Gegenjat gegen 
früher finden fi) nur zwei Stabgoffiziere zu demjelben ein. 
20. Februar. (Preußen.) Das preuß. Staatsminiſterium ala 
Berufungsinſtanz beftätigt den Beichluß der Düfleldorfer Regierung, 
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welcher einen Gommunalbeamten feines Amtes entfebte, weil derſelbe 
Mitglied des Mainzer Katholikenvereins iſt und weder aus demiel- 
ben auötreten, noch fein Amt niederlegen wollte. 

In den Gründen diefer Entjcheidung wird gejagt: „Echon die That: 
ſache, daß der Dlainzer Katholifenverein ein vegierungsfeindlicher ift, welcher 
die Oppofition gegen die Mahnahmen der Staatsregierung auf tirchenpoli: 
tiſchem Gebiete zum Gegenſiande feiner Agitationen und Beftrebungen macht, 
charakteriſirt den Verein ala einen ſolchen, deſſen Mitgliedichaft mit der Stel: 
lung und ben Pflichten eines Beamten unvereinbar ift. Der Gehorſam und 
die Zreue, welche jeder Beamte, alſo auch der Communalbeamte dem Staate 
und ber Staatögewalt jchuldet, fchließen jede Parteinahıme des Beamten gegen 
die Staatöregierung und ihre Anordnungen aus; und die allgemeinen ſtaats⸗ 
bürgerlichen Rechte, welche der Angefchuldigte aus Art. 30 der Verfaſſungs⸗ 
urfunde für fi) in Anſpruch nimmt, finden in der Stellung des Beamten 
eine naturgemäße Begrenzung, indem ihm nicht nur das Strafgefeh, welches 
jeden Staatsbürger bindet, fondern auch die Rüdficht auf die ihm durch feine 
Beamteneigenichaft auferlegten befonderen Pflichten die Schranke zieht, inner: 
halb welcher ex von feinen verfafiungsmäßigen Befugnifien Gebrauch machen 
darf. Das Haben und Feſthalten einer eigenen, mit den Auffajfungen der 
Staatöregierung nicht Übereinftimmenden Meberzeugung ift dem Beamten in 
feiner Weije verwehrt; bethätigt er aber diefe feine Heberzeugung durch die 
Theilnahme an Vereinigungen und Agitationen in vegierungateinblicher Zene 
denz, To verlegt ex damit feine Amtspflichten und zeigt fich de Vertrauens, das 
feine Stellung als Beamter erfordert, unwürdig, und e3 entfteht aljo für 
hn die Frage, ob er mit einer derartigen Bethätigung feiner Heberzeugung 
zurüdhalten oder fein Amt niederlegen will. Die Regierung hatte dor dem 
Eintritt in den Verein gewarnt und ba der Beamte den Austritt troß ber 
ausdrücklichen Aufforderung verweigerte, fo wäre von einer einfachen Ord⸗ 
nungsftrafe fein Erfolg zu exiwarten und ba eine Strafverjehung nicht an⸗ 
wendbar ift, fo exfcheint die Amtsentſetzung gerechtfertigt.“ 


22. Februar. (Preußen) Abg.Haus: Der (altlath.) Abg. 
Petri bringt einen Gefehesentwurf ein über die Verhältnifle der Alt 
fatholifen, der dahin geht, diefen in Preußen diejelben Rechte am 
tatholifchen Kirchenvermögen einzuräumen, welche ihnen in Baden 
durch übereinftimmenden Beichluß des Landtag? und der Regierung 
bereit3 zugejtanden worden find. Derſelbe lautet: 


Das Haus ber Abgeordneten wolle beichließen, bem nachitehenden Ge- 
jege die verfafjungsmäßige Suftimmung zu geben: Entwurf eines GeieheB, 
die Rechte der altlatholiichen SKirchengemeinfchaften an dem Tirchlichen Ver: 
mögen betreffend. Wir Wilhelm zc. verordnen mit Zuitimmung beider Häufer 
des Landtages für den Umfang ber Monarchie, was folgt: 8 1. In denjenis 
gen fatholifchen Sirchengemeinden, aus welchen eine erhebliche Anzahl von 
SGemeindemitgliedern einer altkatholiſchen Gemeinſchaft beigetreten ift, werden 
die vermögensrechtlichen Verhältniſſe im Verwaltungswege bis auf Weiteres 
nad Maßgabe der folgenden Beitimmungen geordnet. — 8 2. Der altfathos 
if Gemeinfchaft wird der Mitgebrauch der Kirche, der kirchlichen Geräth: 
Ihaften und des Kirchhofes eingeräumt. Sind mehrere Kirchen (Gapellen 
fu. ſ. w.) vorhanden, jo kann eine Gebrauchstheilung nach beitimmten Ob: 
jetten verfügt werden. Iſt der le @ emeinfchaft die Mehrheit der 
Gemeindemitgliedex beigetreten, jo fteht ber Gemeinſchaft der Mitgebraud) der 
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Kirche in ben zur Abhaltung des Hauptgottesdienftes herkömmlich beftimmten 
Stunden, bei mehreren Kirchen der Gebrauch der Hauptlirche zu. — & 3. 
Tritt ein Pfründen-Inhaber der alfatholiichen Gemeinichaft bei, fo bleibt er 
im Befig und Genuß der Pfründe, Bei Erledigung der Pfründe wird Dies 
felbe im Fall des 8 2 ber altkatholiihen Gemeinichaft überwieſen. Sind 
mehrere Pfründen vorhanden, fo kann bei deren Erledigung eine dem Zahlen: 
verhältnifie beider Theile entiprechende Genußtheilung vorher beftimmter Pfrüns 
ben verfügt werden. — 8 4. An dem übrigen zu kirchlichen Zwecken be= 
ftimmten Vermögen wird der altkatholiichen Gemeinjchaft entiprechend bem 
Zahlenverhältniß beider Theile ber Mitgenuß eingeräumt. Bildet die alt: 
katholiſche Gemeinichaft eine Parodie und iſt derielben die Mehrheit ber 
Gemeindemitglieder beigetreten, jo fanın die Einräumung des vollen Genuſſes 
an bie Gemeinschaft verfügt werden. In diefem Falle fteht ihr auch die Ver- 
waltung des Vermögens zu. — 8 5. Wa? in den 88 1 — 4 von ben alte 
fatholiichen Gemeinschaften beftimmt ift, findet ſowohl auf die altkatholiſchen 
Parochien, ald auch auf die zu gottesdienftlichen Zwecken gebildeten altkatho⸗ 
lifchen Vereine Anwendung, fofern diefelben von der Staatsbehörde ala 
firhlih organifirt anerfannt worden find. — 8 6. Ueber die Anertennung 
der altlatholifchen Vereine, ſowie über die Art, den Umfang und die Aus: 
übung der den altfatholiichen Gemeinjchaften nad) den $$ 2—5 zuftehenden 
Rechte enticheidet der Ober: Präfident. Gegen die Enticheidung der Ober: 
Präfidenten fteht die Berufung an den Minifter der geiftlichen Angelegens 
heiten oifen. Die Enticheidungen find im Verwaltungswege vollfttedbar. — 

7. In den Eigenthumaverhältnifien des Tirchlichen Vermögens tritt durch 
dieſes Gejeg feine Aenderung ein. — $ 8. Gemeindemitglieder im Sinne 
dieſes Geſetzes find alle männlichen volljährigen, jelbititändigen Katholiken, 
welche in der katholiſchen Kirchengemeinde wohnen. Selbititändig find die 
jenigen, welche einen eigenen Da abe haben oder ein öffentliches Amt 
befleiden, oder ein eigenes Geſchäft, oder ald Mitglied einer Familie beren 
Geſchäft führen und weder unter Bormundichaft noch unter Guratel ftehen. — 
8 9. Der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten ift mit der Ausführung 
dieſes Geſetzes beauftragt. 

Fortſetzung der Berathung des Budgets: die Sitzung iſt ihrem 
ganzen Verlaufe nach geeignet, in dem Miniſter des Innern die 
Anſchauung zu erwecken, daß er wenigſtens momentan eine nachdrück— 
liche Liberale Oppofition eigentlich nicht mehr zu befämpfen habe: 
nur da ultramontane Gentrum ftellt die Oppofitiongredner. Selbſt 
der fo viel bekämpfte Reptilienfondgs bleibt gefichert, obgleich er aus 
Anlaß der Pofition „geheime Fonds der Polizeiverwaltung” lebhaft 
zur Sprache Tommt. 

24. Februar. (Preußen) Der Weihbifchof von Pofen, Ja⸗ 
nizewäfi, vom Chberpräfidenten aus Poſen ausgewieſen, erflärt nur 
der Gewalt weichen zu wollen, worauf er aufgegriffen, in einem ver- 
Ihloffenen Wagen ohne Aufjehen zur Eifenbahn gebracht und von 
einem Commiſſär nach Berlin begleitet wird, wo er auf freien Fuß 
geſetzt wird. 

25. Februar. (Deutfches Reich.) Bundesrath: genehmigt 
einen vom Reichstage auf Antrag des Abg. Buhl beichloffenen Antrag 


Das deutſche Reich und feine einzelnen &lieder. (Febt. 25—26.) 65 


bez. Maßregeln gegen die Reblauskrankheit. Bayern, Sachſen ꝛc. 
flimmen gegen die im Beſchluſſe liegende, übrigens fehr befcheibene 
Erweiterung des Reichscompetenz, bringen e8 aber nicht auf 14 
Etimmen. Bayern erjcheint in dieſem Bejchluffe zum erſten Mal 
ala majorifirt. 

25. Februar. (Preußen) Der Biſchof von Münfter wird 
zu Verbüßung einer Haft von 14 Tagen, da eine ihm auferlegte 
Geldftrafe von 600 Mark nicht hat beigetrieben werden können, ge= 
richtlich aufgefordert, widrigenfalls gewaltfame Abführung angeordnet 
werden müßte. 

25. Februar. (Bayern) Der ertrem-ultramontane Redakteur 
Sigl, vom Schwurgericht zu 10 Monaten Gefängniß verurtheilt, 
entzieht fich ber Strafe, indem er in's Ausland entweicht. 

26. Februar. (Deutiches Reich.) Die belgifche Regierung 
beantwortet die deutjche Note vom 3. d. M. wefentlich in ablehnen 
dem Sinne. 

26. Februar. (Medlenburg.) Landtag: Die Landſchaft be= 
Ichließt in Folge der Haltung der Ritterichaft und des Beſchluſſes 
derjelben vom 17. Yebruar, weitere Verhandlungen in der Verfaf- 
fungsfache abzulehnen. Die Ritterfchaft dagegen: den von der Mehr- 
beit der ritterfchaftlichen Mitglieder deg Comite’3 ausgearbeiteten 
Entwurf, nach welchem die bisherigen Stände als politifche Corpo⸗ 
rationen neben einer gewählten Volksvertretung aufrechterhalten blei= 
ben follen, einer weiteren Beratbung zu Grunde zu legen. Die Ver- 
fafſungsreform erjcheint dadurch neuerdings als definitiv gefcheitert. 

— Tebruar. (Preußen) Die Organe der ultramontanen 
Partei verlieren gegenüber der entfchloflenen Stimmung wider Rom, 
welche die päpftliche Bulle vom 5. Yebruar überall hervorgerufen 
bat, allen Halt. 

Die praltiſche Frage 1: beftehen die Gejege in Preußen als ftaat?: 
rechtlich gültig auch für die Gentrumsmitglieder noch, fo dab fie fortfahren 
dürfen, diefelben ala Richter und DVerwaltungsbeamte ausgufüheen, oder aber 
haben fie durch die Enchyklica für fie diefe fittlich-rechtliche Gültigkeit verloren? 
Das ift die Frage. Die „Germania“ ſchweigt zu diefer Frage, um mit einem 
Wuthartikel fich auf bie Prov.-Eorr. zu ftürzen. Sie verfteigt fich dabei zu 
dem Eape: „Nur dad mögen die Jufpiratoren der Prov.:Corr. ſich merken: 
Betriebe ber päpftliche Stuhl wirklich die Revolution, wären wir wirklich 
bie Reichafeinde, als welche die Prov.⸗Correſp. ung fo of geihildert Hat, 

änden wir wirklich, wie die Officiöfen behaupten, im Bunde mit der Soztal: 
emofratie, conjpirirten wir wirklich, wie man uns vorwirft, mit dem Aus: 
lande — dann wehe bem Deutfchen Reiche, wehe Preußen und wehe der Dy⸗ 
naftie der Hohenzollern: ihre Tage wären gezählt und fie würden ein Ende 
mit Schreden nehmen!“ 
5 
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Anf. März. (Deutfches Reich.) Der Reichskanzler richtet, 
wie außer Zweifel zu fein feheint, in Folge des päpftlichen Breve's 
vom 5. Februar, eine Anftruftionsdepeiche an den deutichen Gejandten 
am italienischen Hofe, mit dem Auftrage, die italienifche Regierung 
zu erneuerter Prüfung der internationalen Etellung des Papſtes auf- 
zufordern, behufg eines wirkfameren Schutzes gegen päpftliche Ueber⸗ 
griffe in die ftaatörechtlichen Inftitutionen anderer Länder, jei es 
nun, daß ein folcher durch Mobificationen des italienifchen Garantie= 
gejeßes, xejp. durch nähere Ausführung des noch offen gelafjenen 
$ 18 deflelben, fei e8, daß er durch ein internationales Uebereinkom— 
men erzielt werben möchte. Borerjt fommt weder der Wortlaut der 
Depeiche, noch auch nur eine zuverläffige Analyfe derfelben zur Ver⸗ 
Öffentlichung. 

— März. (Deutfches Reich.) In ultramontanen SKreifen 
wird eine großartige Temonftration vorbereitet in Form einer Adreffe 
an den Papſt, welche in allen Gauen Deutſchlands unterzeichnet und 
durch eine möglicht zahlreiche Deputation in Rom überreicht werden 
fol. Die bayerifchen Ultramontanen jcheinen indeß mit dem Ent— 
twurfe nicht ganz einverftanden zu fein und wollen eine eigene, fpe= 
cifiich bayerische Adreſſe erlafien. 

— März. (Preußen.) Eine Entſcheidung des Chertribunals 
erflärt, daß die zeugeneidliche Vernehmung eines Fatholifchen Geiſt— 
lichen nicht deshalb unterbleiben dürfe, teil die Zeugenausfage für 
benfelben die große Ercommunication zur Folge haben würde. 

Der katholiſche Beiftliche FH. im Pofen’ichen lehnte das von ihm ge: 
forderte Zeugniß über die Perfon des unbelannten Verwalter der Pojener 
Didcefe mit der Behauptung ab, dak er durch Ablegung des Zeugnifjes fich 
” der großen Erlommunilation ausjegen würde. Dieſe Behauptung wurde 

—X vom Appellationsgericht zu Poſen für unbegründet erklärt und das 
Obertribunal tritt nun auf die Beſchwerde des K. der Anſchauung des Apella⸗ 
tionsgerichts bei. Denn „die große Exkommunikation gehört zu den kirch⸗ 
lichen Straf: und Zuchtmitteln, welche nad) $ 2 des Geſetzes dom 13. Mai 
1873 über ein Mitglied einer Kirche nicht verhängt werden dürfen, weil 
dasfelbe eine Handlung vorgenommen hat, zu welcher die Staatsgeſetze ver: 
pflicten, aljo nicht über Tenjenigen, welcher der gefeglichen Pflicht zum Zeug: 
nifje genügt.” 

— März. (Baden) Die Nothlage der evangelijchen Kirche 
durch den wachjenden Mangel an Sandidaten des Predigtamtes wird 
nad) und nach eine brennende: zu der dießjährigen Hauptprüfung 
proteftantifcher Candidaten meldet fih gar fein, zur Vorprüfung nur 
ein einziger Gandidat. 


1. März. Medlenburg.) Landtag: Die Regierung beane 
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tragt eine Ablöfung ber bisherigen Gebühren der Geiftlichen für Auf- 
gebote und Trauungen nach einem 2Ojährigen BDurchichnitte, und 
will zu diefem Behufe eine jährliche Summe von 75,000 Mark der 
franzöfilchen Kriegsentſchädigung entnehmen. 

2. März. (Deutjches Reich.) Der Reichskanzler furbert die 
Regierungen auf, Mitglieder zu der Enquete-Commiſſion für die 
Bahntarifreformfrage zn bezeichnen, und erjucht die bayerifche Re— 
gierung, fi) an der Kommiſſion zu betbeiligen. Der Reichsfanzler 
fordert zugleich ſämmtliche Bundezregierungen auf, jene Sachver- 
ftändigen aus den Kreiſen des Handels, der Industrie und ber Eifen- 
bahnverwaltungen zu bezeichnen, welche fich vor der Kommilfion gut> 
achtlich äußern jollen. 

Das Reichs-Eiſenbahnamt wird überhaupt in nächfter Zeit eine befons 
ders lebhafte Thätigkeit zu entfalten haben. Nicht weniger ala drei Engqueten 
fießen bafelbft bevor: die eine über die Eijenbagn-Frachttarife, eine zweite 
über das Eifenbahngefeg und ſodann eine Konferenz wegen der auf dem 
Verwaltungswege zu erlafjenden gemeinjamen Normen für den Bau und die 
Ausrüftung aller deutichen Eijenbahnen. Dieſe legtere Angelegenheit wirb 
auf Grund einer Beitimmung der Reichsverfaſſung geregelt, und es find dazu 
Zelegirte aller weſentlich dabei betheiligten Staaten Derangezogen worden; 
die Konferenz ſoll auf Grund eines bereits vorhandenen Entwurfs verhan— 
deln, welcher einige 60 Paragraphen umfaßt. 

2. März. (Deutſches Reich.) Der Papſt erläßt in Ant— 
wort auf die Colleftiverflärung vom 10. Februar ein neues Breve 
an die deutfchen Bifchöfe, welches gegen die den Bilchöfen unter= 
fchobene Auffafjung protejtirt, als ob jene Erklärung eine Abſchwä— 
chung der vaticanifchen Befchlüffe hätte bezweden follen, unb die 
als eine arglijtige und verläumderifche Unterftellung und Verdäch- 
tigung bezeichnet. Der Papft bleibt alſo entjchieden dabei, die Bi— 
fchöfe lediglich als feine Diener und als bloße Werkzeuge in feiner 
Hand zu betrachten. Ä 


2. März. (Bayern) JI. Kammer: Debatte über die Vor= 
lage der Regierung betr. Regelung der Rechtsverhältniffe der baye- 
riichen Militärbeamten nach der Reichanorm. Die ultramontane 
Partei ergreift die Gelegenheit, gegen das Reich zu demonftriren, 
indem fie behauptet, daß der Entwurf über die Verſailler Verträge 
hinausgehe. Der 8 1 desſelben wird indeß mit 71 gegen 62 Stim— 
men angenommen; aber nun behaupten fie, daß es ein Berfaffungs- 
gejeß fei und daher einer Zweidrittelmehrheit bebürfe, alfo abgelehnt 
fei. Die Partei nimmt daher an den ferneren Debatten beharrlic) 


feinen Antbeil mehr. 
5* 
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3. März. (Bayern) I. Kammer: Der Abg. Sepp richtet 
an die Regierung eine Sinterpellation über den argen Mikbraud,, 
welchen die katholiſche Kirche mit den fog. geftifteten Meflen treibt, 
indem fie das Geld für folche Stiftungen einftreicht und damit, 
zumal im bayerifchen Oberland, gewaltige Vermögensſummen an« 
häuft, die gejtifteten Meffen aber zum weitaus größten Theile nicht 
tiest. Die ultramontane Partei begleitet die Berlefung der In—⸗ 
terpellation mit erziwungenem Lachen. Die Enthüllung der meilt 
bisher unbekannt gebliebenen Thatſachen macht auf die öffentliche 
Meinung großen Eindrud und zwar entfchieden zum Nachtheil des 
katholiſchen Clerus und der Tatholiichen Kirche. 


Die Interpellation Tautet im Weſentlichen: Es ift dem heranwachſen⸗ 

den Volle empfindlich, daB fo viele Eltern Be Dermögen zu Stiftungen 
ergeben, während doc Niemand weiß, ob diefe auch nur gehalten werden 

Öönnen. Das Gultusvermögen für Oberbayern beträgt 21 Millionen, und 

ber jüngfte Jahresnachweis zeigt einen jährlichen Zuwachs von bereit? '/s 
Million durch immer neue Fundationen. Seit 1831 haben biefe Zuflüffe 
don jährlich 180,000 fl. auf 241,219 fl. fich gefteigert. Tas Berhältnik 
der Stiftungen zu einander ftellt fich feit 40 Jahren auf 931 Percent 
für Cultus- oder Meßdienft, 2'/ für Schulen, 4?/s für öffentliche Wohl: 
tHätigfeit. Nur in Stäbten entfällt für lehtere mehr. Ein folcher Zuftand 
findet 19 in der ganzen Chriftendeit nicht toieder, Die überwiegenden Stif— 
tungen fommen einer ungeheuren Stener glei. Das Familien⸗ und Ge: 
meindevermögen iſt halb verzehrt, indeſſen die Aufbeiferung der Schulen, 
Derjorgung der Armen, Wittwen und Waifen, überhaupt die Umlagen bald 
unerſchwinglich ericheinen. Nach römischen Grundſatz, verlautbart jeit Papſt 
Junocenz IV., 1243—1254, wie er auch in der Dentfchrift de3 vom 1.—20. Of: 
tober 1850 zu Freiſing verfammelten bayerischen Episcopats Ausdruck findet, 
ift „bie einzelne Kirchengemeinde nicht Eigenthümerin des Kirchenvermögens“. 
Dasſelbe kaun außer Landes gehen und befteht ein ſchwunghafter Meßhandel. 
Ich weiß nicht, ob die hohe Staat3regierung davon Kenntniß Hat, wie ſchon 
nach der erllärung des Concils von Trient, worauf ih Papft Benedict XIV. 
beruft, die Zahl der auf ewige Zeiten geftifteten Meſſen eine fo ungeheure 
ift, daß es längft unmöglich geworden, de zu celebriren, ferner daß die Ber: 
minderung dieſer Laft durch Einziehung einer Anzahl oder Unzahl ein Re— 
fervatrecht des Upoftoliichen Stuhles bildet. Durch päpftliches Derret vom 
2. December 1850 wird die „Weberlaft” diejer Stiftungen a nn 
foweit vom Seelſorge⸗Clerus abgemwälzt, daß, wie im „Archive für Kirchen⸗ 
geihichte und Kirchenrecht“ von Ginzel, I, 203, mit Zertangabe zu leſen iſt, 
in Zukunft für den Bezug von je 100 fl. Rente (aus dem Religionsfonds) 
nur zehn, für je 10 fl. nur Eine Meffe zu perfolviren ift. Ta nun zu einer 
Rente von 100 fl. da vierpercentige Vermächtniß von 2500 fl. erforderlich 
ift, fo wären von dieſer Summe 2250 fl. rein in die Iſar oder ben Tiber 
geworfen, und der Stifter erlangt von feiner Intention nicht mehr, ala was 
ex oder feine Erben jährlich für 6 fl. haben können, nämlich zehn Meſſen. 
Notoriich bilden bei jeder Pfarrerd-Verlaffenichaft die rüdjtändigen Meffen 
DBerlegenheiten, auch pflegen nach Ableben bes Stifter oder feiner Familie 
die Stiftungen regelmäßig einaufchlafen. Die ganze Reihe von Thatfachen 
begründet ben lauten Wunfch, die hohe Stantäregierung wolle als Ober: 
Euratelbehörde die Entlaftung der Kirchen von unausführbaren Stiftungen 
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jelbft in die Hand nehmen und die Rüderftattung ber Rapitalien an bie 
amilien oder Gemeinden auf bem Wege des garantirten Rechtes vermitteln. 
bt auf dieje Ausführungen, ftellt dev Unterzeichnete an bie hohe Staatsre⸗ 
terung die Frage: 1. ft dieſelbe geneigt, noch fernerhin die a. b. Zuftimmung 
Fir Kapital3:Stiftungen in Anſpruch zu nehmen, deren frommer Zweck in 
einer Weiſe vereitelt wird, von der die Fundatoren feine Ahnung haben? 
2. Hält fi die hohe Staatdregierung für berechtigt, ohne Zuftimmung der 
nächſten Blut3verwandten die Stiftung von TFamilienhäufern oder Ahnen» 
figen zur todten Hand der landesherrlichen Genehmigung zu unterbreiten? 
Dr. Eepp, Abgeordneter. — Nota: Tem Aberglauben zu fteuern, ala ob ber 
un vor dem Armen einen Vorzug genieße und feine Seele für Gelb aus 
der Pein ziehen könne, find in England Scelmeßftiftungen ungiltig. Der: 
gleiche Friedberg's „Grenzen von Staat und Kirche”, Seite 756, Rüttimann's 
„Staat und Kirche”, Nordamerita, 8 104. 


4. März. (Deutjches Reich.) Der Kaifer erläßt ein Verbot 
der Ausfuhr von Pferden über die Grängen Deutſchlands. Der Erlaß 
macht nicht nur bei den zunächſt Betheiligten, Landwirthen zc., großes 
Aufjeben, fondern erregt Überhaupt eine gewiffe Beunruhigung: der= 
ſelbe ift offenbar zunächft gegen Frankreich gerichtet; die Beziehungen 
zu demfelben fcheinen fich alfo wefentlich verfchlimmert zu haben. 
Als Motiv für die Maßregel wird die neue gewaltige Vermehrung 
des franzöfifchen Heeresbeitandes durch dag von der franzöfifchen Na= 
tionalverfammlung angenommene Cadresgeſetz angefehen. 

4. März. (Preußen.) Adg.-Haus: Die Staatsregierung legt 
bemjelben, offenbar ala Antwort auf das Breve des Papſtes vom 
3. Februar, einen Gefehesenttwurf vor, durch -welchen die fämmtlichen 
bisherigen Staatszuſchüſſe für die Bedürfniſſe der Fatholifchen Kirche 
und ferner die bisherige adminiftrative Erecution behufs Beitreibung 
don Kirchenfteuern eingeftellt wird, foweit die bisherigen Empfänger, 
Bifchöfe und Pfarrer zc., ſich nicht ausdrüdlich den Staatägejegen 
unteriverfen. 


Der Geſehesentwurf ift ein enticheibender Schlag gegen die Anfprüche 
der Hierardhie. Derſelbe unterfcheibet fich dadurch von den ſog. Maigefeben, 
baß er die zurücbehaltenen Zufchüffe nicht a Conto der Empfangsberechtigten 
auffpeichert, fondern deren Verwendungsart ber künftigen Geſetzgebung Freie 
ftellt. Für die Entichliegung hierüber follen diejenigen Verhältniſſe maßgebend 
fein, unter welchen die Wiederaufnahme ber Leiftungen erfolgen wird. Die 
Bauptdebentung bes Geſetzes Tiegt aber wohl nicht in der Innebehallung bei 

aatszuſchüſſe, ſondern in der Einftellung der adminiſtrativen Beitreibung 
fatholifdher Kicchenfteuern. Die Kirche ift dadurch auf den allgemeinen Rechts: 
Schuß vor Gericht verwiefen, und es wird ihr nicht a für ihre Zwecke die 
Adminiftrativgetvalt zur Verfügung geftellt. Die vorgeſchlagene Maßregel ift 
jedoch in 3weiladher Beziehung beſchraͤukt, infofern fie einmal noch die erelu: 
torifche Beitreibung von Kirchenfteuern, welche für andere Zwecke ala die 
Beioldung ber Geiftlichen erhoben werben, beibehält, jodann zwar in dieſen 
Grenzen die abminiftrative Exekution, nicht aber bie gewöhnliche Einziehung 
der ſtirchenſieuern durch die Steuerempfänger des Staat? und der Kommunen 
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3. März. (Bayern) D. Kammer: Der Abg. Sepp richtet 
an die Regierung eine nterpellation fiber den argen Mißbrauch, 
welchen die Tatholifche Kirche mit ben fog. geftifteten Meffen treibt, 
indem fie das Geld für folche Stiftungen einftreicht und damit, 
zumal im bayerifchen Oberland, gewaltige VBermögensfummen an« 
häuft, die geftifteten Meffen aber zum weitaus größten Theile nicht 
Tiest. Die ultramontane Partei begleitet die DVerlefung der In⸗ 
terpellation mit erziwungenem Lachen. Die Enthüllung der meilt 
bisher unbelannt gebliebenen Thatſachen macht auf die Öffentliche 
Meinung großen Eindrud und zwar entjchieden zum Nachtheil des 
Tatholifchen Clerus und der Tatholifchen Kirche. 


Die Interpellation Tautet im MWeientlicden: Es ift dem heranwachſen⸗ 

ben Volke empfindlich, daß jo viele Eltern I Vermoͤgen zu Stiftungen 
ergeben, während doch Niemand weiß, ob bieje auch nur gehalten werden 
önnen. Das Gultusvermögen für Oberbayern beträgt 21 Millionen, und 
ber jüngfte Jahresnachweis zeigt einen jährlichen Zuwachs von bereit? '/s 
Million duch immer neue Fundationen. Seit 1831 haben diefe Zuflüffe 
von jährlich 180,000 fl. auf 241,219 fl. fich gefteigert. Das Verhältniß 
ber Stiftungen zu einander ftellt fich jeit 40 Jahren auf 931% Percent 
für Cultus- oder Meßdienft, 2'/s für Schulen, 4?/s für öffentliche Wohl: 
thätigkeit. Nur in Städten entfällt für letttere mehr. Ein foldder Zuftand 
findet ſig in der ganzen Chriſtenheit nicht wieder. Die überwiegenden Stif⸗ 
tungen fommen einer ungeheuren Steuer gleih. Das Familien: und Ge: 
meindevermögen ift halb verzehrt, indeſſen die Aufbeilerung der Schulen, 
Verjorgung der Armen, Wittwen und Waifen, überhaupt die Umlagen bald 
unerſchwinglich ericheinen. Nach römischen Grundſatz, verlautbart jeit Papft 
Innocenz IV., 1243—1254, wie er auch in der Denkſchrift ded vom 1.—20, Of: 
tober 1850 zu Freiſing verſammelten bayeriichen Episcopat3 Ausdruck findet, 
iſt „die einzelne Kirchengemeinde nicht Eigenthümerin des Kirchenvermögens“. 
3jelbe Tann außer Landes gehen und befteht ein ſchwunghafter Meßhandel. 
Ich weiß nicht, ob die hohe Staatäregierung bavon Kenntniß Hat, wie ſchon 
nach der Erlärung des Concils von Trient, worauf ſich Papft Benedict XIV. 
beruft, die Zahl der auf ewige Zeiten geftifteten Meſſen eine fo ungeheure 
ift, daß es Längft unmöglich geworden, fte zu celebriren, ferner daß die Ver⸗ 
minderung diejer Laft durch Einziehung einer Anzahl oder Unzahl ein Re— 
fervatrecht des Apoftolifchen Stuhles bildet. Durch päpftliches Decret vom 
2. December 1850 wird die „Ueberlaft” diefer Stiftungen gegebenenfalls 
foweit vom Seelſorge⸗Clerus abgemälzt, baß, wie im „Archive für Kirchen⸗ 
geichichte und Kirchenrecht” von Ginzel, I, 203, mit Tertangabe zu lefen ift, 
in Zufunft für den Bezug von je 100 fl. Rente (aus dem Religionsfonds) 
nur zehn, für je 10 fl. nur Eine Meffe zu perfolviren if. Ta nun zu einer 
Rente von 100 fl. das vierpercentige Vermächtniß von 2500 fl. erforderlich 
ift, fo wären von biefer Summe 2250 fl. rein in die Iſar oder den Ziber 
geworfen, und der Stifter erlangt von feiner Intention nicht mehr, ala was 
er oder feine Erben eher Mar 6 fl. haben können, nämlich zehn Mefien. 
Notorifch bilden bei jeder Pfarrers-Verlaſſenſchaft die rüdjtändigen Meſſen 
Berlegenheiten, auch) pflegen nach Ableben des Stifter oder feiner Familie 
bie Stiftungen regelmäßig einaufchlafen. Die ganze Reihe von Thatjachen 
begründet den lauten Wunſch, die hohe Staatäregierung wolle ald Ober: 
Euratelbehörde die Entlaftung ber Kirchen von unausführbaren Stiftungen 
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jelbft in die Hand nehmen und die Rüderftattung ber Kapitalien an bie 
Samilien oder Gemeinden auf dem Wege des garantirten Rechtes vermitteln. 
eftüßt auf dieſe Ausführungen, ftellt der Unterzeichnete an bie or Staatäres 
ierung bie Frage: 1. ft diefelbe geneigt, noch fernerhin die a. b. Zuftimmung 
Kir Kapital3:Stiftungen in Anfpruch zu nehmen, deren frommer Zweck in 
einer Weiſe vereitelt wird, von der bie Fundatoren feine Ahnung Haben? 
2. Die fid die Hohe Staatsregierung für berechtigt, ohne Zuftimmung ber 
nächſten Blutsverwandten die Stiftung von ggemitienbäufern oder Ahnen» 
fiten zur todten Hand der Iandesherrlicden Genehmigung zu unterbreiten? 
Dr. Sepp, Abgeordneter. — Nota: Tem Aberglauben zu fleuern, ald ob ber 
r vor dem Armen einen Vorzug genieße und feine Seele für Geld aus 
der Bein ziehen könne, find in England Seelmeßitiftungen ungiltig. Ber: 
gleiche Friedberg's „Grenzen von Staat und Kirche”, Seite 756, Rüttimann's 
„Staat und Kirche”, Nordamerika, 8 104. 


4. März. (Deutjches Reich.) Der Kaiſer erläßt ein Verbot 
der Ausfuhr von Pferden über die Gränzen Deutſchlands. Der Erlaß 
macht nicht nur bei den zunächft Betheiligten, Landwirthen zc., großes 
Auffehen, fondern erregt überhaupt eine gewiffe Beunruhigung: der⸗ 
ſelbe ift offenbar zunächft gegen Frankreich gerichtet; die Beziehungen 
zu bdemfelben jcheinen fich alfo weſentlich verfchlimmert zu haben. 
Als Motiv für die Maßregel wird die neue gewaltige Vermehrung 
des franzöfifchen Heeresbeftandes durch dag von ber franzöſiſchen Na= 
tionalverfammlung angenommene Cadresgeſetz angefehen. 

4. März. (Preußen.) Abg.-Haus: Die Staatsregierung legt 
bemjelben, offenbar als Antwort auf das Breve des Papftes vom 
3. Februar, einen Geſetzesentwurf vor, durch welchen die fammtlichen 
bisherigen Staatszuſchüſſe für die Bedürfniſſe der Fatholifchen Kirche 
und ferner die bisherige administrative Execution behufs Beitreibung 
don Kirchenfteuern eingeftellt wird, foweit die bisherigen Empfänger, 
Bilchöfe und Pfarrer zc., fich nicht augbrüdlich den Staatsgeſetzen 
unterwerfen. 

Der Geſetzesentwurf ift ein enticheidender Schlag gegen die Anſprüche 
der Hierarchie. Derfelbe unterjcheidet ſich dadurch von den ſog. Maigefeken, 
daß er die zurückbehaltenen Zufchüffe nicht a Conto der Empfangsbercchtigten 
auffpeichert, fondern deren Verwendungsart der Tünftigen Gejebgebung Freie 
ftellt. Für die Entichliegung hierüber follen diejenigen Verhältniffe maßgebend 
fein, unter welchen die Wiederaufnahme ber Leiftungen erfolgen wird. Die 

uptbedeutung bes Geſetzes Liegt aber wohl nicht in ber Innebehallung bei 
Staatözufchüffe, jondern in der ne der adminiftrativen Beitreibung 
tatholifcher Kirchenſteuern. Die Kirche ift dadurch auf den allgemeinen Rechts⸗ 
ſchuß vor Gericht verwielen, und es wird ihr nicht ne für ihre Zwecke bie 
Adminiflrativgetvalt zur Verfügung geftellt. Die vorgeichlagene Maßregel iſt 
jedoch in zweifacher Beziehung bejchräuft, infofern fie einmal noch die erefu- 
torifche Beitreibung von Kirchenftenern, welche für andere Zwecke als die 
Beſoldung ber Geiftlichen erhoben werben, beibehält, ſodann zwar in diefen 
Grenzen die abminiftxative Exekution, nicht aber die gewöhnliche Einziehung 
der Stirchenftenern durch die Steuerempfänger bes Staat? und ber Kommunen 
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verbietet. Immerhin wird dadurch eine Trennung von Kirche und Etaat 
in einer der wichtigften Beziehungen angebahnt. 

Delegenttenrf: 81 beitimmt: In den Erzdiöcelen (folgt deren 
vollftändige Aufzählung nebft den Ziöcefen), den Telegaturbezirten biefer 
Diöceſen, jo wie in den preußiichen Antheilen der Erzdiöcefen Prag, Olmütz, 
Freiburg und der Diöceſe Mainz werden vom Tage der Berfündung dieſes 
Reſehes ab fämmtliche für die Bisthümer, für die zu denſelben gehörigen 
Inſtitute und für die Geiftlichen beitimmte Leiftungen aus Staatsmitteln 
eingeftellt. Ausgenommen von diefer Maßregel bleiben die Leiftungen, welche 
für Anftaltsgeiftliche beftimmt find. Zu den Stantsmitteln gehören auch die 
unter dauernder Verwaltung des Staates fichenden beſonderen Fonds. $ 2 
lautet: Die eingeftellten Leiftungen tverden für den Umfang de3 Sprengels 
wieder aufgenommen, jobald ber jet im Amt befindliche Bilchof oder Bis⸗ 
thumsverweſer der Staatsregierung degenüber durch Jchriftliche Erklärung ſich 
verpflichtet, die Staatsgeſetze zu befolgen. Die 88 3 und 4 ordnen denselben 
Gegenftand für die zur Zeit erledigten Bisthümer Gnefen:Pofen und Vader: 
born oder die Biathümer, deren Erledigung erfolgen möchte, bevor der zeitige 
Biſchof die Stantögeiepe wieder anerkennt. 8 6 behandelt die Wiederaufnahme 
ber Leiſtungen gegenüber einzelnen Empfangsberedhtigten, bie fich ausdrücklich 
und ſchriftlich zum Gehorfam gegen bie Staatsgeſetze verpflichten; doch folleu 
Verweigerern berjelben die twiedergewährten Leitungen aus Staat3mitteln 
wieder entzogen werden. $ 7 feht feit, baß die Wiederaufnahme der eingeftellten 
Reiftungen in allen Fällen gerechnet wird vom erften Tage desjenigen Viertel⸗ 
jahres an, in welchem die gefegliche Vorausſetzung ber Wiederaufnahme ein: 
getreten iſt. 8 8 behandelt die Verwendung ber eingezogenen Botationen, 
und befugt den Cultus:Minifter, bei commiffartichen Verwaltungen des Bid: 
thumsvermögens die Yortgewährung der zur Beftreitung der Verwaltung 
erforderlichen Mittel zu verfügen. S 9 hebt die erefutiviiche Beitreibung bes 
züglic) der Abgaben an die Bisthümer und an ihre Snftitute und an Geift: 
liche für die Zeit der Dotationgeinftellung auf. $ 10 ftellt die Bedingungen 
feit, unter welchen die Erefution im Verwaltungswege wiederzugewähren ift. 
8 11 lautet: Wer in den Fällen der SS 2 und G die fchriftlich erklärte Ver⸗ 
pflichtung widerruft oder der hier übernommenen Verpflichtung zutmiber die auf 
fein Amt oder feine Amtöverrichtungen beatiglichen Vorſchriften der Staats: 
gefetze oder die in dieſer Hinficht von der Obrigkeit innerhalb ihrer geſetzli⸗ 
chen Zuftändigfeit getroffenen Anordnungen verlegt, ift durch gerichtliches 
Urtheil aus feinem Amte zu entlaffen. 8 12 ordnet die Folgen der Amts⸗ 
entlaffung und ermächtigt den Gultug-Minifter, ſchon nach Einleitung des 
Verfahrens die Einftellung der Leiftungen zu verfügen, bei Freiſprechung find 
die in Folge Verfügung einbehaltenen Beiräge nachzuzahlen. 8 13 verweist 
die Verhandlung und Enticheidung an den königlichen Gerichtshof für kirch⸗ 
Iiche Angelegenheiten unter Verfahren nach dem Geich vom 12. Mai 1873. 
8 14 lautet: Wer Amtshandlungen vornimmt, nachdem er nach 8 11 ans 
feinem Amte entlafjen ift, wird mit Geldbuße bis zu 300 Mark, im Wieder: 
holungafalle bi3 zu 3000 Mark beitraft. 

Ten von der Regierung dem Geſetzesentwurfe beigegebenen umfang⸗ 
reichen Motiven ift folgende allgemeine Einleitung vorangeftellt: „Als König 
Friedrich Wilhelm II. in der Allerhöchiten Cabinets-Ordre vom 23. Auguft 
1821 der päpftlichen Bulle „de salute animarum“* Allerhöchſt Seine könig⸗ 
liche Billigung und Sanction mit den Worten ertheilte: „Tiefe meine könig⸗ 
lihe Billigung und Sanction ertheile ich vermöge meiner Majeftätdrechte 
und diefen Rechten ..... unbefchadet”, ſprach Allerhöchſt derſelbe 
einen Grundſatz aus, an welchen jebt zu erinnern an der Zeit ifl. Es ift 
der Grunbjaß, daß die katholische Kirche des preußifchen Staates — fo nannte 
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fie die gedachte Ordre mit Recht —, fo weit fie von biefem Staate Nutzun⸗ 
en und Leiftungen bezieht, dieje nur beziegen kann und darf, jo weit und 
ange fie die Majeftät des preußifchen Staates und feiner Geſetze achtet und 
anertennt. Ter Grundfag gilt auch für die katholiſche Kirche in dem neu 
ertvorbenen Provinzen; die Circumſcriptionsbulle für das vormalige Königs 
reich Hannover „Jmpensa Romanorum pontificum sollicitudo“ ift durch dag 
Patent vom 20. Maı 1824 landesherrlich genehmigt worden, und zwar kraft 
der Majeitätsrechte des Königs und unbefchadet diefen Rechten. Nicht minder 
erfolgte die Publikation ber Bullen „Provida sollersque“ und „Ad dominici 
gregis custodiam‘* in der obertheinifchen Kirchenprovinz mit dem Vorbehalte, 
dab aus deren Genchmigung nicht? abgeleitet werden dürfe, was ben ftant: 
lichen Hoheitsrechten jchaden oder ihnen Eintrag thun möchte, oder den Lan 
beögejeten und Regierungs:Beränderungen entgegen wäre. Jener Grundſatz 
hätte kaum ausgeſprochen zu werden brauchen, ex bildet die felbftverjtändliche 
Porausfegung für alle Leitungen des Staates an die Tatholifche Kirche, und 
er muß für Diele Leiftungen gelten, auf welchem Rechtagrunde immer diejelben 
beruhen, zu welchem Zeitpuntte die Verpflichtungen des Staates zu denſelben 
entftanden jein mögen. Der Staat ift genöthigt, ihn jekt zur Anwendung 
zu bringen. Das Verhalten bed römiſch-katholiſchen Episcopats gegenüber 
ben verfaſſungsmäßig beichloffenen, von St. Majeftät dem Kaiſer und Könige 
vollzogenen und gehörig publizirten Geſetzen vom 11., 12. und 13 Mai 1873, 
dom 20. und 21. Mai 1874 ift notorisch ein ſolches geweſen, daß jene Majeftät3- 
rechte, unter deren Vorbehalt allein die katholiſche Kirche in Preußen alle 
die Erweifungen der „hödjiten Großmuth und Güte”, wie Papft Pius VII. 
in der Bulle „de salute animarum“ ſich ausbrüdte, empfangen hat und zu 
aenichen berechtigt ift, auf dad ſchwerſte geſchädigt und verlekt erichienen. 
Der Staat ift deßhalb eben jo berechtigt ala verpflichtet, 6i3 dahin, daß ber 
römifch-tatholiiche Clerus zum Gehorfam gegen die Geſetze zurückkehrt, ihm 
zunächſt alle Mittel zu entziehen, welche ex ſelbſt biaher zur Unterhaltung 
diefeg Clerus beigetragen hat. Unterliche der Staat dies noch länger, es 
müßte ihn der ſchwere Vorwurf treffen, dab er felbft feine Gegner in ihrem 
Widerſtande ftärfe. Soldem Vorwurfe darf er ſich am twenigiten in einem 
Augenblide auzfegen, in welchem in deutjchen und römiſchen Blättern in 
lateiniſchem Texte wie in beuticher Meberjegung eine bezüglich ihrer Echtheit 
nirgend3 angezweifelte Encyklica des Papfteg vom 5. Februar d. J. veröffents 
licht worden ift, welche jene Geſetze vor der katholiſchen Welt, und für Alle, 
die e3 angeht, für ungültig (irritas) erflärt und den Ungehorfam gegen die: 
jelben fanctionirt hat — und die Erzbiſchöfe und Biichöfe in Preußen biefe 
an fie gerichtete Encyklica — fo weit befannt — ohne einen Wiederfpruch 
hingenommen haben. Die Aufgabe des vorliegenden Geſetzes ift es, diejenis 
gen Gränzen zu beftimmen, innerhalb deren ber Staat den oben entwickelten 
Grundſatz zur Anwendung zu bringen hat.” Ueber die Tragweite des 
8 1 des Entwurfs ſprechen fich die Motive folgendermaßen aus: In dem 
In find diejenigen Diöceſen, Delegaturbezirfe und Tiöcefanantheile in ber 

onarchie aufgeführt, für welche die Beltimmungen bes Geſetzes zur Ans 
wendung zu bringen find. Ausgeſchloſſen bleiben danach nur der Diöceſan⸗ 
verband bes fatholiichen Biſchofs Reinkens in Bonn, jo twie bie der utrechter 
ſtirchengemeinſchaft angehörige katholiiche Gemeinde Nordftrand in der Pro: 
vinz Schleswig-Holftein. Der erftere Hat Die le des Staated gewiſſenhaft 
beobachtet, und eben fo ift von Seiten des erzbiichöflichen Stuhles von Uts 
recht Teinerlei Kundgebung oder Handlung erfolgt, durch welche die Rechts⸗ 
verbindlichkeit der diezfeitigen Staatsgeſetze von ihm in Trage geftellt wäre. 
Die Boraudfegungen, welche in Beireif der übrigen Diöcefen zu einem Eins 
ſchreiten nöthigen, Liegen alfo Hier nicht vor. Dagegen find bie Erzdiöcejen 
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Gneſen und Pofen fo wie die Didcefe Paderborn mit aufgeführt, obwohl fie 
gut Zeit einen gejehmäßig beſtellten Verwalter überhaupt nicht befigen. In⸗ 
eſſen in diefen Diöceſen ift die Nothwendigkeit eines ernften Vorgehen? ber 
Staatöregierung um jo dringender, weil in Folge der Weigerung ber Dom: 
capitel zur Wahl sines Bisthumsverweſers die Zuftände in erhöhten Maße 
verworren geworden und ber Wibderftand gegen die ſtaatliche Ordnung in ber 
bedenklichſten Weife gefteigert ift. Es gilt dies namentlich für die Dezbiöcele 
Pofen und Gneſen, in denen ein geheimer Telegat Roms die Fäden ber Be- 
wegung in Händen Hat. Die Einftellung der Staatzleiftungen muß, um 
wirkſam zu fein, allgemein und vollftändig durchgeführt werben. Demgemäß 
find alle Leiftungen einzuftellen, welche direkt oder indireft für den Episcopat, 
die von ihm bependirenden Behörben und Sinftitute fo wie für ben Clerus 
beftimmt find. Um dies mit voller Beitimmtheit erfennen zu laflen, ift ber 
Ausdrud gewählt: ‚Jämmtliche ür die Bisthümer, die zu denfelben gehöri: 
en Inſtitute und Geiftlichen beftimmten Leiſtungen“. Diefer Ausdruck ſchließt 
Ba der Bezeichnung ber entiprechenden Kapitel bed Staatshaushalts:Etat3, 
ingbefondere des Kapitels 118 an und umfaßt alle Zwecke, welche hier vor: 
gefehen find. Insbeſondere alfo wird die Einftellung alle Leiftungen für die 
Biſchöfe ſelbſt und die bifchöflichen Stühle, jo wie Ihr die bifchöflichen Bes 
hörben und Beamten umfaflen; ferner die Leiftungen für bie Tomcapitel, 
Gollegiatftifte und deren Zubehörungen, fo wie für die Diöcefan-Anftalten 
ala Priefter- und Elerilal:Seminare, Emeritens und Demeriten-Anftalten. 
Unter den Leiftungen für Geiftliche aber find alle Aufwendungen, welche für 
den Clerus beftimmt find, zu begreifen, gleichviel, ob die Beiwilligungen 
direkt an die Seifttihen oder an Kirchen, Kirchengemeinden und Kirchen⸗ 
kaſſen erfolgt find, fobald fie nur zum Unterhalt der Geiftlichen dienen. Da: 
gegen jind hiernach von der beabfichtigten Maßregel diejenigen Leiftungen 
ausgeſchloſſen, welche zur Beloldung der niederen Kirchendiener bei den ein⸗ 
zelnen Kirchengemeinden, jo wie zu den jächlichen Eultußkoften und den Bau: 
bedürftiffen diefer einzelnen Gemeinden beftimmt find, Durch die Worte 
„Leiftungen aus Staatsmitteln“ Hat jeder Zweifel darüber abgeichnitten wer⸗ 
den jollen, daß der KFinftellung nicht nur baare Befoldungen und Zufchüfie, 
ſondern auch alle fonftigen materiellen Beihülfen unterliegen, welche der Staat 
zu den angegebenen Zwecken bisher gewährt Hat. Insbeſondere fallen da⸗ 
runter alfo auch alle NRaturalpräftationen an Getreide und Holz, ferner die 
Gebrauch: und Nutzungsrechte an Gebäuden und Ionftigen Realitäten, fo 
wie an Mobilien jeder Art. In gleicher Weife ift bereit? in denjenigen 
ällen verfahren, in welchen eine Einbehaltung ber Staatmittel auf Grund 
es Geſetzes vom 11. Mai 1873 verfügt iſt.“ Ueber die Bedingungen zum 
MWiedereintritt in den Genuß der Staatszuſchüſſe von Seite ber 
Biſchöfe ſowohl ala der einzelnen Pfarrer ıc. jagen die Motive: „Tie 88 2 
bis 6 ſetzen bie Vorausſetzungen feft, unter welchen die Wiederaufnahme der 
Leiftungen ſowohl für die verichiedenen Sprengel im Ganzen, al® auch für 
die einzelnen Empfangaberechtigten Statt haben fol. Der $ 2 zunächſt madht 
die Wiederaufnahme der Lerftungen für den Umfang bed Sprengel® davon 
abhängig, dab der Bilchof oder Bisthumsverweſer durch Schriftliche Erklärung 
der Staatsregierung gegenüber fich verpflichtet, die Geſetze des Staates zu 
befolgen. Die hier geforderte Verpflichtung entipricht der eiblichen Verpflich⸗ 
tung, welche ein Bisthumsverwalter nad) 8 2 des Gefehed vom 20. Mai 
d. J. über die Verwaltung erledigter katholiſcher Bisthümer aufzunehmen 
hat. Die 88 3 und 4 ordnen denjelben Gegenftand für diejenigen Bisſsthümer, 
deren Stuhl zur Zeit erledigt ift, oder deren Stuhl erledigt werben möchte, 
bevor ber zeitige Bischof zum Gehorfam gegen die Staaisgeſetze verpflichtet 
ift. In allen diefen Fällen ift davon ausgegangen, ba, wenn entiveber ber 
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im Amte befindliche Biſchof oder Visthumsverweſer durch fchriftliche Erklä⸗ 
rung ſich zur Befolgung der Staatsgeſetze verpflichtet oder die Wieberbefehung 
eines erledigten Stuhles in gefegmähßiger Weile erfolgt, ein Umftand, ber das 
eidliche Gelöbniß des neu eintretenden Biſchofs ober Bisthumsverwalters, die 
Geſetze des Staates befolgen zu tbollen, boransieht alsdann genügende 
Bürgſchaft dafür vorliege, daß auch ber Clerus ber Didcefe die Staatsgeſetze 
befolgen, reip. von feinem geiftlichen Obern dazu angehalten werden wird, mithin 
die Aufhebung der Sperre fofort für den ganzen Sprengel geichehen kann. 
Gleichwohl ift die Möglichkeit nicht auzgefajloffen, daß fi) diefe Vprausſetz⸗ 
uns nicht völlig bemwähre, dab vielmehr einzelne, beſonders eifrige und hartnädige 
Streiter in ihrem Widerftande gegen die Staatsgeſetze der übernommenen Ders 
pflichtung des Bisthumsborfichers ungeachtet fortfahren. Für ſolche Fälle 
it die Möglichkeit offen zu halten, die wieder aufgenommenen Leiftungen von 
Neuem einzuftellen. Dies jchlägt der 8 5 vor. Der $ 6 endlich behambelt 
die Wiederaufnahme ber Leiftungen einzelner Empfangsberechtigter bei einer 
bauer der Einftellung für den Sprengel. Zunädit erfordert es das 
cht und die Billigkeit, dem einzelnen Empfangsberechtigten die Möglichkeit 
gewähren, die ihn betreffenden Nachtheile dadurch von ſich abzuwenden, 
8 er für feine Perfon fih den Staatsgeſetzen unterwirft. Ohne jebes Bes 
denfen ift daher die Wiederaufnahme der Leiftungen gegen einen Empfang?» 
berechtigten, ſobald ex, wie dies in 8 2 für die Bilchöfe angeordnet ift, durch 
ſchriftliche Erklärung feinen Gehorfam gegen die Geſetze des Staates aus⸗ 
fpriht. Außerdem aber läßt ſich auch dagegen fein VBedenken finden, ben 
Geiftliden ein Einlenten zum Gehorfam gegen die Geſetze thunlichft zu ers 
leichtern. Es empfiehlt fich vielmehr, in Beziehung auf bie einzelnen Em⸗ 
pfangäberechtigten auch eine ftillichmeigende, durch Handlungen ausgedrüdte 
Willenserklärung ala genügend zur Wiederaufnahme der fuspendirten Staats⸗ 
Teiftungen anzunehmen. Freilich kann ein unbebingtes Recht auf Wieder: 
eimäumung der Staatsleiftungen nur demjenigen augeftanden werden, ber 
ſich ausdrücklich und fchriftlich zum Gehorfam gegen die Staatsgeſetze ver: 
pflichtet. Eine Berüdfichtigung der concludenten Handlungen Hingegen ift 
nur in ber Weife möglich, daß die Staatäregierung die Ermächtigung erhält, 
auf Grund von Handlungen, bie nach ihrem Ermeſſen ala jchlüffige anzu⸗ 
fehen find, bie Leitungen wieder aufzunehmen; aber wie die Wiederaufnahme, 
fo muß auch die Wiedereinftellung, bald der betreffende Geiftliche bemnächft 
der Vorausſetzung, unter welcher die Wiederaufnahme erfolgt ift, entgegen: 
handelt, ausfchließlich in die Befugniß ber Stantäregierung gelegt werden. 
Auf diefen Erwägungen beruhen bie Beftimmungen bed 8 6 des Entwurfs.“ 
Allem Anichein nad ſoll es bei diefem Gefekesentwurf nicht ftehen 
bleiben. Die Norbd. Allg. Ztg. erörtert fofort die möglichen Vertheidigungs⸗ 
mittel des Staates bei der durch bie Bulle vom 5. fyebruar veränderten 
Sadjlage überhaupt. Die eingebrachte Vorlage gebe dem Gedanken Ausdruck, 
da Leiftungen be3 Staates an Solche nicht ftatthaft feien, welche den Staat 
nicht anerlennen; aus ben Taſchen preußiicher Steuerzahler dürfe eben fo 
wenig wie das franzdfiiche, da3 jefuitifch-römifche Herr unterhalten werden. 
Weiter aber erörtert das Blatt, dab bie Eabinetöordre von 1221, welche ber 
Bulle De salute Rechtätraft gegeben habe, aufzuheben ſei. fyerner wäre in 
Betracht zu ziehen die Sequeitration der nicht aus Staatsmitteln fließenden 
Kirchenfonds, die gegen den Staat mißbraucht werden; fobann bie ufpebung 
der Begünftigungen von 1841, alſo die Wiedereinführung des Placeis un 
das Verbot direkter Correſpondenz ber Biichöfe mit Rom. Enbli kommt 
zur Erwägung bie Fidesformel. Keinem auswärtigen Obern feien Hobeitz: 
rechte zuzuerkennen. Alle diefe Betrachtungen erklärt die Norbb. Allg. Ztg. 
für hypothetiſch, für Defiderien; auch ſei eine völlige Heilung nur von ber 
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Volkserziehung und Volksbildung zu erwarten, namentlich in Gegenden, wo 
die Bevölkerung abjichtlich unmündig gehalten worden. Mit Recht rede man 
- vom Culturkampf: dad Königthum verträgt Volkabildung, das Priefterthum 
geht daran zu Grunde. 


7. März. (Deutfchland.) Die bervorragendften Führer beider 
Richtungen der deutichen Cocialdemofratie (der Berliner und der 
Eifenacher) erlafen einen gemeinfamen Aufruf an die Parteigenoffen, 
worin zu einem am 23.—25. Mai in Mitteldeutichland behufs Aus⸗ 
gleichung der bigherigen Spaltung und Verſchmelzung beider Nich- 
tungen zu einer großen Partei zu veranjtaltenten allgemeinen Con— 
greß eingeladen wird, und zugleich ein Programm, welches die Fun—⸗ 
damentalfäße der Partei enthält, und einen Organiſationsplan. 


8. März. (Bayern.) I. Sammer: Zweite Berathung de& 
Militärbeamten-Gefetzes. Nur drei Ultramontane entziehen fich der 
Digceiplin des ultramontanen Parteiklubs und ftimmen mit der Tibe- 
ralen Eeite des Haufes; dev Entwurf wird daher nur mit 76 gegen 
67 Etimmen genehmigt, bat alfo die Zmeidrittelmehrheit ala Ver— 
faffungsgejeß nicht erhalten und gilt demnach für vertvorfen. 


Die Taktik der ultramontanen Partei erfcheint damit ala eine jehr 
furzfichtige. Schon in der Tebatte eröffnet Marguardfen den fog. Patrioten 
die Ausſicht, daß, wenn fie das Geſetz verwerfen würden, eine weitere Inftanz, 
der unziveifelhaft competente Reichstag, es dann erlaffen werde, und Völk 
ruft ihnen nochmal3 dor der Abftimmung zu: „Verwerfen können Sie das 
Geſetz, gemacht wird es aber do!” Denn was die Patrioten von ihrem 
Ctandpunft aus mit Recht auf das Aeußerſte perhorresciren und was aud) 
der Liberalen Partei im Princip nicht unbedingt angenehm fein kann: die 
Einmiſchung des Reich in die bayeriiche Gefehgebung ift damit zu einer 
Nothivendigkeit geworden. Die Berfailler Verträge ftipuliven auch in diejer 
Beziehung die dollfte Gleichmäßigfeit zwiſchen den Einrichtungen des eigent> 
Fr Reichsſsheeres und jenen der bayerifchen Armee, nur dab die Herbei: 
führung biefer Gleihmäßigfeit der bayerijchen Regierung überlafien geblichen 
it. Die rechte Seite der baberiichen Sammer hat dein Minifterium dieſe 
Ausführung einer vertraggmäßigen Beltimmung unmöglich gemacht; jelt 
werden naturgemäß die Neichsfattoren in das Spiel gezogen werden. Ents 
weder fieht fid) der König von Bayern veranlakt, die Reichsgeſetzgebung über 
dieje Materie im Bundesrath felbjt zu veranlaffen, oder die bayerifchen libe⸗ 
ralen Reichstagsmitglieder ftellen ihrerjeit3 in der nachſten Reichstagsſeſſion 
einen ſolchen Antrag. An der betreffenden Competenz der Reichsgeſeßgebung 
aber kann fein Zweifel fein, da es fich hier nicht um ein Relervatrecht han⸗ 
delt, und gegenüber den widerfprecjenden Beitimmungen der bayeriichen Ver: 
faffung gilt dann eben der in der Reichsverfaffung ausdrücklich niedergelegte 
principielle Sat: „Reichsrecht bricht Landesrecht”. 


8. März. (Württemberg) Eine fgl. Verordnung fekt die 
Einführung der neuen Marfrechnung auf den 1. Juli 1875 an. Es 
bleibt dann nur noch Bayern, wo fie erft am 1. Januar 1876 in 
Kraft treten wird. 
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9. März. (Bayern.) I. Kammer: Die Regierung verlangt 
von derſelben einen außerordentlichen Militärcredit im Betrage von 
3,827,000 fl. Aus den dem Gefebezentiwurfe beigegebenen Motiven 
ift zu erjehen, daß über die franzöfifche Kriegsentfchädigung bis auf 
den Betrag von 1,730,000 fl. bereit verfügt ift. 

9. März. (Medlenburg.) Landtag: Die Regierung fordert 
die Ritterfchaft durch ein Reſcript mehr als dringend auf, die Hand 
zu einer Verftändigung über die Verfaflungsrevifion zu bieten, unter 
ernftem Hinweis auf die Veranttvortlichleit eines nochmaligen Echei« 
terns derfelben. 

10. März. (Preußen) Abg.=Haus: befchließt, den Antrag 
Petri betr. Erlaß eines Geſetzes über die Rechte der Altkatholiken 
an eine Commiſſion zu weiſen, nachdem der Gultusminifter erflärt 
hat, daß etwaige Bedenken am beiten in einer folchen geklärt werden 
würden und daß die Staatsregierung auf einen Landtagsbeſchluß, 
der auf dem Petri'ſchen Antrag bafire, ihrerjeit3 eingehen würbe. 

10. März. (Preußen.) Ser Erzbifchof von Köln richtet einen 
Proteft gegen den Gejchezentwurf betr. die Vermögensverivaltung in 
den katholiſchen Kirchengemeinden an das Abg.-Haus, in dem er 
und zwar fowohl in feinem eigenen, als im Namen der übrigen fa= 
tolifchen Biſchöfe Preußens erklärt: 

„Hinfichtlich der Vermögensverwaltung wirb die Selbitftändigfeit ber 
Kirche durch die Beſtimmung des Gefegentiwurfes völlig aufgehoben, indem 
dadurch jede freie Bewegung ber rechtmäßigen Vertreter der Kirche unmög: 
li, diefelben theil3 don ber Gemeindevertretung, theils von den Gtaatäbe: 
hörden abhängig gemacht und überdieß an ihre Stefle für die Verwaltung 
des Kirchenvermogens ganz neue Organe in’ Leben gerufen werden, welche 
nach den Grundſätzen des katholiſchen Kirchenrecht? ala rechtmäßige nicht an: 
gefehen werden Tönnen. Ter vorliegende Gefetentwurf fchließt gewiilermaßen 
eine allgemeine Säcularifation des betreffenden tirhlichen Vermögens in fich, 
indem er es als Eigenthum der bezüglichen Kirchengemeinden darjtellt und 
behandelt, während es nach den unzmweifelhafteften Srundjäßen des gemeinen 
und canonifchen Rechts, womit auch die richtig verftandene Auffaſſung des 
allgemeinen preußischen Landrechts ſowohl als de franzöfiichen Rechts über: 
einftimmt, nicht den betreffenden Kirchengemeinden, ſondern ben Kirchen ſelbſt 
zufteht. Weberhaupt werden durch das im Entwurfe VBorliegende in mehr: 
facher Beziehung weientliche und unveräußerliche Nechte der katholiſchen Kirche 
verlett. fo daß zur Erlaffung eines ſolchen Geſetzes vom Standpunfte des 
Rechtes den Faktoren der ftaatlichen Gefehgebung die Competenz niemals zu: 
erfannt zu werden vermag.” 

10. März. (Medlenburg.) Landtag: Nitterfchaft und Land 
Ichaft können fich über irgendwelche Echritte in Folge des Reſcripts 
ber Regierung vom 6. d. M. nicht einigen. Die Berfaffungsrevifion 
ift neuerdings gefcheitert. 
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11. März. (Prenßen.) Abg.Haus: Berathung des Budgets 
für 1875: das Haus erhöht die von der Regierung der Provinz 
Schleswig⸗Holſtein für das Zwangsanlehen von 1861 ala Entichä- 
digung zugejtandenen 1,200,000 Mark auf 4: Mill. Die Regie- 
rung fehweigt dazu. 

11. März. (Bayern.) II Kammer: bewilligt den Milität- 
etat für 1875 ohne Anftand, dagegen verweigert die (ultramontane) 
Mehrheit dem Krieggminifter die Fortdauer des |. 3. bewilligten 
Credited von 900,000 fl. für Ankauf von Pferden, obgleich der Credit 
damals unbedingt genehmigt worden war, und lehnt ebenjo die vom 
Kriegaminifter beantragte Errichtung eines befonderen Erziehungs- 
baufes für Militärknaben, wie folche in Preußen und Cachfen be= 
ftehen, ab. 

11. März. (Baben.) Der Erzbisthumsverweſer Kübel wird 
wegen gejeßwibriger Uebertragung von Kirchenfunktionen gerichtlich 
zu 500 Mark oder 10 Wochen Haft verurtheilt, einer der von ihm 
ausgeweihten Neupriejter wegen beharrlicher Renitenz zu 4800 Mark 
oder 10! Monaten Haft. 

12. März. (Deutſches Reich.) Die fpanifche Regierung ver⸗ 
[pricht neuerdings Genugthuung für die Gewaltthätigfeiten der Car⸗ 
Tiften gegen die deutfche Brigg Guftav. 


13. März. (Deutfches Reich: Elfaß-Lothringen.) Der Ober« 
präfident v. Möller wird von Preußen zum Mitgliede des Bunbes- 
rathg ernannt, um den elfäffiichen Intereſſen dadurch eine Art Ver: 
tretung im Bundesrath zu verichaffen. 


13. März. (Preußen) Abg.Haus: Berathung des Budget? 
für 1875: das Haus bewilligt die von der Regierung geforderte 
Gehaltsaufbeſſerung für die Tatholifchen und proteftantifchen Geift- 
lichen mit großer Mehrheit gegen die Stimmen der Ultramontanen 
und eines Theil der Fortſchrittspartei. Die Aufbeflerung ift jedoch 
an die Bedingung geknüpft, daß der Betreffende die Staatögejehe 
anerfenne. 


13. März. (Preußen.) Die beabfichtigte Verhaftung des Bi- 
ſchofs von Münfter kann nicht ausgeführt werden, da berfelbe in- 
zwiſchen auf Reifen gegangen ift. — Der Nebafteur der ultramon⸗ 
tanen „Germania“, Kosiolet, wird gerichtlich zu 2jährigem Gefängniß 
und fofortiger Verhaftung verurtheilt. Derjelbe ift jedoch feit dem 
7. März verfchtwunden. 
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13. März. (Bayern) Abg.-Haus: Minifter v. Lutz beant- 
wortet die Snterpellation Eepp vom 3. d. M., indem er die That- 
ſachen mwefentlich nur beftätigen fann, doch fei e8 ihm nicht möglich, 
ſchon jeßt eine beftimmte Erklärung über die Schritte abzugeben, welche 
der Staat bez. unausſührbarer Mepftiftungen vorzulegen in die Lage 
fommen könne. Inzwiſchen leide eg keinen Zweifel, daß fein baye- 
riſches Kirchenvermögen außer Landes (na) Rom) gebracht werben 
dürfe. Wehe dem Kirchenpfleger, der folches verfuchen wollte! 

13. März. (Medlenburg.) Landtag: Der Großherzog lehnt 
ba3 Begehren der Nitterfchaft, mit der Regierung über eine Ver- 
faffungsrevifion auf anderen Grundlagen zu unterhandeln, ab. 


14. März. (Preußen.) In Poſen verkehren die Laien unwei- 
gerfich mit den flaatlichen Verwaltern des Didcefanvermögens, von 
den Geifllichen jedoch nur eine Minderheit. 

15. März. (Preußen.) Abg.Haus: Das Budget für 1875 
wird in dritter Lejung endgültig angenommen. Die Regierung er- 
klaͤrt ausdrüdlich ihre Zuftimmung zu dem Beichluß, der Provinz 
Echleswig-Holflein 4's Mill. zuzuwenden, um dadurch allen An⸗ 
Iprüchen aus der Zeit vor ihrer Einverleibung ein Ende zu machen. 

— März. (Preußen.) Bis jebt find 119 jelbftftändige Kreis— 
Schulinjpeftoren mit Nicht-Geiftlichen bejeßt, und zwar nur in den 
Provinzen mit überwiegend Tatholifcher oder gemifchter Bevölkerung, 
während Brandenburg, Sachfen, Pommern und die neuen Provinzen 
noch gar feine weltlichen Kreis-Schulinfpeftoren haben. 


15. März Württemberg.) Eröffnung des Landtags durch 
den Minijter des Innern. Die Eröffnungsrede kündigt u. A. Ver: 
fafjungsgefetentiwürfe betr. Erſetzung des Geheimen Rath durch ein 
Staatsminiſterium, betr. Minifterderantivortlichkeit und in Verbin⸗ 
dung damit einen Geſetzesentwurf über die Verwaltungsrechtspflege an. 


15. März. (Medlenburg.) Landtag: Iehnt die von der Re= 
gierung beantragte Entjehädigung der Geiftlichen für die ihnen ent= 
fallenden Gebühren für Trauungen 2c. aus ber franzöfifchen Kriegs⸗ 
entfchäbigung ab; diefe müſſen vielmehr ganz zur Schuldentilgung 
veriwendet werden. 

16. März. (Breußen.) Abg.=Haus: Erfte Leſung der Vorlage 
über die Einjtellung aller Staatszufchüffe an die katholiſche Kirche. 
Die ultramontanen Redner befämpfen den Entwurf ala durchaus 
verfafjungswidrig und berufen fich namentlich auf Art. 15 der Ver⸗ 
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11. März. (Prenßen.) Abg.Haus: Berathung bes Budgets 
für 1875: das Haus erhöht die von der Regierung der Provinz 
Schleawig-Holftein für das Zwangsanlehen von 1861 als Entfchä- 
digung zugeitandenen 1,200,000 Markt auf 4’. Mill. Die Regie 
rung ſchweigt dazu. 

11. März. (Bayern.) II. Kammer: bewilligt den Milität« 
etat für 1875 ohne Anftand, dagegen verweigert die (ultramontane) 
Mehrheit dem Kriegaminifter die Tyortdauer des |. 3. betvilligten 
Eredites don 900,000 fl. für Ankauf von Pferden, obgleich der Credit 
damals unbedingt genehmigt worden war, und lehnt ebenfo die vom 
Kriegaminifter beantragte Errichtung eines befonderen Erziehungs- 
baufes für Militärknaben, wie folche in Preußen und Sachſen be- 
fteben, ab. 

11. März. (Baden) Der Erzbisthumsverweſer Kübel wird 
wegen gejeßtwidriger Uebertragung von Kirchenfunktionen gerichtlich 
zu 500 Darf oder 10 Wochen Haft verurtbeilt, einer der von ihm 
ausgeweihten Neupriefter wegen beharrlicher Renitenz zu 4800 Mark 
oder 10’ Monaten Haft. 

12, März. (Deutfches Reich.) Die fpanifche Regierung ver= 
ſpricht neuerdings Genugthuung für die Gewaltthätigfeiten der Car⸗ 
liften gegen die deutjche Brigg Guftav. 


13. März. (Deutfches Reich: Elfaß-Lothringen.) Der Ober- 
präfident dv. Möller wird von Preußen zum Mitgliede de Bundes⸗ 
raths ernannt, um den elfäfliichen Intereſſen dadurd eine Art Ver⸗ 
tretung im Bundesrath zu verichaffen. 


13. März. (Preußen.) Abg.-Haus: Berathung des Budgets 
für 1875: das Haus bewilligt die von der Regierung geforderte 
Gehaltsaufbeſſerung für die Tatholifchen und proteftantifchen Geift- 
licjen mit großer Mehrheit gegen die Stimmen der Ultramontanen 
und eines Theil der Fortſchrittspartei. Die Aufbefferung ift jedoch 
an die Bedingung geknüpft, daß der Betreffende die Staatögejeße 
anerfenne. 

13. März. (Preußen) Die beabfichtigte Verhaftung des Bi- 
ſchofs von Münfter kann nicht ausgeführt werden, da derjelbe in- 
zwiſchen auf Reifen gegangen ift. — Der Redakteur der ultramon⸗ 
tanen „Germania“, Kosiolel, wird gerichtlich zu 2jährigem Gefängniß 
und fofortiger Verhaftung verurtheilt. Derſelbe ift jedoch feit dem 
7. März verjchtuunden. 
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13. März. (Bayern) Abg.Haus: Minifter v. Zub beant⸗ 
wortet die Snterpellation Eepp vom 3. d. M., indem er die That« 
fachen wejentlich nur beftätigen Tann, doch ſei es ihm nicht möglich, 
ſchon jeßt eine beftimmte Erklärung über die Schritte abzugeben, welche 
der Staat bez. unausführbarer Meßitiftungen vorzulegen in die Lage 
tommen Tönne. Inzwiſchen leide eg feinen Zweifel, daß fein baye= 
rifches Kirchenvermögen außer Landes (nad) Rom) gebracht werden 
bürfe. Wehe dem Kirchenpfleger, der folches verfuchen wollte! 

13. März. (Medlenburg.) Landtag: Der Großherzog lehnt 
da3 Begehren der Nitterfchaft, mit der Regierung über eine Ver- 
faffungerevifion auf anderen Grundlagen zu unterhandeln, ab. 

14. März. (Preußen.) In Poſen verfehren die Laien unwei—⸗ 
gerlich mit den ftaatlichen Verwaltern des Didcefanvermögens, von 
den Geifllichen jedoch nur eine Minderbeit. 

15. März. (Preußen) Abg.Haus: Das Budget für 1875 
wird in dritter Leſung endgültig angenommen. Die Regierung er« 
Härt außdrüdlich ihre Zuftimmung zu dem Beichluß, der Provinz 
Schleswig=Holftein 4's Mill. zuguwenden, um dadurch allen An= 
ſprüchen aus der Zeit vor ihrer Einverleibung ein Ende zu machen. 

— März. (Preußen) Big jebt find 119 felbitftändige Kreis— 
Schulinfpeltoren mit Nicht-Geiftlichen bejeßt, und zwar nur in den 
Provinzen mit überwiegend Tatholifcher oder gemifchter Bevölkerung, 
während Brandenburg, Sachjen, Pommern und die neuen Provinzen 
noch gar feine weltlichen Kreis-Schulinfpektoren haben. 

15. März. Württemberg.) Eröffnung des Landtags durch 
den Minijter des Innern. Die Eröffnungsrede fündigt u. A. Ver⸗ 
fafjungsgefetentiwürfe betr. Erfegung des Geheimen Raths durch ein 
Staatsminifterium, betr. Minifterverantwortlichfeit und in Verbin— 
dung damit einen Gejeßegentwurf über die Berwaltungsrechtäpflege an. 


15. März. (Medlenburg:) Landtag: Yehnt die von der Re⸗ 
gierung beantragte Entjchädigung der Geiftlichen für die ihnen ent« 
fallenden Gebühren für Trauungen ıc. aus ber franzöfifchen Kriegs⸗ 
entfchädigung ab; biefe müfjen vielmehr ganz zur Schuldentilgung 
verwendet werden. 

16. März. (Preußen.) Abg.-Haus: Erfte Leſung der Vorlage 
über die Einjtellung aller Staatszuſchüſſe an die katholiſche Kirche. 
Die ultramontanen Rebner belämpfen den Entwurf als durchaus 
verfaffungswidrig und berufen fich namentlich auf Art. 15 der Ver- 
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faflung. Reichenſperger nennt es einfach ein „Gefeh der Rache“. 
vd. Eybel ſchildert die Zuftände der katholiſchen Landestheile und die 
ultramontane Agitation und gibt dadurch zufällig zu einer ſtürmi— 
miſchen Kundgebung für den eben eintretenden Fürflen Bigmard 
Anlaß. Bismarck ſpricht gegen die Rede des proteftantiichen Mitglieds 
ber ultramontanen Partei, den (ehem. Rundfchauer ber Kreuzzeitung) 
Abg. dv. Gerlach, über den Cab: „Man muß Gott mehr gehorchen, 
ala den Menfchen”. Der Antrag der Ultramontanen, dag Gefeß an 
eine Commijfion zu weiſen, wird abgelehnt, und die Berathung im 
Plenum und zwar fchon am folgenden Tage bejchloffen. 

17. März. (Preußen) Abg.:Haus: Ter Abg. Wehrenpfennig 
bringt in der Commiſſion betr. die Vermögensverwaltung Tatholifcher 
Kirchengemeinden ein Amendement ein, welches die Wirkungen de3 
fog. Sperr= oder Brodforbgefeßes auch auf alle Zahlungen an Geiſt— 
liche aus Mitteln der Kirchengemeinden auszudehnen bezwedt. Tar- 
nach jollen dergleichen Zahlungen, folange dag Sperrgeſetz in Wire. 
fung bleibt, nur mit Zuftimmung der Staatäregierung geleiftet 
werden dürfen; dieje Zuftimmung aber muß verfagt werden, Tolange 
die betreffende Didcefe nad) Maßgabe des erwähnten Geſetzes gejperrt 
if. Das Amendement läuft jo ziemlich auf eine Eequeftration des 
gejammten Pfarrvermögens hinaus. 

18.—19. März. (Preußen) Abg.-Haus: Zweite Lefung des 
fog. Sperrgefeged. Die Sitzung geftaltet fich fofort überaus ftürmifch, 
da der (ultramontane) Frhr. v. Wendt die Enchelica oder Bulle des 
Papſtes vom 5. Februar in extenso verlefen will und darauf be= 
harıt, da es der Präfident nach ber neuen Gefchäftsordnung nicht 
hindern fann. So wird denn diefe neue Art der Proflamation eines 
päpftlichen Erlaſſes unter unbejchreiblichem Lärm in's Werk gejett, 
die namentlic) auch den Zweck bat, die ultramontanen Blätter und 
Blättchen in den Stand zu ſetzen, die Bulle ala Theil der VBerhand- 
Iungen des Landtags ungeftraft zum Abdrud bringen zu dürfen. 
8 1 des Geſetzes wird mit 263 gegen 88 (ultramontane) Stimmen 
angenommen. 8 2 gibt zu einer fcharfen Rede Bismarcks gegen 
Windthorft und zu einer bedeutfamen Auseinanderſetzung Gneift’8 
Anlaß. 


.. Bürft Bismarck: „... Der Abg. Windthorft hat meine Behauptung 
kritifirt, wir würden mit diefem Geſetz wenig erziwingen, und daraus gefol« 
ger, daß er nicht zu begreifen vermöge, warum wir es denn überhaupt in's 

eben gerufen hätten. Ter Vorredner begreift ja doch fo Manches, was und 
unverftändlich ift; twie ift er denn nicht auf den Gedanken gekommen, ber 
boch jo nahe liegt: wir finden es des Staates nicht würdig, feinem eigenen 
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Feinde die Mittel zum Aufruhr zu beiwilligen; es ift eine Anftandäpflicht 
de3 Staates, dieſe Gelder einzuhalten, der Staat kann nicht ftilljchiweigen und 
Th mit eigenen Mitteln daran betheiligen, daß gegen ihn der Aufruhr von 
einer Seite gepredigt wird, wo er am meilten im eigenes Intereſſe derielben 
nuterdrüdt iverden müßte. Ich fage, im eigenen Jutereſſe; denn Eie ziehen 
fi, ich will nicht jagen unter Ihnen jelbit, aber an denjenigen, die wir im 
Allgemeinen die Hetztapläne nennen, eine Geſellſchaft, groß, mit der Sie 
nachher, wenn Sie einmal wieder in gute Zeiten fommen werden, auch Ih⸗ 
rerſeits Ihre Noth haben werden. Wenn Sie außerdem fragen, was für 
Grfahrungen wir davon haben, nun, meine Herren, Sie glauben den Erfolg 
von Ihrem Kampfe zu haben, dad fie da8 kirchliche Bewußtſein, die Begeis 
ſterung für die Kirche im Volke ftärken. Der Teutiche Hat ja einmal das 
Gefühl, wenn er für eine Sache, jie mag gut oder fchlecht fein, eintritt, 
wenn er exit einmal im Kampfe engagirt ift — die Uniform, bie er trägt, 
ift dann eine große Berleitung für ihn, die Sache fo genau nicht zu prüfen. 
Die Schläge, die er dafür austheilt oder empfängt, bilden dann für ihn eben 
jo viele Argumente, und infojern kann leicht eine größere Neigung zur ins 
neren Geſchloſſenheit für alle Aufträge, die ihr von oben angegeben werden, 
in ber fatholiichen Kirche entitanden fein. Ob Sie aber dieſes Ferment fpäter 
wieder beherrſchen werben und können, das ift Doch eine andere frage. Alle 
diefe jungen, ehrgeizigen Streber, die werden ja auch größer, die wollen 
fpäter ja auch befriedigt fein, Die wollen ja auch nicht immer Hebfapläne 
bleiben, Die wollen ja nicht immer blos Zeitungen fchreiben, die wollen ja 
Bilchöfe werden. (Lebhafter Beifall und Heiterkeit links.) Wir nun haben 
nach biefer Seite hin, in Bezug auf die Geſchloſſenheit in dieſem Kampfe, 
auch außerordentlich gewonnen. Es ift, wie ın früheren Zeiten; es lafjen 
ſich mehrere Beifpiele der Art citiren, u. U. das von Heinrich dem Vogel⸗ 
fteller. Ehe er die Ungarn jchlug, übte er feine, ivie man behauptet, damals 
gegen ihre Vorfahren im kriegeriſchen Sinne heruntergefommenen Untertha= 
nen in allerhand Gefechten zehn Jahre lang, big ex He gegen den eigent» 
lien Feind in den Kampf führte. Liefer Kampf ift ja für den preuhifggen 
Etaat3mann (womit ich nicht mich meine, jondern Die ſämmtlichen Staats: 
männer, die bier verfammelt find) eine außerordentlich nühliche Schule ge: 
worden, in der Meberzeugung von der Notwendigkeit, daß der Staat einige 
ah zu feiner Bertheidigung haben muß, daß ein ftarfer Staat be= 

ehen muß, daß alle Parteien ein Intereſſe haben, daß der Etaat geftärtt 
werde gegen die Partei, die den Staat in feinen Grundfeſten, in feiner Exi- 
ftenz anficht. Die Folge davon wird fein, daß wir mit ber Zeit nur zivei 
Parteien haben, eine, die den Staat negirt, die ihn befämpft, und die andere, 
die der patriotiich anhänglich gefinnten achtbaren Leute (Unruhe im Centrum), 
womit ich keineswegs die Anderen ala nicht achtbare bezeichnen will. Diefe 
große Partei wird fich Hilden, und fie wird ſchließlich alle diejenigen Par: 
teien umfaffen, die überhaupt den Staat wollen. Es rüden ja dieje Parteien 
ſchon jegt näher zujammen. Sind nicht die don der äußerften Rechten aus 
ihrer Abgejchloffenheit entgegenkommmenber, ich möchte jagen, moderner gewor⸗ 
den? Und find nicht die von der Außerften Linken, die bier vertretenen 
Mitglieder ber Fortichrittspartei ganz offen zu Ausſprüchen gelangt, die ala 
concludente Handlungen beweifen, daß fie doch auch die Nothivendigkeit des 
Staated anerkennen, und daß e3 nüplig ift, auch die Fundamente dieſes 
Haufes, in dem wir alle wohnen und von deſſen Dach wir alle Echuß er: 
warten, nicht ununterbrochen mit der Art loszuarbeiten und den Anderen 
den Schuß zu überlaffen. Alle diefe früheren Sünden im politilchen Leben 
haben vielfach einer Einkehr und Umkehr Pla gemacht, und ich wiederhole 
e8, durch diejes Wirken der Gegner ift die große patriotiiche Majorität größer 
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und flärfer geworden. (Beifall Linke.) Was aus dem Staat würde, wenn 
wir den Kampf aufgäben, wenn wir aljo jebt die Bahn beträten, die ber 
Vorredner in bisher diplomatijcher Andeutung — der Vorredner ift gewiß 
ein befferer Diplomat ala ich Juriſt (Heiterkeit) — una empfahl, das kann 
ich nicht beurtheilen. Unfere Aufgabe ift e8 nicht, dergleichen Wege zu juchen; 
wer uns braucht, der weiß una zu finden....” Gneilt: „... Da: 
mit fommen wir auf den eigentlich enticpeibenden unkt. Wir haben einen 
Complex der Geſetzgebung, der nun allmählich 200 Jahre zufammengewachien 
ift, der, mag er hunde Barianten enthalten, in einem Punkte abfolut ficher 
ift, nämli in abfoluten Negation jeder Oberfouverainetät der einen 
oder anderen Kirche über ben Staat. Ein politiver Juriſt in Deutjchland, 
ber bi3 zum Jahre 1843, ehe der Schwindel ber neuen Theorien und inter: 
pretationen fich unferer großen Geifter bemächtigt Hat, behauptet hätte, in 
Deutichland ſei es ſeit den Zeiten bes weſtfäliſchen Friedens Rechtens, ba 
die eine oder die andere Kirche mit abſoluter Souverainetät ihre eigene Ge⸗ 
ſetzgebungsgewalt zu begränzen und die Befnugniß hätte, die Geſetzgebungs⸗ 
gewalt dem Staate vorzuſchreiben, ber wäre auf ſeine Zurechnungsfähigkeit 
unterſucht worden (Heiterkeit). Es iſt erſt der Art. 15, der die Idee einer 
Oberſouverainetät zweier oder mehrerer fich bekämpfender Kirchen in einem 
und demfelben Staate fonftituiren will, daß fich jede Kirche jouverain ihre 
Geſetze gibt, daß jede Kirche beftimmt, wie weit ide Gebiet, ihre Regierung, 
ihre Zurisdiltion gebt, und das in einem unglüdlichen Staatslörper, der 
diefe Dinge neben einander tragen ſoll. Es Hat eine Zeit gegeben, wo dieſe 
Theorie waltete. Es war die Zeit nach dem Religiondfrieden. In biefem 
ftehen die Art. 15 und 18 ungefähr jo darin, und ich glaube bona fide 
haben bie Leute fie damals fo verftanden, wie heute die ultramontane Partei. 
Aber die innere Unmöglichkeit der Dinge ift von Jahrzent zu Sahrzent 
mmer eclatanter hervorgetreten, und Sie können in Ihren Rheinlanden jelbft 
en Berta f der Dinge fehen. Ganz gegen Zuther’3 Willen hat die luthe⸗ 
riſche Geiftlichkeit denjelben Anſpruch auf Telegirung der Kirche gegenüber 
dem Staate erhoben, Hat fie den Anſpruch erhoben, die Ehe, die Stinderer: 
iedung und bag ganze geiftige uud fittliche Leben des Volkes in derſelben 
eife Tonverain zu beberrjchen, wie die andere. Und mas var bie glg 
€3 ging damals fo wie heute. Weberall, two die beiden jouverainen Kirchen 
aufeinanderftießen, entbrannte der Kampf und aeigte fih die Unmöglichkeit, 
auf einer Scholle zufammen zu leben. Der Zündftoff häufte fich, bis bie 
Geſellſchaft Fackeln Hinzutrug und in maiorem dei gloriam Deutichland auf 
30 Jahre in eine Brandftätte verwandelte. Ich will Sie heute nicht, um 
die Leidenſchaften u erhöhen, weiter bamit aufhalten, welche Analogie die 
Heutige Lage mit der damaligen hat. (WindtHorft:Meppen: Vergeſſen Sie 
Guſtav Hr nicht!) Bebeutet Art. 15 die Autonomie der Kirche, ſich felbft 
das Gebiet ihrer erlaubten Gewalt zu fehen, jo werben Sie zwar nicht ber 
unirten Kirche, aber vielleicht der altlutheriichen den Muth zutrauen, den 
ihre Vorfahren Hatten. Wir Lönnten alfo mit demjelben Recht den König 
don Schweden zu unjerem Landesbijchof ernennen, und die griechiiche Kirche 
hat bereit? den Kaiſer von Rußland zu ihrem Lanbdesbifchof, und die unirte 
Genetalſynode wirb auch diefelben Rechte wie der Papſt beanfpruchen föns 
nen. (Zuftimmung im Gentrum.) Nun denfen fie fi) den Staat, der feine 
Ehe, jeine Kindererziehung, ben Yulammenbang des Volkes zerreißen till 
nach den che von mehreren ſouverainen Gewalten. Den hieraus ſich 
ergebenden wahnwitzigen Zuftand erbliden Sie im Verlaufe des dreikigjähri- 
gen Krieges, und bedenken Sie das Schickſal einer Nation, in der das Con⸗ 
nubium unter den Gliedern desſelben Staates aufgehoben ift. Hier reiben 
Sie die Ehe außeinander. Sie jchaffen mit den Ideen ber Geiſtlichkeitsherr⸗ 
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ſchaft dem Kinde von der Taufe bi zum Grabe den hermetiſchen Abſchluß 
aller Anderädentenden, Sie gewöhnen da® Kind an die beichimpfende Behand 
[ung der anderen Stnaben, das Siken auf ber Schulbank neben einem ande: 
ten Knaben als ein Safrilegium zu bezeichnen, Sie impfen dem Kinde den 
Glauben ein, daß es ein Safrileg jei, mit dein anderen Kinde ein Baterunfer 
zu beten. In dieſer Beziehung zerreißen Sie die Bevölkerung bis an Die 
Grabſtätte. Sie interpretiren den einfachen Sat aus der Bibel, daß die 
Schule von der Kirche beherrjcht werden müfje. Tamit zerreißen fie das Leben 
der Nation bis auf die Univerfitäten Hinaus. Sie Haben dann nur Tatho: 
Lifche und lutheriſche Geſchichte. Glüclicherweife Jah der gejunde Sinn der 
deutichen Nation klarer in diefen Dingen, als die heute verwirrten Eeovien. 
Nachdem der dreißigjährige Krieg zu Ende ging, hatte das erſchöpfte Deutjche 
Bolt wenigſtens die eine Wahrheit eingefeben, die Sie heute noch läugnen, 
dag auf Gottes Erdboden niemals Pla ift für zwei jouveraine Kirchen auf 
ein und berjelben Scholle Landes. Das ift dag ganze Relultat des breikig: 
jährigen Ktrieges. Tiefe Art von chriftlichegermaniihem Staat gibt es aljo 
für ung nur im Prinzip; alſo laffen fie und auseinandergehen wie beim baby: 
loniſchen Ihurmbau, wie im Jahre 1648! Tiefe Stück Deutſchlands ift 
evangeliiches Deutichland; Hier beherricht die Kirche das Volksleben bis in 
die innerfien Faſern, und die Katholiken mögen auswandern (Ad, ah! im 
Zentrum); dazu befommen fie drei Jahre Zeit nach dem MWeitfälifchen Frie⸗ 
den; oder fie mögen in ihrem Kämmerlein ftille Hausandacht üben. (Große 
Unrube.) Ja, m. 9., das find bie Orunbfäe des MWeftfäliichen Friedens, 
an den Sie uns täglich erinnern; — und in der andern Hälfte Deutſchlands 
bericht die fatholiiche Kirche in gleicher Weife, da würden alle Andersgläu: 
tigen auswandern müſſen oder jtille Gausanbadht üben; — und im dritten 
Theile herrichen die Reformirten. Die Gefchichte Deutſchlands wiirde mit dem 
Ende de3 Weftfäliichen ‚priebend einen fümmerlichen Verlauf genommen habeır, 
wenn das deutſche Volt jelbft nicht aus angeborenem Sinne für Gewiſſens⸗ 
freiheit und Achtung fremden Glauben? und im Bewußtjein der nothiven- 
digen Zufammengehörigkeit dad Normaljahr grundjäglich überwunden Hätte. 
Troß diejer dem deutjchen Volke gegebenen Bedingungen, unter denen Die 
Nation nothwendig zerrifien werden mußte, jahen Sie den zmeihundertjäh: 
rigen Gang der Gejeßgebung, der die Einheit der Nation wiederheritellte, und 
dies ift die Gefeßgebung des von Ihnen gejchmähten cAjaropapiftiichen Stan: 
tes. Tiefe Staatögefeßgebung hat exrft die Theologen gezwungen, auf den 
Fuß de3 Friedens mit der andern Theologie zu treten, fie hat auf dem Wege 
des Auffichtsrechtes und der Schirmvoigte die gemeinfamen Grundſätze der 
Diligfeit für alle Eonfeffionen geftaltet, fie hat dieſe Grundjäte in der Ge⸗ 
jetzgebung confolidirt, fie hat dem deutjchen Volt wieder ein Eherecht geichaf: 
fen, fie Hat dem beutfchen Volke bie weſentlichen Grundjähe einer einheitlichen 
nationalen Erziehung wiedergegeben, und dag seien in unermüdlichem Wett: 
ee nicht bloß don Joſeph und Friedrich dem Großen, fondern aller Tatho- 
liſcher und aller evangeliicher Landesherren, und m. H., der berühmteften 
riftlichen Fürften und Oberen. Das find die Schöpfungen, die Sie heute 
omnipotenten Staat und Cäſaropapismus zu nennen belieben. Das ift der 
Gang unferer Gejeßgebung, fein anderer, und die Regierung läßt fich dur 
bie unmittelbarfte Anforderung an die Gewalt bis Heute nicht abhalten, un 
ich Hoffe, fie wird den Gang der Handhabung ihrer Majeftätsrechte wirklich 
majeftätifch innehalten. In diefem Gange ben Staat zu unterbrechen, Halte 
ich für ein Verderben für beide Theile, Hr den Staat und hr die Partei, 
welche diefen Gang mit Gewalt zu hemmen verfucht. Nun jagen Sie, das 
fei nicht Ihre Abficht, ſondern Sie deſancirten nur Geſetze, die gegen Gott 
und gegen ba3 Gewiflen jeien. Rühren Sie nicht an den Gedanken der Heiligkeit 
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ber Geſetze! Denn find die Gelege nur, tie der Herr Abgeordnete für Meppen 
fie zu charakterifiren pflegt, Majvritätsbeichlüffe, dann gibt eg nicht? Heiliges 
mehr, was zwiſchen ung bejteht, und nicht? Heilige mehr, was dem Stärs 
feren ein Maß auferlegt in der Mißhandlung des Schwächeren. Tie Un: 
giltigkeit folcher Gefete proflamiren, heißt ben Religionzfrieden brechen! In 
Oeſterreich und Stalien haben diefe Dinge eine andere Bedeutung. Weberall, 
wo die katholiſche Kirche die allein im Staat regierende ift, da ift es nur 
ein Zwiſt unter Brüdern, von denen vorauszuſetzen ift, daß fie fi) zulekt 
wieder vereinigen. In einem Staat aber, wo der Religionsfriede, die ganze 
Eriftenz zweier gleicpberechligter Kirchen auf dem jahrhundertalten Gange 
unſerer Gefeggebung beruht, da Hat die Auffündigung bes Gehorſams gegen 
die Gefege eine Bedeutung, die Herr Bonghi gar nicht verftehen Tann; Mir 
einen Italiener ift dieſer Gedankengang gar nicht verftändlich und daher fürchte 
ih auch für jeden Wwohlgefinnten Rathgeber der Kurie. In Deutjchland ſolche 
Bullen hineinzufchleudern, das heißt der offene Bruch des Religionzfrieden?; 
denn wo die Gejeßgebung Deutichlands nicht mehr herricht, da m. H. find 
wir mit einander ferlig, da werden wir fehen, wer der Stärfere ift! (Sehr 
richtig!) Wir haben fein anderes Band! In anderen Ländern haben fie dag 
Band der einheitlich dominirenden Kirche. Die Heilighaltung ber Geſetze 
it für ung das Bindende, und wie foll die Staatsgewalt fich verhalten, 
wenn in dieſem vulkaniſchen Zuftande folche päpftliche Bullen in? Land ge: 
fchleudert werden! Was nütt mir die heilige Verficherung des paffiven Wider: 
ftandes, wenn man alles, was in menschlicher Kraft fteht, thut, um andere 
Menichen zum aktiven Widerftande aufzufordern? (Lebhafter Beifall links.) 
Meine Herren vom Centrum, einen Beweis find Sie und fchuldig geblieben, 
nämlich, ob e3 irgend ein Mittel der Aufregung gibt, ein Mittel der großen 
oder der Tleinen Demagogie, de Mißbrauchs der, Preſſe oder des Vereins: 
recht, das nicht in Thätigkeit gefeßt worden wäre, um die Mafſen in Aktion 
zu ſetzen? (Beifall.) Wir haben ein reiche Nepertoir von 1848, aber Sie 
haben Alles übertroffen, was wir 1848 kennen gelernt haben. (Sehr wahr! 
linke.) Der Glaube de3 gemeinen Mannes, dei feien Sie verfichert, der fteht 
heutzutage noch jo, daß, reden Sie ihn immer davon, daß fein Glaube ver: 
folgt wird, jeine eielier mißhandelt, feine heiligften Rechte mit Füßen ge: 
treten werden, reden Sie ihm oder lügen Sie ihm (Lärm im Centrum) an 
anderer Stelle vor, die Geſetze der deutichen Fürften würden gegeben, um das 
fatholifche Volt Iutherifch zu machen, jegen Cie bad von Jahr zu Jahr fort 
mit gewifien Aktionen an Gedenttagen des 16. März, wie dem heutigen, dann 
m. H., — vertrauen Sie dem beutfchen Charakter! — wenn irgend eine Na: 
tion der Welt, dann werden Sie den Deutichen dazu bringen, daß er los⸗ 
ichlägt. (Große Unruhe im Gentrum und Ruf: „Den Gefallen wird man 
aber nicht thun!”) Sa, m. H., Losfchlägt! Jede Partei muß es ſich 
gt allen laſſen, daß fie zunächft beurtheilt werde nach ihren Mitteln, und zu 
iefen gehören die aus der Luft herabfommenden Bullen, die e8 zur Heiligen 
Pflicht eines jeden Katholifen machen, einen vereinigten Widerjtand [gegen 
die Seiehe des Staates zu leiften. Solche Bullen muß die Staatögewalt, Die 
fich ihrer Pflicht bewußt ift, zurückweiſen und ihre Veröffentlichung als Auf: 
ruhr behandeln. Wie ift das aber möglich bei der jeigen Art der Hand: 
habung de3 Art. 15? Es kann ſehr leicht fein, obgleich ich es Heute nicht 
befürworten till, daß die große Heute in Scene gelebte Aktion ein Anjang 
der Zurücdführung des placet ift. (Unruhe und Ruf im Geutrum: Sehr 
deutlich!) So’ deutlich, ala ich mich augdrüden kann. Durch die Mittel, wie 
I hier angetvendet worden find, halte ich ben Beweis der Nützlichkeit einer 
olchen Maßrigel bereit3 geführt. Alle dieſe Dinge find dennoch jolche, die 
ung immer mit ſchwerem Herzen abgerungen werden, denn wir toifjen jehr 
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gut bie Lage eines gläubigen Bekenners einer Kirche zu ſchätzen. Dan jagt 
ihm wohlweiglich nicht, dad von Blaubenzlehre hier nicht die Rede jei, fon: 
dern nur von denjenigen Regierungsrechten des hohen Clerus, die die äußeren 
Dinge, die ganze Herrichaft über das geiftige und perjönliche und fittliche 
Leben des Volkes beanipruchen; dieſer Gegenjag, um den e3 fich Hier hanbelt, 
wird dem armen Bolte ftet? vorenthalten, e8 wird ihm immer nur gejagt, 
fein beiliges Recht und fein Glaube wird mißhandelt in diocletianiſcher —*** 
man jagt ihm nur, die Geſetze des Staates, die in der ganzen Melt erzwun⸗ 
gen werden, weil e3 fein anderes Mittel des ftaatlichen Zwanges gibt, das 
find die großen Plünderungsgejete, da zeigt fich bereit3 die Tendenz des Kir: 
cheuraubes u. |. tv. Und wenn nun ein Dlanı wegen Tlebertretung des Ge⸗ 
jeßes feine Strafe abfikt, jo ift die ein Martyrium im Sinne des erften 
Jahrhunderts. Die Lage eines gläubigen Katholiken können wir jehr wohl 
begreifen, und wir haben mit unteren eigenen Theologen jehr hübjche Proben, 
dat auch fie was leiften können. Die Herren find Hier allein erjchienen mit 
ihren Theorien, ohne ihr Gefolge Hinter fi. Wollten die geehrten Den 
diefes einmal mitbringen, ihre Bauern, ihre Gejellenvereine, wollten fie eine 
einzige Generation erziehen in den heiligen Lehren, die fie jet proflamixen, 
dort in Haß gegen dag Lutherthum, Hier in Haß gegen das Papſtthum, ja, 
m. H., wenn Sie dieſe Erziehung vollendet haben, dann bitte ich, ſchleunigſt 
fh zu entfernen und in Sicherheit zu bringen, um nicht dabei zu fein, wenn 
dieſes jo erzogene Volk ſich gegenjeitig die Köpfe einſchlägt; Anderes haben 
wir nicht zu erwarten! Meine politiſche Einficht fagt mir, daß Heute nicht 
ſowohl die Zeit zum Reden über die Geſetze ift, Tondern zu handeln für bie 
Geſetze, und ich glaube, die hier getroffene Maßregel ift die milbefte, die über: 
haupt denkbar —* 


18. März. (Preußen.) Der Biſchof von Münſter wird wegen 
einer gerichtlich über ihn verhängten, nicht bedeutenden Strafſumme, 
die er nicht bezahlen will, von ſeiner Reife zurückgekehrt, in's Ge— 
fängniß nad) Warendorf abgeführt. Die ihm vom weftfälischen Adel 
angebotene Bezahlung der Strafjumme Hatte er abgelehnt. 

18. März. (Bayern) I Kammer: bewilligt die von der 
I. Sammer abgelehnten 900,000 fl. für Ankauf von Pferden. 


18. März. Württemberg.) IT. Kammer: wählt Hölder zu 
ihrem Präfidenten. Die demofratifche Minderheit gibt 16 unbejchrie= 
bene Zettel ab. 


18. März. (Medlenburg) Schluß des Landtag?. 


Ser Paſſus bes ſchwerin'ſchen Abſchiedes über die Verfafſungsange⸗ 
legenheit lautet: Der Großherzog war zu der Erwartung berechtigt, daß die 
Stände in einer mit ihm übereinftimmenden Würdigung der eruften Lage 
bes Landes ben Weg zu einer Verftändigung über die Modififation der Ver: 
faffung finden würden, und kann nur fein fchmerzliches Bedauern darüber 
ausbrüden, daß die Verhandlungen über dieſe wichtige Angelegenheit au 
auf dem gegentwärtigen Zandtage erfolglos verlaufen ſind. In dem Nik, 
ſchen Landtagsabſchied behält fich der Großherzog ebenfall weitere Entjchließ- 
ungen vor. Derſelbe entjagt jedoch nicht der offnung, baß durch weitere 

einfame Berathungen der Weg zu ben für das Heil des Landes erforder: 
ichen Reformen gefunden werden wird. 
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19. März. (Preußen) Der Redakteur des (ultramontanen) 
„Weſtfäl. Merkurs“ wird wegen (erfter) Veröffentlichung der päpft- 
lichen Bulle vom 5. Tebruar zu einem Jahr Gefängnik werurtheilt 
und ſofort in Haft genommen. 

19. März. (Bayern.) Der um die Armee überauß verdiente 
Kriegaminifter dv. Prandh, der in Folge der feindjeligen Bejchlüfle 
der II. Kammer in Militärfragen feine Semiffion gefordert bat, 
wird vom König entlaflen und durch den nicht minder entſchieden 
national gefinnten General v. Maillinger erjekt. 

20. März. (Preußen) Abg.-Haus: Der Abg. Miquel er- 
ftattet Namen? der Commiffion feinen Bericht über die VBerhand- 
lungen und Anträge derjelben, betreffend den Entwurf einer neuen 
Provinzialordnung für die ſechs öftlichen Provinzen. Die halbanıt= 
liche „Prov.⸗Corr.“ jchöpft daraus die befriedigende Ueberzeugung, 
daß zwilchen der Regierung und den maßgebenden Parteien bes 
Hauſes eine wejentliche und grundfäßliche Webereinjtimmung bezüg«- 
lich der Hauptpunfte des großen Werkes obtvalte. 

20. März. (Preußen) Der abgelegte Bilchof von Pader- 
born wird durch ein die erften Urtheile abänderndes Erfenntniß des 
Appellationsgericht? von Paderborn wegen Erlaß feines Hirtenbriefes 
vom 14. März 1874 zu drei Monaten Feitungshaft Berurtheilt. 
Sin diefen Tagen läuft die früher gegen ihn erkannte zweimonatliche 
Feſtungshaft ab, welche derjelbe in Wejel verbüßt hat. Bon einer 
Rückkehr des Biſchofs in feine ehemalige Diöcefe, ala deren Ober: 
Hirten er ſich noch immer betrachtet, ift jedoch nicht die Rede. Auf 
Grund des Neichsgejehes über die Verhinderung der unbefugten 
Ausübung von Kirchenämtern wird der Erzbifchof nach wie vor in 
Weſel internirt bleiben. 


22. März. (Deutiches Reich.) Der Kaifer feiert unter als 
gemeinfter Iheilnahme feinen Geburtstag, Die Berliner Univer- 
fität feiert den Tag durch eine Rede des Prof. Curtius über dag 
Thema: „Arbeit und Muße inı Leben der Völker und während der 
verichiedenen Zeitalter.” Am Echluffe feines Vortrags führt der 
Redner aus, daß der heutige Tag von einem treuen Bolt mit Jubel, 
Dank und Stolz gefeiert werde. Nie habe ein Herrfcher in jolcher 
Machtfülle innerhalb eines freien Volkes gemwaltet, fein Kaiſer, fein 
König habe feinen Lorbeerkranz jo demüthig getragen, ala Kaifer 
Wilhelm, defien Alter von dem ftolzen Bewußtjein der treueften 
Pflichterfüllung gekrönt werde. 
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22. März. (Heffen.) I. Kammer: hält gegenüber den Be- 
fchläffen der I. Kammer bez. der fünf Kirchengeſetze in allen weſent⸗ 
lichen Punkten an ihren früheren Beichlüffen feit, gibt dagegen in 
unwejentlichen nad). 

23. März. (Preußen.) Der Eultminifter regelt durch Ver⸗ 
fügung die Trage der Leitung des Religionsunterrichts an den ein- 
zelnen Volksſchulen: 

„Wenn bie Provincialregierungen ben Geiſtlichen ber Parochie, in 
welcher die betreffende Schule gelegen ıft, ala ben Leiter bes Religionzunters 
richts anſehen, jo liegt das für vorausgeſetzte emößnlige Berbältnifie in 
der Natur der Sache, injofern ber Parochus in Regel der nächft Berus 

dazu fein wird. Der Staat beanſprucht, was die Auswahl dazu geeig: 
neter Perfönlichleit anlangt, auch nach feiner gegenwärtigen Stellung zur 
Kirche, weber die Initiative, noch die alleinige immung darüber. Das 
unzweifelhafte Recht des Staates aber, diefen Geiltlichen, wie jebe anbere 
zur Leitung bes Religionsunterrichts delegirte Perfon aus genügenden Grün: 
den abzulehnen, foll damit nicht eingefchränkt werden. &3 bleibt ala Grund⸗ 
ſatz beftehen, daß ber Staat berufen ift, Perfonen, die nach feiner Einficht 
für die Erziehung der Jugend gefahrbringend find, von ber Schule fern zu 
halten. An fi) fann es nicht gemißbilligt werden, wenn Geiftliche an der 
Leitung des katholiſchen Religionsunterrichts zunächft nicht behindert werden. 
Ein unbedingtes Recht auf diefe Yunktion haben fie indeffen gegenüber bem 
Staate nicht, und es liegt genügender und gebietender Grund vor, fie bon 
ber Schule fern zu halten, wenn die politifche und Tirchenpolitiiche Hal- 
tung der Geiltlichen zu den Zwecken des Staates, Die berielbe mit der Er- 
ziehung der Jugend durch die Schule verfolgt, in Widerfpruch tritt, Diefe 
Zwecke aljo gefährdet ericheinen.” 

26. März (Württemberg) Das Ordinariat des Bifchofg 
Hefele Iehnt es ab, fich mit der Verſendung der beabfichtigten all« 
gemeinen deutichen Papftadrefle zu befaflen, da die Motive derſelben 
auf Württemberg gar nicht paßten. 


29. März. (Preußen) Der Ober:Präfident von Schlefien 
fordert als Einleitung zur ftaatlichen Amtzentjegung deflelben den 
Fürſtbiſchof von Breslau auf, fein Amt freiwillig niederzulegen. 

31. März — 9. April. (Preußen.) Die Eonferenz der preußi- 
ſchen Erzbiichöfe und Bilchöfe in Fulda beichießt eine Immediat⸗ 
eingabe an ben Kaifer, mit der Bitte, dem fog. Sperrgefebe als 
„einer Berlegung wohlerworbener Rechte und einer Duelle unfäglicher 
Trauer und Friede ftörender Verwirrung” die allerh. Sanktion ver- 
jagen zu wollen, da e8 ihnen unmöglich fei, die von diefem Geſetze 
für die Fortdauer der Staatszuſchüfſe geforderte Erflärung „unbe- 
dingter” Befolgung der ftaatlichen Geſetze abzugeben. Die vom 9. 
April datirte Antwort des preußilchen Staatsminifteriums auf die 
Eingabe lautet im Auftrag des Kaiſers: 
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„Sn Erledigung biefes allerhöchften Auftrags können wir nicht umhin, 
unſer Erftaunen und unjer Bedauern darüber auszubrüden, daß Geiſtliche 
in ber hohen Stellung der Herren Biichöfe fich zum Organ einer Behaup- 
tung machen fonnten, als ob es in Preußen eine Verläugnung des chrift: 
lichen Glaubens jei, die Befolgung folcher Pak zu verſprechen, welche ın 
anderen deutſchen und fremden Staaten feit Jahrhunderten und noch heute 
von der katholiſchen Geiftlichkeit und ihren Kirchenobern bereitwilligit befolgt 
werden und deren Befo gung dort von katholiſchen Geiftlicden mit heiligem 
Eide bedingungslos gelobt wird. Nicht minder zuffatig und unwahr iſt 
die Behauptung, daß die Geſetze, gegen welche ſich neuerdings der Ungehor⸗ 
ſam der Biſchöfe gerade nur in —*8 gerichtet hat, die Verkündigung 
der göttlichen Wahrheiten unterfagten. Wenn die Herren Biſchöfe andeuten, 
daß den Geiftlichen anderer Confeſſionen gegenwärtig Gehaltsverbeſſerungen 
bewilligt würden, welche nicht gleichzeitig den katholiſchen Geiftlichen zu 
Statten kämen, fo hätte ein- oberflächlicher Einblid in die Vorlagen und 
Verhandlungen des Landtages genügt, um die Herren Bijchöfe jelbft von ber 
Unmwahrheit ihrer Behauptung zu überzeugen. Ebenjo kann den Herren Bis 
fchöfen unmöglich unbelannt fein, daß die Vorlage, deren Nichtvollziehung 
Sie unter Anwendung berleßenber Worte über den Inhalt derfelben von Sr. 
Majeftät verlangen, nur mit allerhöchfter Genehmigung an den Landtag ge- 
langen konnte. Die Forderung, daß Se. Majeftät berfelben dennoch, nach 
der Annahme durch den Landtag, die Sanktion verweigern follte, ift um fo 
befremdender, als die Herren Bifchöfe felbft nicht glauben werden, daß die 
Dotationen, um deren Zurüdhaltung es fich handelte, vom Staate jemals 
bemilligt worden wären, wenn bei der Bewilligung den Biſchöfen und Geift- 
lichen das Recht hätte vorbehalten werden follen, je nach päpftlichem Be 
finden den Öelegen des Staates gehorjam zu fein oder nicht. 
Menn bie Eingabe das Einftellungsgejeß eine Duelle unjäglicher Trauer und 
Friede flörender Verwirrung nennt, jo wollen diejenigen unter den Herren 
Bilchöfen, welche im Jahre 1870 vor der Verkündigung ber vaticanifchen 
Beichlüffe derartige Zuftände als die Folge ber Iekteren vorausfahen und 
mit beredten Worten öffentlich verfündeten, fich felbft fragen, ob Sie nicht 
vielleicht durch treue und fefte Vertretung ihrer Heberzeugungen unfer Vater⸗ 
land vor den Wirren und SFriedenaftörungen zu bewahren vermocht hätten, 
welche Eie jelbft warnend vorherfagten und bie wir jet mit Ihnen be: 

gen.“ 

Die Preffe erklärt dies Aktenftüd in feiner Inappen fe für das 
un ben ale atlenſtuc Seitens der Staatsgewalt ſeit dem Briefe des Kaiſers 
an den Papſt. 


— März (Elſaß-Lothringen.) Das Reſultat des dieß« 
jährigen Aushebungsgefchäftes für die Reichslande fommt zwar noch 
nicht der vorgejchriebenen Quote gleich, zeigt jedoch in ſaͤmmtlichen 
Santonen eine bedeutende Steigerung gegen da8 Vorjahr. Im Canton 
Chateau⸗Salins 3. B. ftellten fih im Jahr 1874 von 1297 Militär- 
pflichtigen nur 439 Mann, alfo 38,8 Proc., wovon 135, alfo 30,7 
Proc., als tauglich erklärt werben konnten. Im laufenden Jahr da= 
gegen erfchienen von 1096 Geftellungspflichtigen 525, aljo 46,9 Proc., 
von denen 249, alfo 47,4 Proc., als tüchtig erklärt werden konnten. 
Demnach weist die Quantität der Erfchienenen eine Steigerung von 
15,1 Proc. die Qualität derfelben von 16,7 Proc. auf. 
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1. April. Württemberg.) Eine gelegentlich der Geburt3- 
tagafeier des Fürften Bismard zahlreich befuchte Berfammlung der 
beutfchen Partei in Stuttgart bejchließt einjtimmig eine Refolution, 
welche die Leitung des Jugendunterrichts durch Orden und Congre— 
gationen für verwerflich erflärt und zur württembergifchen Regie: 
rung das Vertrauen ausdrückt, daß fie, ent|prechend ihrer reichatreuen 
Haltung, den ultramontanen Beitrebungen entgegentreten werde. 

2. April. (Bayern.) II. Kammer: Der Abg. Schleich inter- 
pellirt die Regierung bez. der beharrlichen, verfaflungswidrigen Nicht- 
beachtung des gl. Placet Seitens der Bilchöfe und fragt: 

1) Hält es Die Regierung nicht für angezeigt, anftatt den $ 58 ber 
H. Berfaffungabeilage einfach preißzugeben, denjelben, wenn er nicht mehr 
lebenzfädig ift, auf verfaffungsmäßigen Wege zu bejeitigen? 2) Wäre an- 
bernjall3 nicht wenigftens der Verſuch zu machen, die zur Durchführung oder 
Erſegung des 8 58 fehlenden gejehlichen Mittel von einem bayerifchen Lanb- 
tag beichaffen zu lafſen?“ 

5. April. (Deutſches Reich.) Ein aus Wien vom 31. März 
datirter Artikel an der Spike der „Köln. Ztg,“, der, an die über: 
baftige Vermehrung des franzöfiichen Heeres durch dag neue Cadre— 
gefet anfnäpfend, die Möglichkeit einer Ausſöhnung des Papftes mit 
Italien und einer Allianz zwiſchen dem Batican, Frankreich, Oefter- 
reich und Stalien erörtert, welche Tatholijche Liga freilich erft nach 
dem Sturje bes Grafen Andrafiy in Defterreich möglich wäre, an 
der aber von verjchiedenen Ceiten eifrig gearbeitet werde, erregt 
großes Auffehen und entfchiedene Beunruhigung. Sollte die Fort— 
dauer de3 Friedens wirklich und ernftlich gefährdet jein? 

5. April. (Preußen) Abg.-Haus: Virchow motivirt eine 
Sinterpellation betreffs Einführung der Kreis: und Provincialord- 
nung in Rheinland und Weftfalen, und bemerkt: 


der Minifter möge in der Anterpellation feine Oppofition erbliden, 
fondern Lediglich ben Ausbrud des Wunſches, die Intereſſen ber weftlichen 
Brobingen nicht zu lange von benen ber Öftlichen Provinzen zu. trennen. 
r Minifter de3 Innern erwiedert, die Regierung fei ſich der Noth: 
wenbdigfeit der Ausdehnung ber Bermaltungsreformen auf bie weilicen Pro- 
vinzen vollflommen bewußt und fei beftrebt, diefer Nothwendigkeit Rechnung 
u tragen. Etwas Anderes fei jeboch die Yrage der Ausführbarkeit, ob es 
tier Bi. allmählich vorzugehen, oder die ganze Maſſe auf einmal vorzulegen, 
auf die Gefahr hin, daß das Ganze darunter leide. Die Regiernng ſtehe auf 
ihrem früheren Standpuntte. In biefer Seffion werde ber betreffende Ent: 
wurf nicht mehr vorgelegt werden. Ueber bie Vorlegung in ber nächften 
Seffion jei ein Beichluß der Regierung noch nicht gefaßt und werde erſt 
dann gefaßt werden, wenn fich überjehen Laffe, wie viele von den auf biefem 
Gebiet vorliegenden Gefegentiwürfen noch in dieſer Seffion erledigt würden. 


Der Tinanzminifter Camphaufen conftatirt, daß die Staats⸗ 
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rechnung für 1874 einen Ueberſchuß von 6,787,459 Thlrn. ergeben 
babe. 

5. April. (Bayern) I Kammer: Der Reichgrath v. Neuffer 
Stellt einen Antrag im Sinne des Schubzollfyften®, dahin gehend: 
„es fei an Se. Maj. den König die Bitte zu richten, anordnen zu 
wollen, daß im Bunbdesrathe durch allerhöchft deren Commifjäre 
Maßnahmen befürwortet werden, die eine Aenderung der bißherigen 
Handelspolitik und vor Allem die entjprechende Revifion unſeres 
Bolltarif3 herbeizuführen geeignet erjcheinen.“” 

5. April. (Elfaß-Lothringen.) Die Wahlen der Bezirks⸗ 
tage zu dem neuen Landesausſchuß fallen faft durchweg in gemäßig- 
tem Sinne aus. 

6. April. (Deutiches Reich.) In Folge Einſpruchs der Aerzte 
muß der Kaifer ben beabfichtigten Beluch beim König von Italien 
für dieſes Frühjahr doch wieder aufgeben. 

6. April. (Preußen) Abg.Haus: Dritte Lefung des fog. 
Sperrgeſetzes der bisherigen Staatszuſchüfſe an die Fatholifche Kirche. 
Dasfelbe wird nach den Befchlüffen der zweiten Lefung und mit dem 
Antrag Wehrenpfennig’3 zu Art. 10, wonach die Steuererheber wäh» 
rend der Dauer der Leiftungseinjtellung Abgaben nicht erheben und 
an die Empfangsberechtigten abführen dürfen, gegen die Stimmen 
der Ultramontanen und vereinzelter Anderer angenommen. 


In der Debatte fteifen fich die Ultramontanen, namentlich Reichen: 
fperger, neuerdings für ihre Oppofition auf die Verfaffung, beſonders auf 
Art. 15 derjelben. Ihnen antwortet Gneift: Wir können es nicht ändern, 
wenn unfere katholiſchen Mitbürger meinen, nicht bloß der Glaube und die 
Berwaltung ber Sakramente und die Lehre gehören zu den wefentlichften 

—— ſondern die Regierung der Kirche als das Weſentlichſte des 

laubens anſehen, die äußere Ordnung und Verwaltung der Ehe, der Kinder⸗ 
erziehung, des gejammten Unterrichtsweſens, eines bedeutenden Theiles der 
Armengejehgebung, aller Theile des bürgerlichen Lebens, die eine unmittelbar 
fittlicde Seite darbieten. Nun frage ich: wie ift es unferen katholiſchen Mit: 
bürgern möglich, in einem Staate zu wohnen und zu leben mit bem vollen 
Gefühle der Untertdanenichaft? Sie haben mit dem größten Gefühle deſſen, 
was heute der Staat ala jeine Eulturaufgabe und jeine Rechtsaufgabe im 
Beſitz Hat, die doppelte Regierung des Siaates und der römiſchen Kirche, 
und es ift eine der platteften und gebanfenlofeiten Phrafen, wenn von ber 
Kanzel herunter gefagt wird: „Gebet dem Kaijer, was bed Kaiſers ift, und 
Gott, was Gottes ift”, deun das, was Sie grundfählich zu Gottes Regiment 
Baar it Heute zu drei Vierteln Staatsregiment und Liegt innerhalb der 
rechtmäßig überkommenen Regierungsgewalt des Staates. nn in folcher 
Enchelica fteßt: Sie follen zum Gehorfam ber göttlichen Gebote verpflichtet 
fein, fo deißt das: es als Pflicht jedes Katholiken hinſtellen, auf dem engen 
Gebiete ber heutigen Eulturaufgaben bed Staates dem unbebdingten ®ebote 
bes Papftes zu folgen und dem weltlichen Gebote mafenhaften Widerftanb 
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zu leiften. Wie ift es möglich, in ſolchem Eonflitte ala patriotifcher und 
loyaler Bürger jeined Staates zu leben? Bon ber Möglichkeit des Unter 
ſchiedes der Loyalität zwiſchen römiſch-katholiſchen und evangelifchen Unter: 
thanen unſeres Königreiches hat man bis vor einem Menjchenalter Teine Ah: 
nung gehabt. Selbft unter Innocenz III. haben die einzelnen Staaten fo 
geimaltig berechtigte Eigenthümlichkeiten behalten, daß jelbjt unter ihm Ber: 
egungen der Inlegrität der römiſchen Kirche in nicht minderem Maße vor 
handen waren, als fie angeblich in den Maigelegen liegen. Seit dem 16. 
Jahrhundert Haben fid nun die deutichen Geſetzgebungen diefer Gebiete be- 
mächtigt, namentlich die preußiiche, welche das Gewifien ber Katholiken nie: 
mal3 drüden will, da fie fi} auf die Ordnung der äußeren Verhältnifſe der 
Sonfeifionen beichräntt. Der Staat würbe thöricht verfahren, wollte ex ver⸗ 
ſuchen, Glaubenslehren zu befämpfen und etiva Katholiken zu ziwingen, eine 
geilhicbene Ehefrau zu heirathen. Die neue ultramontane Theorie denkt fich 

8 Verhältniß Roms zu Deutichland wie das des beutichen Reichs zu den 
einzelnen Staaten. Da3 alte Verhältniß ber Tatholifchen Unterthanen in 
Preußen te fi) damit um. Früher ſprach man von Gehorſam gegen die 
Kirchliche ebote und don dem aufrichtigen Tatholiichen Glauben unter dem 
umbedingten Vorbehalt des Gehorſams gegen die Geſetze; jekt ſpricht man 
von unbedingten Gehorfam gegen die Gejeke, von der vollen Unterthanen⸗ 
treue, aber mit dem Borbehalt der Oberenticheidung des Papſtes. Damit 
wirb mehr als die Hälfte unſerer ganzen Gefekgebung unter das Placet bes 
heil. Vaters geftellt. Mit demſelben Re wie bie 20 88 der Maigefebe können 
200, ja 2000 Artikel unferer wie der Gefetze aller anderen Länder als in Wi: 
derſpruch mit dem jus canonicum ftehend erklärt werden. Das ganze Syftem 
bat für alle Dinge ein Ja und ein Nein; e3 iſt damit, wie wenn man jagt, 
e3 fei gelogen, daß die Jeſuiten den Sat aufgefteilt haben: „der Zweck hei- 
ligt die Mittel”. Und warum gelogen? Weil der Jeſuit Bufenbaum latei⸗ 
mi geichrieben Hat. (Große Heiterkeit.) In jüngfter Zeit hat jich die rd: 
miſche Gurialgewaltnod in einer Weile erweitert, wie fie jelbft 
im Mittelalter ganılia unbekannt gewejen ift, und fie concen: 
trirt alle ihre Mittel gerade gegen Deutichland. Alle revolutio- 
nären Gaͤhrungen werben ſyſtematiſch benubt, das Vereinsrecht ausgenützt, 
bie Preßfreiheit mißbraucht, allein für die haft des Clerus. Es wer⸗ 
den mit Vorliebe Fragen herausgegriffen, welche das Gemüth des gemeinen 
Mannes aufzuregen geeignet find. Man fagt 3. B.: der Papit ift abgejekt; 
denu das ac eftimmt, daß die Digciplinarurtheile nur von deutichen Be: 
hörden gefprochen werden. Man fünt dann noch Hinzu: das ift eine Erfin- 
bung ber Tyreimaurer, obwohl Karl V. bereit? eine ſolche Verordnung er- 
lafjen Hat und auch dus Landrecht ſolche Beftimmungen enthält, und zivar 
in noch viel firingenterer Geftalt, ala die Maigeſetze. Das beicheidene Ein: 
ſpruchsrecht, das Die Auigeleße fih vorbehalten Haben, wird zehnfach über: 
boten durch das unbedingte Veftätigungsrecht des Königs von Bayern und 
durch das unbedingte Widerjpruchsrecht, dad andere füddeutiche Regierungen 
haben. In Preußen gilt Aehnliches ala eine Verlegung der fat. Ricche. 
E3 gibt für die ultramontane Richtung nur einen bitter ger 
baßten Yeind, das ift der preußiſche Staat, der einzige, der ſich 
zu ben ultramontanen Beftrebungen abjolut und unverföhn: 
li im Gegenſatz befindet, weileraufder grundfäßlicdhen di 
beredtigung der Betenntniffe bafirt. Sollte fi} irgendeine Macht 
re die und notoriſch feindlich gefinnt ift, die eiferfüchtig zu machen wäre, 
o können wir verficdert fein, fie im engiten Bündniß mit der Curie zu 
finden; bei biefer Macht wäre dafür alles erlaubt, was bei ung Gottlofigfeit 
und Verlegung der Glaubensrechte der Katholiken ift. Nun bitte ich Sie, 
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rechnung für 1874 einen Ueberſchuß von 6,787,459 Thlen. ergeben 
habe. 

5. April. (Bayern) I Kammer: Der Reichtrath v. Neuffer 
ftellt einen Antrag im Sinne des Schubzollfyftens, dahin gehend: 
„es ſei an Se. Maj. den König die Bitte zu richten, anorbnen zu 
wollen, daß im Bunbesrathe durch allerhöchlt deren Commiffäre 
Maßnahmen befürwortet werden, die eine Aenderung der bisherigen 
Handelspolitif und vor Allem die entfprechende Revifion unjeres 
Bolltarif8 herbeizuführen geeignet erjcheinen.“ 

5. April. (Elfaß-Lothringen) Die Wahlen der Bezirks— 
tage zu dem neuen Landesausſchuß fallen faft durchiveg in gemäßig- 
tem Sinne aus. 

6. April. (Deutfches Reich.) In Folge Einfpruchs der Aerzte 
muß der Kaifer den beabfichtigten Beſuch beim König von Italien 
für diefes Frühjahr doch wieder aufgeben. 

6. April. (Preußen) Abg.-Haus: Dritte Lefung des fog. 
Sperrgejeßes der bisherigen Staatazufchüfle an die katholiſche Kirche. 
Dasſelbe wird nach den Befchlüffen der zweiten Lejung und mit dem 
Antrag Wehrenpfennig’3 zu Art. 10, wonach die Steuererheber wäh» 
rend der Dauer der Leiftungseinjtellung Abgaben nicht erheben und 
an die Empfangsberechtigten abführen dürfen, gegen die Stimmen 
der Ultramontanen und vereinzelter Anderer angenommen. 


In der Debatte fteifen fich die Ultamontanen, namentlich Reichen: 
ſperger, neuerdings für ihre Oppofition auf die Berfaffung, beſonders auf 
Art. 15 derjelben. Ihnen antwortet Gneift: Wir können es nicht ändern, 
wenn unfere fatholifchen Mitbürger meinen, nicht bloß der Glaube und bie 
Derwaltung der Sakramente und die Lehre gehören zu ben tejentlichiten 

—— ſondern die Regierung der Kirche als das Weſentlichſte des 

laubens anſehen, die äußere Ordnung und Verwaltung der Che, ber Kinder⸗ 
erziehung, des gejammten Unterrichtsweſens, eines bedeutenden Theiles der 
Armengeleßgebung, aller Theile des bürgerlichen Lebens, die eine unmittelbar 
fittliche Seite darbieten. Nun frage ich: wie ift es unſeren katholiſchen Mit⸗ 
bürgern möglich, in einem Staate zu wohnen und zu leben mit dem vollen 
Gefühle der Unterthanenichaft? Site haben mit dem größten Gefühle defjen, 
was heute der Staat als feine Culturaufgabe und jeine Rechtsaufgabe im 
eh bat, die doppelte Regierung des Staates und der römijchen Kirche, 
und es ift eine der platteften und gebanfenlofeften Phrafen, wenn von ber 
Kanzel herunter gefagt wird: „Gebet dem Kaifer, was des Kaiſers ift, und 
Gott, was Gottes ift“, deun das, was Sie grundſätzlich zu Gottes Regiment 
zechnen, ift heute zu drei Vierteln Staatsregiment und liegt innerhalb der 
rechtmäßig überfommenen Regierungsgewalt des Staates. nn in folcher 
Encyelica fteht: Sie follen zum Gehorſam ber göttlichen Gebote verpflichtet 
fein, ſo geipit das: es ala Pflicht jedes Katholiken Hinftellen, auf bem ganzen 
Gebiete der heutigen Gulturaufgaben des Staates dem unbedingten Gebote 
bes Papftes zu folgen und dem weltlichen Gebote maffenhaften Widerftand 
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zu leiften. Wie ift es möglich, in ſolchem Conflikte ala patriotifcher und 
loyaler Dünger ſeines Staates zu leben? Don der Möglichkeit des Unter: 
ſchiedes der Loyalität zwiſchen römifch-fatholifchen und evangeliſchen Unters 
thanen unſeres Königreiches hat man bis vor einem Menfchenalter feine ”r 
nung gehabt. Selbft unter Innocenz DI. haben die einzelnen Staaten jo 
gewaltig berechtigte Eigenthümlichkeiten behalten, daß jelbft unter ihm Der: 
egungen der Integrität der römijchen Kirche in nicht minderem Maße vors 
handen waren, ala fie angeblich in den Maigefegen liegen. Seit dem 16. 
Jahrhundert haben ſich nun die beutichen Gejekgebungen dieſer Gebiete be- 
mädhtigt, namentlich die preußiiche, welche das Gewiſſen der Katholiken nie: 
mals drüden will, da fie ſich auf die Ordnung der äußeren Verhältniſſe der 
Soufeffionen beichräntt. Der Staat würde thöricht verfahren, wollte er ver- 
fuchen, Glaubenslehren zu befämpfen und etiva Katholifen zu zwingen, eine 
chiedene Ehefrau zu Heirathen. Die neue ultramontane Theorie denkt fich 

3 Berhältnig Roms zu Deutichland wie das des deutichen Reichs zu ben 
einzelnen Staaten. Das alte Verhältnik der Tatholifchen Unterthanen in 
Preußen kehrt fih damit um. Früher ſprach man von Gehorſam gegen bie 
ixchlichen Gebote und von dem aufrichtigen Tatholiichen Glauben unter dem 
ingten Vorbehalt bes Gehorſams gegen die Geſetze; jeht ſpricht man 

von unbedingtem Gehorſam gegen die Geſetze, von der vollen Unterthanen⸗ 
treue, aber mit dem Vorbehalt der Oberenticheidung des Papſtes. Damit 
wirb mebr als die gärfte unferer ganzen Geſetzgebung unter das Placet bes 
Heil. Vaters geftellt. Mit demſelben Recht wie die 20 88 der Maigefebe können 
200, ja 2000 Artikel unjerer wie der Geſetze aller anderen Länder als in Wis 
derſpruch mit dem jus canonicum flehend erklärt werden. Das ganze Syften 
bat für alle Dinge ein Ja und ein Nein; e3 ift damit, wie wenn man fagt, 
es jei gelogen, daß die Jeſuiten den Satz aufgeitelt haben: „der Zweck hei: 
ligt die Mittel”. Und warum gelogen? Weil der Jeſuit Bufenbaum Lutei: 
milch geichrieben Hat. (Große Heiterkeit.) In jüngfter Zeit hat ſich die rd: 
mifche Gurialgewalt noch in einer Weife erweitert, wie fie ſelbſt 
im Mittelalter ganılie unbetannt gewefen ift, und fie concen> 
trirt alle ihre Mittel gerade gegen Deutichland. Alle revolutio: 
nären Sährungen werden ſyſtematiſch benußt, das Vereinsrecht ausgenüßt, 
die Preßfreiheit mißbraucht, allein für die haft des Clerus. Es wer⸗ 
den mit Vorliebe Fragen herausgegriffen, welche das Gemuͤth des gemeinen 
Mannes auf vegen geeignet find. Man fagt 3. B.: der Papit ift abgejekt; 
denu das Sch eftimmt, daß die Disciplinarurtheile nur von deutſchen Be: 
börden gefprochen werden. Man fünt dann noch Hinzu: das ift eine Erfin- 
dung ber Freimaurer, obwohl Karl V. bereitd eine ſolche Verordnung er 
Lajfen Hat und auch das Landrecht ſolche Beitimmungen enthält, und zwar 
in noch viel firingenterer Geftalt, ala die Maigefebe. Das befcheidene Ein» 
ſpruchsrecht, das Die Atnigelege fih vorbehalten haben, wird —5 über⸗ 
boten durch das unbedingte Beſtätigungsrecht des Königs von Bayern und 
durch das unbedingte Widerſpruchsrecht, das andere füddeutſche Regierungen 
haben. In Preußen gilt Aehnliches ala eine Verletzung der kath. Kirche. 
Es gibt für die ultramontane Richtung nur einen bitter ges 
baßten Feind, das ift der preußifche Staat, der einzige, der ſich 
zu den ultramontanen Beftrebungen abjolut und unverföhn- 
lich im Gegenſatz befindet, weileranfdergrundfäglichen —8 
berechtigung der Bekenntniſſe bafirt. Sollte fi) irgendeine Macht 
nn die und notoriſch feindlich gefinnt ift, Die eiferfüchtig zu machen wäre, 
o Zönmen wire verfichert fein, fie im engiten Bündniß mit der Curie zu 
finden; bei diefer Macht wäre dafür alles erlaubt, was bei ung Gottlofigfeit 
und Verlegung ber Glaubensrechte der Katholiken iſt. Nun bitte ich Sie, 
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fih vorzuftellen, mit welcher Gejchtwindigkeit man einft aus bem Anfang bes 
Streit? mit den Erzbiichöfen von Köln und Polen bis zur Konferenz in 
Fulda gelommen ift. Der gerechtefte aller Könige Preußens, Friedrich Wil- 
helin III, erſchreckt über die plößliche Auftündigung des Gehorjams, ſah ſich 
veranlaßt, zwei Erzbiichöfe auf die Feſtung zu ſchicken um geringfügiger 
Zinge willen im Bergleiche zu den heutigen Schritten der Biſchöfe, wegen 
wirklicher Bagatellen, verglichen mit dem unabjehbaren Maßſtabe des Con⸗ 
flitt3, den die Biſchöfe in Fulda in feierlicher Weile conftatirt und profla- 
mirt haben. Was damald vom König ala ein Attentat gegen die Würde 
feiner Krone angejehen wurbe, wirb heute auf offenem Markte geprebigt. 
Beute führt jeder Dorfpaftor eine Sprache gegen den König mit ber deutichen 

one auf dem SKaijerfaupt und feine Selehe wie fie vor einem Menſchen⸗ 
alter fein Papſt oder Nuntius gegen einen deutfchen Kleinfürften zu führen 
wagte. Unter foldden Umftänden darf man nicht Plaidoyers führen, Die 
lediglich darauf Hinauslaufen: der Kirche ſei ihr Belihftand garantirt. Diele 
Garantien find, al3 fie gegeben wurden, ala abjoluter Schuß gegen Verwal: 
tungswillfür, nicht aber ala Schranke für die Gefetzgebung über Strafrecht 
und die Sicherheitögejekgebung des Staates verfianden worden. Souft wäre 
der Staat im Kampfe gegen die Kirche wehrlos. Wenn Sie mir nun jagen, 
dieß fei ein Widerfpruch gegen den Wortlaut der Verfafiung, jo habe ich 
nur der Kürze wegen zu jagen: daß bieß in dem Sriegazuftand erlaubte und 
für den Staat nothiwendige Maßregeln find, da er andere nicht Hat. Sie 
find ein Alt des Strafrecht3 dem materiellen Inhalte nach, und der Staat, 
der überhaupt an Perjon und Vermögen Strafen Hat, hat auch das Recht, 
in feiner a ee hung Präventivmaßregeln zur Schwächung eines 
vorausſichtlichen Gegners in einem offenen Streite zu verfügen. Wenn ich 
das Bild von dem Kriegszuftand gebrauche, fo ufurpire ich nicht? Unerlaubtes. 
Aus der Kleinen Toga des Heren, ber mit gegenüber ſitzt (Windthorft), ift 
wiederholt dieſer Kriegäzuftand angeboten worden. Und wenn man einen 
Staat durch Attafen Dieler Urt, durch eine Methode des Angriffs, durch die 
man jeden Punkt einer legitimen Stantsgewalt angreifen kann, in den Kriegs: 
und Belagerungsftand verjegt, dann kann man nicht nachher rüdftändige 
Schuldklagen eintreiben. Sie zwingen den Staat zu folddem Waffengebraud), 
denn der Staat fann mit Gewiſſen und Geiftern nicht Tämpfen. ori babei 
auch Unfchuldige getroffen werden, ift unvermeidlich. Hier ift aber dieß felbft 
nicht einmal der Fall, fondern das Geſetz verpflichtet fich gegen die einfache 
Erklärung des Gehorſams zur unumfchräntten Fortzahlung des bisher Ge- 
gebenen. Und wenn einer der HH. Redner diefen Anſpruch des Staates auf 
eine folche Erklärung eine Prämie für die Untreue eines Geiftlichen gegen 
feinen oberften Souverän nennt, dann ijt das der Ultramontanismus in der 
oberiten Potenz, der doch noch nicht jelbit weiß, daß ex ultramontan ift. 
(Beifall Links; Zifchen im Centrum.) Bor Schluß ber Generalbebatte erklärt 
Virchow, daß und warum auch die Fortichrittäpartei dem Gele zuſtimme. 


8. April. ((Deutfches Reich.) Auch die für halb officidg 
geltende Berliner „Poſt“ veröffentlicht einen Artikel: „It der Krieg 
in Sicht?“, der weſentlich mit dem Artikel der Köln. Big. vom 5. 
d. M. übereinſtimmt. Die allgemeine Unruhe über die fcheinbare 
Gefahr für die Fortdauer des Friedens erhält dadurch neue Nahrung. 

8.—10. April. (Preußen) Abg.-Haus: Zweite Lejung der 
Vorlage bez. Provincialordnung für die fech® dftlichen Provinzen. 
Diejelbe wird weſentlich nach den Anträgen der Commilfion erledigt. 
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8. April. (Helfen) I. Kammer: nimmt die Kirchengejeße 
nach den Beichläffen der II. Kammer nunmehr doch an. 


Die drei wichtigften berfelben lauten: I. Geſetß die rechtliche Stel: 
lung ber Kirchen: und Religionggemeinfhaften im Staate be: 
treffend: Art. 1. Der evaugeliſchen und der katholischen Kirche iſt das Recht 
öffentlichex Gorporationen mit dem Rechte der öffentlichen ee on 

Hrleiftet. Art 2. Den übrigen bereits beftehenden, ſo wie den fid) bi 
nden neuen Religionagemeinichaften ſteht ebenfall® dag Necht der üffentli- 
chen Gotteöverehrung zu. Gorporationgrechte follen bdenjelben, infofern fie 
folche noch nicht befigen, auf den Nachweis der entiprechenden Erforderniſſe 
verliehen werden. Art. 3. Die Bildung neuer Religiondgemeinjchaften ift 
attel. Ihre Berfaffung und ihre Belenntniß darf den Staatsgeſetzen und 
Sittlichkeit nicht widerjprecden und nicht zum Vorwande dienen, Andere 
in ihren politifchen, bürgerlichen oder religiöfen Rechten zu beinträchtigen. 
Art. 4. Dieevangeliiche und die katholiſche Kirche, jo wie jede andere Religions: 
gemeinichaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten jelbititändig, bleibt 
aber den Staatsgeſetzen und der Oberaufficht des Staates unterworfen. Ins⸗ 
bejondere kann feine Kirche oder Religionagemeinichaft aus ihrer Verfaſſung 
oder ihren Verordnungen Befugnifie ableiten, welche mit der Hoheit bed 
Staates oder mit den Staatsgeſetzen in Widerfpruch ftehen. In ihren bürger: 
lichen "und flantbürgerlichen Beziehungen bleiben die Diener und Anftalten 
der Kirchen und Religiondgemeinfchaften den Staatägefegen unterworfen. In 
Beziehung auf die Verwaltung de3 Vermögens der Kirchen: und Religions- 
gemeinfchaften bleiben bis zu anderweitiger Regelung die beitehenden Beftim- 
mungen in Kraft. Die Zuläffigfeit der gerichtlichen Verfolgung kirchlicher 
Beamten if nicht von der Zuftimmung einer kirchlichen oder einer Verwal⸗ 
tungsbehörde abhängig. Deffentlicde Wege und Pläbe können zu Firäjlichen 
und religiöfen eierlichfeiten nur mit Zuftimmung der Obrigkeit benußt 
werden. Art. 5. Alle kirchlichen Verordnungen müflen gleichzeitig mit ber 
Bertündigung der Staatsregierung mitgetheilt werden. Keine Verordnung 
der Kirchen: oder Religionsgemeinschaften kann in Beziehung auf bürgerliche 
oder ftantöbürgerlicde Verhältniffe rechtliche Geltung in Anipruch nehmen 
ober in Vollzug gejebt werden, bevor jie die Genehmigung bed Staates er- 
halten Hat. Art. 40 der Verfaſſungs-Urkunde, jo wie die auf die Staats: 
geuehmigung (da3 Placet) fich beziehenden Beitimmungen der V. O. O. vom 
30. Jan. 1830 und 1. März 1853, die Ausübung des oberhoheitlichden Schutz⸗ 
und Auffichtsrechts über die katholiſche Kirche betreffend, find aufgehoben. 
Art. 6. Gegenwärtiges Geſetz tritt fofort nach der Berfündigung dur) das 
Regierungsblatt in Kraft. 

II. Gefeh die religidfen Orben und ordensähnlichen Eon- 
gregationen betreffend. Art. 1. Neue Niederlaffungen oder Anftalten 
bon religiöfen Orden oder orbensähnlichen Eongregationen werben im Groß⸗ 

ogthum nicht zugelafien. Die beftehenden Niederlaffungen oder Anftalten 
diefer Art dürfen neue Mitglieder micht aufnehmen. Art. 2. Abweichend von 
der Borkärift in dem zweiten Abjab des Art. 1 kann ben dermalen beftehens 
ben meibli religiöfen Orden oder ordenzähnlichen Congregationen, welche 
ansfchlieglich dem Unterricht widmen und batunterricht3-Anftalten 
ben, durch unſer Minifterium bes Innern geftattet werden, neue Mitglieder 
infoweit aufzunehmen, ala bieß zur Erhaltung ber Lehrkräfte diefer Privat: 
unterricht Anftalten in ihrer jehigen Zahl erforberlich ift. Art. 3. Den im 
Geoßherzogthum beftchenden religiöfen Orden und ordensähnlichen Gongres 
—— welche fich ausſchließlich der Krankenpflege widmen, kann nicht bloß 
ie Aufnahme neuer Mitglieder, ſondern auch, wenn bie vorhandenen bürger⸗ 
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lichen Anftalten und Einrichtungen den Bebürfnifien des Krankendienſtes 
nicht genügen, die Errichtung neuer Niederlaffungen von unferem Miniftertum 
des Innern geftattet werden. Art. 4. Die beftehenden Niederlaffungen oder 
Anftalten von religiöfen Orden und ordenzähnlichen Congregationen ftehen 
unter Aufficht des Staates. Die näheren Beftimmungen über die Augübung 
der Staat3aufficgt werden von dem Minifterium des Innern erlaſſen. Aus 
Gründen des Öffentlichen Wohls oder wegen Ungehorſams gegen die Vor⸗ 
fchriften bes Gefehes oder gegen die zur Ausführung desfelben ergangenen 
Anordnungen der Behörden können auch bereit? beftehende Niederlaffungen 
oder Anftalten von religiöfen Orden oder ordensähnlichen Kongregationen 
auf Antrag des Minifteriums des Innern durch Beichluß des Gefammt: 
Miniſteriums aufgelöst und gefchloffen werden. Art. 5. So weit das vor 
Tiegende Gejeg davon ausgeht, daß der dermalen vorhandene Zuftand beitehen 
bleiben fol, ift für die Enticheidung der einichlägigen Tragen über den Be: 
ftand der Anftalten der 1. Oft. 1874 maßgebend. Art. 6. Gegentwärtiges 
Geſetz tritt ſofort nach feiner „ertündigung dur das Regierungsblatt in 
Kraft. Zugleich verlieren alle von demfelben abweichenden, biäher gelten: 
den Beftimmungen ihre Wirkfamtleit. 
IH. Gejeg betreffend Mißbrauch der geiftliden Amtage 
walt. Art. 1. Beichwerden über Mißbrauch der geiftlichen Amtsgewalt 
können jederzeit bei Uns oder bei Unferen Verwaltungsbehörden ee 
werden. Erjcheint eine Beichtverde nach ftattgehabter Srmittelung bes Sad): 
verhaltes begründet, worüber Unfer Geſammt-Miniſterium auf Antrag des 
Minifteriums des Innern zu enticheiden Hat, jo wird zur Abftellung ber: 
felben das Erforderliche im Verwaltungswege angeordnet, wegen ettvaiger 
Beftrafung des gefchehenen Amtsmißbrauchs aber die Sache dem zuftändigen 
Gericht übergeben. Gegen einen Mißbrauch geiftlicher Amtsgewalt können 
Unfere Behörden auch von Amt? wegen einfchreiten, fobald ein öffentliches 
Sinterefje dieß erheiicht. Art. 2. Ein Mißbrauch der geiftlicden Amtsgewalt 
liegt insbeſondere dann vor, wenn bie nachfolgenden Beftimmungen über die 
Gränzen des Strafrecht? der Kirchen: und Religiondgemeinichaften verlett 
werden. Art. 3. Keine Kirche oder Religionagemeinschaft ift — abgejehen 
von den nad Art. 5—8 zuläffigen Disciplinarftrafen — befugt, andere Straf: 
oder Zuchtniittel anzudrohen, zu verhängen oder zu verfünden, als folche, 
welche dem rein religiöfen Gebiete angehören oder die Entziehung eines inner: 
Halb der Kirche oder Religiondgemeinichaft wirkenden Recht? oder die An: 
chliegung aus ber Kirche ober Religiondgemeinschaft betreffen. Art 4. Die 
Derhängung der nach Art. 3 zuläffigen Straf: und Zuchtmittel darf nicht 
öffentlich befannt gemacht werden. Eine auf die Gemeindeglieder beichränfte 
Mittheilung ift nicht ausgeſchlofſen. Die Vollziedung oder Verkündigung 
derartiger Straf: oder Zuchtmittel darf auch nicht in einer beichimpfenden 
Weiſe erfolgen. Art. 5. Die kirchliche Disciplinargewalt über Kirchendiener 
darf nur don bdeutichen Tirchlicden Behörden ausgeübt werden. Kirchliche 
Dizciplinarftrafen, welche gegen die Fyreiheit oder das Vermögen gerichtet 
find, dürfen nur nach Anhörung des Beichuldigten verhängt werden. Der 
Entfernung aus dem Amt (Entlaffung, Verſetzung, Suspenfion, unfreitillige 
Emeritirung x.) muß ein geordnetes procefiualiiches Verfahren vorausgehen. 
In allen diejen Faͤllen ift die Entſcheidung jchriftlich unter Angabe dev Gründe 
u erlafien. Art. 6. Die körperliche Züchtigung ift als kirchliche Disciplinar: 
—* oder Zuchtmittel unzuläſſig. Disciplinarſtrafen an Geld dürfen den 
Betrag von 90 Mark, oder, wenn das einmonatliche Amts⸗Einkommen höher 
iſt, den Betrag des letzteren nicht überſteigen. Eine auf Freiheits-Entziehung 
erichtete Disciplinarſtrafe darf nur in der Verweiſung in eine geiktice 
trafanftalt beftehen. Die Verweiſung darf die Dauer von brei Monaten 
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nicht überfteigen und die Bollftredung wider den Willen des Betroffenen 
r begonnen noch fortgejeßt werden. Die Verweilung in eine außerdeutiche 
Strafanftalt ift unzuläffig. Art. 7. Geiftliche Strafanftalten, welche im Groß: 
herzogtdum errichtet find oder werden, find der Staatdaufficht unterworfen. 
Ihre Hausordnung ift Unferem Minifterium des Innern zur Genehmigung 
einzureichen. Tas Minifterium des Innern ift befugt, Vifitationen der geift: 
lien Strafanftalten anzuordnen und von ihren Einrichtungen Kenntniß zu 
nehmen. Bon der Aufnahme eines Stirchendieners hat der Vorfteher der Ans 
ftalt binnen 24 Stunden der zufländigen Polizcibehörde Anzeige zu machen. 
Im alle fortgeſetzten Ungehorſams gegenüber den Vorſchriften der Art. 7 
und 8 kann die Schließung der Anftalt durch das großh. Minifterium des 
Innern verfügt werden. Art. 8. Bon jeder kirchlichen Disciplinarentſcheidung, 
welche auf eine Geldjtrafe von mehr ald 60 Mark, auf Verweiſung in eine 
geiftliche Strafanftalt für mehr ald 14 Tage oder Entfernung aus dem Amte 
lautet, ift Unſerem Minifterium des Innern, gleichzeitig mit der Zuftelung 
an den Betroffenen, Anzeige zu machen. Die Anzeige muß die Entjcheidungs: 
gründe enthalten. Art. 9. Die nach Art. 3 bis 8 zuläffigen Straf: und 
Zuchtmittel dürfen nicht angedroht, verhängt, verkündet oder vollzogen werden : 
1) wegen Vornahme einer Handlung, zu welcher die Staatsgeſetze oder die 
von der Obrigkeit innerhalb ihrer Zuftändigkeit erlafjenen Anordnungen ver: 
pflichten; 2) wegen Unterlaffung einer Handlung, welche die Staatägefeße 
oder die von der Obrigkeit innerhalb ihrer Zuftändigteit erlaffenen Anord⸗ 
nungen verbieten; 3) wegen Ausübung oder Nichtausübung öffentlicher Stimm- 
xechte; 4) wegen einer Bejchwerbe über Mißbrauch der geiltlichen Amtsgewalt; 
5) um einen Beamten zur Vornahme oder Unterlaffung einer Amtshandlung 
zu beftimmen. Art. 10. Eine von ber oberen kirchlichen Behörbe im Tis- 
ciplinarwege oder jonft wider den Willen des Betheiligten verfügte Entfernung 
aus dem kirchlichen Amte (Entlafjung, Verſetzung, Suspenfion, unfreiwillige 
Emeritirung 2c.) bewirkt den Berluft des mit der Stelle verbundenen Amts: 
einkommens nur unter der Bedingung, dat Unfer Minifterium des Innern 
nad) Prüfung der von der oberen kirchlichen Behörde vorzulegenden Alten 
anerkennt: daß 1) das nach Art. 5 erforderliche proceffualiiche Verfahren 
Statt gefunden hat, und 2) bie getroffene Maßregel weder Geſetze bes Staates 
noch allgemeine Rechtägrundfäße verlegt. Art. 11. Kein Geiftlicher darf öffent: 
liche Vorträge in einer Kirche oder in einem anderen, zu religiöſen Berfamm: 
lungen beftimmten Orte dazu anwenden, um aus Anlaß öffentlicher, nicht 
rein kirchlicher Wahlen auf die Wahlberechtigten in einer beftimmten Partei⸗ 
richtung einzuwirken. Art. 12. Geiftliche, Diener, Beamte oder Beauftragte 
einer Kirche oder Religionggemeinichaft, welche den zur Abftellung einer Be- 
ſchwerde über kirchlichen Amtsmißbrauch, oder den fonjtigen, in Bezug auf 
ihr Amt oder ihre geiftlichen Amtsverrichtungen von Unjeren Behörden inner: 
halb ihrer Zuftändigleit getroffenen Anordnungen nicht Folge leiften oder 
den Borfchriften in Art. 3—9 und 11 dieſes Geſetzes zumider handeln, werden 
mit Geldfirafen bis zu 600 Mark, oder mit Haft oder mit Gejängnib bis 
zu einem Jahre und in MWiederholungsfällen mit Geldjtrafen bis zu 1500 
Mark oder mit Gefängniß bis zu zwei Jahren beftraft. Zumwiderhandlungen 
gegen die Borfchriften des Art. 5 des Geſetzes betr. die rechtliche Stellung ber 
Kirchen und Religiondgemeinichaften im Staate werden in gleicher Weile 
beitraft. Art. 13. Sirchendiener, welche die auf ihr Amt oder ihre geiftlichen 
Amtsverrichtungen bezüglichen VBorjchriften der Staatsgeſetze oder die in dieſer 
Hinſicht von der Obrigkeit innerhalb ihrer Zuftändigfeit getroffenen Anorb: 
nungen fo ſchwer verlegen, daß ihr Verbleiben im Amte mit ber öffentlichen 
Ordnung unvderträglich ericheint, Tönnen auf Antrag der Staatsbehörde durch 
UrtHeil des Gerichtshof? für Firchliche Angelegenheiten (Art. 23) aus ihrem 
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Amte entlaffen werben. Eine folche Verlekung Liegt insbeſondere dann vor, 
wenn neben einer twiederholten, mit Wiffen und Willen begangenen Vers 
legung ber Borichriften der Staatsgeſetze oder der in deren Vollzug inner: 
Halb ihrer Zuftänbigfeit getroffenen Anordnungen der Obrigkeit aus dem 
Verhalten des Beichuldigten hervorgeht, daß er im Falle des Berbleibeng 
im Amte fein ben Staatsgeſetzen und obrigteitlihen Anordnungen zus 
wiberlaufendes Berfahren fortzufegen gewillt fei. Eben fo können Kirchen⸗ 
Diener, welche in Ausübung ibreg Amts zum Ungehorjam gegen die Staats⸗ 
efeße oder gegen von der Obrigkeit innerhalb ihrer Zuftändigkeit getroffene 
nordnungen auffordern, auf Antrag der Staatsbehörde durch Urtheil des 
Gerichtshofs Für kirchliche Angelegenteilen aus ihrem Amte entlaffen werden. 
Art. 14. Die Beichlukfaflung darüber, ob der Antrag auf Entlaffung bei 
Gericht geftellt werden foll, fteht Unferem Geſammt-Miniſterium zu. Art. 15. 
In dem von Unferem Minifterrum des Innern zu ftellenden Antrage find 
die Thatfachen, auf welche er fich ftüßt, möglichft genau anzugeben. Art. 16 
und 17 handeln von der —— — und ihren Folgen. Art. 18—22 
von dem Verfahren vor dem Gerichtshofe fiir Tirchliche Angelegenheiten und 
harmoniren der Hauptiache nach mit der preußijchen Gejehgebung. Art. 23 
beruft dagegen, abweichend von biefer Geſetzgebung, das „oberite Kandesgericht“ 
ala „Gerichtshof für Firchliche Angelegenheiten" zur Enticheidung über Amts: 
entlafjungen der Geiftlichen, welches feine Erlenntniffe in Gegenwart von 
mwenigftend °/s feiner Mitglieder erläßt. Art. 24 regulirt namentlich das 
Rechtsmittel des Einſpruchs für den Fall unverjchuldeter Verhinderung am 
Ericheinen im Berhandlungstermine. 


9. April. (Bayern) II. Kammer: Der Abg. Schleich ſtelit 
den Antrag, zu beſchließen: 

„es ſei der kgl. Staatsregierung der Wunſch auszuſprechen, fie möge 
die Genehmigung zu mehr oder minder öffentlichen Sammlungen (Peters: 
pfennig u. dgl.) in Zukunft nur dann ertHeilen, wenn über die wirkliche 
Anftrebung und Erreichung ihres Zweckes auch eine Kontrole geübt und 
überhaupt der Abfchluß einer ſolchen Sammlung in einer abjehbaren Zeit 
erhofft werden kann.“ 

Die Commilfion der Kammer für das von der Regierung ihr 
vorgelegte neue Landtagswahlgeſetz Tann fich über die Fünftige Wahl» 
freißeintheilung nicht einigen und lehnt daher mit 7 gegen 6 Stim— 
men die ganze Vorlage ab. Die Regierung zieht diefelbe zurüd, 
ohne einen Entjcheid der Kammer jelbjt abzuwarten. 


10. April. (Deutſches Reich.) Die gefammte deutfche Preſſe 
beichäftigt fich mit der ernften Lage für die Fortdauer des Friedens— 
zuftandee. Das Unterbleiben der Kaiferreife nach Stalien, franzö— 
ſiſche Rüftungen, Anzeichen einer üjterreich « italienijch = Franzöfiichen 
Coalition, alles Dieß erweckt Beſorgniſſe. Unverfennbar läßt die 
Regierung alle ihr in der Preſſe zu Gebote ftehenden Stimmen in 
einer nicht? weniger als optimiftilchen Richtung ſich verlautbaren. 
Ein fremdartiges, nicht durch die Sache felbft bedingtes Sintereffe zu 
diefen Kundgebungen ift nicht abzufehen. 


. 
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10. April. (Bayern.) II Kammer: Antwort des Minifterg 

v. Lutz auf die Interpellation Schleich vom 3. d. Mts. Derjelbe 

Ipricht fich gegen ein Fallenlaſſen des Placets und der Art. 58 und 

59 der zweiten Verfaflungsbeilage aus: diejelben bildeten doch noch 
manchen Schuß gegen die Uebergriffe der Hierarchie. 

Bei Aufhebung derjelben würden die bayeriſchen Altkatholiten in 

nz andere umerwünjchte Stellung kommen; freilich) wäre es gut, das ganze 

aatskirchenrecht einer Revifion zu unterftellen. Eine dießfällige Vorlage 


tönnte aber nur bei einer die Annahme derſelben fichernden Zufammenfegung 
der Sammer erfolgen. (Heiterfeit.) 


Die Kammer genehmigt mit 119 gegen 29 Stimmen den An= 
fauf der Sftbahnen durch den Staat. 

11. April. (Preußen) Abg.Haus: Die Regierung bringt 
einen Gejebesentwurf ein, der in einem einzigen $ die Aufhebung 
der Art. 15, 16 und 18 der preußilchen Verfafſung ausſpricht, mit 
dem Zufage, daß die Verhältniffe der verjchiedenen Kirchen fortan 
lediglich durch das Geſetz geregelt werden jollten. 


Die betreffenden Artikel lauten: Art. 15. Die evangelifche und römifch: 
katholiſche — wie jede andere Retigionägenofteniihaft ordnet und verwaltet 
ihre Angelegenheiten jelbitftändig, bleibt aber den Staatsgeſetzen und der ge: 
jeglich geordneten Aufficht des Staates unterworfen. Mit der gleihen Maß: 
gabe bleibt jede Religionsgenoffenichaft im Den und Genuß der für ihre 
Cultus⸗, Unterrichts- und Wohlthätigkeitszwecke beftimmten Anftalten, Stif: 
tungen und Fonds. Art. 16. Der Derkehr der Religionsgejellichaften mit 
ihren Oberen ift ungehindert. Sie Bekanntmachung hie Anordnungen 
ift nur denjenigen Beichräntungen unterworfen, welchen alle übrigen Ber: 
öffentlichungen unterliegen. Art. 13 erklärt das Ernennung®:, Vorſchlags⸗, 
Wahl: und Beitätigungsrecht des Staates bei Selegung firchlicher Stellen, 
wo e3 nicht auf dem Patronate beruht, für aufgehoben, unterwirft aber die 
Beſetzung kirchlicher Stellen ben Modalitäten der Geſetze. 

Nach diefem Enttourfe hört bie römiſch-katholiſche wie jebe andere 
Religions⸗Genoſſenſchaft auf, ihre Angelegenheiten felbitftändig zu ordnen 
und zu verwalten; der Verkehr mit den Tirchlichen Obern ift unterfagt und 
der Staat vindicirt fi) das Ernennung? un hlrecht bei Beſetzung kirch⸗ 
licher Stellen. Allerdings fällt diefe Maßregel auch auf die evangelifche 
Kirche zurüd, aber die Motive des Entwurfes unterlaffen es nicht, zu vers 
fichern, daß gegen andere Religionzkörper Teinerlei Abwehrmaßnahmen nöthig 
oder im Werke feien. 

Die der Borlage beigegebenen Motive lauten: „Seitdem in neuerer 
Zeit begonnen werden mußte, durch die Gejeßgebung des Staates die noth: 
wendigen Gränzen zwifchen diefem und der Slirche zu regeln, um dadurd) 
ein e es, für jedes der beiden Gebiete geregeltes Verhältniß herauftelleu, hat 
bie Staatsregierung ftet3 und immer von Neuem die Erfahrung gemacht, 
daß ihren Schritten der Einwand entgegengeießt wurde, dieſelben veritießen 
gegen diejenigen Beftimmungen ber Verfaſſungs-Urkunde, welche den Relis 
gionsgeſellſchaften die felbftitändige Verwaltung ihrer Angelegenheiten zuge: 
wiefen haben. Als fi im Jahre 1873 die Gelehaebung zum erftenmale dem 
bezeichneten Gebiete zumwendete, war dies erflärlih. Denn damals beftand 
der Art. XIV der Verfaſſungs-Urkunde noch in feiner urfprünglichen Faſſung, 
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bie verichiedener engerer und weiterer Auslegung Raum gab, und Hatte Lange 
Zeit burch das ſelbſtthätige Eingreifen der Latholiichen Bilchöfe und die Zu- 
lafjung der Organe des Staates eine über feinen wahren Sinn hinaus: 
gehende Anwendung erhalten. Dieſen wahren Sinn Hlarzuftellen, war die 
Aufgabe des Geſetzes vom 5. April 1873; es follte zum allgemeinen und 
Haren Bewußtſein gebracht werden, daß auch eine felbftftändige Bejorgung 
der Tirchlichen Angelegenheiten dem Hoheitsrechte des Staates, feiner Gefeh- 
gebung und Aufficht unterliege. Tennoch wird jener Einwand weiter und 
is in die neueften Tage gegen jede Eirchenpolitilche Geſetzesvorlage erhoben. 
ort und fort jowohl in den Häujern des Landtages, al3 in Organen der - 
Preſſe gegen die Berfaffungsmäßigleit der Maßregeln wiederholt, wiegt ex 
um fo jchwerer, ald er Beunrubigung in die Bevölkerung trägt, 
die gejeßgebenden Faktoren und die Etaatöregierung eines verfajjungs: 
widrigen Verhaltens verdächtigt und die Gefeße, noch ehe fie ver: 
fündet werden, als ſolche bezeichnet, denen mit Recht Widerftand geleiftet 
werden dürfe. Ein ſolcher Zuftand fann in feinem Staate ertra- 
gen werden, namentlich in einer Zeit jo ernſter Bewegungen, wie die ge: 
gentoärtige; unabweisbare Prlicht ijt cd, denſelben entfchieden, fräftig und 
fo fchleunig ala möglich zu bejeitigen. Dies kann nur gelingen, wenn da® 
Verhältniß zwiihen Staat und Kirche nicht ferner durch allge: 
meine, der Mißdeutung fühige Säke, fondern lediglich durch ein= 
gehende Specialgejete geregelt wird, aljo eine Aenderung der Verfafjungs: 
Urkunde erfolgt. Bor einer joldden darf um jo weniger zurücgefchredt wer: 
ben, ala die Geſetzgebung freier Bahn bedarf, um den Staat unter allen 
Umftänden zu fichern gegen den feine Hoheitärechte mißachtenden und an 
greifenden und damit ihn ſelbſt gefährdenden, von Rom geleiteten Clerus. 
Deßhalb wird die Aufhebung des Art. XV der Verfaſſungs-Arkunde vorge: 
ichlagen. Die auf diefem Wege für die Geſetzgebung geivonnene freiheit ſoll 
zur Abwehr jener Angriffe dienen. Anderen Religionzgejellichaften, 
indbejondere der evangeliichen Kirche gegenüber bedarf es jol: 
her Abwehr nicht. So Weit die eigene Ordnung ihrer Angelegenheiten 
geſetzlich bereits geregelt ift, wird e& dabei beivenden ; fu weit dies nicht der Fall 
ijt, wird die Gejeßgebung diejenige Sicherheit jchaffen, welche Eorporationen 
ebührt, die der Rechtsordnung des Staates fich unterwerfen. Die Auf: 
Bebung des Art. XVI findet ihre Rechtfertigung darin, daß das Vertrauen, 
unter dem den Religionagejellichaften der Berfehr mit ihren Oberen 
ungehindert freigegeben und die Bekanntmachung kirchlicher Anordnungen 
nur ſolchen Beichränfungen unterworfen worden ijt, welchen alle übrigen 
Veröffentlichungen unterliegen, namentlich in den fetten Zeiten ſchwer ge: 
täujcht worden if. Es braucht nur an die Enchelica be Papites an den 
preußilchen Episcopat vom 5. Februar b3. Is. erinnert zu werden, um die 
Nothwendigkeit darzuthun, daß dag Uebermaß freier Bewegung, welches der 
gedachte Artifel gewährt, in Gränzen zurüdgeführt werden muß, welche mit 
dem Staatswohl verträglich find. Die Beſtimmung des Art. XVII 
enthält die Enttwidlung des im Art. XV niedergelegten Gedanken? für einen 
einzelnen Fall; bie Aufhebung des Art. XV führt daher in logijcher Con⸗ 
jequenz auch zur Aufhebung des Art. XVIII. Ueberdies wird ohne diejelbe 
es nicht dahin kommen, daß überall einflußreiche Eixchliche Stellen von Män⸗ 
nern verwaltet werden, welche den Gejeten des Staates Gehorfam leiften, 
ein Anſpruch, den insbeſondere ein Staat nicht aufgeben kann, der vermöge 
feiner confejfionell gemifchten Bevölkerung das hHöchfte Intereſſe daran hat, 
dab die verſchiedenen Religionsgejellichaften friedlich neben einander Leben.“ 


Die Blätter tollen fehon jetzt willen, daß eine dritte Vorlage 
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der Regierung in Folge der Enchelica bes Papftes im Staatsmini- 
fterium vorbereitet werde, welche die Aufhebung aller Klöſter im 
ganzen Umfange der preußifchen Monarchie ausſpreche. „ES ift eine 
geradezu verblüffende Energie, welche ſich in diefer Wendung des 
Kampfes offenbart.” 

11. April. (Preußen) In Kwilcz, einem Nachbarorte von 
Kähme, wird der von der Regierung fraft Tal. Patronats ernannte 
neue Pfarrer Kid, der fih den Gejeten unterworfen bat, von einem 
geheimnißvoll erjchienenen, unbekannten Priefter feierlich mit der 
großen päpftlicden Ercommunication belegt. 

12. April. (Deutjches Reich.) Augenfcheinli ala Erſatz 
für die wiederum verjchobene Reife des Kaiſers nach Stalien zum 
Befuche des Königs Victor Emmanuel geben der Kronprinz und die 
Kronprinzeifin zu längerem Aufenthalte dahin. Die Reife erfolgt im 
firengften Incognito: eine Begegnung mit dem König von Stalien 
bleibt jedoch felbftverftändlich nicht ausgeſchloſſen. 

13.—15. April. (Breußen.) Herrenhaus: Erfte Berathung 
des jog. Sperrgeſetzes. Die Debatte gejtaltet fich als eine höchſt be= 
deutfame. Der Er-Minifter Graf zur Kippe, Hr. v. Kleift und ei- 
nige andere feudale Gegner der Regierung und der ganzen bejtehenden 
Drdnung der Dinge beharren zwar auf ihrem bisherigen Standpuntt; 
Dagegen erklärt Graf Udo zu Stolberg, die letzte päpftliche Encyclica 
babe ihn offen auf die Seite des Staates gejtellt, und ebenfo Frhr. 
v. Maltzahn, die Encyclica habe ihn mit der tiefften Entrüftung 
erfüllt, da müſſe man fi) der prompten Erwiederung durch die Re= 
gierung freuen und für fie gerade vom confervativen Standpunfte 
aus einftehen. Dieje Erklärung, welche die Schwenkung des größten 
Theils der bißher grollenden feudalen Partei auf die Seite der Re- 
gierung ankündigt, erfolgt jedoch nicht ohne heftige Angriffe auf den 
Eultusminifter Falk wegen feine Verhaltens gegenüber der ortho— 
doren edangelifchen Kirche. Fürſt Bismard nimmt jedoch darauf 
feine Rüdficht und läßt den Cultusminiſter Falk fich jelbft verthei- 
digen, um fofort die ihm dargebotene Hand ber Feudalen in folgen» 
der, etwas ſeltſamen Rede zu ergreifen: 


Fürſt Bismard: „Ih will in diefem Augenblid mehr ala Mit: 
glich dieſes Haufe, wie als gl. Staatsminifter das Wort ergreifen. Ich 
am es mir aber nicht verfagen, den Ausdruck herzlicher Freude darüber laut 
werden zu lafien, daß ich endlich einmal von der confervativen Seite dieſes 
Haufe ein freies, freudiges Belenntniß zu unferem Evangelium der Refor: 
mation gehört habe. Wäre dieſes Bekenntniß vor Jahren mit derfelben Be: 
fimmtheit hier ausgeſprochen, hätte dieſes Bekenntniß die Beichlüffe diejes 
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Haufes, feiner evangelijchen, confervativen Stüßen geleitet, es wäre ber erfte 
ſchmerzliche Beginn des Bruches zwiſchen mir und der confervativen Partei 
damals bei Gelegenheit der Berathung des Schulaufſichts-Geſetzes vieleicht 
nicht eingetreten, es wäre vielleicht aud) der Kampf mit der Fatholifchrömt: 
ichen Partei nicht jo heftig geworden, wie er thatjächlich geworden ift, wenn 
e3 eben mehrere unter Ihnen gegeben hätte, eine Mehrheit unter der confer- 
vativen Partei, die dem Gedanken Ausdrud gegeben, die den Gedanken hätte 
hervortreten lafjen, daß ung unjer Evangelium, unſere durch den Papft be= 
drohte und gefährdete Seligkeit — ich ſpreche es als evangelijcher Ehrift 
aus — höher fteht, ala eine augenblicliche politifche Oppofition gegen bie 
Regierung. Daß dieß nicht geſchah — ich will die betreffenden Herren nicht 
nennen, aber ich klage fie an, fie haben der Politik dad Evangelium unter- 
georbnet, Das Belenntnig zum Evangelium hat ung gefehlt; ich danke dem 

rredner, daß er demjelben einen fo beredten Ausdrud gegeben hat; es hat 
mich das mit berzlicher Freude erfüllt und es ift dag eine Brüde für 
mid, um alte Beziehungen zur conjervativen Partei, die nicht 
ohne ſchwere Verletzung Mir mich Haben zerrifjen werden fönnen, 
um die wieder anzufnüpfen ch Tann denjenigen nicht als Bundes: 
genoſſen betrachten, der fein evangelilches Bekenntniß der Politik unterordnet. 
Mo es ſich um die Geſetzgebung handelt, da iſt es doch etwas jehr Gefähr: 
liches, fo zu berfabren, wie ber Herr dv. Kleift, der nur immer von der Kirche 
hier ſprach, die durch die gegenwärtige Gefeßgebung ſchwer geichädigt werden 
fol. Für ihn ift alfo die katholiſche Kirche die ne Ich nehme an, ex 
ift nur unbewußt, aus einer gewiffen zornigen Unzufriedenheit mit den ge⸗ 
genwärtigen Verhältniffen dazu gelommen, fich anzulehnen an alles das, was 
unjerem Staate, der doch num einmal evangelisch ift, feindlich geblieben ift, 
und alles ala Bundesgenoffen zu betrachten, was dem Evangelium entgegen: 
tritt; ihm geht dabei die evangeliiche Erkenntniß völlig verloren. Was ift 
denn die Kirche? Die katholiſche Kirche ift der Papft? und wenn Sie von 
ben Rechten der fatholifchen Kirche ſprechen, jo drüden Sie fich jedenfalls 
richtiger und zutreffender aus, wenn Sie fagen: die Rechte des Papited. Bor 
dein Unfehlbarkeitsconcil da konnte man fich noch der Anichauung hingeben, 
daß man die Rechte, die man der katholiſchen Kirche bewillige, der katholiſchen 
Gemeinde zuertheile, das ift aber jetzt ein Irrthum. Wir alle find in der 
katholiſchen Dogmatik wenigſtens fo weit beiwandert, um zu wiſſen, daß alle 
die Bejugniffe, die der katholifchen Gemeinde zuertheilt werden, gar nicht exis 
ftiren, die Gemeinde iſt allenfall® und höchſtens ein Stein in dem ” alter, 
worin die katholiſche Kirche fteht, aber auf den Bau der Kirche jelbjt Hat 
fie gar feine Beziehung. Wir konnten und früher no damit jchmeicheln, 
baß wenigſtens preußijche Unterthanen, die preußiichen Bijchöfe für und die 
Rechte dev Gemeinden und die fatholijche Kirche vertraten, der wir Rechte 
eingeräumt hatten; feit dem Vaticanum aber “ fih der Papſt felbft an die 
Stelle der tatholifchen Kirche geſetzt; die Biſchöfe find nur noch die Prä- 
etten des Papites; er kann ſich an die Stelle eines jeden jeken, kann einen 
jeden abjegen. Wir haben gejehen, daß die Biſchöfe ihre eigene feitefte Ueber⸗ 
zeugung auf Befehl des Papftes bereitwillig aufgaben; ja, meine Herren, 
die Biichöfe haben nicht einmal mehr dad Recht, etwas Anderes zu denten, 
ala der Papft. Ein Soldat im Gliede, der hat doch wenigſtens immer das 
Recht, wenn ihm halbrechts! befohlen wird, zu denlen: das ift m ein recht 
thörichter Befehl: aber ein Biſchof darf das jet nicht einmal mehr bdenfen. 
gr v. Stleift, der immer don der Kirche allein |pricht, wenn von ber Tathol. 

irche die Rede iſt, der mag fich doch blos ’mal die Frage ernftlich vorlegen, 
ob er für fein Seelenheil nicht beſſer forgt, wenn er Katholik wird. Ich 
weiß nicht, ob er fich die Frage 'mal vorgelegt hat — ich wenigſtens habe 
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fie mir vorgelegt, aber verneint —, jebenfall3 aber wird er doch die Inſti⸗ 
tutionen der katholiſchen Kirche mehr geprüft haben, und wenn er, als ehe⸗ 
maliger föniglich preußifcher Oberpräfident, Diele Inftitutionen —— 
als „die Kirche“ in dieſem ſchweren Augenblicke des Kampfes hier verlthei⸗ 
digt, ſo ſagt er ſich, inſofern er dies thut, von ſeiner ſonſt ſo bewährten 
Treue gegen König und Vaterland los, er ſagt ſich von unſerem Evangelium 
los, und ſein Standpunkt ſteht nur als dus Kehrbild deſſen vor Augen, 
was der Vorredner ſoeben zu meiner herzlichen Freude in offenem Bekennt⸗ 
niß zum Evangelium und zur Wiederherſtellung des Evangeliums geäußert 
Hat. Folgen wir dem Papfte, jo geht für mich die Seligkeit verloren. Der 
unfeglbare Papft kann auch nicht, wie es Graf Brühl hervorhob, ala Nach: 
folger des Apoftel Petrus anerlannt werden. Ber Apoftel Pelrus war nicht 
unfehlbar; er fündigte und bereute nachher, von dem Lebteren iſt aber beim 
Papſte nichts zu bemerken. — Auf eine Aeußerung des Grafen Brühl ent: 
gegnet Fürſt Bismarck: Ich würde da3 Wort nicht ergreifen, wenn ich 
es nicht für nöthig bielte, einen von ben vielen Irrthümern zu berichtigen, 
damit nicht wieder eine folche Entftellung daraus entitehe, wie beijpielamweife 
damals durch den verftorbenen Grafen Schwerin, der mir die Worte in dem 
Mund gelegt hat, die ich nicht gejagt habe: „Macht geht vor Recht." Es hat 
der Borredner behauptet, ich hätte mich als einen Feind der katholiſchen Kirche 
gezeigt, er bat behauptet, ich hätte mich ala einen folchen bezeichnet. Das 
ift ein Irrthum, wie ich Hoffe, ein unfreitwilliger; wenn es ein freitwilliger 
wäre, jo wäre es in der That, wie noch Manches, was er in feinen Aeußer⸗ 
ungen entwidelt hat, ein Rejultat ber Hiftoriichen Ausbildung und des Un: 
terricht3 in der Echule, wie er fie genoffen hat. Ich bin weit entfernt, ein 
ind der Katholiken oder der Tatholifchen Kirche zu fein. Ich Halte den 
Borredner, den Grafen Brühl, für einen viel größeren Feind der fa: 
tbolifchen Kirche, jedenfall3 für einen viel gefährlicheren. Er thut ihr viel 
größeren Schaden durch feine übertriebeneft Anſprüche. Ich habe gejagt, der 
Herr v. Kleiſt möge nicht vergeffen, daß der Papft ein Feind des Evange— 
lismus jei, da3 war wenigften? der Sinn meiner Theis. Die Thatfache wird 
mir doch der Herr Graf Brühl nicht beitreiten können, daß ber Papſt ein 
Zend des Evangelismus und nothwendig auch ein Feind des preußiſchen 
taated iſt. Wenn die päpftlichen Glaubensartifel Geltung befommen, bie 
Graf Brühl fefthält und doch ficher theilt, denn feine Seligfeit hängt davon 
ab, wenn ber Papft volljtändig zur Macht gelangt, daß er dad thun kann, 
was er will, und fein Wille Scich auf Erden ift, jo find wir ja Alle mit 
dem Syllabu3 und feinen Thejen bekannt genug, um zu willen, daß con: 
ftitutionelle ai an überhaupt nicht geftattet find, dab dieſes Herren: 
haus nicht möglich ift und daß Graf Brühl fich undorfichtig zeigt, fich daran 
zu beteiligen, daß die Preßfreiheit ala etwas Verwerfliches proflamixt wird. 
Lie Macht fehlt, aber wenn man fie hätte, würden wir Ketzer andgerottet 
werben. Tie katholiiche Kirche hat noch ganz andere Mittel, fie configcirt 
das Vermögen des Keßers, fie findet e3 nicht firafbar, wenn cr gelegentlich 
meuchling® erftocden wird. Wenn 2 einen ſolchen Vertreter der Chriſten⸗ 
heit, der 19 für einen Vertreter der Religion der Liebe ausgibt, ala einen 
Feind des Evangeliumd und des preußiichen Staates bezeichne, jo ift das 
F aller Reden des Grafen Brühl richtig. Die Wahrheit der Thatſachen. 
welche ich hier gebe, iſt ſo alt, daß ich dem Herrn Grafen Brühl das 
wohlfeile Argument wiedergeben kann, er hat noch gar nicht gelebt, als das 
ſchon anerkannt war. 


Der Antrag des Grafen Lippe, die Vorlage an eine Commiſſion 
zu weiſen, wird abgelehnt und beſchloſſen, dieſelbe ohne Commiſſions- 
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berathung fofort im Plenum zu behandeln. Der $ 1 der Vorlage 
wird hierauf mit der großen Mehrheit von 91 gegen 29 Stimmen 
und hierauf da3 ganze Geſetz faſt ohne Debatte in der Faſſung des 
Abg.-Haufeg angenommen. 


14. April. (Bayern.) Echluß des Landtags. Mit demfelben 
bat zugleich auch die Taufende Legislative Periode ihr Ende erreicht 
und müſſen zunächft neue allgemeine Zandtagswahlen ftattfinden, bei 
denen die beiden großen Parteien der Liberalen und der Ultramon- 


tanen neuerdings ihre Kräfte meſſen werben. 

15. April. (Deutiches Reich.) Die Reichtregierung richtet 
in Replit auf die belgiſche Teepefche vom 26. Februar bezüglich der 
Beichwerden Deutfchlandg eine neue Note an Belgien, worin fie da= 
rauf beharrt, daB Belgien Urjache Habe, die Lüde in feiner Gejch- 
gebung auszufüllen: 

„... Zer Unterzeichnete ift beauftragt, nochmal? den Wunſch auszu⸗ 
ſprechen, dab die Regierung Sr. Majeftät des Königs der Belgier ihrerſeits 
gleichfalld verfuche, eine jtärfere Bürgichaft für die Erhaltung der freund: 
lichen Beziehungen zu geben, anf welche diejelbe nach ihrer wiederholten 
Derficherung einen ebenfo großen Werth legt, wie das deutiche Reich; durch 
diefen Verſuch, wenn er auch fehljchlüge, würde fie dazu beitragen, die öf⸗ 
fentliche Meinung aufzuklären, die fich mit Diefer — beſchäftigt, und ein 
Einverſtändniß herzuftellen, welches in gleichem Maße alle Staaten intereifirt, 
Menn die belgiiche Regierung auf, diefem Wege dazu gelangt, den Inhalt 
der gegenwärtigen Correſpondenz öffentlich zu discutiren, wird fie gewiß gern 
die Gelegenheit ergreifen, die irrigen Meinungen zu befeitigen, die zu Tage 
getreten find und nach denen Deutjchland in Ausficht genommen hätte, gegen 
die Freiheit der Preſſe in Belgien einen Angriff au richten. Deutichland hat 
im Allgemeinen durchaus feine Einmiſchung in die inneren arngelegenfeiten 
Belgien? im Auge, aber es erhebt Klage gegen die Einmijchungen belgiſcher 
Unterthanen in die innere Tirchliche Politikt Deutſchlands, Einmiſchungen, 
welche durch Hanblungen vorgefommen find, die zu der Preßfreiheit in 
Belgien in gar feiner Beziehung ftehen. Gleichzeitig bleibt die Taiferlich 
deutiche Regierung bei der Meinung, daß die Ausnahmeftellung, in welcher 
fich Belgien zufolge des Privilegiums der Neutralität befindet, dazu berech⸗ 
tigt, von dieſem Lande eine bejondere Fürſorge zu erwarten in Allem, was 
feine internationalen Verpflichtungen betrifft, und beſonders gegen die Mächte, 
welche dieſe Neutralität garantiren. In diefer Kdeenfolge hat die kaiſerliche 
Regierung es ebenfalls für ihre Pflicht gehalten, den Gedankenaustauſch, in 
welchem fie fich mit der belgiſchen Regierung befindet, bervorzurufen und zu 
führen, indem fie denfelben zur Kenntniß der andern garantirenden Mächte 
bringt. Sie belgifche Negierung wird aus allem Diefem gewiß gern den 
Schluß ziehen, daß die deutichen Reelamationen fein Ziel verfolgen, welches 
joleher Art wäre, daß es das Urtheil der andern Garantiemächte beunrubigen 

nnte.” 


16. April. Preußen.) Abg.Haus: Erfte und zweite Lefung 
der Vorlage betr. Aufhebung der Berfaffungzartifel 15, 16 und 18. 
Die ultranıontane Partei, namentlich Reichenfperger und v. Echor- 
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lemer-Alft, denen ſich der proteftantijche (welfiſche) Abg. Brüel an- 
chließt, tritt energifch für die Beibehaltung der Artikel ein. Fürft 
Bismard und Eultusminifter Falk treten ihnen entgegen. Virchow 
erklärt fich Namens der Fortichritt3partei Flir.die. Vorlage, ‚trägt da= 
gegen darauf an, lediglich die Befeitigung. det Brei Berfaffundsartifel 
zu befchließen, den Zuſatz dagegen twegäulaffen.: Pie‘ Vorbage wird 
fchließlich mit dem Wegfall des Zufaßes nrit-affen Stininien degen 
diejenigen der Ultramontanen, der Polen und des Abg. v. Kirch⸗ 
mann angenommen. 


Gultuaminifter Dr. Falk: Gegenüber ben Emanationen von der 
andern Seite ift es ein entſchiedenes Bedürfniß des Staates, ben eigenen 
Standpunkt mit ganzer Energie und Tyeltigkeit Earzuftellen, und dieß gefchieht 
nach Anficht der Staatäregierung am Allerbeften und Zutreffendften durch 
die Vorlage, welche ausſpricht: die Grenzen zwiſchen eurem und unſerm 
Gebiete regelt dad Seieh, und die Bewegung, die ihr im Nechtäleben bes 
Staates habt, beitimmt das Geſetz und nichts Anderes! Aber auch praftifche 
Gründe dazu liegen vor, die Gründe, dag dad Verhalten der Mitglieder des 
Centrums, dag Verhalten derjenigen Preife, welche in ihren Anfchauungen 
mit den Auffaffungen des Centrums übereinflimmt, darauf hinausläuft, diefe 
Gelege [die Maigelte] als verfaſſungswidrig zu bezeichnen und eine Beun⸗ 
ruhigung in das Land bineinzutragen. €3 gibt ja noch eine Mafje anderer 
Agitationgmittel, die Stimmung im Lande gegen die Geſetzgebung zu erregen, 
gegen welche wir nicht entjcheidende Schritte thun können; aber dieß entbindet 
und nicht von der Pflicht, da, wo wir die Möglichkeit dazu haben, die Wur⸗ 
zeln ſolcher Agitation und Aufregung abzutragen. Denn es ift nicht zu 
leicht zu tariren, wenn die Herren des Centrums troß aller neuen Geſetze 
immer wieder die Behauptung aufitellen, die Serfaffung fei unter allen Um⸗ 
ftänden verlegt. Wir find ja immer überzeugt geivefen, Daß, wenn die Herren 
vom Gentrum ihre Reden halten, fie nicht darauf gemünzt find, um die Ueber⸗ 
zeugung des Hauſes oder der Staatöre ierung zu alle zu bringen, fondern 
Lediglich, um gelefen zu werden. (Sehr wahr.) Denke man dabei an ba3 
firchliche Gebiet, auf welchem dieſe Agitation fich bewegt, an die Empfäng: 
lichfeit des deutichen Volkes für alle diefe Fragen und an die Ungiltigkeits⸗ 
erflärung der Gejehe durch den Papft, To wird man der Staatsregierung 
Recht geben, wenn fie diefen Punkt heutzutage recht ernjt nimmt. Die Ench: 
elica ſoll jeßt ganz etwas Unjchuldiges fein, und wir werden mit philolo: 
giſcher Interpretation berjelben vielfach beglüdt. Geftern Hatte ich das Ber: 
gnügen, zu hören, dag man die Bedeutung bed Wortes „irritus“ am Bellen 
fennen lerne in der Compofition mit ovum: irrita ova, Windeier (Heiters 
feit). Dieſer Heiteren Interpretation ift heute die ernftere des Heren Reichen: 
ſperger gefolgt: irritus heiße „die relative Unwirkſamkeit nad) einer beſtimm⸗ 
ten Richtung” (Heiterkeit) Ich glaube, die Meberfegung des „Weitfäliichen 
Merkur”, der „Germania“ ꝛc, welche bahın geht: dieſe Gejeke find ungiltig, 
it richtiger. Das Wort „ungiltig” wirkt und überzeugt mehr ala eine „relas 
tive Wirkſamkeit nach einer betimmten Mir Hin“. (Heiterkeit) Aber 
die Motive Iprechen auch mit vollem Bewußtjein davon, daß die Gejebgebung 
in biefer ernften Zeit freie Bahnen braucht, daß dem Staate nicht zugemuthet 
werden kann, daß er durch feine eigene Geſetzgebung fich die Hände aulammen« 
binde: und eine ſolche Verſchnürung liegt ın dem Artikel 15. Nicht alfo 
theoretifche, Tondern unmittelbar praftifch wirkende Gründe find es geweſen, 
welche die Staatsregierung zu dem Entſchluß geführt Haben, Ihnen dieſe 


R 


102 Pas deutſche Reich und feine einzelnen Glieder. (April 16.) 


Vorlage zu machen. Herr v. Gerlach, der fich unter ben Gegnern ber Vor: 
lage befindet, hat 1849 in einem Ausfchußbericht gejagt: „Selten werben 
wohl in wenigen Zeilen zweier kurzer Artifel jo Kolgenfehioere Grundſaͤtze 
anerkannt, wie es durch die Artikel 11 und 12 — das find die jetzigen Art. 
12 und I5 — der Verfaſſungsurlunde geſchehen ift. Zufiderungen und Zus 
geftändaife, twie eig. diefen Artikeln gegeben find, gehören zu den Ereig: 
niſſen, A Koh dar zitgängig gemacht Derten Können. 

rx p. Ger] xtragte· jeböch damals, an Etelle jener Artikel zu ſetzen: 
Gr —S ——— Kirchen und der übrigen Religions-Geſell⸗ 
ſchaften im Staate zu ordnen, bleibt beſonderen Geſetzen vorbehalten.“ Ich 
wundere mich deßhalb, daß Herr v. Gerlach zu den Gegnern der Vorlage 
gehört. Gegenüber dem Abg. Brüel, welcher die Beſorgniß ausſprach, es 
könnte nach Streichung der Artikel 15, 16 und 18 der evangeliſchen Kirche 
ihre Selbſtſtändigkeit genommen werben, bemerke ich, daß die Nothwendigkeit 
des Zuſammenwirkens dreier Faktoren bei der Geſetzgebung ſeiner Sorge 
gegenüber doch genügende Garantie bietet. Eine gfundſaplice Regelung ver⸗ 
langt aber, die betreffenden Artikel nicht bloß, fo weit fie die katholiſche 
Kirche angehen, fondern für alle Religions:Gefellichaften zu ftreichen. Mit 
Unrecht hat deßhalb der Abg. Brüel der Regierung den Vorwurf gemacht, 
fie beleidige die evangelifche Kirche. Uebrigens Haben die Artikel 15, 16 und 
18 gerade der evangelifchen Kirche bisher kaum etwas genüßt. Tem Abge⸗ 
ordneten Nichter kann ich die Verfiherung geben, daß bei der Gejehgebung, 
welche bezüglich der evangelifchen Kirche in Ausſicht fteht, in der Tat auf 
dem bisher eingeichlagenen allfeitig gebilfigten Wege weitergegangen werben wird. 
Tem Abg. Brüel aber bemerkte ic) noch, daß es ber Regierung fein befon: 
deres Dergnügen macht, in den Tirchlichen Lingen mehr zu Herrichen und 
mehr zu efchlen, ala fie um de3 Staates willen muß. Was dad Amen: 
bement betrifft, den zweiten Satz des Artikels zu ſtreichen, jo möchte ich Fol⸗ 
gendes betonen. Ber Sinn biefes Artikels ift der, daß die Staatsregierung 
ein gewiſſes politifches Gewicht darauf Legen zu müſſen glaubte, daß klar 
und art die Bedeutung ber Gefeßgebung dem Gegner gegenüber zum Aus: 
bruc gebracht wird; fie hat aber fonft einen anderen Gedanken mit der Ve: 
deutung dieſes Artifeld nicht verbunden. Die Hauptjache bleibt immer die, 
daß e3 klar und deutlich ift, welcher Standpuntt von der Regierung gegen⸗ 
über den Prätenfionen der Gegenpartei eingenommen wird, und ich kann 
mid) damit tröften, daß die auf das Beflimmtefte durch die Streichung der 
Artikel allein ausgeiprochen wird. Und wenn, wie die Snterpretationen 
dieſes zweiten Cape? durch die Herren Reichenfperger und Brüel beweiſen, 
Zweifel über den Begriff der Rechtsordnung befteben und Zweideutigkeiten, 
wenigſtens in der Auffafjung Anderer, über den Sinn dieſes Sahes hervor: 
treten, fo hat der Abgeordnete Brüel gar nicht fo Unrecht, wenn er fagt: 
es taugt diefer Sab nicht. Ich glaube unter diefen Umftänden, daß die 
Staatsregierung der Streihung dieſes Satzes einen Widerfpruch nicht ent: 
gegentehen wird. Minifterpräfident Fürft Bismark: Die Tönigliche 

taatöregierung ift nur ungern daran gegangen, Ahnen eine Aenderung der 
Derfaffung vorzufchlagen; denn auch fie theilt mit Ihnen die Anficht, daß 
das Stantsgrundgeleh fi) einer größeren Stabilität erfreuen follle, als die 
Gejammtheit der übrigen Gejehe; fie hat ſich aber auch jagen müſſen, daß 
dasfelbe unabänberlich nicht fein fol, denn in der Verfaſſung felbft find die 
Formen einer Aendernng derfelben vorgefehen. Und je wichtiger und ent: 
fcheidender ein Artikel derfelben für unfere Gefebgebung und für die Geflal: 
tung unſeres Volks- und Staatslebens ift, um fo nothwendiger ift es, da, 
too die Redingungen, welche ihm ala Entftehungsrecht und Grundlage dienen, 
fi ändern, aud) eine Modification in ber Verfaſſung eintreten zu laſſen, 
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welche ſich den wirklichen Beränderungen des Volkslebens anpakt. Sind 
nun bier ſolche Veränderungen eingetreten? Ich glaube, daß in Bezug auf 
die Art. XV, XVI und XVIII bei Riemanden von uns darüber ein Zweifel 
fein wird, daß, wenn die Zuftände im Jahre 1851 Die jegigen geweſen wären, 
daß dann biefe Artikel nicht zu Stande gefommen wären. Wenn das 
Baticanum ſchon da gewefen wäre (Murren im Centrum), wenn bie 
Herftellung einer auf die Konfejfiom gegründeten und durch die Konfeifion 
begrenzten politischen partei amals mit bemjelben Grfolge ftattgefunden 
“ hätte, wie jegt, fo glaube ich nicht, daß die damaligen ſchwachen katholiſchen 
Regungen — ich erinnere Eie an die Namen Ofterrath, Otto, Schaffranel — 
weder auf die Regierung noch auf die damals in nnaufgeflärtem Wohlwollen 
biefe Trage behanbelnde Liberale Partei enticheidenden Einfluß geübt hätten, 
um biele Artifel anzunehmen. Zie Zeit hat una aber belehrt! Man 
konnte damals allenfall3 uoch glauben, unferen Tatholiichen Mitbürgern durch 
diefe Artikel Rechte zu geben — ich Habe das freilich nicht geglaubt, denn 
das wußte ich, daß dieje in der katholiſchen Kirche nicht? mitzureden haben! 
(Heiterkeit) Aber man fonnte doch glauben, daß, wenn man einer jolchen 
Gorporation, bie aus preußifchen, aus deutichen Geiftlichen beftand, mit dem 
Epidcopat an ihrer Spihe, ſolche Rechte verlieh, fie dann bei der Ausnützung 
berjelben auch das Gefühl, Preußen, Deutiche zu fein, durch einen Eid dem 
Könige verpflichtet zu fein, nicht außer Augen fegen würde Dieſe Bürgs 
Ihaft ſchwand indeß durch das Vaticanum (Murren im Gentrum) 
durch welches in der fatholiichen Kirche große Aenderungen eingetreten find. 
Mögen Sie murren, fo viel Sie wollen, Die Wahrdeit werden Sie 
nit todt murren! Ihr Murren wird ja. regiftrirt werden! (Große Hei: 
terkeit.) Sie können und ja wiederlegen, Sie können ja beweifen, daß nad) 
bem Baticanım unfere Biſchöfe fich derjelben Selbitftändigfeit erfreuen als 
vorher, daß fie noch jo fichen wie ehemals, wo fie mit dem Kaiſer gegen 
den Papft zur Felde zogen! ch werde mich gern überzeugen laflen, wenn 
Ihnen der Beweis gelingt. Seit diefer Ummandlung nun, durch welche die 
Episcopalfirche zu einer abjoluten Herrichaft des Papftes geworden ift, be: 
deutet diefer Paragraph nur: „Die Angelegenheiten ber fatho- 
Iifchen Kirche werden durch den Papit geordnet“; ja, dieſe Sirche 
geeitt fogar weit fiber die Tirchlichen Angelegenheiten hinaus. Der Papft 

hält der Kirche, d. H. fich felbft vor -— wenn er auch zu Flug ift, um zu 
fagen: 1,’Etat c'est moi — er behält alfo fich felbft vor, die Grenzen ber 
Kirche allein zu beftimmen, ohne daß der Staat mitreden darf; höchſtens will 
er fih auf eine „DVereinbarung” einlafjen, die aber nie zu Stande fommen 
wird wegen feiner übermäßigen Anſprüche. Kurz: der Staat erhält, was 
übrig bleibt, nachdem der Papft feinen Theil auch von den weltlichen Rech 
ten beöjelben genommen hat. Unter dem Regime folder Anſchauungen nun 
hatte fih im Ober⸗Kirchenrathe (Heiterkeit), nein, in der fatholifchen Abthei⸗ 
lung gewiffernaßen ein Staatsminifterium in Preußen gebildet. Sie follte 
uriprünglich ein Collegium von Katholiten fein, welches die Rechte ber fatho« 
liſchen Unterthanen in Preußen, das katholifche Gewiſſen wahrt. Nicht Lange, 
fo waren die Mitglieder päpftliche Legaten im Eultußminifterium, 
welche dem Könige gegenüber die Rechte des Papftes auszudehnen ftrebten. 
Durch ein ſolches Minifterium war aljo der Staat im Staate vollfländig 
und immerhin formidabel genug. An der Spike desjelben fteht nun ein 
Papſt mit autofratifchen Nechten, der durch das Vaticanum — ich mache 
eine Paufe meine (Große Heiterkeit, ala im Centrum nicht gemurrt 
wird) -- der dur das Däticanum die bifchöfliche Gewalt abjorbirt und 
I autokratiſch an beren Stelle geſetzt Hat. Diefer felbe Monarch befindet 
ſich außerdem bei una noch an der Spike einer ‘Partei, die nichts Anderes 
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denken darf, ala ber Papft geftattet, bie danach abjtimmt, danach wählt. Sie 
werben auch das wieder beftreiten, und es wäre mir jehr lieb, wenn Sie dad 
thäten; dann könnte man doch der Misera contribuens plebs flar machen, 
daß Sie nicht nach des Papftes Willen hier abftimmen. (Heiterfeit.) Der 
Tapft hat ferner in Preußen feine officidfe Prefie, welche beſſer bedient ift, 
al3 die bed Staates; er hat damit die Möglichkeit, ſeine Dekrete amtlich zu 
verfünden, oder wenigftend jo gut tie en Da und die Gefeße des Staates 
für nufl und nichtig zu erklären; außerdem hat ex auf unferem Boden ein 
Heer von Geiftlicden, ein Neb von Vereinen und Gongregationen mit wirf: 
famem Einfluß — kurz e8 gibt faum, feit wir conftitutionell find, bei un 
in Preußen Jemanden, der perjönlich und autokratiſch fo einflußreich wäre, 
wie diejer hohe italienische Prälat mit den ihn umgebenden italienifchen 
Rathgebern. Eine ſolche Stellung mit folder Macht twäre an fich ſchon fehr ges 
fährlich und für den Staat unerträglid), wenn fie einem Inländer verliehen 
wäre, jelbft einem folchen, der diefelben Ziele erftrebte, wie der Staat, viel: 
leicht nur mit anderen Mitteln. Mir Alle fireben ja nach demfelben End: 
ziele, und in unferen harten Kämpfen handelt es ſich nur um die verichies 
denen Mittel zur Erreichung desſelben. Hier aber fteht diefe Macht einem 
Ausländer zu, gewählt von einer italienischen oder doch der Mehrzahl nach 
italienifchen Prälatur, mit ausländiſchen Zwecken, bie mit dem beutichen Reiche 
und mit dem preußischen Staate wenig zu thun haben. Wir haben hier alſo 
einen mächtigen fremden Monarden mit einem Programme, da 
dem des Staates ſchnurſtracks entgegemgelept ift, das fo feierlich 
wie möglich öffentlich verkündet worden ift, das Jeder annehmen muß, ber 
nach der Auffaffung des Papftes Tatholifch bleiben will, das ala Glaubens» 
artikel geachtet werben will wie fein politiiche® Programm. Und dies Pro- 
gramm wirde nun dem Papſte jelbft die Glaubenspflicht auferlegen, mit der 
Mehrheit der preußiichen Unterthanen, mit den evangelifchen, vollfiändig aufs 
zuräumen! (Heiterkeit. Widerfpruch im Gentrum.) Ja wohl, mejne Herren; 
die Evangeliichen find nad diefem Programme gar nicht eri: 
fenaberemtigt Meiter würde er nad) demfelben aufräumen müffen mit 

n conftitutionellen Einrichtungen, mit der Preßfreibeit, deren fich das Cen⸗ 
trum in fo reichlicdem Maße bedient, trogdem fie durch Dogmenartige Dekrete 
mißbilligt toorden iſt. Außerdem aber müßte die Majorıtät der Preußen, 
von denen doch auch die Gerechtigkeit beanſprucht wird, die fie fo weit geübt 
haben, daß fie durch die Verfaffung dad Entitehen eines folcden Staates im 
Staate ermöglichten, fie müßte ſchnell das Opfer des Intellects machen und 
tatholifch werden, oder aber ihr Vermögen würde configcirt werden (Gelächter 
im Centrum), wie ed Ketzern gegenüber billig ift. Ya, meine Herren, bie 
Confiscation des Vermögens ift eine ſehr wirkſame Maßregel (große Heiter⸗ 
keit), und der Papft würde feinen Augenblict anftehen, fie eintreten zu laſſen; 
man würde ficher fchlieglich dazu Tommen. Einem fo mächtigen fremden 
Monarchen, deifen Programın mit Nothwendigfeit zu ſolchen Confequenzen 
führt, Können wir die Privilegien nicht belaffen, welche ihm bisher zugeſtan⸗ 
ben haben, und welche ihn und das große Gebiet, das er bei uns beherricht, 
zwar der Aufficht des Staates unterwerfen, ihm aber vor dem Geſetz cine 
Ausnahmeftellung gewähren. Es ift da eine Einſchränkung diefer über 
mäßigen Macht abjolut nothiwendig nad) den Principien der Gerechtigkeit 
und Duldung, welche unjeren Volksſtamm und unſere Dynaftie feit Jahr: 
hunderten charakterifirt haben. Dafür bürgt ung die Vergangenheit Deutſch⸗ 
lands, der Stand ber Bildung und der Gerechtigkeitsſinn, der durch öffent: 
liche Inftitutionen gewahrt und gepflegt wird. Tiefe not hwendige Eins 
ſchränkung alio erfordert die Abichaffung der betreffenden Ver: 
fafjungs-Artifel und vielleicht auch der Gelege, welche damit im Zujam: 
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menhang ſtehen. Wir können ben Frieden nicht fuchen, ehe unfere Gelet: 
gebung nicht von den Fehlſtellen gereinigt ift (ſehr richtigh, welche fich feit 
1840 ın einem übel angebrachten Bertrauen auf Billigkeitsgefühl von 
der andern Seite, auf Patriotiemus bderfelben angefammelt haben; Gefeke, 
beren Zweck ftellenmweife gerade durch diejenigen unwirkſam gemacht worden 
it, toelche mit der Ausführung derfelben betraut wurden; Selebe, welche ſich 
mehr edler als praktiicher Natur charakterifiren und nach denen das Placet 
abgeichafft, die fatholiiche Abtheilung errichtet wurde. Ties Vertrauen 
hat die Feſtigkeit, mit der die alten Iandrechtlichen Beftimmungen und die 
Dorficht unierer Vorfahren den Staat umgeben hatten, in mauchen Bezie⸗ 
dungen gelodert und Brefche gelegt in die für den allgemeinen Frieden 
nothiwendigen Inftitutionen. Diele Breiche muß überjchüttet, muß ausgefüllt 
werden. Bann werden wir zu einem $Frieden, vielleicht nicht mit bem Gens 
tum, aber doch mit dem fehr viel mäßigeren römischen Stuhl kommen, und 
wir hoffen ihn dann zu finden. So viel an mir ift, werde ich dazu 
beitragen, den Kampf, den aggrefiiv zu führen wir eine Weile 
enöthigt find, indie Defenſive, aber in fiheren Berhältniffen, 
Binüberguleiten und die Aggreffion mehr der Schulbildung ala 
ber Politik zu überlaffen. (Lebhafter Beifall.) Auf diefem Wege, nach» 
dem Staat in feiner vollen Souverainetät und Autorität wieder herger; 
ftellt fein wird, Hoffe ich mit Gottes Hülfe den Frieden zu finden, denſelben 
Frieden, unter dem unſere Väter jahrhundertelang in einem ſtarken Staate 
einträchtig neben einander gelebt haben. (Bebhafter andauernder Beifall.) 
Minitterpräfibent Fürft Bismark (nochmals gegen v. Schorlemer:Alft): 
Sch Hätte nicht geglaubt, daß der Vorredner mit feinen eigenen Glaubens⸗ 
lehren in dem Maße unbelannt wäre, daß er e8 mir ala etwas Ungeheuer: 
liches vorwirft — inden er mir mit einer gefchicten Wendung die Echuld 
an bem Gulturfampfe zuichob, ber alſo nad) feinem Zugeftändniß für die 
Cultur und gegen die Unkultur geführt wird — daß er e8 mir als etwas 
Ungeheuerliches voriwirft, von Einem Papſte zu behaupten, daß er ala feine 
Aufgabe betrachte, die Ausrottung der Kleber zu betreiben, daß Ein Papft 
diefen ungehenerlichen Eat, daß man den Ketzern eine politiiche Eriftenz 
nicht zu gewähren brauche, ausgeſprochen hätte. Der Vorrebner jcheint nicht 
zu willen, daß alle Päpfte Das als ein Dogma lehren, Für den Borredner 
gibt e3 feinen Syllabu3 und feine Enchelica; ex wirb nächſtens felbft Gefahr 
aufen, wenn es überhaupt noch eine Inquiſition gäbe, als Ungläubiger vor 
den Richterfiuhl gezogen zu werden. Wenn man ben Borredner hört, ſollte 
man glauben, es En e Syllabus, Inquiſition, Dragonaden und Gegenrefor⸗ 
mationen in Wirklichkeit niemals gegeben. Das Vorgehen, da8 ich fchilderte, 
bat überall da Plab negriffen, wo die päpftlicde Herrichaft uneingeichräntt 
eintrat. Wenn der Vorredner fagt, ich hätte vor Zeiten ein Tatholifches 
Dogma mit Achtung und Reipekt behandelt: Das ift auch jet noch ber Fall, 
aber ich habe auch meine amtlichen Pflichten, und meine Achtung vor einem frem: 
den Dogma kann mich niemald meine Pflichten gegen den Staat, den Schuß 
der Geſetze und die Vertheidigung ber Freiheiten des Landes, deſſen erſter 
Diener ich bin, vergeſſen machen. Der Vorredner hat mir dann vorgehalten, 
weßhalb ich mit der Aufhebung der katholiſchen Abtheilung, wenn ich fie 
als ſchädlich erkannt, nicht Ichneller vorgegangen bin. Ja, ich bin nicht jo 
raſch im Einreißen und nicht fchnell ber Meberzeugung, daß etwas, was Wur⸗ 
gel gefaßt hat, verwerflich fei; aber dennoch habe ich bie Meberzeugung, daß 
ie fatHolifche Abtheilung eine Ichädliche Inſtitution Tange vor ihrer Ab: 
ſchaffung geweſen Sei; fie ift mir fchließlich notkiwendig aufgedrungen worden. 
Sch bin ber Einrichtung der Tatholifchen Abtheilung —* mit einer gewiſſen 
Liebe zuerſt entgegengekommen, teil der Gedanke ein fchöner war, wenn man 
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Werkzeuge Hatte, ihn auszuführen. Aber nachdem ich mich überzeugt Hatte, 
daß Das nicht der Fall var, jo war ich doch nicht Eultugminifter, ich war 
nicht berechtigt, Sr. Maj. dem Könige meine Ueberzeugung ala die amtliche 
darzuftellen, ıch mußte dazu erft einen Eultusminifter gewinnen. (Bewegung 
im Gentrum.) Erſt nachdem ich dieſen überzeugt oder, mern Sie wollen, 
getvonnen und mir Beweismittel über die Thätigkeit diefer Reptilieninftitus 
tion verschafft hatte, konnte ih unter Beihilfe des Chef des Cultusmini⸗ 
fleriums Se. Maj. zu meiner Meberzeugung bringen. Ber Vorredner Hat 
mir ferner zu beweijen gefucht, daß ber Papft, ich weiß nicht, Einfluß oder 
feinen Einfluß auf bad Centrum Habe (Abg. v. Echorlemer-Alft: Leinen!) 
Nun, dann ift man alſo berechtigt, dem gläubigen Publifum das Centrum 
al3 eine antipäpfiliche Inftitution zu charakterifiren. Wenn Sie ganz ohne 
Berbindung mit dem Papft find, woher wiſſen Sie denn, daß Alles, mas 
Sie thun, von ihm gebilligt ift? Ich wage das alsdann jehr zu bezweifeln 
und wünſche, daß die Preffe diefem Zweifel Ausdrud gebe. Damals, vor 
mehreren Jahren, lag die Sache auch wieder nicht ganz genau fo, wie der 
Herr Vorredner angab. So weit e3 mir ohne Alten erinnerlich ift, war es 
nicht der Papft, fondern der Cardinal Antonelli, der die Schöpfung der con⸗ 
feffionellen Gentrumspartei mißbilligte. Ich Hatte ihm gejagt: es ift bag 
eine große Gefahr für die Fyreiheit, deren fich die fatholifche Kirche bei ung 
erfreut, wenn die Wirkſamkeit einer confeifionellen Partei in unfere politi⸗ 
fchen Geſchäfte übertragen werden fol, wenn anf diefe Weife das confejfionelle 
Prinzip zu einer weltlichen Herrfchaft in unjerem Parlament gelangen fol; 
ich Halte das für unvorfichtig. Der Kardinal Antonelli, der ein feiner Kopf 
ift und nicht fo fehr in der Knechtſchaft der Feluiten, wie mancher Andere, 
fah dieß ein und antwortete darauf. mit einem Reffript, worin er mit Aus: 
brüden, die ich gerade nicht wiederholen will — fie waren nicht ſowohl vom 
Slaubenzftandpuntt mißbilligend, als vom Standpunft ber rein ärztlichen 
Beurtheilung der Berftandeselemente — worin er die Bildung der Fraction 
mipbilligte. Tarauf ſchickten die Unternehmer der Gentrumspartei, Die m: 
prefarien einen jehr vornehmen Herren, der im Südweſten von Deutſchland 
wohnt und auch noch mitunter von fih reden macht, nad) Rom unb ver- 
Tlagten den Gardinal Antonelli beim Papft; oder wenn die erfte Regung des 
Cardinals Antonelli die päpftliche Billigung gehabt Hat, jo überzeugten fie 
ben Papft, daß er in dieſem Falle ſich doch einmal geirrt habe; es wurde 
a papa male informato ad papım melius informandum appellirt, und es 
kam num leider von Rom bie volle Billigung alles Deſſen, was in Deutlich 
land geichehen war. Ach glaube — damit ber Herr Vorredner mir nicht den 
Vorwurf macht, ich vernachläffigte bie Titulatur — daß Se. Heiligkeit da⸗ 
mal3 fchlecht berathen war. Ich bin nun überzeugt, daß der Papit durch 
diefe Herren abftimmen läßt, und würde annesmen müſſen, dab fich das 
efammte Publikum in einer großen Täufchung befindet, wenn das nicht der 
Fall ift, worüber man es fo raſch wie mönlic) aufflären müßte; die Prefie 
wird fih ein Verdienft erwerben, wern fie der vom Heren Vorredner geger 
Genen Ablegnung des Zuſammenhangs der Gentrumsfraction mit dem Papft 
möglichfte Verbreitung gibt. Daß ich damals mit dem Papfte felbft in Ber- 
bindung geitanden Hätte, ift ja nach der Form der diplomatiichen Gejchäfte 
ar nicht annehmbar; meine Berbindungen befchräntten fich auf den, wie ges 
Kagt, nefcheidten, jet aber Leider einflußlojen Gardinal Antonelli. Indeſſen 
bewahre ich die Hoffnung, dab ber päpftliche Einfluß auf das Gentrum fich 
erhalten werde, — denn tie uns die Gejchichte kriegeriſche Päpfte und fried: 
liche, fechtende und geiftliche zeigt, fo hoffe ich, wird doch auch wieder eins 
mal demnächſt die Reihe an einen friedliebenden Papft kommen, der nicht 
lediglich da Produkt der Wahl bes italienifchen Clerus zur Weltherrichaft 
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erheben will, fondern bereit ift, auch andere Leute leben zu laſſen nach ihrer 
Art, und mit dem fich Friede ſchließen laſſen wird; — darauf ift meine Hoff: 
nung gerichtet, und dann hoffe ich wiederum einen Antonelli zu finden, der 
einfichtsvofl genug ift, um dem Frieden mit der weltlichen Macht entgegen: 
zufommen. Abg. Virchow (HFortichr.): Die Herren vom Gentrum haben 
fich Heute zu wiederholten Malen zum Zheil in Erinnerung an alten Libe⸗ 
ralismus, zum Theil vielleicht nur aus Gründen ber Fechtweiſe immer an 
die liberalen Parteien gewendet, gleichlam ala fäme es auf fie an. Meiner 
Meinung nach ift den Herren vom Gentrum die Berfaflung von Werth nur 
um der Artikel willen, die hier in Frage fiehen. Dieſelben Artikel wollten 
die Herren in die dentſche Reichsverfaſſung hereinbringen, und von bem 
Angenblid an, wo es nicht geichah, war das beutiche Reich ihnen nicht nur 
gleichgiltig, fondern antipathiſch. Ich fürchte, nach Aufhebung diefer Artikel 
werben die Herren alle ihre Kräfte daran ſetzen, die Verfaffung gänzlich zu 
rniniren. Herr v. Schorlemer till uns verantwortlich machen, fein Präjubiz 
zu fchaffen, wie man die ganze Berfaffung los werden Tann. Bei der nament» 
lichen Abjtimmung über die unter dem Minifter Mühler eingebrachte Vor: 
lage wegen Aufhebung bes Art. 25 der Verfaffung: In ben öffentlichen 
Boltzichulen wird der Unterricht unentgeltlich erteilt” ftimmten ſämmtliche Mit: 
glieder des Centrums für die Aufhebung, mit Ausnahme eines einzigen katholi⸗ 
liſchen Geiftlichen, ber feitdem durch die Centrumspartei fich gendthigt geſehen 
bat, vom Schauplatz der politiſchen Thätigfeit abzutreten, des Domkapitulars 
Kuenzer. Sie (zum Eentrum) find geneigt, Berfaffungsartifel aufzuheben, 
wenn es Ihnen paßt, und erflären es für ein Horribile, wenn e8 ihnen 
nicht paßt. Sie Zahlen der Artifel werden allerdings ala Leichenfteine ftehen 
bleiben, aber als Leicheniteine früherer Thorheiten ber Geſetzgebung. Tas 
aus dem Weſen der römischen Kirche entipringende Beſtreben, jebe fich entgegen: 
fieflende Schranke niederzuwerfen, macht es eben fo, wie es für lange Zeit 
nicht möglich ift, die Grenze zwiſchen Kirche und Staat durch ein Eoncorbat 
feftzuftellen, unmöglich, es in irgend einer Weiſe in ber Verfaffung zu thun; 
deßhalb muß man bie Kirche ganz aus der Verfaſſung befeitigen. Laffen wir 
den Telfen Petri einfach bei Seite, dann wird ih die Ohnmacht bed Statt: 
halter ChHrifti gleich erweifen, der nur da mächtig wird, wo ber Staat ihm 
feine Hilfe leiht. Wenn mich etwas in meiner Abficht ſtutzig machen könnte, 
der Aufhebung beizuftimmen, fo wäre es meine plößliche Entdedlung, daß 

v Gerlach einmal biefelbe Meinung gehabt Hat. Herr dv. Gerlach bes 
fürchtete bei der Berathung der Verfaſſungsurkunde, die Artifel würden dem 
Atheismus zur Herrichaft verhelfen; das gerade Gegentheil ift eingetreten, 
der Ultramontanismus hat davon allein profitirt. Wir hoffen, daß bie ſtaals⸗ 
bürgerliche und veligiöje Freiheit eine größere fein wird, wenn bie firchliche . 
Freiheit abnimmt; denn dieſe ift nichts weiter als bie Freiheit ber Hierarchie, 
die religiöfe Freiheit ift Die Tyreiheit der individuellen Ueberzeugung. Die 
Gegenwart verlangt, daß wir Garantien für die jebige und nachlommenbe 
Melt jchaffen, daß fie nicht in die Bande bes Papſtthums zurüdfällt; denn 
wir alle wiflen, mit welcher Kunft der Katholizismus es verftanden Hat, 
nicht bloß die Schulen, fondern auch die Erziehung einzelner, namentlich her 
dorragender Kreife an fich zu reißen, mit welchem Erfolg er an den Höfen 
operirt, und wie er felbft noch an proteftantifchen Höfen fi) in ben geheim 
ftien Gemächern findet, wo man ihn niemals glaubte. Wenn ich unter Ihren 
(zum Genteum) Amendement? die gräflichen und adeligen Namen Iefe, habe 
ich immer den Eindrud: Siehe da, die Erziehungsreſultate! Wir hätten 
deßhalb bei dieler Belegenheit auch gerne die beiden Paſſus bed Art. 24 ber 
Verfaſſungsurkunde geftrichen, welche die Leitung des Religionsunterrichts 
in die Hände der Religionsgeſellſchaften legen. Wir Haben im Intereſſe ber 
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Einigkeit der regierungsfreundblichen Parteien von ber Einbringung eines 
ſolchen Antrags Abftand genommen, obwohl wir glauben, daß ohne dieſe 
Aufhebung ein fegensreiches Unterrichtägefeg nicht möglich ift. Der Abge⸗ 
ordnete Richter hat angedeutet, daß es leicht bahin fommen könnte, daß ein 
Geſetz über die Wahl der Bifchöfe gegeben werden mühte Einem ſolchen 
Gelege würde ich mich widerjegen (Rufe im Centrum: Warum ?), wir ha 

ja gar fein Interefje daran, dat Sie (zum Gentrum) Biſchöfe haben, weh: 
bald follen wir Ihnen alfo welche geben? Wir können mit Ruhe und Ge: 
duld abwarten, wie Sie Ihre Bebürfniffe befriedigen. Man laffe überhaupt 
den Papft bei Seite liegen und überlaffe Denjenigen, welche mit ihm in Ber: 
fehr treten tollen, Lieb privatim zu thun. 

17. April. (Deutfches Reich.) Die Regierung verftändigt 
fih mit derjenigen Spanien über die für die Gewaltthätigkeiten 
gegen die Brigg Guftav zu leiftende Genugthuung und Entfchädigung. 

17. April. (Deutfches Reich.) Da die deutſche Prefle fort: 
fährt, ſich in Folge der, allgemein ala infpirirt angefehenen, Artifel 
der „Köln. Ztg.“ und der „Poſt“ über die Fortdauer des Friedens⸗ 
zuftandes ſehr beunruhigt auszuſprechen, wendet fich die „Nordd. 
Allg. Ztg.“ gegen die franzöfifche Preffe, inden fie fchreibt: 

„Die Parifer Preſſe Hebt vorwurfsvoll und mit Bedauern den allar: 
mirenden Charakter der vielbejprochenen Betrachtungen in der „Köln. Ztg.“, 
der „Poſt“ hervor und zieht auch die „Nat.-Ztg." und ung in Mitleidens 
ſchaft. Aber mit Stillſchweigen übergeht fie die feitftehende Thatſache, daß 
ed die franzöfiiche Preffe war, die auf der ganzen Linie — von der legitis 
miſtiſchen „Union” bis zum radilalen „Rappel" — bis zu bem Augenblid 
des Bekanntwerdens des Arlifeld ber „Poſt“ faſt täglich wiederholt hat, wie 
— unmöglich in der Lage verharren könne, die ihm der Friedens⸗ 
chluß mit Deutſchland bereitet habe, und wie es Pflicht einer jeden franzö⸗ 
ſiſchen Regierung ſei, einen Revanchekrieg gegen Deutſchland mit Auf: 
wand aller Kräfte vorzubereiten. Plößlich —— man in Paris dad 
GegentHeil und bezeichnet die Artifel der deutſchen Blätter ald „heraus: 
fordernd“, die denn doch nur einer ee ihr entiprochen haben. Jetzt 
plöglich ift ganz Frankreich friedlich und es gibt bort feine Kriegspartei, 
nachdem noch eben die Anhänger bes Grafen Chambord angewieſen geweſen, 
ber Republif Angeſichts der Lage der Dinge nicht Ungelegenheiten zu ' ffen. 
Miederum Schreiben fämmtliche franzöfiiche Zeitungen in demjelben Sinne; 
die Kritilen der monarchiſchen Rlätter unterſcheiden ſich weder nad Form, 
noch nad Inhalt von denen der republifanıfchen Prefie, was immer der 
Tall it, wenn es Deutichland gilt. Wenn man die Hultung der franzö⸗ 
fiichen Journale unmittelbar vor und unmittelbar nach den beutichen „allars 
mirenden“ Artikeln vergleicht, fo läßt ſich conftatiren, daß bie Iekteren auf 
bie erften calmirend gemwirft haben, was doch bie weilen Zadler bei 
und zu Lande und anderwärt3 nicht außer Acht laſſen follten. Die jebige 
riedliche und freundlich Icheinende Sprache ber franzöfifchen Preſſe ift Alto 

m „berauäfordernden“ Ton beuticher Blätter zu verdanken. Wir wollen 
wünjchen, daß die abkühlende Wirkung von Dauer fein möge, was wir in⸗ 
defien erfahrungsgemäß Urfache Haben in Zweifel zu ziehen.“ 


17. April. (Preußen) Abg.Haus: Dritte Xefung der Vor⸗ 
lage betr. Reform der Provincialordnung für die 6 öſtlichen Pro⸗ 
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vinzen. Diefelbe wird im MWefentlichen nach ben Befchlüffen ber 
zweiten Leſung — nur daß in einigen Punkten, twie für die Ein= 
berufung des Provinciallandtags durch den König, die Regierungs= 
vorlage twiederbergeftellt wird? — in namentlicher Abftimmung mit 
240 gegen 103 Stimmen angenommen. Gegen die Annahme ftimmen 
die Ultramontanen ohne Ausnahme, die Polen und 18 Mitglieder 
der Fortſchrittspartei, während 22 derfelben Fraction mit der Mehr- 
beit die Vorlage annehmen. Die nationaleliberale Partei tritt big 
auf 3 ihrer Mitglieder gefchloffen für die Annahme ein. 

Da die Regierung zwar manche ber von ber Commiſſion ee 
genen und von der Mehrheit angenommenen Mobififationen angefochten hatte, 
aber doch kein Beichluß gefaßt worben ift, den Die Regierung als gänzlich 
unannehmbar bezeichnet und auf defien Ausmerzung durch dag Herrenhaus 
fie Hingewielen Hätte, jo gibt man fi) ber — wie — Ipäter zeigt, irrigen 
— Borausfegung hin, die Staatdregierung werde, um das Geſeß noch in 
dieſer Seſſion zu Stande zu bringen, die Beichlüffe ‘des Abgeordnetenhauſes 
im Herrenbaufe vertreten und burchfegen. Freilich ift man bereit? darauf 
gefabt, daß das Gejeh im Herrenhauje nicht nur don der Außerften feus 
dalen Rechten werbe befämprt werben, fondern auch von einigen Bürger: 
meiftern großer Städte, welche durch einige den Intereſſen der größeren 
Gtädte vermeintlich ungünftige Beftimmungen des Gejeßes in ber bisher, be: 
folgten Politit der Liberalen Partei wantend gemorben find, obgleich das 

eg in Verbindung mit demjenigen über die VBerwaltungsjuftiz von Laster 
auadrüdlich als eine der wichtigften Errungenschaften für Die bürgerliche Frei⸗ 
beit bezeichnet worden. ift. 

Das Haus genehmigt den, dem Befchluffe desfelben gelegent= 
lich der Budgetberathung entgegenfommenden Gefebesvorfchlag, der 
Provinz Schleswig-Holftein 4,500,000 Mark zu überweifen, in der 
Meinung, daß damit alle aus den Kriegsereigniſſen von 1848 bis 
1851 bergeleiteten, gegen den preußifchen Staat erhobenen Anjprüche 


als vollftändig befeitigt angefehen werden follten. 

17. April. (Preußen) Herrenhaus: genehmigt das ſogen. 
Sperrgefeß der bisherigen Staatszuſchüſſe an die katholiſche Kirche 
auch in zweiter Berathung. 

17. April. (Bayern.) Die liberale Partei des Landtags er⸗ 
läßt mit dem Schluffe des Landtags und angeſichts der bevorjtehen- 
den Neuwahlen einen warmen Aufruf an die Wähler: 


vo... Am Be 
Mehrheit gegenüber und auch ſpäter war eine geichlofiene liberale Mehrheit 
nicht vorhanden. In folder Lage mußten wir ed als eine Hauptaufgabe 
anjehen, zu verhüten, daß die gegen märtige Staatäverwaltung, wenn wir 
anch nicht in allen Richtungen mit ihr übereinzufliimmen vermochten, von 
ber clericalen Partei gedrängt und geftürzt werde. Dazu waren: wir um jo 
mehr veranlagt, ald immer Harer zu Tage trat, baß ber Staat verläumt 
bat, zur geeigneten Zeit für jeine Selbftftändigleit und Vertheidigungsfähig⸗ 


nne unferer Thätigkeit ftanden wir einer clericalen - 
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feit gegen die feindlichen Angriffe der Hierarchie zu forgen. Ehe wir in 
unfere Heimath zurüdtehren, richten wir an alle kreifinnigen und reichötreuen 
Männer des Landes, an Alle, denen ed Ernft ift mit der Aufrechthaltung 
von Geſetz und Recht, gemeinfam den Mahnruf, angefichtd der nahenden Neus 
wahlen zum Landtage ſich eng an einander zu jchlieken und die ganze Kraft 
einzufeßen in dem fchiveren Kampfe gegen die Feinde des Reiches und des 
Staates, mögen biefe für ihre Beitrebungen die Religion mißbrauchen, oder 
die Grundlagen der bürgerlichen Ordnung und Sitte durch Wort und That 
untergraben. Gehen wir überall und immer in Eintracht vorwärts, und 
bliden wir feft und unverwandt auf unfer leuchtendes Ziel — dag Wohl 
bes Baterlandes!“ 

17. April. (Baden) Das Oberhofgericht beftätigt die von 
ber erften Inſtanz gegen den Bisthumsverweſer Kübel wegen gefeb- 
widriger Uebertragung von BVicariaten an jog. Neupriefter, die fich 
der Staatsprüfung nicht unterzogen haben, ausgefprochene Etrafe 
don 500 Mark ober 10 Wochen Gefängniß, ſetzt dagegen die über 
einen ſolchen Neupriejter verhängte Strafe von 4800 Mark oder 10 


Monaten Gefängniß auf 90 Mark oder 12 Wochen Gefängniß herab. 


18. April. (Deutſches Reich.) Die Blätter wollen wiſſen, 
daß Defterreich und Rußland die Forderungen des deutfchen Reich? 
bei der belgifchen Regierung ihrerſeits unterjtüßten. 

18. April. (Preußen.) Der .Kaifer geht nach Wiesbaden, 
ohne noch zu der ihm dom Staatsminifterium in Vorſchlag gebrach- 
ten Aufhebung aller KHlöfter in Preußen feine Zuftimmung gegeben 
zu haben, da er gegen die Maßregel in diefer Ausdehnung Beden- 
fen beat. 

19. April (Deutfches Reich.) Der deutjche Gefandte am 
Hofe des Königs von Stalien überreicht demfelben ein eigenhändiges 
- Schreiben des Kaifers, in welchen biefer feinem Bedauern Ausdrud 
gibt, daß es ihm 3. 3. noch nicht möglich” war, den längſt beab- 
fichtigten Beſuch am italienischen Hofe auszuführen, zugleich aber 
die Hoffnung ausfpricht, daß es ihm im Laufe diefeg Jahres doch 
noch vergönnt fein werde, und feine lebhafte Theilnahme an der 
jüngft ftattgefundenen Zuſammenkunft des Königs von Stalien mit 
dem Kaiſer von Oefterreich in Venedig bekundet. 

19. April. (Breußen.) Abg.Haus: Dritte Leſung der Vor- 
lage betr. Aufhebung der Artikel 15, 16 und 18 der Berfallung. 
Windthorſt⸗Meppen befämpt die Maßregel nochmals in zweiftündiger 
Rede, die dahin fchließt, daß auch er den Frieden wünfche, und daß 
er ihn für erreichbar Halte, wenn man mit der Curie unterhandle, 
die Maigeſetze revidire und die Trennung zwiſchen Staat und Kirche 
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(die jedoch der Syllabus au&drüdlich dverwirft und verdammt) con= 
fequent durchführe. Die Vorlage wird in namentlicher Abſtimmung 
nıit 275 gegen 90 (Ultramontane und Polen) Etimmen angenommen. 

20.— 22. April. (PBreußen.) Abg.Haus: genehmigt die Vor- 
Tage betr. Zotation der Provincial= und Kreisverbände aus Staats⸗ 
mitteln. Die Dotation wird jedoh von 15 auf 19 MIN. Mark 
erhöht; die Regierung hat dagegen Bedenten, will fich jedoch nicht 
widerjegen, wenn beide Käufer des Landtags fi dafür erflären 
jollten. 


21. April. (Sachſen.) Eine aus allen Theilen des Landes 
ziemlich zahlreich bejuchte Verſammlung in Dresden bejchließt Die 
Gründung eines conjervativen Landesvereins. 


22. April. (Breußen.) Der Kaifer fanctionirt in Wiesbaden 
da3 von beiden Häufern des Landtags angenommene ſog. Sperrgeſetz 
betr. die bisherigen Staatszuſchüſſe an die Tatholijche Kirche, kann 
fih aber auch bei diefer Gelegenheit noch nicht dazu entjchließen, 
der Einbringung einer Vorlage der Regierung behuf3 Aufhebung 
jämmtlicher Klöfter innerhalb der preußifchen Monarchie jeine Zu- 
ftimmung zu geben. 

Dasſelbe lautet wörtlich: Gefeg betr. die Einftellung der Leis 
Rungen aus Staatsmitteln für die römiſch-katholiſchen Bisthü— 
mer und Geiftlidhen. $ 1. In ben Erzdiözeſen Cöln, Gnejen und Poſen, 
den Diözeſen Culm, Ermland, Breslau, Hildesheim, Osnabrück, Paderborn, 
Münjter, Trier, Yulda, Limburg, den Delegaturbezirten diejer Tiöcefen, ſowie 
in den preuß. Antheilen der Erzdiöcejen Drag, mi, Freiburg und der Did: 
cefe Mainz werben vom Tage der Verkündung diejes Geſehzes ab Tammtliche für 
die Bisthümer, bie zu benjelben gehörigen Inftitute nnd die Geiftlichen be= 
ftimmten Leiftungen aus Staatömitteln eingeftellt. Ausgenommen von diejer 
Maßregel bleiben die Leiftungen, welche für Anftaltögeiftliche bejtimmt find. Zu 
ben Staatömitteln gehören auch bie unter dauernder Verwaltung des Staates 
ſtehenden bejonderen Fonds. 8 2. Die eingeftellten Leiftungen werden für 
den Umfang be Sprengel wieder aufgenommen, jobald der jebt im Amte 
befindliche Biſchof, (Erzbiſchof, Fürftbifchof) oder Bisthumsverweſer der Staats⸗ 
regierung gegenüber durch ſchriftliche Erklärung ſich verpflichtet, die eier 
des Staates zu befolgen. 8 3. In ben Erzdiöcefen Gneſen und Poſen, jo 
wie in ber Diödcefe Paderborn erfolgt die Wiederaufnahme der eingeftellten 
Reiftungen für den Umfang des Sprengela, fobald die Beitellung eines Big: 
thumsverweſers oder Die Sinfegung eines neuen Biſchofs in gefegmäßiger 
Weife Statt gehabt hat. $ 4. Tritt die Erledigung eined zur 44 beſetzten 
biſchöflichen Stuhles ein, ober ſcheidet ber jetzige ee: ber Diö⸗ 
cefe Qulbe aus feinem Amte aus, bevor eine Wideraufnahme der Leiftungen 
auf Grund bed 8 2 erfolgt ift, fo dauert die Einftellung derſelben für den 
Umfang be3 Sprengela fort, bis die Beftellung eines Bisthumsverweſers oder 
die Einfegung eines neuen Biſchofs in geſetzmäßiger Weile Statt gehabt hat. 
8.5. Wenn Far ben Umfang eines Sprengel3 die Leiftungen aus Staatsmit: 
teln wieder aufgenommen find, einzelne Empfangäberechtigte aber, der vom 
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Bilchof ober Biſsthumsverweſer übernommenen Verpflichtung ungeachtet, ben 
Gejehen de Staates den Gehorfam verweigern, fo ijt die Stantäregierung er⸗ 
mächtigt, bie für diefe Empfangsberechtigten beftimmten Leiftungen wieder einzu⸗ 
Stellen. 8 6. Die Wiederaufnahme der eingeftellten Leiftungen an einzelne Em: 
pfangsberechtigte erfolgt außer den Fällen der 85 2 bi3 4, wenn der Empfang? 
berechtigte der StaatSregierung gegenüber in der im $ 2 bezeichneten Weiſe 
fi} verpflichtet, die Geſetze des Staates zu befolgen. Außerdem ift die Staat2: 
tegierung ermächtigt, Die An age Leiftungen einzelnen Empfangsberech: 
tigten gegenüber wieder aufzunehmen, wenn fie durch Handlungen die Abficht 
an den zag legen, die Geſetze bed Staates zu befolgen. Verweigern biefelben 
demnächſt den Iepen des Staates den Gehorjam, fo find die Leiftungen aus 
Staatömitteln wieder einzuftellen. $ 7. Die Enticheidungen der Tirchlichen 
Behörden, welche eine Disciplinarftrafe wider einen Geiltlichen verhängen, 
bem gegenüber die Staatäregierung die eingeftellten Leiftungen in Gemäßheit 
bes 8 6 wieder aufgenommen hat, können ſowohl von dem Geiftlichen, al? 
von dem Ober: Präfidenten im Wege der Berufung an den Königlichen Ge: 
richtshof für kirchliche Angelegenheiten ohne die Beichränfung des $ 12 des 
Geſetzes vom 12. Mai 1873 angefochten werden. Die Berufung kann in bie 
ſen Füllen auf neue Thatiachen und Beweismittel gegründet werden. 8 8. 
Die Wiederaufnahme der eingeftellten Leiftungen erfolgt in allen Fällen vom 
erften Tage desjenigen Vierteljahres an, in welchem bAE geiehliche Voraus: 
ſetzung der Wiederaufnahme eingetreten ift. $ 9. Ueber die Verwendung der 
während Einftellung der Leiftungen aufgefammelten Beträge bleibt, foweit 
biefelben nicht nad) der rechtlichen Natur ihres Urſprungs zu Gunften der 
allgemeinen Staatsfonds ala erjpart zu verrechnen find, oder anderweit vers 
wendbar werben, geſetzliche Beſiimmung vorbehalten. Der Minifter der geiſt⸗ 
lichen Angelegenheiten iſt im Fall einer commiffarijchen Verwaltung des 
biichöflichen Vermögen? auf Grund bes Geſetzes vom 20. Mai 1874 befugt. 
bie Fortgewährung der zur Audftattung der Bisthümer beftimmten Leiftungen 
in jo weit zu verfügen, ald dies für Zwecke der commiffarifchen Verwaltung 
und zur Beltreitung ber Soften derfelben ei if. 8 10. Die execu⸗ 
tivische Beitreibung im Verwaltungswege findet in Betreff der Abgaben und 
Leiftungen an die Bisthümer, die zu denfelben gehörigen Inſtitute und We 
Geiflicen für den gefammten Umfang eines Sprengel3 fo lange nicht Statt, 
ala für denfelben die Einftelung ber Leiftungen aus Staatsmitteln dauert. 
Den Staatd: und Gemeindejteuer-Erhebern ift während ber Dauer ber Ein- 
ftelung nicht geftattet, die vorftehend bezeichneten Abgaben zu erheben und 
an die Empfangaberechtigten abzuführen. 8 11. Sind die Leiftungen aus 
Staatsmitseln an einen Empfangöberechtigten auf Grund des 8 6 wieder auf: 
genommen, jo ift in Betreff der von diefem Zeitpunkt ab fällig werdenden 
Abgaben und Leiftungen die Verwaltungsexecution wieder zu gewähren. Ein 
Gleiches gilt in Betreff der Abgaben und Leiftungen für diejenigen Geiftli- 
chen, welche feine Leiftungen aus Staatämitteln zu beziehen haben, wenn fich 
biefelben durch ausdrückliche oder ftillichiweigende Willensäußerung (8 6, Ab: 
ſatz 1 und 2) verpflichten, Die ir des Staates zu befolgen, jo lange fie 
diejer Verpflichtung nachkommen. 12. Wer in den fällen der 88 2- und 
6 die jchriftlich erklärte Verpflichtung wiberruft, oder der durch diefelbe über: 
nommenen Berpflichlung zuwider die auf fein Amt oder feine Amtsverrich⸗ 
tungen besüglichen Vorſchriften ber —A— oder die in dieſer Hinſicht 
von ber Obrigkeit innerhalb ihrer geſetzlichen Zuſtändigkeit getroffenen An⸗ 
orbnungen verliebt, ift durch gerichtliches Urtheil aus feinem Amte zu ent: 
laſſen. 8 13. Die Entlaffung aus dem Amte hat die rechtliche Unfähigkeit 
ur Ausübung des Amtes, den Berluft bes Amtzeintommend und bie Erle: 
igung ber Stelle zur Folge. Außerdem tritt die Einftellung der Leiftungen 
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aus Staatsmitteln, fo wie der Berwaltungserecution in bem früheren Umfange 
wieder ein. Der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten ift ermächtigt, ſchon 
nach erfolgter Einleitung des Verfahren? die Einftellung der Leiftungen zu 
verfügen. Endet das Verfahren mit Freiſprechung, fo find die in Folge der 
Derfügung einbehaltenen Beträge nachzuzahlen. $ 14. Zuftändig zur Ver: 
handlung und Enticheidung ift der Königliche Gerichtahof für Tirchliche Anz 
gelegenheiten. Tas Verfahren vor demfelben regelt fich nach den Beſtimmun⸗ 
gen bes Abſchnitts III des Geſetzes vom 12. Mai 1873 über bie firchliche 
Tisciplinargewalt und die Errichtung des Königlichen Gerichtshofs für kirch⸗ 
liche Angelegenheiten (Geſetz Sammlung Seite 19%). 8 15. Wer Amtöhands 
lungen vornimmt, nachdem er in Gemäßheit bes $ 12 dieſes Gefekes aus 
feinem Amt entlaffen worden ift, wird mit Geldbuße bis zu 300 Mark, im 
Wiederholungsfalle bis zu 3000 Mark beſtraft. 

22. April. (Preußen) Der Weihbiſchof Cybichowski von 
Gneſen wird wegen Ausübung bifchöflicher Rechte, während der erz= 
bifchöfliche Stuhl jtaatlicher Seits für erledigt erflärt ift, gerichtlich 
zu 9 Monat Gefängniß verurtbeilt. 

22. April. (Elfaß-Lothringen.) Die Regierung erflärt dem 
Biſchof von Mebedaß die fernere Lehrthätigkeit derjenigen Profefloren 
an feinem fog. Kleinen Seminare, welche dem Orden von St. Sul: 
pice angehören (e8 find deren 7), einzuftellen fei. 

23. April. (Preußen) Dem feines Amtes entjeßten Bijchof 
Martin von Paderborn wird, nachdem er feine zweimonatliche Fe— 
ftung3haft abgebüßt hat, die Stadt Wefel zum Aufenthaltsort ans 
gewieſen. 

23. April. (Württemberg.) Der Papſt ernennt das Haupt 
der ultramontanen Partei in Württemberg, den Antagoniſten des 
gemäßigten und friedlichen Biſchofs Hefele, Stadtpfarrer Schwarz 
in Ellwangen, zum päpſtlichen Hausprälaten. Die Ernennung iſt 
offenbar ein Schlag in's Geficht des Biſchofs. Der Papit zeigt da⸗ 
durch neuerdings, daß er feit dem Vaticanum die Bilchöfe Lediglich 
ala feine willenfofen Werkzeuge anfieht und angefehen wiſſen will. 

24.--27. April. (Preußen) Abg.-Haus: Zweite Leſung der 
Borlage betr. VBermögensverwaltung der Tatholifchen Kirchengemein- 


den. Gneift erjtattet den Commiffiongbericht: 


Der Geſetzentwurf, welcher nad) der Commiffionsfafſung am 1. Oktober 
d. J. in Wirkſamkeit treten fol, überträgt in den fatholiichen Pfarrgemeinden 
bie Verwaltung des Kirchenvermögens dem Kirchenvorſtande und ber Gemeinde: 
vertretung, worunter natürlich ftet? nur die in dieſem Geſetze gemeinte Vertre⸗ 
tung der SKlirchengemeinde zu verftehen ift. Zum Ma en im Sinne 
dieſes Gefehes gehören: 1) dag für Cultusbedürfnifſe beitimmte Vermögen, ein= 
ſchließlich des Kirchen: und Pfarrhaus-Baufonds und ber zur Befoldung der 
Beiftlichen und anderer Kirchendiener beftimmten Vermögensſtücke; 2) die zu 
anderen kirchlichen, zu wohlthätigen oder Schulzweden beftimmten kirchlichen 
Bermögenzftüde; 3) (eine wichtige Neuerung) die Erträge ber durch Firchliche 


8 
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Organe zu Tirchlichen, twohlthätigen oder Schulzweden ober durch andere 
Perſonen zu kirchlichen Zweden innerhalb und außerhalb ber Kirchengebäude 
veranftalteten Sammlungen, Golletten u. |. w.; 4) die zu kirchlichen, wohl⸗ 
thätigen oder Schulzwecken innerhalb des Gemeindebezirfes beftimmten und 
unter die Verwaltung kirchlicher Organe geftellten Stiftungen. Was nun 
die vom Geſetz vorgelehenen Berivaltungdorgane betrifft, jo find dies ber 
Kirchenvorfiand und die Gemeindevertretung. Erfterer ift der eigentliche Ber: 
walter. Er befteht aud dem Pfarrer und mehreren Kirchenvorftehern. Die 
Zahl derjelben beträgt in Gemeinden unter 500 Mitgliedern 4, in Tolchen 
von 500—2000 Mitgliedern 6, in Gemeinden von 2000-5000 Mitgliedern 
8 und in foldhen von 5000 und mehr Mitgliedern FO Perfonen. Eie wer: 
ben durch die Gemeinde auf ſechs Jahre gewählt und können ohne wichtige 
Gründe dieſes Ehrenamt nicht Ablehnen, wenn fie das Kirchliche Wahlrecht 
nicht verlieren wollen. Der Kirchenvorftand wählt feinen Vorſitzenden für 
drei Jahre; nach der Regierungavorlage follte der Pfarrer der geborene Bor: 
ende fein. Der Kirchenvorftand kommt zufammen, fo oft die Geichäfte es 
ordern, ferner fo oft der Biſchof ober die Regierung, der Bürgermeifter oder 
die Gemeindevertretung es verlangen. In twichtigen Geichäften, die durch dag 
Geieh genau jpecialifirt find, bedarf der Kirchendvorftand der Zuftimmung der 
Semeinbevertretung. Tiefe fol dreimal fo groß fein, wie der Kirchenvorftand. 
Auch fie wird von ber Gemeinde auf ſechs Jahre gewähht; wie der Kirchen: 
vorftand; jo hat auch die Gemeinbevertretung ihren Vorfigenden nur auf drei 
Jahre zu wählen. Der Borfikende des Kirchenvorſtandes Tann ihren Sit: 
ungen beiwohnen. Sie darf nach ben Beichluß ber Commijfion Oeffentlich⸗ 
feit ihrer Sipungen beichließen. In Gemeinden mit zu geringer Seelenzahl 
ober zu einem Bermögen kann der Biichof im Einvernehmen mit dem Ober: 
Mräfidenten ben Wegfall bes Kirchenvorftandes und der Gemeindevertretung 
anordnen. Sehr energiich ift das Gele gegen Kirchenvorſtände, welche ent: 
weber ihre Pflichten vernachläffigen oder „Angelegenheiten, welche nicht zu 
ihrer Zuftändigfeit gehören, wiederholt zum Gegenjtand einer Erörterung 
oder Beichlußfaffung machen". Dieſe können nämlich ſowohl durch den Bis 
ſchof wie duch den Ober-Präfidenten aufgelöst werden. Dort, wo Kirchen⸗ 
vorstand oder Gemeindevertretung nicht functioniren wollen oder durch Wahl 
nicht zu Stande kommen, hat der Regierungs-Präſident eine commiſſariſche 
Verwaltung des Kirchenvermögens anzuordnen. — Die Aufficht über bie Ver: 
waltung führt die vorgeſetzte Kir enbehörbe und ber Staat, auf welchen auch 
bie Auffichtzrechte der Kirchenbehörde übergehen, wenn fie von ihnen keinen 
Gebraud macht. Der Stantögenehmigung bedarf es vornehmlich bei Erwerb 
und Veräußerung von Grundeigenthum, bei Bau neuer Gebäude für ben 
Sottesdienft oder bie Geiftlichen, bei Anlegung von Begräbnißpläßen, bei 
Ausſchreibung von Collekten und bei Verwendung des kirchlichen Vermögen? 
für Zwecke, welche nicht die Eultusbebürfniffe der Gemeinde jelbft betreffen. 
Die Jahresrechnung ift der Staatsbehörde zur Prüfung vorzulegen, auch 
kann biejelbe vom Etat Einficht nehmen und geſetzwidrige goften verbieten. 
Indeſſen beftimmt der Eritwurf auch in ber & ung ber Commiſſion noch 
nicht, welche Staatsbehörden die Auffiht zu üben haben; es foll dies erft 
durch Königliche Verordnung gefchehen. Bon ber Eommilfion neu hinzugefügt 
find die 88 53a und 53 b, von Denen der erite die in dem Geſetze vorge: 
jehenen Befugniffe ber Biſchöfe fiftirt, wenn diefe dem Gefetze Folge zu leiften 
fi weigern, während ber letztere dem Kirchenvorſtand verbietet, den Geiſt⸗ 
lichen in ſolchen Bisthümern, wo die Staatzleiftungen eingeftellt find, Be⸗ 
joldungen oder Abgaben aus dem Kirchenvermögen ander? ala mit Geneb- 
migung des Staates auszuzahlen. — Die durch dieſes Geſetz angebahnte gänz: 
liche Umgeftaltung ber Verwaltung des Kirchenvermögeng wird volllommen 
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borhanden fein, wenn fie noch durch ein Gefeh über die Verwaltung des 
Tidcefan: Vermögens ergäng! ift. Nach einer im Berichte wiederg ebenen 
Mittheilung der Regierung wird ein ſolches ausgearbeitet, und Kat die Res 
gierung es ſchnellfiens zu fördern verſprochen. Tas Set ift weit entfernt 
davon, eine Säcularifation zu fein, es regelt vielmehr ausſchließlich die Vers 
waltung und trifft abfichtlich feine Beltimmung über die müßige Princips: 
frage, wer eigentlich der Eigenthumsträger des Kirchenvermögens fei. Someit 
man zwiſchen den Seilen des Berichtes lefen Tann, haben die ultramontanen 
Mitglieder der Commiſſion ſich zivar, wie jelbitverftändblich, gegen dad Geſetz 
erflärt, allein im Uebrigen feinen fo unverföhnlichen Standpunkt eingenom= 
men, wie der Erzbiichof von Köln in feinem Schreiben an dag Abgeordneten: 
haus vom 10. März d. %. Sie haben dem Staate fogar ein ziemlich weit: 
gehendes Auffichtsrecht und ein fubjidiäres Geſetzgebungsrecht zugeftanden. 

Die Mehrheit des Haufes genehmigt die Modification der 
Commilfion, wonach der Pfarrer nicht der geborene Vorfitende des 
Kirchenvorftandes fein foll, ſondern dieſer feinen Vorfigenden auf 
drei Sabre wählt. Dagegen werden mehrere andere von der Com— 
miffton vorgeichlagenen Verjchärfungen der Regierungsvorlage theils 
gemildert, theils ganz abgelehnt. 

So wird ber von ber Commiſſion angenommene Antrag Wehren: 
pfennig’3, für die Zeit der Wirkſamkeit des fog. Sperrgeſetzes auch die Zah: 
lungen aus Kirchenkafſen an die Geiftlichen zu fperren, in Folge des Wider: 
ſpruches ber Fortſchrittspartei nur in der abgeſchwächten Geftalt angenommen, 
dab dort, wo in folge der Nichtausführung des Geſetzes (Weigerung, zu 
wählen ober eine Wahl zum Sicchenvorftand oder zur Gemeindevertretung 
anzunehmen) das Kirchenvermögen unter commifjariiche Verwaltung bes 
Staat? genommen werden muß, die Sperre einzutreten bat. der 
urfprüngliche Antrag geeignet war, für bie Ausführung des Geſetzes ab: 
ſchreckend zu wirken, ericheint die neue Beitimmung nur als Strafe für die 
Rihtausführung. Dergeftalt erſcheint das AUmendement als eine Vereinbarung 
fämmtlicher anticlericaler Parteien. Im Mebrigen find die Commiſffionsvor⸗ 
Ichläge nur in dem einen Punkt noch abgeändert worden, daß die von an: 
deren ala Tixchlichen Organen zu kirchlichen Zwecken veranftalteten Samm: 
lungen nicht ala Gegenstand des Kirchenvermögens angejehen und unter die 
betreffenden Controlen geftellt werden. 

Die Ultramontanen ihrerfeit3 bemühen fich, Die bisherige Stellung 
Schritt für Schritt zu verteidigen. Windthorft geht jogar jo weit, zu er: 
tlären, dab feine Partei keineswegs einer Betheiligung der Gemeinden an 
der Dermögensvertvaltung der Kirche entgegen jei, nur müfle eine ſolche 
Ordnung nicht von Staate einjeitig dor efhrieben, ſondern mit ber Kirche 
vereinbart werben. Regierungsjeitig wird darauf eriviedert, daß bie geleh- 
gebende Gewalt in Preußen bei ber Krone und den beiden Häuſern des Land: 
tagd ruhe, andere Faktoren hätten ein Anrecht zur Betheiligung an der Ges 
ſeßgebung nicht. Uebrigens handeln bie Ultramontanen in der That nur 
Hug, wenn fie, obgleich mit widerwilliger Hand, dad, was ihnen die Regie 
rung mit biefem Geſetze bietet, eine autonome ftirdpenbermögenöbertvaltung, 
annehmen und auch den Episcopat veranlaffen, an ber Ausführung des Ges 
fees mitzuwirken; es erſcheint dies als das einzige Mittel, durch welches 
fie die Verhängung einer gejeplichen Dictatur über die Adminiftration bes 
Kirchenvermögens, wozu ber Staat fich ſchließlich gezwungen ſehen Eönnte, 
verhindern. 

8* 
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26. April. (Deutjches Reich.) Der Kronprinz ftattet von 
Florenz aus dem König von Stalien in Neapel einen Bejuch ab und 
wird von demfelben mit großer Auszeichnung empfangen. An dem« 
felben Tage treffen der Kronprinz und die Kronprinzeſſin von Ita— 
lien zum Befuche der in Florenz zurücdgebliebenen deutjchen Kron= 
pringeffin ein. Auch der Minifterpräfident Minghetti geht nach Flo— 
renz, um dem beutfchen Tronprinzlichen Paare feine Aufwartung zu 
machen. Die italienifche Preffe conjtatirt jelbft den durchaus frei= 
willigen Charakter der von der Bevölkerung demfelben allerwärts 
dargebracdhten Huldigungen. 

26. April. (Deutfches Reich.) Die vom Reichstage für die 
Vorberathung der Juſtizgeſetze eingejehte Reichsjuſtizcommiſſion be= 
fchließt gegen eine Minderheit von nur 3 Stimmen, die Handels— 
gerichte aug dem Entwurf der deutichen Givilprogeßordnung ganz zu 
fteeichen. Der Beichluß erregt ein gewaltige Auffehen und die bes 
theiligten Sntereflenkreife treffen alabald Vorbereitungen, um dem—⸗ 
jelben in der öffentlichen Meinung, beim Reichstage und bei den 
Regierungen energifch entgegen zu treten. 

— April. (Preußen) Der Cultusminifter beantwortet ein 
Cchreiben des evangelifchen Ober-Kirchenraths, worin diefer feinen 
Bedenken bezüglich der Aufhebung der Artikel 15, 16 und 18 der 
Verfaſſung für die evangelifche Kirche Ausdruck gibt, dahin, 

daß bie Geſetzesvorlage nur gegen ben die Hoheitsrechte des Staates 
mißachtenden, von Rom geleiteten fatholifchen Clerus gerichtet fei, die Selbſt⸗ 
ftändigfeit und Integrität der edangelilchen Kirche dagegen nicht berübre, 
und weiet fodann darauf Hin, daß die Rechtsordnung der evangelijchen Kirche 
nicht auf dem Berfaffungsartifel 15, fondern auf ftaatlichen und kirchlichen 
Epecialgejegen berube und auf diefem Wege weiter ausgebaut werden jolle; 
der Minifter bezeichnet dies nicht bloß ala feine perfönliche Auffafiung, fon: 
dern ald Standpunkt ber Staatsregierung überhaupt. 

28. April. (Breußen.) Der tgl. Gerichtshof für Tirchliche 
Angelegenheiten eröffnet, dem Antrage be Ober-Präfidenten von 
Schlefien entjprechend, dag Verfahren auf Amtzentjegung gegen den 
Fürſtbiſchof Förſter von Breslau. 

29. April. (Preußen.) Der ftaatlihe Commiſſarius für die 
Vermögensverwaltung ber Didcefe Paderborn ordnet die "Befchlag- 
nahme des Kirchenvermögens in den nicht nach Vorjchrift der Mais 
gejete beſetzten Pfarreien an. " 

29. April. Württemberg.) II. Kammer: bewilligt bei Be- 
rathung des Budgets die Anſätze für die Gefandtfchaften in Berlin, 
Münden und St. Petersburg ohne Anftand, denjenigen für Wien 
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Dagegen nur mit 55 gegen 20 Etimmen. Die Bewilligung erfcheint 
ala eine Art Vertrauensvotum für den Minifter v. Mittnadht. 

30. April. (Deutſches Reich.) Die neu erftellten Fluß- 
fanonenboote „Rhein“ und „Mofel” ehren von einer Probefahrt 
bis Etraßburg wieder in ihre Etation Coblenz zurüd. 

Tie Trage einer wirkſamen Flußvertheidigung mitteld derartiger 
Kriegsfahrzeuge, vorzugsweiſe die DTeckung ber zeitweiſe den Operationen der 
Truppen und dem Schuß der Freitungen entzogenen Punkte der Ufer, ſowie 
die der Verhinderung militärifcher Operationen und Anftalten des Tyeindes 
auf dem Fluſſe ſelbſt follen durch dieſe erſte Probefahrt der äußerſt zweck⸗ 
mäßig gebauten Fahrzeuge günftig gelöst fein. 

30. April. (PBreußen.) Der Saifer gibt endlich zur Ein- 
bringung einer Vorlage an den Landtag betr. Aufhebung der Klöfter 
im ganzen Umfange der Monarchie mit einigen Ermäßigungen reſp. 
Ausnahmen, namentlich bezüglich des Orden? der barmberzigen 
Schweſtern, feine Einwilligung. 

30. April. (Preußen) Abg.Haus: genehmigt die von ber 
Regierung zugleich mit derjenigen über die Reorganifation der Pro- 
vinciallandtage eingebrachte Borlage betr. Organifation von Ber- 
waltungagerichten in den 6 dftlichen Provinzen der Monarchie. 


Das Geje im Ganzen ift ein unläugbarer Fortſchritt. Es werden 
bamit die ftreitigen Verwaltungsſachen in drei Inftanzen der Entſcheidung 
unabhängiger Behörden (Kriesausſchuß, Provincialverwaltungägericht und 
Dberverwaltungsgericht) unterbreitet; den Enticheidungen gehen Öffentliche und 
mündliche Verhandlungen vorher. In der Kreisordnung fehlte noch die oberjte 
Inſtanz, welche jet nach Art des Obertribunald gebildet werden joll. Nach 
der Kreisordnung beftanden die Provincialverwaltungsgerichte aus dem Re- 
gierungspräfibenten, bzw. deffen Stellvertreter, einem richterlichen Mitglied 
im Nebenamt und drei dom Provinciallandtag gewählten Laien. Der Res 

ierungspräſident wird jebt durch einen ſtändigen unabhängigen Direktor er: 
Veh; auch das tichterliche Mitglied foll, jobald fic die Geſchäfte entiprechend 
vermehren, feine Stelle als Hauptamt erhalten. Die Einrichtung einer bes 
fonderen, zur Verfügung des Minifterd des Innern und des Regierung?: 
präfidenten ftehenden Staatsanwaltſchaft bei den mittleren und oberen Ger 
richten ift von Commiſſion und Plenum abgelehnt worden. Die Verwal⸗ 
tungajuftiz nad) Maßgabe diejes Geſetzes wird zunächft nur praftijch in ben 
fünf odvinzen ber Kreisordnung, auch Hier aber bis zum Erlaß einer neuen 
Städteordnung mit Ausnahme der Stadtfreife und mit Ausſchluß der com» 
munalen Angelegenheiten in ben übrigen Städten. Gompetenzitreitigfeiten 
zwiſchen Derwaltungsgerichten und Verwaltung enticheibet daB Oberverwal⸗ 
tungsgeriht. Die Commilfion wollte bei biejer Gelegenheit auch von einer 
anberen Seite Brefche legen in ben Eompetenzconflittägerichtöhof, eine Inſti⸗ 
tution, welche insbeſondere in den 50er Jahren und in der Confliktszeit 
Gegenſtand vielen Aergerniſſes geworden iſt. Nach dem Commiſſionsvorſchlag 
ſollie dieſer Gerichtshof nur übrig bleiben für Conflikte zwiſchen Verwaltung 
und ordentlichen Gerichten, nicht auch für Conflikte zwiſchen ordentlichen Ge⸗ 
richten und Verwaltungsgerichien. Der Juſtizminiſter erklärt fich jedoch da⸗ 
gegen und das Haus gibt nach. Mit der zunehmenden Aengſtlichkeit des 
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Haufes, dad Minifterium könnte die neuen Verwaltungsgeſetze Icheitern Lafien, 
wählt augenfällig die Abneigung des Minifteriums zu irgend welchen Eon: 
zeifionen an das Haus. 

— April. (Deutfches Reich.) Während des ganzen Monats 
bat die Kriſis bezüglich einer angeblichen Bedrohung des allgemeinen 
Friedens die gefammte europäifche und nicht zum wenigften die deutſche 
Preffe in Thätigkeit gehalten, ohne daß die Öffentliche Meinung da= 
raus Flug geworden wäre, wer denn eigentlich den Frieden wirklich 
bedrobe. Allmälig ſcheint man ſich indeß zu der Meberzeugung hin⸗ 
äzuneigen, daß bie Beunruhigung der deutfchen Regierung über die 
Veberftürzung der NReorganifation feiner Armee Seitens Frankreichs 
durch fein neues Cadresgeſetz dazu den erſten Anftoß gegeben bat und 
daß dann die franzöfifche Diplomatie die Differenz zwifchen dem 
deutichen Reich und Belgien benübt habe und noch benüte, um 
Deutſchland zu verdächtigen und eine wirklich großartige Intrigue 
gegen dasfelbe an den verjchiedenen Höfen in’ Werk zu feben und 
in der Preſſe auf’3 eifrigfte zu fchüren. 

30. April. (Deutiches Reich.) Belgien beantwortet bie 
deutſche Note vom 15. d. M. im Wefentlichen dahin, daß bez. bes 
Falls Duchesne und der zugeitandenen dießfälligen Lüde in feiner 
Geſetzgebung die belgiſche Regierung feiner Zeit „die Beitimmungen 
prüfen werde, welche in Deutjchland und anderswo angenommen 
werben würden”, um diefelbe Lücke auch in ihren Strafgefeggebungen 
auszufüllen. Die officiöfe Prefje erflärt diefe Antiwort für eine reine 
Ausflucht. 

— April. (Deutfches Reich.) Der feit dem Ende des Krieges 
unternommene großartige Ausbau der Feſtung Meb ift weſentlich 
bereit3 zu Ende geführt. Deutjchland Tann nach diefer Seite Hin 
Frankreich gegenüber ruhig fein. 

— April. (PBreußen.) Die Lage der Fatholifchen Geiftlichen 
in der Provinz Pofen, welche überwiegend der polnifchen Nationa= 
lität angehören, wird eine immer bedenflichere und ſchwierigere. 


Nur wenige von ihnen Haben ben Muth, fi auf die Seite des 
Staates zu ftellen und die Sicchengefebe von 1873 und 1874 anzuerkennen ; 
fie werden in ihren Stellungen zwar vom Staate geichüht, müſſen aber bas 
mit büßen, daß fie in ihren Gemeinden wie geächtet daftehen und fogar In⸗ 
fulten auägejeßt find, wie e8 3. B. den Pröpftien Kubeczak in Xions und 
Kid in Kähme ergangen iſt. Einen andern freilinnigen Propft, Namens 
Melnik in SKoften, lieh die Gemeinde am erften Ofterfeiertage, ala er in der 
Kirche predigte, faft gar nicht zu Worte kommen, indem andauernd abficht“ 
lich gehuftet wurde, Yo daß er fich fchließlich genöthigt ſah, die Kanzel zu 
verlaffen. Die übertviegende Mehrheit der Geiftlichen gehorcht den Weiſungen 
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der geheimen päpftlichen Zelegaten, welche gegenwärtig bie Diöceſen Poſen 
und Gneſen verwalten, und kommt dadurch nicht allein in Conflikt mit den 
Staatsbehörden, fondern geräth auch in materielle Noth. Etwa 20 Dekane, 
welche ſich geiveigert haben, vor Gericht Ausfagen in Betreff der geheimen 
Delegaten zu machen, fiten ſchon jeit längerer Zeit im Gefängniffe und 
Haben auch gar keine Ausficht, dasſelbe jo bald zu verlaffen, indem ihnen 
erflärt worden ift, e8 werde die Zwangshaft jo lange gegen fie zur Anwen⸗ 
dung kommen, bis fie die gewünſchte Auskunft geben. Auch die Pröpfte 
(Pfarrer) befinden fi) in bedrängter Lage, indem die k. Commifjäre für die 
Verwaltung de3 Eirchlichen Vermögens in den Didceſen Pofen und Gnefen 
verlangen, daß fie über alle kirchlichen DBermögensangelegenheiten ihnen Be⸗ 
richt erjtatten und, falls dies nicht gefchieht, fie mit erheblichen Geldbußen 
beitrafen. Da dieſe aber I nicht bezahlt werden, jo fchreiten die Exes 
£utoren zur Pfändung, fo daß zahlreiche Pfarreien bereit3 ausgepfändet find. 
Bon den jüngeren Geiftlichen, welche entgegen den Kirchengeſetzen angeftellt 
und wegen geleßtvidriger Vornahme geiftlicher Pandlungen zu erheblichen 
Gelb:, eventuell Gefängnißitrafen verurtgeilt worden find, haben bie meiften 
e3 vorgezogen, fi) der Gefängnißftrafe durch die Flucht zu entziehen, und 
werden jtecfbrieflich verfolgt. Unzweifelhaft wird die Lage der Beiftlichen 
eine noch mißlichere werden, fobald ihnen erſt die Zufichüfle, welche fie bisher 
aus Staatämitteln erhielten, entzogen werden. ZTrogdem beharren fie bei 
ihrem Ungehorfam gegen die Kirchengeſetze und ſcheint zunächft auch gar feine 
Ausficht vorhanden, daß fie ihren Widerftand aufgeben. 


— April. (Bayern) Die ultramotane Preſſe tritt bereits 
mit großem Eifer in die Agitation für die bevorftehenden Neuwahlen 
ber II. Kammer ein. Dabei tritt da3 „bayerifche” und „patriotifche” 
Element mehr und mehr entichieden in den Hintergrund gegenüber 
dem „römiſch-katholiſchen“. Eo äußert fih 3. B. das von dem 
fath. Priefter Dr. Nittler redigirte „Fränkiſche Volksblatt“ aljo: 


„Feſt wie eine Mauer ſowohl gegen dad Preußenthum ala das libe⸗ 
tale Antichriſtenthum fteht nur der glaubenstreue, entſchieden römiſch— 
katholiſche, für die Kirche und den Hl. Vater begeiſterte Mann. Ihm 
allein dürfen wir vertrauen, ſowie wir umgekehrt in jeder Halbheit und Uns 
entjchiedenheit, in jedem Streben nad) Berföhnung unverjöhnbarer Ge: 
genfäße, in jedem Liebäugeln mit den Grundjägen nnd Tendenzen ber Gegen: 
partei unfern Feind, den Feind Bayern? und der Kirche, erkennen und be: 
Tämpfen müffen. Nur ein entichiedener und wie man zu fagen pflegt, in 
der Wolle gefärbter „Nltramontaner”, ber in Allem, was bie 
Religion betrifft, durh Did und Dünn mit dem Papfte und ber 
Kirche geht, und in deſſen Adern fein Tropfen preußenfreundlichen Blutes 
fließt, * ein verläſſiger Vertrauensmann des katholiſch-patriotiſchen Bayern⸗ 
voltes.” 


1. Mai. (Preußen) Sämmtlicje tgl. Kaflen ftellen in folge 
bes Sperrgejees die bisherigen Zahlungen an die fatholifchen Geift- 
lichen ein, außer an diejenigen, welche fich, fei es durch eine fürme 
liche Erklärung, fei es thatfächlich, den Staatsgeſetzen unterwerfen. 

1. Mai. (Preußen.) Abg.-Haus: Die Regierung legt dent- 
felben den Geſetzesentwurf betr. Aufhebung der Klöfler in Preußen 
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vor. Nach demfelben dürfen die der Krankenpflege gewidmeten Fld- 
fterlichen Gemeinfchaften auf Widerrnf beitehen bleiben; diejenigen 
Klöfter, welche Unterrichtsgwede verfolgen, follen binnen 4 Jahren, 
alle übrigen in 6 Monaten aufgehoben werden. Dem Geſetzesent⸗ 
mwurfe find umfangreiche Motive beigegeben. Der Schluß derjelben 
lautet: 

„... Es empfiehlt fich nicht, die Befeitigung der zur Zeit vorhandenen 
Niederlaffungen nur durch das Verbot der Aufnahme neuer Mitglieder all 
mählich herbeizuführen; es hätte eine derartige Beitimmung ein Mittel zur 
Umgehung des Geſetzes gewährt, Abgefehen nämlich davon, daß mährend der 
Zwilchenzeit von der Ginbringung des Entwurf in die Häufer des Land» 
tages bis zu feiner Verkündung in ber Geſeßſammlung eine Aufnahme zahl⸗ 
zxeicher neuer Mitglieder und damit ein Hinaugfchieben des Erlöfchend der 
einzelnen Niederlaffungen möglich bleibt, kommt in Betradht, daß in einer 
erheblichen Anzahl von Gongregationen die Gelübde überhaupt nur auf mehrere 
Jahre oder wenigſtens —388 auf Zeit und erſt ſpäter für immer abge: 
leiftet werden, und daß fich eine Controle darüber, wann die Zeitdauer der 
Gelübde der einzelnen, zu jeder Niederlaffung gehörenden Mitglieder abge: 
Yaufen, und ob nicht eine Wiederholung ber Gelübde zur Umgehung der 
Borichriften des Geſetzes ftattgehabt Hat, praktiſch nicht durchführen läßt. 
Endlich würde eine gejeßliche Beftimmung, welche da3 Aufhören ber Nieder 
lafjungen von dem allmählichen Ausfterben ihrer Mitglieder abhängig macht, 
auch einen Gegenſtand jorigefeßter Agitationen gegen dad Geſetz und für 
befien Abänderung bilden. Eine Derrängerung der Kechömonatlichen Friſt iſt 
dagegen bei denjenigen Orden, die ſich mit Unterricht beſchäftigen, geboten. 
Bei dem zur Zeit noch vorhandenen Mangel an weltlichen Lehrern und 
Lehrerinnen iſt es nothwendig, Uebergangsbeſtimmungen zu treffen, durch 
welche es möglich wird, das Intereſſe zu wahren, welches der Staat daran 
hat, daß jedem ſchulpflichtigen Kinde ber nothwendige Unterricht auch wirk⸗ 
lich ertheilt werben kann.... Eine dem Reichägefeg vom 4. Yuli 1872 8 2 
entiprechende Vorſchrift, nach welcher den Mitgliedern der aufgelöften Orden 
und Songregationen beitimmte Aufenthalt3orte verboten oder angewieſen wer: 
ben können, darf gegenüber dem Reichsgeſetz über die eeigligigfeit vom 1. 
November 1867 Hier nicht getroffen werden. Es wirb Sade der Reich: 
gejeggebung fein müljen, die nach biefer Richtung nothwen: 
digen Maßregeln anzuordnen. Zu den 88 2 und 3: Die Orden und 
Congregationen, welche fi) ausfchließlich ber Krankenpflege widmen, verbienen 
und geftatten eine abweichende Behandlung. Sie verdienen ſolche wegen ihrer 
überall da rühmenswerthen Leiftungen, wo fie fi), wie dieß inäbefondere 
auch in den leßten Kriegen ber Fall war, Lediglich dem Gebote der Erfüllun 
ber Nächftenliebe gewidmet haben und ferner widmen; fie geftatten ſolche, wei 
e3 nach den gemachten Erfahrungen eine Reihe von Llöfkexlichen Niederlaffuns 
gen der gedachten Art gibt, von welchen anerkannt werden darf, daß fie ſich 
in diefen Schranken gehalten unb e3 vermieden haben, daneben auch der För⸗ 
derung clericaler Intereſſen zu dienen... . 8 4 fpricht mit Rückſicht darauf, 
daß dem Geſetzentwurfe jedes fiscaliſche Motiv fern liegt, den Grundſatz aus, 
daß dad Bermögen deraufgeldften Niederlaffungen nicht bem Staate 
als herrenloſes Gut anheimfällt. Die Berantwortung für die Verwaltung 
de3 Vermögens und die Rechnungslegung ift entfprechend dem 8 10 bes Ges 
jees über die Verwaltung erledigter Bisthümer vom 20. Mai 1874 geregelt. 
Tie Beltimmung, dab die Mitglieder der aufgelöften Niederlaffungen aus 
dem Vermögen derjenigen, welchen fie angehört haben, erhalten werden, recht: 
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fertigt fich von felbft. Die Regelung ber definitiven Verwendung des Ber: 
mögen? fonnte fchon deßhalb einem fpäteren Geſetze vorbehalten bleiben. Eine 
ri wird mit Rüdficht auf die eben gedachte Beſtimmung erft nach Jahren 
in Trage fommen. Im gegentwärtigen Augenblide ließen fich auch allgemeine 
Grundfäße in diefer Beziehung nicht aufftellen, weil das dazu nothiwendige 
thatlächlicde Material, dem fie angepaßt werden müſſen, erft fpäter zu be 
Ichaffen fein wird. Webrigen® mag noch bemerkt werden, daB, fo we.t fi 
die Sachlage jetzt überfehen läßt, ber größere Theil der Niederlafjungen feine 
Corporationsrechte und alfo auch kein Vermögen befitt, über befien Schidjal 
das vorbehaltene Geſetz Beltimmnngen zn treffen hätte. Entweder ftehen die 
zum Unterhalt und zum Vortheil der Mitglieder verivendeten Vermögens⸗ 
maſſen einfchließlich der Realitäten im Privateigenthum einzelner Mitglieder, 
mitunter auch im Eigenthum von Biichöfen, Pfarreien und Communen, oder 
e3 handelt fi um ein mit jelbitftändiger juriftifcher Perjönlichkeit ausgeſtat⸗ 
tete Stiftungdgut. Dieſes Vermögen twird entweder den biöherigen Eigen: 
thümern zu belaflen, oder nach Maßgabe ber beitehenden gejehlichen Beitim- 
mungen in anderer Weile für den Stiftungszweck zu verwenden fein. Eine 
Ausnahme wird bei Stiftungen nur da eintreten, wo durch bie Stiftungs- 
urkunde die Mitglieder der geiftlichen Genoffenichaften mit dem Zwecke der 
Stifung und der vefüllung desjelben in eine derartige untrennbare Verbin: 
dung gefeßt find, daß die künftige Erreichung des Stiftumgszimeded durch die 
Entfernung der gedachten Perjonen unmöglich wird. Für ſolche nicht jehr 
zahlreiche Fälle Liegt, abgejehen von dem alle, wo ed fih um wirkliches 
Eorporationsgut Handelt, allein das Bedürfniß einer gejehlichen Regelung 
dor, welche aber, wie fchon bemerkt, nicht ohne die genaue Kenntniß des 
thatſächlichen Materials unternommen werden Tann.” 

Das Gejeb betr. Vermögensverwaltung Tatholifcher Kirchen= 
gemeinden wird in dritter Lefung mit 238 gegen 89 (ultramontane) 
Stimmen angenommen. 

3. Mai. (Preußen) Der Fürftbiihof von Breslau hebt 
durch Verfügung an dag Dontcapitel dag Knabenfeminar auf den 
15. Auguft d. J. ſelbſt auf. 

Der Dekan Rzezniewski wird vom Appellationgerichte Pofen 
wegen Berfündigung der Ercommunilation gegen ben Propft Kubac— 


zak in Xions zu 18 Monaten Gefängniß verurteilt. 


3. Mai. (Preußen) Abg.-Haus: Zweite Lefung des von 
dem (altfatholiichen) Abg. Petri eingebrachten Geſetzentwurfes betr. 
die Rechte der altlatholifchen Kirchengemeinſchaften an dem Firch- 
lichen Vermögen. Derjelbe twird burchberathen und angenommen. 


4. Mai. (Deutſches Reich.) Die Deputation mit der deut 
fchen und der bayerifchen Katholitenadreffe an den Papft geht von 
München aus nad) Rom ab. Diejelbe beiteht aus ca. 150 Perfonen. 
Die Unterfehriften find zahlreich, da die Latholifchen Pfarrer fich 
überall die Mühe gegeben Haben, dazu anzutreiben, fie zu fammeln 
und einzufenden. Die ganze Demonjtration macht indeß geringen 
Eindrud und entjpricht kaum den Erwartungen ihrer Urheber. 
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4. Mai. Württemberg.) II Kammer: Bei Gelegenheit ber 
Berathung des Cultusbudgets Elopft der fog. Eulturfampf au an 
die Pforten der jog. württembergifchen Cafe. 

Der ritterfchaftlicde Abg. v. Gemmingen interpellirt die Regierung 
über mehrere bedenkliche Ericheinungen, tie 3. B. die Ernennung bes Haup- 
te3 der württembergifchen Ultramontanen Stadtpfarrer Schwarz in Ellwangen 
zum päpftlicden Hausprälaten, gewifjermaßen zum Hohn des gemäßigten und 
borfichtigen Biſchofs Hefele, die Einführung eines — mit der 
Unfehlbarkeit des Papſtes in katholiſchen Volksſchulen und die Thätigfeit von 
140—150 Schulſchweſtern im Lande ſeit 1853 gegen bie gefeglichen Beſtim⸗ 
mungen. GultussMinifter Geßler erhebt ſich fofort, um Auskunft zu 
geben. Bezüglich des Stadtpfarrerd Schtwarz macht er die überrafchende Mit: 
theilung, daß bdemfelben die Führung bes päpftlichen Titels von der Negies 
zung unterjagt worden, nachdem er zuvor aufmerkjam gemacht worden tvar, 
daß er bie Regierungdgenehmigung nachſuchen müffe, dieje aber von Schwarz 
nicht eingeholt tworben war. Es ie die Regierung hat die Auszeichnung 
bes fanatifchen Stadtpfarrers durch den Papjt mehr noch als eine Heraus 
forderung an fie, denn ala eine Mißachtung des Biſchofs aufgefaßt: man 
wartete nur ein paar Tage, ob Schiwarz die Regierungserlaubnig nachſuchen 
werde und fchlug ihm diejelbe bann im Voraus ab. Jenes Religionzlehr: 
buch ferner, ſei nur an einigen höheren Schulen eingeführt, über Seine u: 
lälfigfeit werden im Eult-Minifterium noch Erwägungen angeftellt. Bezüglich 
der Schulſchweſtern ſei die Enticheibung des Reichs zu erivarten, ob jie dem 
Seluitenorden verwandt und daher zu unterdbrüden ſeien. Einſtweilen ſei 
angeordnet, daß feine neuen Berwendungen von Schulſchweſtern in Württems 
berg mehr Statt finden, die ablaufenden Verwendungen nicht erneuert werben 
dürten. Schließlich faßt der Abg. Schmid (katholifch, freiconſervativer Reichs⸗ 
tags: Abgeordneter) dag Reſultat der Debatte dahin zujammen, daß mit der: 
jelben denjenigen Elementen auf Seiten der katholiſchen Kirche, welche auch 
in Württemberg den tiehlichen Frieden durch Ueberfpannung des Bogeus 
ftören möchten, eine vornchmliche Warnung gegeben fei 


5. Mai. (Teutſches Reich.) Der beutfche Botſchafter in 
Paris, Fürſt Hobenlobe, ftattet dem franzöſiſchen Minifter des Aus— 
wärtigen vor feiner Abreife nach Deutichland feinen Abfchiedsbefuch 
ab und macht denſelben bei diefer Gelegenheit, wie es fcheint, auf 
die Confequenzen einer Fortjegung der bisherigen franzöſiſchen Rüft- 
ungen unter dem Borwande der Ausführung des neuen Gadres- 
geſetzes aufmerkſam. 

Die „Köln. Ztg.“ bringt darüber einige Tage ſpäter aus franzöſiſcher 
Quelle, wie ſie ſagt, Folgende Mittdeilung: „Der Herzog Tecazed, dem es 
nicht gelungen war, gewiſſe militäriiche Maßregeln rüdgängig zu machen, 
und der deßhalb nicht ohne Unruhe war, zumal er wußte, daß man aud in 
Peteröburg die übermäßigen Rüftungen Frankreichs nicht billige, erhielt am 
legten Mittrvoch den Abſchiedsbeſuch des Fürſten v. Hohenlohe, der ihm Be: 
treff3 gewifler Punkte Borftellungen machte und barauf hinwies, daß die Be: 
iehungen zwilchen Frankreich und Deutichland unter gewiflen Umſtänden 
— werden könnten. Es iſt mir unbekannt, was Herzog Decazes darauf 
erwiederte. Derſelbe ließ aber ſofort nach der Zuſammenkunft mit Hohen⸗ 
lohe einen Lärm-Artikel an bie „Times“ überſenden. Die Abſicht des Her: 
3098, ber im Voraus wußte, daß er den Marſchall nicht zu gewifſen Con: 
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ceffionen beſtimmen konnte, war, bie Öffentliche Meinung gegen Zeutichland 
erregen und auch auf den Raifer von Rußland einzuwirken, damit er fich 
bei feinem Aufenthalt in Berlin nicht von deutichen Ideen gewinnen lafle. 
Das Manöver bed Herzogs gelang jedoch nicht. Die Correſpondenz in ber 
Times“, anf bie er —3 Hoffnungen ſetzte, erſchien nämlich nicht in der 
von ihm gewollten Form. Er hatte gehofft. daß die Times“ die darin aus⸗ 
ebrüdten Anfichten als die ihrigen wmittheilen würben, während ba3 große 
ndoner Blatt fie ald ans franzöfiicher Duelle kommend bezeichnete und 
— ale fofort einſah, daß es fih um ein franzöfiicded Regierungdmanöver 
ndle.” 


5. Mai. (Preußen.) Cine Verfügung der Minifter des In⸗ 
nern und des Cultus befiehlt den Behörden, den nicht als „herge⸗ 
brachte” anzufehenden fogen. Jubiläums-Proceffionen die nach dem 
Vereinsgeſetze vom 11. März 1850 erforderliche polizeiliche Geneh- 
migung überall zu verjagen. 

5. Mai. (Preußen) Abg.Haus: Eine Konferenz von De- 
legirten aller Fraktionen, ausgenommen die der Ultramontanen, ver- 
Nändigt fi nach längerer Debatte über die unveränderte Annahnye 
des Kloſtergeſetzentwurfs. 

5. Mai. (Heffen.) Die Stadtverordnetenverfammlung von 
Mainz, dem Sibe des ftreitbaren Biſchofs Ketteler, entjcheidet fich 
mit 20 gegen 14 Stimmen für (confeffionglofe) Communaljchulen. 


6. Mai. (Deutſches Reich.) Der ruffiiche Botjchafter in 
London, Graf Schuwaloff, trifft auf der Reife von St. Petersburg 
en Berlin ein, wird vom Kaiſer und der Kaiſerin empfangen und 
fpeist mit beiden allein. Im Laufe des Tags hat er Konferenzen 
mit Fürſt Bismard, mit dem ruſſiſchen Botjchafter v. Oubril und 
am Abend wieder ınit Bigmard, worauf er feine Weiterreife antritt. 


6. Mai. (Deutjches Reich.) Lie Londoner „Times“ bringt 
einen ibr von Paris (Decazes?) zugefandten Allarm=-Artifel gegen 
Deutichland. 

Lie Ausführungen des Artikels befagen im Weſentlichen: Es Herriche 
in Paris eine „hartnädige, drüdenbe und peinliche Beunruhigung”, und ber 
Eorreipondent verfichert, daß „die ernſteſten Geifter an eine bevorftehende Ge: 
je, an eine latente Bedrohung glauben." Franzöfiſche und fremde Politiker, 
ie man alle für „mwohlinformirt* halten fünne, feien übereinftimmend in 
der Berficherung, daß Krieg oder Frieden von der Zufammenfunft des ruf: 
filden und deutichen Kaiſers abhänge. In Frankreich behaupte alle Welt — 
und ber Correjpondent glaubt es auch — daß die mächtige Militärpartei 
in Deutichland den Abſchluß eines fchlimmen Bündniffes beabfichtige, daß 
dieſe Partei in ihren Kaflen die berühinten fünf Milliarden fühle, durch 
deren Exrpreffung Bismard Frankreich” habe ruiniren wollen, und daß fie 
Belfort ala einen Born im eutichen Ya betrachte. Die deutiche Militärs 
partei betrachte überdieß die militärische Reorgantjation Frankreichs zwar 
nicht ala eine unmittelbare Bedrohung, aber ala die Vorbereitung einer furcht- 
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baren Kriegsmacht, die ſich mit anderen Staaten verbinden könnte. Anderer: 
ſeits können Deutſchlands Induſtrie, fein Handel, feine Finanzen, feine ſoci⸗ 
alen Berhältniffe den Druck der gegenwärtigen Militärmacht nicht länger 
aushalten. Wenn ed aber, um feinen Ruin abzumenden, enttwaffne, werde 
Frankreich in drohender Bereitichaft gerüftet daftehen. Um nun dieſem ges 
fährliden Dilemma zu entgehen, betrachte die deutjche Militärpartei den ges 
genwärtigen Moment ala befonderd günftig, um dem deutichen Reiche eine 
lange Periode des Gedeihens und des Friedens zu fern. Die Jüngfie Note 
an zelgien habe bewiejen, daß Deutſchland in diefem Moment noch die Frei⸗ 
beit habe, zu thun, was ihm beliebe. Es wird nadgutvelien gefucht, daß feine 
andere Großmacht fi) einem Krieg widerſetzen werde. Nur Cine Macht ber 
reite Echtvierigleiten, und biefe allein müſſe von Deutichland in Rechnung 
gezogen werden. Rußland allein müſſe von der Nothwendigkeit überzeugt 
iverden, für eine lange Zeit, wenn nicht für immer, den Störungen, bie 


“ immer wieder die Welt beunruhigen, ein Ende zu machen. 


Die „Times“ nennt den Artikel jelbft eine „franzöſiſche Vogelicheuche”. 
Tas Hindert aber nicht, daß bie Frinde Deutſchlands in und außer demſelben 
ſich mit großem Eifer auf denſelben ſtürzen, als ob ſie darau glaubten, um 
ihn gegen Deutſchland nach Kräften auszubeuten. 

6. Mai. (Preußen.) Der Fürſtbiſchof von Breslau, deſſen 
Prozeß auf Amtsentſetzung vor dem kgl. Gerichtshof für kirchliche 
Angelegenheiten ſchwebt, entweicht in den öſterreichiſchen Theil ſeiner 
Diöceſe. 

7.—8. Mai. Preußen.) Abg.-Haus: Erſte und zweite Le⸗ 
ſung des Kloſtergeſetzes. Cultminiſter Falk vertheidigt die Vorlage: 

Die Frage der Einbringung des Geſetes ſei lang und gründlichſt ers 
wogen worden; man Habe fich jchließlich gegen die Löſung der Frage durch 
Die Reichsgeſetzgebung entichieden. Eine Vorſchrift des Gelepes jedoch dürkse 
fi) nur von Reichawegen ausführen laffen; Hiefür werde die Regierung aud) 
dad Reich in Anſpruch nehmen. Der Minifter meist ſodann ach, daß die 
Borlage ber Berfaflung keineswegs zumiderlaufe, und daß Drden und Con: 
gregationen nicht unter da3 Dereinägeleh fallen. Der Erlaß des Geſetzes ſei 
ein Akt der Nothwehr des Staates zur Aufrechterhaltung feiner angegriffenen 
Autorität. Klöfter und Orben feien willige Werkzeuge jener Potenzen, welche 
den Umfturz des Staates mit allen Mitteln betreiben. Die Ueberziehung 
des proteftantifchen Nordens mit Klöftern fei ſyſtematiſch erfolgt zu dem von 
ben katholiſchen Parteiführern im Jahr 1851 ausgeſprochenen Zweck, den 
Proteftantiamus zu erftiden und die AA zu ſtürzen. Der Minifter 
rechtfertigt qieblid die Ausnahmebeſtimmungen für die Unterrichtsinſtitute 
und für die der Krankenpflege obliegenden Orden. 

Das Geſetz wird unverändert gegen die Stimmen ber Altra— 
montanen und der Abgg. Virchow, Dunder und v. Kirchmann an= 
genommen. 

Ebenfo wird das Altkatholitengefeß in dritter Lejung mit 202 
gegen 75 Stimmen angenommen. 

8. Diai. (Preußen.) Herrenhaus: bejchließt, dag Kloſtergeſetz 
fofort in pleno zu behandeln, das Altfatholitengefet aber durch eine 
Commiffion vorberathen zu Iaflen, und genehmigt auch feinerjeitß die 
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Ueberweifung von 41 Millionen Mark an die Provinz Schleswig⸗ 
Holftein. 

9. Mai. (Deutfches Reich.) Die für officidg geltende Wiener 
„Montagsrevue” erflärt fich gegen die von Frankreich aus geleitete 
Allarmirung der Öffentlichen Meinung Europa’z, 


ala ob Frankreich von Teutichland bedroht werde; die Eriftenz einer 
europäiſchen Börſen-Baiſſe-Pariei ericheine viel unbeftrittener als die Eriftenz 
einer preußischen Kriegspartei. Denn e3 jei gewiß, daß man, wenn man fich 
in diefem Augenblide Kriegabejorgnifjen hingebe, den Werth und die Bedeu⸗ 
tung be3 Dreitaiſerbündniſſes noch immer nicht ermeflen habe. Dieſes Bünd⸗ 
niß fei auf ber Bafis bes europäiſchen Friedens aufgerichtet, feine Grunde 
lage und jein Zweck feien, Europa vor neuen gewaltjamen Erichütterungen 
u ſchützen. Nichts fei thörichter al die Annahme, daß Teutichland fi) von 

bmacdjungen Losjagen follte, die ihm den vollen ungetrübten Beſitz der gro⸗ 
Ben Errungenichaften aus den Kriegsjahren und ben friedlichen Ausbau feines 
Staatsweſens verbürgten. Für den bermeintlichen Ehrgeiz Preußens jei nicht 
das geringfte Objekt und fein irgendwie erfennbares Ziel aufiweisbar. Sollte 
anbererjeit3 jemals die Wiedererſtarkung Frankreichs die Bergeltungsgedanten 
in den Bordergrund drängen, dann werde fich dad moralifche Gewicht der 
politifchen Verbindung der drei Kaiferreiche erweiſen, um auch in dieſem 
Falle Europa vor ben Gefahren eines neuen Krieges zu bewahren. 

9. Mai. (Preußen.) In verfchiedenen Orten der katholifchen 
Zandestheile bilden fich Vereine, um die Geiftlichen für die ihnen in 
Tolge des Sperrgeſetzes entfallenden Bezüge durch freiwillige Samm= 
lungen zu entichädigen. Die preußifche Regierung geftattet jedoch 
folche Bereine nur, foweit fie die Genehmigung des betreffenden Ober: 
präfidenten erhalten haben würden. 


10.—13. Mai. (Deutjches Reich.) Der Kaifer von Ruß« 
land trifft, vom Fürſten Gortfchafoff begleitet, auf dem Wege nad) 
Ems in Berlin ein. Die fünftliche Allarmirung der öffentlieen 
Meinung Europa’3 und die allgemeine Spannung hat ihren Höhe» 
punkt erreicht. Die Blaſe platt. Ehe der Zaar die preußiſche Haupt⸗ 
ftadt verläßt, empfängt er die hervorragenditen Mitglieder des diplo= 
matifchen Corps und erklärt ihnen: der Friede fei gefichert. Fürſt 
Gortſchakoff folgt dem Beifpiel feines Sonveraing: er richtet eine Mit- 
theilung gleichen Inhalts an die ruffifchen Geſandten im Ausland, 
deren Wortlaut er vor der Abjendung den Mitgliedern ber Diplo- 
matie in Berlin vorliest. Allmälig gewinnt man einigen Einblid 
in den Gang ber Kriſis. 


Die Geneſis und das politifche Reſultat derfelben dürfte Kurz jo bes 
zeichnet werden können: In Berlin wird fortwährend auf das franzöfiiche 
Gadresgejek als die erfte Urſache ber ganzen Verwicklung aufmerkfam gemacht; 
nach einem Halbofficiöfen Berliner Telegramme hat Fürſt Biamard bereits 
dor einigen Wochen an die deutichen Vertreter im Ausland behufs vertraus 
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licher Mittbeilung an bie betreffenden Regierungen ein Rundfchreiben über 
dad franzöfilche Gadresgejeg und die aus demjelben hervorgehenden erniten 
Befürchtungen für ben europäischen Frieden gerichtet. Damit wird voraus⸗ 
Fi die Verwicklung begonnen haben. Eine andere Halbofficiöfe Zar: 

ellung beftätigt die Nachricht von dem vertraulichen Bismarck'ſchen Rund: 
Ichreiben und fügt Hinzu, daß Rußland darauf den übrigen Regierungen ver⸗ 
traulich feine Neigung zum Eintreten für ben Frieden mittheilte. Die brei 
Mächte England, Defterreih und Italien tvaren damit einverftanden, Eng: 
land feinerfeits bot in Berlin feine „guten Dienſte“ zur Befeitigung der 
etwa mit Frankreich beftehenden Zifferenzen an. Gleichzeitig aber mahnten 
die Mächte gemeinjam in Paris zur Vorficht. Als jet der Haifer von Ruß⸗ 
land nad Berlin kam, konnte er nur bie friedfertigiten Eindrüde regiftriren 
laffen, was denn auch durch ein Zerubigumgälelegramm Gortſchakoff's an 
bie ruſſiſchen Geſandten geſchah. Auf England ſcheint man indeß in Berlin 
etwas gereizt zu fein; die ſeit Langer Zeit erſte Regung befjelben in ber con- 
tinentalen Bo itit war wenigſtens in jo weit ungeſchickt, als fie in Berlin 
offene Thüren einftieß. Das Treifaiferbündnig Hat jedenfalld nicht, wie 
Frankreich gehofft zu haben jcheint, eine Lockerung irgend welcher Art erfah« 
ren, fondern ift aus ber Kriſis augenfcheinlich vielmehr geftärft hervorgegangen. 
In Defterreich erklärte Graf Andraſſy dem englijchen Botjchafter bezüglich 
des Mediationdverfuchd Englands, daß er an eine Bedrohung des Friedens 
durch Deutichland nicht glaube und nie geglaubt Habe. Und was Rußland 
betrifft, jo befauptet die Nordd. Allg. Ztg. ſehr entichieden: In St. Peters⸗ 
burg haben die Allarmgerüchte über die von hier gehegten Kriegspläne feinen 
Glauben gefunden. Der Kaiſer Alerander ift nicht mit der Borausfegung 
hergelommen, daß Hier ein großer Brand zu Löjchen fei. Die Weberzeugung, 
welche der Kaiſer von Rußland einft in vorausſchauender Meisheit ausge: 
ſprochen hat, daß der Dreikaiſerbund den Frieden verbürge und eine Gefähr⸗ 
dung des Weltfriedend nur vorhanden ei, wenn Frankreich den Frieden brechen 
wollte, dieſe Meberzeugung Hat fich in dieſen Tagen befeſtigt. 


10. Mai. (Preußen) Abg.Haus: genehmigt dag Klofter- 
aufhebungsgeſetz in dritter LZefung mit 243 gegen 80 Stimmen. 

11. Mai. (Deutfches Reich.) Zufammentritt des Bundes⸗ 
raths. Derfelbe nimmt zunächſt die Wahl der Ausſchüſſe vor. 

1. Mai. (Preußen.) Abg.-Haus: genehmigt in wiederholter, 
in den Formen ber dritten Leſung vorgenommener Berathung den 
Gefeßentwurfs betr. die Aufhebung ber BVerfaffungsartifel 15, 16 
und 18. Dagegen jtimmen nur die Ültramontanen und der Abg. 
dv. Kirchmann. 

11. Mai. (Bayern) Biſchof Heinrich von Paflau f. 

12. Mai. (Preußen.) Abg.-Haus: Die Regierung beantragt 
die Wiederaufhebung der Beichlagnahme des Vermögens des ehema⸗ 
ligen Kurfürften von Heſſen. Eine Verpflichtung der Regierung zur 
Rechnungslegung befteht nach bem Geſetze von 1869 nicht. Der größte 
Theil des bisher mit Beichlag belegten Vermögens geht durch den 
Tod des Kurfürjten in das Eigenthum des preußifchen Staates über. 
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Es Handelt fich daher thatfächlich bei ber Aufhebung ber Beichlag- 
nahme wejentlih nur um eine Nenderung der Verwaltung. 


15. Mai. (Deutfches Reich.) Ber Kronprinz, der für ben 
Beſuch des Kaiſers von Rußland aus Italien nach Berlin gekom— 
men war, fehrt dahin zurüd. An demfelben Tage wird der in 
Stalien zurüdgebliebenen Kronprinzeſſin in Venedig jpontan eine 
großartige Ovation dargebradit. 

— Mai. (Preußen) Die KHlöfter fangen an, ihre Befih- 
ungen zu verlaufen. In denjenigen Didcefen jedoch, deren Bifchöfe 
vom Etaate für abgefebt erklärt find, macht es die Regierung von 
ihrer Einwilligung abhängig. 

19. Mai. (Deutſches Reich.) Bundesrath: Weimar ftellt 
den Antrag auf Verminderung der Matrilularbeiträge durch Er» 
höhung bejtehender oder Einführung neuer Neichafteuern. 


19. Mai. (Deutfches Reich.) Zufammentritt der ziveiten 
Eynode der Altkatholiten des deutichen Reichs zu Bonn. 


Sido Reintena eröffnet biefelbe. Geh. Rath v. Schulte erftattet 
Bericht über den gegenwärtigen Stand der altkatholiſchen Kirchengemeinjchaft 
in Deutſchland, Sof Zangen über die bereit3 verfaßten Entwürfe eines Re⸗ 
ligionshandbuchd und eines Katechismus, Prof. Reufch über den gedrudt vor- 
liegenden Entwurf eines deutjchen Rituals. Weiter werden Anträge verſchie⸗ 
dener Gemeinden über Gottesdienftordnung und gottesdienftliche Gebräuche 
diacutirt und im Welentlichen nach den Anträgen der Synodal-Repräfentan 
meift mit einer an Einſtimmigkeit gränzenden Mehrheit entichieden. Hierant 
tritt die Synode in die Berathung ber von Schulte vertretenen Anträge ber 
Eynobdal-Repräfentanz über eine Reform des kirchlichen Eherechts ein. Weber 
Anträge von Karlsruhe, Mannheim und Sädingen begugin des Colibats⸗ 
geſetzes wird die motivirte Tagesordnung der Synodal-Repräjentanz ange: 
nommen. Weber mehrere Anträge dogmatifchen Inhalts wird gleichfalls zur 
Tagesordnung übergegangen. 

Bezüglich der Frage des Colibats ſprachen von ben Geiftlichen Pro⸗ 
fefior Meßmer, Pfarrer Duren, Habler und Pilger für die Aufhebung, von 
den Laien Dr. Petri, Profeſſor Bauer und Rechtsanwalt Lützeler; Oberregie- 
rungsrath MWülfing, Regierung: Affeffor Thome und Pfarrer Öbertimpler 
wollten die Frage als eine inopportune vertagt wifjen, und Pfr. Hoffmann, 
Dr. Zangermann und Profefioer Reuſch ſprachen gegen bie Anträge. Die 
Synobdal:Repräfentanz Hatte bie Frage eingehend in N Situngen 
berathen und Geheimraih v. Schulte ein Öutachten berfabt, das er ber Sy: 
node vorlad und worin er erflärte, daß er felbijt ben Antrag auf Aufhebung 
zur paflenden Zeit ftellen würde, da ex überzeugt fei, daß diefer Schritt ber 
Bewegung nicht im Geringften, wie von mehreren Seiten geäußert worden 
war, jchaden werde. Aber augenblidlich fei die Trage nicht zu löſen, eine 
Diskuffion völlig zwecklos, da diefe mehrere Tage in Anipruch nehmen müßte 
und erft orfeagen zu erledigen feien, bie nicht von der Synode abhingen. 
Er wird in Kürze eine Shift veröffentlichen, worin der Nachweis geliefert 
wird, daß weder bie Concilien, nody die Päpfte ein Recht zur Aufitellung 
des Eölibatögejches gehabt und ba durch diefes die Kirche weientlich geſchä⸗ 
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digt worden ſei. Einen Gegenantrag Dr. Petri’s, eine Commilfion zu er: 
nennen, welche die Frage eingehend erörtere und ber nächſten Synode bie 
nöthigen Borlagen für Aufhebung bes Cölibats mache, befämpfte v. Schulte 
und verwarf die Synode. Folgende motivirte Tagesordnung wurde anges 
nommen: „Eine Erklärung über die allgemeine Frage der innern Berechtigung, 
ber Nũtzlichkeit oder Echädlichfeit, der Verbindlichkeit oder Nichtverbindlichkeit 
bes Cölibatägefeßes ift zwecklos. Tie praftiiche Frage, ob verheirathete Geiſt⸗ 
liche als Seelforger in altkatholiichen Gemeinden follen fungiren bürfen, ift. 
fo lange die gegenwärtigen Verhältniffe nicht weſentlich verändert find, zu 
derneinen.“ 


20. Mai. (Preußen) Herrenhaus: genehmigt in erfter Le= 
fung die Aufhebung der Verfaflungsartifel 15, 16 und 18. Die 
Veberweifung an eine Commiſſion wird mit 64 gegen 16 Etimmen 
abgelehnt. 

20. Mai. (Württemberg) Prinz Friedrich, der künftige 
Thronfolger, kehrt, nach mehrjährigem Aufenthalte in Berlin behufs 
feiner militärifchen Ausbildung, nach Stuttgart zurüd. 

21. Mai. (Preußen.) Die Regierung des Regierungsbezirks 
Münfter erläßt an jämmtliche Kreis-Schulinfpektoren folgende Ver: 
fügung:: 

„Auf Grund des Minifterialerlaffee vom 23, Febr. b. J. jehen wir 
una veranlaßt, fämmtlichen Geiftlichen die Betheiligung am Religionsunter⸗ 
richt in der Schule, ſoweit ſolche bisher noch ftattgefunden hat, hiermit zu 
entziehen und zu unterfagen, diefen Unterricht dagegen überall den betreffen⸗ 
den Lehrern, reip. Lehrerinnen zu übertragen. Emw. MWohlgeboren haben die 
Ihnen untergebenen Schulvorftände, für welche wir die nöthigen Abfchriften 
diefer Verfügung zu Ihrer Erleichterung me en, bievon ungejäumt zur Nach: 
richtung in Kenniniß zu feßen und die Aus übrung diefer unferer Anordnung 
zu überwachen.“ 

21. Mai. (Preußen.) Herrenhaus: genehmigt in erfter Be— 
rathung den Gejeßezentiwurf betr. Verwaltung des Kirchenvermögens 
der Tatholifchen Kirchgemeinden, jedoch nicht ohne weſentliche Ab- 
ſchwächungen gegenüber den Bejchlüffen des Abg.-Hauſes, namentlich 
auch darin, daß die urfprüngliche Beftimmung der Regierungsvor= 
lage, wonach der Drtöpfarrer der geborene Vorfitzende des Kirchen⸗ 
vorftandes hätte fein Jollen, wieder bergeftellt wird. 

21. Mai. (Helfen) Schluß der Seffion des Landtaga. Der 
Minifterpräfident verliegt eine kurze Anfprache: 


„Die Pflege derjenigen bürgerlichen Tugenden, ohne welche die neuen 
Derwaltunggeinrichtungen nicht gedeihen und dem Lande nicht zum Segen 
gereichen können, muß borzugsmeite bon der Volksſchule erivartet werden. Es 
war defhalb von großer Wichtigkeit, zugleich mit der Einführung der neuen 
Derwaltungsgejeße auch eine Reform des Volksſchulweſens ing Leben zu rufen, 
wie fie durch das betreffende Gejek angebahnt wird. Indem dieſes Geſetz den 
Grundſat feſthaͤlt und durchführi, daß die Leitung der Volksſchule dem Staat 
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obliegt, Hat es der Staatöverwaltung eine Verantwortlichkeit auferlegt, bexen 
fich die großherzogliche Regierung wohl bewußt ift. Singebent elben wird 
die Regierung fiel? ihr Augenmerk darauf richten, daß die Volksſchule ihren 
Aufgaben, unter welchen bie religiösfittliche Erziehung der Jugend obenan 
feßt, wie bisher und immer mehr Genüge leifte. Beſondern Dant fchuldet 
ie geoßh. Regierung dem Landtage für feine bereitwillige und beionnene 
Mitwirkung zu den Gefegen, durch welche die rechtliche Stellung der Kirchen 
und kirchlichen Bereine im Staate von Neuem geordnet worden iſt. Der Zu: 
ftand, in welchem fich biefer gerade in der heutigen Zeit ungemein wichtige - 
Theil des Öffentlichen Recht? im Groß m isher befunden hatte, 

der großh. Regierung bie unabweis flieht auf, in beroflungämä- 
Biger Weiſe gefeklich gültige und wirkſame Normen für bie egiehungen 
wiſchen Staat und Kirche wieberherzuftellen. Weil es fih hier um die Er: 
—* einer Pflicht handelte, durfte die großh. Regierung vor den Schwierig⸗ 
feiten der Aufgabe nicht zurückſchrecken. Aus demjelben Grunde wird die * 
Regierung auch durch die ie welche etwa dem Vollzuge ber —* 
noch in den treten, nicht abhalten Laffen, zu thun, was nöthig ik 
um den Beitimmungen der Geſetze Geltung au verichaffen. Sind die letzleren 
erft zur Durhfährung gelangt, dann werden auch Diejenigen, welche jet 
noch von der irrigen Meinung ausgehen, daß ein dem religidien und kirch⸗ 
lichen Leben feindjeliger erg durch Diele Geſetze zur Herrſchaft gelangt jei, 
fih von der Srundlofigkeit ſolcher Befürchtungen und zugleich davon über: 
zeugen können, wie Die Wieberherftellung einer feiten geſetzlichen Ordnung 
in dem Berhältniffe zwiſchen Staats: und Kirchengewalt auch den Kirchen: 
und Religionsgemeinschaften felbft zum Bortheil gereichen muß.” 


22. Mai. (Preußen.) Herrenhaus: genehmigt den Gejehes- 
entwurf betr. Aufhebung der Berfaffungsartifel 15, 16 und 18 in 
zweiter Berathung mit 68 gegen 25 Stimmen und das KHlofterauf- 
hebungs geſetz unverändert nach den Beichlüffen des Abg.=Haufes. 


@ultusminifter gar erklärt gelegentlich des erſteren Geſetzes, bes 
züglich der evangelijchen Kirche: Ich halte es allerdings für ein mit allen 
Kräften zu erftrebendes Ziel, daB die evangelifche Kirche verfafjungsmäßig 
unter Dach und Fach komme, weil ohne diele Vorausſetzung ihre freie Ent» 
widlung nicht möglich ift, und ich hoffe, Daß dieſes Ziel erreicht werden wird, 
daß die Intereffen der Kirche durch die Landesgeſetzgebung nicht gejchädigt, 
ſondern geförbert werden. Deßhalb bin ich den Weg gegangen, zunächſt die 
Berhältniffe jo weit zu regeln, als fie kirchlicher Natur find, und dann da⸗ 
mit vor die Landesvertretung zu treten. Derjelbe Weg joll weiter gegangen 
werben, es joll- wiederum die kirchliche Vertretung berufen werden, um auf 
ihrem Boden da3 zu regeln, was fie für den weiteren Ausbau für erforder- 
lich erachtet, und mit dem Gewonnenen foll wieder vor die Landesvertretung 
etreten werden. Es ift ein dringender Wunſch, daß die zu berufenbe Der: 
Tammlung fi aller in Betracht Tommenden Gefichtepuntte bewußt fei und 
ſich nicht durch eine einfeitige Auffaffung leiten laffe; aber das, was ber 
Graf Stolberg Drud nennt, Babe ich nirgends geübt, und es wird dieß eben 
fo wenig gegenüber der Generaliynode geicheben, als e3 gegenüber den Pro- 
vincialfynoden geichehen ift. Den Appell an die Generaliynode, Maß zu 
halten und bejonnen zu fein, werde ich aber überall ausſprechen, wo ich e3 Tann. 


23.26. Mai. (Deutfchland.) Abhaltung eine Congreſſes 
ber Sorialdemofraten in Gotha behufs Vereinigung der beiden großen 
Fraktionen derjelben. Von denfelben find 15,822 Lafialleaner durch 
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74 Delegirte und 9121 Gocialbemofraten der Eifenacher Richtung 
(Bebel-Liebtnecht) durch 56 Delegirte vertreten. Es wird ein gemein- 
fames Programm, unter Ausschluß aller Zeitungsreporter debattirt 
und feitgeftellt. Zu Vorfitzenden der Partei werden Hafenclever und 
Hartmann gewählt und Hamburg zum künftigen Vorort beftimmt. 
Die nunmehr vereinigte Partei führt den Titel: „Socialiftifche Ar⸗ 
beiterpartei Deutfchlandg“. 


17 vereinbarte neue, gemeinſame Aal bat folgenden eu Ba 
ex F un 


meiner ebellapiiät, m m — ehem m 5* 
vernun gemähen Bebürfniffen. In der —* a Geſellſchaft find die Arbeits⸗ 
mittel Monopol der Kapitaliftenklaffe; die bedingte Abhängigkeit 


der Arbeiterklafie ift die Urſache des Elends und er Knechtichaft in allen 
Hormen. Die Befreiung der Arbeit erimbent die Verwandlung ber an en 
mittel in Gemeingut der Gejellicha —— —— 
Geſammtarbeit mit gemeinnütziger —ã u 
Arbeitsertrags. Die Befreiung der Arbeit muß das der —e— 
ein, ber gegenüber alle anderen Klafſen nur eine realtionäre Mafſe find. 
non biefen Grundſaͤtzen ausgehend, erſtrebt die joctaliftiiche Arbeiterpartei 
Deutichl ands mit allen gejeglichen Mitteln ben freien Staat und bie ſociali⸗ 
file ſellſchaft, die Berbre um de ehernen Lohngejehes durch Abichaffung 
des Syſtems der Lohnarbeit, ufhebung ber Ausbeutung in jeder Geltalt, 
die Beſeitigung aller rei und politiichen Ungleichheit. Die focialiftif 
Arbeiterpartei Deutſchlands, obgleich zunächſt im nationalen Rahmen wirt 
Hr fich des internationalen Charakters ber Arbeiterbewegung bewußt, und ents 
\ctoffen, al alle lichten, melde en Den Arbeitern auferlegt, zu erfüllen, 
um bie Verbrüderung aller ‘Menjchen Wahrheit zu machen. Die focia: 
liftif e Arbeiterparter —— — —* um die hung ber ſocialen Fra 
anzubahnen, die Errichtung von ul ali iſchen —— 
ten mit Staatshülfe unter der beofati chen Gontrole des ar 
Die en leonften im für a vie und Aderbau in ſolchem Um: 
fang ind Leben zu rufen, daß aus iönen bi e ſocialiſtiſche Organifation ber 
Sefammtarbeit entfteht. Die Ya —— Deutſchlands ee 
al? Grundlagen ded Staates: 1) Allgemeines, gleiches, birelte® Wahl 
und Stimmrecht, mit geheimer und obligatorifcher Stimmabgabe aller Stant3: 
angehödrigen vom 20. Lebensjahre an —* alle Wahlen und Abſtimmungen 
in Staat und Gemeinde. Der Wahl⸗ ober Abftimmungdtag muß ein Sonn⸗ 
tag oder ein Feiertag fein. 2) Direkte gelebgebung durch das Bolk. Cent» 
ſcheidung über Krieg und Frieden durch das Boll. 3) 9 lgemeine De 
gutigteit. Volkötvehr am telle ber febenben Heere. 4) Abichaffung 
usnahmsgeſetze, namentlic) ber Preß⸗, Vereins⸗ und Berfommlungäglee 
überhaupt aller Geſetze, welche die freie Meinungsäußerung, das freie Den 
und Forſchen vänten, 5) Rechtiprehung durch daB Bolt. Anentgeltliche 
Rechtspflege. emeine und gleiche Volkserziehung durch den Staat. 
allgemeine Shutpiet Unentgeltlicher Unterricht in aflen —— 
Erklarung ber Religion zur Privatſache. — Die ſocialiftiſche gnrbeilrartei 
fordert innerhalb der heutigen Gefellichaft: 1) Mög: 
lichte Ausdehnung der politiſchen Rechte und heiten im Sınne ber obigen 
Forderungen. 2) Eine einzige progreffive Eintommenfteuer für Staat und 
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Gemeinde, anflatt aller beftehenden, insbeſondere der das Volt belafienden 
inbireften Steuern. 3) Unbeichränttes Gonlitionsrecht. 4) Einen ben Gejell: 
Ichaftsbebürfniffen entiprechenden Mormalarbeifstog. Verbot ber Sonntage: 
arbeit. 5) Verbot der Kinderarbeit und aller die Geſundheit und Gittlichteit 
{chädigenden Frauenarbeit. 6) Söupgeiehe für Leben und Gejundheit der 
Arbeiter. Sanitätlicge Controie der Arbeitertvohnungen. Uebermachung der 
Bergivere, ber Fabrik⸗ Werkftatt- und Haußinbultrie Durch von den Arbeitern 
gewählte Beamte. Ein wirffames Haftp — 52— T) Regelung der Gefängnik- 
arbeit. 8) Bolle Selbftverwaltung für ale Ärbeiterhülfs- und Anterftügungs: 


toffen. 
ift nunmehr fpigee: Die Partei Hat 
Ausſchuß und Controlcommiffion. 
feine Mitglieder Hafenclever unb Hart: 
ıffiee, Deroffi und Auer ala Sefretäre. 
eberwachungäbehörde bie Gontrollommif- 
an einem andern Orte ihren Sit haben 
de Jahr ift Leipzig als Siß derſelben 
we zählt fieben Milglieder, diejelben wer: 
n Sipes wohnenden Parteigenofien durch 
fpäteftena 14 Zage nach dem Schluffe 
I ufgabe ift die Prüfung aller vom 
njelben gerichteten Beicgwerben. Endlich 
und Eontrolcommiffion fungirt der Aus⸗ 
: and wird, wie auch biesmal zu Gotha 
3 für die Dauer eines Jahres bis zum 
Nitglieder fönnen an berichiebenen Orten 
ntrag entweder von 9 feiner Mitglieder, 
rolcommiffion durch feinen Borfigenden 
. _ P Tagen nach der Einberufung zujammen- 
treten. "Gr Hat über die Differenzen zwilhen Vorfiand und Gontrolcommife 
fion zu entideiben. Die Mitglieder beider Behörben Können feinen Sipungen 
beiwoßnen und auf Verlangen das Wort nehmen, find aber nicht ftummbes 
rechtigl. Soweit bie Außeren Umriſſe der neuen Organifation. Aus derfelben 
gr der vollfländige Sieg ber Eiſenacher föberaliftiichen über die 
erliner unitarifhe Richtung hervor. Die Derfaffung ber Partei zeigt 
eine oglarn durchgeführte Theilung der Gewalten mit ftarlen Garantien 
jen Mißbrauch derjelben tie gegen Dictatur. Die fiegenden Cifenacher 
Beben mit anerfennenswerthem Geſchick ben bisherigen Dictator ber Laffalles 
amer, Herrn Hafenclever, an der Spike bes Vorſtandes gelaffen, bie er freilich 
mit einem Andern theilen muß; das hindert nicht, daß der Einfluß des ohne 
Hin niemals bedeutend gerelenen Mannes vi vollſtãndig eliminirt if Ob 
die an ſich nicht ohne Verftand entworfene Konftitution dauern wird, vers 
mag heute Niemand zu jagen. Vermuthlich wird fie fi bewähren, jo Tange 
der materielle Drud der Zeit und bie poligeiliche Berfolgung bie Gocialbemo» 
kratie Einigkeit zwingi, lodern, wenn neue Reichthumszeiten mit Strike 
bergnügungen perſonlichen Ehrgeiz, Eitelleit und Neid innerhalb der Partei 
aufs — in dad Feld führen werden. Darin liegt denn freilich auch ſchon, 
daß ohne amborfesgefehene Fälle die Partei weder jemals zu Grunde gehen, 

noch zur Herrſchaft gelangen wird. 


3. Mai. (Deutfches Reich.) Die beigifche Regierung über - 
macht ber beutfchen Reicharegierung die Akten in dem Attentats-Fall 
Ducesne und will fih nunmehr boch dazu Herbeilaffen, die dies - 
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fällige Züde in der belgifchen Gejeßgebung auszufüllen, indem fie 
erklärt: 

„Ohne abzuwarten, daß andere Nationen in dieſem Sinne ihre Straf⸗ 
geſetze abändern, und ohne ihre Beichlüffe der Bedingung der Gegenfeitigfeit 
unterzuorbnen, hat die Regierung des Königs, über das, was fie veriprochen 
bat, hinausgehend, Ir entichieben, der Geſetzgebung baldigft eine Dispofition 
vorzulegen, nad) welcher die nicht angenommenen Anerbieten oder Vorjchläge, 
gegen eine Perfon ein ſchweres Attentat zu begehen, in gleicher Weife wie 
die Drohung mit einer fixengen Correktionsſtrafe beftraft werben jollen. Die 
neue Dispofition, zu welcher die belgifche Regierung heute aus freien Stüden 
die Initiative ergreift, entfpricht ihren Gefinnungen; fie wird, der Unterzeich- 
nete zweifelt nicht daran, von den legislativen Kammern günftig aufgenom: 
men und von dem Öffentlichen Bewußtſein ratificirt werden.“ 


25. Mai. (Preußen) Herrenhaus: Generaldebatte über die 
neue Provincialordnung für die 6 öftlichen Provinzen der Monarchie. 
Die vom Haufe angeſetzte Borberathungscommilfion hat die Vorlage 
der Regierung und den Entwurf, wie er aus den Beichlüflen des 
Abg.=Haufes hervorgegangen ift, ganz umgearbeitet und weſentlich 
umgeftaltet. 

Namentlich ift darin den Stadtkreifen die größere Vertretung genom⸗ 
men, bie Grund: und Gebäubefteuer, ſowie die Gewerbefteuer zur Hälfte von 
Provimialfteuerzufchlägen befreit, in gewiſſen Fällen das Erforderniß der 
Zweidrittelmehrheit wieder vorgeſchrieben, auch der proviſoriſche Charakter 
der Bezirksorganijation vollftändig tweggewilcht. Der Provincialausſchuß wird 
von I—23 Mitgliedern auf S—14 verkürzt, dagegen ſoll der Landesdirektor 
von Amtswegen Mitglied diejes Ausſchuſſes fein. Die Landräthe werden für 
wählbar in den Ausſchuß erklärt, da fie „wegen ihrer umjaflenden Stennt: 
niffe der Gemeindeveriwaltung gan bejonders geeignet find, um in die Bahnen 
der prodinciellen Selbftverwaltung einzutreten“. Dieſer Ausſchuß Toll 1 
indeffen nur mit den Gommunalangelegenheiten der Provinz befaflen; für 
die Zandesangelegenheiten werden bejondere Provincialräthe und Bezirtsräthe 
niedergeſetzt, beſtehend aus je 3 Regierungsbeamten und 4 Laien, welche für 
den Provincialrath vom Provincialausfchuß aus feiner Mitte, für den Bes 
zirtarat vom Provinciallandtage gewählt werben. 

Der Minifter des Innern, Graf Eulenburg, gibt dem Haufe 
die Zuficherung, daß er fich für die Annahme des Amendement3 der 
Commilfion im Abg.-Haufe verwenden werde. 

Das Haus nimmt ferner das Klofteraufhebungsgejek in zweiter 
Berathung unverändert nach dem Beichluffe des Abg.-Haufes und 
dag Gejeh betr. Vermögensverwaltung katholiſcher Kirchengemeinden 
in zweiter Berathung in einer Faffung an, welche die Beichlüffe der 
eriten Berathung denjenigen des Abg.-Haujes wenigſtens annäbert. 


27. Mai. (Bayern) Die Minifter des Innern und des 
Cultus erlaflen eine Verfügung, welche die von den Bilchöfen be⸗ 
reit3 angeordneten Zubiläumg-Proceffionen verbieten, jo lange bie 
Bilchöfe für die päpftliche Jubiläumsverkündigung das Tandesherr- 


Bas deuifige Heid und feine einzelnen Glieder. (Mai 28) 133 


liche Placet nicht nachgefucht Haben werden. Die Bilchdfe wollen 
fih dazu nicht Herbeilafien und ziehen e8 vor, auf jene Proceffionen 
lieber ganz zu verzichten. 

28. Mai — 2. Juni. (Deutfches Reich.) Beſuch des Kö—⸗ 
niga Oscar von Schweden am Hofe von Berlin. Derfelbe wird in 
Kiel, wo er landet, von der deutfchen Flotte begrüßt und in Berlin 
vom Kaifer mit großer Auszeichnung empfangen. Der König ift 
von feinem feiner Minifter begleitet, der Beſuch daher ala ein les 
biglich perfönlicher Schritt zu betrachten. Dennoch erkennt die fe 
fentliche Meinung beider Länder in demjelben eine entfchiedene, nicht 
zu verfennende Annäherung an Deutfchland, zumal die deutfchfreund:- 
Yiche Gefinnung des Königs ohnehin feftitebt. 

Gelegentlih einer militärifchen Feſtlichkeit fpricht der Kaiſer: Er⸗ 
lauben mir Eure Majeftät, in engerem militärifchen Kreife meinen Dank für 
daB erfictliche Interefſe auszuſprechen, da3 Sie für meine Armee bewieſen 
und welches beionders bei ber Befichtigung der Gardetruppen bervortrat. Im 
Namen diefer Truppen rufe ih: „ES lebe Se. Majeftät von Schweden und 
Rorwwegen. Hurrah!“ worauf König Oscar erwiebert: „Erlauben Eure Ma: 
jeftät, dab ich meinen Dank ausſprechen darf. Eure Majeftät haben mir von 
Jugend auf fo viele Beweife von Liebe und Tyreundfchaft erwieſen und in 
dieſen Zagen eine fo freundliche Aufnahme bereitet, Daß ich wünſche, bie 
Waffenbrüderſchaft unferer Armeen möge immer inniger werden und 
mit der Bereinigung unſerer Völker Hand in gand gehen. Der Kaiſer und 
König Preußen? Iebe — Bei einer andern Gelegenheit ſpricht der König 
auf's Unzweideutigfte ſeine Uebereinſtimmung mit dem Vorgehen Preußens 
und Deutichlands gegen bie ungemefjenen Anfprüche des römifchen Papites aus. 


23. Mai. (PBreußen.) Der Oberpräfident von Weftfalen for⸗ 
dert den Bifchof von Münſter ala Einleitung des Verfahrens auf 
Amtzentfegung vor dem kgl. Gerichtshof für Firchliche Angelegen- 
beiten auf, fein Amt freiwillig niederzulegen. Der Bilchof verwei- 
gert e8, der Aufforderung zu entſprechen. 

233.—31. Mai. (Preußen.) Herrenhaus: Specialdebatte eriter 
Berathung über die Provincialorbnung. Miniſter Graf Eulenburg 
fieht fi) veranlaßt, feiner Erklärung vom 25. d. M. gelegentlich 
der Generaldebatte eine abjchwächende Deutung zu geben. Das Haus 
fieht fich doch veranlaßt, in zwei Punkten bie Beichlüffe des Abg.- 
Haufe, entgegen den Anträgen der Commiffion, wieder berauftellen. 
Dagegen wird ein Vermittlungsantrag des Liberalen Bürgermeifters 
Hobrecht in der Hauptdifferenzfrage (das Laienelement des Provin= 
cialraths zu verftärten und diefen aus dem Oberpräfidenten, befjen 
Auftitiarius und 5 gewählten Mitgliedern zuſammen zu feßen) troß 
der Unterftügung des Minifter® mit 73 gegen 13 Stimmen abge⸗ 
lehnt. Bürgermeifter Forkenbeck erklärt fich ſcharf gegen die kleinlich— 
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bureaufratifche Art, wie bie ftädtifchen SInterefien den Ländlichen unter⸗ 
geordnet werden follen, und würde es vorziehen, Provincialrath und 
Bezirksräthe Tieber gänzlich zu ftreichen und es Hinfichtlich der Auf- 
fichtsinftang über Städte und Kreife wie der ganzen Landesverwaltung 
lieber vorläufig beim Alten zu belaflen. Das Zuftandefommen des 
ganzen großen Reformwerks ift durch die Beitrebungen des Herren⸗ 
baufes momentan fehr zweifelhaft geworden, zumal die Commiſſion 
auch bezüglich des Dotationd- und des VerwaltungsgerichtsGeſetzes 
wejentliche, für das Abg.-Haus kaum annehmbare Modifikationen 
beantragt. 

Der Kern dee Meinungsverfchiebenheit zwiſchen beiden Häuferu bei 
ber Provincialordnung liegt in der Behandlung der beiden getrennt zu ha 
tenden Geſchäftsgebiete: einerjeit? der Geſchäfte, welche vorzugsweiſe Die Bes 
un der Interefſen Der DetHeiligten zum Zwecke haben, und anberers 
eits der Geichäfte, die zur Handhabung bed Öffentlichen Recht? gehören. 
Nur die erfteren follen die eigenen Yngelsgengeiten der Kreide und vin⸗ 
cialverbaͤnde bilden; zur Verwaltun legtern ſoll nur eine ausgedehnte 
Laienmitwirkung ftattfinden. Das Herrenhaus will nun, daß von den in 
der Vorlage projektirten beiden Ausſchüſſen der Bezirksausſchuß wegfalle und 
gel bejonbere Räthe (Provincialratd und Bezirksrath) iin Wahrnehmung 

Angelegenheiten ber allgemeinen Landesverwaltung gebildet werben. 


29. Mai. (Deutjches Reich.) Die ad hoc nach Berlin ein- 
berufene Generalverfammlung des beutfchen Handelstags nimmt eine 
Refolution an, welche fich gegenüber dem Befchluffe der Reichstags- 
Juſtizcommiſſion entfchieden für Beibehaltung bejonderer Handels⸗ 
gerichte ausſpricht. 

29. Mai. (Baden) Der Bisthumsverweier Kübel wird, da 
er die wegen Anftellung der Neupriejter gegen ihn ausgeſprochene 
Geldſtrafe freiwillig nicht zahlen will, gerichtlich ausgepfändet. 

31. Mai. (Preußen) Ber Kaiſer genehmigt das Kloſter⸗ 
aufbebungsgefeg nach den Beichlüffen beider Häufer des Landtags. 


Derfelbe Hat folgenden Wortlaut: 8 1. Alle Orden und ordens⸗ 
ähnlichen Gongregationen ber Tatholifchen Kirche find vorbehaltlich der Bes 
ftimmung bes 5 2 von bem Gebiete der preußiichen Monarchie el er 
Die Errichtung von Nieberlafiungen derjelben ift unterfagt. Die zur Zeit 
beftehenden Niederlaffungen dürfen vom Tage der Verkündigung dieſes Ges 
ſetzes ab neue Mitglieder, unbeichadet der Vorſchrift des $ 2, nicht Faller 
men und find binnen ſechs Monaten aufzulöfen. Der Minifter der geift- 
lichen Angelegenheiten ift ermächtigt, dieſe Friſt für Niederlaffungen, die ſich 
mit bem Unterricht und ber Erziehung ber Jugend beichäftigen, um Tür 
beren Erſatz durch anderweite Anftalten und Einrichtungen Bet zu laffen, 
bis auf vier Jahre zu verlängern. Zu Leichen Bebufe kann — 2 auch 
nach Ablauf dieſes Zeitraumes einzelnen Mitgliedern von Orden und ordens⸗ 
ähnlichen Congregationen bie een gewähren, Unterricht zu extheilen. 
5 2. Niederlafiungen ber Orden orbensähnlichen Gongregationen, welche 
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ausſchli —— — Mr idmen, bleiben beftegen; 
* jederzeit 3 en is Ankin Aub ſind 
e Miniſter des — * er ai — 2 ngiege eiten ee ihnen 


derlafjungen —* —* und —** konn Ri der Ken t 


in ng und Bermaitunn zu nehmen. Der it ve — be⸗ 
anftragte Commiſſarius —2 nur Bi A gg Bere bean: die 


bon ibm zu legende Rechnung 
kammer in Gemäßheit der V —5 des de 10 Nr. 2 des Geſetzes vom 27. 
März 1872. Fe anberweite Verantwortung ober ngelegung Findet 
richt Statt. Aus dem Dermögen werben bie Mitglieder 
berlaffungen unterhalten. Die weitere Verwendung bleibt geſetzlicher Beftim- 
mung vorbehalten. 8 5. Dieſes See tritt am Tage feiner Verkündun 
im Kraft. Die Minifter bes Innern und ber geifllichen Angelegenheiten find 
mit der Ausführung bedfelben beauftragt. Dieſelben Haben insbeſondere bie 
näheren Beitimmungen über bie Ausübung der Staatsaufficht im Sinne bed 
8 3 zu erlaffen. 

— Mai. (Breußen.) Der Eultusminifter erläßt an die Pro- 
vincialbehörben allmälig die erforderlichen Weifungen bez. Auafüb- 


rung des Sperrgeſetzes. 

Namentlich weißt derfelbe daranf Hin, daß bie auf Grund der alten 
Maigeſetze einbehaltenen Staatsmittel für Bilchöfe und Dibcefananftalten an 
unter die Beflimmungen des Sperrgejeßes fallen und bes Karte die Zukunft 

bei Wiederaufnahme nur 206 die Beſtimmungen oten Gejehes in 
—* Iommen. Folglich konnen bie ne einbehaltenen Beträge jeit nicht 
mebr zur Dedung von Geldfixafen, welche von den Empfangäberechtigten zu 
erlegen find, perwandt werden. Ferner iſt zur Sehe De es a een 
— 5* de e abminiftrative Exekution in Fehlicger c Umlagen 
auch gu bel en ift, wenn bie Kirchenfteuer Hilfe zur Aufbrin- 
gung Rinientate bi er he oe u Einf Bed — — Ai 

afle dient, au er Geiftliche eine Bejoldung oder fon 

Emolumente te beziehen. i ® 

— Mai. (Breußen.) Die Verkäufe von Kloftergebäuden und 
Kloftergütern mehren ſich. Diefelben erfolgen vielfach an ultramon- 
tan gefinnte Abelige und zum größeren Theil zu fehr niedrig ge- 
ftellten Preifen. Die bisherigen Inwohner beginnen fich zur Ab- 
reife zu rüften, zum Theil nach Amerika, zum Theil in die benach- 
barten Theile von Belgien und Holland. 

1. Juni. (Breußen.) Abg.Haus: nimmt in brüter Lefung 
bie Vorlage betr. Aufhebung der Beſchlagnahme des Vermögens bes 
Kurfürſten von Hefien an und beichließt auf den Antrag der Petitiong- 
commifſton, bie Regierung zu Borlage eines Geſetzes über die Auf- 
bebung ber Eonfeffionalität der Kicchböfe aufzufordern, doch unter 
Streichung des Zuſatzes „in der nächſten Seffion”. 
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bureaufratifche Art, wie die ftädtifchen SInterefien den Ländlichen unter⸗ 
georbnet werden follen, und würde es vorziehen, Provincialrath und 
Bezirksräthe Lieber gänzlich zu ftreichen und es binfichtlich der Auf- 
fichtsinftang über Städte und Kreife wie der ganzen Landesverwaltung 
lieber vorläufig beim Alten zu belafien. Das Zuftandelommen des 
ganzen großen Reformwerks ift durch die Beitrebungen bed Herren- 
haufes momentan fehr zweifelhaft geworden, zumal die Commiſſion 
auch bezüglich des Dotations- und des Vertwaltungsgerichte-Gefehes 
wejentliche, für dag Abg.-Haus Taum annehmbare Modifitationen 
beantragt. 

Der Kern der Meinungsverfchiedenheit zwilchen beiden Häufern Dei 
dee Provincialordnung liegt in der Behandlung ber beiden getrennt gu da 
tenden Geichäftägebiete: einerjeit® der Gefchäfte, welche vorzugsweiſe bi 

tedigung der Interefſen der Setheiligten zum Zmede haben, und anderer 
eits Geſchafte, die zur Handhabung des öffentlichen Recht? gehören. 
Nur die erfteren follen die eigenen Angelegenheiten der Kreis- und Provin⸗ 
cialverbände bilden; zur Verwaltung legtern foll nur eine ausgedehnte 
Laienmitwirkung ftattfinden. Das Herrenhaus will nun, daß von den in 
der Vorlage projeftirten beiden Ausſchüſſen der Bezirksausſchuß wegfalle und 
wei bejondere Räthe (Provincialratd und Bezirkarath) zuf Wahrnehmung 
ber Angelegenheiten der allgemeinen Landesverwaltung gebildet werben. 


29. Mai. (Deutfches Reich.) Die ad hoc nach Berlin ein- 
berufene Generalverfammlung bes deutfchen Handelstag nimmt eine 
Refolution an, welche fich gegenüber dem Befchluffe der Reichstags⸗ 
Suftigcommiffion entjchieden für Beibehaltung bejonderer Handels⸗ 
gerichte ausſpricht. 

29. Mat. (Baden) Der Bisthumsverweſer Kübel wird, da 
er die wegen Anftelung der Neupriefter gegen ihn außgelprochene 
Geldftrafe freiwillig nicht zahlen will, gerichtlich ausgepfändet. 

3. Mai. (Preußen) Der Kaifer genehmigt das Kloſter⸗ 
aufbebungsgefeß nach den. Beichlüffen beider Häufer des Landtags. 


Derjelbe hat folgenden Wortlaut: 8 1. Alle Orden und ordens⸗ 
ähnlichen Gongregationen der Tatholifchen Kirche find vorbehaltlich ber Bes 
ftimmung bed & 2 don bem Gebiete dex preußiichen Monarchie ausgeichlofien. 
Die Errichtung von Niederlaffungen berjelben ift unteriagt. Die zur Zeit 
beftehenden Nieberlaffungen bürfen vom Zage ber Verkündigung dieſes Ges 
ſetzes ab neue Mitglieder, unbeichadet der Vorſchrift des 8 2, nicht aufneh⸗ 
men und find binnen ſechs Monaten aufzuldfen. Der Minifter ber geift- 
lichen Angelegenheiten ift ermächtigt, dieſe Yrift für Niederlaffungen, die In 
mit dem Unterricht und ber Erziehung ber Jugend beichäftigen, um 
deren Erſatz durch anbderweite Anftelten und Einri eit zu j 
bis auf vier Jahre zu verlängern. Zu gleichem Behufe Tann deriefhe and 

na nolauf biefes Zeitraumes einzelnen Dlitgliedern von Orben und ordens⸗ 
ähnlichen gregationen bie Ben ß getwähren, Unterricht zu extheilen. 
5 2. Niederlafjungen ber Orden ordenzähnlichen Gongregationen, welche 
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ausſchl —BA—— wibmen, bleiben ie Tönnen 
I — uch Tgl. Verordnung aufgehoben — en find 
fter des Innern und der —— ee. iten m tigt, ihnen 
bie Aufnahme neuer Anitglicher zu sehatten, © die forte jenben ie 

beslafhumgen bez Drben orbensägn! en find der Auffi 

unterworfen. $ 4. Das aufgelöften Atael 
fungen ber Orben unb ordenaäßnlicen ——— unterliegt nicht der 
durch den Staat. Die Stuntöbehörben haben dasſelbe einfiweilen 
ng und Verwaltung 


qau neßmen. Der mit der Vertvaltung bes 
anftnge —— iſt nur der vorgeſehten ‚ehbrbe beranttunntlich; bie 
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iglieber Nie 
ingen unterhalten. bleibt ji Beftims 
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in Kraft. Die Minifter des Innern umb ber r gel ftlichen Angelegenheiten fi 
mit ber Aus beafelben beauftragt. BDiefelben Haben insbeſondere bie 
näheren Beftimmungen über bie Ausübung der Staatzaufficht im Sinne des 
8 3 zu exlafien. 

— Mai. (Breußen.) Der Eultusminifter erläßt an die Pro- 
vincialbehörben allmälig bie erforderlichen Weifungen bez. Ausfüh- 
rung des Sperrgeſehzes. 

Namentlich weißt derſelbe darauf Hin, daß bie auf Grund bee alten 
Diaigelehe einbehaltenen Gtaatgmittel ia u chof 

Befnimmungen fallen 
wo erg nd Vie Dekim 
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En —x Br ehe welche von t 
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— Mei. (Preußen) Die Verkäufe von Kloftergebäuben und 
Kloftergütern mehren fich. Diefelben erfolgen vielfach an ultramon- 
tan gefinnte Abelige und zum größeren Theil zu fehr niedrig ge 
flellten Preifen. Die bißherigen Inwohner beginnen fich zur Abe 
zeife zu rüften, zum Xheil nach Amerika, zum Theil in die benach - 
barten Theile von Belgien und Holland. 

1. Juni. (Preußen) Abg.-Haus: nimmt in britter Lefung 
bie Vorlage betr. Aufhebung ber Beichlagnahme des Vermögens bes 
Kurfürften von Heſſen an und beſchließt auf den Antrag der Petitions · 
commiffion, bie Regierung zu Borlage eines, Geſetzes über die Aufs 
Hebung ber Gonfeffionalität der Kirchhofe aufzufordern, doch umter 
Streichung des Zuſates „in der nachſten Seffion“. 
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— uni. (Preußen) Hie und ba fangen einzelne katho⸗ 
Yifche Geiftliche an, die vom Sperrgeſetze verlangte Erflärung be. 
Unterwerfung unter die Stantsgefehe abzugeben. Soweit die Namen 
befannt werden, brandmarfen die ultramontanen Blätter die Be⸗ 
treffenden. 

An Oberfchlefien befinden fich unter ca. 800 Localſchulinſpek⸗ 
toren nur noch 28 Geiftliche, alle übrigen find von der Regierung 
nach und nach durch Weltliche erſetzt worden. 

1.—2. Juni. (Preußen.). Herrenhaus: genehmigt die Pro⸗ 
vincialordnung nach den von dem Abg.-Haufe wefentlich abweichen⸗ 
den bisherigen Befchläflen in der Gefammtabftimmung mit großer 
Mehrheit und ebenfo das Dotationdgefe und das Bertvaltungs- 
gerichtägefeg mit nicht ganz unmefentlichen Abweichungen von den 
Beichlüffen des Abg.Hauſes. 

2. Juni. (Preußen.) Abg.-Haus: fügt fich den Befchlüffen 
bes Herrenhaufes bez. des Gejebes beir. Vermögensverwaltung Ta- 
tholifcher Kirchgemeinden bi? auf die Beſtimmung, daß der Oris⸗ 
pfarrer nicht der geborene Vorfibende des Kirchenvorftandes fein dürfe, 
woran das Hau fefthält. | 

Zwiſchen der Regierung und ben einzelnen Fraktionen finden 
lebhafte Unterhandlungen über eine mögliche Verfländigung mit dem 
Herrenhaufe bez. der Provincialordnung ftatt. Der rechte Flügel der 
den Augfchlag gebenden nationalliberalen Partei ift dazu geneigt, 
aber es fcheint zweifelhaft, daß auch der linke Flügel die Hand 
dazu biete, 

3. Juni. (Bayern) Der König ernennt den, bis jekt für 
gemäßigt und friedfertig geltenden Pfarrer von Engelbrechtsmünſter, 
Tr. Schreiber, zum Erzbifchof von Bamberg. 

4. Juni. (Deutfches Reich.) Der Kaifer ertheilt dem Reiche» 
fanzler den von ihm nachgefuchten Urlaub auf unbeftimmte Beit. 
Die Staat3minifter v. Bülow, Camphaufen und Delbrüd werden 
mit feiner Vertretung betraut. Der Kaifer behält fich indeß vor, in 
befonderen Fällen fich auch während feines Urlaubs des Rathes des 
Reichskanzlers zu bedienen. 

4. Juni. (Deutfches Reich.) Bundesrath: bejchließt in Yolge 
des Antrags von Sachfen-Weimar bez. der Matritularbeiträge, zu- 
nächft zwei Gejekentwürfe betr. Erhöhung der Braufteuer und Ein- 
‘ führung einer Börfenfteuer außarbeiten zu Yaffen. 
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4. Juni. (Preußen.) Ein Erkenntniß des Obertribunals gefteht 
den Biſchöfen in partibus infidelium zwar bie bifchöflichen Rechte, 
darunter auch die Befugniß zur Firmung, zu, aber nur für den⸗ 
jenigen Bezirk, für welchen fle zu Bifchöfen ernannt find, alfo für 
den Bezirk in partibus. Dort haben fie dag Recht der Firmung wie 
alle anderen bifchöflichen Rechte, fofern fi) dort überhaupt Ehriften 
befinden und die Ausübung jener Rechte thatfächlic) möglich ift: 
treffen diefe Borausfegungen nicht zu, fo bat die Verleihung der bi⸗ 
Ihöflichen Rechte feine praftifche Bedeutung. 

6. Juni. (Deutfches Reich.) Der Kaifer geht zur Babdelur 
nah Ems. Ein Ausgleich zwiſchen beiden Häufern des preußiichen 
Landtags über die Provincialordnung, das Dotations- und das 
Verwaltungsgerichtsgeſetz fcheint demnach als gefichert angefehen zu 
werden. 

— Juni. (Heffen) Das durch den neugewählten Ausſchuß 
der Landesſymode verftärkte Oberconfiftorium trifft Einleitung, gegen 
diejenigen altlutherifchen Geiftlichen, welche fich der neuen evangeli- 
ſchen Slirchenverfaffung bebarrlich nicht unterziehen wollen, energifch 
vorzugehen. 

7. Juni. (Preußen) Abg.-Haus: Debatte über die vom 
Herrenhaufe modificirte Provincialordnung Miguel und Genoflen 
ftellen einen, im Wefentlichen mit dem im Herrenhaufe felbft von 
Hobrecht gejtellten, aber von jenem mit größter Mehrheit abgelehn- 
ten Antrage übereinftimmenden VBermittlungsvorjchlag, deffen An⸗ 
nahme zum Voraus ficher geftellt if. Dennoch gejtaltet fich die 
Debatte zu einer fehr lebhaften, theilweife fogar bitteren. Der Mi⸗ 
nifter des Innern, Graf Eulenburg, erklärt, die Anträge Miquel’s 
träfen in praftifcher Weife die richtige Mitte, jo daß die Regierung 
dafür mit Wärme im Herrenhauſe eintreten fönne. Die Anträge 
Miquel’3 werden angenommen; das ganze Geſetz ſchließlich in na= 
mentlicher Abftimmung mit 213 gegen 148 Stimmen (der Ultra= 
montanen, der Polen, des größten Theil der Fortſchrittspartei und 
eined Heinen Theils der Nationalliberalen). Diejenigen 88, welche 
den Hauptfächlichften Theil des Kampfes bilden, lauten nunmehr 
nach dem Antrage Miquel’3 und Gen.: 

8 62. Der Provincialcath befteht aus bem Dberpräfidenten, beziehung?» 
weile beffen Stellvertreter als Vorfikendem, aus einem von dem Minifter de 
mern auf die Dauer jeined Hauptamtes am Site des Oberpräfibenten er 


nannten höheren Bertwaltungsbeamten, welcher die in ung zum Richter⸗ 
amie befißt, beziehungsweiſe defien Stellvertreter und 1? von dem Provin⸗ 
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etalauzf ‚mi feiner Mitte gewählten Mitgliedern. Stellvertreter far bie 
letzteren Mitglieder werden in gleicher Belle aus der Re ber Piige 


ke Arien ui und deren Steltbertuet tern geiwäh 


barkeit ausgeſchlofſen find uber den im 8 47 Alinea 5 enannten Bene 
auch die Tg —X rigen Den auf die gewählten Mitglieder bes 
rovincialraths die Beſtimmungen 48— 51 finngemäße Anwendung. 
67. Bis zum Erlaſſe be &e — Ma die Organifation ber allgemeinen 
beäverivaltung wird für jeden Regierungsbezirk eis Bezirksrath gebildet. 
Derjelbe beſteht aus dem Regierungspräfidenten, beziehungsweiſe befien Stell: 
vertreter ald Borfigenden, auß einem von bem Minifter des Innern auf bie 
Dauer feines Pauptamie? am Sitze bed Regierungspräfidenten ernannten 
—5 Verwaltungsbeamten, welcher die — zum Richteramt ik 
— deſſen Stellvertreter, und vier von dem —e— a he 
Ice ve ten Mitglie Für die letzteren vier — — werden in gleicher 
iſe vier Stellvertreter gewählt. Bon der Wählbarkeit anäge| 
außer ben im 8 47, Alinea 5 genannten Beamten auch die beit 
Uedrigen einden auf nie ewählten Mitglieder bes Bezirksraths die Beflim: 
mungen u. |. w. 9. Sn Hüllen, welche feinen auf b zulaffen, i a der 
Regierun apart In f leicher Weiſe wie der Oberpräfi ($ 76), befugt, 
unter Buftimmun bes Bezirksraths für mehrere Kreiſe ober 4 7 Umfang 
nzen Bezirt gültige Polizeivorfchriften zu erlaffen. S (che Polizeis 
— bedürfen der nachträglichen Zuſtimmung des ——— 
Wird die Zuſtimmung nicht innerhalb ſechs Monaten nach dem Tage der 
Be ber Ft ertheilt, jo Hat der Oberpräfident biefelbe 
Rau fegen, und 8 106: Die Bertheilung ber ncialabgaben 
erfolgt gr e einzelnen Land: und Stadtfreife nach dem Ita hfiabe ber in 
ihnen auffommenben diretten Stantzfteuern mit Ausſchluß der Gewerbeſteuer 
vom Saufirgeiverbe. 


7. Juni. (Baden) Die Regierung unterfagt alle und jebe 
Yubiläumsproceffionen. 

8. Yuni. (Deutfchland.) Die Bebel’fche Fraktion der So⸗ 
cialdemokraten erflärt in einem Aufrufe aug Hamburg bie 1869 zu 
Eifenach gefchaffene Arganifation der „ocialdemokratifchen Arbeiter 
partei” in Folge ber in Gotha befchlofienen Einigung für aufgelöst. 
Uebrigens find nicht alle Socialdemokraten der Einigung beigetreten. 
In Hamburg exiftirt noch eine Separatgemeinde, welche dem Gothaer 
Congreß „ſchmachvolle, willfürliche Behandlung der Gegner” vor⸗ 
wirft. 

8. Juni. (Preußen) Abg.-Haus: nimmt das Dotationg- 
geje meist mit den Modiſikationen bes Herrenhaufes an und ebenfo 
das Verwaltungsgerichtsgeſetz, doch diefes nicht ohne Wiederherftellung 
der urfprünglichen Fafſſung des Abg.-Haufes in zwei wefentlichen 
Bunlten trotz bes Widerftanbes bes Regierungscommiflärs. 

10. Suni. (Deutfches Reich.) Bundesrath: Der Bevoll⸗ 
möchtigte ber Hanſeſtädte beantragt, der Bundesrath möge die Frage 
der Beibehaltung ber Handelsgerichte fofort in Erwägung ziehen, um 
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bie Vertreter der Bundesregierungen in die Reichsjuftizeommiffion 
in biefem Sinne zu inftruiren. 

10. Zuni. (Breußen.) Abg.-Haus: Der Finanzminiſter Camp 
haufen erflärt gelegentlich einer Bemerkung des Abg. v. Karsdorff: 
er glaube nicht, daß die Regierung daB beftehende Freihandelsſyftem 
ober vielmehr gemäßigte Schutzzollſyſtem verlaflen werde, um wieder 
zu den Schubzöllen zurückzukehren: er wenigſtens werde dazu nie- 
mals die Sand bieten. 

Herrenhaus: nimmt nach einer Rede des Eultusminifters Falk 
das Petri'ſche Altkatholiken-Geſetz in der Faffung des Abg.Hauſes 
einfach an und ignorirt die Arbeit ſeiner eigenen Commiſſion, die 
der Vorlage eine total veränderte Geftalt gegeben hatte, vollſtändig. 
Die Regierung, welche fih im Abg.-Haufe dem Gelee gegenüber 
völlig paſſiv verhalten Hat, nimmt bier, wo demſelben Gefahr droht, 
entichieden Partei für die Altkatholiken. 

10. Juni. (Preußen) Der Fürftbifchof von Breslau wird 
vom Kreißgerichte Birnbauım wegen Androhung und Verfügung ber 
großen Excommunikation gegen den Propft Kid in Kähmen zu 2000 
Mark Geldbuße, event. 133 Tagen Gefängniß verurtheilt. 

10. Juni. (Württemberg) II. Kammer: genehmigt das 


Ginführungagefeß zum Reichs⸗Civilehegeſetz. 
Der bei ber Gelegenheit erwartete Eulturfampf bleibt a A 
Dagegen beichlieft die Kammer, Die Regierung zu erfuchen, 
ng auf einen ſchleunigen Ausbau des materiellen echt8 —æ 
Miniſter von Mittnacht gibt Die —X — Auskunft über den Stand 
ber Frage und erklärt, die Regierung befinde fich mit der von der Kammer 
beantragten Bitte ganz auf dem Standpunkte der bayeriſchen Regierung; fie 
werde der Bitte bereitwillig nachlommen. Bon Intereſſe find die Erklaͤrun⸗ 
en eines katholiſchen Domcapitulard und eines evangeliichen Prälaten. Der 
Ratgolit erklärt, er wolle ber Regierung (bed Reichs oder des Staates? blieb 
unflar) das Recht, fo zu handeln, wie fie geiban, nicht beftreiten. Die Ki 
werde auch unter dem neuen —A— noch gine gedbee, wenn auch erſchw 
Aufgabe zu Löfen —— dieſelbe mit Liebe zu löſen beſtrebt 
ein. Der —ãA Praͤlat —* it ber erſten Nachricht von ber Eins 
hrung ber Civilehe ſei großer Söhreden unter die evangelifche Bevölkerun ing 
gefahren; aber biefe Bebenten ſeien durch die Bemühungen der Geiftlich 
— ae In bereits beginne man, bem Reichsge alle Gerschtigkeit 
fin. Da dürfe man, meint bet bg. bach die Bes 
an — Yale, Buben inecbe beiden Eonfeffionen unter dem Reichögefege nicht 
n iverden. 


— "uni. (Preußen.) Der Eultusminifter erläßt bezüglich 
der Aufnahme des jübifchen Religionsunterrichts in den Lehrplan 
dffemtlicher hoherer Schulen eine Verfügung an die Bropincial-Echul- 
collegien, in welcher e& beißt: 
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„Der Standpunkt, von welchem aus früher die Aufnahme des jüdi⸗ 
ſchen Religionsunterrichts in den Lehrplan öffentlicher höherer Schulen ab⸗ 
gelehnt wurde, kann gegenwärtig nicht meht feftgehalten werden. Demgemäß 
iſt bereits an nicht wenigen Gymnafien und Realfchulen bei genügender Zahl 
jüdifcher Schüler auf den Antrag der Synagogengemeinde bed Orts ein bes 
* jüdiſcher Religionsunterricht —8 und wird, wo die Verhältniſſe 
es Schullokals nicht eine andere Einrichtung nöthig machen, in ber Regel 
zu berfelben Zeit im Schulhauſe ertheilt, two der chriſtliche Religionsunter: 
richt ber betreffenden Klaffen ftattfindet. Die von den Tireftoren und Klafien- 
ordinarien zu übende allgemeine Aufficht erſtreckt ſich jelbjtverftändlich auch 
auf ben jüdischen Religionzunterricht. Als obligatorifch für alle die Anftalt 
befuchenden jüdifchen Schüler wird berfelbe nicht angejehen. Bon der Dualis 
er des von der Synagogengemeinde ala Religionslehrer Präfentirten 
at da8 Königliche Schulcollegium der Provinz ſich nähere Kenntniß zu 
verichaffen. Bei Tyeltftelung ber Genfuren feiner Schüler wird ber jüdiſche 
Religionslebrer augezogen und unterzeichnet diejelben an letzter Stelle aus⸗ 
brüclich als jüdifcher Religionslehrer. Was die Remuneration des Lehrers 
betrifft, jo gewährt bei den vom Staate unterhaltenen höheren Schulen die 
Anftaltslaffe einen Beitrag dazu, ein entfprechendes Ablommen ift meiften: 
theils auch bei den ſtädtiſchen Anftalten zwifchen dem Patronat und der Syna⸗ 
gogengemeinbe getroffen.” 

11. Juni. (Breußen.) Herrenhaus: nimmt nunmehr das Gejeß 
betr. Vermögensverwaltung der Fatholifchen Kirchgemeinden nach den 
legten Beichlüffen des Abg.=Haufes unverändert an. Die Pfarrer 


find demnach vom Borfit im Kirchenvorftand auägefchloffen. 

11. Juni. (Bayern) Die Regierung erläßt eine Verordnung 
betr. die bevorftehenden Landtagswahlen und trifft nach der ihr ge= 
jeßlich zuftehenden Befugniß eine theilweife veränderte Wahlfreis- 
eintheilung. Diefelbe ift den Liberalen günftig, den Ultramontanen 
ungänjtig. Die ultramontanen Blätter eifern daher gewaltig gegen 
diefe „Wahlfreisgeometrie”, die ihre Ausfichten allerdings wejentlich 
berabzuftimmen geeignet fcheint. 

12. Juni. (Breußen.) Herrenhaus: nimmt die Gefeße betr. 
Provincinlordnung, Dotation der Provinzen und Organifation der 
Derwaltungsgerichte nach den lebten Beichlüffen des Abg.-Haufes an. 


13. Juni. (Heffen.) Eine Landesverfammlung der deutichen 
Partei, in Frankfurt befchließt einen warmen Aufruf bez. der bevor⸗ 
ftehenden Landtagswahlen. Die Stimmung der Verfammlung ift 
eine mit der Regierung bez. der Ausführung ber Kirchengeſetze viel- 
fach ungufriedene, da ihr eine entweder fchwächliche, oder aber gegen- 
über den Ultramontanen von vornherein ausfichtlos vermittelnbde 
Haltung vorgeworfen wird. 

14. Juni. (Deutſches Reich.) Reichstags-Juſtizcommiſſion: 
bejchließt auf den Antrag von Dlarquardfen (Bayern), im Gegenjak 
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gegen den von der preußifchen Regierung mit Zähigkeit feftgehaltenen 
Zeugnißzwang der Zeitungsredakteure, als Zufat zu dem $, welcher 
von der rechtlichen Möglichkeit, dag Zeugniß zu verweigern, handelt, 
mit 16 gegen 7 Stimmen: 


„DBildet der Inhalt eines veröffentlichten Preberzeugnifies den Gegen- 
ftand einer Strafverfolgung, jo find Redakteure, Verleger und —* berech⸗ 
tigt, das Zeugniß über die Perſon des Verfafſſers, Herausgeber? und Einſen⸗ 
ders zu verweigern.“ 


14. Juni. (Preußen.) Herrenhaus: genehmigt in zweiter 
Behandlung die Aufhebung der 3 VBerfaffungsartifel 15, 16 und 18. 
Abg.“Haus: genehmigt das Gejeh über die Organifation der 
Berwaltungsgerichte ſchließlich nach den Beſchlüfſen des Herrenhaufes. 


Damit find die drei großen Geſetze zur Reform ber inneren 
Derwaltung in Preußen, die Provincialordnung für die Provinzen 
Ben, Brandenburg, Bommern, Schlefien und Sachſen vom 29. Juni 

dB. Is. das Seien, betr. die Berwaltungägerichte, vom 3. Juli ds. J3., und 
das Gejeh wegen der Dotation ber Provincial: und Kreisverbände v. 8. Juli 
d3. %8., definitiv zu Stande gebracht. Die halbamtliche „Prov. Correſp.“ 
ftellt die Grundzüge ber neuen provinciellen Geftaltung, wie fie fi) beſonders 
aus ber Provincialordnung und dem Botationägejehe ergibt, folgendermaßen 
ufammen: Die Provincialverfammlung Provinciallandtag) wird 
fortan aus Abgeordneten der Land» und Stadtfreife der Provinz beftehen. Tie 
Abgeordneten der Landkreife werben von den Kreistagen, die Abgeordneten ber 
Etabtkreife von Magiftrat und Stadtverorbnetenverfammlung in gemeinſchaft⸗ 
licher Sigung gewählt. Wählbar zum Mitgliede des Deovinclallandtaged 
ift jeder felbitftändige Angehörige des deutſchen Reiches, welcher da3 30. Le⸗ 
bensjahr vollendet Hat, fich im Befige der bürgerlichen Ehrenrechte befindet 
und jeit mindeftena einem Jahre der Provinz durch Srundbefig oder Wohn⸗ 
angehört. Die Abyeordnieten werden auf 6 Jahre gewählt. Der Pro: 
vinciallandtag wird von dem König alle 2 Jahre wenigſtens einmal berufen, 
außerdem aber, jo oft es die Geichäfte erfordern. Der k. Commiſſarius ift 
die Mittelöperfon bei allen Verhandlungen der Staatsbehörben mit dem Pro⸗ 
vinciallandtage. Die Sigungen des Provinciallandtages find Öffentlich. Für 
einzelne Gegenftände Tann durch beſonderen Beſchluß die Deffentlichkeit and: 
geiötofien werden. Ber Provinciallandtag ift berufen: I. über iejenigen 
ie Provinz betreffenden Gejegentwürfe, ſowie jonftigen Gegenftände, welche 
ibm zu dem Ende von ber Staatsregierung überwieſen werden, fein Gutachten 
abzugeben; I. ben Provincialverband zu vertreten und über die Angelegen= 
heiten desielben, fowie über diejenigen Gegenftänbe zu berathen und zu be= 
fliegen, welche ihm durch &k e oder k. orbnungen überwieſen find, 
oder in Zukunft durch Gejek überwieſen werden. Insbeſondere beſchließt 
der Provinciallandtag über ben Erlaß provincieller Statuten; über die Art 
und Bertheilung von Stantäleiftungen, welche von dem Provincialverbande 
aufzubringen find; über Die zur Crfüntung von Berpflicätungen oder im 
Sintere odinz erforderlichen Ausgaben, namentlich über die Verwen⸗ 
dung der dem Provincialverbande (due) dad Dotationägejeg) aus ber Staats⸗ 
kaſſe übertviefenen Jahredrenten und Fonds, ſowie über die Verwendung ber 
Einnahmen und des fonftigen Vermögens des Provincialverbandes, über bie 
Aufnahmen von Anleihen, bie Beräukerung von Grunditüden u. |. w. Die 
Aufgaben, welche ben Provinciallandtagen mit der Meberweifung der Dotation 
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„Der Standpunkt, von welchem aus früßer die Aufnahme des jüdi⸗ 
ſchen Religionsunterrichts in den Lehrplan öffentlicyer höherer Schulen ab: 
gelehnt wurde, kann gegenwärtig nicht mebt feftgehalten werben, Demgemäß 
ıft bereits an nicht wenigen Gymnafien und Realjchulen bei genligender Zahl 
jüdifcher Schüler auf den Antrag der eh des Orts ein bes 
* jüdiſcher Religionsunterricht angeſetzt und wird, wo bie Verhältnifſe 

es Schullokals nicht eine andere Einrichtung nöthig machen, in der Regel 
zu derſelben Zeit im ulhauſe ertheilt, wo der chriſtliche Religionsunter⸗ 
richt der betreffenden Klafſen ftattfindet. Die von den Direktoren und Klaſſen⸗ 
ordinarien zu Übende allgemeine Aufficht erſtreckt fich jelbftverftändlich auch 
auf den jüdifchen Religionzunterricht. Als obligatorifch für alle die Anftalt 
befuschenden jüdiſchen Echüler wird berfelbe nicht angejehen. Bon der Dualis 
ication des von der Shynagogengemeinde als Weligionslehrer Präfentirten 

t das nt Schulcollegium ber Provinz fi) nähere Kenntniß zu 
verichaffen. Bei Feſtſtellung der Genfuren feiner Schüler wird ber jüdiſche 
Religionslehrer zugezogen und unterzeichnet diefelben an letzter Stelle aus« 
brüdlich als jüdifcher Religiondlehrer. Was die Remuneration des Lehrers 
betrifft, jo gewährt bei den vom Staate unterhaltenen höheren Schulen bie 
Anftaltslafje einen Beitrag dazu, ein entfprechendes Abkommen ift meiften: 
theils auch bei den ſtädtiſchen Anftalten zwijchen dem Patronat und der Syna⸗ 
gogengemeinde getroffen.” 

11. Juni. (Preußen.) Herrenhaus: nimmt nunmehr das Gefet 
betr. Bermögensverwaltung der Fatholifchen Kirchgemeinden nad) den 
legten Beichlüffen des Abg.-Haufes unverändert an. Die Pfarrer 


find demnach vom Borfik im Kirchenvorſtand ausgeſchloſſen. 

11. Suni. (Badyern.) Die Regierung erläßt eine Verordnung 
betr. bie bevorftehenden Landtagswahlen md trifft nach der ihr ge= 
fehlich zuftehenden Befugniß eine theilweife veränderte Wahlfreis- 
eintheilung. Diefelbe ift den Liberalen günftig, den Ultamontanen 
ungünftig. Die ultramontanen Blätter eifern daher gewaltig gegen 
dieſe „Wahlfreiggeometrie”, die ihre Ausfichten allerdings wefentlich 
berabzuftimmen geeignet jcheint. 

12. Zuni. (Breußen.) Herrenhaus: nimmt die Gejebe betr. 
Provincinlorbnung, Dotation der Provinzen und Organifation der 
Derwaltungsgerichte nach den letzten Bejchlüffen des Abg.-Haufes an. 


13. Juni. (Heffen.) Eine Landesverfammlung der beutfchen 
Partei, in Frankfurt befchließt einen warmen Aufruf bez. der bevor⸗ 
ftehenden Landtagswahlen. Die Stimmung der Verfammlung ift 
eine mit der Regierung bez. der Ausführung der Kirchengeſetze viel» 
fach unzufriedene, da ihr eine entweder jchwächliche, oder aber gegen⸗ 
über den Ultramontanen von vornherein ausfichtlos vermittelnde 
Haltung vorgeworfen wird. 

14. Juni. (Deutiches Reich.) Reichstags-Juſtizcommiſſion: 
beichließt auf den Antrag von Marquardſen (Bayern), im Gegenjak 
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gegen den von ber preußifchen Regierung mit Zähigteit feftgehaltenen 
Zeugnißzwang der Beitungsredafteure, ald Zuſatz zu dem 8, welcher 
von der rechtlichen Möglichkeit, dag Zeugniß zu verweigern, hanbelt, 
mit 16 gegen 7 Stimmen: 


„Bildet der Inhalt eines veröffentlichten Preßerzeugnifies den Gegen⸗ 
fand einer Strafverfolgung, fo find Redakteure, Verleger und —* ⸗ 
tigt, das Zeugniß über die Perſon des Verfaſſers, Herauögeberd und Einſen⸗ 
der zu verweigern.” 


14. Juni. (Preußen.) Herrenhaus: genehmigt in zweiter 
Behandlung die Aufhebung der 3 Verfafjunggartifel 15, 16 und 18. 
Abg.Haus: genehmigt das Gejeh über die Organifation der 
Verwaltungsgerichte ſchließlich nach den Beſchlüfſen des Herrenhaufes. 


- Damit find die drei groben Geſetze zur Reform ber inneren 
Berwaltung in Preußen, die Provincialorbnung für die Provinzen 
Preußen, Brandenburg, Pommern, Schlefien und Sachen vom 29. Inni 
dB. %3., das Geſetz, betr. bie Verwaltungsgerichte, vom 3. Juli ds. Is., und 
das Geſetz wegen der Dotation der Provincial: unb Kreiöverbände dv. 8. Juli 
ds. Is., defimitiv zu Stande gebracht. Die Halbamtlide „Prod. Eorreip.“ 
flellt die Grundzüge der neuen provinciellen Geftaltung, wie fie ſich beſonders 
aus ber Provincialordnung und dem Eotationgefepe ergibt, folgendermaßen 
zufammen: Die Provincialvderfammlung (dev Provinciallandtag) wird 
fortan aus Abgeordneten der Land: und Stadtfreife der Provinz beftehen. Die 
Abgeordueten der Zandkreife werden von den Kreißtagen, die Abgeordneten der 
Stadtkreiſe von Magiftrat und Stadtverordnetenverſammlung in gemeinſchaft⸗ 
lider Sikung gewählt. Wählbar zum Mitgliede des Provinciallandtages 
ift jeder jelbftftändige Angehörige des deutfchen Reiches, welcher das 30. Le⸗ 
bensjahr vollendet Hat, ſich im Befitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindet 
und feit mindefteng einem Jahre der Provinz durch Srundbefig oder Wohn⸗ 
fi angehört. Die Abgeordneten werden auf 6 Jahre gewählt. Der Pro: 
vinciallandtag wird von dem König alle 2 Jahre wenigftend einmal berufen, 
außerdem aber, fo oft es die Geichäfte erfordern. Der k. Commiſſarius ift 
die Mitteldperfon bei allen Verhandlungen der Staatsbehörben mit dem Pro- 
vinciallandtage. Die Situngen des Provinciallandtages find Öffentlih. Für 
einzelne Gegenftände kann durch befonberen Beſchluß bie Oeffentlichkeit aus: 
geiegtoffen werden. Der Provinciallandtag ift berufen: I. über Diejenigen 

ie Provinz betreffenden Geſetzentwürfe, jowie fonftigen Gegenftänbe, tele 
im zu dem Ende von der Staatsregierung überwieſen werden, fein Gutachten 
abzugeben; II. den Brovincialverband zu vertreten und über die Angelegen- 

iten desielben, fowie über diejenigen Gegenftände zu berathen und zu bes 
ließen, welche ihm durch ee oder k. Verordnungen überwiejen find, 
oder in Zukunft durch Gefeg überwieſen werden. Insbeſondere beſchließt 
der Provinciallandtag über den Erlaß provincieller Statuten; über die Art 
und Bertheilung von Staatäleiftungen, weldde von dem Provincialverbande 
aufaubringen find; über Die zur Erfüllung von Verpflichtungen oder im 
nterefie Beni erforderlichen Auegaben, namentlich über die Verwen⸗ 
dung ber dem Provincialverbande (dureh) dad Dotationägejeh) aus der Staats⸗ 
kaſſe überwiejenen Jahresrenten und Fonds, jowie über die Verwendung der 
Einnahmen und de3 fonftigen Vermögens des Provincialverbandes, über die 
Aufnahmen von Anleigen, die Beräugerung von Grunditüden u. |. w. Die 
Aufgaben, welche den Provinriallandtagen mit der Neberweifung der Dotation 
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aus Staatsfonds zugefallen find, find zunächſt: Neubau von an We: 
en und Unterftütung des Gemeinde: und Kreiswegebaues, Berdrderung bon 
degmeliorationen, des Landarmen⸗ und Korrigendenweſens, Gürlorge und 
Gewährung von Beihilfen für das Irren:, Taubftummen: und Blindenweſen, 
Unterftügung milder Stiftungen, Rettung, Idioten⸗ und anderer Wohl: 
EB en, Leiftung von Zuſchüfſen für Vereine, welche der Kunft 
und Wiffenfchaft dienen, beögleichen für Öffentliche Sammlungen, welche Diele 
Zwecke olgen, Erhaltung und änzung don Landesbibliotheken, Unter: 
ge hung von Dentmälern u. w. Au ın find den Provincialverbänden die 
eliorationgfonbs und zwar zu Darlehen für dauernde Bodenverbefſerung, 
zu Waldanlagen, zu Verbefferungen des Wirthichaftsbetriebes u. |. w. wie 
auch die Zuſchüfſe zur Unterfigung niederer, landwirthichaftlicher Lehran⸗ 
ftalten übertwiefen worden. iter hat der Provinciallandtag die Wahlen 
um Provincialausſchuß, jowie die Wahlen zu deu für Zwecke der allgemeinen 
ndesverwaltung angeorbneten Behörden und Commiſſionen zu vollziehen. 
Der Provinciallandtag ift endlich befugt, Anträge und Beſchwerden, welche 
bie Provinz oder einzelne Theile derjel beizeffen, an bie Staatsregierung 
zu richten. Zum Zwecke der Verwaltung ber Ungelegenheiten bes Provin⸗ 
ctalverbandes wird für jede —* ein Provincialansſchuß befſtellt. 
Derſelbe beſteht aus einem Vorſitzenden und einer durch das Provincialſtatut 
[eRaufependen Zahl von minbeftend 7 bis höchſtens 13 Mitgliedern. Außer⸗ 
em ift der Landesdirektor Mitglied bes Provincialausichufie. Der Bor: 
figende und die Mitglieder des Provincialauzichuffes werben von dem Pro: 
vinciallandtage gewählt. Wählbar ift jeder zum Provinciallandtage wählbare 
Angehörige des deutſchen Br ausgeichlofien find der Oberpräfibent, die 
Regierungspräfibenten, ſowie jämmtliche Provincialbeamte. Die Ge ale bes 
Provincialausſchufſes find Folgende: der Provincialausfchuß bat die Beſchl 
bes Provinciallandtages vorzubereiten und auszuführen, ſoweit damit ni 
befondere Commiſſionen, Gommiffarien oder Beamte beauftragt find. Er hat 
ferner bie Angelegenheiten des Provincialverbandes, insbeſondere dad Der: 
mögen unb bie Anftalten desſelben nad) Maßgabe des vom Provincialland: 
tage feftgeftellten Haushaltsetats zu verwalten. Er Hat bie Provincialbe- 
amten zu ernennen, ſoweit die Ernennung nicht dem Provinctallandtage 
vorbehalten ift, und deren Geihäftsführung zu leiten und zu beauffichtigen. 
Endlich Hat der Provincialausfchuß fein Gutachten über alle Angelegenheiten 
abzugeben, welche ihm von den Miniftern oder bem Oberpräfidenten über: 
wiejen werben. Zur Wahrnehmung ber Befugniffe und Obliegenheiten ber 
Provinzen auf dem Gebiete der allgemeinen Landesverwaltung werden Pro: 
. vinciale und Bezirtzräthe eingeieht. Der Provincialvath befteht aus 
bein Oberpräfidenten (oder beiten Stellvertreter) ald Borfipendem, aus einem 
von dem Minifter des Innern ernannten höheren Berivaltungabeamten, wel 
cher die Befähigung zum Richteramte befigt (oder deſſen Stellvertreter), und 
5 vom Provincialausjchuffe aus feiner Mitte gewählten Mitgliebern (ober 
deren Stellvertretern). Provincialrath Hat vor Allem in höherer Inſtanz 
bei der Beauffichtigung der Gommunalangelegenheiten der iſe und 
meinden, bei der Beauffichtigung ber Schulangelegenheiten und bes Wege 
baues, nach näherer Vorſ it der Sreid:, Gemeinde:, Schuls und Wegeord⸗ 
nungen, mitzuwirken, ebenjo in denjenigen Angelegenheiten ber allgemeinen 
Banbeabermaltung, welche durch befondere Geſetze dem Provincialrathe über: 
iwiejen werden. Bis zum Erlaß des Geſetzes über die Organifation ber alls 
aa Sandesvertvaltung wird zu bemjelben Zwecke für jeden Regierung 
irt ein Bezirksrath gebildet. Derjelbe befteht aus bem Regierungspräfidene 
67 defſen Stellvertreter) ala Vorfitzendem, aus einem von dem Minifter 


ten 
des Innern ernannten höheren Derwaltungsbeamten, welcher die Befähigung 
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zum Wi (ober beffen Gtellvertreter), und 4 von bem SProbins 
Mitgliedern (oder deren Gtellvertretern). Der Ober ⸗ 
— if I unter Zuftimmung des ent — mehrere Ne 
Sar Madeehnung br onfasen 

riften zu erlaffen. Zur ung auf 
— ber communalen Probincialvertvnl wird ein Landesdireftor 
hauptmann) beftellt, Fa von bem inciallandtage auf minde· 
en 6 is böafen, 12 Jahre zu wählen ift. Der Sandesdireftor bedarf 
—RX Pe — ‚Het unter ber Auffiht bes Provins 
—— laufenden Geſchäfte der communalen Propincialverwaltung. 
Er ift der Dienfivorgelehte Kämmtticher Probincialbeamten. Ex vertritt ben 
eovincialberbanb nad außen in allen Angelegenheiten. Dem Landesdirettor 
nen nach näferer ‚Defimmun bes ‚Peovineiallanbtages zu wahlende obere 
Beamte mit beratl Stimme zugeordnet werden. Für 
die unmittelbare — und: Sir ung einzelner Anftalten, fowie 
für bie Mabenehmung a a beiten des Provincialverbandes 
tnmen Comm ire beftellt werden. Ueber alle 


tat hrt werde. Der Prodinciallandtag —— ee gen 
von en neialabgaben beſchliehen. Die Bertheilung ber Probincial- 
erfolgt auf die einzelnen Sand» und Stadtkreife nach dem Maßſtabe 
ber ihm ihnen auflommenden bireften Gtaatäfteuern mit Auẽsſchluß ber Ges 
er dom Haufisgewerbe. Die Aufficht über bie Verwaltung 
ber Angelegenheiten bes Provincialverbandes wird dom Oberpräfie 
benten, in höherer Inftanz von dem Minifter bes Innern geübt. Der Obere 
präfident ift befugt, an ben Berathungen des Probincialaußfchuffes und der 
Ferinikonmifienen Xheil zu nehmen. Der Oberpräfident ift befugt und 
verpflichtet, WBeichlüffe des Provinciallandtages, des Provincialausſchuffes der 
incialcommi| bes Probincialvatdes und ber Bezirfäräthe, welche 
beren Befugnifie überfchreiten ‚ober die Geſehe verleken, von Amtäwegen oder 
auf Deranlaffung des Miniſters des Juneru mit aufichiebender Wirkung ans 
ifechten und, ſofern eine ſchriftliche Eröffnung fruchtlos geblieben ift, über 
de Zuäfährung fofot bie Entſcheidung des Ober⸗ tum: t8 eine 
Fer ‚holen. Auf Antrag des Gtaatäminifteriums Tann ein dincials 
anbtag burch f. Verordnung aufgelöft werben. Es find fodann "eumahlen 
8 ıaten vom Zage ber Auflöfung an er 
ötte Landtag ift innerhalb 6 Monaten nad} er» 

1. — Durd) daB Geſeß über bie Dermaltungs 
teheibung ftreitiger Verwaltungsjacdhen, welche 
m zuftand, Iebiglich den Vertvaltungsgerichten 
teht am Amtafige des Landraths ein Kreiß- 
he ber — eingefegt iſi), für jeden 
Imtafige_be3 Regierungspraͤſidenten ein Bejirks⸗ 
ıu3 5 Mitgliedern, von wel 2 vom Könige, 
1g ernannt werden), für den gefammten Umfang 
in ein Ober:Berwaltungägericht eingele Die 
waltungsſachen werden auf ind mündlicer 
eien erlaflen. Die „Ben Corxeſp.“ bemerkt zu 
na im Auſchluß an Die obige Zufammenftellung 
Söftem ber Selbftverwaltung ind Beben treten, 
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wel nach dem Ausſpruche eines hervorragenden Abgeordneten (Miquel) 
„in Bezug auf die communale Selbſtiſtändigkeit jo weit gebt, daß die Anſprüche 
gar nicht höher geipannt werden können”, dab es fein Land ber Welt gibt, 
welches, joweit Beiehe dies vermögen, gleich viele Bürgichaften für bie 
ſchaft des Gejeges und für die Wirkſamkeit der Selbſtverwaltung gewährt, 
ala die in Rede ftehenden Geſetze. Was das Volk zu thun Hat, ift: zu Diejen 
Geſetzen die Charaktere herbeizuichaffen.“ 


15. Juni. (Preußen) Schluß der Seſſion des Landtags. 
Der Vicepräſident des Staatsminiſteriums, Finanzminiſter Camp- 
haufen, verliest die kgl. Botſchaft. Windthorft-Meppen (ultram.) 
fpricht dem Präfidenten feinen Dank für die unerfchütterliche Ruhe 
und große Unparteilichleit aus, mit welcher derjelbe die Geſchäfte 
geleitet habe. 


Die Seffion barf nach dem übereinftimmenden Urtheil aller Parteien 

ala eine der bedeutſamſten des preußiichen Landtages angejehen werden. Im 
Einzelnen gehen jedoch bie Urtheile ziemlich ſcharf audeinander, namentlich 
auf Seite ber Fyortichrittöpartei, während die Ratıonalliberalen Urſache haben, 
mit den erreichten Rejultaten zufrieden, bie verichiedenen conjerbativen Frak⸗ 
tionen aber mit denjelben wenigſtens nicht unzufrieden zu fein. So ſpricht 
bie Wiener „Neue Fr. Preife“, die zwar unbefangen, aber doch der preußi⸗ 
Ko Forſchrittspartei näher fteht ala den Nationalliberalen und die preußis 
Iche Regierung jedenfall nicht zu ſchonen gemeint ift, fich außnehmend be: 
friedigt aus, indem fie jagt: „Seit ben bewegten Tagen der Conflikt-⸗Epoche 
haben die preußiichen Kammerverhandlungen den Syernftehenden nicht To reiche 
liche Gelegenheit zur Discuſſion geboten, wie in ben verfloffenen Monaten. 
Mit gerechter Genugthuuug dürfen Staatsregierung und Volksvertretung in 
Preußen auf die Refultate der legislativen Arbeit zurückbliden, die eine auf 
päte Zeiten hinaus wirkende fegensreiche genannt zu werden verdient. Man 
iſt an leitender Stelle in Berlin der großen, bisher vernachläffigten Aufgabe, 
in Preußen felbft mit den Neften einer langen Junkerherrſchaft reinen Tiſch 
zu machen, bewußt geworden, und man fühlt ganz ernfthaft die Bedeutung 
der Thatjache, daß Preußen an die Spike Deutichlands getreten iſt. Der 
reformatorifche Geiſt durchdringt fichtlicd die Verwaltung des Königreiches, 
und er prägt fich ganz deutlich in ben zahlreichen Gejegen zur Hebung von 
Aderbau, Handel und Verkehr und noch mehr in der Provincial:Ordnung 
aus, welche die Kammern votirt haben. Die innere Verwaltungsreform, 
welche mit der SKreisregierung begonnen, ift in ber abgelaufenen Seſſion glüds» 
lich fortgefeßt worden, die Verwaltungs-Juſtiz bat durch Errichtung eines 
oberſten Verwaltungs⸗Gerichtshofes ihre ben Grundfägen des modernen Rechts: 
ſtaates entiprechende Krönung erfahren. Bedeutiamer aber ala die ſchätzeus⸗ 
werthen Rejultate der legislativen Neformarbeit zeigten fich die kirchenpoliti⸗ 
fchen Alte der preußiichen Kammern in der zu Ende gegangenen Selfion. 
Die preußische Regierung fchien bei der Menge ber ‚Dermaltungd-Gejegboriagen 
ſich mit der Vervollftändigung ber kirchenpolitiſchen Gefeggebung durch ein 
Supplement über Tirchliche Dermögensvertvaltung für diefe Seifion begnügen 
au wollen — da erichien die unerhörte Encyelica des Papftes vom 5. Febr. 
3. Is. welche die Maigefeße für null und nichtig erklärte und alſo die 

preußiſchen Stantsangehörigen katholiſchen Gluubens des Gehorjams gegen 
da3 Staatsoberhaupt entband. Bon diefem Augenblide an fielen die Schläge 
bes „Pfaffenhammers" Bismarck hageldicht und zentnerſchwer auf das Haupt 
der ultramontanen Hydra. Allen Gerüchten über Regierungsmüdigkeit, ners 
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vöfe Abſpannung, krankhafte Schlaflofigkeit des Kanzlers zum Trope erſchien 
der grimme Sagen in der Arena der Stämpfer, um bad Wort der efuiten: 
„Man muß Sott mehr gebuxhen als den Menjchen” zu illufteiren, die heuch⸗ 
lerifche Phrafe von der Stirchenverfolgung in ihrer inneren Wahrheit bloßzu⸗ 
legen. Daß „Sperrgefeg" — bie Einftellung der ftaatlichen Dotationen an 
die Biſchdfe — war Bismarck's erſtes Wort der Erwiederung. Bon Fulda, 
dem Grabe des heiligen Bonifacius, des Apoftela des deutſchen Volkes, ſchleu⸗ 
berten die preußifchen Biſchöſe ihre Adreſſe an den König hervor, und bamit 
war da3 Signal zum neuen Sampfe gegen ben ge Episcopat gege⸗ 
ben. Der Umſtand, daß der preußiſche Landtag eben verſammelt war, wurde 
von ber Staatsregierung benützt, um ihrer in lapidarem Style gegebenen 
Abfertigung ber biichöflichen Jmmediat-Eingabe an den König eine Maßregel 
folgen zu laffen von der größten Tragweite. Mit dem Sch e, welches Die 
Aufhebung der Artitel XV, XVI und XVII ber preußifchen — ung ver⸗ 
fügt, wurden jene drei Bollwerke hinweggeräumt, hinter welchen fich die ultra: 
montanen Widerfader feit Jahren mit eben jo viel Geſchick ala Glück ver: 
ſchanzt hatten. Die Rebellen gegen die Stantöhoheit hatten jebes Recht auf 
verfafjungsmäßige Garantie einer mit dem Wohle des Staates nicht mehr 
verträglichen Autonomie verwirtt. In greuben hat ber Staat ba? Auffichte- 

‚ das preiögegebene Ernennungs⸗, Vorſchlags⸗, Wahl: und Beftätigungs: 

bei Beſetzung kirchlicher Stellen zurüderobert. Allein die Seifion jollte 
nicht ſchließen, oöne durch das 288 auch den Ordensclerus und 
ſeine rieſenhafte Agitation für Preußen unſchädlich zu machen. So voll ieht 
fich in unſerem Nachbarlande ein geiſtiger Reinigungsprozeß, die Ausſchei⸗ 
dung ber ftaatsfeindlichen und in alle Ewigkeit die moderne Eultur befäm: 
pfenden Elemente au? dem gelunden Leibe des Landes. Es ift ein fchönes 
Stüd nationaler Gejehedarbeit, das die preußiiche Kammer hinterläßt, fegen?- 
reich für alle Zukunft. Als der preußiiche Landtag am 16. Jan. zufammens 
trat, zu einer Zeit, wo noch ber Reichstag feine Berathungen fortjehte, da 
hielt man bie anbrecdende Seifion nicht für bedeutend. ne er Landtag 
nicht von dem Könige in Perfon, fondern von dem Dice-Präfibenten des 
Staatäminifterinms eröffnet wurde, Bigmard den erften Berathungen ferne 
blieb, jchien dieſe Anficht zu beftätigen. Die officiöje Preſſe gab zu verftehen, 
man babe von einer Eröffnung buch ben Kaifer Abftanb genommen, um 
den in zu vermeiden, als ob es fi) auf dem Landtage um hervorragende 
Angelegenheiten handle. Allein die Sache fam ganz anberd. Die Agitationen 
der Glericalen und die Wedrufe des Vaticans erzeugten eine Situation, welche 
eine ganze Serie ber bedeutſamſten firchenpolitifchen Geſetze nothwendig machte 
und entftehen ließ, die wir ala das wichtigfte und werthvollſte Refultat der 
fünfmonatlichen Zhätigfeit des preußifchen Landtages betrachten bürfen. Der 
Zandtag aber hat diesmal die allgemeine Meinung binterlafien, daß er fürs 
wahr die Geringſchätzung nicht verdient, welche ſeit der Eonftituirung des 
dbeutichen Reichatages mitunter über ihn laut zu werben pflegt; daß er viel: 
mehr den Beruf hat, in erfter Linie die Aufgaben des beutichen Staates zu 
zu Löfen und allen beutichen Gemeinweſen bie Bahn zu weiſen und zu bre= 
hen.” Dagegen meint die fortfchrittliche Berliner Gorrefpondenz: 
„zie von Anfang an mangelhafte Tiipofition ber Regierung in Berbindung 
mit der zu bewältigenden Fülle von Arbeiten hat diefe Sikungsperiode für 
bie unmittelbar Betheiligten zu einer ber mühevollften gemacht. Inter der 
Neberhänfung mit Detailarbeiten, der großen Zahl von Plenar⸗ und Com: 
milfionäfigungen litt die einheitliche und Üüberfichtliche Führung der Geichäfte. 
Die Mitglieder der Commiffionen verloren die Yühlung mit ihren Fraktionen, 
die Fraklionen ſelbſt Löften fich in Folge mangelnder Vorbereitung in den 
Plenarverhandlungen auf. Zugleich erkrankte derjenige Mann (Laser), wel⸗ 
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cher bisher zufolge feiner xaftlojen Thätigfeit und unermüdlichen Arbeitskraft 
noch am Meiſten im Stande geweſen war, Einheit und PBlanmäpigfeit im 
Geichäftsgang aufrecht zu Halten. Die große Mehrzahl der Abgeordneten 
wird erſt in den beginnenden Ferien im Stande fein, die Gelee, welche in 
biefer Seifion zum Abſchluß gebracht worden find, vollftändig fennen und 
würdigen zu lernen. it der inneren Auflöjung des Abgeordnetenhaufes 


wuchs ber Einfluß der einzelnen Minifter auf das Haus; zugleich gewann 
Fürſt Bismard durch die befannte von ihm extrahirte Cabinetsordre über 
die 


orbereitung und Erledigung der Geichäfte im Collegium des Staatz- 
minifteriums einen ftärferen Einfluß auf die einzelnen Refforts, Fürſt Bid 
mark felbft machte im Laufe der Seifion für die innere Politik eine ent- 
Ichiedene Schwenfung nach rechts. Die VBerwaltungsreformgefege wurden in 
Folge deſſen nicht in der Geſtalt vorgelegt, wie fie urfprünglich in den Fach—⸗ 
minifterien vorbereitet waren (Ausdehnung auf die weltlichen Provinzen). 
Ein entſchiedenes Veto ded Staatsminifteriumd trat der Abficht der Mehrheit 
des Abgeordnnetenhanfes entgegen, ſobald dieſe principielle Aenderungen vor: 
nehmen wollte (Bejeitigung der Regierungspräfibdenten, Bedingungen der Be 
(ötubfäbigteit der Verwaltungsgerichte ꝛc.). Das Abgeorbnetenhaus ſuchte 
urch zunehmende Nachgiebigkeit das Miniſterium feſtzuhalten. Das Herren⸗ 
haus, ermuthigt einestheils durch dieſe Nachgiebigkeit, anderstheils durch die 
der altkonſervativen Partei von Seiten des Fürſten Bismarck geſpendeten 
Irundchoftsverf cherungen, drängte über die urſprünglichen Regierungsvor⸗ 
agen weiter nach rechts. Nur zu gern ließ fi dad Minifterium drängen 

ovincialordnung). Die Dehrbeit des Abgeordnetenhauſes folgte ihm auch 
jebt. So ſchließt denn die politifche Saijon dergeſait ab, daß einerſeits Hr. 
v. Kleiſt-Retzow mit der Feudalpartei einem großen organilchen Geſetze 
Regierung wieder zuſtimmen kann, während die Fortſchrittspartei fich in ber 
bisher gemeinſchaftlich vollzogenen Verwaltungsreform von der allzu weit 
nad) recht? geführten natianalliberalen Partei trennte und zu einer oppofis 
tionellen Haltung zurüdfchrte.“ 

— uni. (Preußen) Die Regierung befchließt, das vom 
Staat |. 3. errichtete Convict für Tatholifche Theologie-Stubdirende 
an der Univerfität Bonn mit Schluß des gegenwärtigen Semeſters 
aufzuldfen, dagegen die Einrichtung zu treffen, daß kath. Theologen 
theils unentgeltlich, theil® gegen geringen Preis Wohnung und Koft 
in einem Gebäude erhalten, wo fie nicht unter geiftlicher Leitung, 
fondern nur unter der Aufficht der akademiſchen Behörden ftehen 
werden, während im Haufe ein Hausmeifter allein fungiren wirb. 
Mit diefem Schritt ift der Heerd ausgelöſcht, von dem alle Intri⸗ 
guen und Machinationen unter den Studirenden ausgingen. 

Der Bilchof von Paderborn muß feine nternirung in der 
Stadt Wefel wieder mit der Feſtung Wefel vertaufchen, um auch 
den dritten Monat der gerichtlich über ihn verhängten Strafe wegen 
feines Hirtenbrief? vom vorigen Jahre abzubüßen. 

Ein Refeript des Cultugminifters verfügt, daß ein Eintreten 
der Givilgemeinden für die den Pfarrern zc. durch dad Sperrgeſetz 
entfallenden bisherigen Bezüge nach dem Geſetz vom 14. März 1865 


grundfählich nicht zu geftatten fei. 
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16.— 18. Juni. (Bayern.) Sie in Erlangen verfammelte 
bayerijche Paſtoral-Conferenz fpricht fi) in ihrer Mehrheit entfchie- 
den und unzweideutig für das Reich auch in dem ihm aufgenöthigten 
Kampfe mit Rom aus und für Hinnahme der daraus für die pro— 
teftantifche Kirche nur vorübergehend fich ergebenden Conjequenzen. 


17. Juni. (Deutſches Reich.) Eine Note des deutjchen Ge— 
fandten in Brüffel fpricht der belgifchen Regierung die Befriedigung 
aus bez. ihrer Erklärung vom 23. Mai, mit dem Beifügen: 

„die Regierung des Kaiſers hoffe von ber gleichzeitigen legislativen 
Berhandlung über diefen Gegenftand in Zeutichland und in Belgien einen 
wohlthätigen Einfluß auf das öffentliche Bewußtjein im Allgemeinen, ſowie 
auch auf die Entwidlung bes Völferrechts, und hoffe gern, daß die Wieber- 
fehr von Einmifchungen belgischer Unterthanen in bie inneren bentihen Eon: 

itte verhindert werde in Dderjelben verlühnlichen Gefinnung guter Nachbar: 
&aft, von welcher Die Regierung Str. Maj. des Königs von Belgien in bem 
Falle Duchesne einen jo dantenswerthen Beweis gegeben Habe.“ 

— Juni. (Bayern.) Die allgemeine Agitation fiir die be- 
vorftehenden Landtagswahlen ift bereit? in vollem Fluß. Die beiden 
großen Parteien, die vereinigte liberale und die patriotifch-ultramon- 
tane, erlafien ihre Aufrufe an die Parteigenoflen. 

17. April. (EElſaß-Lothringen.) Eröffnung des neuen Lan— 
besausfchufles. Von 30 Mitgliedern haben ſich 29 dazu eingefunden. 
Die große Mehrzahl derfelben Huldigt entfchieden gemäßigten Ge— 
finnungen. Der Oberpräfident v. Möller eröffnet die Verſammlung 
mit einer fehr mwohlwollenden Rede. Der Alterspräfident, Bürger: 
meifter Ylurer von Saarunion, 

dankt Namens der Berfammlung dor allem für deffen „Initiative zur 
Schaffung der Inftitution des Landesausſchufſes“ und meint ferner: ex babe 
den Sant der Berfammlung auch an eine höhere Stelle zu richten, an das 
Oberhaupt des Staates, an Se. Majeftät den Kaiſer, twelcher in jo gnädiger 
Weiſe den Wünfchen der Bezirkövertretungen entiprochen habe. „Wir hegen 
bie Hoffnung”, fo fchließt der Redner, „dab das Reich ung bald würdig 
fi wird, unfere Angelegenheiten in nicht zu ferner Zukunft in unfere 
eigenen Hände zu legen.“ 

18. Juni. (Preußen.) feierliche Enthüllung des Denkmals 
auf dem Schlachtfelde von Fehrbellin, „gewillermaßen der Wiege 
der Monarchie”, durch den Kronpringzen. 

20. uni. (Deutſches Reich.) Der Erzherzog Albrecht von 
Defterreich bejucht den Kaifer Wilhelm in Ems. Der Bejuch wird 
allgemein als ein Symptom von nicht zu verkennender Bedeutung 
angeſehen. 

20. Juni. (Preußen.) Ultramontane Exceſſe in Rheine 
(Weſtfalen). 
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maliger Aufforderung. Nicht genug biermi 


ng des bezüglichen Barageapfen des Strafgefeßbuchee die Menge auf, 


22. Juni. (Deutfches Reich.) Da auch der zweite vom Reichs⸗ 
eifenbahnamt ausgearbeitete Entwurf eines Reichgeifenbahngefeßes nicht 
nur von Seite eine großen Theils ber Öffentlichen Meinung, fon- 
dern auch von Seite ber Regierungen mehrerer größerer Bundes⸗ 
ftaaten auf lebhaften Widerſpruch ftößt, fo fieht ſich das Bunbdes- 
fanzleramt genöthigt, die Ausarbeitung eines neuen Entwurfs auf 
veränderter Grundlage anzuordnen. 


24. Juni. (Deutjches Reich.) Das Berliner Kammergericht 
verurtheilt in II. Inſtanz den ehem. deutjchen Botſchafter in Paris, 
Grafen H, dv. Arnim, wegen vorfäßlicher Beifeitefchaffung amtlich 
anvertrauter Urkunden zu neunmonatlicdem Gefängniß, wovon ein 
Monat durch die Unterfuchungshaft ala verbüßt erachtet wird. Uns 
terichlagung und Vergehen gegen die öffentliche Ordnung erflärt das 
Urtheil als nicht vorliegend. 

25. Suni — 6. Juli. (Breußen.) Der Eultusminifter Falk 
macht eine Rundreife in der Rheinprovinz und wird dabei in ben 
Städten, wie Köln, Bonn, Düffeldorf, Aachen ıc., überall mit leb⸗ 
baften und zum Theil geradezu großartigen Demonftrationen ge= 
feiert, jo daß feine Reife einem wahren Triumphzuge gleicht. 

Diefe Erjcheinung gerabe in derjenigen Provinz, die als die Domäne 
bed finfterften Ultramontanismus gilt, Tann zwar nicht Darüber täufchen, 
daß die Majorität ber Bevölkerung ber Provinz unleugbar nach wie vor 


ultramontan gefinnt ift, aber fie zeigt ehenſo unläugbar, daß bie eher 
der gebildeten Bevölkerung in den Städten, bie berufenen Vertreter derſelben 
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ber Kern der Bürgerfchaft in dem groben A Ram gegen | die erneuerten 
prüche Roms entichieden auf Seite ber hen. Es if das nas 
merklich auch das Nrtheil der unbefangenen attee des Auslandes 

26. Juni. (Preußen) In dem gegen bie fämmtlichen ka⸗ 
tholiſchen Vereine Berlins von der Regierung in Folge des Atten⸗ 
tats Kullmann gegen den Reichskanzler eingeleiteten Prozeſſe wird 
vom Berliner Stadtgerichte nur einer verurtheilt, die andern werben 
freigefprochen. 

28. Juni. (Deutfches Reich.) Der Kronprinz des beutfchen 
Reiche und von Preußen Hält in Swinemünde eine große Flotten⸗ 
revue ab. Diefelbe zeigt den auch vom Auslande zugeftandenen ge= 
waltigen Fortſchritt, den die Entwicklung der deutfchen Flotte, na⸗ 
mentlich auch unter der Leitung des (Marineminifters) General von 
Stoſch, in letter Zeit gemacht Hat und fortwährend macht. 

28. Juni. (Preußen) Ein in Köln, offenbar ala Gegen- 
demonftration gegen die neuliche Opation für den Eultusminifter und 
die Regierung in ihrem Kampfe wider Rom, beabfichtigter Fackelzug 
zu Ehren des Erzbiſchofs wird von der Regierung verboten. 

30. Zuni. (Preußen). Die Regierung befiehlt den Behörden 
die Geheimhaltung der Namen derjenigen Pfarrer, welche, um den 
Folgen des Sperrgefeßes zu entgehen, ihre Unteriverfung unter bie 
Staatsgeſetze erklären. 


1. Zuli. (Preußen) Das fog. Sperrgefeb gegen die Staats⸗ 
zuſchüſſe an die Tatholifche Kirche findet nunmehr durchweg feine 
Anwendung Die an diefem Tage fälligen Gehaltsraten der Bi- 
fchöfe, Domcapitel, Pfarrer ꝛc. werden nicht ausbezahlt, außer wo 
ber Betreffende feine Unterwerfung unter die Staatsgeſetze erflärt. 
Die Zahl folder fol fich allmälig mehren; öffentlich genannt aber 
werden ihrer verhältnigmäßig nur wenige. 

1. Zuli. (Helfen) Die Kreisämter werden von der Regie- 
zung angewiefen, feinen katholiſchen Pfarrer in die mit der Pfarrei 
verbundenen Beneficien einzuweifen, der nicht allen Forderungen der 
neuen Kirchengeſetze genügt hätte. 

2. Zuli. (Deutjches Reich.) Der Kronprinz begibt fih zum 
feierlichen Leichenbegängniß des verftorbenen Kaiſers Ferdinand nach 
Wien, wo er mit dem Großfürften Thronfolger von Rußland und 
dem Kronpringen von Italien zufammentrifft. Das Leichenbegäng- 
niß geftaltet fich dadurch zu einer Art neuer Beftätigung des Drei« 
kaiſerbündniſſes. 


⸗ 
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4. Auli. (Prenpen.) Der Kaifer vollzieht das Alttatholiten- 
geſetz. Dasſelbe hat folgenden Wortlaut: 


8 1. In denjenigen Tatholifchen Kirchengemeinden, aus welchen eine 
erhebliche Anzahl von Gemeindemitgliedern einer altkatholiſchen Gemeinichaft 
beigetreten ift, wird die Benußung des kirchlichen Vermögen? im Berwals 
tungswege bis auf Weiteres nach Maßgabe der folgenden Beftimmungen 
geordnet. 8 2. Ber altkatholifchen Gemeinſchaft wird der Mitgebrauch der 
Kirche und des Kirchhofes eingeräumt. Sind mehrere Kirchen (Kapellen 
u. f. w.) vorhanden, fo fann eine Gebrauchatheilung nach beftimmten Ob: 
jetten verfügt werden. Die nämliche Ge ranefheitung findet bezüglich ber 
tirchlicden Geräthichaften ftatt. Iſt der alttathotiichen meinfchaft die Mehrs 
beit der Gemeindemitglieder beigetreten, jo fteht der Gemeinjchaft der Mit⸗ 
gebrauch der Stirche in den zur Abhaltung des Hauptgottesdienftes herkömm⸗ 
lich bejtimmten Stunden, bei mehreren Kirchen der Gebrauch der Hauptkirche 
u. 83. Tritt ein Pfründeninhaber der altkatholiichen Gemeinjchaft bei, 
I bleibt er im Befig und Genuß der Pfründe. Bei Erledigung der Bfründe 
wird diefelbe im * des 8 2 Abf. 3 der altkatholiſchen Gemeinſchaft über⸗ 
wieſen. Sind mehrere Pfründen vorhanden, ſo kann bei deren Erledigung 
mit Rückficht auf das Zahlenverhältniß beider Theile eine Genußtheilung 
nad bejtimmten Pfründen verfügt werden. 8 4. An dem übrigen zu ac 
lichen Zweden beitimmten Vermögen wird der altfatholiichen Gemeinſcha 
mit Rüdfiht auf das Zahlenverhältnik beider Theile der Mitgenuß einge 
räumt. Umfaßt die altlatholifche Gemeinſchaft die Mehrheit der Gemeinde: 
mitglieder und ift die Zahl der übrigen Gemeindemitglieder nicht mehr er: 
heblich, ſo kann bie Einräumung des vollen Genuffes an die Gemeinichaft 
verfügt werden. Gleichzeitig Hat in diefem Falle eine Neuwahl des Kirchen: 
vorftandes und ber Bemeindevertretung ftattzufinden. $ 5. AltkatHolifche Ge⸗ 
meinfchaften im Sinne bes Geſetzes find oo die zu gottesdienftlichen 
Zwecken gebildeten alttatholifchen Vereine, fofern diejelben von bem Ober: 
präfidenten als kirchlich organifirt anerkannt worden find, ala auch die all» 
fatHolifchen. Parochien. Die Mitglieder der altkatholiſchen Parochien bleiben 
verpflichtet, zu der Unterhaltung ber Kirche, des Kirchhofs und der Jonfli en 
Vermögensſtücke beizutragen, deren Benutzung ihnen nach $8 2 bis 4 dieſes 
Geſetzes zufteht. 8 6. Weber die Art und ben Umfang der ben altkatholif 
Gemeinſchaften nad) den. 85 2 bis 5 dieſes Gejehes einzuräumenden te 
entjcheibet der Oberpräfident, Gegen die Entſcheidung des Oberpräfidenten 
fteht die Berufung an ben Minifter der geiftlicden Angelegenheiten offen. 
Die Enticheidungen find im Verwaltungswege vollitredbar. 8 7. In den 
Eigenthumsverhältniffen des kirchlichen Vermögen? tritt durch dieſes Gel 
feine Aenderung ein. 8 8. Semeindemitglieber im Sinne bieje Geſetzes fin 
alle männlichen, volljährigen, felbftftändigen Katholiten, welche in ber katho⸗ 
liſchen Kirchengemeinde wohnen. Selbfiftändig find diejenigen, welche einen 
eigenen Hausſtand haben, oder ein Bffentliches Amt befleiden, oder ein eis 
genes Geſchäft oder ala Mitglied einer Familie deren Geſchäft führen, und 
weder unter Vormundſchaft noch unter ſchaft 89. Der Mi⸗ 
et ber, geiftlichen Angelegenheiten ift mit der Ausführung dieſes Geſetzes 

eauftragt. 


— Yuli. Bayern.) Die katholischen Bifchöfe erlaffen überall 
MWahlhirtenbriefe bez. der bevorftehenden Landtagswahlen, um die 


Agitation der ultramontanen Partei auf diefe Weife ihrerſeits au 
unterſtützen. Zu den beftigften biefer Hirtenbriefe gehören diejenigen 
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bes gelehrten Biſchofs Haneberg von Speier, der erft feit dem Goncil 
fih zur Unfehlbarkeit befehrt bat, und der des Biſchofs Reißmann 
von Würzburg, in dem die Regierung einen entfchieden gemäßigten 
und milden Mann zum Bifchof gewählt zu haben gemeint Hatte. 
Das Placet wird von feinem der Bifchöfe nachgejucht. 

8. Juli. (Preußen) Der tgl. Gerichtshof für Firchliche An- 
gelegenheiten bejchließt die Einleitung des Verfahrens auf Amtsent- 
fegung gegen den Bifchof Brinfmann von Münſter. 

9. Juli. (Bayern) Der Cardinal Antonelli fendet an den 
Nuntius in München ein officielleg Lobfchreiben des Papftes für die 
Haltung der bayerifchen Bifchöfe bei den politifchen Wahlen. 

Den drei Bilchöfen ferner, welche zu diefem Zwecke zuerft et 
verbreitet Haben, d. h. dem Erzbiſchof von München und den Biſchöfen von 
Speyer und Eichftäbt fündigt Antonelli an, daß der Papft beabfichtige, ihren 
Eifer durch ein päpftliches Breve zu belohnen, worin er aud) feine Befrie⸗ 
bigung darüber ausfprechen werde, wie fie die von der Staatsregierung ber 
Er Freiheit bereiteten Hinderniffe befiegten, d. 5. der Papit rühmt 
die Bichöfe für die Umgehung des Placet und damit für die Verlegung ber 
bayerijchen Berfaflung. 

10. Zuli. ((Deutfches Reich.) Die Reichstagsjuftigeommif- 
fion vertagt fich bis zum 1. September. 

15. Zuli. (Deutfches Reich.) Der Kaifer befucht auf dem 
Wege von Ems zur Nachfur in Gaſtein den Kaifer von Oeſterreich 


in Iſchl. 

— Juli. (Deutfches Reich.) Die Blätter veröffentlichen 
einen Brief Döllinger® an einen badifchen Pfarrer, der ihn wegen 
ſeines Nebertritts um Rath gefragt hatte. Döllinger fpricht fich darin 
auf’3 chärffte Über den gegenwärtigen Zuftand der römifch-vatica= 
nifchen Kirche und die Aufgabe des Altkatholicigmus aus: 

„Gerne beantworte ich die an mich geftellten Fragen, freilich als ein 
jehe in Anſpruch genommener, alter Mann in nothiwenbiger Kürze. 1) Was 
mich betrifft, fo rechne ich mich aus Meberzeugung zur altlatholifchen Gemein» 
ſchaft; ich glaube, Daß fie eine Höhere ihr gegebene Sendung zu erfüllen hat, 
und zwar eine breifache: a. Zeugniß zu geben für die alttirchliche Wahrheit 
und 9 die neuen Irrlehren von ber päpftlichen Univerfalmadt und Uns 
feblbarfeit; insbeſondere auch als rebender und permanenter Proteft dazu⸗ 

eben gegen bie heillofe, von dieſem Papft erſt aufgebrachte Willkür in Ver: 
igung neuer Slaubensartikel. b. Ein zweiter Beruf ber altkatholifchen 
Gemeinschaft ift e3 in meinen Augen, allmälig und in fucceffivem Fortſchritt 
eine von Irrwahn und Superftition gereinigte. der alten, noch unzertrennten 
mehr conforme Kirche darzuftellen. c. Damit hängt zufammen ihr dritter 
Beruf, nämlich als Werkzeug und Dermittelungsglied einer künftigen großen 
Wiedervereinigung ber getrennten Chriften und Kirchen zu dienen. Ein An 
fang dazu, wenn auch noch ein kleiner, ift vor einigen Wochen in Bonn ges 
macht worden. ch vertraue auf den Fortgang diefes Friedenswerkes. 2) Ich 
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babe durchaus Leine Hoffnung, daß unter dem nächiten ober einem ber näch: 
ften Päpfte irgend etwas im Großen und Wejentlichen gut gemacht wexbe, 
und jo viel ich wahrnehme, find Alle, welche den Zuftand ber römischen 
Eurie und bes römiſchen Eleru kennen, nad) diefer Seite eben ſo hoffnungs⸗ 
108 ala ih. In dieſer Papftgemeinichaft in und außerhalb Italiens gibt 
es nur noch eine einzige treibende Kraft, der gegenüber alles Andere, Epis⸗ 
copat, Sardinäle, geiftliche Orden, Schulen u. }. w. fich paffiv verhält, und 
das ift ber Sefuitenorben. Er ift die Seele, der Beherricher des ganzen rö⸗ 
mifchen Kirchenweſens. Dies wird auch unter einem neuen Bapfi wohl fo 
bleiben, weil dieſer Orden unentbehrlich ift und zugleich, ohne zu herrſchen 
ober herrichen zu wollen, gar nicht eriftiren Tann. ei er, dor 1793, waren 
in ber Kirche mannigfache Gegengewichte ba, die anderen Orden waren nod) 
ftart und lebenskräftig; jeßt find Die anderen Orden entweder machtloſe Schat- 
ten, ober Halb willige, Halb unwillige Trabanten bes leitenden jefuitiichen . 
Geſtirns, und die römifche Curie muß, um Curie zu bleiben, ihr Tirchliches 
Monopol, ihre Geldmittel u. ſ. w. zu bewahren, ſich auf die Jeſuiten ſtützen, 
d. 5. ihnen und ihren Impulſen dienen. Die Jeſuiten aber find Die Fleiſch 
ewordene Superfiition, verbunden mit Deipotismus. Die Menſchen beberr- 
* mittels des ihnen dienſtbar gewordenen Papſtes — das iſt ihre Auf: 
gabe, ihr Ziel, ihre mit Mei erihaft geübte Kunft. Daher das Streben, 
ie Religion zu mechanifiren, das sacrificio dell’ intelletto, das fie anprei- 
fen, die Seelen-Dreffur zu unbedingtem, blindem Gehorfam x. Wie es aber 
jebt, feit dem 18. Juli 1870, in der xömifchen Gemeinichaft auzfieht, und 
was für die nächfte Zeit zu erivarten ift, mögen Sie daraus erjehen, daB 
das Monftröfefte, was je auf bem Gebiete der theologiſchen Lehre vorgekom⸗ 
men, ohne eine einzige Dagegen laut werdende Stimme hat vollbracht werben 
fönnen, ich meine Die feierliche Proflamirung des Alphons Liguori zum doctor 
ecclesiae (alſo neben Auguſtinus, Ambrofius 2c.), de Mannes, defien faliche 
Moral, verkehrter Mariencult, defien beftändiger Gebrauch der kraſſeſten Fa⸗ 
bein und aarlhungen feine Schriften zu einem Magazin von Irrthümern 
und Lügen mat. Mir ift in der ganzen Kirchengeſchichte fein Beifpiel einer 
fo furchtbaren, fo verderblichen Verirrung befannt. Und dazu ſchweigt Alles, 
und in allen Seminarien wird die nachwachſende Generation bes Clerus mit 
diefen Büchern des Liguori vergiftet! Lange kann nun reitich ein ſolcher 
Zuftand nicht dauern; e8 muß über kurz oder lang irgend wie ober irgenb 
wo eine Reaktion zum Belleren eintreten — aber dieſes Wo und Wie ift 
eben unferen Augen verborgen. Auf Ihre britte Frage, was ich Ahnen zu 
thun vathe, antworte ih: Tyolgen Sie ihrer Meberzeugung, und laſſen Sie 
19 nicht durch die Vortvände der zu beiwahrenden Einheit unb bes unbes 
ingten Gehorſams bethören, womit jeder Irrwahn und jede noch To arge 
Berunftaltung der Religion beichönigt wird. Was wir in diefem elenden 
Zuftande thun Lönnen und thun follen, ift: Zeugniß ablegen vor Gott und 
der Welt, der von und erfannten Wahrheit die ihr gebührende Ehre zu ges 
ben. Ber allgemeine Indifferentismus, bie bloß auf die eigene Bequemlich 
keit bebachte, Humpffinnige altung des Clerus Hat dieſes Unheil bes Vati- 
canum über una gebracht. Je größer die gast ber Bereuuenden und von ber 
falfchen Lehre und Obedienz fi) Losſagenden wird, befto Höher fteigt die 
Hoffnung einer Geneſung.“ 


— Juli. (Preußen) Der abgefehte Biſchof Martin von 
Paderborn veröffentlicht als Frucht feiner unfreiwilligen Muße in 
der Feſtung Weſel einen Katechismus bes Latholifchen Kirchenrechts, 
ber bezüglich des Verhältniffes zwiſchen Staat und Kirche folgende 
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erorbitante Forderungen ftellt und wohl am beten beweist, wie noth« 
wendig feine Entfernung von einem bifchöflichen Stuhle in Deutfch- 
land und im 19. Jahrhundert war: 

1) Die Ratholiten find von der Verpflichtung zu entbinden, i ihre Sins 
ber in die Staatsſchulen zn ſchicken falls dieſe confelftonalos find; deßgleichen 
von ber Verpflichtung, Er ie Unterhaltung ſolcher Schulen ‚Steuern zu 
at ; ben ei Öfen iſt zu geftatten, eigene Lehr: und orten 

u errichten (S. 15, 16). 2 Die ‚alsöfe bürfen Proceffionen, 

and —* e anoebnen, und bürfen in dieſer Beziehung durch ren 
u ie Dem geln nicht —— werden (S. 17). 3) Der Staat darf 
Vereine, wie den Geſellenverein, den Borcomäud:Verein zc., nicht 
untabeiden oder hemmen (S. 24). 4) Ber Staat darf dad Recht der Kirche, 
Bermögen zu erwerben, nicht durch Gejege über die „todte Hand" beichrän: 
ten, er darf das Ricchengut nicht beftenern und hat die waltung und 
Vererbung desſelben ausſchließlich ben firäticjen Behörden zu überlaffen 
(8. 28). Die Mitglieder der Kirchenvorftände find om Biſchof zu er 
nennen; em fie von der Gemeinde gewählt werben, mü Anti vom Bilchof 

beftätigt werden (S. 30). 6) Der Staat darf von den an obne 
une bes päpftlichen Stuhles Teine Steuern und ben erheben. 
e Genehmigung des päpftlichen Stuhles Dürfen Seite —* in bür⸗ 
gerlichen Civilſachen und cyininalgan nicht vor weltliche Gerichte geſtellt 
werden (©. 51, 134, 135, 210) chöfe gefangen zu nehmen ober von 
ihren Sitzen zu vertreiben, ift bei Strafe der Excommunikation verboten 
(2. 134). 1} Der Staat darf nicht anordnen, daß die Leichen von Katho: 
ifen nur auf den Communal⸗Kirchhöfen begraben werden bürfen, hat viel» 
mebr den Katholiken bejondere Theile dieſer Kirchhöfe eins für allemal zus 

zuweiſen, oder ihnen zu erlauben, eigene KHirchhöfe anzulegen (S. 193). 


15. Juli. (Preußen.) Der Kaifer verfagt ala oberfter Landes⸗ 
bifchof der lutheriſchen Kirche im ehemaligen Königreich Hannover 
einem don der hannover’schen Landesſynode befchloffenen Geſetzentwurf 
Aber die Firchliche Trauung feine Sanktion und begründet feine Wei- 
gerung eingehend in einem an die Synode gerichteten Erlaß. 

168. Juli. (Bayern) Wahl der Wahlmänner für die Wahlen 
zum Landtag in ganz Bayern. Die Erfolge der Ultramontanen blei- 
ben weit hinter ihren Erwartungen und noch weiter hinter ihren Hoff⸗ 
nungen zurüd. Es ift jchon jebt ziemlich ficher, daß die neue Kammer 
aus 79 Ultramontanen und 77 LXiberalen beftehen wird. 

15. Zuli. (Heffen.). Die Ergänzungsmwahlen zur IL Kammer 
ergeben eine Vermehrung ber Fleinen ultramontanen Minderheit um 
2 Stimmen. Diefe Minderheit wird aber auch fünftig nur 5 Mit- 
glieder von 50 Landtagsabgeorbneten im Ganzen betragen. 

17.—22. Juli. (Bayern.) Der Domcapitular Hohn in Würz- 
burg, der am 15. d. M. bei den Wahlmännerwahlen für die Land» 
tagswahlen den Muth gehabt hat, feiner politifchen Ueberzeugung 
getreu, feine Stimme für bie liberalen Wahlmänner abzugeben, wird 
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dafür von dem Bifchof von Würzburg gemaßregelt. Der Gemaß- 
regelte wendet fich jedoch um Schuß in feinen ftaatSbürgerlichen 
Rechten an die Staatsregierung. 


Lie diesfälligen Altenftüde lauten: I. Es muß anerlanıt werben 
und wird Hiemit ausdrücklich anerfannt, daß ein Staatsbürger über die Art 
ber Ausübung feines ftaatsbürgerlicden Wahlrecht von feiner Seite, aljo 
auch nicht von feiner vorgejehten Behörde, zur Rechenichaft oder Verantwor⸗ 
tung gezogen werden darf. Wenn aber Yemand, 3. B. ein Katholik oder 
ein ‘Priefter, vermöge bejonderen Vertrauens von Seite der Kirche mit bes 
jonderen funktionen oder Verrichtungen betraut worden ift, wie dies bei 
Hrn. Sapitular Melchior Hohn der Fall ift, der von feinen Eirchlichen Obern 
zur Zheilnahme an ben Berathungen über die kirchlichen Intereſſen aus Ders 
trauen berufen wurde, dann entfteht aus dieſem beionderen Titel für die be 
treffende Oberbehörbe das Recht und die Pflicht, in Ausübung ber hHeiligften 
Amtspflicht darüber zu wachen, ne quid detrimenti respublica capiat, die 
Aufmerkiamteit auf Alles zu lenken, was eventuell die amtliche Meberzeugung 
von der Fortdauer dieſes nöthigen Vertrauens oder deſſen Mangel beeinfluffen 
kann. Demgemäß wird anmit Hr. Domcapitular M. Hohn aufgefordert, 
binnen drei Tagen fich ander beftimmt zu erklären, welche Parteiftellung ex 
aus Anlaß der Wahl vom 15. Juli I. J. eingenommen Habe, reip. ob bie 
ihm zur Laſt gelegte faktiſche Manifeftation feiner Parteiftelung und Grund» 
fäbe am Wahltage wirklich vorhanden fei oder nicht. Würzburg, 17. Juli 
1875. Bilchöflicdes Ordinariat. en: Generalvicar.” 

Die Antwort des Adreflaten ift entichieden ablehnend, und e8 ergeht 
darauf folgende Entſchließung: IL. „Seine bifchöflicden Gnaden haben, unter 
ber vollften und ungetheilteften Zuftimmung der ſämmtlichen Räthe bes bi⸗ 
ſchöflichen Ordinariats und Confiftoriumd beichloffen, bi auf Weiteres der 
Dienfte und Mitwirkung des Hrn. Domcapitular? M. Hohn in ber Vers 
waltung ber Diöceſe fich nicht zu bedienen, twa8 bemfelben andurch zur Dar- 
nachachtung mitgetheilt wird. Würzburg, 22. Juli 1875. Bilchöfliches Or⸗ 
dinariat. - Locher, Generalvicar.“ 

Die Bedeutung der bifchöflichen Wahlhirtenbriefe als geiftlicher 
Zwangsmittel gegenüber den Gläubigen ift durch diefen Borgang 
außer allen Ziweifel geftellt; von Wahlfreiheit Tann bemnach auf 


Ceite der Ultramontanen nicht mehr die Rede fein. 

17. Zuli. (Elfaß-Lothringen) Schluß der erften Seffion 
des Landesausſchufſſes. Die Verhandlungen desfelben, die volljtändig 
gedrudt werben follen, find im Ganzen ſehr befriedigend ausgefallen. 
Die Hauptaufgabe desſelben war die gutachtliche Durchberathung 
des Landesbubgets für 1876. 

Bezüglich dieſes Budget? wurden mandherlei Wünfche laut. So wurbe 
beim Etat für den Öffentlichen Unterricht mit Einftimmigkeit der Antrag ge 
Ver daß der franzöfiſche Sprachunterricht in jämmtlichen Schulen in dem⸗ 
elben Umfange, wie der Unterricht in der deutichen Sprache vor dem Kriege, 
eingeführt werden ſollte. Der Etat ber Univerfität Straßburg wurde ange: 
nommen, mit ber Modifilation, dag wenn das Reich beabfichtige, an ber 
Grenzicheide zweier Länder eine fo luxuriöſe Hochichule zu unterhalten, das» 
felbe auch einen Theil ber Koften mit etwa 400,000 ME. tragen follte. Das 
Zheaterbudget fehte die Regierung troß verſchiedener Vorſchlaͤge auf Herab⸗ 
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fegung duch. Der Entwurf einer neuen Berfaffung für Elfah-Lothringen 
wurde vorläufig zurücgezogen und fam nicht zur Vorlage. Im Ganzen ift 
durch die Borjchläge des Landesausſchufſes die Totalfumme bes Yudget? pro 
1876 von 43,915,298 Mark auf 41,448,298 Mark (ordentlidde Ausgaben 
28,643,421, außerordentliche 12,804,877 Mark) Herabgemindert, alfo eine 
noch vom Reichötage zu genehmigende Erſparuiß von 2,467,000 Mark er: 
zielt worden. Diefe Herabjeßungen beziehen fich auf die Etats der inneren 
Berwaltung, ber Gentoematn ‚ ber indireften Steuern, der Waflerbaus 
verwaltung und des Öffentlichen Unterrichts. 

20. Juli. (Preußen.) Die Bifchöfe erklären, das neue Geſetz 
über die Vermögensverwaltung Tatholiicher Kirchgemeinden anerken⸗ 
nen und annehmen zu wollen, zuerft ber Fürſtbiſchof von Breslau, 
dann die Bifchöfe von Hildesheim, Yulda, Münfter zc., ſelbſt ber 
Erzbiſchof von Köln, obgleich derjelbe |. 3. gegen dasſelbe in feinem 
eigenen Ramen und dem der übrigen Bifchöfe als den Grundſätzen 
der katholiſchen Kirche widerftreitend proteftirt hatte. Der bisherige 
Grundſatz der Wtramontanen ift damit zweifelsohne durchbrochen, 
immerhin ohne daß die Bifchöfe bereit? Überhaupt an ein Nachgeben 
dächten. In diefem Fall haben fie bloß aus überwältigenden Op- 
portunitätsgründen nachgegeben, Lediglich um größere Nachtheile zu 
vermeiden und um fich nicht jeden Einfluß auf die Vermögensver- 
waltung fatholifcher Kirchgemeinden, felbft in den ultramontanften 
Gemeinden, aus den Händen winden ober fchlüpfen zu Yaffen. Immer⸗ 
bin bleibt diefes erſte Nachgeben, dieſes erſte Sichunterwerfen unter 
ein mit dem canoniſchen Recht allerdings in flagrantem Widerſpruch 
ftehendes Staatägejeß eine Thatfache von eminenter Bedeutung. 

Auch die halbamtliche „Prov.-Corr.” beipricht dieſes Verhalten ber 
Bilchöfe un Bein biefelbe ade weit über Vs Mithenvermögens-Bcf 
hinaus. Zum erftenmal gäben die Biichöfe thatjächlich den Srunbiah Hr; 
daß bie Kirche nicht Die * zur Aneſttrung ber vom Staat einfeitig er⸗ 
Iaffenen Geſetze über kirchli teten dürfte. Die Zuverficht 
der Regierung, daß die Bilchöfe erkennen würden, dab fie ihres Gewifſens 
halber den die Kirche zerrüittenden Widerftand aufgeben müßten, fei unbes 
dingt in Erfüllung gegangen. 

24. Juli. (Bayern.) Die allgemeinen Landtagswahlen ergeben 
wirklich, wie vorausgeſehen worden war, 79 Ultramontane gegen 77 
£iberale. Die Ultramontanen haben jomit allerdings eine Majorität 
errungen, aber eine jo kleine, daß fie kaum daran benten Tönnen, 
mit diefer den Rücktritt des Tiberalen Minifteriums zu erzwingen 
und dag ganze herrſchende politifche Syftem im Innern und gegen- 
über dem Reiche über den Haufen zu werfen, zumal ba fie felbft 
keineswegs unter fih einig find. Eine Anzahl bisheriger ultramon⸗ 
taner Abgeoröneter iſt zwar als zu gemäßigt und daher nicht ganz 
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ficher über Bord geworfen worden, dagegen erfcheinen unter ben Ge⸗ 
wählten eine Anzahl demokratiſch- oder vielmehr demagogifch-ultra= 
montaner Heber, obgleich Sigl felbft ferngehalten werben Tonnte. 


— Juli. (Deutfchland.) Döllinger ladet neuerdings zu einer 
Gonferenz nach Bonn behufs Fortſetzung der Verhandlungen über 
eine Einigung reſp. Verftändigung aller chriftlichen Confeffionen, bie 
römifch-fatholifche ausgenommen, ein, indem er beifügt: 


„Die Ziele ber Gonferenz find: Zuerſt ein erneuertes, emeinfchafttichen 
Belenntnik jener hriftlichen Hauptlehren herbeizuführen, welche die Summe 
von ber urfprüinglichen ungetheilten Kirche in ihren Symbolen firirten Glau⸗ 
bensfäße bilden, und welche Pi jet noch zur Lehrnorm der großen, in ber 
Gontinuität der früheren Chriftenheit ſtehenden religidfen Genoflenichaften 
gehören. Auf Grund diejes übereinftimmenden Belenntniffes erſtrebt ferner die 
nferenz die Herftellung einer Intercommunion und Tirchlidden Confoͤdera⸗ 
tion, d. 5. einer wechſelſeitigen Anerkennung, welche, ohne bis zu einer Ders 
Ihme gung u geben, und ohne Beeinträchtigung nationalsfirchlicher und 
ü upt überlieferter Eigenthümlichkeiten in Lehre, Verfafſung und Ritus, 
ben Mitgliedern der anderen Genoſſenſchaften ebenfo wie den eigenen bie Theil⸗ 
nahme an Gottesdienft und Sakramenten gewährt. Die Abhat der Confe⸗ 
xenz ift nicht etwa, Dune) bielbeutige Phraſen, welche dann jeder fich zuxecht- 
legen fönnte, eine jcheinbare Mebereinftimmung zu erzielen, fie will vielmehr 
durch allfeitige Prüfung und Erörterung folde Theſen feitftellen, welche die 
Subftanz ber Bibellehre und der Väterüberlieferung einfach und präzis aus⸗ 
drüden und eben darum ala Band und Unterpfand der erftrebten Gemein: 
ſchaft dienen mögen. Bon fpeciellen Einladungen ift durchaus Umgang ges 
nommen; jeder a theologiſch gebildete und den Zielen der 
geneigte Mann, jei er Eleriter oder Laie, möge ſich ala eingeladen betrachten.” 


— Juli. (Preußen) Die Minifter des Innern und bes 
Cultus erlaffen eine neue verfchärfte Inſtruktion gegen dag Collectiren 
geiftlicher Genoflenfchaften, namentlich der Bettelorben. 


1.—8. Auguft. (Deutſches Reich.) Abhaltung bes deutjchen 
Schüßenfeftes in Stuttgart. Es finden fich zu demfelben auch zahl- 
reiche Schweizer- und dfterreichifche Schüßen ein. Die Stimmung: ift 
eine durchaus nationale. Das bebeutfamfte Refultat ift wohl das, 
daß die FFortfchritte der Deutfchen im Schießen allgemein, felbft von 
den Schweizern anerfannt werben müſſen. 

Eine Gorr. bed Berner „Bund“ äußert fich diesfalls folgenbermahen: 
„a8 das etwas heikle Derhältnik ber ſchweizeriſchen den 
Schügen betrifft, jo glauben wir annehmen zu bürfen, daß bie De 
die Meberlegenheit der Schweizer biegmal noch anerkennen werben, wenn auch 
nicht To ganz unbedingt wie früher. In Bremen wurden die Schweizer ala 
Herenmeifier in der Osietun angeftaunt, in Frankfurt als fe be= 
wundert, in Wien ala ſolche noch offen anerkannt, in Stuttgart aber, ba 
bat man bereitd a efangen, mit ihnen zu wetteifern, und beim nächften 
deutſchen —— rfte der Wettkampf ben Schweizern wohl warm 
machen. Was wir vor ben Deutſchen noch voraus haben, daB find ein oder 
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zwei Dutzend Birtuofen, welche fie nicht Haben, und einige hundert gute 
Schüpen mehr, ala fie haben. Unfere Ueberlegenheit in den en hat voll» 
Rändig aufgehört. Eo fiehen die Tinge und wenn wir nicht mit aller Energie 
an der Weiterbildung des Schügen: und Schießweſens arbeiten, fo wird kommen 
der Tag, wo unſer Schügenruhm dahin fein wird. Zu den Urſachen diefer 
Erſcheinung gehört namentlich, daß dort der militärifche Unterricht dem Schieß⸗ 
weien einen gewaltigen Aufſchwung verliehen hat. In den deutſchen Beitun: 
gen wird zwar nicht jo viel über die militärischen Schierefultate berichtet, 
wie bei und, allein trotzdem ſcheint dort dem SchieBunterrichte eine minutidfe 
Aufmertjamkeit geichentt zu werden. Jeder Soldat hat dort jährlich 250 
bi3 300 Schüſſe zu jchießen und zwar auf Scheiben, die ein fchon ziemlich 
präcifeg Schießen erheiſchen. Während den brei Jahren ununterbrocdhenen 
Dienſtes fann die Schiehfertigfeit ſchon ziemlich Hoch gefteigert werden. Die 
aus bem Dienſte heimgelehrten Soldaten, namentlich die einjährigen ah 
willigen, nun die Pionniere eines freien, die alten Zunftbande abitrei- 
jenden Schüpenthums. Die Zahl dieſer Pionniere mehrt Mn von Jahr zu 
Jahr und in kurzer Zeit wird das Schügenweien in Deutichland eben jo 
allgemein fein, wie jet bei und. Mit den vermehrten Uebungen und der 
gaben Anzahl von Schüben wird "N auch die Zahl der ausgezeichneten 

üben vermehren, denn bie Schießkunſt ift bloß das Ergebniß fortgejehter 
Debungen. Wir find die Lehrmeifter der Deutjchen geweſen, fie haben ung 
in unferen VBorzügen und in unferen Fehlern na ealmt, jegt find fie jelber 
Meifter der Kunft und ihr ganzes Streben geht dahin, e# in diefer Meiſter⸗ 
ſchaft allen Andern zuvor zu thun. Wenn wir und von unſeren geweſenen 
Lehrlingen nicht überholen laffen wollen, fo müflen wir mit erneuter, friſcher 
Energie an der Weiterentwidlung unferer Kunft arbeiten.” 


— Auguft. (Deutfches Reich.) Die gefammte Artillerie der 
beutfchen Armee ift nunmehr mit ben neuen Gejchüßen, die gejammte 
Anfanterie mit den neuen Maufergewehren volljtändig ausgerüftet. 


3. Auguft. (Preußen.) Der abgejehte Bifchof von Paderborn 
entweicht heimlich aus dem ihm als Snternirungsort angeordneten 
Mefel nach Holland, unter Zurüdlaffung eines Briefe an den Re= 
gierungspräfidenten von ‘Minden, 


in welchem er feine Sucht durch feine angeblich jehr angegriffene Ge: 
fundheit motivirt, jedoch beifügt: „Außer biefer Pflicht der Selbfterhaltun 
ift e8 aber noch eine Höhere Nüdficht, die für meine Entjchliegung entjcheiden 
war. Es Tann Ew. Hochwohlgeboren bei Ihrer Kenntniß de3 kanoniſchen 
Nechtes nicht unbelannt fein, daß ich, wenn auch ftaatlich „abgelegt“, vor 
Gott, vor ber heiligen Kirche und in ben Augen der ganzen katholiſchen 
Welt mit ber oberhirtlicden Sorge für meine vielgeliebte Didceſe belaftet 
bleibe und daß ich vor jenem furchtbaren Nichterftuhle, vor dem wir alle 
werben erſcheinen müffen, über die mir von Gott anvertrauten unfterblichen 
Seelen R de geben muß. Als Menſch und als Ehrift werden So 
diefelben es daher gerecht und billig finden, daB ich den mir zwangsweiſe 
angewwiejenen Aufenthalt, wo mir in Abficht auf meine theure Didcefe die 
Hände ganz und gar gebunden find, verlaſſe, um einen Aufenthalt zu wählen, 
two ich meinen heiligen, unauslöſchlichen oberhirtlichen Pflichten mehr gerecht 
werben kann. Wohl hätte ich unter ſolchen Umftänden mich ſchweigend von 
hier entfernen Tönnen, ich hielt es aber für eine Ehrenpflicht, Ew. Hochwohl⸗ 
geboren bie Gründe meines Handelns frei und offen auszufprechen.” 
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4. Auguft. (Preußen.) Bei einer Reichgtagswahl in der Stadt 
Hannover fiegt der ultrareactionäre Brüel (Welfe und proteftantijches 
Mitglied der ultramontanen Gentrumsfraction) mit 9569 Stimmen. 
Der nationalliberale Candidat erhält nur 6009, der jocialdemofra= 
tiſche Candidat 4400 Stimneen. 

6. Auguft. (Elfaß-Lothringen.) In Wörth wird an diefem 
Tage, dem Jahrestage der Echlacht von 1870, ein „vom Elſaß“ den 
in biefer Schlacht gefallenen franzöfifchen Soldaten errichtete Dent- 
mal eingeweiht. Die Yeierlichteit ift unzweifelhaft eine Demonſtra⸗ 
tion der franzöfifchegefinnten Elfäfler: bie deutfche Regierung fühlt 
fich jedoch ſtark genug, gegen diefelbe nicht einzufchreiten. 

Ker bekannte bonapartiftiiche Vicomte de Buffiere bezeichnet als Zweck 
bes Monument3 ausdrüdlicd die Verewigung bes Schmerzes ber Eljäfier; 
das Kreuz auf der Spite bed Denkmals foll als „Zeichen ber Hoffnung“ 
elten. „Möchte das franzöfifche Blut, welches auf diefem Schlachtfelde ge: 
Hoffen ift, möchte unfere unerjchütterliche, biß zur Verleugnung a FeLöf 
petrirbene Baterlandäliebe in der Zukunft eine reiche Ernte tragen! Möge 
bad Baterland ruhmgekroͤnt und frei aus feinen lungen hervorgehen und 
in ſtrahlender Pracht jeiner Beftimmung entgegenichreiten. Wir aber, bleiben 
wir in ber Berborgenheit jeine demüthigen und unerfchütterlicden Diener!” 

9. Auguft. (Sachſen.) Der Kaijer trifft auf der Rüdfehr 
von Gaftein in Begleitung des Königs von Sachjen in Leipzig ein, 
two beide unter allgemeinem Enthuflasmus, unter Hochrufen auf den 
Kaiſer Wilhelm, den Schirmherrn Deutfchlandse, und auf den König 
Albert, des Kaiſers treuen Bundesgenoffen, gefeiert werden. 

12.—16. Auguft. (Deutfchland.) Uniongconferenz in Bonn 
unter dem DBorfite Döllingerd. Es nehmen an berfelben mehrere 
Bifchöfe und Gelehrte der orientalifchen Kirche aus Konftantinopel, 
Rumänien, Serbien, Athen und St. Peteröburg, ferner über 30 her⸗ 
vorragende amerikanifche und englifche Geiftliche, ſowie der altfatho- 
liſche Biſchof Reinkens Theil. Die Verhandlungen werden theils in 
englijcher, theil® in deutſcher Sprache geführt und beziehen fich haupt⸗ 
fächlich auf eine Verftändigung mit ben Orientalen über den Beil. 
Geift. Es wird beichloffen: 

„Wir nehmen die Lehre bes heiligen Johannes von Damaskus über 
den heiligen Geift, wie biefelbe in nachfolgenden Paragraphen ausgedrückt 
ift, im Sinne der Lehre der alten ungetrennten Kirche an: 1) Der heilige 
Geift geht aus dem Dater als dem Anfange (xoyn) ber Urſache (ælrice), 
ber Quelle (zınyn), ber Gottheit. 2) Der heilige Geift geht nicht auß bem 
Sohne (dx zov viov), weil es in der Gottheit nur einen Anfang (doyn), 
eine Urſache (aizia) gibt, durch welche Allee, was in der Gottheit ift, her 


borgebraiit wird. 3) Der heilige Geift geht aus dem Vater durch den Sohn. 
4) Der heilige Geiſt ift das Bild des Sohnes, des Bildes des Vaters, aus 
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dem Dater ausgehend und im Sohne ruhend als deſſen ausſtrahlende Kraft. 
5) Zer Heilige Geift ift die perſönliche Hervorbeingung aus dem Vater, dem 
Sohne angehörig, aber nicht aus dem Sohne, weil er der Geift de Mundes 
der Gottheit ift, welcher das Wort ausfprict. 6) Der Heilige Geift bildet die 
Bermittelung zwifchen dem Vater und dem Sohne und ift durch den Sohn 
mit dem Bater verbunden.“ 

14. Auguft. (Preußen) In Bojen werden ſämmtliche, in 
der Trage des geheimen päpftlichen Delegirten eingezogenen Decane ıc., 
zum heil nach längerer Haft, entlafjen, da der geheime Delegat in 
der Perjon des Domherrn Kurowski gefunden zu fein jcheint. 

15.—16. Auguft. Deutſches Reich.) Der Kaiſer geht zur 
Enthüällung des colojjalen Hermann-Denkmals dv. Bandels im Teuto- 
burger Walde. Seine Reife dahin gleicht einem wahren Triumphzuge. 


— Auguft. (Deutſches Reich.) Die Ultramontanen pro- 
jeftiren eine bemonftrative Wallfahrt nach Lourdes und Paray-le- 
Monial in Frankreich. Da der Wallfahrtzort ein ſpecifiſch franzö- 
filcher und die Wallfabrten dahin in Frankreich jelbft einen entjchieden 
beutjch-feindlichen Beigeſchmack haben, jo ift die öffentliche Meinung 
darüber einig, daß die Demonftration eine, gelinde gejagt, im höchſten 
Grad taftlofe jei. Selbft die ultramontanen Blätter Frankreichs und 
Belgien? mahnen von ber Demonftration ab, und die Organe der 
franzöfifchen Regierung laſſen darüber Keinen Zweifel, daß diefelbe 
auch von ihr nur ungern gejeben wird. 

21.— 25. Auguft. (Deutjches Reich.) Berfammlung des 
deutfchen Sournaliftentags in Bremen. Derfelbe bejchließt eine nach- 
drüdliche Refolution gegen den Zeugnißzwang der Redakteure. 


22. Auguft. (Bayern) Der König hält in München eine 
große, überaus glänzende Revue (Königs-Revue) über einen Theil 
feiner Truppen ab. 

25. Auguſt. (Preußen) Die Regierung verweigert dem Ver⸗ 
leger eines ultramontaneu Blattes in Bonn die Erlaubnik zur An— 
nahme und zum Tragen eines ihm vom Papfte verliehenen Ordens. 


26.— 28. Auguft. (Deutfches Reich.) Verſammlung des 
Yuriftentagg in Nürnberg. Derjelbe wird von mehr ala 500 Ju⸗ 
riften aus allen Theilen des Reichs befucht und wählt Gneift zu 
feinem Präfidenten. Die VBerfammlung erflärt fich faſt einjtimmig 
gegen den von der preußifchen Regierung jo hartnädig feltgehaltenen 
Zeugnißzwang der Redakteure. In feinem Schlußtworte bemerkt Sneift, 
daß, „wenn der Gegenwart der Vorwurf allzu üppiger Gejegmacherei 
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gemacht werde, doch zu berüdfichtigen fei, daß wir lange mit noth⸗ 
wendigen Gejeken im Rüdftande gewefen. Weder in dem Bundes- 
rathe noch in den parlamentarifchen Kreifen herrſche eine übertrie> 
bene Paſſion für Schaffung neuer Gejehe. 

26.— 28. Auguft. (Deutſches Reich.) Hauptverfammlung 
bes Guſtav-Adolf-Vereins in Potsdam. Bei dem Feitmahl erjcheint 
ber Kaifer ſelbſt, um den Berfammelten feine Lebhaftefte Theilnahme 
an ihren Beftrebungen zu bezeugen. 


— Auguft. (Preußen.) Der abgefehte Biſchof von Paber- 
born wird in Folge feiner heimlichen Entweichung aus Weſel von 
dem zuftändigen Minifter feiner Eigenfchaft ala preußifcher Staats⸗ 
angehöriger verluftig erflärt. 

29. Auguft — 1. September. XVI. allgemeiner Bereinztag 
deutſcher Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften. 

In dem einleitenden Bericht, den Schulze⸗Delitzſch wie alljährlich gibt, 
gebentt derſelbe der 25jährigen Entwidlung des Genofſenſchaftsweſens, und 
charakterifirt dasfelbe ala „das confervative Element“ in bex modernen Wirth: 
Ichaft, das eine ficherere Friedensbürgſchaft biete, als alle Derfiherungen bon 
Eeite der Regierungen. Die Unfälle, die einzelne Genofjenichaften in jüngſter 
Zeit betroffen — unter ihnen bejonders hervorragend bie Düffeldorfer Ge⸗ 
werbebant —, lafjen fi allefammt direkt auf Einrichtungen zurückführen, 
welche im geraden Widerfpruch mit dem Rathe Schulze’ und den mehrfachen 
Beichlüfien der Vereindtage ftehen. Die gefakten Beichlüffe beziehen fich ins⸗ 
bejondere auf Sicherung des Geſchäftsbetriebs durch außgiebige Controle und 
andere innere Angelegenheiten. Den Verbänden, welche biefem allgemeinen 
Berband angehören, war diesmal ber neugebildete Verband deutſcher Vauge⸗ 
nofjenfchaften ala einunddreißigfter hinzugetreten. 


1. September. (Deutjches Reich.) Die Reichstags-Juſtiz⸗ 
commiſſion tritt zur Fortſetzung ihrer Arbeiten wieder zufammen. 


1.—3. September. Bollswirthichaftlicher Congreß in München. 


Den Brennpunkt ber Verhandlung bilden die Debatten Über die An- 

träge über „die wirthichaftliche Bedeutung uud ftatiftiiche Ermittlung ber 
Hanbelöbilanz“, ſowie über „die Yortentwidinng der internationalen Hans 
delspolitif nach Ablauf der gegenwärtig beftehenden Zollverträge‘. Die Eifen- 
bahnfrage wurde unter Belaffung der in Wien dafür gewählten Commiſſion 
vertagt. Nachdem ſchon der erfte der genannten Anträge in der Diskuffion 
zu lebhafter Geltendmachung der Gegenjäge in Bezug auf Zollpolitit Ge 
legenheit gab, wird bei der Erörterung der letzteren die Debatte baburch noch 
erregter, daß id zur Belämpfung ber freihänbleriichen Tendenzen des Eon: 
5* eine Zahl von ca. 40 Intereſſenten aus den induſtriereichen Gegenden 
chwabens und Württembergs eingefunden haben. Das Gewicht dieſer Stim⸗ 
men erdrückte denn auch die freibändleriigen, don Erad, Dorn, Weigert und 
dem Präfidenten Dr. Braun vertretenen Anträge und bringt folgenden An⸗ 
trag Dr. Stöpel’3 mit 62 gegen 58 Stimmen aut Annahme: „Angefichts der 
gegenwärtigen Lage der deittfehen Induſtrie und der in anderen Ländern ber: 
bortretenden Zendenz, ihren Markt den auswärtigen induftriellen Erzeug: 


Bas deutfhe Rei und feine einzelnen Glieder. (Seht. 2) 161 


niffen duch Zollmaßregeln mehr unb mehr zu veridhließen, empfiehlt der 
Gongreß, don einer weiteren Grmäßigung ber beftehenben Zölle bis auf Weir 
tered abzufehen. Ueberdies erſcheint es geboten, im Zolltarife eine tatiomellere 
Glaffificirung ber Induſtrie⸗Erzeugnifſe in der Richtung herbeizuführen, daß 
die Zarifjäße mehr ala bisher bem Werth der auf bie Waaren verwendeten 
Arbeit entiprechen." 


2. September. (Deutjches Reich.) Der Jahrestag der Schlacht 
von Seban wird im größten Theile des Reichs als freiwilliger Na- 
tionalfefttag gefeiert. Nur die Ultramontanen halten fi von der 
Beier,” die fi überall wefentlich als eine Feier der fo glanzvollen 
Wiederaufrichtung des deutfchen Reichs geftaltet, grundfäplich fern. 
Einzelne, wie das „Vaterland“ des Dr. Sigl (Bayern), Laffen bei 
diefer Gelegenheit ihrem Haß gegen das Reich freien Lauf, indem 
diefer den Liberalen zuruft: \ 

„Run fo feiert denn ben 2. September als den Auferftehungstag eures 
tfchen Reiches“, ihr Liberalen „Reißafrrunde‘, mit Flaggenſchmuck und 

jammlung ! $e toller, deſto beffer. Wer fatholiich, wer halbwegs noch 
ift, wen Bayern unb fein König noch etwas gilt, tut nicht mit 
— Auch und erfüllt eine frrubige Zuverficht ganz, namlich die, dab, wenn 
3 jo forigebt, unaußbleiblih fommen werde der Tag, da Gott mit 
bem 2. September in das eriht geht. Und dann foll jedes Haus 
und jedes Fenfter im Flaggenimude prangen und zu Zaufenden werben 
wir firömen nicht in das Goloffeum zum Gelage, ſondern an bie Altäre, um 
Gott zu danten, quia deposuit potentes de sede et exaltarit humiles. Rut 
ſo zu! Das ift der rechte Weg nad) Canofia und jenes omindfe Steinchen — 
e8 rollt vielleicht von unferen Bergen.“ 

2.—4. September. (Deutfches Reich.) Generalverfammlung 
der katholiſchen Vereine Deutſchlands in Freiburg im Breisgau. 

nentlich aud; der Bewohner Freiburgs 

die meiften Auweſenden find (neben 
ler Herren Länder. Die meiften Reben 
en wenig hoffnungsreich. Eine Haupt 
ir fein, die Forderung zu begründes, 
‚ei geben, wie denn A die neueften 

A accaa . aud für Deutichland bezüglich bes 
Hößeren Unterrichtsweſens anzuftrebende Ziel angepriefen werden. Es werben 
sahlzeiche Refolutionen beſchloſſen, diefelben Lauten: 

1) Die Kirche ift ein volltommenes, von Gott mit eigenem Recht auf 
dem Gebiete ihrer Lehr-, Weihe: und Jurisdictionagewalt ausgeſtattetes Reich. 
Sie ift nad; göttlichen und pofitivem Recht für den Umfang ihrer Miſſion 
vom Staat nicht ab! naig; & muß ihr aljo volle Freiheit auf ihrem ganzen 
Gebiet gewährt werden. 2) Der Staat fteht wie der Einzelne unter der Ord⸗ 
nung unb dem Gejehe Gottes. Ein unbegrenzter und umbedingter Gehorfam 
gegen bie Geſehe des Staates verjtößt gegen das göttliche Sittengefeg, welches 
über dev Ordnung und bem Geſehe bed Staates jteht. 3) Es ilt ein Angriff 
auf den Befland und bad Wefen der Ricde, den Papft, das Oberhaupt ber 

Kirche, in der Ausübung feiner oberften Lehr und Jurisbiciondger 
malt hemmen zu wollen. 4) Die Generalverfammlung wieberholt den Proteft 
gegen Die Unterbrüdung der weltlichen Herrjehaft des Papftes, die daburch 
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bewirkte Verlegung bed apoftolifchen Stuhles und der Ehriftenheit. 5) Jeder 
Verſuch, die Spendung der Sakramente und die Dertündigung der chriftlichen 
Wahrheiten einzufchränten, ift ein Eingriff in die Heiligften Rechte der Kirche 
wie ihrer Angehörigen. 6) Es verjtößt gegen Gottes Ordnung und bie Rechte 
der Kirche, wenn die Staatsgewalt über die Heranbildung, Anftellung und 
Abfegung der Geiftlichen, über die Verfaffung und Berwaltung der Kirche 
entſcheidet. Es ift eine Mißachtung des Tatholtichen Glaubens und ber noto- 
riſchen Wahrheit, wenn von der Tirchlichen Autorität ausgefchiedene, factiſch 
auf dem Boden des Proteftantismus ftehende Perſonen ala Katholiten erflärt 
und in Beiig von katholiſchen Kirchen gejegt werben. 7) Die Aufhebung 
und Bevormundung ber Orden und Congregationen, die mit dem Wohle der 
Kirche und ber Gejellichaft fo innig verbunden find, ift ein Eingriff in bie 
Rechte der Kirche und in bie perjönliche Freiheit. 8) Die katholiſche Kirche 
ift kraft göttlicher Vollmacht berechtigt und berufen, ihre Lehre zu lehren. 
Sie Hat darum auch ein unveräußerliches Recht, Schulen jeder Art zu grün: 
ben unb zu halten, in welchen die chriſtliche Jugend nach den Grundſätzen 
bes Glaubens unterrichtet und erzogen wird. Die Kirche kann unter Leinen 
Umftänden der weltlichen Gewalt das Recht zuerkennen, über den Unterricht 
in ber Religion Verfügungen zu treffen; Tatbolifche Lehrer können diejen 
Unterricht nur im Auftrage des Tirchlichen Zehramtes ertheilen, und die chrift: 
lichen Eltern können ihre Kinder nur ſolchen Schulen anvertrauen, welche 
durch bie kirchliche Autorität gebilligt oder zugelafien werden. 9) Mit Ehr⸗ 
furcht und Bewunderung bliden alle Katholiten auf den erhabenen Ober: 
birten und den pflichtgetreuen deutſchen Clerus, welcher in der Gegentvart 
fo jchiwere Leiden erduldet. Es handelt fich in diefem Kampfe um die Exi⸗ 
ftenz der katholiſchen Kirche, um die Erhaltung des Glauben? und bie reis 
heit der chriftlichen Religionsübung. Die Latholifche Kirche kann und wird 

ch niemals einer Geſeßgebung fügen, welche ihrer von Gott gegründeten 

erfaffung wideripricht. Der Friede kann nur badurch bergeftclit werden, 
baß der katholiſchen Kirche das Recht und bie Yyreiheit wiedergegeben wird, 
welche fie durch göttliche Ordnung und kraft des öffentlichen Rechtes in An⸗ 
ſpruch zu nehmen hat. 

Terner I. Weber bie Preffe. 1) Die Generalverfammlung empfiehlt 
dringend die Verbreitung tüchtiger und billiger Broſchüren und Volkslalen⸗ 
der, ſowie die Unterſtützung der beftehenden wiſſenſchaftlichen katholiſchen 
Zeitſchriften. 2) Die Generalverfammlung empfiehlt die Errichtung Tatholi: 
ſcher Volks- und AYugendbibliothefen in allen Pfarrgemeinden. Sie macht 
auf den Borromäud: und Görres-Verein aufmerfiam und ſpricht den Wunſch 
aus, daß die Colportage fatholifcher Schriften überall eingeführt und mit 
Eifer betrieben werde. 3) Die Generalverfammlung empfiehlt die Gründung 
von Preßvereinen zur Unterftüßung der katholiſchen Preſſe. 4) Die General: 
verfammlung erinnert daran, daß das Halten und Lejen antifatholiicher Blät⸗ 
ter durch das Gewifſen verboten ift, und erklärt es ala Eingriff in die Ge: 
wiffensfreiheit, wenn Katholiken zugemuthet wird, ſolche Blätter als Amts: 
blätter zu halten. 5) Die Generalverfammlung empfiehlt die Einführung 
fatholifcher Bereine oder Einigungen von Männern zur Yörderung der reli⸗ 
giäfen Zwecke in jeder Pfarrei. 6) Die Generalverfammlung empfiehlt bie 

ründung einer Bereinigung katholiſcher Suriften zur „ertheibigung der 
Rechte der Kirche und der Katholiken: ala Drgan biejeg Vereins dient das 
„Archiv für Kirchenrecht” (herausgegeben von Dr. Bering). 7) Die General: 
verfammlung empfiehlt Die Errichtung von Gefellichaften oder Erwerbs⸗Ge⸗ 
nofieni&haften zu katholiſchen Zwecken. II. Meber bie Miffionen. 1) Die 
Beneralverlammlung empfiehlt Dem Tatholifchen Volke dringend die rege Theil⸗ 
nahme an den bon ber fatholifchen Kirche approbirten Vereinen für die Zwecke 
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ber chriſtlichen Charitus, für das Gebet, für Miffionen und insbefondere für 
die Erziehung ber Jugend. 2) Die Generalverfammlung macht die Katholiken 
Dentichlands aufmerkſam auf die Unterftühung des Bonifazius⸗Vereins durch 
Zuwendung von größeren Gaben gegen eine jährliche Leibrente ad dies vitae. 
3) Die Generalverfammlung bringt die Bildung von Einigungen unter ein: 
zelnen Ständen und Perfonen zur jährlichen Unterhaltung von Miſfions⸗ 
geiftlicden und Miifionslehrern auf dem Arbeitzfelde des Bonifazius⸗Vereins 
in empfehlende Erinnerung. III. Heber die fociale Frage. 1) Die Gene: 
ralverfjammlung empfiehlt die Einrichtung von Dlarienanftalten für weibliche 
Dienſtboten, in welchen Mädchen zu Zienftboten erzogen, nad) beendigter Ex: 
ziehung in katholiſchen Häufern untergebracht und dienftuntaugliche Dienft: 
boten unentgeldlich verjorat werden. 2) Zie Generalverfammlung war von 
jeher überzeugt und jpricht auch jekt wieder die Meberzeugung aus, daß die 
ſociale Sr e nur unter Beobachtung der chriftlichen Srundjäge in befriebi- 
gender Weile getiit werden kann. 3) Die Generalverfammlung empfiehlt die 
Itung und Verbreitung der „Ehriftlich-focialen Blätter" und des „Arbeiter: 
ndes“. 4) Die Generalverfammlung empfiehlt die Erftrebung eines auf 
chriſtlichen Srundjähen bafirten Arbeitsgeſetzes. 5, wie Generalverjammlung 
empfiehlt wiederholt die St. Vincentius- und Clijabethenvereine. 6) Die 
Generalverfammlung empfiehlt die Errichtung Latholifcher Anftalten für Ar- 
beiterfinder. 7) Die Generalverfammlung empfiehlt die Einrichtung von Spar: 
und Leihkafſen, in welchen auch Eleinere Beiträge leicht angelegt werden kön⸗ 
nen. 8) Die Generalverfammlung ſpricht den dringenden Wunfch aus, daß 
die Tatholifche Preſſe der focialen fyrage eine größere Aufmerkſamkeit zumende, 
als bisher. — IV. Weber das höhere Unterrichtsweſen. „A. Univer- 
fitäten. Da die Univerfitäten in neuerer Zeit eine Domäne der Staatsregie⸗ 
rung geworden find, fo ift der einzige Punkt, auf welchen bie tatholitähe 
Kirche noch einwirken kann, da3 Inftetut der Privatdocenten. Der Ausſchuß 
beantragt daher, auf praftiich auläffige Weite dahin zu wirken, daß Tatholif 
gefinnten Privatdocenten die lehramtliche Thätigkeit erichloffen werde un 
zwar: 1) duch Flüſſigmachung ber an ftiftungsmäßig katholifchen Univerfis 
täten beftehenden Stipendien-Stiftungen, welche den Stiftlingen, wie in Frei⸗ 
burg, die Erlangung der Doktorwürde ala Stufe zum Lehramt auferlegen; 
2) durch Suivenbung von Unterftügungen aus den dem Episcopate zur Ders 
waltung unterftehenden allgemeinen oder bejonderen Kirchenfondd; 3) im 
Nothjalle durch Gewährung von Unterftügungen aus den Zinjen des ver- 
zinslich angelegten Colectentonda für die freie katholiſche Univerfität; 4) end» 
lich durch Liebesgaben reicher Privaten für diefen Zweck. B. Gymnafien. 
Auch diefe find Staatsdomänen. —* find nur zwei Maßregeln praktiſch 
durchführbar: 1) An jedem Gymnafium ift der eine oder der andere Lehrer 
ein treuer Katholik. Dielen fol man ed ermöglichen, ein Privatpenfionat zu 
errichten. 2) Bis zum Anfange dieſes Jahrhundert? Hatte faſt jede deutfche 
Amisſtadt eine Lateinichule, welche ihre Schüler bis zur fünften Kaffe bes 
förderte, gehalten von dem @eiftlichen des Ortes. Dieje jollen wieder erweckt 
werben. Das iſt, wenn auch verichieden nad) dertuichtei wieder möglich. 
C. Richt durch Schulen vertretene Wiſſenſchafi, d. h. Wiſſenſchaft der Aſſo⸗ 
ciation. Wenn es Deutichland aus Lahmheit und Zerifienheit zu keiner freien 
tatHolifchen Univerfität bringt, jo kann dasſelbe es Doch au einem freiwilligen 
oder auch organifirten Gelehrtenverein, d. H. zu einer Akademie bringen, die 
man das apologetifche Inſtitut nennen könnte, beftimmt zux abocı aller 
auf dem Gebiete der Wiflenichaft gegen bie Kirche verfuchten Angriffe. Es 
müßte ein zur Ausführung und Ueberwachung beftimmter Ausſchuß errichtet 
werden, welcher jebesmal an die Generalverfammlung feinen Rechenichaftsbes 
richt zu erflatten Hätte. Diefer Ausſchuß müßte bie in reicher Fülle brach 
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liegenden Gelehrtenkräfte Sammeln zur Auffaffung von abwehrenden Schutz⸗ 

De von der höchften Stufe der Wiffenichaft an bis zur populären Dar: 
ellungsweiſe. Diefer Ausſchuß müßte vermittelnd zwiſchen die Verlagshand⸗ 

lungen und bie Einzelgelehrten treten und die Vertheidigung auf die ange- 

oriffenfte Stellung werfen. In einer kritifchen, von jeder Gliquifterei frei 
u haltenden Beitieprift müßte die ganze literarifche Bervegung georbnet und 
isciplinirt werden.” 

— September. (Preufen.) Der Domberr und Schulinjpektor 
Suszinski in Poſen erklärt, fich verheirathen zu wollen, ohne deßhalb 
feine Pfründe niegerzulegen und ohne förmlich zum Altkatholiciamug 
überzutreten. 


2. September. (Deutfches Reich.) Der deutfche Kronprinz 
beginnt wieder, wie alljährlich, die württembergifchen und bayerifchen 
Truppen zu infpieiren. Bei einem Feſtmahl in Augsburg betont 
berjelbe neuerdings, daß „jeder gute Deutfche gleichzeitig feinem en= 
geren DBaterland dienen und doch feine beiten Kräfte dem Reiche 
widmen Fünne, in welcher Gefinnung der König von Bayern, dem 
Beifpiele des Kaiſers folgend, vorangehe”. 

3. September. (Sahfen-Weimar.) Enthüllung des Sarl« 
Auguft-Dentmalg in Weimar in Anwelenheit des Kaiſers und der 
Kaiſerin. 

6.—14. September. (Deutſches Reich.) Die vom Reichs⸗ 
fanzler in Ausführung des Bundesrathsbejchluffes vom 13. Februar 
d. J. berufene Eijenbahntarif-Enquete-Commiffion beräth über das 
Ergebniß der Vernehmung der Sachverftändigen und die nach ihrer 
Auffaffung daran zu Inüpfenden Vorfchläge, Tann jedoch eine Eini- 
gung zwilchen den Vertretern der verjchiedenen Tarifſyſteme nicht 
erzielen. 

7.—10. September. (Deutfchland.) Der demonftrative deutſche 
Pilgerzug langt im Anfchluß an die belgijchen Pilger in Lourdes 
und Paraysle-Mianial an. Als Demonftration erjcheint er jedoch 
gänzlich verfehlt. 

7. September. (Preußen) Die Regierung fordert den Erz⸗ 
bilchof von Köln auf, den erzbifchöflichen Palaſt ala Eigenthum des 
Staates zu räumen. 


8. September. (Preußen.) Berjammlung ber log. evange⸗ 
Lifchelutberifchen Conferenz innerhalb der preußilchen Landeskirche in 
Berlin. Diejelbe zählt diegmal ca. 600 Theilnehmer, größtentheils 
Geijtliche. Angenommen werden Rejolutionen bez. des Eherechts der 
Kirche nach Einführung der obligatorifchen Civilehe und weiter, auf 
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ben Antrag des orthodor-feudalen Grafen dv. Kraflow, eine Reihe 
folcher bez. der Stellung der orthoborslutheriichen Gläubigen zu dem 
log. Eulturlampf. Die letzteren lauten: 


„1) Der Eulturlampf ift eine Folge ber jebigen weltgeſchichtlichen 
Phaſe, welche auf die Ausgeflaltung der bie — bewegenden ver⸗ 
ſchiedenen Principien in ihre äußerſten Conſequenzen dringt. zul dem 

runde beöjelben Liegt der uralte Gegenſatz zwiſchen Meltreid) und Gottes: 
reich. 2) Die in dem Eulturlampfe wirkende Tendenz ift auf der einen Seite 
die Ausgeftaltung der Omnipotenz des abfoluten Stantes, welcher ſich als 
bie alleinige Quelle alles Rechts Hinftellt und neben fich feinen anbern Or⸗ 
ganismus dulden mag, der feine Selbitftändigfeit und Freiheit anderswoher 
ableitet. Dem gegenüber fteht auf ber anderen Seite daB infallible fs 
thum, das ebenfalls jede andere Selbftftändigkeit und jedes andere Recht zu 
abjorbiren fucht. zu des Confliktes, in welchem zur Zeit der omnipotente 
Staat und das infallible Papftthum ftehen, tragen beide in ſich das gleiche 
Princip bes Abjolutiemus, welcher für fein Recht Leine Grenzen anerkennt. 
3) Ein vollftändiger Sieg bes Einen über ben Anbern trägt für den fiegen: 
ben Theil bie Gehahr in fi, daß ex in feinem Irrthum vollendet wirb. 
4) Die auf Seiten des Staat? fiehenden „Eulturlämpfer" ftreiten bei ihrer 
Bertretung bes ftaatlichen Rechts gm Theil nicht bloß gegen bie katholiſche 
Kicche, ſondern gegen Alles, was Kirche ift, und meinen auch die chri Lichen 
Wahrheiten, welche die katholifche Kirche befikt. 5) Hierin liegt weſentlich 

i ahr bes „Eulturlampfes" für die evangeliſche Kirche, weil derſelbe 
fi faft unwillkürlich auch gegen fie ala die Kirche des reinen Wortes unb 
Sakramentes richten muß. 6) Aus Obigem ergibt ih die Stellung ber evans 
gelifchen Kirche und ihrer lebendigen Glieder zum „Eulturfampf“ : a) Ob⸗ 
wohl wir anerkennen, daß bie fatholifche Kirche einen Schatz chriſtlicher Wahr: 
‚beiten befigt, welchen wir mit ihr gemeinfam haben, fo befteht dennoch zwi: 
chen ihr und uns eine Kluft, welche es unmöglich macht, an ihre Seite zu 
treten. b) Wir können ung aber auch nicht mit ben „Eulturfämpfern“ ver 
binden, weil wir in ihnen die eigenen bewußten und unbewußten Feinde 
ertennen müflen. c) Wir müflen mehr als je wachen über die unſerer Kirche 
anvertrauten Heiligthümer, um dieſelben unferem Volke zu erhalten. Nur 
fo leiſten wir auch dem Stante wahrhaft gute Dienfte im „Eulturfampfe“. 


10. September. (PBreußen.) Der Kaifer nimmt an den ebenfo 
glänzenden als großartigen KHönigs-Mandvern in Schlefien Theil. 
Faſt alle großen und kleineren Mächte haben Stabgoffiziere belegirt, 
um an benfelben Theil zu nehmen. 

13. September. (Deu tſches Reich.) Wiederzufammentritt des 
Bundesraths, um die Vorlagen für den Ende Oktobers zufammen- 
tretenden Reichdtag, namentlich das Budget für 1876, zu berathen 
und fertig zu ftellen. 

— September. (Preußen) Der Eultusminifter Falk wird 
auf einer Rundreife in Schleswig-Holftein mit einem Enthufiasinus 
aufgenommen, ber faft an den neulichen Empfang des Minifters von 
Seite der Rheinprovinz binanreicht. Die längere Zeit Preußen wenig 
geneigte Stimmung ber Provinz hat fich offenbar weſentlich gebefiert. 
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16. September. (Preußen.) Eine Reichdtagswahl im Wahl⸗ 
freife Kulm⸗Thorn gibt zu einem gewaltigen Wettlampfe zwiſchen 
den deutſchen und den polnifchen Elementen der Bevölkerung Anlaß. 
Es nehmen nicht weniger als 90 Proc. aller Stimmberechtigten an 
der Wahl Theil, die Deutfchen fiegen mit ca. 9600 Stimmen über 
die Polen mit ca. 9200. 

17. September. (Deutfches Reich.) In Wilhelmshafen er- 
folgt der Stapellauf des neuen großen Panzerjchiffes „der große Kur⸗ 
fürft“ und gelingt glänzend. Der Chef der Admiralität, General 
v. Stofch, vollzieht die Taufe. Die Betheiligung der militärifchen 
‚und bürgerlichen Bevölkerung an der fyeftlichkeit ift eine maflenhafte. 

18. September. (Deutſches Reich.) Der Befuch des Kaiſers 
beim König von Italien wird nunmehr, da der Kaifer troß feines 
hohen Alters die Anjtrengungen der fchlefiichen Manöver ohne Be- 
fchwerden ausgehalten bat, nunmehr endgültig befchloffen, und foll 
Mitte Oktober von Baden-Baden aus erfolgen. Die Zufammen- 
kunft findet in Mailand ftatt. 

18. September. (Preußen) Der in Hannover verfammelte 
hannover'ſche Stäbtetag gibt die Erflärung ab, er halte durch das 
Berfahren des Landesconfiftoriums gegen den Prediger Klapp (welcher 
wegen unorthodor befundener Anfichten nicht bejtätigt wurde) das 
Patronatsrecht des Magiſtrats der Stadt Osnabrück und dag Wahl: 
recht der betreffenden Lutherifchen Gemeinde für gefährdet. 

18. September. (Sachſen.) Die Erneuerung? » Wahlen der 
Hälfte der II. Kammer ändern das biöherige Verhältniß der Par- 
teien in derfelben nicht wefentlich. Die beiden Liberalen Parteien, 
der Nationalliberalen und der Fortſchrittspartei, behaupten zufam« 
men die entichiedene Mehrheit, können fich aber unter einander nicht 
verfländigen und geben auch bei den Wahlen nicht zujammen. Die 
Gonfervativen haben dagegen, obgleich fie fich vorher ala Partei neu 
organifirt haben, doch an Boden verloren, und den Socialdemofraten 
gelingt es troß fieberhafter Anſtrengungen nicht, fich einen Sit im 
Sandtag zu erobern. Die Regierung bat fich vollſtandig neutral 
gehalten. 

19.—22. September. (Deutſches Reich.) Der Kaiſer nimmt 
auch an den großen Mandvern bei Roftod und an einer großen 
Ulottenrevue bei Warnemünde Theil. Eine große Volksmenge aus 
allen Schichten der Bevölkerung wohnt berfelben bei und verfolgt 
die Evolutionen mit gefpannter Aufmerkſamkeit. Das Geſchwader, 
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worunter vier große Panzerfchiffe, führt ſaämmtliche Borgänge eines 
Seegefecht? aus. Der Kaiſer beobachtet diefelben vom Ded ber 
„Grille“ aus, welche in fortwährender Bewegung vor den ſich üben- 


den Schiffen ilt. 
Bei dem barauf folgenden Weftmaht trinkt der Kaiſer auf das Wohl 
ber Flotte, worauf der Chef ber Abmiralität, General v. Stoſch, antwortet: 
Ew. Majeität erlauben, daß ich den erften Deutichen Kaifer an Bord einer 
deutichen Splotte begrüke. Es ift dies ein politiiches Ereigniß. Denn in der 
otte werden bie Millionen Deutſchen, welche über ben Erdkreis zerftreut 
ben, wieder mit dem PVaterlande verbunden. Aber es ift auch ein für die 
Entwidlung ber Marine erfreuliches Ereigniß. Wie bie einft Heine Armee 
unter ber Führerſchaft ihrer Herricher glänzende nn verrichtet und jelb 
grob geworben, jo gewährt auch die heutige Anweſenheit Ew. Majeftät u 
Umftand, daß ein Glied des hohen Herrſcherhauſes zu den Offizieren der 
Marine zählt, dex Flotte Die Gewißheit, daß auch ihr jene Pflege und Ein: 
beit wird, welche ıhr eine große Zukunft fichert. Die Marine wird mit 
demfelben Ruf in ben Kampf gehen und fiegen wie die Armee. Es lebe 
der Raifer:“ 

Die officielle en bringt bei biefer Gelegenheit einen Artikel 
über bie Entwidlung der beutichen Seemacht, der mit den Worten fchlieht: 
‚Seht ift die Entwidlung der deutjchen Kriegäflotte auf einem Punkt anges 
langt, wo biefelbe mit Zuverſicht an die Erfüllung ihrer hohen Aufgaben 
berantreten Tann. Daß diefelbe ihren Pflichten gegen die Nation genügen 
werbe, dafür gibt fchon ihre Dergangenbeit Bürgſchaft; denn wenn die See 
Streitträfte Deutſchlands noch nicht in der Lage waren, mit enticheidenben 
Schlägen in bie großen Kämpfe ber jüngſten Zeit einzugreifen, ſo haben h 
doch vielfach Gelegenheit gefunden, ihren Eifer und ihre Dingedung im Dienſte 
des Baterlandes zu bethätigen. Nicht glänzende Erfo ge ftehen bisher der 
deutſchen Marine zur Seite, wohl aber ehrenvolle Leiftungen, die Leinen 
aneitel barüber Iaffen, daß fie beftrebt ift, in allen Tugenden triegerifchen 

iftes mit bem ruhmvoll bewährten Landheer zu wetteifern. So ericheint 
der Augenblid, der für die große Flottenſchau in der Nhede von Warne- 
münde, dem Außenhafen der altehriwürdigen Hanfeftadt Roftod, gewählt ift, 
unter erhebenden Erinnerungen an eine zweihundertjährige Bergangenbeit 
und günftigen Ausfichten in die Zukunft. Der Kaifer wendet feinen Blid 
von den Uebungen ber in aller Kriegstüchtigfeit erprobten Landtruppen auf 
die in den Gewäflern ber Oftfee vereinigte Flotte, und erkennt mit ies 
digung das Gelingen bes unter feiner Obhut vorjchreitenden Wertes, twelches 
die Kriegerüftung Deutſchlands durch einen beioeglichen Gürtel von Eifen- 
pangeen und Feuerſchlünden aur See ergänzen ſoll. Die deutſche e aber 
wird in ben ihr entgegenge rachten Zeichen der Theilnahme und des Ber 
trauens einen erhöhten Antrieb finden, in allen Kämpfen und Gefahren ihre 
Schuldigkeit = thun, um auf dem weiten Meereögebiet das Anſehen bez 
Kaifers, das Wohl bed Reiches und bie Ehre ber beutfchen Flagge gegen jebe 
Antaftung zu wahren.” 

Der Gen. der Infanterie und Chef der Abmiralität, v. Stofch, 
über bdeflen Verbienfte um die allmälige, aber fichere Hebung ber 
Flotte nur Eine Stimme herrſcht, wird vom Kaiſer zum Admiral 


& la suite des Seeoffizierscorps ernannt. 
22. September. (Deutjchland.) Der Mainzer „Verein der 
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beutfchen Katholiken“ hält unter dem Vorfib des Freiherrn v. Lo - 
feine Generalverfammlung ab, nachdem die „Katholiten Deutich- 
lands” vor faum 2 Wochen in Freiburg beifammen gewefen find. 


Die Berfammlung ift (gleich der Fyreiburger) weniger aabtreich als bie 
beren befucht; es fehlen viele Bayern und Süddeutſche und auch bie | 
ehr Lebhafte Betheiligung der preußiſchen Rheinlande und Weſtfalens i 
Außerft nt auägefallen. Die „vielen Lücken“, welche der Vorſitzende con: 
ftatirt, füllen fich nicht aus. Bon den über 15,000 Thlr. betragenden ange- 
legten Geldern des Bereines werden 5000 Thlr. für Unterftützungen an ge: 
fperrte neukatholiſche Geiftliche bewilligt. In der Abrechnung des Vereines 
figuriren auch an 5000 fl. an „Unterftüßungen und Ausgaben für die Preffe” 
und über 14,000 fl. ald Darlehen an ſolche „minder feindliche” Blätter. 
Diefe „minder feindlichen” Bundesgenofien in der Tagespreſſe find vorzugs⸗ 
weiſe jene demofratifch:partikulariftifch Ichimmernden Organe mit dem Titel: 
vorjaß der „Neuen” ...Boltzblätter, Anzeiger u. j. w. welche jeit zwei Jah⸗ 
zen ba und dort wie Pilze aufgefchoffen find und im ber Unterftüßung ber 
ultramontanen Beftrebungen ihre DMlöglichftes leiften. Nach der Summe ber 
eingegangenen Beiträge zu jchließen, dürfte ber Verein jebt ungefähr 9 bis 
10,000 zahlende Mitglieder haben. Yortichritte hat er im Allgemeinen nicht 
gemat. Tie Beichlüffe find faft wörtlich die gleichen wie die der General- 

tiammlung der Tatholifchen Vereine Deutichlands in Freiburg (f. unter 
1. September.) 


23. September. (Deutfches Reich.) Der „Reiche-Anzeiger” 
bringt über die Stellung des deutfchen Reichs zu Oeſterreich und 
Rußland in der gegenwärtigen orientalifchen Verwidlung (f. unter 
Türkei) folgenden bedeutfamen Artikel, der der Feder des Fürſten 
Bigmard ſelbſt zugefchrieben wird: 


„Mehrere namhafte Zeitungen, und namentlich auch folche, welche in 
inneren ragen die Reichsregierung zu unterftüßen pflegen, haben über bie 
neuefte heafe der orientaliichen Frage in Xeitartiteln und anderweitigen 
politifchen Betrachtungen und Correfpondenzen ihre Anfichten öffentlich kund 
gegeben. Das auswärtige Amt des deutſchen Reiches ift allen diefen Kund⸗ 
gebungen volljiändig fremd und hat nach feiner Seite Hin direft ober in: 
direkt Anlaß zu einer Öffentlichen Ausſprache der Art gegeben. Wie eine 
ber biöherigen Kundgebungen in confervativen ober liberalen Blättern einem 
Bebürfniffe der amtlichen deutichen Politik, auf die Entwicklung der orien- 
taliſchen Frage beftimmend einzuwirken, entiprungen ift, fo glauben wir 
auch nicht, daß die Auslaffungen irgend eines beutichen Blattes den Aufs 
faffungen eines der beiden mit Deutfchland verbünbdeten Kaiſerreiche ent|prechen, 
oder dab e3 einem ber drei verbünbdeten Höfe erwünſcht geweſen wäre, dieſe 
brennende Frage in der Art, wie dies in deutichen und namentlid auch in 
regierungsfreundlichen Blättern geichehen ift, beiprochen zu ſehen. Die aus⸗ 
wärtige Politit des bentichen Reigen ift bei den Vorgängen in der Türkei 
nicht in exrfter Linie betheiligt, vielmehr auf eine refervirte und abwar⸗ 
tende Haltung, bie ſich auf unterftüpung der Wünſche ber befreundeten 
und ja lich unmittelbarer interefjirten de beichräntt, durch die gen: 
graphifche Lage angewiefen. Die Sachlage ift jo durch Ibn; für Jeber⸗ 
mann, daß wir wohl annehmen dürfen, daß in den rei undlichen Kreifen 
bes In⸗ und Auslandes die Artikel auch der achtbarſien beut Blätter 
die Beſorgniß nicht eriveden werben, ala ob bie beutjche Politit bie gegen: 
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wärtige Lage benuben Tönnte, um Pläne zu verfolgen oder aufzuftellen, 
welche anderen ala zweifellos und unmittelbar deutfchen Intereſſen entſprin⸗ 
gen. Die beutiche Politik ift weit entfernt, lediglid um bed „prestige“ 
willen oder aus Machtgefühl über das Maß deutſcher Intereffen hinaus eine 
leitende Stellung zu beanſpruchen. Zu den beutichen SInterefien gehört es 
allerdings, daß man ber Freund feiner Freunde bleibt, die Seitun 8: 
arlitel aber, welche wir Eingangs im Sinne hatten, erſtreben nicht mehr bie 
Unterftügung, fondern die Bevormundung der Politik befreundeter Mächte, 
und deßhalb wird es nühlich fein, zu Tonftatiren, da die Neichapolitit folchen 
Auslaffungen abjolut fremd ift, und daß jeit mehreren Monaten officiöfe 
Mitteilungen von Seiten irgend eine® Organes des auswärtigen Amtes an 
irgend ein Öffentliches Blatt überhaupt nicht ftattgefunden haben.” 


25. September. (Deutfches Reich.) Eine Eonferenz von De- 
Vegirten der deutfchen Seehandelapläße in Berlin und ebenjo eine 
zahlreiche Verſammlung in Weftpreußen Tprechen fich energifch gegen 
die Gelüfte der Schutzöllner, die ganze bisherige Wirthichaftspolitit 
bes Reichs zurüdzufchrauben, au2. 


27. September. (Deutſches Reich.) Proteftantentag in 
Breslau. 


28. September. (Bayern.) Eröffnung des Landtags ohne 
Thronrede des Könige. 


29. September. (Bayern.) II. Kammer: Die ultramontane 
Partei macht von ihrer Zweiftimmenmehrheit Gebrauch, um das 
Prafidium und das ganze Bureau ausſchließlich ultramontan zu 
befegen, und ftellt bereit? den Antrag auf Erlaß einer Adrefle an 
den König, um darin dem Minijterium ein Mißtrauensvotum er- 
teilen zu Tönnen. 


Die Zuverficht der ultramontanen Partei ift ingmoifchen don bornes 
herein Leine allzu große. Bezüglich deſſen, was in ber bevorfiehenden Land» 
tagsſeffion erzielt werden joll, Khricht fih die „Donau=Zeitung” dahin aus, 
daß die Abgeorbneten der ultramontanen Fraktion nochmals den Verſuch 
machen wollen, ob e3 nicht gelinge, in Bayern ein „bayerifches’ Regiment 
herzuftellen; allein e8 werde das, wenn fi) nicht ein Wunder begibt, nicht 

elingen. Das Blatt Hat fonach fein rechtes Vertrauen zu ben Vertretern 
Finer eigenen Partei. Daß man verfuchen wird, ben Sturz des Gejammt: 
Minifterrums herbeizuführen, fteht außer Zweifel; indeffen wird man doch, 
wenn das Ganze nicht zu erreichen ift, fich mit einem Theile begnügen; man 
wird vorerſt zufrieden fein, wenn nur ber eine oder andere ber Staat3minis 
fler, wie namentlich Herr v. Zub, der am allermeiften gefürchtet und gehaßt 
ift, zum Opfer fallt. Diefer Plan bat aber gar feine Ausſicht auf Erfolg, 
denn die Staatöminifter haben wiederholt exlärt, daß fie ſich folidarifch ver: 
bunden erachten, und es befteht fein Zweifel, daß eine ſolche Erklärung, 
obald Anlaß hiezu gegeben ift, entſchieden wiederholt werden wird. Bei 

eringen Bonn auf Erfolg, welche die „Donauseitung“ hegt, macht 
fie KG auch ſchon mit bem Gedanken an dasjenige vertraut, was noch zu 
thun übrig bleibt, wenn auch ber Audfpruch des Volkes vom 24. Juli, das 
heißt die Ziwei-Stimmen-Majorität, bie man mit fo großer geiftlicher An⸗ 


170 | Bas deutſche Rei und feine einzelnen Glieder. (Oft. 1-2.) 


firengung erzielte, wirkungslos verhallen wird. „Das bayerifche Volk”, jagt 
das Blatt, „ſoweit es diefen Namen nicht bloß trägt, fondern auch verdient, 
hat feine Vertheidigungs- Mittel erjchöpft, es Hat fich mit einem wahren Löwen 
muth gegen feine Bebränger gewehrt. Der Heroismus unb ber Ruhm dieſes 
Volkes, in feiner Sefäide taufendmal bewäßrt, zeigen fich auch in ihrem 
Untergange. Es ift der letzte Landtag, fagt der Altbayer, den wır im Juli 
ewählt haben... Es fieht Alles auf Spik und Knopf: Entränn’ ex jeho 

aftlo8 meinen Händen — Ach Hätte feinen zweiten zu verienden. Ente 
weber — ober. timeder wird unſere Außerfte Anftrengung vom 24. Juli 
von einem Erfolge getönt — wir glauben nicht daran, aber wir wollen 
doch bie Möglichkeit in Rechnung ziehen — ober wir werden durch das, was 
der yranzofe force majeure nennt, wieder in das alte Elend zurückgeworfen. 
But, dann werden wir ben Sreignifien ihren Lauf laffen. €3 gibt für Alles 
eine Grenze, und die unferige ift abgeftedt.” 

Anf. Oktober. (Deutjches Reich.) Bundesrath: Die preuß. 
Regierung läßt demjelben den Entwurf einer Novelle zum Straf- 
geſetzbuch zugehen, welche dahin zielt, der Regierung in einer Anzahl 
fog. politifcher Paragraphen erweiterte Befugniffe gegenüber der ul« 
tramontanen und der focialiftiichen Agitation zu übertragen, und 
außerdem die durch den Prozeß Arnim und den Fall Duchesne zu 


- Tage getretenen Züden in der beftehenden Gejehgebung auszufüllen. 

— Oktober. (Preußen) Dem Bilchof von Trier geht von 
Seite des Oberpräfibenten die Aufforderung zu, wegen Nichtbefegung 
fämmtlicher Succurfalpfarreien der Didcefe Trier innerhalb 8 Tagen 
die Summe von 91,350 Mark zu bezahlen, widrigenfalls Pfändung 
erfolgen werde. 

— Oktober. (PBreußen.) Sämmtliche fatholifche Pfarrer des 
Regierungsbezirta Münfter werden ohne weitere Angabe eines Grun⸗ 
des des Vorfitzes im Schulvorftande enthoben. Die Maßregel ift 
damit in der ganzen Didcefe Münfter durchgeführt, da der rheinifche 
Antheil berjelben bis auf einzelne Ausnahmen ſchon früher von ber 
Anordnung betroffen worden ift. 

1. Oktober. (Preußen.) Mit diefem Tage tritt der neu ge= 
gründete oberfte Verwaltungsgerichtshof in Thätigfeit. Zum Präfi- 
denten desſelben ift vom Könige der bisherige vortragende Rath im 
Minifterium des Innern, Geh. Ober-Regierungsrath Perfius, er⸗ 
nannt worden. 

1. Oktober. (Preußen.) Der bißherige Ober-Präfident der 
Provinz Hefjen-Naffau, v. Bodelſchwingh, der den Anforderungen der 
Regierung gegenüber den Anfprüchen der katholiſchen Hierarchie nicht 
ganz entfprochen Hatte, tritt in Ruheſtand. . 

2. Oltober. (Bayern.) Anläßlich der 100jährigen Jubiläums 
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feier der Wallfahrtskirche zu Oggeröheim (Pfalz) verweigert die Re= 
gierung erft dem Domdelan Heinrich von Mainz und dann aud) 
dem Biſchof Ketteler von Mainz ausdrüdlich die Erlaubniß zu Ab« 
haltung der Feſtpredigt. Biſchof Ketteler und der Didcefanbiichof 
Haneberg wenden fich daher in einer Eingabe an den König felbft, 
um die Erlaubniß zu erwirken, warten aber die Antwort des Königs 
gar nicht ab: Biſchof Ketteler hält die Feftpredigt im Einverftändniß 
mit dem Bilchof Haneberg. Auf die Nachricht von diejer Eigenmäd)- 
tigfeit der beiden Bilchöfe richtet der König zwei Handfchreiben an 
den Minifter Lub, 
—* Ganeberg br das eine bem —5— den Riccen Aue gibt: deß Dr 
e i diefem vein bayerifchen Sirchenfeft in fo erregter Ze 
einem mit ben baberifchen Verbältniffen wenig bekannten und an Dem Ereike 
ber Parteien in berborragender Weife betheiligten Kanzelredner einer frem⸗ 
den Didcefe die Predigt überlaffen habe“; Das andere mit Beziehung auf die 
Thatſache, daß ifchor Haneberg unter Üebernahme der Verantwortung das 
Auftreten des Biſchofs Ketteler von Mainz ald Prediger zugelafien, ſich dahin 
äußert: „Seine Majeftät erblide in diefem Vorgehen des Biſchofs v. Hane⸗ 
eine mit ber von ihm beſchworenen Pflicht des Gehorſams in jchroffem 
pruch ftehende Haltung, während die Theilnahme bes Biſchofs Ketteler 
an er Band ungsweiſe eine ſchwere Verletzung jener Rüdfichten enthalte, 
welche ihn das Derweilen im Lande Sr. Majeftät auferlege.” 


2. Oftober. (Bayern.) II. Kammer: beichließt mit 79 (ul⸗ 
tramontanen) gegen 77 (liberale) Stimmen, eine Adreffe an den 
König zu erlaffen, und beftellt den dafür beftimmten Ausſchuß mit 
8 Ultramontanen und 7 Xiberalen. 

— Oktober. (Heffen.) In der Provinz Rheinhefien werben 
die unter dem Minifterium Dalwigk vom Bifchof Ketteler nament- 
Lich in gemifchten Gemeinden gegründeten zahlreichen Heinen katho⸗ 
tifchconfeffionellen Volksſchulen (meift mit weniger als 30 Schülern) 
wieder befeitigi und in die vom Geſetze zur Regel erklärten fogen. 
„gemeinjamen Vollsſchulen“ umgewandelt. 

— Oktober. (Deutfches Reich.) Die Preſſe ſpricht fih mit 
wenigen Ausnahmen und fehr entfchieden gegen die politiichen, über- 
aus dehnbaren, Paragraphen der preußifchen Vorlage einer Straf- 
gejegnovelle im Bundesrath aus. 

6. Oktober. (Preußen.) Der kgl. Gerichtshof für Tirchliche 
Angelegenheiten fpricht die Amtsentſetzung bes Fürſtbiſchofs Forſter 
von Breslau wegen beharrlicher Renitenz gegen die Staatsgefeke aus. 

6. Oktober. (Breußen.) Der Geburtstag des pormaligen Kron⸗ 
Prinzen von Hannover wird von den welfiichen Mitgliedern des ge- 
tade verfammelten hannover'ſchen Provinciallandtags zu einer kleinen 
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“ Demonftration gegen Preußen benußt, an welcher fich auch der Führer 
der Centrums⸗Partei, Dr. Windthorft, betheiligt, indem er in län⸗ 
gerer Rede ein Hoch auf den Exkönig von Hannover augbringt. 


6. Oktober. (Preußen.) Der endlich entdedte geheime päpft- 
liche Delegat für das Erzbistum Poſen, Domherr Kurowski, wird 
von der Griminalabtheilung des Kreisgerichts ofen zu zwei Jahren 
Gefängniß verurtheilt. Der Angellagte Hatte feinerjeits jede Aus- 
fage verweigert, da er die Competenz des weltlichen Gerichtes nicht 
anerfenne. 

7. Oktober. Geſſen.) Gröffnung des Landtags durch den 
Minifter-Präfidenten Hoffmann. Das vorgelegte Budget für 1876 
fchließt mit einem Ueberſchuß von 6,018,664 Markt ab. 


8. Oftober. (Bayern.) IL Kammer: Der Adreß⸗Ausſchuß ge- 
nehmigt den von Jörg ihm vorgelegten Entiwurf einer Adreffe an den 
König mit allen 8 ultramontanen gegen alle 7 Liberalen Stimmen. 


10. Oktober. (Deutfches Reich.) Generalverfammlung des 
Vereins für Socialpolitif in Eiſenach. Diejelbe tritt mit geradezu 
erdrüdender Majorität dem Beichluffe ihres Ausſchuſſes bei, die von 
demſelben aufgeitellte Tagesordnung feſtzuhalten und dadurch den 
Antrag der Herren Meyer und Rodbertug (Wagener?): „den Reiche“ 
fanzler zu erjuchen, der deutjchen Induſtrie nach außen wie nach 
innen den Schuß zu gewähren, deſſen fie zu erfolgreicher Conkurrenz 
bebürfe”, abzulehnen. Der Verſuch der Schußzöllner, den Berein 
wie den vollswirthichaftlichen Congreß zu München im September 
ihren Zwecken dienftbar zu machen, ift damit von vornherein vereitelt. 

10. Oftober. (Bayern.) Die beiden Bilchöfe, Haneberg von 
Speyer und Ketteler von Mainz, fuchen durch öffentliche Erklärungen 
ihr eigenmächtiges Verfahren in der Oggernheimer Angelegenheit zu 
rechtfertigen. Ahr Verfuch Läuft fehr charakteriftiich im Wefentlichen 
darauf hinaus, daß „an einen abjchlägigen Beſcheid von Seite des 
Königs auch nicht gedacht worden fei“. 

12. Oktober. (PBreußen.) Der Eultugminifter erläßt eine Der- 
fügung an die Regierungsbehörden, durch welche die Frage, ob in 
Gemäßheit bes Gejebes betr. Verwaltung des Tatholifchen Gemeinde- 
Kirchenvermögend dem Pfarrer die Kaffenveriwaltung und die Rech- 
nungsführung im Kirchenvorſtand übertragen werden könne, entſchie⸗ 
den verneint wird. 


12. Oftober. (Breußen.) Der durch den k. Gerichtshof für 
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firchliche Angelegenheiten feines Amtes entſetzte Fürſtbiſchof Förfter 
von Breslau löst durch Dekret das fürftbifchöfliche Generalvifariat 
und dag fürftbifchöfliche Confiftortum aus. 


13. Oftober. (Teutſches Reich.) Der Ausfchuß des preußi- 
chen Landes-⸗Oekonomie-Collegiums richtet eine Erklärung gegen bie 
Agitation der Schubzöllner für Beibehaltung der Eifenzölle an den - 
Reichskanzler, in der er feine und des „weitaus größten Theiles 
feiner Berufögenofjen“ Ueberzeugung dahin ausfpricht: 

„dab die preußifchen Landwirthe mit Freuden nicht nur den Zeitpuntt 
begrüßen, der die ihnen direkt und indirekt ſchädlichen Eifenzölle gejehlich in 
Fortfall bringt und eine Aenderung dieſes Geſetzes zu Gunften auch nur 
vorübergehender Prolongation diefer Zölle ala cine bedauernswerthe rüd: 
läufige Bewegung unferer Zollgefeßgebung anjehen würden, fondern daß bie 
jelben auch über dieſen Einzelfall Binaus eine Fortentwicklung der Zollge⸗ 
feggebung nur dann ala eine heilfame erwarten dürfen, wenn biejelben fi 
unter dem Einfluffe der leitenden Gedanken der durch internationale Handels⸗ 
perträgt von Ew. Durchlaucht jelbft eingeleiteten Handelspolitit vorwärts 

33. Oftober. (Preußen.) Beim Bifchof von Trier wird für 
die Bezahlung der ihm für die Nichtbejeßung der fogen. Succurſal⸗ 
pfarreien auferlegte Buße von 91,350 M. Pfändung verjucht, jedoch 
nichts Pfandbares mehr gefunden. 


13. Oftober. (Bayern) II. Kammer: Debatte über die von 
den Ultramontanen vorgefchlagene Adrefle an den König, um dadurch 
ein Mißtrauensvotum gegen das bejtehende Minifterium an den Tag 
zu legen. Jörg, der Führer der Ultramontanen, begründet diejelbe. 
Ihm antworten zunächjt der Minifter dv. Lutz und der Abgeordnete 
v. Stauffenberg Namens der Liberalen Minorität, der mit einer von 
jämmtlichen Liberalen Abgeordneten unterzeichneten Erklärung fchließt. 


AdreBantrag ber Ultramontanen: „Allerdurchlauchtigſter Groß: 
mächtigfter König! Allergnädigfter König und Herr! Indem die neugemwählte 
Kammer der Abgeordneten Allerhöchftihrem Throne naht, um ihre Huldigung 
darzubringen, obliegt ihr vor allem die traurige Pflicht, Ew. königlichen 
Majeftät den Ausdrud des tiefften Beileids mit ben jchmerzlichen Verluften 
allerehrfurchtsvollſt darzubringen, die das Tönigliche De in kurzer Friſt 
Schlag anf Schlag erlitten hat. In guten wie in ſchlimmen Tagen mit 
dem Lande innig verwachien, haben die Hingefchiedenen erlauchten Mitglieder 
des töniglichen Haufes fih ein danfbares Andenken begründet, das nie er 
Löfchen wird. Das bayerifche Volt hat den Augenblid erſehnt, wo es feinen 
Vertretern wieber gegönnt fein würde, ihre Bitten und Anliegen unmittel: 
bar zu den Füßen des Eöni Fra Thrones niederzulegen. In jeder Bedräng⸗ 
niß erwartet dieſes Volk Ken e und Rettung nur von feinem König und 

. Geute aber richtet es mehr ala je Teine bittenden Blicke allerehr⸗ 
urchtsvollſt auf Ew. koniglichen Majeſtät. Denn mehr als je fühlt Ni 
8 bayerische Bolt bebrängt durch die friedlofe Lage der Gegenwart, un 
geängftigt durch bie drohenden Gefahren einer ungewifien Zukunft. Daher 


n 
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find im ganzen Lande die jüngften Landtagsneuwahlen ala ein Moment von 
enticheidender Wichtigkeit betrachtet worden. Abeg die gegenwärtige Regie: 
xung ‘wollte nicht, daß der Hülferuf des treuen Kyericen Volkes an Ew. 
tönigliche Majeftät gelange. Mit allen erfindbaren Mitteln, gegen ben Geift 
und den unbefangen interpretirten Buchftaben bes Gejehes, Hat fie das 
Zuftandefommen einer Kammer der Abgeordneten zu verhindern gejucht, wie 
eine folche bei unparteiiichem Vollzug der Wahlen fich ergeben haben würbe. 
- Die Neuwahlen find auf Grund einer Wahlkreis-Eintheilung dorgenommen 
toorden, bei welcher nicht Recht und Gerechtigkeit die Hand geführt Hat, ſon⸗ 
bern die Abficht, die wahre Meinung und GSefinnung der großen Mehrheit 
des „bayerifchen Volkes zu unterdrüden, desjenigen Volkes, twelches unter 
allen Umftänden feine Treue und Anbänglichkeit bewährt Hat. Wie das 
Beifpiel der oberften Behörde durch untergeordnete Organe bei der Anord: 
nung der Urwahlen nachgeahmt worden ift, davon werden die und obliegen- 
ben Wahlprüfungen ein getreues Bild ergeben. Wenn da gegenwärtige 
Minifterium das Bertrauen des Landes zu befiken gemeint Hätte, dann wäre 
es nicht auf Auskunftsmittel verfallen, die felbft der Erfolg nicht zu bes 
Ichönigen vermöchte. Nachdem aber der Verſuch nicht einmal von dem ge: 
winfoten Erfolg begleitet war, fo hätte die neugewählte Kammer wohl er: 
warten dürfen, daß das Minifterium durch feinen Rücktritt ihr die unliebe 
Nothwendigkeit eripart hätte, mit einer allerunterthänigften Beichwerde Ew. 
tönigliche Majeftät zu behelligen. Das Land bedarf und erjehnt den Frieden 
und ein verttauensbolled® Zuſammenwirken der Regierung und jeiner Ver⸗ 
treter. Den hingeſchwundenen Frieden wird aber weder eine Parteiregierung 
noch eine Regierung zu bieten vermögen, welche die eine Seite des Haufes 
gegen die andere verwendet, ohne jemals die aufrichtige Unterftügung vor 
er einen oder der anderen Seite gewinnen zu Tönnen. Das Land ruft nach 
einer bayerifchen Regierung, die ſich, Recht und Gerechtigkeit zum alleinigen 
Leitſtern nehmend, weder ſcheut noch fich zu ſcheuen we at, an die Stelle 
eines erfünftelten Gleichgewichts durch allfeitig freie len den wahren 
Ausdruck der Meinung und Gefinnung des bayerifchen Volkes zu jegen. 
Anz eine ſolche Regierung wird von ber Volksvertretung nicht nur nicht 
behindert, jondern eifrig untertüßt, die erlahmende Regierungsthätigkeit neu 
beleben können. Nur eine ſolche Regierung wird auch in dem höchften Colle⸗ 
ium des Reiches jenes Anſehen genießen, das ihr reichöverfaffungsmäßig ge: 
tattet, und das auch unumgänglich nothiwendig ift, wenn nicht wie bisher ein 
Stüd nad dem andern von den bayerifchen Kron⸗ und Landesrechten dahin⸗ 
falle ſoll, in einem Interefſſe, das jehr weit entfernt ift, das allgemein deutſche 
au fein. Im Geifte unmandelbarer Treue gegen Ew. königliche Dlajeftät und 
er opferiwilligen Hingebung an unfer geliebtes bayerifches Vaterland bringen 
wir unſere allerunterthänigfte Vorftelung an den Löniglicden Thron, und 
bitten Em. königliche Majeftät allerehrfurchtsvolift, Allerhöchftihre getreuen 
Unterthanen abermald dag erhabene königliche Wort vernehmen "Ioffen zu 
wollen: „Ich will Friede haben mit meinem Volke.“ In tieffter —5 
——— en Majeſtät allerunterthänigſt treugehorſamſte Kammer der Ab⸗ 
eordneten.“ 
Proteſt-Erklärung ber liberalen Minorität gegen ben Adreß— 
antrag der ultramontanen Mehrheit: „Gegenüber dem Adreßentwurf, 
beffen Annahme Ihnen angefonnen wird, halten fich die unterzeichneten Mit- 
glieder der Abgeordnetenkammer, Namen? ihrer Wähler tie Nie fi, zu 
nachfolgender Erklärung verpflichtet: Ir dem Adreßentwurf werden die An⸗ 
ſchauungen der und entgegenftehenden politiſch kirchlichen Partei, die allein 
darin zum Ausdruck gelangen, für die Meberzeugung des gefammten bayeri⸗ 
ſchen Volkes, zu dem unfere Wähler und wir nicht minder gehören als unfere 
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Gegner, audgegeben. Wir verwahren und gegen biele Entjtellung des wahren 
Sachverhaltes Auf das entjchiedenfte legen wir Proteft ein gegen den mit . 
berechneter Rebewendung unternommenen Verſuch, nur einen Theil der Be 
völferung als denjenigen zu bezeichnen, welcher allein Treue und Anhäng⸗ 
lichkeit bewahrt Hat und dadurch die andere Hälfte des bayerischen Volkes 
zu verdächtigen — eine Verdächtigung, welche an die Stufen des Thrones 
gebracht, doppelt verwerflich if. Wenn ung ſchließlich zugemuthet wird, 
Se. königliche Majeftät zu bitten, daß ex Friede mache mit feinem Bolte, 
jo ericheint uns ein ſolches Herabziehen der gebeiligten Perjon bes Könige 
in den Streit der Parteien um fo unerbörter, als wir von keinem Unfrie⸗ 
ben wifien, der das Band zwiſchen Yürft und Bolt gelodert hat oder zu 
lodern droht. Wir bauen feft darauf, daß ©e. Mejehät, defien weifer und 
gerechter Regierung, deſſen hochherzigen Entichlüffen Bayern und Deutſchland 
Ion fo großen Segen verdanten, wie biöher, jo auch ferner, getragen von 
der Liebe und dem Vertrauen feines Volkes, Recht und Geſetz und Frieden 
aufrecht erhalten wird.“ 


Am zweiten VBerhandlungstage artet die bisher würdige De- 
batte durch eine Rede des (ultramontanen) Abg. Bezirksgerichtsrath 
Schela von Regensburg in einen furchtbaren Ecandal au: 


Schels entblödet fich nicht, un Gitate aus norbdeutichen Wigblät- 
tern den König auf die unmwürdigfte Weile in die Debatte zu ziehen und 
macht zugleich in maßloſer Heftigfeit der Liberalen Partei den Vorwurf, daß 
fie dein Einheitaftaat zuftrebe. Frhr. von Stauffenberg ruft ihm entrüftet 
u: „Diefer Gab enthält den Vorwurf des Landesverrathes!” Hierauf ver: 
tapt die liberale Partei den Sigungsjaal. Schels fragt, ob er ben Ordnungs⸗ 
zuf verdient habe. Der Zafibent erklärt, er habe nichts gehört, was einen 
Ordnungsruf verdiente. Der Minifterpräfident erklärt, das Minifterium _ 
könne leider nicht den Saal verlaffen, wie die Linke Seite, aber nach feinem 
Gefühle würde er dies thun. Echeld habe durch Vorlefung von Schmäh— 
artifeln aus fremden Blättern die Schamröthe der tiefiten Entrüftung here 
dorgerufen. Nach beendigter Rede von Schels erklärt der Prä jibent, daß, 
nachdem jet die ftenographifche Aufzeichnung über beffen Einleitungsworte 
dorliege, er allerdings erjehe, daß Schels e3 gewagt, durch Citation von in 
ſchmählichſter Weife den König angreifenden Blättern des Königs Perſon in 
bie Diakuffion zu ziehen, und den Anjtand aufs Gröblichfte verlegt habe. Deß⸗ 
balb xufe ex Schels zur Ordnung. Schels will remonftriren, erhält jeboch 
bad Wort nicht. Abg. v. Schlör erflärt nun, daß die liberale Partei wieder 
in den Saal zurückkehren und dort verbleiben werde, ſo lange der pr dent 
Schuß gegen derartige Scenen und Injurien gewähre. Die liberale Partei 
erjcheint wieder im Saale. Minijter v. Pfeufer verfichert, die Regierung 
Habe die Wahlfreigeintheilung unter gewifjenhafter Beobachtung des Gefſetzes 
im Landezinterefje getroffen, ohne Rückſicht, ob dabei Wunden gejchlagen wer⸗ 
den müßten. Solange die Parteiberhättniffe jo gelagert feien wie jegt, werde 
gar feine Wahlkreideintheilung befriedigen, von wem immer fie getroffen 
werde. Noch fprechen der Juſtizminiſter v. Fäuſtle, der Minifterpräfident 
v. Pfregichner und der Referent Jörg, worauf zur Abftimmung geichritten 
und die Adreffe mit allen (79) ultramontanen gegen alle (76) Liberalen 
Stimmen angenommen wird. 


Ein Incidenzfall der Debatte führt Tpäter zu MWeiterungen. Der Mi⸗ 
nifter v. Luß erllärt nämlich in feiner Rede gelegentlich feiner Schilderung 
der ultramontanen Wahlagitation, dab in einer Didcefe, und zwar in bers 
jenigen des Biſchofs Seneftrey von Regensburg Weifungen erfolgt feien, wo⸗ 
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nach ber Clerus feine kirchlichen Gefinnungen dadurch betätigen folle, daß 
. ex unter Benußung ber Unzufriedenheit der Bevölkerung über bie in Folge 
ber neuen Erſcheinungen auf dem jocialen und politifchen Gebiete eingetre- 
tenen Mikftände in Handel und Wandel die Leute zur Wahl von folchen 
Bertretern anzuleiten Iuohe beren echt kirchliche Gefinnung die nöthige Bürg- 
haft gibt.“ Der Biſchof beftreitet die Nichtigtett der Thatſache und forbert 
don dem Minifter in einem offenen Brief entweder Beweiſe oder die Zurüd: 
nahme der Anfchuldigung. - 

14. Oktober. (Sadfen.) Der König eröffnet den Landtag 
mit einer Thronrede, in welcher er die fortwährend freundfchaftliche 
Stellung zum Reich betont und feine Befriedigung über die nun— 
mehr durchgeführten, auf der Selbjtverwaltung ruhenden neuen Or— 
ganiſationsgeſetze ſowie des neuen Schulgefehes ausfpricht: 

„In dem verfloffenen Jahr ift unfere Stellung im deutichen 
Neich und unfer Verhältniß zu feiner Kegierung unverändert dasſelbe ge: 
blieben. Wie ich ftet3 darauf halte, daß Deine Regierung, unter Aufrecht⸗ 
erhaltung der reichäverfaffungsmähigen Rechte und Pehrung der Intereſſen 
des Landes, die Reichſsregierung in ihren Bemühungen zum Wohle des Reiches 
aufrichtia unterftüßt, jo hat fich Meine Regierung auch während des vergan- 

enen Jahres eines freundlichen und wohliwollenden Entgegenkommens der 

eichgregierung ununterbrochen zu erfreuen gehabt, und alles berechtigt zu 
der Hoffnung, daß biefes erwünſchte, auf gegenfeitigem Vertrauen und auf 
ber offenen Anerlennung und Achtung gegenfeitiger Rechte und Pflichten 
beruhende Verhältniß auch künftig unverändert fortdauern wird. Für die 
inneren Verhältniſſe Sachſens aber war das vergangene Jahr nach verichie: 
denen Richtungen Hin von der größten Bedeutung; es war ein Jahr ber 
inneren Entwicklung in der volliten Bedeutung des Wortes. Die auf dem 
vorlekten Landtag verabichiedeten Organiſationsgeſetze find, nachdem Sie, 
Meine Herren, J dem letzten Landtage die dazu erforderlichen Mittel be⸗ 
willigt haben, während des vergangenen Jahres durchgängi durchgeführt 
worden. Wenn Ich am Schluffe bes Iekten Landtages an Bieler Stelle nur 
ausfprechen konnte, daß es von der Art und MWeife, wie die Betheiligten bie 
durch jene Geſetze gegebene größere Ausdehnung der Selbftverwaltung ver: 
fieben und benuben würden, abhängig bleibe, ob die neuen Einrichtungen 
en Nuten gewähren würben, den Ich Mir von ihnen veripracdh, fo gereicht 
es Mir zur groben Genugthuung, heute ausſprechen zu können, dab Ich Mich 
in Meiner Erwartung von den Erfolgen ber neuen Gefehe, in Meinem Ber: 
trauen zu der Reife und dem verftändigen Sinne ber Bevölkerung Sachſens 
nicht getäufcht babe. Die neuen Geſetze und die dadurch geichaffenen Eins 
richtungen haben überall im Land ein richtiges Verftändni und eine rege 
Theilnahme gefunden; dir neugelchaffenen Drgane ber Selbftverwaltung haben, 
ſoweit die Erfahrungen bis jebt reichen, die ihnen geftellte Aufgabe ın einer 
Meile zu Löfen gefucht, welche deutlich erfennen läßt, daß fie fich dabei Hi 
nur der ihnen gewährten Rechte, fondern auch der damit verbundenen Pfli 
ten vollftändig bewußt gewejen find. Einen gleich günftigen Exfol das 
ebenfalls in dem vergangenen Jahre durchgeführte Schulgeſetz gehn t, und 
mit befonderer Befriedigung erkenne Ich es an, daß die Gemeinden des Lan 
des gern bereit geweſen find, den gyorberungen des Geſetzes zu genügen, auch 
wenn ihnen zu dieſem Zwecke bedeutende Opfer angefonnen werben mußten. . .” 


IH. Sammer: wählt den Bürgermeifter Haberforn aus Zittau 
(Rechte) zum Präfidenten, Bürgermeifter Streit (Fortichrittspartei) 
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zum erften und Dr. Pfeiffer (nationalliberal) zum zweiten Viceprä- 
fidenten, indem die Yortichrittspartei dabei mit den Conferbativen 
gemeinfame Sache gegen die Nationalliberalen machte. Dieſe geben 
denn auch bei der britten Wahl weiße Zettel ab. 


15. Citober. (Bayern) Das Minifterium bietet in Folge 
der Annahme der Adrefie durch die ultramontane Mehrheit der II. 
Kammer dem König feine Entlafjung an. 


15. Oftober. (Baden.) Die Erneuerungswahlen zur II. Kam⸗ 
mer ergeben die Wahl von 22 Nationalliberalen, 6 Ultramontanen 
und 2 Demofraten. 


16. Oktober. (Deutfches Reich.) Die Reichajuftigeommiffion 
. beginnt die Berathung des Entwurf? einer Gerichtsverfafjung von 
ganz Deutjchland. Gegen Erwarten findet derfelbe viel weniger Anz 
fechtung, ala ber Entwurf eines Strafprogefies gefunden hat. 


16. Oktober. (Breußen.) Die Regierung zieht den dem Staat 
zugehörigen Palaft des Erzbifchofg von Köln nach dem Gefete wieder 
an fi. Das Gebäude wird bis auf wenige Utenfilienftüde völlig 
leer und verlaffen gefunden. Der Erzbifchof Hatte erſt, von einer 
Schaar Geiftlicher umgeben, die Ermijfion erwartet, dann aber eine 
Dienftreife angetreten. 


18.—23. Dftober. (Deutſches Reich.) Der Kaifer befucht den 
König Victor Emmanuel von Italien in Mailand. Der Kaifer ift 
von Moltfe und einem großen und glänzenden Gefolge begleitet. Der 
König empfängt ihn an der Spite feiner ganzen Yamilie und feiner 
fämmtlichen Minifter. Dagegen bat der deutfche Reichskanzler, aus 
Gefundheitsrüdfichten, darauf verzichten müſſen, feinen Kaiſer zu 
begleiten. Die Aufnahme des Kaiſers in der Hauptſtadt der Lom⸗ 
barbdei ift eine überaus enthufiaftifche und Herzliche. Der Befuch ift 
ein durchaus perfönlicher, von politifchen Abmachungen Teine Rede. 
Dennoch iſt das Refultat zweifelsohne eine weitere Annäherung zwi— 
chen Stalien und Deutfchland. 


Der Kaifer telegraphirt nach feiner Ankunft in Mailand an bie 
Kaiſerin: „Ich bin glüdlich angelommen. Es war ein Zriumphzug von der 
Grenze bis Mer ; aber der Einzug mit bem König in Mailand jpottet aller 
Beichreibung, jo unausſprechlich enthuſiaſtiſch war er bei der italienijchen 
Lebhaftigleit. Ich Habe in meinem ganzen Leben nie etwas Aehnliches ges 
eben. Ale Fenſier geziert, unzählige Balfone und Tribünen, die Straßen 
icht voll Menſchen Kopf an Kopf. Auf der einen Seite die Garniſon ſpalier⸗ 
bildend. Der König außerordentlich liebenswürdig. Gleich nad) ber Tafel 
großartige Beleuchtung bed Domes und der Piazza, auf welcher gewiß nicht 
unter 50,000 Menichen ftanden, welche in Yubelrufe ausbrachen. Kurz — 
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unbeichreiblih. Das Wetter herrlich." Bei dem Galabiener zu Ehren bes 
Kaijerd werden folgende Zoafte ausgebracht: Der König: ‚beftatien Ew. 
Majeſtät, bei diefem glüdlichen Anlaß mid) zum Dolmetich der Wünſche zu 
machen, welche die Jialiener vereint mit mir auf das Glüd Ew. Majeftät, 
für ba3 Gebeihen Deutſchlands und für die fortbauernde —*8 der 
iden Nationen hegen. — Der Kaiſer: „sch danke Ew. Majeftät für die 
freundlichen Worte, welche Sie foeben an mid) an haben. bin hoch⸗ 
erfreut, endlich, wie es ſchon Längit in meiner Abficht gelegen, den Beſuch 
exwiedern zu Lönnen, ben Ew. Mageftät mir dor zwei Jahren gemacht haben. 
Wahrhaft gerührt durch die Aufnahme, welche ich ſowohl von Seiten Em. 
Mageftät, ala auch Ihres jo fchönen Landes gefunden, erfenne ich in ben 
9— en Deutjchland und Italien beſtehenden Sympathien und in ber ung 
verbindenden perfönlichen Freundſchaft eine der Barantien für den europäis 
ſchen Frieden. Mit bem Wunfche, daß dieſe Beziehungen ſtets diejelben bleiben 
mögen, trinke ich auf das Wohl Ew. Majeftät!" Am folgenden Tage telegra- 
phirt der König an ben deutichen Kronprinzen nad) Berlin: Ich freue mid), 
Eurer Hoheit mittHeilen zu können, daß Se. Majeftät der Kaiſer in volls 
tommenem Wohlbefinden angelommen ift. Bei Gelegenheit biejes für va 
x meine Yamilie und für ganz Italien jo glücklichen Ereignifies jage i 
rer Fan meine aufrichtigen Glückwünſche und meine Gratulationen zu 
Eurer Hoheit Geburtätag. Zugleich beeile ich mich, Eure Hoheit davon in 
Kenntniß zu ſetzen, daß ich Eurer Hoheit zweitem Sohne, Prinz Heinrich, die 
Eolane dell’ Annunziata verliehen habe. ch bitte, Ihrer pobeit der Kron⸗ 
prinzeifin meine tiefgefühlte Verehrung tunbaugeben. Biltor Emmanuel,“ 
Auf dieſe Depefche langt von Berlin folgende Antwort ein: „In Gedanfen 
und Gefühlen mit Eurer Mageftät vereinigt, hoffen wir in biefem von uns 
jo erjehnten Augenblid, daß die Bande, welche italien und Deutichland 
aneinander ketten, durch den Beſuch, welchen der erfte Kaifer Deutichlands bem 
erſten Aönige Stalien? abftattet, noch an Dauerhaftigfeit gewinnen. Friedrich 
Wilhelm. Biltoria.” — Tyerner richtet der Oberbürgermeifter Hobrecht von 
Berlin folgendes Telegramm nah Mailand: „An den Gelandten bes deut» 
Iigen Reiches Herrn von Keubell zu Mailand. Em. Excellenz bitte ich, Sr. 
ajeftät, unjerem Kaiſer und Könige, den Ausdruck der innigen, lebhaften 
Tbeilnahme zu übermitteln, mit welcher Magiftrat und Bürgerſchaft don 
Berlin der Reife Sr. Majeftät folgen. Die Kunde von der to Mmpathifchen 
Aufnahme Seiten? bes Könige von Stalien Majeftät und der dortigen Be: 
völferung ift und eine neue Bürgfchaft dauernden Friedens. Hobrecht.“ Der 
Kaifer Hat barauf folgende telegtapfifche Antwort ertbeilt: „Oberbürgers 
meifter Hobrecht, Berlin. Das von meinem Gefandten mir vorgelegte Tele: 
gramm eriwiedere ich mit dem Ausdruck aufrichtigiten Dankes für die Theil⸗ 
nahme, womit Magiftrat und Bürgerichaft meiner Haupt: und Refidenzftabt 
meine Reife nad) Italien und ben mir geivordenen Empfang begleiten. Es 
ift mix befonberd erfreulich geweſen, bie Ichönen und erhebenden Eindrücke ber 
legten Zage durch dieſen Gruß aus Deutihland vermehrt zu jehen. Mit Ihnen 
erblide ic} in der don Seiner Majpftät dem Könige von Italien und ber Bes 
völferung des befreundeten Landes mix gewordenen fo überaus liebenswürdigen 
und herzlichen Aufnahme eine neue Bürgichaft des Friedens um beilen Pflege 
und Er tung ich, wie Sie wiflen, unablälfig bemüht bin. (gez.) Wilhelm. 
Schließlich gibt der Kaifer noch auf ber Heimreife von Botzen aus in einer 
an ben König Biltor Emanuel gerichteten Depefche ben Gefühlen herzlichſter 
Dankbarkeit für alle die Aufmerkfamkeiten nochmals Ausdruck mit denen ex 
während feines ihm ewig benfwürdigen Aufenthaltes in Mailand überhäuft 
worden ſei und hebt beſonders hervor, die Begegnung mit bem Slönige von 
Italien jei um beiwillen zu einem Moment von hiftorifcher Bedeutung ges 
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worden, weil der Kailer und ber König von alien von ter Vorſehung an 
die Spike ziveier Nationen geftellt worden jeien, bie nach langen Kämpfen 
endlich ihre Einheit errungen Hätten. Der König bankt dem Kaiſer für 
feine gütigen und freundlichen Worte alsbald telegraphiſch und verfichert 
benjelben, bie Erinnerung an ben ihm fo angenehmen und werthvollen Be: 
ſuch des Kaiſers werde niemals aus jetnem Herzen ſchwinden und fügt hinzu: 
„Bon ber Vorſehung zur Erfüllung bes nämlichen Mandats berufen, können 
wir fiber das erreichte Refultat nur die lebhaftefte Freude empfinden. Die 
nämliche Lage, in der fich die beiden Völker und deren Fürſten befinden, wird 
die Bande wahrer Freundſchaft, die und fchon aus fo viel andrren Gründen 
verbinden, immer fefter und feiter knüpfen.“ 


18. Oftober. (Deutjches Reich.) Der zu feiner vierten Ver⸗ 
fammlung zufammengetretene deutjche Landwirthichaftsrath befchließt 
auf das Referat und den Antrag des Prof. Richter (Tharandt), ent- 
fchieden für den Freihandel einzutreten und die Reichdregierung um 
Durchführung der gefeglichen Beitimmungen betr. die Aufhebung des 
Schutzzolls für Eifen zu erfuchen. 

18. Oftober. (Bayern.) Der König erläßt eine Verfügung 
für Einführung des Reichsgeſetzes betr. die obligatorifche Civilehe 
und bürgerliche Standesbuchführung auch in Bayern vom 1. Ja⸗ 
nuar 1876 an. 

Der Minifter v. Lub lehnt es ab, feine Behauptung wider 
den Biſchof Senejtry von Regensburg zu widerrufen, fchlägt viel- _ 
mehr dem Bilchof die Vornahme des Zeugenbeweiſes vor einer un= 
parteiifchen Commiffion, über die fie fich leicht einigen würden, vor. 
Der Biſchof nimmt den Vorſchlag an. 


19. Oktober. (Bayern.) Der König lehnt dag Geſuch, ihm 
bie ultramontane Nöreffe der II. Kammer überreichen zu dürfen, ab 
und beantwortet da8 Entlaffungsgefuch de Minifteriums dahin: 

‚Das Gefammtminifterium hat mit Rüdfiht auf den Inhalt einer 
Adreſſe, welche gegen die jehr namhafte Minorität der Kammer der Abgeorb: 
neten zum Beichluß erhoben wurde, um feine Enthebung gebeten. Feſthal⸗ 
tend an dem Mix zuftehenden Rechte freier Wahl ber Räthe der Krone, finde 
Ich Keinen Grund, eine Aenderung de3 Minifteriums eintreten zu laflen. 
Inmitten ber hochgehenden Wogen bes Parteikampfes hat dasſelbe nach Meiner 
Heberzeugung bei jeinen Entichlüfien und Handlungen ſiets des ganzen Lan⸗ 
bed allgemeines Wohl und Beſtes ım Auge behalten und ift in gejegmäßiger 
Weile für die Wahrung ber Rechte des Staates eingetreten. Ich hoffe, daß 
e3 dem beftehenden GBelammtminifterium, getragen von Meinem Zöniglichen 
Vertrauen, gelingen werde, die Rückkehr jenes inneren Seieben herbeizufüh: 
zen, durch welchen eine gebeihliche Entwidlung der Wohlfahrt des Volkes 
bedingt ift, und Ich erwarte, dab bie Regierung zum Heile Meines geliebten 
Paterlandes bei allen maßvoll Denfenden eine fräftige Unterftügung dieſes 

ebens finden werde. Es ift Mein Wille, daß das Minifterium vor: 
Rehende Sutigtiebung befannt gebe.” Bu 
DaB Signat an bie II. Kammer lautet: „Sch finde Mich nicht 
12* 
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veranlaßt, die Adreſſe der Abgeordnetenkammer entgegen zu nehmen. Uebri⸗ 
gen? gt auch ber Ton, in den einzelne Kammer-Rebner bei der Adreßdebatte 
berfielen, in hohem Grabe Mein Befremden erregt. Hievon ift ber Präfident 
ber Abgeorbnetenlammer zu verfländigen. Ludwig.“ 

Der Erlaß an das Minifterium wird in 8600 Exemplaren in Plakat⸗ 
form gedrudt und ſoll gemäß dem königlichen Willen in allen Gemeinden 
es Landes zur Öffentlichen Kenntniß gebracht werden. Derſelbe ſoll in Städten 
in einer ber öffentlichen Sigungen der Gemeinde:Eollegien, auf dem Lande 
aber in bejonderen Gemeindeverammlungen an einem Sonntag nach bem 
Gottesdienft vorgelejen werden. 


20. Oktober. (Deutſches Reich.) Das preußifche Obertri- 
bunal weist die NichtigleitSbefchtwerde des Grafen Arnim gegen die 
wider ihn ergangenen gerichtlichen Urtheile ab und verurtheilt ihn 
in die Koften. 

20. Oktober. (Preußen) Die Erſatzwahlen zum Abgeord> 
netenhaufe im 1. und 2. ſchleswig'ſchen Wahlfreife ergeben neuer= 
dings die Wahl von zivei dänifch Gefinnten. Diejelben werden mit 
177 reſp. 190 gegen 29 reſp. 25 Stimmen gewählt, welche Tebtere 
auf den Regierungspräfidenten Bitter fallen. 


21. Oktober. (Deutjches Reich.) Bundesrath: befchließt mit 
Rüdficht auf die im Etat von 1876 zu eriwartende Unterbilanz von 
15 Mill. Mark: die Geſetzentwürfe über Befteuerung der Schluß- 
noten und wegen Erhöhung der Braufleuer dem Reichstag vorzu⸗ 
legen. Für den Militäretat pro 1876 jollen überdies 7,455,233 
Mark mehr ala für 1875 gefordert werben. 


21. Oftober. (Bayern) Ein !. Dekret vertagt den Landtag 
wegen des bevorjtehenden Zuſammentritts des Reichstags bie auf 
Weiteres. 

An den König laufen zahlreiche Dank- und Ergebenheitsadreſſen 
und Zelegramme aus allen Theilen des Landes, an dag Minifterium 
zahlreiche Slüdwunfchtelegramme ein. Die ultramontane Strömung 
ift durch den Schritt des Königs offenbar etwas gedämpft worden 
und ift wenigſtens theiltweife eine gewiſſe Ernüchterung eingetreten ; 
die ultramontane Preffe erklärt indeß übereinftimmend und mit 
großem Nachdrud, daß die Partei durch die Entjcheidung des Königs 
nicht im mindejten gebrochen fei und daß fie unentivegt ihre Beitre- 
bungen nach wie vor aufrecht Halten und fortfeßen werde. 


22. Dftober. (Deutjches Reich.) Der Verein deutſcher Eifen- 
und Stahl⸗Induſtrieller bejchließt, eine Petition an den Reichstag 
zu richten, dahin gehend, daß 

„die für den 1. Jannar 1877 in Auzficht genommene Aufhebung ber 
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jet noch beftehenden Zölle auf Eifen- und Stahlartifel, ſowie auf Maſchinen 
bi zum Wiedereintritt günftigerer Berhältniffe vertagt werde". Wenigſtens 
wird gebeten, im Anterefie ber nothleidenden Induftrie den Zeitraum für die 
Bertagung nicht zu Inapp bemeffen zu wollen, und ber Termin von etwa 
De ahren als einer, nach deſſen Verlauf auf das Vorhandenſein befferer 
roduktionsbedingungen und erleichterter Abjabverhältnifle mit einer gewifſen 
Wahrfcheinlichfeit gerechnet werden Tönnte, bezeichnet. 
24. Oktober. (Preußen.) In den hohenzoller'ſchen Fürften- 
thümern fallen die beiden Wahlen zum Abgeordnetenhaufe diesmal 


zu Gunften der Liberalen aus und zwar mit 115 gegen 103 Stimmen. 


25. Oktober. (Preußen.) Der Provinciallandtag von Weſt⸗ 
falen beichließt mit 29 gegen 24 Stimmen auf den Antrag des Frhrn. 
v. Schorlemer-Alft, in einem Schreiben an den Oberpräfidenten ber 
Ueberzeugung Augdrud zu geben, „daß burch bie auf dem Gebiete 
des Volksſchulweſens getroffenen Maßregeln die chriftliche Grundlage 
der Erziehung und de Unterrichts in der Volksſchule unter Berüd- 
fihtigung der Rechte der Familie und Gemeinde gefährdet werde”, 
und ferner gegen die thatfächliche Aufhebung des Tatholifchen Cha— 
rafter3 der Afademie von Münfter VBorftellung zu machen. 

25. Oktober. (Preußen) Im Wahlkreis Liffa (Poſen) ent⸗ 
jpinnt fich bei drei Neuwahlen zum Abg.-Hauſe ein hartnädiger 
Kampf zwiichen Polen und Deutfchen. Die Polen fiegen indeß neuer- 
dings mit 251 refp. 252 gegen 249 rejp. 247 Stimmen. 


26. Oktober. (Preußen.) Feierliche Enthüllung des Dent- 
mals zum Andenten be Frhrn. dv. Stein in Berlin. Der Kaiſer, 
der in Folge der Anftrengungen der italienifchen Reife doch etwas 
unpäßlich ift, kann derfelben nicht beimohnen und wird durch den 
Kronprinzen vertreten. 


27. Oktober. (Deutfches Reich.) Eröffnung der Herbitielfton 
des Reichstages. Der Kaifer eröffnet diefelbe wegen Unpäßlichkeit 
nicht ſelbſt. Der Reichskanzler weilt vorerft noch in Varzin. Del⸗ 
brüd verliegt die Thronrede: 

„Die bevorftehende Seifion wird Ihre Thätigkeit mehr für die Aus: 
bildung und Ergänzung beftehender Gefege, als für bie Begründung neuer 
Inſtitutionen in Anſpruch nehmen. Seit Ihrer Iehten Seſſion ift die am 

Iuffe des Jahres 1871 begonnene, im Beginne bieje® Jahres zum Ab» 
ſchluſſe gebrachte Geſetzgebung über das Geld: und Bankweſen Deutſch⸗ 
lands ber vollftändigen Durchführung nahe gebracht. Die über Erwartung 
gefteigerte Herftellung unferer neuen Münzen Hat es Sr. Majeftät geitattet, 
im Einverftändniß mit dem Bundesrath, ben 1. Januar t. J. ala Zeitpunkt 
für den Eintritt der Reichswährung zu beflimmen. Die Einziehung bes 
Landespapiergeldes und deſſen Erſatz durch Reichskaſſenſcheine ſchreitet raſch 
und regelmäßig vor. Die Banknoten geringeren Nennwerthes find zum größten 
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Theile Schon jetzt aus dem Verkehr getreten und werben bi? zum Jahresſchluß 
in ber Hauptfache eingezogen fein, die Privatbanten find damit beichäftigt, 
ihre Einrichtungen uud, im Üebrigen der neuen Öeiehgebung anzupaflen. Die 
Reichsbank, zu deren Begründung alle Theile des Reiches beigetragen Haben, 
wird im Anfang künftigen Jahres ihre Thätigkeit über den geſammten Um: 
fang des Reichs eritreden. Sie wird gleichzeitig mit der Uebernahme ber 
Gentral:Ftaffengeichäfte de Reichs beginnen. In dem Ihnen vorzulegenden 
Reichshaushaltsetat für 1876 Haben die regelmäßigen Einnahmen des 
Reiche nicht an höher als für das Laufende Jahr veranichlagt wer⸗ 
ben können. Ziejes Mehr wird indefien überwogen durch die Minder-Ein« 
nahmen, welche in bem natürlichen Rüdgang der Zinseinnahmen von bes 
legten Neichögetbeun, ganz befonderd aber in dem Vorgriff beruhen, der im 
diesjährigen Etat auf die Ueberſchüſſe des Vorjahres ftattgefunden hat. Zur 
Dedung biejer Minder-Einnahne und zur Beſtreitung ber bei forgfältigfter 
Rüdficht auf die Demanglane nicht abzuweiſenden Steigerung der Verwaltungs⸗ 
Ausgaben wird Ihnen eine Erhöhung der Matritularbeiträge nicht vorge: 
Ichlagen. Die verbündelen Regierungen theilen Die Ueberzeugung, welde Sie, 
geehrte Herren, bei der Berathung des diesjährigen Etats geleitet Hat, daß 
eine Steigerung jener Beiträge vermieden werden muß. Sie find der Mei: 
nung, bab das Gleichgewicht des Etat3 nicht Herzuftellen fei durch eine Auf: 
lage, welche die Steuerfraft der einzelnen Staaten außer Betracht läßt, fon: 
dern durch Abgaben, welche ſich an den Verbrauch und Verkehr anſchließen. 
Es werben Ihnen deßhalb Entwürfe von Gefehen über Erhöhung der 


Brauftener und über FZinführung einer Stempel:Abgabe von 


Börjengeichäften und Wertpapieren vorgelegt werden. Ber Reiche» 
Haushalts:Ctat bringt eine Veränderung in der Einrichtung der Poft: und 
der Telegraphenverwaltung zum Ausdrud. Die Erfahrung hat übrigen? dar⸗ 
getan, daß die Verbindung diejer beiden bisher getrennten, aber in ihren 
etzten Zwecken zufammenfallenden Berwaltungen dem Verkehrsintereſſe ent: 
ſpreche und einen einfacheren und wohlfeileren Betrieb geſtatte. Das Ders 
hältniß der Poft zu den Eifenbahnen foll durch ein Ihnen vorzulegendes 
Gele übereinftimmend geregelt werden. Für die Bervollftändigung ber Te⸗ 
legraphen-Anlagen wird eine Ereditbewwilligung von Ihnen begehrt werben. 
Die Gewerbeordnung Hat für die gewerblichen Hülfstafjen einen nur 
provisorischen Zuftand ‚geldaften, deifen Webelftände von Ihnen wiederholt 
beklagt und von den egierungen lebhaft empfunden worden find. Zwei 
Gelee, da eine über Abänderung des Titels 8 der Gewerbeordnung, dag 
andere über gegenfeitige Hülfskafſen, jollen dieſen Webeljtänden ein Enbe 
machen. Sie bei ränten fich auf die Fürforge in Krankheitäfällen, weil die 
nit minder wichtige Regelung des Alterverſorgungsweſens gegenwärtig noch 
nicht ausreichend vorbereitet ift. Die vor 5 Jahren erfolgte gejekliche Rege⸗ 
lung des Urheberrechts an Schriftwerten Hat ſich auf das Urheberrecht 
an Kunftwerfen nicht erſtreckt. Es werben Ihnen Öejepentioürfe vorgelegt 
werden, welche ſowohl bieje Lücke in der Gefehgebung über das geiftige Eis 
genthum ausfüllen, ala auch für zwei verwandte Dlaterien, das Urheberrecht 
an Muftern und Modellen und den Schuß der Photographien, über 
einftimmende Normen feftftellen follen. Die praftifche Handhabung des Straf- 
geſetzbuches Hat Lüden und Mängel dieſes Geſetzes erkennen lafſen, deren 
Ausfülung und Bejeitigung im Intereſſe der Rechtäpflege erforderlich ift. 
Der Bundesrath hat deßhalb eine Nevifion des Gefehes auf Grundlage der 
von den eingelnen Bundesregierungen gemachten Vorſchläge eingeleitet. Ein 
aus diefen Vorſchlägen herborgegangener Delehentimur unterliegt ber Bera⸗ 
thung des Bundesraths und wird nach Abſchluß berjelben Ihnen vorgelegt 
werden..... Borlagen, welche Ihnen im verfloffenen Jahre gemacht waren, 


— 
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um die verfaifungasmäßige Rechnungslegung über die Einnahmen 
des Reiches endgültig zu xegeln, find in Ihrer legten Seffion vorberathen 
worden, haben aber nicht zum Abjchluß gebracht werben fünnen. Es werden 
Ihnen darüber neue Vorlagen zugehen. In Elſaß-Lothringen ift ber 
berathende Landesausſchuß, defien Einrichtung der Erlaß vom 29. Oktober 
v. J. geordnet hat, im Sommer dieſes Jahre zum erften Male in Ihätigs 
feit getreten. Er bat den Landeshaushalt und andere, zu Ihrer Bei [ud 
faflung gelangende Geſetzentwürfe, welche zur Ausführung von Reichsgeſetzen 
und zur Ergänzung von Lücken der Landesgeſetzgebung beftimmt find, gut= 
achtlich beratben. Auf feinen Vorfchlägen ber ein Geſetzentwurf, Durch 
welchen die auch von Ahnen erörterte Trage wegen Entichädigung ber In⸗ 
haber verfäuflich geivejener Stellen im Juftizdienfte anderweitig geregelt wirb. 
Die gefabten Beichlüffe werden mit den über die Berathung aufgenommenen 
Protofollen volftändig zu Ihrer Kenntniß gebracht werden. Sie berechtigen 
zu ber Kemartung daß in dem Landesausſchuß ein günftiger Boben für die 
Mitwirkung der Bevölkerung an ber Verwaltung ber Reichelande gewonnen 
fein wird. In Elfah-Lothringen wie im ganzen Reiche berechtigt uns ber 
Rückblick auf die wenigen Jah, welche ſeit dem Frankfurter Frieden ver- 
flofien find, zu dem Ausdruck der Befriedigung über den ftetigen Fortſchritt 
der Entwidelung unferer politifhen Einrichtungen im Inneren 
und der Befeftigung unferer guten Beziehungen zum Auslanbe. 
Wenn in Handel und Verkehr dennoch gegenwärtig eine der Stagnationen 
ftattfindet, wie fie im Laufe ber Zeit periodiich wiederlehren, fo liegt es 
leider nicht in der Macht ber Regierungen, biefem Mebelftanbe 
ab uhelfen, der ſich in anderen Ländern in gleicher Weife wie in Deutſch⸗ 
land füglbar macht. Jedenfalls aber Hat dieſe Erſcheinung feine Unfichers 
git der politifchen Verhältniffe und namentlich des äußeren Friedens zum 
nde. Wie Sie im vorigen Jahre mit dem Ausdrucke bes Vertrauen? auf 
die Dauer des Friedens empfangen werben Tonnten, fo war ſeitdem fort» 
während und ijt noch heute die Dauernde Erhaltung des Friedens nach menſch⸗ 
lichem Ermeſſen geficherter, ala fie es jemals in ben lebten 20 Jahren vor 
der Herftellung des deutſchen Reiches gewejen ift. Abgeſehen von ber Ab» 
wejenheit eines jeden erfennbaren Grundes zu einer Störung genügt zur 
Aufrechterhaltung des Friedens ber feite Wille, in dem Se. Maj. 
ber Kaiſer fi mit den ihm befreundeten Monarchen einig weiß, und bıe 
Debereinftimmung der Wünſche und Interefſen ber Völker, Die Mächte, 
deren Einigkeit in einer früheren Periode unſeres Jahrhundert? Europa die 
Wohlthat eines langjährigen Friedens gewährte, üben denfelben auch heute, 
getrn en don der Zuftimmung ber Völker. Und der Bejuch, von welchem 
. Maj. der Kaiſer beimgefebet ift, die herzliche Aufnahme, welche ex bei 
Er. Maj. dem König von Italien unb bei der ganzen Bevölkerung ges 
funden hat, befeftigen die Weberzeugung, daß die innere Einigung und die 
gegen eitige Befreundung, zu denen Deutfchland und Italien gleichzeitig ges 
gt find, der friedlich fortfchreitenden Entwidlung Europa’3 eine neue uud 
dauernde Bürgſchaft gehen 
Tie Seifion beginnt unter fchweren Befürchtungen der öffentlichen 
Meinung. Diefe und, wie man mit Sicherheit annehmen zu bürfen glaubt, 
auch die Majorität des Reichstags find fo ziemlich entichloflen, ſowohl die 
‚ neuen Steuervorlagen als bie politiichen Artikel der Fk her abzu⸗ 
lehnen und auch auf ein allmäliges Wiedereintreten in bie Bahnen des Schutz⸗ 
zollſyſtems nicht einzugehen. In allen diefen drei Beziehungen fürchtet man 
einen Conflikt bes Reichſtags mit ber Regierung reſp, dem Bundesfanzler. 
Gonfervative Organe wollen benn auch bereit? wiſſen, daß der Reichskanzler 
darauf ausgehe, die nationalliberale Partei zu ſprengen, um fich aus dem 
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rechten Flügel derfelben, verbunden mit ben conjervativen Fraktionen, eine 
neue, feinen Anſchauungen gefügigere Majorität zu bilden. Die ganze Preffe 
beichäftigt ſich vorerft auf's lebhafteſte mit dieſem angeblichen Plane bes 
Reichskanzlers. 


27. Oktober. (Preußen.) Der ehemalige preußiſche Eifen- 
bahnkönig Stroußberg wird in St. Petersburg verhaftet und zugleich 
über fein Vermögen in Oefterreich (Böhmen) der Concurs eröffnet. 


28. Oftober. (Deutjches Reich.) Reichstag: wählt neuer- 
dings zu feinem Präfidenten v. Forkenbeck und zu Vicepräfidenten 
v. Stauffenberg (nationalliberal) und Hänel (Fortichrittspartei). 


29. Oktober. (Deutſches Reich.) Reichdtag: Miguel be- 
richtet über den bisherigen Gang der Arbeiten der Reichsjuftizcont: 
milfion: 

Am Ganzen haben außer den Sigungen eingejehter Subcommilfionen 
und den etwa 40 Sigungen der Redaktionscommiſfion 94 Sitzungen ber Juſtiz⸗ 
commijfion ftattgefunden. Eine aus drei Mitgliedern, den Abg. v. Schwarze, 
Baehr und Beder beftehende bejondere Sommifion hat die gefaßten Beichlüffe 
fortlaufend vedigirt, fprachliche Unebenheiten ausgeglichen und ben Sprach⸗ 

ebrauch der drei Entwürfe in Mebereinftimmung gebracht, beziehungaweife er: 
Dalten. Die von der Rebaktiondcommiifion entworfenen Redaktionen giengen 
den Mitgliedern der Juſtizcommiſſion ununterbrochen gedruct zur Reviſion 
und zu etwaigen Bemerkungen zu. Die Commiſſion beichloß, die Entwürfe 
in je zwei Lejungen durchzuberathen. Durchberathen find: 1) die Civilpro⸗ 
zeßordnung in ertter und zweiter Leſung; 2) die Strafprogegordnung in erfter 
Lelung: 3) die handelagerichtlichen Vorfchriften der Civilprozeßordnung und 
ber Gerichtsverfafſung; 4) endlich die fünf leßten Titel der Gerichtäverfaffung. 
Die zweite Lefung der Civilprozeßordnung ıft bis auf einige den abweſend 
geioelenen Mitgliedern aus Bayern offen gehaltene Anträge vollfiändia er: 
ledigt. Eine Vergleichung des erledigten und des noch auzftehenden Theils 
ber Arbeiten wird ergeben, daß etwa zwei Drittheile berjelben beendigt fein 
werben. Erklärungen des Bundesratha über die Beichlüffe der Commiſſion 
find bisher nicht erfolgt. u auf die von der Commiſſion befchlofiene 
Refolution in Betreff der Vorlegung eines Koſtengeſetzes für das deutſche 
Reich ift noch feine Antwort erfolgt. Es ift der Commiſſion nicht gelungen, 
das große und ſchwierige Werk bis zum Ablauf ihres Mandats zu Ende zu 
Dan 8* liegt dieß in dem Umfang und der Schwierigkeit der Aufgabe 

ndet. 


Lebhafte allgemeine Zuftimmung folgt dem Berichte, und es 
wird auf den Antrag von Mitgliedern aller Fraktionen faft einftim- 
mig bejchloffen, da8 Mandat der Commiffion zu verlängern. Für 
diefe Seffion fann davon noch nicht die Rede Jein, aber allgemein 
hofft man, im fünftigen Jahre, ſei es in, der ordentlichen Seſfion 
berfelben, fei e3 in einer außerordentlichen ad hoc, diefen Theil der 
großen Reichzjuftizgefebgebung zum Abjchluffe zu bringen. 

30. Oktober. (Deutſches Reich.) Reichetag: Die Yuftiz« 
commilfion nimmt ihre Arbeiten bereit3 wieder auf und zwar zu⸗ 
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nächſt mit dem bisher zurüdgelegten Theile der Vorlage einer ge- 
meinfamen Gerichtsverfaffung für da3 ganze Rei. Der preußifche 
Juſtizminiſter v. Leonhardt gibt derjelben ein Bild des deutfchen 
Richterftandes der Zukunft, wie er es fich nach der Vorlage denke. 


31. Oktober. (Preußen.) Der König genehmigt einen vom 
Dberkirchenrath ausgearbeiteten Entwurf einer Generaliynodal-Orb- 
nung, dem eingehende Motive beigegeben find. Die Generalfynode joll 
zur Berathung berfelben am 24. November in Berlin zufammens 
treten. 


Der Entwurf erregt auch in liberalen Kreifen im Allgemeinen ziems 
liche Befriedigung, namentlich die noch in legter Stunde angebrachten Aende⸗ 
zungen, welche auf den Kreis: und Provincialiynoden das Laienelement auf 
zwei Drittel verftärken und damit auch für die Zufanmenfegung ber aus 
ben letzteren herborgehenden ordentlichen Generalſynode günftigere Augfichten 
eröffuen. Man glaubt, daß dieje glückliche Reform ausſchließlich dem Cultus⸗ 
minifter zu verdanken ik und daß ſich der Oberkirchenrath nur jehr ſchwer 
zu den Iiberalen Conceſſionen entſchloſſen hat. Don der außerordentlichen 
Beueraliynode, welche nun über dieſen definitiven Entwurf zu beichließen 
Hat, glaubt man einen ernften Widerftand nicht erwarten zu Dürfen; fie be: 
ſteht befanntlicd überwiegend aus Vertretern der fogenannten Mittelpartei, 
die zwar in ihrem Herzen ber orthodorsconfelfionellen Partei nahe genug 
fteht, doch aber es auf eine Oppofition gegen das Kirchenxegiment und Cul⸗ 
tuaminifterium nicht ankommen laffen wird. Auch auf Seiten der Landes: 
vertretung meint man, werde nunmehr das kirchliche Verfaffungswerk eine 
günftigere Aufnahme finden als früher. In den nächlten Tagen müſſen bie 
Kamen der 30 Ianbeaherrlich ernannten Mitglieder ber Generalſynode befannt 
werben und e3 erhält fich die Anficht, da einige Männer von der Richtung 
bes Proteflantenvereins fich darunter befinden. 


— Dftober. (Bayern.) Die Erzbifchöfe und Biſchöfe Bayern? 
richten eine neue Eingabe um Abhülfe ihrer Beſchwerden, namentlich 
bezüglic) der ſog. Altkatholifen, des Schulweſens und des gefähr- 
deten Beſtandes der Orden und Gongregationen an den König. 


Die Eingabe ift ein volumindjes Aktenſtück, das „von dem unerjchüt- 
terlicden Vertrauen” ausgeht, daß die allerehrfurchtävollften Bitten und Bor: 
ftellungen der rechtmäßigen Vertreter der katholiichen Kirche in Bayern zum 
Beften ber katholiſchen Unterthanen Sr. Majeftät vorgebracht, eine gnädige 
Aufnahme und wohlwollende Berücfichtigung bei ihrem Tatholifchen Könige 

nden werben. Dieſes unerfchütterliche Vertrauen wird, wie e8 darin heißt, 

durch noch gefteigert, dab die unterzeichneten Oberhirten ſich bewußt find, 
[ei bon irdifchen und zeitlichen Abfichten oder Zielen, frei namentlich von 

n ihnen unaufpörich unterftellten fogenannten hierarchiſchen Tendenzen, 
in Gefinnung und That nur die größere Ehre Gottes, das Streiche Ge⸗ 
deihen des religiöſen Lebens und das zeitige und ewige De es katholiſchen 
Volkes zu erftreben. Es iſt eine unläugbare, weil durch eine Reihe öffent⸗ 
licher Alte und Kundgebungen vor aller Welt bezeugte Thatſache, daß gegen⸗ 
wärtig in unferem deutjchen Vaterland eine der fatholifchen Kirche entichieden 
jeinbjelige Strömung ihre Herrſchaft geltend madt. Mit was immer für 
Namen das auch bezeichnet wırd, was man befämpft und verfolgt, bie Schläge 
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und Berwundungen, welche hiebei geichehen, treffen boch immer nur die fat 
liſche Kirche und das katholiſche Volk in feinen Pig en Sintereflen. Lei 
ift diefe Strömung auch an Bayern? Grenzen nicht neben geblieben; auch in 
Bayern hat die —38 che Kirche und das katholiſche Volk dieſe herrſchende 
Feindſeligkeit recht ſchmerzlich empfinden müſſen, und es ergreift die Unter: 
zeichneten die tiefſte Betrübniß bei dem kaum unberechtigten Gedanken, daß 
das Gegenwärtige vielleicht erſt der Anfang einer noch trüberen Zukunft fein 
und daß Bayern noch tiefer in den Kreis der religions⸗ und kirchenfeind⸗ 
lichen Mächte geriſſen werden könnte. Seine Majeſtät könne es darum uns 
möglich den unterzeichneten Erzbifchöfen und Bijchöfen des Königreichd ver: 
argen, wenn fie, in Erinnerung an bie bald taufendjährigen Traditionen 
des föniglichen Haufe, da3 mit dem Blühen und Gedeihen der katholiſchen 
Kirche untrennbar zufammenhängende Wohl des fatholifchen Volkes empfehlen 
und um Abwendung alles deffen bitten, was biöher ſchon dieſes Wohl geichär 
bigt Hat und dasſelbe in noch weiterer Entwidlung in der empfinblichiten 
Meife beeinträchtigen müßte. Die Unterzeichneten beſchränken fich für jegt 
nur darauf, drei Grgenlände zu berühren. Es wird dad Verhältniß 
der fogenannten Altfatholiten zur katholiſchen Kirche beiprochen, 
welches bisher von dem k. Staatöminifterium nicht in einer dev Wahrheit 
und Gerechtigkeit entiprechenden Art beurtHeilt worden fei. Diele ireige Auf: 
jafung müffe zur Ungerechtigkeit gegen die katholiſche Kirche führen. Es wird 
eßhalb am Schluffe die Bitte gefteit: Seine Majeftät möge zu verfügen 
gerußen, dag von num an, ber Wahrheit und Gerechtigteit gemäß, bie Sekte 
der Altkatholiten auch ſeitens der bayeriichen StaatZregierung von der katho⸗ 
Lifchen Kirche unterjchieden und gemäß diefer Unterfcheidung überhaupt und 
insbeſondere in den wichtigen dadurch berührten Fragen über Recht und Eigen« 
thum der Kirche auch nebunbelt werde. Fürs ziveite wird beflagt, baß bei 
aller Fürſorge, welche bie k. bayerifche Stantöregierung unläugbar dem Schul: 
weſen zugewendet hat, das Recht ber Kirche auf die Schule a miß⸗ 
„ achtet worden ſei und ihr berechtigter Einfluß uf diefelbe mehr und mehr ver⸗ 
drängt werde; was bem ganzen Lande nicht unbelannt fei, müſſe auegeſprochen 
werden: bis zur Stunde ift vom Staatminifterium der fatholifchen Kirche 
nicht ihr volles Recht in Betreff der Schule getvorden. Dom letztern möchten 
nicht bloß alle dem hohen Ziele der Volksſchule entgegenftehenben Hindernifie 
nach Thunlichkeit bejeitigt, jondern auch pofitiv alle Maßnahmen getroffen 
werden, welche die chriftliche, die Tatholitche Erziehung in der Volksſchule — 
eines ber größten Güter im chriftlicden Staate — zu fördern und zu fteigern 
geeignet And. Ferner möchten die Schulordnungen für die Mittelfchulen 
angemeffene Abänderungen erfahren, und namentlich an den religiöfen Uebun⸗ 
gen auch in den Mittelfchulen feitgehalten werden. Endlich wird um Gewäh: 
tung wenigſtens der Bitte gefleht, J nämlig in Anbetracht des katholiſchen 
Befenntniffeg der überwiegenden Zahl der bayeriichen Staatsbürger, auch 
ſolchen Gelehrten, welche in Neberzeugung und Leben zur katholiſchen Kirche 
ftehen, der Zutritt zum akademiſchen Lehramt in allen Fächern nicht erichtivert 
werde, wobei die Verficherung nicht überflüffig fei, daß e8 immer folche Ges 
lehrte "geben werde, wenn ihnen die entiprechenden Augfichten eröffnet find. 
Der dritte Abfchnitt beipricht die Bedrohung des Beftandes der relis 
aiöjfen Orden und Eongregationen in Bayern, welche unleugbar von 
verichiedenen Seiten ftatthabe. Es möchte einer weiteren Ausdehnung bed 
Meichögefehes vom 4. Juli 1872, den Orben der Gejellichaft Jeſn betzeffend, 
mit allen Mitteln entgegengetreten und jegliche Nachahmung des preußischen 
Kloſtergeſetzes vom 31. Mai 1875 mit allem Nachdruck verhindert werden. 
Der Schlußſatz lautet: „Euere königliche Majeſtät! Es find die treuelten 
UntertHanen, die im Borftehenden von der firengften Pflicht ihres oberhirt- 
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lichen Amtes gedrängt, einige ber Hauptanliegen ber katholiſchen Kirche vor: 
getragen haben. Möge das eütige und gerechte Herz bed Landesvaters in 
unferer Stimme ben Nothruf des ganzen Tatholifchen Volkes erlennen.“ 


Der König überweist die Eingabe zu gutfindender Beantwor⸗ 
tung einfach an das Cultus- und UnterrichtSminifterium. Inzwiſchen 
find dem Könige aus Bayern und Deutfchland mehr ala 1500 Glück⸗ 
wunfchtelegramme für feinen Erlaß vom 19 d. M., durch welchen 
er den Anfturm der Zweiſtimmenmehrheit der II. Kammer abge- 
wieſen hat, zugegangen. 


Anf. November. Der ehemalige Botjchafter in Paris, Graf 
Harry d. Arnim, veröffentlicht von der Schweiz aus unter dem Titel 
„Pro nihilo. Erſtes Heft” eine neue Streitfchrift gegen ben Reichs“ 
fanzler, in der er in feiner Weiſe die Vorgefchichte feines Progefjes 
barlegt und einen Theil derjenigen Aktenſtücke, die als politifch für 
das Reich gefährlich vom Gerichte nur in geheimer Sitzung behan- 
delt worden waren, nunmehr veröffentlicht. Die Schrift wird in 
Berlin fofort mit Befchlag belegt und gegen den Verfaſſer Anklage 
beim Staatsgerichtshof eingeleitet, deffen Anflagefenat denn auch 


die Unterfuchung gegen ben Grafen wegen Landesverraths befchließt. 

— November. Die öffentliche Meinung beichäftigt fich fehr 
lebhaft mit der Frage einer Erwerbung der Eifenbahnen für das 
Reich, da es fo ziemlich außer Trage zu ſtehen fcheint, daß der 
Reichskanzler den Plan fehr ernfthaft in’? Auge gefaßt hat. 

Die Idee hat ſich elerbinge faft von jelbft aufgebrängt, ba ed bi3 
N ER nicht gelungen iſt, auch nur den Entwurf eines den verſchiedenen politis 
H n und wirihſchaftlichen Interefien entiprechenden Eiſenbahngeſetzes zu Stande 
zu bringen und die Hoffnung, dat es boch noch gelingen werde, vielfach 
gerabegu aufgegeben zu fein fcheint. Allein auch dem Plane des Reichskanz⸗ 
ex3 ſtehen Hätoere politifche und wirthichaftliche Bedenken im Wege und vors 
erft it bie Öffentliche Meinung demfelben in entichieden weit überwiegenbem 
Maße abgeneigt, namentlich) im Süden, theilweife auch im Norden. Bereits 
ift es außer Ziveifel, daß die Regierungen von Bayern, Württemberg, Sachſen 
und felbft Baden nicht daran denken, ıhre Eifenbahnen dem Mae abzutreten 
und ob Preußen dazu unter Umftänden bereit wäre, bleibt vorerft noch ziveis 
felhaft. Die Stimmen dafür find vorerft meift officiöfe, doch allerdings nicht 
ausſchließlich. So meint 3. B. eine Denkichrift des bleibenden Ausſchuſſes 
des deutſchen Handelätages über das Eiſenbahnweſen im Allgemeinen: „Das 
Intereſſe bes Verkehrs —* daß ein Eiſenbahngeſetz zu Stande komme, 
und der Handelſtand möge ſich dafür ausſprechen, dab das Eiſenbahnweſen 
geſeßlich geregelt und dabei ber Charakter der Eiſenbahnen als öffentlicher, 
der Staatdaufficht unterivorfener Yuftitute hervorgehoben werde. Das Haupt⸗ 
bebenfen gegen das Gele Liege in dev Befürchtung, es könnte bie Rentabili- 
tät der Eifenbahnen abi werben. Nur um biefem Bedenken entgegen: 
zutreten, nicht aus Vorliebe für dag Inftitut der Staatsbahnen im Allge⸗ 
meinen, müffe bem Gedanken eines Erwerbes der Eifenbahnen durch das Reid 
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und Verwundungen, welche hiebei geichehen, treffen boch immer nur die katho⸗ 
liſche Kirche und das katholiſche Volt in jeinen Bi en Intereſſen. Leider 
ift diefe Strömung auch an Bayern? Grenzen nicht fteben geblieben; auch in 
Bayern hat bie —38 che Kirche und das katholiſche Volk dieſe herrſchende 
Feindſeligkeit recht ſchmerzlich empfinden müſſen, und es ergreift die Unter: 
geichneten die tieffte Betrübniß bei bem kaum unberechtigten Gedanken, daß 
a3 Gegenmwärtige vielleicht exft der Anfang einer noch trüberen Zukunft fein 
und daß Bayern noch tiefer in den Kreis der religions⸗ und Tirchenfeinb- 
lichen Mächte geriflen werden könnte. Seine Mojeftät könne es barum uns 
möglich den unterzeichneten Erzbiichöfen und Bilchöfen des Königreichs ver⸗ 
argen, wenn fie, in Erinnerung an bie bald taujendjährigen Zraditionen 
des königlichen Haufes, dad mit dem Blühen und Gedeihen ber katholiſchen 
Kirche untrennbar zufammenhängende Wohl des katholiſchen Volkes empfehlen 
und um Abwendung alles deſſen bitten, was bisher jchon dieſes Wohl geſchä⸗ 
digt hat und dasfelbe in noch tweiterer Sutmiflung in ber empfindlichiten 
Weiſe beeinträchtigen müßte. Die Unterzeichneten beichränfen ſich für jet 
nur darauf, drei Grgenflänbe zu berühren. Es wird dad VerHältniß 
der fogenannten Altfatholilen zur katholiſchen Kirche beiprochen, 
welches bisher von dem k. Staatsminifterium nicht in einer ber Wahrheit 
und Gerechtigkeit entiprechenben Art beurtHeilt tworden fei. Dieſe ireige Aufs 
jaftun müfje zur Ungerechtigkeit gegen die katholiſche Kirche führen. Es wird 
eßhalb am Echluffe bie Bitte geftent: Seine Majeftät möge zu verfügen 
gerußen, daß von nun an, ber Wahrheit und Gerechtigteit gemäß, bie Sekte 
der Altkatholiken auch feitens der bayeriſchen Staatsregierung von ber Tathos 
liſchen Kirche unterjchieden und gemäß diefer Unterjcheidung überhaupt und 
insbeſondere in den wichtigen dadurch berührten Fragen über Recht und Eigen⸗ 
thum der Kirche auch nebunbelt werde. Würd zweite wird beflagt, daß bei 
aller Fürſorge, tvelche die k. bayerifche Stantäregierung unläugbar dem Schul: 
wefen zugewendet hat, das Necht der Kirche auf die Schule vielfach miß⸗ 


„ achtet worden fei und ihr berechtigter Einfluß auf diefelbe mehr und mehr ver: 


drängt werde; ma? bem ganzen Lande nicht unbelannt ſei, müffe au2gefprochen 
werden: bis zur Stunde ift vom Staatsminifterium der fatholifchen Kirche 
nicht ihre volles Recht in Betreff der Schule geivorden. Dom letztern möchten 
nicht bloß alle dem hohen Ziele der Volksſchule entgegenftehenden Hindernifie 
nach Thunlichkeit bejeitigt, ſondern poſitiv alle Maßnahmen getroffen 
werden, welche die chriſtliche, die katholiſche Erziehung in der Volksſchule — 
eines der größten Güter im chriſtlichen Staate — zu fördern und zu ſteigern 
geeignet ſind. Ferner möchten die Schulordnungen für die Mittelſchulen 
angemeſſene Abänderungen erfahren, und namentlich an den religiöſen Uebun⸗ 
gen aud in ben Mittelfchulen feitgehalten werden. Endlich wird um Gewäh- 
rung wenigſtens ber Bitte gefleht, da namlig in Anbetracht des fatholifchen 
Belenntnifies ber überwiegenden Zahl der bayeriſchen Staatsbürger, auch 
folchen Gelehrten, welche in Ueberzeugung und Leben zur Tatholifchen Kirche 
ftehen, der Zutritt zum afademifchen Lehramt in allen Fächern nicht erſchwert 
werde, wobei die Verficherung nicht überflüffig fei, daß es immer folche Ges 
lehrte "geben werde, wenn ihnen Die entiprechenden Ausſichten eröffnet find. 
Der dritte Abfchnitt beipricht die Bedrohung des Beſtandes der reli— 
gidfen Orden und Eongregationen in Bayern, welche unleugbar von 
verschiedenen Seiten ftatthabe.. Es möchte einer weiteren Ausdehnung bes 
Reichsgeſetzes vom 4. Yuli 1872, ben Orden ber Gejellfchaft Jeſn betreffend, 
mit allen Mitteln entgegengetreten und jegliche Nachahmung des preußiſchen 
Kloftergeiebes vom 31. Mai 1875 mit allem Rachdrud verhindert werben. 
Der lußſaß lautet: „Euere tonigie Majeſtät! Es ſind die treueſten 
Unterthanen, die im Vorſtehenden von der ſtrengſten Pflicht ihres oberhirt⸗ 
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lichen Amtes gedrängt, einige der Hauptanliegen ber katholiſchen Kirche vors 
getragen haben. Möge das gütige und gerechte Herz de Landesvaters in 
unferer Stimme ben Rothruf des ganzen Tatholifchen Volles erlennen.” 


Der König Überweigt die Eingabe zu gutfindender Beantwor⸗ 
tung einfach an das Cultus- und Unterrichtäminifterium. Inzwiſchen 
find dem Könige aus Bayern und Deutjchland mehr ala 1500 Glück⸗ 
wunjchtelegramme für feinen Erlaß vom 19 d. M., durch welchen 
er den Anfturm der Zweiſtimmenmehrheit der II. Kammer abge= 
wiejen hat, zugegangen. 


Anf. November. Der ehemalige Botfchafter in Paris, Graf 
Harry dv. Arnim, veröffentlicht von der Schweiz aus unter dem Titel 
„Pro nihilo. Erſtes Heft” eine neue Streitfchrift gegen den Reichs⸗ 
fanzler, in der er in feiner Weiſe die Vorgeſchichte feines Prozefjes 
darlegt und einen Theil derjenigen Aktenſtücke, die als politifch für 
das Reich gefährlich vom Gerichte nur in geheimer Sitzung behan- 
delt worden waren, nunmehr veröffentlicht. Die Schrift wird in 
Berlin fofort mit Befchlag belegt und gegen den Verfaſſer Anklage 
beim Staatsgerichtshof eingeleitet, deffen Anklageſenat denn auch 
die Unterfuchung gegen den Grafen wegen Landesverraths bejchließt. 


— November. Die dffentlide Meinung beichäftigt fich ſehr 
lebhaft mit der Frage einer Erwerbung der Eifenbahnen für da3 
Reich, da es fo ziemlich außer Frage zu ftehen feheint, daß der 
Reichskanzler den Plan fehr ernjthaft in's Auge gefaßt hat. 

Die dee Hat fich allerdings faſt von ſelbſt aufgedrängt, da es bis 
N ER nicht gelungen iſt, auch nur den Entwurf eines den verfchiedenen politi: 
H n und wirthichaftlichen Intereſſen entiprecdenden Eijenbahngejetes zu Stande 
zu bringen und die Hoffnung, daß es doch noch gelingen werde, vielfach 

abezu aufgegeben zu fein fcheint. Allein auch dem Plane des Reichskanz⸗ 
er3 ftehen ſchwere politifche und wirthlchafttiche Bedenken im Wege und bors 
erſt ift die öffentliche Meinung demſelben in entichieden tweit überwiegendem 
Maße abgeneigt, namentlic im Süden, theilweife auch im Norden. Bereits 
ift es außer Zweifel, daß die Regierungen von Bayern, Württemberg, Sachſen 
und jelbft Baden nicht daran benfen, ıhre Eijenbahnen dem Mae abzutreten 
und ob Preußen dazu unter Umftänden bereit wäre, bleibt vorerft roch zivei- 
felhaft. Die Stimmen dafür find vorerft meift officiöfe, doch allerdings nicht 
ausſchließlich. So meint 3. 3. eine Denkichrift des bleibenden Ausſchufſes 
des deutichen Handelstages über da3 Eifenbahnmweien im Allgemeinen: „Das 
Sinterefie bes Verkehrs Sorbere, daß ein Eilenbahngefeg zu Stande komme, 
und der Handelſtand möge fich dafür ausſprechen, dab das Eiſenbahnweſen 
gefetlich gerenelt und babei der Charakter der Eiſenbahnen als öffentlicher, 
der Staatdaufficht untertvorfener Inſtitute hervorgehoben werde. Das Haupts 
bebenten gegen das Gele Liege in der Befürchtung, es könnte bie Rentabili« 
tät der Eijenbahnen —5 werden. Nur um dieſem Bedenken entgegen, 
zutreten, nicht aus Vorliebe für dad Inſtitut der Stantsbahnen im Allge⸗ 
meinen, müſſe dem Gedanken eines Erwerbes ber Eiſenbahnen durch das Reich 
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näher getreten werben. Das ſchließe indefien eine centralifirte Verwaltung 
nicht in fich, vielmehr könne das Reid) bie Eifenbahnen in angemeflene Com: 
plere abrunden und die Verwaltung einzelnen Complexe neu zu ſchaffen⸗ 
ben Gefellichaften übertragen und biefen zivedmäßige Normen für Betrieb 
und Zarifflelungen vorfchreiben.” 

1. November. (Preußen.) Die Regierung zu Düffeldorf be- 
fchränft in Folge minifterieller Weifung die Bewilligung von Col- 
Yeften ſeitens geiftlicher Genoflenfchaften auf eine beftimmte Friſt und 
befiehlt, ohne obrigfeitliche Erlaubniß in's Werk geſetzte Hauscollek⸗ 
ten, wie 3. B. zu Gunften des Papſtes (Peterspfennig), nicht zu 
dulden, ſondern als eine mißbräuchliche Ausbeutung des Verein?- 
geſetzes zc. zu verfolgen und darauf zu achten, daß auch Kirchen- 
colleften über die Räume des Gotteshaufes hinaus nicht ftattfinden 
ohne Genehmigung der zuftändigen Obrigfeit. 

1. November. (Preußen.) Ahlemann, einer der beiden bis— 
beregen Vertreter der bänifch gefinnten Nordſchleswiger im preußi= 
ichen Abg.-Haufe, fcheint an feiner Sache zu verziveifeln und fiedelt 
nad) Kopenhagen über. | 

1. November. (Deutſches Reich.) Die officielle preußifche 
„Prov.-Corr.” ſpricht ſich unumwunden gegen die von den Schutz⸗ 
zölfnern in's Werk gefehte Agitation zu Gunften eines Umfchwungs 
des beitehenden handelöpolitifchen Syſtems aus. Die preußiſche Re- 
gierung ift alfo ihrerfeit3 offenbar nicht für eine Rückkehr zu Schutz⸗ 
zöllen oder auch nur für einen Stillftand auf der feitherigen Bahn 
des Freihandels, und es ift daher ſehr unmwahrjcheinlich, daß bie 
Schußzöllner burch die VermittInng Wagener’3 in ihren Bejtrebungen 
vom Reichskanzler unterftüßt werben, wie bisher gefürchtet wurde. 

1. November. (Preußen) Drei Kölner Domherrn und ein 
Domvikar haben der Staatsregierung eine für außreichend gehaltene 
Erklärung rüdfichtlich der Befolgung der Staatsgefete zukommen 
Iafjen und erlangen damit den Tortbezug ihrer bisherigen Befol« 
dungen. Auch Hat die Mehrheit de Domkapitels ihren Beitritt 
zum Protejt des Erzbiſchofs gegen feine Ausweifung aus dem erz⸗ 
biſchöflichen Palaft, der Staatseigenthum ift, abgelehnt. Der Wi- 
derſtand bes Clerus gegen den Staat fcheint allmälig in's Wanken 
zu fommen. 

2. November. (Deutfches Reich.) Reichdtag: Erfte und zweite 
Lefung der Vorlage bez. Abänderung des Geſetzes von 1871 betr. 
das Berhältniß der Eifenbahnen zu den Poften bezüglich der Beför⸗ 
derung der Poftjachen. 
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Ter Bunbescommiffär bezeichnet als Zweck der Vorlage die Er: 
fegung ber bisher für dag Berhältnik von Eifenbahnen und Poft und für 
die Verpflichtung der erfteren zur Beförderung der Poftiendungen maßgeben: 
den verichiedenen Gonceffionz-Urkunden und Reglement3 durch einheitliche ge: 
jegliche Grundſätze. Die Dorlage findet indeß lebhafte Anfechlung: die unent: 
geltlichen Leiftungen ber Eifenbahnen für die Poft feien eine wahre und zivar 
unbillige Eifenbahnfteuer, die fich jährlihd auf 7—8 Millionen Mark bes 
rechnen laffe; die Eifenbahnen follten für ihre Zeiftungen vielmehr vollftändig 
entjchädigt werben; das beftehende Recht ſei in Mehrheit ein Unrecht, das 
duch die Vorlage neu ſanktionirt werden ſollte u. dgl. General-Poſt⸗ 
direltor Stephan gefteht, daß die Wendung, bie die Berathung angenom= 
men, und ihr Charakter ihn ſehr überrafcht habe. Es handle fi um ein 
Geſetz Lediglich formeller Natur. Aber gleichwohl fei man wateriell in die 
Berafhung eingetreten und werde die Grundlage des beftehenden Nechtes, feine 
Subftanz, zum Gegenftande der Discuffion gemacht, eines Rechtes, dag einen 
wichtigen Beftandtheil des Deiipltannes des deutſchen Reiches bilde, da3 ala 
Accefforium des Hoheitsrechts der Poft mit diefem Hoheitsrecht jelbft nach 
dem Saße: accessorium sequitur principale auf da3 Reich mit übergegangen 
fei, eines Rechtes, das ein halbhundertjähriges Allodium ber Pofiverwaltung 
bilde, ohne deſſen Befik fie ihre Hohen Zwecke gar nicht erfüllen könne. Hin⸗ 
ter den Angriffen gegen dieſen Beſitzſtand ſtecke nicht? weiter als die finan- 
cielle Bebrängniß der Privatbahnen. Auch in anderen Staaten, in England 
namentlich und in den Vereinigten Staaten beftehen derartige Vorrechte der 
Poftverwaltung. Das bisherige Oeteh habe fi bewährt, ganz abgejehen von 
Poſt und Eifenbabnen, für das Land, für da3 Publikum, deffen Intereſſen 
ih an die Aufrechthaltung eine geordneten und billigen Poſtweſens knüpfen. 
Die Dorlage wird indeß — — doch gegen den Wunſch der Regierung au 
eine Commiſſion von 14 Mitgliedern gewiefen. 

4. November. (Preußen.) Die bisherige Beichlagnahme des 
Vermögens des Er-Hurfürften von Heflen wird in aller Form auf: 
gehoben. Der Widerftand gegen die vollendeten Thatfachen von 1866 
ift mit dem Zode des Er-Kurfürjten erlofchen. Die Heififche Fürften- 
familie bat fich bis auf einige Glieder, deren Widerjtreben bedeu⸗ 
tungslos ijt, mit dem preußifchen Königshaufe beglichen. 

4. November. (Bayern.) Der Cultusminifter beantwortet die 
Rechtfertigungsfchrift des Biſchofs Haneberg von Speyer bezüglich 
der Oggersheimer Affaire (8. Oltober) in ablehnendem Sinne. Es 
ift Thatſache, daß da3 damalige rüdfichtälofe Vorgehen der beiden 
Bilchöfe die ultramontane Sache ſchwer gejchädigt und wohl nicht 
wenig zu ber Entichliekung des Königs vom 19. v. M. beigetra=- 
gen bat. 

5. November. (Deutſches Reich.) Neichdtag: Erfte Bera- 
thung ber Gefebvorlage betr. die gegenfeitigen Hülfskaſſen der Arz 
beiter. Schulze⸗Delitzſch (Fortfchr.), Bebel (Socialdemofrat), Oppen⸗ 
beim (nationalliberal) und Moufang (ultramontan) fprechen gegen 
die Vorlage, die denn auch an eine Commilfion von 21 Mitgliedern 


gewiejen wird. 
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Das Geleh ſtatuirt, obzwar es bie freiwilligen Be noch bes 
Reben läßt, in ziemlich fchroffer Weile die Zmwangspflicht des Beitritis zu 
en Kafſen, indem ben Gemeindebehörden die Ermächtigung ertheilt wird, 
durch Ortöftatut Gefellen, Lehrlingen und Fabrikarbeitern, ſowie Arbeitgebern 
den Beitritt zu einer Hülfskaſſe zur Pflicht zu machen. Dies foll die neue 
Form des Ziteld 8 der Gewerbe-Ordnung fein. Tas Hülfskaſſengeſetz felbft, 
welches die Regierung vorgelegt hat, trifft eingehende Beitimmungen über 
die Organiſation jener Raflen, benen Die Rechte einer juriftiichen Perſon zus 
fteßen ollen, worin bie Formen der Mitgliebfchaft, die Leitung der Kaflen, 
ie Höhe ber Unterftügungen u. |. w. bis ing Detail beftimmt werben, To 
baß den Arbeitern die Möglichkeit, fich gegenfeitig zu Helfen, nur unter ben 
Bedingungen ber ftärkften Bevormundung gewährt wird. Die Beitragspflicht 
ber Arbeitgeber Tann bis auf die Hälfte dev gefammten Arbeiterbeiträge 
geben, aber dafür werden ihnen auch in der General:Berfammlung und im 
orftand große Rechte zugetvendet; in exfterer können fie bis zur Hälfte der 
Stimmen haben. 

5. November. (Preußen) Das ſchon am 6. Oktober vom 
tgl. Gerichtshof für Tirchliche Angelegenheiten gegen den YFürftbifchof 
Hörfter von Breslau ausgeſprochene Abjegungsurtheil ift erſt jetzt 
auögefertigt und wird dem Yürftbiichof durch Vermittlung der öfter: 
reichiſchen Gerichte behändigt. 

6. November. (Deutfches Reich.) Bundesrath: lehnt den 
Beichluß des Reichsſtags vom 17. Dezember 1874 betr. den jogen. 
Tal Majunke (Refolution Hoverbed) feinerfeit? ab. , 


8. November. (Deutſches Reich.) Bundesrath: beichließt gegen 
die Anficht der Mittelftanten, beim Reichstag eine Unterftüßung der 
Univerfität Straßburg von Reichswegen mit jährlich 400,000 Mark 
zu beantragen und damit dem nicht unbilligen Begehren des elſaß⸗ 
lothringiſchen Landesausſchuſſes zu entfprechen. 


9. November. (Preußen) Die Wahlen zu den neuen Pro= 
pinciallandtagen fallen in den Provinzen Brandenburg, Bommern, 
Schlefien und Sachlen ganz überwiegend conjervativ und nur in der 
Provinz Preußen überwiegend liberal auß. 


9. Rovember. (Preußen) Der Oberpräfident von Schlefien 
belegt da8 Vermögen des Fürſtbiſchofs von Breslau mit Befchlag 
und fordert das Domcapitel zur Wahl eines Zisthumsverweſers auf. 
Diefes lehnt jedoch die Zumuthung, gegen die Stimme de Dom« 
bern Küntzer, ab, 

10. November. (Preußen.) Das erzbifchöfliche Priefterfeminar 
Köln, das die Revifton durch Regierungs-Commiffäre (nach den Be— 
ſtimmungen der Maigefege von 1873) verweigert, wird von der 
Staatsbehörde gefchloffen. 





— 
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13. November. (Preußen.) Das bifchöfliche Prieſterſeminar 
zu Paderborn wird von der Staatsbehdrde geſchlofſſen. 

13. November. (Deutiches Reich.) Eine Delegirtenverfamm- 
lung pommer’jcher Städte und Handelskammern erflärt fich für Auf- 
rechthaltung des Freihandelsprincips. 

15. November. (Preußen) Der Kaifer ernennt die ihm zu- 
ftebenden 30 Mitglieder der bevorftehenden Generalfunobe, wobei er 
auf der ihm vom Gultusminifter und dem Präfidenten des Ober- 
kirchenraths vorgelegten Kifte eine Anzahl liberaler Namen ftreicht 
und durch conjervativere erſetzt. 

Die Parteigruppirung der Generaliynode wird nunmehr muthmaßlich 
folgende kin: Mas zumächft die kirchliche Stellung jener 150 Mitglieder bes 
trifft, welche von ben Provincial:Synoden gewählt find, fo gehören bavon 
84 ber entichiedenen Mittelpartei, 10 der äußerſten rechten Seite der Mittel» 
partei, 3 der Außerften Linken der Mittelpartei an; 10 der Gewählten gehörn 
zur entichieden Tiberalen, 43 zur entichieden confelfionellen Richtung. Da 
anzunehmen ift, daß mit der leßteren in ben Sauhifeagen die 10 Bertreter 
der äußerften rechten Mittelpartei und etwa noch 13 Mitglieder ber Mittelpartei 
zufammengehen werben, fo wird die confefftonelle Partei ungefähr über 63 Stim: 
men berfügen fönnen. Die Enticheibung Liegt daher in der Hand der Mittel: 
Partei, welche buxch die landesherrlichen Ernennungen, fowie durch die theolo⸗ 
gifchen und juriftifchen Deputixten der Fakultäten und die Vertreter des Anden 
regiment3 verftärkt if. Dem Stande nach vertheilen fich die von ben Pro: 
vincialsSynoden Gemwählten wie folgt: 83 Laien und zwar 34 Regierungs⸗ 
beamte, 14 Grundbeſitzer, darunter die General-Sanbichattäbenmten und Päch⸗ 
ter, 10 Gerichtäbeamte, 8 Profefjoren und Lehrftandamitglieder, 3 Schulräthe, 
6 Nädtifche Verwaltungsbeamte, 8 Kaufmannzftandsmitglieder, 4 Militärs 
a. D., ein Miffions⸗Inſpektor, 67 Geiftliche und zwar 1 Bice-General-Supers 
intendent, 32 Superintenden und Superintendentur:Bertvefer, 8 geiftliche Eons 
fiftorialräthe, 4 Oberpfarrer, 3 Hofprediger und 19 Pfarrer ober Prediger. 

15. November. (Bayern) Der Bilchof von Würzburg fieht 
fi) gezwungen, den wegen feiner Liberalen Stimmabgabe bei den 
Landtagswahlen von ihm gemaßregelten Domcapitular Hohn wieder 
in alle feine Rechte als Mitglied des Domcapitels einzuſetzen, ohne 
baß der Gemaßregelte fich zum Widerruf entfchlofjen Hätte. 

17. November. (Bayern) Bifchof Reißmann in Würzburg 
plötzlich 1. 

18. November. (Deutjches Reich.) Bundesrath: ftellt die 
Strafgefeßnovelle zur Vorlage an den Reichsſtag im Wefentlichen 
nach den Anträgen des Juſtizausſchuſſes feſt. Es ergibt fich, daß 
die urfprünglichen Vorfchläge der preußifchen Regierung nur jehr 
unwefentliche Modifikationen erlitten haben und die Öffentliche ‘Mei- 
nung bebarrt darauf, daß die rein politifchen Paragraphen der Vor⸗ 
Yage ihrer Unbeftimmtheit und willfürlichen Dehnbarkeit wegen für 
den Reichötag abjolut unannehmbar feien. 
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Das Geſetz flatuirt, obzwar es die freiwilligen Sälfstaflen noch be» 
fieben läßt, in ziemlich —** Weiſe die Zwangspflicht des Beitritts zu 
n Kaſſen, indem ben Gemeindebehörden bie Ermächtigung ertheilt wird, 
durch Ortsſtatut Geſellen, Lehrlingen und Fabrikarbeitern, ſowie Arbeitgebern 
den Beitritt zu einer Hülfskaſſe zur Pflicht zu machen. Dies ſoll die neue 
Form des Titels 8 der Gewerbe-Ordnung ſein. Das Hülfskaſſengeſetz ſelbſt, 
welches die Regierung vorgelegt hat, trifft eingehende Beſtimmungen über 
bie Organiſation jener Kaſſen, denen die Rechte einer juriſtiſchen Perſon zu⸗ 
fteßen Pollen, worin die formen der Mitgliedfchaft, die Leitung ber Kaſſen, 
ie Höhe der Unterfiühungen u. |. w. bis ind Detail beftimmt werben, fo 
daß den Arbeitern die Möglichkeit, fich gegenfeitig zu helfen, nur unter den 
Bedingungen ber ftärkften Bevormundung gewährt wird. Die Beitragspflicht 
ber Arbeitgeber kann bis auf die Hälfte der gefammten Arxbeiterbeiträge 
eben, aber dafür werden ihnen auch in ber General:Berfammlung usb im 
orftand große Rechte zugewendet; in erſterer fünnen fie bis zur Hälfte der 
Stimmen haben. 

5. November. (Preußen) Das ſchon am 6. Oktober vom 
fol. Gerichtshof für Tirchliche Angelegenheiten gegen den Yürftbifchof 
Förſter von Breslau ausgefprochene Abfehunggurtheil ift erft jebt 
ausgefertigt und wird dem Yürftbifchof durch Vermittlung der öfter- 
reichifchen Gerichte behändigt. 

6. November. (Deutfches Reich.) Bundesrath: lehnt den 
Beſchluß des Reichstags vom 17. Dezember 1874 betr. den fogen. 


Tall Majunke (Refolution Hoverbed) ſeinerſeits ab. , 


8. November. (Deutſches Reich.) Bundesrath: befchließt gegen 
die Anficht der Mittelftaaten, beim Reichstag eine Unterftügung ber 
Univerfität Straßburg von Reichswegen mit jährlich 400,000 Mark 
zu beantragen und damit dem nicht unbilligen Begehren des elſaß⸗ 
lothringifchen Landesausſchuſſes zu entiprechen. 


9. November. (Preußen) Die Wahlen zu den neuen Pro- 
vinciallandtagen fallen in den Provinzen Brandenburg, Pommern, 
Schlefien und Sachjen ganz übertviegend confervativ und nur in der 
Provinz Preußen überwiegend liberal auß. 


9. Rovember. (Preußen) Der Oberpräfident von Schlefien 
belegt das DBermögen des Fürſtbiſchofs von Breslau mit Beichlag 
und fordert das Domcapitel zur Wahl eines Bisthumsverweſers auf. 
Dieſes lehnt jedoch die Zumuthung, gegen die Stimme des Dom- 
bern Küntzer, ab. 

10. November. (Preußen.) Das erzbifchöfliche Priefterfeminar 
Köln, das die Revifion durch Regierungs-Commiffäre (nach den Bes 
ſtimmungen der Maigeſetze von 1873) verweigert, wird von ber 
Staatsbehörde gefchloffen. 


—— 


— 
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13. Rovember. (Preußen.) Das bifchöfliche Priefterfeminar 
zu Paderborn wird von der Staatsbehörde gefchloffen. 

13. Rovember. (Deutſches Reich.) Eine Delegirtenverfamm- 
lung pommer’jcher Städte und Handelskammern erflärt fi) für Auf» 
rechthaltung bes Freihandelsprincips. 

15. November. (Preußen.) Der Kaifer ernennt die ihm zu⸗ 
ftehenden 30 Mitglieder der bevorftehenden Generalfynode, wobei er 
auf der ihm vom Gultusminifter und dem Präfidenten des Ober- 
kirchenraths vorgelegten Lifte eine Anzahl Liberaler Ramen ftreicht 
und durch confervativere erfeht. 

Die Parteigruppirung der Generaliynode wird nunmehr muthmaßlich 
folgende jein: Was zunächit die kirchliche Stellung jener 150 Mitglieder bes 
trifft, welche von den Provincial:Synoden gewählt find, fo gehören davon 
84 der entichiedenen Mittelpartei, 10 ber äuberften xechten Seite der Mittel: 
partei, 3 der äußerſten Linken der Mittelpartei an; 10 der Gewählten gehört 
zur entichieden liberalen, 43 zur entjchieden confelfionellen Richtung. Da 
anzunehmen ift, daß mit der legteren in den Hauptfragen die 10 Dertreter 
ber Außerften rechten Mittelpartei und etiwa noch 13 Mitglieder der Mittelpartet 
zufammengehen werben, fo wird die confeifionelle Partei ungefähr über 63 Stim⸗ 
men verfügen können. Die Entſcheidung liegt daher in ber Hand der Mittel: 
Partei, welche durch die Landesherrlichen Ernennungen, fowie durch die theolo⸗ 
giſchen und juriftiichen Deputirten der Fakultäten und die Vertreter des Kirchen: 
regiment3 verftärkt if. Dem Stande nach vertheilen fich die von den Pro: 
vincial»Synoden Gewählten wie folgt: 83 Laien und zwar 34 Regierungs⸗ 
beamte, 14 Grundbeſitzer, darunter die General:Landichaftsbeamten und Pächs 
ter, 10 Gerichtäbeamte, 8 Profefjoren und Lehrftandsmitglieder, 3 Schulräthe, 
6 ſtädtiſche Verwaltungsbeamte, 3 Kaufmannzftandamitglieber, 4 Militärs 
a. D., ein — ——— 67 Geiſtliche und zwar 1 Vice⸗General⸗Super⸗ 
intendent, 32 Superintenden und Superintendentur:Berivefer, 8 geiftliche Con⸗ 
fiftorialräthe, 4 Oberpfarrer, 3 Hofprediger und 19 Pfarrer oder Prediger. 


15. November. (Bayern) Der Bifchof von Würzburg fieht 
fi) gezwungen, den wegen feiner Liberalen Stimmabgabe bei den 
Landtagswahlen von ihm gemaßregelten Domcapitular Hohn wieder 
in alle feine Rechte als Mitglied de Domcapitels einzufeßen, ohne 
daß der Gemaßregelte fich zum Widerruf entjchlofjen Hätte. 

17. November. (Bayern) Biſchof Reifmann in Würzburg 
plötzlich T. 

18. November. (Deutſches Reich.) Bundesrath: ftellt die 
Strafgefeßnovelle zur Vorlage an den Reichstag im Wefentlichen 
nach den Anträgen des Juſtizausſchuſſes fell. Es ergibt fich, daß 
die urfprünglichen Vorfchläge der preußifchen Regierung nur jehr 
unweſentliche Modifikationen erlitten haben und die Öffentliche Mei— 
nung beharrt darauf, daß die rein politifchen Paragraphen der Vor⸗ 
Yage ihrer Unbeftimmtheit und willfürlichen Dehnbarfeit wegen für 
den Reichstag abjolut unannehmbar jeien. 
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Das Geſetz flatuirt, obzwar es die freitilligen Hülfskafſen noch be 

Reben läßt, in ziemlich fchroffer Weiſe die Zmwangspflicht des Beitrittd zu 
en Kaflen, indem ben Gemeindebehörden die Ermächtigung ertheilt wird, 
durch Ortsſtatut Gefellen, Lehrlingen und Fabrikarbeitern, ſowie Arbeitgebern 
ben Beitritt zu einer Hülfskaſſe zur Pflicht zu machen. Dies foll die neue 
Form bes Titeld 8 der Gewerbe-Ordnung fein. Tas Hülfskaſſengeſetz jelbit, 
welches die Regierung vorgelegt bat, trifft eingehende Beftimmungen über 
die Organifation jener Kaflen, denen bie Rechte einer juriftilchen Perjon zus 
jteßen Pollen, worin bie Formen der Mitgliedfchaft, die Leitung der Kaſſen, 
ie Höhe ber Mnterftüguingen u. f. w. bis ing Detail beftimmt werben, fo 
daß den Arbeitern die Möglichkeit, fich gegenfeitig zu helfen, nur unter den 
Bedingungen der ftärkfien Bevormundung gewährt wird. Die Beitragspflicht 
ber Arbeitgeber kann bis auf bie Hälfte der gefammten Arbeiterbeiträge 
eben, aber dafür werben ihnen auch in der Generals:Berfammlung usb im 

orftand große Rechte zugewendet; in exfterer können fie bis zur Hälfte der 
Stimmen haben. 

5. November. (Preußen) Das ſchon am 6. Oktober vom 
fol. Gerichtshof für Firchliche Angelegenheiten gegen den Fürftbifchof 
Förſter von Breslau ausgeſprochene Abfegungsurtheil ift erſt jetzt 
außgefertigt und wird dem Fürftbilchof durch Vermittlung der bſter⸗ 
reichifchen Gerichte behändigt. 

6. November. (Deutſches Reich.) Bundesrath: lehnt den 
Beichluß des Reichſtags vom 17. Dezember 1874 betr. den jogen. 


Fall Majunke (Refolution Hoverbed) feinerfeit? ab. , 


8. November. (Deutſches Reich.) Bundesrath: befchließt gegen 
die Anficht der Mittelftaaten, beim Reichatag eine Unterftügung der 
Univerfität Straßburg von Reichswegen mit jährli 400,000 Mark 
zu beantragen und damit dem nicht unbilligen Begehren bes eljaß- 
lothringifchen Landesausſchuſſes zu entfprechen. 


9. November. (Preußen) Die Wahlen zu den neuen Pro- 
vinciallandtagen fallen in den Provinzen Brandenburg, Pommern, 
Schleſien und Sachlen ganz überwiegend confervativ und nur in der 
Provinz Preußen überwiegend Liberal aus. 


9. November. (Preußen) Der Oberpräfident von Schlefien 
belegt das Vermögen des Yürftbifchofs von Breslau mit Beichlag 
und fordert das Domcapitel zur Wahl eines Bisthumsverweſers auf. 
Diefes lehnt jedoch die Zumuthung, gegen die Stimme des Dom- 
berrn Küntzer, ab. 

10. November. (Preußen.) Das erzbifchöfliche Priefterfeminar 
Köln, das die Revifion durch Regierungs-Commifläre (nach den Be- 
flimmungen der Maigeſetze von 1873) verweigert, wird von ber 
Staatsbehörde gejchlofien. 


— 
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13. November. (Preußen.) Das bifchöfliche Prieiterfeminar 
zu Paderborn wird von ber Staatäbehörbe gefchlofien. 

13. November. (Deutfches Reich.) Eine Delegirtenverfanm- 
lung pommer’fcher Städte und Handelskammern erflärt ſich für Auf» 
rechthaltung des Freihandelsprincips. 

15. November. (Preußen.) Der Kaifer ernennt die ihm zu⸗ 
ftehenden 30 Mitglieder der bevorſtehenden Generalfynobe, wobei er 
auf der ihm vom Cultusminiſter und dem Präfidenten des Ober- 
kirchenraths vowgelegten Lifte eine Anzahl Liberaler Ramen ftreicht 
und durch confervativere erjekt. 

Die Parteigruppirung der Generaliynode wird nunmehr muthmaßlich 
folgende fein: Was zunächſt die kirchliche Stellung jener 150 Mitglieder bes 
trifft, welche von den Provincial:Synoden gewählt find, fo gehören davon 
84 der entichiedenen Mittelpartei, 10 der Auberften rechten Seite der Mittel: 
partei, 3 der Außerften Tinten der Mittelpartei an; 10 der Gemählten gehörn 
zur entichieden Liberalen, 43 zur entichieden confeifionellen Richtung. Da 
anzunehmen ift, daß mit der lekteren in den Hauptfragen bie 10 Dertreter 
ber äußerften rechten Mittelpartei und etiwa noch 13 Mitglieder der Mittelpartet 
zufammengehen werden, fo wird die confejfionelle Bartei ungefähr über 63 Stim⸗ 
men verfügen können. Die Entfcheidung liegt daher in der Hand der Mittel: 
Partei, welche durch die landesherrlichen Ernennungen, fowie durch die theolos 
gifchen und juriftiichen Deputirten der Yakultäten und die Vertreter des len 
regiment3 verftärkt if. Dem Stande nach vertheilen fi) die von den Pro: 
vincial-Synoden Gewählten wie folgt: 83 Laien und zwar 34 Regierung? 
beamte, 14 Grundbeſitzer, darunter die General⸗Landſchaftsbeamten und Päch⸗ 
ter, 10 Gerichtäbenmte, 8 Profeiforen und Lehrftandsmitglieder, 3 Schulräthe, 
6 ftädtifche Verwaltungsbeamte, 3 Kaufmannsſtandsmitglieder, 4 Militärs 
a. D., ein —————— 67 Geiſtliche und zwar 1 Vice-General⸗Super⸗ 
intendent, 32 Superintenden und Superintendentur⸗Verweſer, 8 geiſtliche Con⸗ 
fiſtorialräthe, 4 Oberpfarrer, 3 Hofprediger und 19 Pfarrer oder Prediger. 

15. November. (Bayern.) Der Biſchof von Würzburg fieht 
fi) gezwungen, den \wegen feiner liberalen Stimmabgabe bei ben 
Landtagswahlen von ihm gemaßregelten Domcapitular Hohn wieder 
in alle feine Rechte ala Mitglied des Domcapitel® einzufegen, ohne 
daß der Gemaßregelte fich zum Widerruf entjchlofien Hätte. 

17. November. (Bayern) Bifchof Reißmann in Würzburg 
plötzlich f. 

18. November. (Deutſches Reich.) Bundesrath: ſtellt die 
Strafgeſetznovelle zur Vorlage an den Reichstag im Weſentlichen 
nach den Anträgen des Juſtizausſchuſſes feſt. Es ergibt ſich, daß 
die urſprünglichen Vorſchläge der preußiſchen Regierung nur ſehr 
unweſentliche Modifikationen erlitten haben und die öffentliche Mei— 
nung beharrt darauf, daß die rein politifchen Paragraphen der Vor⸗ 
lage ihrer Unbeſtimmtheit und willfürlichen Dehnbarfeit wegen für 
den Reichdtag abſolut unannehmbar ſeien. 
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19.—20. November. (Deutſches Reich.) Reichdtag: General» 
bebatte über das Budget für 1876: Frage der von ber Reichsregie⸗ 
rung geforderten neuen Steuern (Erhöhung der Braufteuer und Ein» 
führung der Börfenfteuer) im muthmaßlichen Betrage von ca. 15 
Mill. Mark jährlih. Der preußiiche Finanzminifter Camphaufen 
vertheidigt die vorgefchlagenen neuen Eteuern, anerkennt aber un 
umwunden das Recht des Reichstags, fie zu bewilligen oder abzu= 
lehnen. Lasker nimmt davon im Namen be Haufe Alt. Die big- 
berige Spannung zwifchen Reichstag und Regierung ift infoweit we⸗ 
nigſtens gehoben. Das Haus befchließt, nur einen Heinen Theil des 
Budget? an die Budgetcommiffion zu überweiſen, den Reſt dagegen 
ohne Vorberathung im Plenum zu behandeln. 


Aus der Debatte: Richter (Hagen) Eritifirt die Bubgetvorlage mit 
großer Schärfe, hält die neuen Steuergejehe I überflüffig, will bagegen bie 
aus der franzöfiichen Kriegscontribution nocy vorhandenen Mittel verwendet 
wiflen und mwünfcht Exiparriffe im Militäretat. Minifter Samphaufen: 
Man babe nicht bloß für das nächſte Jahr zu forgen, bei Verbrauchung der 
jegigen Ueberjchüffe würde in einem fpäteren Jahre Dedung für ein Deficit 
u —** ſein. Deutſchland, als großes Land im Herzen Europa's, ſei eine 
* Friedensbürgſchaft, aber man müſſe dasſelbe * in den Stand ſetzen, 
dieſe Miffion zu erfüllen. (Lebhafte Zuſtimmung.) Die von verſchiedenen 
Seiten angenommenen furchtbaren wirthſchaftlichen Zuſtände könne er nicht 
erblicken; den ſchwindelhaften Unternehmungen der Vorjahre ſei ein viel zu 
großes Mißtrauen des Publikums gefolgt. Wie lange dies daure, wiſſe er 
nicht: daß e8 aufhören werde, wife er; daß es bald aufhören werde, glaube 
er. Die Nation werde fich wiederfinden als eine folche, die mit erhöhter 
Intelligenz und ungefchwächter Kraft fortarbeitet. Dann geht er auf bie 
neuen Steuergejege über, von denen er, wenn auch die Braufteuer nicht ges 
fallen follte, die Börjenfteuer primo loco empfehlen müffe, da dieje eine For⸗ 

erung ber Gerechtigkeit und gegenüber dem jtempelzahlenden kleinen Manne 
und der Steuerreform feine neue Steuer fei. „Sch werde mich mit diefen 
wenigen Worten begnügen; ich fürchte, daß ich vor einem Haufe | ‚ bei 
dem ſchon res judicata beſteht. Hindern Sie die Regierungen au der Durch: 
führung ihres Vorſatzes, I werden wir mit Ruhe auf untere Borjchläge zu: 
rüdbliden können, durch deren Annahme Sie nach unjerer Neberzeugung dad 
Wohl des Reiches Fördern werben. Ich wollte jedoch mit möglichfter Ruhe und 
Unbefangenheit mit Ihnen reden, denn ich erblide keinen Gegenſatz zwiſchen 
ber Vertretung bes Reiche und den verbündeten Regierungen. Beſteht ein 
folcher Gegenfah, dann müjjen die Männer, bie bie Regierung führen, 
weichen und andere an ihre Stelle treten; es muß die Harmonie 
nie Tatmi werden. Abg. Lasker: Die Hebe des preußiichen Finanz⸗ 
minifterd hat nicht bloß auf die Forderung des Etats, fondern auch die Ver: 
fändigung zwiſchen Reichstag und Regierung im höchften Grabe fördernd 
und Härend gewirkt. Ich bin bereits jetzt überzeugt, daß die dem Anicheine 
nad) in großer Disharmonie mit der Regierung begonnene und fortgeführte 
Budgetdebatte in volljtändiger Darmonie enden wird. Die Regierung bat 
einen großen fehler begangen, dab fie die Steuergejeße zu einem Theil der 
Budgetverhandlungen gemacht bat. Es ift ganz unmöglich, aus den Ergeb⸗ 
nifien eines einzelnen Etatsjahres eine neue Steuer begründen zu tollen. 
Ueber die Bierfteuer Hat der Finanzminiſter bereits Kritit geübt, da er fie 
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für eine folche erflärte, die in Zuſammenhang gebracht werden müfle mit 
einer gerechten Ausgleichung guilgen Nord: und Süddeutſchland. Daß diefe 
Steuer in der benbfchtigten ife nicht durchführbar ift, fann man aus ber 
Borlage felbft entnehmen. Die Börſenſteuer aber, deren Nothwendigkeit im 
Intereſſe ber gerechten kr ber Finanzeinnahmen des Reiches ich 
durchaus anerkenne, kann nicht für ſich allein auftreten, fondern nur allein 
unter Würdigung ber gefammten Stempelfteuer, bei der anerfanntermaßen 
eine Ausgleichung nothwendig ift, weil gegenwärtig höchſt unbillige und be 
laſtende Säße für einzelne Formen des Verkehrr vorhanden find. Diefe beiden 
Steuern Haben ganz und gar den Charakter an fich, zu einer bloßen Aus: 
greihung für das Budget zu dienen, ala Deckung für ein geringes Deficit, 

8 fich zufällig in einem Etatsjahr herauzgeftellt Hat, und dazu dürfen wir 
durchaus nicht die Hand bieten, während wir unſere volle Bereittilligfeit 
erflären, auf eine Steuerreform, wo ſich ein Bedürfniß dazu heraugitellt, 
jederzeit einzugehen. ‘Möge alſo die Regierung fich nicht entmuthigt fühlen, 
wenn wir dieſe Politik nicht für richtig anerkennen können, Tediglich für das 
Budgetbedürfniß eines Jahres die neuen Steuern zu bewilligen. Wir find 
im Uebrigen weit entfernt davon, eine Differenz mit der Regierung zu be: 
fürten; wir müflen ung im Gegentheil den verdienten Dee des 
Reiches und des preußifchen Staates um fo fefter anfchlieken, je mehr wir 
ſehen, mit welchen Schwierigteiten fie zu kämpfen haben, und tie gerade 
alle Diejenigen, die ſich in den legten fetten Jahren der Ueberſpekulation ganz 
dollgefüttert Haben, im überftürzender Haft die Regierung drängen, jebt in 
ben Zeiten der Erife ihre Schubzölle zu befeftigen und zu erhöhen. Das find 
„gerade Diejenigen, die biefe Criſis zum nicht geringen Theile mitverjchuldet 

ben, die insbeſondere durch die ungefunde Eifenbahnwirthichaft gerade da: 
durch, daß fie in dem jelbftgeichaffenen Zuftande die wirthichaftlichen Verhält⸗ 
nifſe völlig verfchoben, die Arbeiter an ungeeignete Pläbe verlocdt haben, mo 
fie plötzlich nach Einbruch der Erije brodlos werden müſſen und die unend- 
liches Unheil über das Land gebracht. Eine Crifis in dem Maße, wie fie 
von den Vertretern ber Conſervativen und ausgemalt wird, kann ich gar 
nicht anerkennen. Sie müffen doch die Verhältniffe ihrer bevorzugten Klaſſe 
nicht ald maßgebend betrachten für den Wohlitand der Nation. Ich fra e: 
haben etwa die Einlagen der Sparfaffen abgenommen? Im Gegentheil, Sie 
nehmen zu. Ebenjo hört man die Kleinen Landwirthe durchaus nicht klagen, 
hoͤchſtens über Arbeitermangel, an welchen aber die ſchwindelhaften Produk: 
tionen, an denen Männer aus ben höheren Stlafjen, die zu HN Partei 
gehören, in hervorragendem Maße fich betheiligt haben. (Lebhafter Wider: 
ſpruch und Unruhe echt.) Gewiß, m. H., haben Sie denn ganz bergeflen, 
wer die Genoſſen ber Stroudberge waren und noch find? Wenn auch dem 
Einen ober Anderen eine Duittung der vollftändigen Unfäuib ausgeſtellt 
wird, Sie werden doch unmöglich vergeſſen machen können, daß nicht durch) 
unſere wirthſchaftliche Geſetzgebung dieſe Calamität verſchuldet worden iſt, 
ſondern gerade in erſter Linie von Denen, welche vorgeſtern, geſtern, ja heute 
noch laut und mit Emphafe gegen dieſe Geſetzgebung deklamiren. Ich Hoffe, 
daß es der liberalen Partei vergönnt ſein wird, mit der Regierung fortzu⸗ 
wirken in ber Fortführung der bisherigen Wirthſchaftspolitik, und ich freue 
mich, diefe Hoffnung durch die Heutige Rebe betätigt zu ſehen. 


20. November. (Deutſches Reich.) Der Reichskanzler trifft 
aus Varzin wieder in Berlin ein, um an den Arbeiten des Reichs— 
tags nunmehr Theil zu nehmen. 

22. November. . (Deutfches Reich.) KReichdtag: Berathung 
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des Budgets: der Reichskanzler beftätigt und bekräftigt die Erflä- 
rung des preußifchen Finanzminiſters Camphaujen vom 20. d. M.: 


„Ich Ichließe mich den Aeußerungen meines Gollegen im Bunbesrath, 
Heren Camphaufen, — ich ziehe ed vor, ihm nicht ala preußifchen Finanz: 
minifter, jondern ala Mitglied des Bundesrathes zu bezeichnen — volljtändig 
an, daß auf feinem Gebiete des Staatslebens bie Entſcheidung 
eines Reichſtages, eines Parlamentes in legter und unanfechts 
barer Inſtanz zweifellojer ift und fein kann, als in der Entſchei— 
dung über die Art, wie wir die Mittel aufbringen wollen, die 
wir für unjer Staat3wefen im Reiche und ın den Einzelftaaten 
brauden. In biefem Punkte find Sie vollftändig in ber Stellung, mit 
ber Nachficht des Mächtigen derfahren zu können und dieje Frage lediglich 
aus bem Gefichiapuntte zu behandeln: ift es zwedmäßig, daß die Mittel, die 
wir brauchen, zum Theil in ber vorgeichlagenen Form aufgebracht werden 
follen oder nicht? Wenn eine Regierung in biefer Finanz: und Steuerfrage 
nicht einmal die Nechte der Landesvertretung anerkennen und achten wollte, 
fo wäre eben der Conſtitutionalismus bei uns noch nicht einmal zu den 
allererſten Anfängen gelangt. In der That, feien Sie in diefer Hinficht gan 
unbeforgt und feien Sie nachſichtig und entgegenlommend in dem Gefühl 
Ihrer Machtftellung, die auf biejem Gebiete völlig unantajtbar ift.“ 


Die Annahme ober Ablehnung ber beiden Steuerborlagen involvirt 
alſo entichieden feine Gabinetöfrage. 


23. November. (Baden.) Eröffnung des Landtags. Thron⸗ 
rede des Großherzogs: 


‚Der Ausbau des Reiches ſchreitet zu unſer aller Freude kraftvoll 
voran. Dieſes große Werk vollzieht — unter allſeitiger Hingebung an das 
Geſammtintereſſe Deutſchlands, für deſſen Ehre und Macht ich und mein 
Volk nöthige Opfer freudig bringen. Solch’ erhebendes Bewußtſein läßt mich 
mit um fo größerer Sorgfalt a fein, den Intereſſen meines Landes 
eine gerechte Würdigung gewährt zu jehen. Die innere Entwidlung des Lan: 
des vollzieht fich ficher und ftetig in den Bahnen, welche eine ben Anforde 
rungen und Bedürfniffen des Heutigen Lebens ent|prechende Geſetzgebung ihr 
Per Da bat. Wenn dabei zu meinem Bedauern immer noch Beunruhi⸗ 
gungen hervortreten, als jei Gefahr für die Freiheit der religiöfen Ueberzeu⸗ 
gungen vorhanden, To hoffe ich, daß ed mit der Zeit gelingen wird, diefe 

eunruhigungen in Bertrauen zu verivandeln. Die auf dem vorigen Lands 
tage angeregte Frage einer Aufbefferung de ungenügenden Einkommens zahl: 
reicher Pfarrer ber beiden chriftlichen Kirchen Habe ic einer jorgfältigen Prüs 
fung unterziehen laſſen, unb e3 gereicht mir zur bejonderen freude, Ihnen 
mittheilen zu fönnen, daß meine Regierung im Stande ift, Ihnen die Mittel 
und Wege zu bezeichnen, wie bem bon allen Seiten anerfannten Mibftande 
fofort burchgueifende Abhilfe verichafft werben kann.... Dem allfeitig befannt 
gegebenen Wunfche, Die jet nad) Confeſſionen getrennten Volksſchulen zu 
vereinigen, wird, ſoweit ein Bedürfniß befteht, Durch einen Ihnen vorzu⸗ 
legenden Gefegentwurf enkgegengefonmen. Die vorgeichlagenen Geſetzesände⸗ 
rungen werben in einer Weiſe durchgeführt werden können, welche bie Er: 
theilung des confejfionellen Religiongunterrichts vollkommen ficher flellt... ." 


24. November. (Deutfcheg Reich.) Reichstag: Berathung 
des Budget: Die als Zujchuß zu den Koften der Univerfität Straß- 
burg geforderten jährlichen 400,000 Mark werden bewilligt. Bei 
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Berathung des Etats des Meichseifenbahnamtes erfolgt eine Art 
zwangalofer Converjation über den Ankauf der deutfchen Eifenbahnen 
ſeitens des Reiches. 

Lie Empfehlung diejes Projektes, mit dem fich angeblich bie Reiche» 
zegierung beichäftigt, hatte Hr. Stumm von der chen Reichspartei übers 
nommen. Der Redner entwidelt, daß die Löjung ber Aufgabe des kaiferlichen 
Reichseiſenbahnamts, nämlich „die deutjchen Eiſenbahnen zu großen natio: 
nalen Berlehräftraßen" zu machen, wie Hr. Maybach, der Präfident dieſes 
„Amte3”, fid nachher ausdrüdt, nur durch Anlauf der Eifenbahnen durch 
das Reich ermöglicht werden Tönne: „ein einheitlicher niedriger Zarif an 
Stelle ber jetzt beftehenden 1357, eine einheitliche billige Verwaltung. — Hr. 
Stumm berechnet, daß von den Koften der Generaldireftionen, welche jet 
75 Mill. Mark betragen, mindeſtens 26 Mil. geipart werden könnten — 
u. ſ. w. Die Ausführung diejer dee in dem jepigen günftigften Augenblide 
würde jogar vor künftigen Uebeln fchügen: nämlich vor der ſonſt undermeibs 
lichen Reaktion auf dem wirthichaftlicden Gebiete. Bamberger, wohl ans 

änfelt von dem Zweifel an des Ausführbarkeit diejes großen Gedankens, 
ben er gelegentlich auch einen utopiſtiſchen nennt, bringt von Gegengründen 
eigentlid nur den vor, daß England bei dem Ankauf der Privattelegraphen: 
linien durch den Staat ein Glechtes Geichäft gemacht habe. Ausführbar 
fei der Gedanke nur, wenn die Reichäverwaltung durch Einjegung verant: 
wortlicher Minifter confolidirt fein würde — was wohl als Borbedingung 
für die Zuftimmung ber nationalliberalen Partei gemeint iſt — und wenn 
Männer an der Spibe ber Reichöverwaltung ftänden, welche diejer allen 
Aufgabe gewachſen jeien. Basler bekennt fich mit einer leifen Reminiſcenz 
an die unglüdliche preußifche Eifenbahn-Unterfuhhungscommilfion ala unbes 
dingter Anhänger der „Staatsbahnıen”, v. Kardorff, obgleich principieller 
Gegner ber Staatsbahnen, erflärt fich dennoch für die Reichsbahnen, auch 
ohne verantwortliche Reichaminifter, und Sonnemann, der ein Haupthin= 
derniß des Projektes darin fieht, daß die Mittelftaaten, namentlicy bie füb- 
beutichen, ihre Stantsbahnen abzutreten nicht geneigt fein würden, rieth 
Preußen, die Smitiative zu ergreifen. 


24. November — 10. Dezember. (Deutſches Reich.) Reich?» 
tag: Die Budgetcommijfion befchließt einftimmig, die beiden neuen 
Steuerborlagen abzulehnen und das dadurch entjtehende Deficit im 
Budget mit 15,820,000 ME. durch Abftriche in den einzelnen Etats, 
durch Erhöhung mehrerer Einnahmeanfäße und durch Einjtellung 
neuer Einnahmen (aus den Zinfen der franzöfifchen Kriegsentſchädi⸗ 
gung und dem Ueberſchuß des Laufenden Jahres) wieder auszuglei— 
chen. Es zeigt fich bei diefer Gelegenheit ganz unzweifelhaft, daß 
die Finanzlage des Reichs eine nicht? weniger als bedenkliche ift. 

24. November. (Preußen) Zufammentritt der außerordent- 
lichen preußifchen Generalfynode behufs Feſtſtellung der ihr vom 
Sherfirchenrathe vorgelegten Synodalordnung. Eröffnungsrede des 
Präfidenten des Oberkirchenraths, Dr. Hermann, ala f. Commiſſärs. 
Die Synode wählt den Grafen Otto Stolberg zu ihrem Präfidenten 
und tritt fofort in die Generaldebatte über die Synodalordnung ein. 

13* 


196 Bas deuffhe Reich und feine einzelnen Glieder. (Rob. 24.) 


Im Sabre 1835 wurde in Preußen zunächſt nur den uriprünglich 
teformirten Weltprovinzen (Rheinland und Weftfalen) eine Spmobalverfaflung 
zugeftanden, in ben anderen herrichte das Lutherifche —A— un 
als endlich im Jahre 1846 eine außerordentliche Generalſynode nach Berlin 
berufen wurde, ſind deren Arbeiten in der Bewegung der Jahre 1848 bis 
1850 wieder verloren gegangen. Im Juli 1850 wurde aus dem die kirch⸗ 
lichen Angelegenheiten leitenden Cultusminiſterium die betreffende Sektion 
theilweiſe ausgeſchieden und eine ſelbſtſtändige Kirchenbehörde unter dem 

amen „Evangeliſcher Oberlirchenrath” eichaften. Die rücläufige Bewegung 
ber 50er Jahre drohte jedoch bald auch die Union zu fprengen, doch ift im 
Ganzen und Großen diefes gie erreicht tuorden, doch kam die Maß⸗ 
regel noch zur Ausführung, daß in Preußen Wi der Verbundenheit breierlei 
Gemeinden jorgfältig conftatirt wurden: lutheriſche, reformirte und unirte, 
und daß eine Zeitlang ſich auch ber Oberfirchenrath in eine lutheriſche, cine 
zeformirte und eine unirte Sektion theilte. Deßhalb ift heute noch die Frage 
ber Union für jede Kirchenverfaſſungs-Verſammlung in Preußen eine brens 
nende und ein Ausgangspunkt verichiedener Parteibildungen. Sie wird aud) 
ohne Zweifel in der jegigen Generalſynode zu ernften Erörterungen führen. 
Im Jahre 1850 wurde allerding? auch eine Gemeindeorbnung erlaffen, bie, 
wie die nachfolgenden Verſuche der Kreis: und Provincialiynoden, ohne in= 
neres Leben und äußern Erfolg blieb. Sie vertraten den Grundjaß, wonad 
ſich die Geiftlichkeit eine Anzahl von Laien zugejellte und es in der Han 
hatte, jede minder genehme Perfönlichkeit von der Wahl außzufchlieken. So 
kam 1866. Die in diefem Jahr neu erworbenen proteitantifchen Provinzen 
behielten ihre bißherige Verfafſung und ee fam auch am 10. Sep: 
tember 1873 endlich die jegige preußische Kirchenverfaſſung für die jech® alten 
Provinzen zur Einführung, ein Werk des jekigen Oberkirchenrath3-Präfidenten 
Geh. Rath Dr. Hermann. Die preußifchen Kammern, welchen die Genehmi⸗ 
gung diejer Berfaffung zuftand, haben zunachn nur den die Gemeindeordnung 
umfaſſenden Theil —2 ſanktionirt, und dieſer hat ſich ſeitdem friſch und 
lebendig eingelebt. Auch die Kreisſynoden und außerordentlichen Provincial⸗ 
ſynoden find ſeitdem einberufen, welche letztere freilich in Folge des eigens 
thümlichen Wahliyftem3 einen entſchieden conſervativen, ja reaktionären Cha⸗ 
rakter zeigten und durch ihre Wahlen zur außerordentlichen Generalſynode 
bofumentirten, daß fie die Stellung des evangeliſchen Oberkirchenrathes als 
das Aeußerſte anſahen, wa3 nach der Linken Hin ala zuläffig gelten könnte. 
Darnach würde, wenn nicht doch etwa 10 eigentlich freifinnige weltliche Mit: 
glieder, darunter Stadtrath Dr. Techow in Berlin, Vicepräfident des beuts 
ihen Proteftantenvereind, in den Wahlen acceptirt worden wären, Dr. Her: 
mann jelbft der äußerten Linken der Verſammlung angehören. Nach ben 
unwiderſprochenen Dlittheilungen ber Berliner Blätter beabjichtigte ber evan⸗ 
gelifche Oberkirchenrath durch die Auswahl ber 30 von dem Rönig zu er: 
nennenden Mitglieder eine gewiſſe Ausgleichung Herbeizuführen und wenig— 
[end eine Anzahl liberaler Abgeordneter der Synode zuzuführen und für 
a8 Ergebniß derſelben einige Stimmführer im Abgeordnetenhaus zu gewinnen. 
Thatſache ift, daß der evangelifche Oberkirchenrath mit einigen berfelben hier⸗ 
über unterhandelt Hatte. Da erichienen die Ernennungen, aber jo, bat höchiten 
Ortes die Erfepung aller Xiberalen durch ftreng eonlerbati-finchliche Namen 
et war. Die zu berathende Vorlage behandelt eigentlich nur die Orgas 
nijatton ber Generalfynode. Aber fie bringt für die Wahlförper zu derjelben, 
nämlich für die Kreis- und Prodincialiynoden, zugleich eine Umgeftaltung 
in liberalerem Sinn, nämli die Erhöhung der Zahl ber Zaienmitglieder 
von ber Hälfte auf zwei Zritttheile, und zwar in der Art, daß das ziveite 
Dritttheil aus ben größeren Gemeinden, aljo bejonber aus ben Städten 
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Binzutreten fol. Zu dieſer definitiven Wahlordnung für die künftigen Ge- 
neralfynoden tritt die ne der ni derfelben und einiger wei⸗ 
teren damit zufammenhängenden Einrichtungen hinzu. Nach dem Verzeichniß 
der Mitglicder ijt keineswegs eine Umgeltaltung des zum Theil durch ben 
Einfluß des Cultusminiſters fo liberal ausgefallenen Entiwurfes im Sinne 
des liberalen Proteftantismus, ſondern vielmehr mit großer Wahrſcheinlich⸗ 
keit zu erwarten, daß die Vorlage als zu freifinnig im Sinne des preußi⸗ 
IGen Kirchenconferbatismuß mehr oder weniger erheblich umgeändert wer⸗ 
n wird. 

24. November. (Bayern.) Gemeindewahlen im ganzen Kö— 
nigreiche. In den Städten fallen diefelben faft durchweg liberal 
aus, namentlich auch, trok der gewaltigiten Anftrengungen des ka⸗ 
tholifchen Clerus und der ultramontanen Partei, in der Hauptftadt 


München, auf dem Lande dagegen vielfach ultramontan. 


28. November. (Preußen.) Am weltpreußifchen Wahlbezirk 
Konig-Schlohau gelingt es einer Verbindung der deutſchen Ultra- 
montanen mit den Polen, ihren Gandidaten für das Abgeordneten- 
haus durchzufeten, aber doch nur mit 234 gegen 231 Stimmen. 


30. November. (Deutiches Reich.) Der ruffilhe Staats- 
fanzler Gortfchafoff berührt auf feiner Rüdreife aus ber Schweiz 
nad St. Petersburg Berlin. Die jchwebende orientalifche Frage 
gibt zu längeren Befprechungen desfelben mit dem deutſchen Reichs- 
Tanzler, zu denen auch der öſterreichiſche Botſchafter beigezogen wird, 
Anlaß. Die drei Mächte fcheinen noch immer auch in diejer Be⸗ 
ziehung einig zu geben. 

30. November. (Baden) U. Kammer: beſchließt mit allen, 
auch den demofratifchen Stimmen, gegen die Ulttamontanen, die 
Thronrede mit folgender Adrefie zu beantivorten: 

„Die Einigung ber deutjchen Nation hat in ber opferwilligen Vater: 
landsliebe Ei. kgl. goa eine unvergeſſene Förderung gefunden, und das 
badiſche Volk iſt den Schritten ſeines erhabenen Führers mit voller Hin⸗ 
gebung gefolgt. In wachſender Entwicklung verſpricht dag junge, aber mäch⸗ 
tige Reich dem geeinigten Vaterlande den reichen Segen, ber aus einer großen 
nationalen Gemeinichaft herborge t, ohne den Einzelländern in ber teilen 
und jorgfältigen Pflege ihrer bejonderen Interefſen Hemmniffe zu bereiten. 
Dieſer jeither durch eine gerechte und zeitgemäße een gelßeberten 
Pflege der Wohlfahrt unferes Landes werben m fünftig die Abgeordneten 
des Bora ihre volle Theilnahme zuwenden. Auf dem beichrittenen Fr die 
Grenzen ber ftaatlichen Anfprüche unparteiiſch, aber Kar und mit Feſtigkeit 

u bezeichnen, wird, fo Hoffen auch wir, es gelingen, bie unbegründeten Be: 
Porgniffe vor einer Gefahr für die Freiheit der veligidfen Meberzeugung zu 
zerfixeuen, und zwar um jo mehr, als ber wirffame Schu biefer Freiheit 
eine ber Grundlagen ber neueren Gefeggebung ift. Dem öffentlichen Unter 
richt auf allen feinen Stufen, feiner ndgfichft volffommenen Entwidlung 
und feiner Erweiterung ift ftet3 die forgfältigfte Würbigung der II. Kammer 
geſichert. Ein Geſetzenſwurf, der die Umwandlung ber beftehenben Confeſſions⸗ 
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ſchulen in gemifchte Schulen durchführt, entipricht Früher ausgeſprochenen 
Wünſchen derjelben. Dabei find wir der Meberzeugung, daß die Förderun 
religiöfen und kirchlichen Lebend den Aufgaben eines Staates nicht frem 
egenüber fteht, der fein Gedeihen in ber fittlichen und geiftigen Bildung 
Feiner Angehörigen fucht und findet. Gern werben wir daher ber wirkſamen 
Ertheilung bes religiöfen Unterricht? jede thunliche Rüdficht tragen. Bon 
gleicher Meberzeugung, geleitet, werden wir die uns angekündigte Vorlage 
prüfen, welche die Wege zur Aufbefferung des ungenügenden Einkommen? 
zahlreicher Geiftlichen bezeichnen fol. Die lang andauernde unb weit ver- 
breitete Stockung in Handel und Induftrie konnte Baden nicht unberührt* 
laſſen. Die Rückkehr normaler Berhältniffe wird aber in nicht allzu ferne 
Auzficht genommen werben dürfen, und die allfeitige Beherzigung ber ein⸗ 
bringlichen Lehren, twelche die Kriſis gegeben, wird der Genefung eine lange 
Dauer veriprechen.” 

30. November. Deutſches Reich.) Reichstag: erflärt fich 
neuerdings mit 171 gegen 58 Stimmen für die Gewährung bon 
Diäten. 

— November. (Preußen.) Die preußifche Regierung fcheint 
endlich der Ungewißheit und der Agitation der däniſch Gefinnten 
in Nordſchleswig ein Ende machen zu wollen: 

Auf Veranlafjung des Cultusminiſters Falk erläßt die k. Regierung 
u Schleswig eine Eircularverfügung an die Kircdhenvifitationen der norb- 
—— Propfteien, nach welcher die im Amte ſtehenden daͤniſchredenden 
Lehrer ſich eine. ſolche ar feit im Deutſchen eriverben ſollen, daß fie fich 
des Deutfchen mit Sicherheit ala Unterrichtzfprache bedienen köͤnnen. Zu 
diefem Zwecke ſoll ber biäher einmal im Jahre am Seminar zu Tondern 
ftattfindende Curſus im weuticen für dänischredende Lehrer zweimal im 
Sahre abgehalten werden. Die Mittel dazu will der Minifter vom nächften 
Sabre an bereit ftellen. In ber betreffenden Gircularverfügung wird auf 
die fchleunige Durchführung der einjchlägigen Verfügungen ein bejonderer 
Nachdruck gelegt. Man fieht Hieraus, daß die Einführung ber deutſchen 
u tsſprache in ben bänifchen Schulen Nordſchleswigs eine beichloffene 

ache iſt. 


Anf. Dezember. (Bayern.) Die Erzbiſchöfe und Biſchöfe er⸗ 
laſſen Hirtenbriefe bezüglich der mit dem 1. Januar 1876 bevor⸗ 
ſtehenden obligatoriſchen Einführung der Civilehe. Dieſelben weiſen, 
offenbar in Folge einer gemeinſamen Verſtändigung, ihren Clerus 
übereinſtimmend an, in den Aeußerungen über die Civilehe vorſichtig 
zu ſein, dagegen die Gläubigen darauf aufmerkſam zu machen, daß 
diejenigen, welche ſich mit der Civilehe begnügen und derſelben nicht 
die kirchliche Trauung nachfolgen lafſen, fich ſelbſt von der Gemein⸗ 
ſchaft der katholiſchen Kirche ausſchließen und daher auf den Genuß 
der Sakramente, auf die Zulaffung als Taufzeugen, ſowie auf ein 
firchliches Begräbniß feine Anfprüche machen könnten, vielmehr von 
denjelben ausgefchloffen würben. 


1. Dezember. (Deutſches Reich.) Reichstag: Die nationals 
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liberale Fraktion befchließt, ihrerjeit? die zu SS 85, 110, 111, 128, 
130 und 131 des Strafgefeßbuches in der Novelle vorgefchlagenen 
Henderungen, in welchen wefentlich die politifchen Beftimmungen ber 
Regierungsvorlage enthalten find, von vornherein ala unannehmbar 
zu bezeichnen und ferner eine Commiffion nur zur Borberathung 
berjenigen SS zu bejtellen, welche die Antragsvergehen, die Körper⸗ 
verleßungen und den Fall Duchesne betreffen, alle übrigen Theile 
be3 Entwurf? dagegen fofort im Plenum zu berathen. 

Die für unannehmbar erflärten 88 lauten: 

$ 85. Wer öffentlich vor einer Menſchenmenge, oder wer burch Ber: 
breitung oder öffentlichen Anjchlag oder Öffentliche Ausſtellung von Schriften 
oder andern Darftellungen zur Ausführung einer nach $ 82 ftrafbaren Hand⸗ 
lung auffordert oder anreizt, insbeſondere wer im der angegebenen Weiſe eine 
folge Handlung als verdienſtlich oder erlaubt darftellt, wird mit Zuchthaus 
bis zu zehn Jahren oder Feſtungshaft von gleicher Dauer beftraft. Sind 
Fra Umftände vorhanden, jo tritt Feſtungshaft von einem big zu fünf 

abren ein. 

8 110. Wer öffentlich vor einer Menjchenmenge, oder wer durch Ders 
breitung ober öffentlichen Anfchlag oder öffentliche Ausftellung von Schriften 
oder anderen Darftellungen zum Ungehorfam gegen Gelege ober rechtägültige 
Derorbuungen, oder gegen die von der Obrigfeit innerhalb ihrer Zuftändig: 
keit getroffenen Anordnungen auffordert oder anreizt, insbefondere wer in 
ber angegebenen Weife ſolchen Ungehorfam ala etwas Erlaubtes ober Ders 
bienftliches darftellt, wird mit Gefängniß beftraft. Sind mildernde Umftände 
vorhanden, jo kann auf Geldſtrafe bis zu 3000 Mark erfannt werben. 

111. Wer auf die vorbezeichnete Weife zur Begehung einer ſtraf⸗ 
baren Handlung auffordert oder anreizt, insbeſondere eine ſolche Hanblung 
ala vexdienftlich oder erlaubt darftellt, ift gleich dem Anftifter zu beftafen, 
wenn bie Aufforderung oder Anreizung die. a andlung oder einen 
ftrafbaren Berjuch derſelben zur Folge gehabt Hat. it die Aufforderung 
oder Anreizung ohne Erfolg geblieben, jo tritt Geldſtrafe bis zu 3000 Mark 
oder Gefängniß ein. Die Strafe darf jedoch der Art oder dem Maße nad) 
feine ſchwerere fein, ala bie auf die Handlung felbft angedrohte. 

8 128. Die Theilnahme an einer Verbindung, deren Daſein, Verfaſ⸗ 
Jung, Ziel oder Wirkſamkeit vor der Staatsregierung geheim gehalten wer: 

en fol, oder in welcher gegen unbefannte Obere Sehorlam, oder gegen bes 
kannte Dbere unbedingter Gehorſam zur Pflicht gemacht, oder von ihnen ver: 
ſprochen wird, ift an den Mitgliedern mit Gefängnib bis zu ſechs Monaten, 
an den Stiftern und Vorſtehern der Verbindung mit Gefängniß don einem 
Monat bis zu einem Jahr zu beftrafen., Segen Beamte kann auf Verluſt 
der Fähigkeit zur Bekleidung Öffentlicher Aemter auf die Dauer von einem 
bis zu fünf Jahren erfannt werben. 

‚..8 130. Wer in einer ben Öffentlichen Frieden gefährbenden Weife ver- 
ſchiedene Klafien der Bevölkerung gegen einander Öffentlich aufreizt, oder wer 
in gleicher Weife bie Inſtitute der Ehe, der Familie oder des Eigenthums 
öffentlich durch Rebe oder Schrift angreift, wird mit Selängniß beftraft. 
Ein Geiftlicher oder anderer Religionzdiener, welcher in Ausübung oder in 
Beranlafiung der Ausübung feines Berufes vor einer Menichenmenge, oder 
welcher in einer Kirche oder an einem andern zu religiöfen Berfammlungen 
beftimmten Orte dor Mehreren Angelegenheiten des Staates in einer den 
Öffentlichen Frieden gefährdenden Weife zum Gegenftanbe einer Verkündigung 
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ober Erörterung malt, wird mit Gefängnik oder Feſtungshaft bis zu zwei 
Jahren beitraft. Gleiche Strafe trifft denjenigen Geiftlichen ober anderen 
Religionglchrer, welcher in Ausübung ober in DBeranlaffung ber Ausübung 
jeined Berufes Schriftftüde ausgibt ober verbreitet, in welchen Angelegen⸗ 
heiten des Staates in einer den Öffentlichen Frieden gefährdenden Weiſe zum 
Gegenftande einer Verkündigung oder Erörterung gemacht find. 


8 131. Wer dadurch, da er erdichtete oder entftellte Thatfachen öf⸗ 
fentlich behauptet oder verbreitet, ingleichen wer durch öffentliche Schmähuns 
gen oder Verhöhnungen Staatzeinrichtungen ober Anordnungen der Obrigs 
feit oder das Reich oder einen ea jelbft verächtlich zu machen jucht, 
wird mit Geldftrafen bis zu 600 Mark ober mit Gefängnik bis zu zwei 
Jahren beftraft. Wer cine Urkunde, ein a en Alten oder einen fonftigen 
Gegenftand, welche fich zur amtlichen Aufbewahrung an einem bazu beftimms 
ten Orte befinden, oder welche einem Beamten oder einem Dritten amtlich 
übergeben worden find, vorjäglich vernichtet, bei Seite jchafft oder beichäbigt, 
wird mit Gefänguik beftraft. War die Handlung geeignet, bad Wohl des 
deutichen Reiche oder eines Bundesſtaates zu gefährden, jo kann auf Zucht» 
haus bis zu fünf Jahren erfannt werden. Iſt die Handlung in gewinne 
ſüchtiger Abficht begangen, fo tritt Zuchthaugftrafe bis zu zehn Jahren oder 
Gefängnißftrafe nicht unter drei Monaten ein; auch kann auf Verluſt bex 
bürgerlichen Chrenrechte erfannt werden. 


3. Dezember. ((Deutfches Reich.) Reichstag: Erſte Lefung 
der Strafgefegnovelle. Reden des Abg. Lasker, des Reichskanzlers 
und des Abg. Hänel. Es wird mit großer Mehrheit befchloflen, die 
technifch-[trafrechtlichen Beitimmungen an eine Commiſſion zu weifen, 
die übrigen dagegen, einjchließlich der rein politifchen, in zweiter und 
dritter Lefung im Plenum zu behandeln. Die Ablehnung der rein 
politifchen 88 fteht außer Zweifel, ohne daß daraus ein Conflikt mit 
dem Reichskanzler hervorgehen wird. 


Debatte. Abg. Lasker: Ich habe mir die Frage vorgelegt, ob bie 
heutige Zeit überhaupt geeignet wäre, auch nur an eine beichräntte Revifion 
des Strafgeſegbudee zu gehen, weil in der That die dazwiſchen Tiegenden 
413 Jahre für Norddeutichland und 31a Jahre für Südbeutichland nicht 
ausreichend geivefen jein können, um allgemeine und durchgreifende Erfahrun⸗ 
gen zu machen. Aber ich glaube dennoch, daß der Reichstag nicht in der 

age ift, auf eine Verfchiebung der Revifion einzugehen, denn es liegen in 
ber That wirkliche Mihftände vor. Beichräntt fi nun unſere Thätigkeit auf 
gewiſſe Materien, jo dürfte eine Verftändigung mit ber Regierung leicht und 
den dringendften Bedürfniffen abzuhelfen kein. €3 bleibt dann noch ein jehr 
weiter Stoff übrig, ber ſich gleichfalls nicht unter einen Gefichtspuntt bringen 
läßt, fondern nur dad Semeinfchaftliche hat, daß fich feine Berathung durch 
das Plenum empfiehlt. Es tritt daraus eine Gruppe hervor, die ung and 
al3 politifche Körperfchaft zwingt, hier Klarheit zwiſchen dem Reichstage u 
den Regierungen zu Schaffen. Lie hierher gehörigen Punkte beziehen fich auf 
da3 Verſammlungs⸗ und Vereinsrecht, auf die Prefie uud auf das öffentliche 
Discuſſionsrecht. Es find ſechs Paragraphen: 8 85, der eine Erweiterung 
des Landesverraths bezweckt, 8 110, ber fonft auf die Aufforderung zum Uns 
gehorfam das Strafreat ausdehnt, $ 111, der benjelben Fall behandelt, wenn 
e3 fih um die Aufforderung zu einer ftrafbaren Handlung handelt, $ 128, 
auf das Vereinsweſen bezüglich, $ 130, die Anreizung verichiebener Klaſſen 
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gegen einander betreffend, ferner 2131, ber ſich beichäftigt mit der Verleum⸗ 
dung von Staatzeinrichtungen oder Un rbmungen der Obrigkeit. In den 
jechs Paragraphen Liegt eine große Zahl von Grundrechten. Im abjoluten 
Staate find alle dieje Paragraphen noch nicht nothwendig. Es ift dort ber 
einzige Erfab, den der gelnechtete Bürger im Auge hat, daß er in Behaglich- 
feit nach Belieben fich ergehen kann über Behörden, Obrigkeit und Staat? 
einrichtungen. Mit der Freiheit erwachen die Präventivmahregeln, es entiteht 
das Beitreben, den Schub gegen die Ausjchreitungen der Tyreiheit in die Res 
preifion zu verweilen. Daraus hat fich denn bei vielen Nationen das Syftem 
der Kautichud: Paragraphen enttwidelt. Der Ausdruck iſt ganz in dag Bolt 
gedrungen und weilt auf den weſentlichen Unterjchied biefer Paragraphen von 
der jonftigen Sprache des Strafrechts hin. Während nämlich die erfte Grunds 
lage jedes brauchbaren Strafgejeßbuches darin befteht, die ftrafbare honduns 
ſo conkret zu bezeichnen, daß in dem Urtheiler kein Zweifel entſtehen kann, 
ob der Geſetzgeber hier ſchon ſeine Strafen hat eintreten laſſen wollen, müſſen 
die Kautſchuck-Paragraphen Worte ſuchen, die vor den Ohren klingen, als ob 
ſie äußerſt empfindlich wären, die aber, wenn man ſie greifen will, keinen 
feſten Halt haben. Wenn ich auf Grund eines ſolchen Kautſchuck-Paragra⸗ 
phen angeklagt werde, und Keiner von uns bier iſt ficher dor einer ſolchen 
Anklage, fo Liegt die Enticheidung in ber ganz jubeltiven Auffafjung des 
Richterd. Und nicht auf ſolche Handlungen bezieht fich dieſe ſubjektive Auf: 
— für die eine gemeinſame Regel ſelbſt für die freieſten Urtheile ſich 
nden läßt, nein, das Wort, dieſes allerfeinſte Auzbrudzmittel des Menſchen, 
welches durch eine andere Betonung ſchon eine andere Bedeutung befommen 
fann, wirb zum Gegenftande eines fubjeftiven Urtheils gemacht. Bon dem 
Dorlefer des Artifel3 allein aljo Tann das Urtheil des Richter? abhängen, 
der nach furzer eberlegung jagen joll, ob ſchwere Freiheitsſtrafe oder nicht. 
Und wie werden gar erit die Berichte aus ben Vereinen wiedergegeben! Viel⸗ 
leicht gar von Denjenigen, die entiweder ala Beamte die Pflicht haben, Solches 
anzuzeigen, oder von der noch jchlimmeren Sorte von Leuten, bie fich frei: 
willig zu Denuneianten hergeben. Soll dann die Wiedergabe folcher Worte 
zum Zhatbeftande über mein Wohl und Wehe gemacht werden, jo bin ich 
urch ſolche Kautichud: Paragraphen eingefangen. Darum follte man nirgends 
fo vorfichtig fein gegen dehnbare Begriffeheftimmungen, als in den Puntten, 
die num gerade zum Tummelplatze der Kautſchuckgeſetzgebung gemacht worden 
find. Fürſt Bismard: Wenn e3 fchon für meinen Geſundheitszuſtand eine 
ichwere Aufgabe ift, einer jo langen Discuſſion zuzuhören, jo bin ig noch 
weniger in der Lage, um eine Rede von dem Umfang, wie wir fie eben ges 
hört Haben (von dem Abg. Lasker, der 2! Stunden jpradh), in ihren Eins 
zelbeiten zu beantivoxten. Ta der größere Theil derfelben fich auf rein juris 
ſtiſchem Gebiete bewegt, jo glaube ich diefe Aufgabe im Wejentlichen meinen 
juriftiichen Herren Eollegen aus dem Bundesrath überlaffen zu können. Sch 
babe im Welentlichen nur. das Wort ergriffen, um ben politiichen Standpunft 
der verbündeten Regierungen unb fpeciell den meinigen zu dieſer Borlage 
darzulegen. Ich meine ben Standpunkt der inneren Politil, der inneren 
Reichapolitit in ihren Gründen. Ich glaube, daß diefe Darlegung, fo kurz 
fie auch fein mag, doch dazu beitragen wird, die Diskuffion, in der wir ung 
befinden, de zu halten von jedem Anflug bon Animofität, von Bitterkeit, 
don fittliher Entrüftung über das Benehmen des anderen Theile und von 
Kritiken, die nicht ohne Bitterkeit find, wenigſtens in der Oeffentlichkeit den 
Eindrud der Bitterkeit machen werden. ch glaube, daß, wie ich ſchon neus 
li) fagte, der Reichdtag im Allgemeinen — damals ſprachen wir don der 
Steuergefeßgebung — aber auch in der allgemeinen Gejebgebung in einer 
Lage iſt, Daß es keiner gereizten Färbung ber Discuffion, feiner Vertheidi⸗ 
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gung don Rechten bedarf — es ift das Teine Machtfrage — ed kann ja Fein 
ejeg ohne Zuftimmung des Reichstages zu Stande kommen. Dieſe Beruhis 
gung haben Sie, wenn Sie fi nicht überzeugen können, daß das Ganze 
oder einzelne Theile diefer Borlage dem Lande und dein Reiche nützlich feien, 
wenn Eie nicht dafür fiimmen können, jo find Sie vollftändig in Ihrem 
Necht und Niemand Tann Ihnen dies Necht verfümmern. Wir könmen jehr 
ruhig an eine Discuſſion herangehen, von der ich von Haus aus nicht ges 
glaubt habe, daß fie fi) in der Dauer der wenigen Wochen, die wir zuſam⸗ 
men arbeiten werden, erfchöpfen wirb, fondern die ſich, wenn ich von ber 
heutigen einmaligen Erörterung abjehe, über mehrere Legislaturperioden aus⸗ 
dehnen wird. Den verbündeten Regierungen ift e8 maßgebend, die Initiative 
wahrzunehmen, wo eine Veränderung ber jetzigen Lage ber Geſetzgebung erfor: 
berlich ift. Wir Haben unſererſeits dad Bedürfniß, diefe Vorlage zu machen, 
um und bon jeder Derantwortlichteit für die Yortdauer ber Nachtheile des 
jetigen Zuftandes freizumachen und die Verantwortlichkeit dem Reichstag, 
Tomeit er ung nicht beiftimmt, zuzufchieben. E3 wird dann Ihre Sache Sein, 
fih ihren Wählern gegenüber zu verantiworten. Es ift das einer von ben 
Mürmern, bie nicht fterben. Es wird vielleicht auch die zweite Legislatur⸗ 
periode darüber hingehen; es wirb vielleicht Ihre Enkel, wenn ich bie 
Regislaturperiodbe ala eine Generation betrachten barf, diefe Aufgabe noch 
betchäftigen. in deren Erörterung und Löfung ja alle Seiten nur das Wohl 
des Landes im Auge —5— wie uns ja dieſe ſelbe Frage vor vier, vor ſechs 
Jahren auch ſchon beſchäftigt hat. Es wird eben an der Aufarbeitung des 
Materials, das uns in dieſer Frage vorliegt, von allen Seiten mit Sorgſam⸗ 
keit und Hingabe gearbeitet werben müſſen. Daß das Strafrecht in Feiner 
bisherigen Wirkung Mißſtände, Uebelftände im Lande erzeugt hat, gab ber 
Vorredner in Bezug auf einzelne Punkte ſelbſt zu Ich bin überzeugt, wenn 
ihn nicht gerade eine lange, von uns allen bedauerte Krankheit lange Zeit 
von dem Verkehr mit der großen Welt fern gehalten hätte, er würde es in 
noch weit höherem Maße zugegeben haben. Ich bin ja in meiner Stellung 
als Miniſterpräſident in Preußen, als Kanzler im Reiche vielleicht mehr der 
Punkt, auf den fih ber Ausdruck der Unzufriedenheit einigermaßen concen⸗ 
trirt; ich kann jagen, wenn ich mich in Privattreifen, in ber Gefellfchaft bes 
wege, fo bemerfe ich bei vielen Leuten dieſe Art von Satisfaktion, welche 
ein mißvergnügter Landwirth empfindet, der das Wetter perjonificixt vor fi 

hat und demielben nun Alles, was er don Nerger und Unzufriedenheit au 
dem Herzen bat, ausſprechen kann. (Heiterkeit.) Ich möchte nur darauf auf: 
merkſam machen, daß wir, die Vertreter der verbündeten Regierungen, die 
Derfafler dieſes Entwurfes, perfönlich ja nicht das mindefte Interefſe daran 
haben, ob Sie den einen oder ben anderen Paragraphen dieſes Entwurfes 
annehmen. Wir werben in unferem perjöntichen ivatleben ‘die Unannehm: 
lichkeiten, die daraus erwachſen, wohl eben fo gut ertragen können, wie die 
meiften Beamten, und außerdem find wir ja in der Lage, der Verantwort⸗ 
lichkeit dafür jeder Zeit ein Ende zu machen, indem wir ung ben Geichäften, 
zu beren Weiterführung und die Mittel nicht gegeben werden, entziehen. Wir 
baben vor Allem nur das Bedürfniß, una dem Vorwurfe zu entziehen, ala 
wenn eine erhebliche Anzahl von Nebelftänden nur deshalb vorhanden wäre, 
weil Die Regierung nicht arbeitfam genug ſei, ober nicht die Initiative er: 
riffe, fie abzuftelen. Aus biefer Situation find wir nad Vorlegung bes 
Entiourfa heraus und die Verantwortung für dad Maß der ee bes 
und Aenderungen, fowie für die etwaige Zurückweiſung einzelner Theile des 
Entwurf rubt allein bei Ihnen. Wenn ich von innerer Politik ſprach, fo 
meine ich darunter die Wechſelwirkung, die zwiſchen den verbündeten ies 
rungen unter fich, zwiſchen den Reichzeinrichtungen, zwiſchen dem Reichktag 
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unb den einzelnen Fraktionen bes Reichstages und in letzter Inſtanz mit bem 
Wähler, mit der Kation ftattfinden muß; um darüber eine Discuffion zu 
unterhalten, Haben wir Ahnen diefe Borlage gemacht, und Sie werden ja 
enticheiden, was Sie damit wollen. Sch Hoffe, daß diefe Discuſſion fich ruhig, 
und ich möchte jagen confliktfrei geftalten werde. Daß wir Ihnen diefe Bors 
lage überhaupt machen, beweift eben nur, daß innerhalb der verbündeten 
Regierungen die Meberzeugung berricht, daß gewiſſe Ucbelftände zu Zage ge 
treten find, deren Abjtellung ihnen dringend nothwendig ericheint, und die vers 
bünbdeten Regierungen werben vieleicht au? der heutigen Diacuffion im Reichs⸗ 
tage bie Meberzeugung jchöpfen, daß diefe Mebelftände in noch jchärferem Make 
hervortreten müſſen, um das Bedürfniß zu befiegen, die Freiheit der Partei, 
den Parteiftandpunft zu wahren, um dem praftifejen Redürfnig, in unjerem 
Staatsleben Echuß und Frieden zu erhalten, den Sieg zu verichaffen über 
das Bedürfniß, unfere Einrichtungen nach den Anforderungen der Wiſſenſchaft 
zu regeln. Das Lebtere wäre, möchte ich jagen, dasſelbe, ala die Schönheit» 
regeln der Façade über die Sicherheit und MWohnlichkeit des Gebäudes zu 
ftellen, ein Standpunft, den F im politijchen Leben niemals acceptiren möchte. 
Im weiteren Berlauf feiner Rede führt der Reichskanzler aus, daß er, abge 
fehen von den fogenannten politifchen Paragraphen, nur auf zivei andere 
ein ganz befonderes Gewicht Lege, auf denjenigen nämlich, der einen wirk⸗ 
famen Schuß der Exekutivbeamten bezwecke unb dann auf ben 8 35a, der bie 
Beamten des auswärtigen Amtes (all Arnim) betrifft, welche beibe Dara- 
graphen er ausführlich erörtert und vertheidigt, doch mit ber Einschränkung, 
daß er nur auf der Sache felbft, keineswegs auf der Form, die ihr die Bor: 
lage gegeben, jeinerjeit3 beharre. Abg. Hänel (Fortſchr.) verherrlicht Lasker 
wegen ber Art, mit der er bezüglich dex politiichen Gruppe unter den von ber 
Borlage beantragten Veränderungen die Inhaltbarfeit aller Hierher gehörigen 
Vorſchläge bargelegt Habe, bie fich gegen Redefreiheit, Vereinsfreiheit und 

reffe wenden. Lasker fei dabei um — mehr zu bewundern, als er eine Ruhe 

wieſen, die für Viele ſtaunenswerth war, und in dieſer Ruhe in der 
That nicht völlig den Eindruck wiedergebe, der in der Nation durch dieſe 
Vorlage entſtanden ſei. Gerade wegen —* großen Mäßigung habe Lasker 
der Entrüſtung der liberalen Parteien vollen Ausdruck nicht gegeben. Aus 
des Reichskanzlers Worten, fährt ber Redner fort, haben wir alle den Eins 
drud belommen, daß er die Hier vorgeichlagenen Artikel mehr oder minber 
jelen gelafſen bat. Warum er nun troßbem und Diefelben vorgelegt hat, 
afür fehlt mir die Erflärung. Was der Reichskanzler andeutungsweiſe ge 
fagt Hat, daß dieſe Vorlage nicht eine tfolirte, jondern nur ber uögange- 
rl einer vielleicht fiber Selfionen ſich hinweg erſtreckenden Reihe von Ge: 
ebentiwürfen jei, das ift mir unflar. Wenn er ferner fagt, er müſſe bie 
Deranttvortlichkeit für die Ablehnung biefer Vorichläge auf ung fchieben, 
feinerfeit3 aber Habe er fich zu der Borlage für verpflichtet gehalten, fo glaube 
ich vielmehr, daß ber verantwortliche Beamte bes Stante® verpflichtet ift, eine 
Borlage nie zu machen, von der er wiflen muß, daß ihr die Mehrheit bes 
Haufes nie beitreten wird. Denn ficherlich kann una ber Reichskanzler nicht 
fagen, welche politifchen Ziele eine ſolche Vorlage hat. Allein er kann nicht 
verhindern, daß wir in Folge befien twenigften? ie Beforgniß hegen, daß die 
Pläne, die man ihm nahjagt, eine Zeriplitterung ber Partei herbeizuführen, 
nicht vollftändig aufgegeben find, daß er uns andeuten will, daß er nad 
einer andern Süße der Majorität fich jehnt, als diejenige, ar die er gegen« 
mwärtig feine Politik ftügt. All diefen Dunkelheiten, diefen entfernten Andeu⸗ 
tungen gegenüber kann ich im Namen meiner Partei nur dies erflären, daß 
wir all’ diefen Eventualitäten gegenüber einen feften und beftimmten Stand» 
punkt haben. Wir haben daher auch gewußt, daß, wenn der Reichskanzler, 
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tie hier, ſich zu einer Bekämpfung ber verfafjungsmäßigen Zuftände vor- 
tagt, er auf die geichloffene Einigkeit aller Tiberalen Parteien rechnen muß, 
daß ihm dann ein energifcher Widerftand entgegentreten wird, den wir mit 
allen Mitteln führen werben. Speciell für feine Partei (Fortichritt), ſchließt 
Redner, müſſe er erinnern, daß im Augenblicke des Kampfes über alle indis 
diduellen Unterfchiede die Zügel der Dieciplin jchärfer angezogen erden 
müßten, um bes einigen Zieles willen, das fie alle verbinde. 


Zweite Lefung der Novelle zum Poſtgeſetze. Die Commilfton 
beantragt eine Anzahl Vkodififationen der Vorlage zu Gunften ber 
Eifenbahnen gegen die forderungen der Regierung. Die Stimmung 
des Haufes hat fich jedoch feit der erften Leſung der Vorlage weſentlich 
geflärt ; mit einem gewillen Eclat erhebt fich die ganze Berfammlung 
bis auf die Fortfchrittspartei, um die Anträge der Commilfion ab= 
zulehnen und die urfprüngliche Regierungsvorlage wieder berzuftellen. 


7. Dezember. (Deutſches Reich.) Reichstag: geht nach einer 
einläßlichen Erflärung Delbrüd’3, Namens der verbündeten Regie- 
rungen, über die Petitionen der Eiſenbahn-Induſtriellen (Schubzöll« 
ner) zur einfachen Tagesordnung über. 


8. Dezember. (Lippe-Detmold.) Fürft Leopold kinderlos f. 
Ihm folgt fein (ebenfalls Tinderlofer) Bruder Woldemar. In feiner 
Antrittsproclamation jagt ber Iebtere: 


„Wir find Uns der Schwierigkeit ber mit Uebernahme der Regierung 
unerwartet Uns zu Theil gewordenen Aufgabe bewußt. Es foll aber Unſer 
ernſtes Streben darauf gerichtet fein, geordnete und friedliche Zuftände im 
Lande berzuftellen, und Wir Hoffen, daß ber brave Lippiſche Volksſtamm in 
alter Xreue Uns Hierbei mit Vertrauen entgegenlommen wird.“ 

Der verftorbene Fürft hinterläßt kein gejegnetes Andenken. Tie Lippis 
ſchen Wirren und Zuftände während der ganzen Regierung besfelben werfen 
ein grelles ut auf die deutichen Zuftände von 1848 bis 1866 und 
1571. Obſchon auch ber jet dahingeichiedene Fürſt erklärt Hatte: „ch will 
bor meinem Tode Frieden mit meinem Volke machen” (mas indeß nicht ges 
ſchehen ift), fo dürften die Zuficherungen bes jegigen wohl mehr Bürgichaf: 
ten bieten, da diefer ein ganz entichiedener Gegner ſeines Vorgängers in der 
Regierung war. Fürſt Woldemar tritt unter dem ſchwierigſten Verhältniſſen 
feine Regierung an, denn ex findet nicht? vor als unzufriedene Staatsbürger, 
ein jährliches Deficit und, was das Schlimmfte ift, ein verfafſungsloſes Land, 
welches befanutlich nur die Verfafjung vom Jahre 1836 mit ihren gefehlichen 
Modificationen ala zu Recht ee anerlennen till, bie übrigend auch 
von dem verftorbenen fyürften bei jeinem Regierungsantritte am 1. Januar 
1851 ausdrücklich als folche acceptirt worden war Der am 15. März 1853 ers 
I „Staatsſtreich“ änderte die landſtändiſche Berfaffung, am 8. Mai 1854 
erichien die berüchtigte „Fürftliche Verordnung” wegen Hu lesung ber jeit dem 
14. Auguſt 1849 erlafienen —RX und ſeit dem Jahre 1871 iſt das 
Fürſtenthum Lippe ohne landftändil e Vertretung. Den Kernpunkt aber 
aller lippe'ſchen Zwiftigfeiten bildet da8 mit einem auf unzeötmäige Weiſe 
zuſammenberufenen Landtage vereinbarte Geſeß vom Jahre 1867, welches das 
Domanialgut des Landes für ein Familienfideicommißgut des jeweilig regie⸗ 
renden Fürſten erklärt. 


Bas deutfhe Reich und feine einzelnen Glieder. (Dez. 9-12.) 205 


9. Dezember. (Deutſches Reid.) Reichstag: Tehnt den er⸗ 
neuerten Antrag der Yortjchrittspartei, wonach Art. 31 der Reich?- 
verfafiung dahin abgeändert werden foll, daß ohne Zuftimmung des 
Reichdtages während der Dauer der Eejfion fein Reichstagsabgeord⸗ 
geter verhaftet oder zur Unterfuchung gezogen werden könne (Fall 


Majunte), ab. 

Nach längerer Debatte wird bie von Lucius beantragte einfache Tages⸗ 
ordnung bei namentlicher Abjtimmung mit 168 gegen 112 Stimmen abge: 
lehnt umd ein Antrag Lasker's auf Verweiſung an die Juſtizcommiſſion gleich: 
—* verworfen. Seitens des Yundescommifjärd wird im Saufe der Debatte 

orgehoben, daß die Bundesregierungen ftxenge zwiſchen Strafhaft und 
Unterfuchungshaft unterjchieden; Motive, welche es vechtfertigen, von dem 
Bollzug der Strafhaft gegen Abgeordnete abzujehen, feien nicht vorhanden, 
auch andere Staaten, felbit England, kennten ein ſolches Privilegium nicht. 
Bei Beginn ber zweiten Lejung erklärt Stauffenberg, bat er und jeine freunde 
fich fernerer Abjtimmungen enthalten würden. Nach einer weiteren Debatte 
wird der Antrag Hoffmann’3 in zweiter Leſung bei namentlicher Abftimmung 
mit 142 gegen 127 Stimmen abgelehnt. Stauffenberg und 17 Senofien hatten 
fich der Abjtimmung enthalten. 


11. Dezember. (Deutfches Reich.) Reichstag: genehmigt in 
äweiter Lejung das Budget für die Reichalande Elfaß-Lothringen. 

11. Dezember. (Bayern.) Die Regierung gejtattet der Stadt 
Hürth nunmehr die Herftellung gemijchter Volksſchulen. 


12. Dezember. (Deutjches Reich.) Reichdtag: demjelben wer— 
ben vom Bundesrathe die ſchon in der Thronrede angekündigten neuen 
Gejeßegentwürfe über dag Etatsrecht wiederum vorgelegt. 


Das bisherige Schickſal biefer Gejchgebungsamaterie wird von den Mo: 
tiven wie folgt recapitulirt: „Ueber den in den Seſſionen von 1872 und 
1874 dem Neichstage vorgelegten Geſetzentwurf, betreffend die Einrichtung 
und die Befugnifie des Rechnungshofes, ift eine Berftändigung nicht erzielt 
worden... Die Ausgleichung der ım Jahre 1872 Herborgetretenen Meinungs: 
verichiedenheiten wurde namentlich dadurch erichivert, dab es an einem Geſetz 
über die Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben des Reiche, welches Die 
Grundlage für die gefammte Thätigfeit bed Rechnungshofes zu bilden geeig- 
net wäre, noch fehlte, und die bezüglichen für die preußische Ober-Rechnung3: 
fammer bei ihrer Controle des Staatshaushaltes geltenden Vorjchriften, durch 
welche jene Grundlage vorläufig erſeßt werben follte, über die Abgränzung 
desjenigen Materiald, welches den Gegenftand der dem Bundesrat und dem 
Reihätag mit ben Rechnungen vorzulegenden Bemerkungen des Rechnungs: 
Hofes zu bilden Hat, zu mannigfachen Zweifeln Veranlafjung gaben. Die 
verbündeten Regierungen hielten es daher für richtig, dem Neichdtage im Jahre 
1873 den Entwurf eines Geſetzes, welches die Verwaltung der Einnahmen 
und Ausgaben des Reiches zu regeln beftimmt war, und in den beiden Seſſio⸗ 
nen des Jahres 1874 zugleich mit demfelben einen neuen Entwurf eines 
Geſetzes über ben Rechnungshof vorzulegen. In der letzten Seffion ift der 
Gefegentiwurf iiber die Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben bes Reiche 
von der III. Sommilfion des Reichstaged vorberathen worden. Die Verband: 
Iungen berjelben Haben zu einer ntoßen Zahl zum Theil tief eingreifender 
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Ihlußnahme darüber nicht erfolgt.“ In dem jebt vorgelegten Entiwurfe find 
nun die don der Commiffion im vorigen Jahre vorgenommenen Aenderungen 
berüdficätigt worden, „Toweit fih”, wie die Motive jagen, „ihrer Annahme 
nicht überwiegende Bedenken entgegenftellten.” 

Eine Vergleihung der Vorlage mit den Kommiffionsbeichlüffen der 
vorigen Selfion ergibt, daß diejelbe fich allerdings weſentliche Beichlüffe der 
legteren angeeignet hat. Andere nicht minder toelentliche Beichlüfle der Com: 
milfion find dagegen vom Bundsrath nicht acceptirt worden. So dringend 
nothivendig daher auch ber Erlaß der Peihe zur Befeftigung be3 Budgets» 
recht? ift, jo ift unter diefen Umftänden doch noch feinerlei Gewähr geboten, 
daß diefelben in der gegenwärtigen Seſſion nicht abermals fcheitern werden. 


12. Dezember. (Bayern) Ausgang des Gtreites zwiſchen 
dem Minifter dv. Lu und dem Bilchof Ceneftrey von Regensburg. 
Der dom Minifter als Zeuge aufgerufene Erzbiſchof Schreiber von 
Bamberg (damals noch Pfarrer in der Didcefe Regensburg) macht 
feine Depofition; der Biſchof publicirt dagegen den Ordinariatserlaß 
an dad Dekanat Geifenfeld vom 22. Januar 1875. 

Depofition bes Erzbiſchofes von Bamberg: „.. . Dieler uf 


forderung entſprechend, gebe ich befannt, daß an bem bieajäfrigen Kapitel: 
keine (25. Mai d. J.) an welchen ich mich in meiner damali 


Abänderungsvorjchläge * Im Plenum des Reichstages iſt eine Be: 


igen Eigen⸗ 
aft als Pfarrer von Engelbrechtsmünſter betheiligte, nach Abhaltung des 
üblichen Gottesdienſtes im Pfarrhauſe zu Geiſenfeld von dem Kapitelsvor⸗ 
Tr ein folcher Beſcheid vorgelefen wurde, befien politifcher Theil Nach: 
tehendes enthielt: „„Der Verkehr Eatholifcher Geiftlichen mit fogenannten 
Liberalen ift gänzlich ungeeignet, da Liberalismus und Abfall vom Glauben 
nahezu immer ibentiich find. Ein Latholifcher Geiftlicher ſoll vielmehr feine 
kirchliche Gefinnung in dem Beſtreben bewähren, durch jachgemäße Belehrung 
über die für Kirche und Staat fchädlichen Ziele des Liberalismus die Bes 
völferung zu veranlafien, baß fie gegen denjelben Träftigft Stellung nehme 
und dieſes Bejtreben werde bei angemeflener Rürkfichtnahme auf die Unzu⸗ 
feiebenbeit der Bevölkerung mit den neuen liberalen ftaatlicden Einrichtungen, 
uch welche Stodung im Gejchäft und Erwerbe herbeigeführt wurde, um 
jomehr auf Erfolg reinen können.““ Hiemit habe ich in Kürze nach Wort: 
laut und Sinn toiedergegeben, was mir von bem erwähnten Theil bes Ordi⸗ 
nariatöbejcheides in ber Erinnerung geblieben ift. Wenn nun gleichtvohl die 
Kundgabe defjelben auf mich den Eindrud hervorbrachte, ala follte hieburch 
der Zuhörer zur Vorbereitung ber Gemüther auf die bevorftehenden Landtags⸗ 
wahlen ſich angeregt fühlen, weil fo am erfolgreichften gegen ben Liberalis- 
mug operirt werben kann, jo kann ich mich doch nicht entfinnen, daß wenig: 
fteng in dem Belcheide für dad Delanat Geiſenfeld die Worte... . „die Leute 
ur Wahl von ſolchen Vertretern anzuleiten ſuche, deren echt Kirchliche Ge: 
* die nöthige Bürgſchaft gibt”, wie ſolche die Erklärung bes Herrn 
Cultusminiſters vom 13. Oktober d. Is. Ichliegen, vorfommen. Endlich bes 
merfe ich, daß mir von einer anderen ähnlichen Weifung der oberhirtlichen 
Stefle in Regendburg — den befannten Mahlbirtenbrier audgenommen — 
nichts befannt geworden fei. Nachdem ich mich der, aus naheliegenden Grün: 
ben jehr peinlichen Pflicht nach beſſem Wiffen und Gewiflen entledigt habe, 
benüße ich x. ꝛc.“ | 
„Beſcheid des Ordinariats Regensburg an daB Dekanat 
Beijenfeld auf bie Jahresberichte von 1874: „Die vorliegenden Seel⸗ 
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forgaberichte Iafien entnehmen, daß ber Liberale Unglaube und die daraus 
refultirende Immoralität im Volke eher zu: ala abnehmen. Wir zweifeln 
nun nicht, daß der Clerus in diefem Dekanatsbezirke feine Hirtenpflicht eif⸗ 
rigſt len werde. Der Kampf gegen die Kirche ſcheint allerdings ſtets 
größere Limenfionen annehmen zu wollen; aber dafür tritt auch der Feind, 
die Sekte des Liberalismus, immer underhüllter und nadter auf; die 
gleißenden Redensarien, mit denen bisher bie Sekte ihren giftigen Haß gegen 
die unbefledte Braut des Herren vielfach dor turzfichtigen Leuten zu verhüllen 
gewußt hat, find jet Angeficht3 der grell dajtehenden Thatfachen in ihr 
leeres Nichts zerfallen, und es ıft gewiß unter Unjerem Clerus kein Priefter 
mehr, der nicht einfähe, daß liberal fein und von ber Kirche abfallen, 
identifche Begriffe jeien. Die Seeljorger werden gerade aus den Lehren 
und Erfahrungen, die ihnen unjere Tage bieten, zur entichiedenften Treue 
gegen bie Stiche, zur innigiten Anhänglichleit an den Nachfolger 
des Felſenmannes, auf den Jeſus feine Kirche gebaut hat, mit 
aller Macht fich Hingetrieben fühlen, und es müßte una befrembdlich erfcheinen. 
wenn nicht auch in diefem Dekanate die Laien zur gleichen Kirchentreue an⸗ 
geipornt und, infoweit fie indifferent und jchläfrig waren, zum Eifer aufs 
gerättelt würden. Die jammerlichen Dorlommnifje gegen bie Sirche, bie 
fich verſchlechternden ſocialen Verhältniſſe, die auf anderen Syunda- 
menten aufgebaut werben wollten, ala auf den von Jeſus gelegten, alle bieje 
Erſcheinungen arbeiten dem Seelforger in die Hände, er barf dies 
felben nur klug und mit Hirtenforgfalt feiner Heerde vorfüh— 
ren, und es muß die im eigenen perzen bes Priejterd flammende 
Anhänglichkeit an die Kirche und ihre Organe ſich auch auf das 
Bolt fortpflanzen. Es darf nicht vergefien werden, daß die Kirche zur Ver: 
berrlihung des himmlifchen Vaters geftiftet ift, welche zu erzielen iſt und 
wodurch auch unjer Seelenheil erzielt wird. Das ijt nun allerdings die 
höchfte Beitimmung der Hide; aber eben in Erreichung dieſes Zieles Tiegt 
jecundär auch noch die Beglüdung des Menſchen auf Erden, injoweit 
dies hbienieden überhaupt thunlich ift, und es wäre dem chriftlichen Volke 
ber Gebante klar zu machen, daß auch alle fociale Ordnung von ber 
Kirche audgegangen ift und auf ihren Grundjägen ruht und die Kirchen⸗ 
geiiichte gäbe über das, was die Braut des Herren auf allen Gebieten des 
bens geleiftet hat, Herrliche Aufichlüffe. Dem Volke follen diefe Wahrheiten 
nicht ganz fremd bleiben, weil es dann feine Kirche mehr Lieben und jchäßen 
lernt. Die Kapitelaconferenz betreffend, jo Haben Wir zu folgenden Bemer: 
tungen Anlaß: 1) Der Beitritt Jämmtlicher Seelforger mit ihren Gemeinden 
zum Gebet3apoftolat hat Ins zur befriedigenden Kenntniß gedient. 2) Die 
Entlafjung des Kapitelboten betreffend, fo glauben Wir, daß eines folchen 
nicht gänzlich entbehrt werden könne; es kann ja der Dienft desfelben viel- 
fach veduzirt werben. Der Herr Dekan wird diefen Unferen Beſcheid den 
H. Rapitularen in geeigneter Weije befannt geben.“ 
eber Theil glaubt den Beweis für feine Behauptung erbracht zu 
Haben. Der Minifter erklärt, da ihm dag Beugniß des Erzbiſchofs genüge, 
während der Biſchof ſich darauf ſteift, daß in dem Ordinariatsbeſcheid das 
Wort „Wahl“ nirgends vorkomme. 


12. Dezember. (Deutſches Reich.) Schluß der Berathungen 
ber von ber Reichſsregierung berufenen Eiſenbahn⸗-Tarif⸗Enquote⸗Com⸗ 
miffion, ohne daß es den betheiligten Delegirten gelungen iſt, ein Ein— 
vernehmen für bie Herjtellung eines einheitlichen Tarif⸗Syſtems zu 
erzielen. Mehrere Vertreter ſowohl der landwirthichaftlichen, als der 
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Handels⸗ und induftriellen Intereſſen äußern fich ſchließlich dahin, 
daß die Heritellung eines einheitlichen Tarif? nur durch die Eriver- 
bung der deutjchen Eifenbahnen Seitens des Reich ermöglicht mer- 
ben könne. Auf diefes Moment erflären fich jedoch die Vertreter der 
größeren Mitteljtaaten näher einzugehen nicht für befugt. 


14. Dezember. (Deutſches Reich.) Reichsſtag: Zweite Be— 
rathung derjenigen Abänderungen des Strafgejeßbuches (Strafgejeh- 
nodelle), welche nicht an die Commijfion verwiefen, ſondern der Durch“ 
berathung im Plenum vorbehalten worden find: 


8 4 der Vorlage (betr. die Berfolgung von Ausländern, die im Aus: 
lande hochverrätherifche Handlungen gegen das Reich oder einen Bundesitant 
ober Münzverbrechen begehen, ſowie von Ausländern ober Deutichen, bie im 
Auslande eine nach den Reichsgeſetzen ftrafbare Handlung gegen Zeutiche be- 
gehen) wird mit dem dazu gehörigen $ 5 nach längerer Debatte, mobei Fürft 
Bismarck das politiiche Moment der Paragraphen betont und herborhebt, 
daß die Würde des Reiche eine derartige Beitimmung erheiſche, die man 
nicht vertagen möge, da es fich hierbei um unaufichiebbare Dinge handle, 
abgelehnt. Lafer hatte auf die Nothiwendigleit einer jpäteren Totalrevifion 
bes Strafgefeßbuches hingewieſen; die Verweiſung an eine Commilfion warb 
vorher wiederholt abgelehnt. 8 44 (betr. das Beitrafungsverhältniß zwischen 
dem verjuchten und vollendeten Ber a wird gleichtalls abgelehnt, 8 55 
mit einem Zuſatze Struckmann's, wonad in Folge eines Beichluffes der Bor: 
mundjchaftsbehörde Kinder unter 12 Jahren, die ſtraflos ausgehen, in Bels 
ferungsanftalten untergebracht werden Lönnen, angenommen. $ 68 (wonach 
auch jede Handlung des Staatdanwalts die Strafverjährung unterbrechen foll) 
wird, obwohl wiederholt vom Juſtizminiſter en befürwortet, abge 
lehnt. 8 70 (betr. die Verlängerung gewiſſer Strafverjährungsfriften) wird 
ohne Tebatte angenommen; ebenfo wird 8 &8 (betr. die Beitrafung der zur 
Zeit eines Krieges im Heere bes Feindes Dienenden) und 8 95 (betr. die 
Beitrafung BDerer, welche den Kailer oder ihren Landesherrn beleidigen) ges 
nehmigt. $ 85 (betr. die Beſtrafung Derer, die zu fträflichen Handlungen 
Öffentlich auffordern und aufreizen, folche ala erlaubt oder verdienftlich dar⸗ 
ftellen) wird mit den dazu gehörigen 88 110 und 111 abgelehnt. Ueber die 
85 102 und 103 ift die Beichlußfaffung noch bis zum Grlgeinen des Com⸗ 
milfionsberichted ausgejegt worden. 88 113, 114 und 117, welche verichär: 
fende Beſtimmungen für den Widerftand gegen Erefutivbeamte enthalten, 
werden, nach der Befürtvortung des Juſtizminiſters Leonhardt und des Reiche: 
kanzlers, und nachdem ber Lebtere das Bedürfniß einer Aenderung des Straf: 
gejehbuches an diejer Stelle für jo dringlich erklärt hatte, daß die Bundes: 
regierungen lieber eine Abfchlagdzahlung annehmen, ala ſich der Gefahr der 
Ablehnung ausſetzen würden, mit dem beantragten Zuſatze, nach welchem bie 
Annahme mildernder Umftände für zuläffig erklärt wird, mit 144 gegen 137 
Stimmen angenommen. 


14. Dezember. (Preußen.) Generalfynode: nimmt nach Be- 
endigung der Specialdebatte über die ihr vorgelegte Synodalordnung 
den Entwurf mit den von ihr bejchloffenen Modifilationen in erfter 
Leſung mit 113 gegen 78 Stimmen an. 

Die Oppofition ſetzt ſich zuſammen aus ben Eonfelfionellen (Kleiſt⸗ 
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Retzow) und ben pofitiven Anbängern der Union (Fraktion Kögel). Gegen 
die Kirchenverfafjung flimmen u. U. der Staatsfefretär v. Bülow, der Prä- 

dent der Synode ımd bed Herrenhauſes Graf Stolberg: Wernigerode, ber 
Dberpräfident von Echlefien Graf Aenim-Dopbenburg, ſaͤmmtliche Generals 
Euperintenbenten ber Monarchie mit Ausnahme von Doll (Magdeburg) und 
Jaſpis (Stettin), die drei Hof: und Tomprediger Kögel, Hengftienberg und 
Baur, der Präfident des Reichs-Invalidenfonds Elwanger, Unterftaatöjefretär 
a. D. v. Thile, Ober:Präfident a. D. v. Eichmann und der bis noch vor 
Kurzem ala Decernent des höheren Schulweſens im Gultusminifterium fun⸗ 
girende geb. Rath Dr. Wieſe. Für die Synodalverfafjung ftimmen die Mittel: 
partei und bie paar Mitglieder von der Linken, unter ihnen die Abgeorde 
neten Miguel, Techow, v. Benda, Wachler, Hinſchius, Seybel und der Ober: 
bürgermeifter von Berlin, Hobredt. 


16. Dezember. (Deutfches Reich.) Reichstag: beendigt bie 
zweite Berathung des Budget3 für 1876 im MWefentlichen nach den 
Anträgen der Budgetcommijfion. 


Namentlich werden die von dere Commiſſion geftrichenen Pofitionen 
für einen Landwehr:Brigabe-Commandenr, zwei Landwehr:flegimente:Com: 
mandeure und 48 aktive Stabzoffiziere als LandwehrsBataillond:Comman- 
deure, zone vom Kriegsminiſter Kameke und dem General Voigts⸗Rhetz 
wiederolt befürwortet, nicht bewilligt. Der im preußiſchen Etat für den 
Trandport ziveier Regimenter zu den Mandvern des Gardecorps geforderte 
Betrag wird, den Commiſſionsanträgen entgegen, vom Haufe mit 150 gegen 
104 Stimmen bewilligt. Auch der Reft des Budget? wird durchweg nad) 
den Anträgen der Bubgetcommilfion erledigt, namentlich werden die Er: 
höhnngen und @infeßungen von Einnahmepoften genehmigt, Durch welche 
das Gleichgewicht zwilchen Einnahmen und Ausgaben hergeſtellt werden fol, 
ohne Erhöhung der Matrikularbeiträge und ohne ein Teficit durch die Be: 
willigung der vorgefchlagenen neuen Steuern (Erhöhung ber Brauftener und 
Einführung einer Bö enfteuer) deefen zu müſſen. Die Regierung macht, gegen 
Erwarten, feinen abiberftand. Minister Delbrück begnügt fich mit der Er: 
flärung, daß mit dem Etat, wie ihn die Budgetcommiffion aufgeftellt habe, 
wohl zu regieren fei, daß er aber die Verantwortlichkeit für die Geftaltung 
des nädhftjährigen Etat? dem Reichstage überlaffen müſſe. Ter Referent der 
Bubdgetcommilfion eriviedert, daß man diefe Berantwortlichkeit zu übernehmen 
fehr gern bereit fei, da man in der Commilfion alle diejenigen Fonds, Deren 
man zur Auägleichung des nächftjährigen Deficits bedürfe, mit Abſicht ges 
ſchont Habe. Unter großer Heiterfeit werden dann die bezüglichen Anfäße 
in dem Etat3enttourf der Regierung und ebenfo die beiden Steuergefehe gegen 
die Stimmen einiger Conſervativer abgelehnt. 


Ein Organ der Fortichrittpartei glaubt aus dem Ergebniffe der Died» 
jährigen Budgetverhandlungen zwei wichtige Schlüffe ziehen zu dürfen. Ein: 
mal jei der Weg zum Bruch mit einer Finanzpolitik betreten, welche durch 
die Confervirung von ſchwer combinirbaren Beitänden und die Anhäufung 
von großen Ueberſchüſſen dem Konftitutionaliamug wenig förderlich, dagegen 
wohl geeignet fei, die fortgefeßte Erhöhung der Ausgaben, namentlich im 
Militäretat, zu erleichtern, wenn nicht dazu unmittelbar zu verleiten. So⸗ 
dann habe ber Reichstag durch eine felbftjtändige, von der Regierungsvorlage 
principiell_ abweichende Budgetaufftellung feine verfafjungsmäßigen Rechte zur 
vollen Geltung und unbebingten Anerkennung gebracht. Die Fortſchritts⸗ 
partei mußte ın diefem all, auch bei abweichender Anficht und weitergehen: 

en Forderungen im Einzelnen, der Einmüthigfeit der Parteien ſich an: 


14 


210 Pas deutfge Rei und feine einzelnen Glieder. (Dez. 18.) 


ſchließen. Senn d bie ohne viel Gerä ten fachlichen Beichlü 
ra a Reiclag fie —2 — ehhe lie rät 


18. Dezember. (Deutjches Reich.) Reichdtag: genehmigt in 
dritter Leſung die Geſetzesentwürfe betr. den Schutz des Urheber» 
rechte an Werfen der bildenden Künfte und der Photographien, 
fowie das Mufterfchuggefet. Dannn wird das Neichabudget für 
1876 in britter Leſung genehmigt. Delbrück erklärt, daß er Heute 
bie im Namen des Bundesraths bei der zweiten Berathung des 
Etats Seitens der Finanzverwaltung des Reiches abgegebene Erflä- 
rung, nach dem Finanzplane der Commilfion zu wirtbichaften, wie⸗ 
derholen könne. Hierauf vertagt ſich der Reichstag bis zum 19. Ja= 
nuar 1876. 

18. Dezember. (Preußen) Die Generalfynode beendigt die 
zweite Lejung der Synodalordnung und genehmigt diefelbe jchließ- 
lich mit 134 gegen 62 Stimmen, alſo mit mehr ala Zweidrittel⸗ 
mehrheit. Diefelbe wird hierauf durch eine Rebe des Präfidenten 
des Oberfirchenrath8 Dr. Hermann gejchloffen. Ihre Beſchlüſſe be= 
dürfen noch der Beftätigung des Königs und außerdem der Geneh- 
migung durch den Landtag. 


Das Refultat der Gereraliynode wird von der „Köln. Zig.“ folgen⸗ 
dermaßen zufammengefaßt und beurteilt: Seinem wejentlidden Charatter 
nach beruht das num vorliegende Werft auf Compromiſſen. Keine der in ber 
Generaliynode vertretenen kirchlichen Richtungen Hat ihre Parteiprincipien 
mit logiſcher Gonjequenz durchführen können; aber alle Haben fich durch die 
Berhandlungen überzeugen Tönnen, daß eine eigenfinnig jeftgehaltene abitratte 
Eonjequenz bei dem bdermaligen Zuftande der Geifter Die bisherige evange⸗ 
liſche Kirche Preußens unvermeidlich zerreiken würde. Die verfländige Mehr: 
heit Hat fich deßhalb das Ziel gejeht, das einheitliche Band der großen evan⸗ 
geliichen Landeskirche unverjehrt zu erhalten, aber das in der allein mög» 
lichen Weife eben dadurch, daß den verichiebenen kirchlichen Richtungen, ſo⸗ 
fern fie nur nicht zu fanatifcher Unduldſamkeit fortgehen und jo jelber fich 
ausſchließen, der erforderliche Spielraum gewährt werde. Einen hervorragen⸗ 
den Streitpunkt wird voraußfichtlich ang im Zandtage da3 vom Abg. Dr. 
Techow in der Synode fo hartnädıg verivorfene , Filtrir⸗Syſtem“ abgeben. 
Unferestheild möchten wir glauben, daß man ber Frage: ob Wahl durch bie 
Singelgemeinben oder a durch die Synoden fein übertriebenes, Tein für 
fih allein entfcheidenbes Gewicht beilegen dürfe. Die Wahl direkt durch die 
Kinzelgemeinden fichert beſſer gegen ein gänzliches Todtmachen der Provincial: 
Minoritäten. Andererjeitd aber gibt bie Filtrirwahl den vorhandenen Pros 
vincialtirchen mehr Bürgſchaft für eine janftere organifche Fortbildung unb 
gegen ein allzu radikales Vorgehen von oben her. In Folge deſſen wirb 
ie Filtrirwahl, überhaupt ein mehr föberativer ala centraliftilcher Charakter 
der Synobalverfaffung, weſentlich beitragen, die Ueberführung ber Landes⸗ 
kirchen ber neuen Provinzen, d. b. der Kirchen von Hannover, Holſtein, 
Hefien, in die fynodale Einheit zu erleichtern. Anbererfeit3 aber barf aller: 
dings die relative Eelbftftändigkeit der Provincialkirchen“ nicht bis zur Ders 
eitelung der Einheit gehen. Namentlich würde e3 nicht auläflig fein, daß 
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die Provincialficchen gegen ben liberalen Geift des allgemeinen Stirchenrecht3 
ber Geſammtkirche ich jollten ganz abgeichloffen erhalten können. Die grunbs 
gejegliche innere Freiheit des Gemeindelebens müfjen alle Provinzen ganz 
gleihmäßig anerkennen. Die grundgejeglich geficherte Freiheit des inneren 
Gemeindelebens, dies ift für ung, vom flaatlichen Geſichtspunkte, der ebdelfte 
Kern des don der Generaliynode zu Stande gebrachten Compromiſſes. Unter 
allen Beltimmungen der Synodalordnung, wie dieſelbe nun vorliegt, find 
jene, welche der Gemeinde ein uncingejchränktes Widerjpruchsrecht gegen Be: 
al ber Generalfynode über innere kirchliche Anordnungen, Agenden, Ges 
ngbücher 2c. gewähren, die wichtigiten. Hiedurch ift verhütet, daß hierarchiſche 
Derfolgungen wieder eintreten, wie fie leider bi vor Kurzem auch in Preußen 
nicht unerhört geweſen find. Tas einheitliche Band der Kirche und ihres Re⸗ 
giments wird vorausſichtlich nur unverſehrt erhalten werden und wachſen 
tönnen, wenn bie Berfaflung mit einem vollen Tropfen „independentifchen“ 
oder „congregationaliftifchen” Oels gejaldt ift! Die Synoden jowohl wie die 
Behörden des Kirchenregiments follen überall, wo übereinftimmende Entjcheis 
dung nicht abfolut nothiwendig ift, mehr vermittelnd und berathend als be: 
eblend für Erhaltung und Fortbildung der Mebereinftiimmung wirken. Unter 
Kirchenregimente der Synodalorbnung werden Sydow'ſche Gemeinden und 
Kögel’iche Gemeinden friedlich nebeneinander beftehen, und ſelbſt Bilmar’iche 
Gemeinden würde man nicht drangfaliren, wenn ihre fanatilchen Paſtoren fie 
nur andern gegenüber in friedlicher Haltung belafjen wollten. Unfriedlichen 
Hebpaftoren Freilich muß der Eifer gezügelt werden, evangelifchen jo gut wie 
ultramontanen, rationaliftiichen fo gut wie orthodoren. So viel Disciplinar⸗ 
gewalt müſſen die kirchlichen Behörden Haben! Natürlicd aber auch da3 nur 
unter Aufrechterhaltung der ftaatlichen Inſtanz bes königl. Gerichtshofes für 
kirchliche Angelegenheiten. Zieje ift ja ſelbſtverſtändlich. Die enticheidende 
Hauptfrage eben für ben Landtag, um derentwillen allein er die Synodals 
ordnung zu berathen Hat, ift dag Verhältniß zum Siaate, eben der Anſpruch 
auf Schuß durch den weltlichen Arm, welchen die Kirche für ihr Statut er» 
hebt. Soweit die neugeichaffenen kirchlichen Behörden und Vertretungskörper 
etwa Lediglich die von ihnen bejeilene geiftliche Autorität über die Gewiſſen 
jelbftftändig ausüben wollten, bedürfte die mit ber Synode vereinbarte Orb» 
nung der Naattigen Beftätigung gar nicht. Aber ſoweit die kirchlichen Ent⸗ 
ſcheidungen uud Verfügungen diejer Behörden vor dem bürgerlichen Forum 
ültigfeit haben und den Marten Arm des Staates für Erzwingung des Ge: 
horſams gegen MWiderftrebende follen fordern können, kann eine ſolche For⸗ 
derung niemals bloß auf Grund der autonom vereinbarten Statuten kirch⸗ 
licher Faktoren, fondern nur auf Grund eines Staatsgeſetzes wirkſam werden. 
Selbſt Kleiſt-Retzow geltand in der Generalverfammlung dieſes Bedürfniß, 
daß die Schließliche Feſiſtellung des Verhältniffes der Staals⸗ und Kirchen: 
bebörden durch ein „Staatsgefeß” erfolge, unummwunden zu; nur meinte er, 
dab dor Erlaß des Staatögejehes die Kirchenbehörden mühten „zugezogen“ 
werden. Sinfofern aber unter der Forderung ber „Zuziehung“ mehr als ein 
autachtliches Vernehmen, infofern darunter die fatholifirende $yorderung eines 
„Soncordats* milden Kirche und Staat verborgen liegen follte, hat ſchon 
der Bräfident des Ober-Slirchenrath8 biefen Anfpruch ſofort zurückgewieſen. 
Ser ſtarke Arm des heutigen preußifchen Staates bewegt ſich nur auf Grund 
von Stantögefehen, welche ber Staat ſelbſt nur in verfaffungsmäßigem Wege, 
aber auf biefem Wege völlig „Jonverain“ erläßt. In Bezug auf folche kirch⸗ 
liche Angelegenheiten, bie nicht lediglich von dem inneren gorum, en Ge: 
wiflen ber Einzelnen, zu enticheiden find, aljo 3. B. folche, die in das Gebiet 
ber Bermögensrechte oder ber Digciplinarbefugnifie fallen, ſetzt die Staats⸗ 
gejebgebung Tediglich aus dem jeweiligen Rechtebewußtſein und jo zu jagen 
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„Öffentlichen Gewiſſen“ ber Nation heraus allen Tirchlichen Ai zeit: 
gemäß richtige Schranken. Tas gilt Hinfichtlich der evangeli en Kirche fo 
ut, wie Hinfichtlich der LatHolifchen, und milzureben haben da in beiden 

en alle conftituirenden Beitandtheile der geſetzgebenden een und übers 
aupt des öffentlichen Geiftes ber Nation felbft, welcher beſondern Eonfeifion 
oder überhaupt fpeciellsreligidfen Auffaffung fie auch angehören mögen. Unfer 
deuticher Staat regelt fein Berhältniß zu den Religionsgemeinichaften, die fich 
innerhalb der Nation Hiftorifch gebildet haben, bisher nicht nad) der ameri⸗ 
fanifchen oder neusitalienifchen Norm der abftrakten gleichgültigen „Trennung 
von Staat und Kirche” — er Hat eine höhere Vorftellung von feinem fitts 
lichen Berufe. Aber indem er ein möglichſt weites Maß individucher Reli: 
gionsfreiheit ſowohl ala ein natürliche® Recht feiner Bürger wie als eine 
weſentliche Bedingung feiner eigenen höheren Gulturentwidlung betrachtet, 
fo gewährt er den Kirchenbehörden Zwangsbefugniſſe, d. 5. Verfügung über 
den toeltlichen Arm, nur mit Außerjter Borficht, und im Zrocifelöfalle Lieber 
nicht. In diefer Maxime ift die allgemeinfte Norm ausgeſprochen, an welcher, 
unjere® Erachtens, die Liberale Mehrheit im nächlten Yandtage die Vorlage, 
wenn biejelbe an ihn gelangt, zu meflen und zu prüfen haben wird. 


22. Dezeniber. (Deutjches Reich.) Die Prov.-Corr. bringt 
gelegentlich eines dem Profeffor v. Holtendorff zu Ehren in Wien 
gegebenen Feſtes einen jehr ſcharfen Artikel gegen den geweſ. öſter⸗ 
reichifcehen Miniſter Echmerling, von dem man annimmt, daß er 
ihr unmittelbar aus dem auswärtigen Amte zur Veröffentlichung zu⸗ 
gefommen ſei. Derjelbe ift offenbar nur formell gegen Schmerling, 
im Grunde aber vielmehr gegen diejenige Partei in Tefterreich ge= 
richtet, die, jeit 1866 vom Ruder verdrängt, fchon jeit Längerer Zeit 
auf den Sturz des Grafen. Andrafiy Hinarbeitet, um ihre deutjch- 
feindlichen Veltrebungen wieder aufnehmen zu können. Die großen 
Wiener Blätter nehmen den Artikel ziemlich übel auf und werfen 
fih für Schmerling lebhaft in's Zeug. In Deutſchland wird jedoch 
angenommen, daß die Warnung in Oeſterreich am rechten Orte ver- 
ftanden und beberzigt worden jei. 

25. Dezeniber. (Deutſches Reich.) Der Kaifer ernennt den 
bisherigen General-PBoftdireftor Stephan zum Generalpoftmeifter als 
Chef der vereinigten General⸗Poſt- und Zelegraphen-Direltionen. 

25. Dezember. (Preußen) Das Kreisgericht Paderborn er- 
läßt gegen den flüchtigen Bilchof Martin von Paderborn folgenden 
Steckbrief: 

„Der jeühere Biſchof Dr. Konrad Martin zu Paderborn ift durch 
techtsfräftige Erkenntniſſe des k. Appellationggericht3 zu Arnsberg vom 23. 
September d. J. wegen Zuwiderhandlung gegen die Borjchriften des Geſetzes 
vom 11. Mai 1873 über die Borbildung und Anftellung ber Geiftlichen in 
4 Yällen zu je 600 ME. Geldftrafe oder im —— — zu 6 Wochen 

in alfo insgeſammt zn 2400 Mark oder im Unvermögensfalle zu 24 Boden 


verurtheilt. Da der DBerurtheilte, welcher in Weſel internirt war, ſich 
imlich von dort fortgemacdht Hat und befjen gegenwärtiger Aufenthalt uns 
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befannt ift, fo werden unter Mittheilung des Signalement? alle Sicherheit2: 
behörden erjucht, denjelben im Betretungsfalle zu verhaften und der nädjiten 
Gerichtäbehörde, welche um Strafvollftredung und Benachrichtigung erſucht 
wird, vorzuführen. Bor: und Zuname: Dr‘ Konrad Martin, Wohnort: Wefel, 
Gewerbe oder Stand: vormals Biſchof von Paderborn, Religion: katholiſch, 
Alter: 63 Jahre, Größe: 5 Fuß 6 Zoll (chein.), „naupthanr; grau und dünn, 
Bart: rajirt, Stirn: Hoch, Augenbrauen: grau, Augen: grau, Nafe: länglich, 
Mund: gewöhnlid, Zähne: mangelhaft, Kinn: länglich, Geficht: Länglich, 
Geſichtsfarbe: gefund, Statur: ſchlank. Beſondere Kennzeichen: feine. 


25. Dezember. (Bayern.) Das Eultusminifterium weigert 
fi, die neue, mit dem Dogma der päpftlichen Unfehlbarfeit ver- 
mehrte Auflage des Stadelbaur’schen Religionghandbuches für Mittel» 
ſchulen auf die Liſte der erlaubten Lehrbücher zu ſetzen. 


29. Dezember. (Breußen.) Ein Rüdblid, welchen die officiöfe 
„Prov.=Sorr.” in ihrer lebten Nummer auf die Entwidlung des in— 
neren jtaatlichen Lebens in Preußen in dem nun abgelaufenen Jahre 
wirft, ift großentheil® dem Tirchenpolitifchen Gebiete gewidmet. 

Sie betont zu wiederholten Malen, daß die Gejehgebung auf dieſem 
Gebiete im Jahre 1875 einen „einftweiligen Abſchluß“, einen „wejentlichen 
Abſchluß“ gefunden habe. Schon beim Beginn der vorigen Landtagsſeſſion 
habe die Staatöregierung gehofft, der Nothwendigkeit neuer Geſetze überhoben 
zu fein, und die Eröffnungsrede habe nur die Vorlage über die Vermögens: 
verwaltung in den katholiſchen Kirchengemeinden angekündigt. Da habe bie 
päpftliche Enchelica, welche Gefete, die zwiſchen der Krone Preußens und der 
Zandesvertretung verfaffunggmäßig vereinbart waren, für nichtig exflärte, 
„die Regierung auf’3 Neue vor die Nothivendigkeit geftellt, die Souveränetät 
des Staate3 gegenüber der durch das vaticanifche Eoncil veränderten Stellung 
de3 Papſtthums zu wahren.” Die Antiwort der Regierung waren die dre 
Geſetzentwürfe über die Gehultsfperre, über bie Autbebung der befannten 
Verfafſungsparagraphen und über die geiftlichen Orden. Indeß, fährt die 
„Prod.:Gorr.” fort, Die Heußerungen des Fürften Bigmard bei der Berathung 
dieſer Geſetze „Ließen erkennen, daß inmitten de3 lebhafteſten Kampfes die Wie: 
dergewinnung und Sicherung des Firchlichen Friedens fort und fort fein Ziel 
fei. Ein wirklicher Friede aber fei nach feiner Meberzeugung gegenüber der 
übermäßigen Gewalt des jehigen Papſtthums nur möglic, wenn zuvor ber 
Staat mit den Mitteln audgerüftet fei, um jedem Webergriffe auf fein Gebiet 
und jeber Antaftung der allgemeinen Gewiſſensfreiheit wirkſam zu wehren. 
Sobald bie Tüden der Geſeßgebung in biejer Beziehung ausgefüllt feien, 
werde er „fein eifrigeres Bemühen haben, ala ben Frieden zu fuchen" ... 
In ſolchem Sinne und in folcher Soffnung war der Staat3regierung dringend 
daran gelegen, den Kreis der unbedingt nothwendigen lila Oelehe in 
der vorigen Seſſion abzufchließen. Die Hoffnung konnte freilich nicht auf 
eine fofortige durchichlagende Wirkung der neuen Geſetze gerichtet fein, wohl 
aber durfte man vertrauen, daß bei einer feiten Durchführung ber neuen 
Geſetze die katholiſche Bevölkerung in nicht ferner Zeit erkennen würde, wie 
fie durch fortgeſetzten Widerftand ihre eigenen kirchlichen Intereſſen nur immer 
mehr ſhzadige während fie andererſeits auch unter der GHerrj u der jebigen 
Geſetzgebung in ihrem Glauben und kirchlichen Leben in Wahrheit nicht bes 
einträchtigt wird. Die Erwartung ber Regierung Sollte ſich in einem wich: 
tigen Puntte alsbald beftätigen: das Geſetz über die Vermögensverwaltung 
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in Tatholiichen Stirchengemeinden bezeichnet den bedeutfamen Wendepunkt, ins 
ben die Bijchöfe, nachdem dag Geſetz Staatliche Rechislraft erlangt Hatte, fi 
ungeachtet aller vorherigen Protefte zur vollen und rüdhaltlofen Mitwirkung 
bei der Ausführung des Geſetzes bereit erklärten. Inzwiſchen find, Angefichts 
ber entichiedenen Durchführung der ftaatlichen Geſetze, weitere Anzeichen her: 
vorgetreten, daß die Kraft zum weiteren Kampfe in der Tatholifchen Geiftlich: 
feit und Bevölkerung erlahmt, die Sehnſucht nach dem Firchlichen Frieden im 
Wachſen if. Das Beifpiel ber Oberhirten, unter denen bereit? drei fich den 
drohenden en Strafen durch die Flucht entzogen haben, ift nicht ges 
eignet, die Opferfreudigfeit der Geiftlichen und des Volkes neu zu beleben. 
Andererjeit3 fcheint unter eifrigen KHatholilen immer ernfler erwogen zu wer⸗ 
ben, wie viel für das kirchliche und HR Volksleben bei der Fortdauer 
des zerrüttenden Stampfes auf bem Spiele fteht. Es ift nicht zu verkennen, 
baß jelbft unter den bisherigen ftreitbarften Vorfänpfern der Tatholifchen 
Sache der Wunſch nad) Fyrieden immer mehr an Boden gewinnt; die Erfüllung 
wird freilich nur dann möglich fein, wenn die leitenden Kreiſe ſich von ber 
Ueberzeugung durchdringen laffen, Daß Die Vorausſetzung bes Va kein 
gs leitige thatfählidhe Anerkennung der Staatsgeſetze fein 
muß.“ 


31. Dezember. (Deutſches Reich.) Der Kaiſer ernennt auch 
die Miniſter Graf zu Eulenburg und v. Bülow zu Mitgliedern des 
Bundesraths. 


31. Dezember. (Preußen.) In Poſen wird der Weihbiſchof 
Sjanizewäfi verhaftet und dem Kreisgerichte zu Verbüßung der gegen 
ihn erkannten ſechsmonatlichen Gefängnißftrafe überliefert. Außer 
ihm befindet ſich auch der Weihbifchof Cybichowski, diefer im Kreis— 
gericht zu Gnefen, in Haft; beide wegen Anmaßung bijchöflicher 
Rechte nach Abſetzung des Erzbiſchofs Ledochowski. 

Ueberhaupt ift es im Lirchenpolitiichen Kampfe gegenwärtig in der 
Provinz Pojen, die vor zwei Jahren ben Reigen auf bielein Gebiet eröffnete 
und wo faft alle Kirchengeſeße zuerft zur Anwendung kamen, jchon feit eini= 
ger Zeit auffallend ftil. Die polniſch-katholiſche Geiftlichkeit ift ſehr vor⸗ 
ſichtig geworden und meidet forgfältig jeden Anlaß, durch den fie mit den 
Staat3gejegen in Eollifion kommen könnte. Es werden von ihr Die Kirchen⸗ 
geſeße zwar nicht im Princip anerkannt, aber wenigſtens doeh reipeftirt. Die 
Anzahl der Geiftlichen, welche fi wegen Vergehungen gegen dieſe Geſetze 
noch in Gefängnißhaft befinden, ıft demgemäß gegenwärtig nur noch eine 
jehr geringe, und neue Berurtheilungen zu Gefängnißftrafe auf Grund der 
Kirchengejche find im neuerer Zeit gar nicht mehr vorgelommen. Ber ehe: 
malige Erzbijchof Ledochowski, der einft jo häufig genannt wurde, und gegen: 
wärtig, faft verichollen und vergefien, im Gefängniß zu Oſtrowo fibt, Hat 
binnen kurzem, am 3. Februar 1876, feine zweijährige Gefängnißitrafe der» 
büßt und e8 werden dann nur noch höchſtens ſechs Geiftliche fi) in der Pros 
dinz Poſen in Setanguißhaft befinden, während zu ‚her Zeit, als Die Wogen 
des firchenpolitilchen SHampfes am höchſten giengen, bie Zahl derjenigen Geift« 
lichen Be gleichzeitig fich in efängniffen befanden, fich biaweilen auf 
ca. elief. 


31. Dezember. (Bayern.) Der Papit proteftirt, geftüßt auf 
das Concordat, gegen die obligatorische Eivilche, die mit dem 1. Ja= 
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nuar 1876 auch in Bayern zur Einführung fommen wird. Es fteht 
bereit3 fejt, daB Bayern darauf gar nicht antworten, fondern den 
Proteft einfach ad acta legen wird. 

31. Dezember. (Eljaß-Lothringen.) Das „Elſäfſ. Journ.“, 
das nicht nur vollftändig unabhängig ift, fondern auch gegen das 
deutfche Regiment eine gewiſſe Oppoſitionsſtellung einnimmt, gibt 
bezüglich der Preßverhältniffe in den Reichslanden folgende Erklä— 
rung ab: - 

„Die Bedingungen, welche der gegentwärtige Hr. DOberpräfident zur 
Gründung oder zum Beftande eines Blattes verlangt, fennen wir und er: 
greifen mit Vergnügen ben Anlaß, fie unfern Leſen Tundzugeben: Nach dem, 
was una die Behörde wiederholt erflärt Hat, Können fi) die unabhängigen 
Blätter auf dem Gebiet der Lokalen und auswärtigen Fragen frei bewegen und 
wir haben in ber That oft die Erfahrung gemacht, daß die Regierung ſelbſt 
einer lebhaften und eingehenden Discuſſion der adminiftrativen Angelegen: 
heiten de3 Elfafles und Deutſchlands feine Schranken entgegenfeßt. Diefe 
Bewegungsfreiheit hat nur eine Grenze: Uns und unſeren Gollegen ift es 
unterjagt, den Frankfurter Frieden und die Thatfache der Annerion in’s 
Spiel zu ziehen. Das ift bie conditio sine qua non, die unerläßliche Be: 
dingung unferer Eriftenz, Außerhalb derjelben haben wir nie eine Einmiſchung 
der Behörden empfunden.” — 


II. 
Die öſterreichiſch ungariſche Monarchie. 


1. Januar. (Ungarn.) Tisza, der Führer der Linken, benützt 
den Neujahrsempfang zu einer Art Programmrede, in der er der 
Deakpartei eine neue, geſündere Parteiorganiſirung und eine Coa⸗— 
lition mit der Linken vorſchlägt, ohne daß weder jene noch dieſe 
ihre Principien verleugnen müßten; die Deakpartei ſcheint jedoch 
vorerſt noch nicht geneigt, auf den Vorſchlag einzugehen. 

4. Januar. (eſterreich.) Beginn des Prozeſſes gegen ben 
gem. Direktor der Lemberg-Gzernowiczer Eifenbahn,, Victor Ofen 
beim, Ritter v. Pont-Euxin, vor dem Schwurgerichte in Wien. Die 
Anklage jucht 10 verjchiedene Betrugsfacten von meift ſehr erheb- 
lichen Betrügen zu conftatiren. Der Prozeß erregt von Anfang an 
dag ungeheuerfte Intereſſe in den weiteften Kreijen, und dag um fo 
mehr, ala er fofort eine Wendung nimmt, bie der Urheber desſelben, 
der Handelsminifter Banhans, jedenfalla nicht vorausgeſehen hatte 
und die den Prozeß als ein wahres Unglüd für Oeſterreich erfchei= 
nen läßt. 

10. Januar. (Defterreich: Krain.) In den Handelskammer⸗ 
wahlen unterliegen die Slovenen nach twochenlangen Agitationen und 
nad) einem fehr erbitterten Wahlfampfe, obgleich beide Fraktionen 
berfelben gemeinfam vorgegangen find und Überdies ein Bündnif 
mit den Glericalen gejchloffen haben, der deutfchen Verfaffungspartei. 
Der Nationalismus fcheint in Krain an Boden zu verlieren. 

11. Sanuar. (Ungarn.) Unterhaus: Der Finanzminifter Ghiczy 
gibt dem Finanzausſchuſſe eine vollitändige Finanzdarlegung: 


Dom Anlehen jeien abzüglich der Sanuarzahlungen von 9! Mil: 
lionen noch 32 Millionen, ferner 12 Millionen Kafjenbeftände verfügbar, die 
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zur Deckung des Deficits hinreichten, doch würden dann mit Nüdficht auf 
unregelmäßige Steuereingänge für 1876 nur 6 Millionen verbleiben. Er 
beantrage, zur Deckung des Deficitd 12 Millionen aus dem Anlehen zu ent= 
nehmen und 13 Millionen burdy neue Steuern und GSteuerzufchlag aufzu⸗ 
bringen. Nachdem ex ertvogen, daß ber eingebrachte fünfprocentige Steuer: 
zufchlag zu drüdend wäre, ziehe er feine hierauf bezügliche Vorlage zurück 
und beantrage die Einführung einer allgemeinen Einfommenfleuer; hierdurch 
würde der Debertrag von 26 Millionen in’? Jahr 1376 ermöglicht, und 
wären mit Hinzureänung der anderen Einnahmen im Jahre 1876 die Aus⸗ 
gaben ohne ein Anlehen gebedt. j 


14. Januar. (Defterreidh.) Prozeß Dfenheim: Schluß des 
erften Aktes desjelben, indem der Angeklagte nach 8 Verhandlungs⸗ 
tagen, an denen öfter8 zwei Sikungen, Morgens und Abends, ge= 
halten werden, und in denen er beinahe allein fpricht, feine Ver- 
theidigung zu Ende bringt. Nun beginnt dag Zeugenverhör. In— 
zwifchen ijt die Öffentliche Meinung gefpalten und ijt es dem Ange— 
Hagten durch die Entfaltung eines in der That eminenten Zalentes 
gelungen, fich zahlreiche Sympathien zu eriverben und feinen Haupt« 
gegner, den Handelsminiſter Banhans, in ein fehr zweifelhaftes Licht 
zu Stellen. 

14.—15. Januar. (Ungarn.) Unterhaus: Der Finanzausfchuß 
lehnt den Antrag des Finanzminiſters Ghiczy, 13 Millionen des 
Deficits (von 25 Millionen) durch eine Steuererhöhung zu decken, 
mit 9 gegen 4 Stimmen ab. Die Majorität kann fich jedoch über 
einen andern Borfchlag, das Deficit zu deden, nicht einigen; es er⸗ 
gibt fich vielmehr eine völlige Zerfplitterung der Meinungen. Ghiczy 
erflärt darauf bitter, daß er an den Berathungen der Commilfion 
nicht mehr Theil nehmen werde, von jeinen Vorfchlägen aber auch 
nicht aurücweiche, fondern an das Haus felbjt appellire. 


17. Januar. (Ungarn.) Ter Minifterrath bejchließt unter dem 
Vorſitze des Kaiferd, in voller Solidarität mit dem Yinanzminifter 
Ghiczy an dem Standpunkte feftzubalten, daß die Hälfte des De- 
ficit3 durch eine Dermehrung der Einnahmen, rejp. durch Steuern 
gederft werben müſſe. Bezüglich der Höhe des Deficit3 und ber Art 
der Vermehrung der Einnahmen durch die Befteuerung iſt er jedoch 
bereit, dem Reichstag einen gewiffen Spielraum zu laffen. 

20. Sanuar. (Defterreich.) Abg.-Haus: Eine Zufchrift der 
Mehrzahl der czechifchen Abgeordneten Böhmens (der ſog. Altezechen) 
erklärt: diefelben könnten ber Aufforderung, im Reichstag zu er- 
fcheinen, nicht nachfommen, und jtüßt fich hiebei auf die „Hiftorifchen“ 
Rechte Böhmens. Eine weitere Zufchrift der drei in den Reichstag 
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wählten Sungezechen macht da8 Grfcheinen derjelben im Reichstage 
von der Entfcheidung der Mehrheit aller czechifchen Landesabgeord⸗ 
neten abhängig. Das Haus lehnt es ab, die erjte diefer Zufchriften 
einem Ausſchuſſe zu fiberiveifen. Die Mandate der ſämmtlichen Gzechen 
werden twiederum einfach für erledigt erflärt werden. 


25. Januar. (Defterreich.) Herrenhaus: genehmigt den dom 
Minifter Unger ausgearbeiteten Geſetzentwurf betr. Errichtung eines 
Verwaltungsgerichtshofs. Derſelbe hat einen bloß caffatorifchen Cha⸗ 
rakter. 


27. Januar. Oeſterreich-Ungarn.) Der Kaiſer empfängt 
den ſpaniſchen Geſandten und nimmt das Notificationsſchreiben des 
neuen Königs Alfons von ſeiner Thronbeſteigung entgegen. 


27. Januar. (Oeſterreich.) Abg.Haus: erklärt ſich für Unter⸗ 
handlungen mit Italien wegen Ausbau der Tarvis-Ponteba⸗Bahn. 
Zrieft wibderjtrebt dem Plan, der Venedig günftig ift, mit Heftigfeit. 


27. Sannar. (Ungarn.) Unterhaus: Beginn ber Bubgetdebatte. 
Ghiczy entwidelt feinen Vorfchlag, die Hälfte des Deficits (13 Mil« 
lionen) durch neue Steuern zu beden, wodurch die Ausgaben bis 
1877 gededt werden könnten, und legt zu dieſem Ende Hin einen 
Geſetzesentwurf betr. eine allgemeine Einfommenfteuer vor. 


29. Januar. (Ungarn.) Unterhaus: Fortfegung der Budget⸗ 
debatte: Sennyey (confervatidv) entwidelt ein vollftändiges Programm 
durchgreifender Reformen im Innern, wobei er betont, daß an dem 
Ausgleich mit Defterreich von 1867 fowie an dem Parlamentarismus 
feftgehalten und die möglichjte Befriedigung der Nationalitäten an= 
gejtrebt werden müſſe. Die Stewererhöhung verivirft er, meint viel- 
mehr, fih mit den Anlehensreſten und neuen Anleben jo lange be= 
helfen zu können, bi3 die don ihm vorgeichlagenen Reformen die 
verheißenen Früchte getragen haben würden. 

30. Januar. (Defterreih.) Der Finanzminiſter contrabirt 
auf Grund des Gefehes vom 13. Dezember 1873 zum Bivede der 
Törberung des Eijenbahnbaues eine ſchwebende Schuld im Wege der 
Eniffion von Schabfcheinen im Gefammtbetrage von 25 Millionen 
Gulden Noten. Diefe Schaßfcheine, welche auf den Inhaber lauten, 
follen am 1. Mai 1878 im Nominalbetrage eingelöst und mit jaͤhr⸗ 
lich 5 Procent verzingt werben. 

— Sanuar. (Defterreich.) Xroß des wieder verfanmelten 
Neicherathes und troß der Vorgänge in Ungarn, die einen totalen 
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Umſchwung der Barteiverhältniffe wenigſtens bereit3 ala möglich er= 
fcheinen Laffen, ift e8 doch der Prozeß Ofenheim, der das Intereſſe 
der Öffentlichen Meinung in den weiteften Kreifen abforbirt. 


Tas Zeugenverhör Hat ala weſentlichſtes Nefultat ergeben, daß das 
ganze Reviforenmwefen, wie e3 bisher betrieben wurde, purer Wind ift und 
die betheiligten Bankiers, die zwar ſich dagegen vertwahrten, daß fie fich 
bei der Ausübung ihres Neviforenamtes irgendwie Hätten beeinfluflen laſſen 
oder ihrer Pflicht nicht nachgelommen wären, mußten offen eingeftehen, daß 
eine gründliche Revifion der Bücher und des Gebahrenz einer Eifenbahn von 
Seite des beitellten Reviſorenausſchufſes eigentlich weder beabfichtigt noch) 
möglich fei. Das ganze Revifionsgejchäft wird durch Stichproben abgemadit. 
Noch harakteriftiicher find Die über dus Strohmännerweſen abgegebenen Voten. 
E3 wurde durch Vernehmung einzelner, welche an der Generalverfammlung 
theilgenommen, erhärtet, da biefelben als Strohmänner fungirten, ja es 
wurde fogar erwiefen, daß einer der in den Auffichteraih Gewählten felbft 
nur ein Strohmann war, das heißt, feine Aktien beſaß. Der ala Zeuge vor⸗ 
gerufene Bireltor ber Nationalbank Stern, alfo eine in jeder Beziehung foms 
petente Perjönlichkeit, tritt denn auch mit der Behauptung hervor, daß dag 
Strohmannerweſen unentbehrlich fei, und dat ohne Strofmänner überhaupt 
feine Generalverfjammlung zu Stande fommen könne. Ja noch mehr, alle 
anderen aus ber Finanzwelt vorgerufenen Zeugen exflärten basfelbe. Die 
Verwaltung der Lemberg⸗Czernowiczer Bahn Hat demnach nur gethan, was 
fi) auch die Verwaltungen aller anderen Eifenbahnen Oeſterreichs haben zu 
Edjulden kommen lafſen und wenn Die erftere für alle anderen büßen Toll, 
jo ift Ofenheim auch innerhalb jener Verwaltung jedenfalls nicht der allein 
Schuldige. Durch den bisherigen Gang des Prozeſſes fieht fich daher Die 
Staatzanwaltichaft vor die Alternative geftellt, entweder den ganzen Prozeß 
ober wenigſtens eine Reihe von Anklagepunkten, von welchen mehrere jede 
Etichhaltigkeit verloren haben, fallen zu laſſen, oder die Anklage auf eine 
große Anzahl von Perfonen auszudehnen, die ihr Thun und Laſſen entiveder 
mit jenem bed Angeklagten identificirten, oder ihm entlaftende, lobeserfüllte 
Ehrenerklärung gegeben. Lebtere Alternative ſcheint nicht gut möglich, denn 
es würbe Died jo viel bedeuten, ala die Spiken der politischen Gefellichaft 
Defterreich3 auf die Anklagebank bringen zu wollen. Befinden fich doch unter 
ben Perfonen, welche folche Erflärungen für den Angeflagten vor Gericht ab: 

egeben haben, nicht bloß die Häupter der polnifchen Axijtofratie, die Fürſten 
Sapieha und Zablonowski, die Grafen Potodi und Borkowski ꝛc., jondern 
auch hervorragende PFerſent keiten aus der Advokatenwelt, wie der allgemein 
geachtete Wiener Hof: und Gerichtsadvokat Dr. Weißl, eine der hervorragend: 
ften Perfönlichkeiten der englifchen Juriſtenwelt Mr. Drake, und was am 
ſchwerſten in? Gewicht fällt, vier Minifter verichiedener Syſteme in Oeſter⸗ 
reich, unter diefen Hr. v. Plener, der Fahnenträger des Bürgerminifteriums 
Dr Giskra und der ehemalige Minifterpräfident Graf Potocki ꝛc. Es wird 
deßhalb großer Meberlegung bedürfen, bevor man fich emtichließt, durch bie 
Aufrechthaltung mancher Anklagepunkte gegen Ofenheim, deren Stichhaltigkeit 
von ben hier aufgezählten Perfönlichkeiten beftritten wird, bie höchſten Sphären 
der Geſellſchaft Oeſterreichs ſchwer zu compromittiren, und daß die politifchen 
Gonfequenzen, wenn man ſich hiezu entjchlöfie, gar nicht zu berechnen wären; 
benn die Nothweht der auf biefe Weiſe in Mitleidenfchaft gezogenen Pers 
fonen würde es erheifchen, auf Hunderte und Hunderte anderweitige Vor⸗ 
tommnifje bei anderen Gefellichaften hinzuweiſen, bei welchen dasſelbe ges 
ſchehen wie bei der Lemberg⸗Czernowiczer Eifenbahn, und ehe man ſichs ver« 
fieht, wäre bie Beichuldigung faft auf alle Geſellſchaftskreiſe Defterreich! aus: 
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edehnt. Allerdings kann der Nachweis, ed Lönne anderen Perjönlichkeiten 
aßfelbe zur Laſt gelegt werben, welches den Grundgedanken der VertHeidigung 
des Angeklagten bildet, nicht zur Beichönigung feiner Handlungen ausreichen; 
allein c3 ift doch immer von eminenter Bedeutung, daß diejer Nachweis au 
egenüber dem im Amte befindlichen Handel3minifter, aljo gegenüber dem: 
Fefben Manne, welcher der Urheber bed ganzen Proceſſes ift, wie aus der 
fenfationellen Zeugenvernehmung des Miniſters hervorging, geliefert werben 
konnte. Aus diefer Zeugendernehmung ging in der That Hervor, daß auch 
Banhans, wenn auch in Eleinerem Mahftabe, wie er an die Verhältniſſe des 
damaligen Geſchäftsführes eines böhmiſchen Gutsbefikerd gelegt werden muß, 
bei der Gründung der Böhmischen Nordbahn in ähnlicher Weife entlohnt 
worden ift wie der Angeflagte Dfenheim. Ya die Entfcheidung der Frage, 
ob Banhans auch bei der Hypothefar:Rentenbant einen Grünbergewinn einges 
ftrichen, blieb nur be&halb in Suſpenſo, weil der Präfident die Gerichtävers 
handlung in dem Augenblic ſchloß, wo fich der VertHeidiger dem einen ſolchen 
Gewinnsbezug leugnenden Handelaminifter gegenüber eine Quittung über jenen 
Betrag zu produziren anſchickte. Die Stellung des Handeldminifters Wird 
benn auch bereit? ziemlich allgemein für durchaus unbaltbar erachtet. Das 
innere Getriebe des öfterreichtiahen Eiſenbahnweſens, die Mängel ber ftaats 
lichen Neberwachung wurden durch den Prozeß in ſchonungsloſeſter Weiſe 
bloßgelegt und das fremde Kapital wirb geradezu vericheucht. Welchen pein: 
lichen Eindrud mußte e8 auf den englifchen Nechtsfreund machen, daß es ihm 
vorbehalten war, einen der widtigften Punkte, auf welchen die Anklage gegen 
Dfenheim bafirt, nämlich den Verdacht, 190,000 Pfd. St. „Borauslagen” 
für fi) und die Verwaltungsräthe verivenbet zu haben, durch bie Vorlegung 
der Originalquittung des Heren Thomas Braffey zu zerftreuen, und dem 
Gerichtäpräfidenten jeden weiteren Verſuch, fich über die Verwendung dieſer 
Summe zu erkundigen, dadurch abzujchneiden, daß er mit trodenen Worten 
erflärte, da3 gehe niemand etwas an, das fei fein (Braſſey's) Geld geweſen. 
Alles in allem genommen fommt man immer mehr und mehr zu der Ueber: 
zeugung, daß bie Anftrengung dieſes Prozefied ein verhängnißvoller Mikgriff 
war, geeignet, die wirthichaftlichen, politifchen und Leider auch rechtskundigen 
Kreiſe ſchwer in ihrem Anfehen zu fchädigen, während der eigentliche Zweck 
des Prozefjes, die Ahndung der von Ofenbeim zu deſſen eigener Bereicherung 
begangenen gewinnlüchtigen Handlungen, vielleicht genügend hätte erreicht 
werden können, wenn man gegen ben damaligen Direktor der Lemberg⸗Czerno⸗ 
wiczer Eifenbahn die ei vorgefehene ſtrafweiſe Entlaffung angewendet 
hätte. Nie wäre dann Ofenheim zu der Chance, die ihm jeht der Prozeß 
bietet, gelangt, eventuell als Märtyrer aud ber Affaire hervorzugehen, noch 
hätte er die Möglichkeit gehabt, fi den weiteften Kreifen ala ein in feinem 
Fache, wie in der Dialektik gleich bedeutendes Talent zu präfentiren. 


1. Februar. (Ungarn.) Unterhaus: Fortſetzung der Yudget- 
bebatte. Auch Lonyay erklärt fich gegen die VBorjchläge Ghiczy's und 
will ftatt 13 höchſtens 5 Millionen neuer Steuern zugeben, welches 
Zugeſtändniß er überdieß von ber Vorlage eines Normalbudgets ab- 
bängig mad. 

3. Februar. (Ungarn.) Unterhaus: Fortjegung der Budget- 
debatte: Koloman Tisza, der Führer der Linken, beantragt, dag 
Budget nicht einmal ala Grundlage der Specialdebatte anzunehmen 
und begründet den Antrag in einer Rede, die mehr ala Programmı- 
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rede und die förmliche Aufftelung einer Miniftercandidatur Eeiteng 
der Linken ift. 


Unter ber Stille en Erwartung und intenfivjler Aufmerkfamtkeit 
ſtellt Tisza das Anerbieten der Partei:Coalition, aber in möglichſt infinuanter 
Weile und in einer für das politifche Gewiſſen der Gegner möglichit ſchonen⸗ 
den Form. Auſtatt des hie und da don der Oppofition in höchit unparla⸗ 
mentarifcher Anwandlung ausgelbierten Zrumpfes, daß die eigentliche Majo⸗ 
rität des Volles ihr gehöre, ſpricht es Tisza unummunden aus, daß die 
Mehrheit der Nation fich für den jtaatsrechtlichen Ausgleich ausgeiprochen 
Babe. Für die Anfichten, welche Tisza über bie gemeinfamen Angelegenheiten 
und den Ausgleich entwidelt, Tann es kaum etwas Deseitgnenbexes eben, 
als den Umftand, daß diejer Theil der Auseinanderſetzung felbft dem lebhaften 
Beifalle der Minifterbant begegnete. Ter auf die Parteiverhältnifie bezügliche 
Theil der Tiszafchen Rede ruft im Haufe die größte Eenfation hervor und 
wenn man nach dem Beifalle fchließen will, der fih von den Yänfen der 
Majorität vernehmen läbt, könnte man faft meinen, der Appell Tisza's ſei 
auf keinen unfruchtbaren Boden gefallen. Die große Ueberrafhung in ber 
Budget: Debatte, die Viele von Baron Sennyey erwarten wollten, ift mit 
diefer Rede von Tisza audgegangen. Koranf Tisza fußt, ift die Thatfache, 
daß auch die bisher berrichende Deakpartei vor einer Erhöhung der Steuern 
um 13 Mill. zurückſcheucht. Weder Sennyey noch Lonyay wollten fie zuge: 
ehen Sennyey war ald Prätendent, Lonyay ald Bandidat um dad Porte: 
euille des Minifterpräfidenten aufgetreten, und der Eine wie der Nubere 
tten ihre Hände über die Köpfe Bitto’3 und Ghiczy's hinweg und weit 
über den Rahmen der Deakpartei hinaus der Oppofition entgegengeftrerft. 
Eennyey und Lonyay waren dem linken Sentrum mit der Friedenspalme in 
den Händen entgegengegangen. Tisza nun hat in feiner Rebe eine über: 
raſchend deutliche Antivort ‚geaeden. Um ben Preis, daß die Deakpartei zum 
Eturze des gegenmärtigen inifteriumg die am biete, ſtellt ex dieſer eine 
Coalition in Ausſicht, die praftifch auf Fufion Hinausläuft. Wohl fucht 
Tisza noch den Echein zu wahren; er bleibt ein unverföhnter Gegner des 
Ausgleichsgeſetzes; dieſes Geſetz aber proflamirt er gleichzeitig als unantaft- 
bar, jo lange es nicht im Einvernehmen mit allen Faktoren geänbert ift; 
ferner gefteht ex zu, daß bie geineinfamen Ausgaben wahrjcheinlich noch größer 
wären, wenn fie der ungarifche Reichstag votirt hätte, und daß die Ausgaben 
für die Armee abfolut nicht zu rebuciren fein. Woran Tidza in feiner Rebe 
rüttelt, ift da3 Zolle und Handelsbündniß und die Bankangelegenheit; dieſe 
Bean hat aber die Teakpartei bereit? in ihr Programm aufgenommen. Ganz 
o wie früher Ghyczy, Hat nunmehr auch Tisza das Geſtändniß abgelegt, 
daß der Ausgleich vom Jahre 1867 fo Tange feitftehe, bis alle gelebgebenben 
ttoren fich für eine Aenderung ausfprechen, und daß er bezüglich der Wir: 
ung und Turchführbarkeit des ftantsrechtlichen Programmes der Linken ich 
etäufcht habe. Auch Hat er der gemeinjamen Armee gegenüber feine feind: 
Pelige Haltung aufgegeben. Ex hält ſomit feine Zeit für gelommen. 


7. Febrnar. (Ungarn) Es iſt bereit? außer Zweifel, daR 
dag Minifterium Bitto-Ghiczy fich nicht mehr auf die Deakpartei 
als gefchloffene Regierungspartei verlaffen kann. Bitto erflärt daher 
im Deakclub, die Regierung ſei entichlofjen, unmittelbar nach Be= 
endigung der Generaldebatte über das Budget ihre Demiffion zu 
verlangen. Ber Club bejchließt darauf hin, dag Budget nach Be—⸗— 
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endigung der Generaldebatte als Grundlage für die Epecialdebatte 
anzunehmen. 

9. Februar. (Dejterreich.) Erzherzog Johann Calvator, 
Dberftlieutenant in der Artillerie (geb. 1852, ein jüngerer Bruder 
des Großherzogs von Toscana), wird wegen einer gegen Deutjchland 
gerichteten Brofchüre unter Aufhebung feiner Verwendung bei ber 
Artillerie, wie es fcheint, zur Etrafe, zu einem Snfanterieregiment 
verſetzt. 

Die Broſchüre erachtet die Uebereinſtimmung Oeſiterreichs, Deutſchlands 
und Rußlands und die auf ihr baſirende Politik Oeſterreichs als keineswegs 
ſo feſt begründet, daß Oeſterreich nicht trachten müßte, ſich für alle Eventua⸗ 
Yitäten gerüftet zu Halten. Der Verfaſſer erblickt lediglich in einer dauernden 
Allianz mit Rußland die „Bürgichaft einer glüdliden Zukunft”, injofern 
dieſe Allianz „militärifch mit der Sicherung des Rüden? gleichbedeutend“ ift: 

unfere ftrategifche Front iſt endgültig ausgefprodyen.” Denn — jo fährt 
der Berfafler fort — troß aller Freundſchaftsverſicherungen müflen wir uns 
deſſen vollkommen Klar fein, daß die erpanfiven Beitrebungen bes benachbarten 
preußiſch⸗deutſchen Reiche die Sutegrität der Monarchie gefährden”, jeit „natio» 
nale Einigung und nationale Annerion zum Princip der modernen Staaten: 
bildung geworden“ find. Es wird ſodann der landläufige Sa angefochten, 
bex Zerfall Defterreich3 jei nur eine Frage der Zeit und ed bedürfe dazu 
feines Krieges: „ed bedarf eines Krieges" — erklärt die Flugſchrift — „und 
diefer Krieg muß kommen, dba e3 einmal unfere Nachbaren nach dem jchönen 
Land an ber Donau gelüftet und Deutichlands Grenzen auch nach Diten einer 
Erweiterung bedürfen.“ In Borfchlag gebracht wird jchliehlich, um der nur 
von Deutſchland her drohenden Sefabt zu begegnen, die Befeſtigung (reſp. 
die Erweiterung ber ſchon vorhandenen Befeſtigungen) von Prag, Olmüßz, 
Sherefienftadt und Joſephſtadt, die Anleguna von Brüdenköpfen bei Em3, 
Steyer, Tulln und Hainburg, endlich die Herrichtung Wiens zum Armee: 
Sammelplap. 

10. Februar. (Oeſterreich.) Abg.-Haus: Der confejfionelle 
Ausschuß begräbt wenigftens für diefe Eeffion das projectirte Geſetz 
betr. Einführung der Civilehe. Derſelbe nimmt nämlich zwar in 
drei aufeinanderfolgenden Abjtimmungen die Civilehe feierlichſt „im 
Princip“ an, aber 18 gegen 3 Stimmen find dagegen, daß das an= 
genommene Princip auch nur ala Vorfrage an dag Haus gebracht 
werde, und die Aufforderung an dag Haus, einen neuen Ausſchuß 
zu wählen, der auf Grund jenes Principg ein Ehegeje zu entwerfen 
babe, wird gar mit allen gegen eine einzige Stimme abgelehnt. 

11. Februar. (Ungarn.) Unterhaus: Schluß der General» 
debatte über dag Budget. Die beafiftifche Majvrität ſtimmt noch» 
mals compaft dafür, dasſelbe ala Grundlage der Specialdebatte an« 
. zunehmen. Der Beſchluß hat jedoch Lediglich die Bedeutung einer 
Art Achtungsbezeugung gegenüber dem Minifterium. Der Minijter- 


präfident Bitto erfucht fofort, die Verhandlungen vorerft zu vertagen, 
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da die Regierung über die veränderte Situation der Krone berichten 
wolle. Die Veränderung liegt in dem Uebertritt Tisza's und der 
Linken auf den Boden des Ausgleichs von 1867. Bitto verreist 
alsbald nach Wien, um dem Kaiſer die Demiſſion des Cabinets zu 
übergeben. 

15. Februar. (Ungarn.) Tisza wird von Bitto nach Wien 
berufen, um an der Bildung eines Coalitionsminiſteriums Theil zu 
nehmen. 

16. Februar. (Defterreich.) Abg.Haus: Auf eine Inter⸗ 
pellation bez. de Anſpruchs des Olmützer Domkapitels, daß für 
feine Ergänzung feine Candidaten nicht=adeliger Abkunft zuläffig 
feien, erklärt der Eultugminifter mit aller Entjchiedenheit, daB der 
Etiftungabrief von einer ſolchen Bedingung abjolut nichts enthalte, 
daß diefelbe aber auch im entgegengejetten Fall nach der Verkün⸗ 
digung der confeffionellen Gefete als hinfällig zu betrachten fein 
würde, und daß, wenn ein päpftliche® Breve das Adelserforderniß 
wirklich bejtätigt haben jollte, dadurch der Geltung der Landesgeſetze 
fein Abbruch gefchehen könne und werde. 

17. Februar. (Defterreich.) Abg.Haus: revidirt feine Ge⸗ 
ſchäftsordnung. Die czechiſchen Mitglieder aus Mähren beantragen 
bei diefer Gelegenheit die Zuläffigkeit der Angelobung neu eintreten= 
der Abgeordneter unter Vorbehalt, natürlich unter Vorbehalt des 
fog. böhmischen Staatsrechts. Der Antrag wird abgelehnt und Die 
neu eintretenden Abgeordneten haben auch fortan vorbehaltg- und 
bedingungslos auf die Verfaſſung fich zu verpflichten oder auf die 
Ausübung ihres Mandats zu verzichten. 

Auf eine entrüjtete AInterpellation von deutſcher Seite, ob es richtig, 
dat man in ben mähriſchen Schulen Landkarten und Lehrbücher confiscirt 
babe, welche einen befonderen böhmiſch-mähriſch-ſchleſiſchen Staat conftituirten, 
deffenn Beherricher ber böhmiſche König, „dermalen” der öfterreichiiche Kaiſer 
franz Joſeph fei, antwortet der Interrichtsminifter: daB die confizcirenden 
Behörden mit vollem Recht eingefchritten und dab fie aus diefem Anlaß ans 
ae feien, feine nicht vorher approbirten Lehrmittel zum Gebrauch zu: 
aulafien. 

Eine außerordentlich ſtürmiſche Scene ſpielt fich fchließlich ab, 
als die Gültigkeit der lebten Wahlen des oberöfterreichifchen Groß⸗ 
grundbefite3 zur Sprache kommt, und der ultramontane Dechant 
Pflügel das Andenken Joſephs II. mit den Worten bejubelt: daß 
er „glüdlicheriveife von dem Herrn noch zu rechter Zeit und bevor 
er der Kirche noch mehr ſchaden gekonnt, aus dem Leben abberufen 


worden”. Der Präfident läßt den Ordnungsruf ergehen und der 
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Berichterjtatter macht fich zum beredten Organ des „Abſcheus“, den 
eine ſolche, felbft dag allgemeine menjchliche Gefühl verlegende „Roh⸗ 
beit“ hervorrufen müſſe“. 

19. Februar. (Oeſterreich.) Schluß der Prozeßverhandlungen 
gegen Ofenheim. Der Staatsanwalt hat, wie zu erwarten ſtand, 
einen Theil der Anklage fallen laſſen. 


19. Februar. (Ungarn) Abg.- Haus: Eine Conferenz von 
je vier Mitgliedern der Deakpartei (Szlavy, Cjengery, Gorove und 
Szell) und der Linken (Tisza, Simonyi, Varady und Pechy) er- 
zielt eine vollfommene Verjtändigung über die Baſis der Fuſion, 
nämlich über die Banffrage, den Zoll und Handelsvertrag, die Re— 
form der Yuftizpflege und Adminiftration, und befchließt, die Löfung 
der Trage wegen Dedung des Deficit3 jener Perfönlichkeit zu über: 
laffen, welche mit der Gabinetzbildung betraut werde. Bitto nimmt 
fofort das Nefultat der Conferenz behufs Berichterftattung an den 
Kaifer entgegen. 


22, Februar. (Defterreich.) Der Jahresbericht des Unter- 
richtsminiſteriums für 1874 bringt nicht nur ein Überfichtliches Bild 
der Entwidlung des gefammten djterreichifchen Unterrichtsweſens int 
verfloffenen Jahre, fondern gewährt auch einen Einblid in die Re- 
gierungsaction betreff? der Durchführung der Kirchengefebe. 


Ter Bericht verweist diesfalls anf die ſofort nach deren Eanction 
hinaußgegebenen Erlaſſe an die Landesbehörden, die ſich über alle in biefen 
Geſetzen enthaltenen, in den Bereich der Adminiftxation fallenden Beſtimmun⸗ 
gen verbreiten. In Angelegenheit des Piründen-Befteuerungsgefeßes find die 
ſchwierigen Erhebungen noch nicht beendet, jedoch fügt der Vericht bei, daß 
nichtädeftoweniger die praftiichen Wirkungen dieſes Geſetzes mit dem 1. San. 
d. 5%. eingetreten und mit diefem Zeitpuntte die erfte Rate der Steuer fällig 
geworben fei, wenn diefelbe auch ect jpäter erhoben werden könne Ein 
größeres Intereſſe kann die Tabelle über die Dertheilung der Staatsfubven: 
tion von Ya Million an den Seelſorge-Clerus beanjpruchen. Dieſelbe ergibt 
eine Gefammmtzahl von 6345 Bittftellern, von denen 5459 berüdfichtigt 
worden find. Im Vergleich zu 1873 hat fich bie Zahl der Bewerber um 
369, und jene der Betheiligten um 650 vermehrt, bagegen die Zahl der Nicht: 
berüdfichtigten um 281 vermindert. Hiebei ift befonber zu erwähnen, daß 
nicht wenige Seeljorger, welche bei früheren Vertheilungen wegen nicht ent: 
Iprechenben ftaatsbürgerlichen Verhaltens unberücffihtigt bleiben mußten, nun⸗ 
mehr mit Unterftüßungen bedacht werden konnten, da fie feither in die Bahn 
eined vorwurfsfreien ftantäbürgerlichen Verhaltens eingelentt haben. Die Ordi: 
nariate in Nieberöfterreich, Küftenlandb, Talmatien, Galizien, Bukowina, dann 
das Brünner Ordinariat haben fich bei dem Geſchäfte der Vertheilung wibe: 
dingt, die Ordinariate Böhmens, mit Ausnahme des Ordinariats Leitmeriß, 
tHeil3 unbedingt, theild bedingt thätig erwieſen. Dagegen haben die Ordinas 
riate in Tyrol, Oberöfterreih, Salzburg, Steiermark, Kärnthen, Krain uud 
dad Olmützer Ordinariat ihre Mitwirkung abgelehnt. VBemierkenswerth ift 
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die Zunahme ber Bewerbung in Eteiermarf, Kärnthen, Oberöfterreich, Tyrol, 
Salzburg und Böhmen. 


27. Februar. (Defterreich.) Ofenheim wird von dem Ge- 


Ichiwornengerichte freigefprochen. 

Das Verdict der Geſchwornen lautet mit Stimmenmehrheit „nicht 
ſchuldig.“ Denſelben find 9 Tyragen vorgelegt worden unb in den meiften 
Punkten anerkennen nur 2, 3 Stimmen eine Schuld; in der Schwellenfrage 
ger feine, jelbit in der „PBrovifionsfrage” Ipredden nur 5 ein „Schuldig.“ 

a3 Urtheil des Gerichtshofs lautet demnach: „Viktor Ofenheim, Ritter von 
Ponteurin, wird von der gegen ihn wegen Verbrechens des Betruges erhobenen 
Anklage freigeiprochen; die Privatbetheiligten werden mit ihren — — 
auf den Civilrechtsweg gewieſen, die Koften des Prozefies find vom Staate 
zu tragen.” 

Während das im Gerichtsſaale verfammelte und wie behauptet wird, 
fünftlich zufammengefeßte Publikum die Iofigkeit Hat, Die Freiſprechung 
mit hellem Jubel zu begrüßen, entringt fi in den aufgeregten Stunden der 
darauffolgenden Abende der Bevölkerung doch vielfach ein Aufichrei fittlichen 
Entjegens. „Staatsanwalt wie Vertheidiger hatten die als Geſchworene aus⸗ 
eloften Mitglieder der intelligenten Stände abgelehnt. Es ſaß daher auf 

Geſchworenenbank überwiegend jener gerade in Wien jo denkfaule und 
fittlich Haltlofe Spießbürger, der, wo e3 ſich nicht um feinen eigenen Vortheil 
handelt, am Liebſten fünf gerade fein läßt“ 

Der Handelsminifter Banhans geht nach Beendigung des Pro- 
zeſſes mit Urlaub nach Stalien. 

28. Februar. (Ungarn) Das neue Coalitionsminiſterium ift 
gebildet: Wendheim behält nebjt dem Präſidium die Stelle am Kof- 
lager, dag Innere erhält Tisza, die Communication Thomas Pechy, 
die Finanzen Sell, den Handel Frhr. dv. Simonyi, die Juſtiz Bela 
Perczl, Trefort den Cultus, Sende dag Honved-Minijterium und 
Graf Pejacſevics das croatiſche. Tisza ift ohne Zweifel die Seele und 
thatfächlich dag Haupt der neuen Regierung, Baron Wenkheim fteht 
nur formell und um der Deakpartei den Uebergang des entjcheiden- 
den Einflufies auf die bisherige Linke zu erleichtern, an der Spitze. 


1. März. (Defterreich.) Abg.-Haus: Eine Konferenz der 
Majorität befchließt, den Antrag Wildauer, der dahin ging, die 
Schulaufficht in Tyrol troß des MWiderftandes der clericalen Mehr—⸗ 
beit de3 dortigen Landtags gefetlich zu regeln und die Gonderftel- 
lung des galizijchen Landesjchulrath zu bejeitigen, für dieſe Seſſion 
fallen zu Yafjen, da die Regierung denfelben für inopportun erflärt, 
weil er die Gefahr eines erneuerten Ausfcheideng der polnifchen Ab⸗ 
georbneten aus dem Reichstag nahe lege. 

2. März. (Ungarn.) Unterhaus: Conferenz der Deafpartei. 
Diefelbe beichließt die Fuſion mit der Linken und ferner, dag neue 
Gabinet auf Grund des von Baron Wenkheim ihr vorgelegten Pro- 

15 


nn ne EN m EEE VG — — — sr ur — — 


224 Die öſterreichiſch⸗ ungariſche Aenarchie. (Febr. 19-22.) 


| Berichterftatter macht fich zum beredten Organ des „Abſcheus“, den 


eine folche, ſelbſt das allgemeine menfchliche Gefühl verleßende „Rob- 
heit” Hervorrufen müſſe“. 

19. Februar. (Defterreih.) Schluß der Progeßverhandlungen 
gegen Ofenheim. Der Staatsanwalt Hat, wie zu erwarten ftand, 
einen Theil der Anflage fallen laſſen. 


19. Februar. (Ungarn.) Abg.Haus: Eine Conferenz von 
je vier Mitgliedern der Deakpartei (Szlavy, Cjengery, Gorove und 
Sell) und der Linken (Tisza, Simonyi, Varady und Pechy) er- 
zielt eine vollkommene Verjtändigung über die Baſis der Yufion, 
nämlich über die Bankfrage, den Zoll» und Handelsvertrag, die Re— 
form der Auftizpflege und Adminiftration, und befchließt, die Löfung 
der Trage wegen Dedung de Deficit3 jener Perfönlichkeit zu über— 
Yaffen, welche mit der Cabinetsbildung betraut werde. Bitto nimmt 
fofort das Rejultat der Conferenz behufs Berichterftattung an den 
Kaifer entgegen. 


22. Februar. (Defterreich.) Der Jahresbericht des Unter- 
richtsminiſteriums für 1874 bringt nicht nur ein Überfichtliches Bild 
der Entwidlung des geſammten djterreichifchen Unterrichtsweſens im 
verfloffenen Jahre, fondern gewährt auch einen Einblid in die Re— 
gierungsaction betreff3 der Durchführung der Kirchengeſetze. 


Der Bericht verweist diesfalls auf die fofort nach deren Sanction 
Hinaußgegebenen Erlaſſe an die Landesbehörden, die ne über alle in dieſen 
Geſetzen enthaltenen, in den Bereich der Adminifiration fallenden Beſtimmun⸗ 
gen verbreiten. In Angelegenheit des Piründen-Befteuerungsgefekes find die 
ſchwierigen Erhebungen noch nicht beenbet, jedoch fügt der Wericht bei, daß 
nichtsdeſtoweniger die praftiichen Wirkungen dieſes Geſetzes mit dem 1. San. 
d. 5%. eingetreten und mit diefem Zeitpuntte die erjte Rate der Steuer fällig 
geworden fei, wenn diefelbe auch erſt Tpäter erhoben werden fünne Ein 
größeres Intereffe kann die Tabelle über die Vertheilung der Staatsjubven- 
tion von !fs Million an den Seelforge-Cleru3 beanſpruchen. Diefelbe ergibt 
eine Gefammmtzahl von 6345 Bittftellern, von denen 5459 berüdfichtigt 
worden find. Im Vergleich zu 1875 Hat fich die Zahl ber Bewerber um 
369, und jene ber Betheiligten um 650 vermehrt, bagegen bie Zahl der Nicht: 
berüdfichtigten um 281 vermindert, Hiebei ift bejonderd zu erwähnen, daß 
nicht wenige Seeljorger, welche bei früheren Bertheilungen wegen nicht ent: 
ſprechenden ftaatsbürgerlichen Verhaltens unberüdfichtigt bleiben mußten, nun⸗ 
mehr mit Unterftüßungen bedacht werden konnten, da fie feither in die Bahn 
eined vorwurfäfteien ftantsbürgerlichen Verhaltens eingelenkt haben. Die Ordi⸗ 
nariate in Niederöfterreich, Küftenland, Talmatien, Galizien, Bulowina, dann 
dad Brünner Ordinariat haben fih bei dem Geſchäfte der Vertheilung wiube: 
dingt, Die Orxdinariate Böhmens, mit Ausnahme des Ordinariats Leitmeriß, 
theils unbedingt, theild bedingt thätig erwieſen. Dagegen haben bie Orbina: 
riate in Tyrol, Oberöfterreih, Salzburg, Steiermark, Kärnten, Krain und 
das Olmützer Ordinariat ihre Mitwirlung abgelehnt. Bemerkenswerth ift 
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die Zunahme der Bewerbung in Eteiermarf, KHärnthen, Oberöfterreich, Tyrol, 
Salzburg und Böhmen. 

27. Februar. (Defterreich.) Ofenheim wird von dem Ge- 
ſchwornengerichte freigefprochen. 

Das Verdict der Geſchwornen lautet mit Stimmenmehrheit „nicht 
ſchuldig.“ Benfelben find 9 Tragen vorgelegt worden und in den meijten 
Punkten anerfennen nur 2, 3 Stimmen eine Schuld; in der Schwellenfrage 

ar feine, jelbjt in der „Propifionzfrage” ſprechen nur 5 ein „Schuldig." 

a3 Nrtheil bes Gerichtshofs lautet demnach: „Viktor Ofenheim, Ritter von 
Ponteuxin, wird von der gegen ihn wegen Verbrechen? des Betruged erhobenen 
Anklage freigeiprochen; die Privatbetheiligten werden mit ihren Erfahaniprüchen 
auf den Civilrechtsweg gewieſen, die Koften des Prozeſſes find vom Staate 
zu tragen.” 

Während das im Gerichtsſaale verfammelte und wie behauptet wird, 
künſtlich zufammengejekte Publikum die Schamlofigkeit hat, bie Freiſprechung 
mit hellem Jubel zu begrüßen, entringt fi in den aufgeregten Stunden der 
darauffolgenden Abende der Bevölkerung doch vielfach ein Aufichrei fittlichen 
Entſehens. „Staatsanwalt wie Vertheidiger hatten bie ala Geſchworene aus⸗ 
geloften Mitglieder der intelligenten Stände abgelehnt. Es ſaß baher auf 
ber Gefchivorenenbant überwiegend jener gerade in Wien fo denffanle und 
ſittlich haltloſe Spießbürger, der, wo ed fi nicht um feinen eigenen Vortheil 
handelt, am Liebſten fünf gerade fein läßt“ 

Der Handelsminifter Banhans geht nach Beendigung des Pro- 
zeffeg mit Urlaub nach Stalien. 

28. Februar. (Ungarn.) Das neue Coalitiongminifterium ift 
gebildet: Wendheim behält nebft dem Präfidium die Stelle am Hof- 
lager, das Innere erhält Tisza, die Communication Thomas Pechy, 
die Finanzen Sell, den Handel Frhr. v. Simonyi, die Juſtiz Bela 
Perczl, Trefort den Cultus, Sende dag Honveb-Minijterium und 
Graf Pejacjevicd das croatifche. Tisza ift ohne Zweifel die Seele und 
thatfächlic) das Haupt der neuen Regierung, Baron Wenkheim fteht 
nur formell und um der Deafpartei den Mebergang des entjcheiden- 
den Ginflufjes auf die bisherige Linke zu erleichtern, an der Spitze. 


1. März. (Defterreih.) Abg.⸗Haus: Eine Conferenz der 
Majorität beichließt, den Antrag Wildauer, der dahin ging, die 
Schulauffiht in Tyrol troß des Widerftandes der clericalen Mehr: 
beit des dortigen Landtags gefehlich zu regeln und die Sonderſtel⸗ 
lung des galizifchen Landesfchulrathg zu bejeitigen, für diefe Seſſion 
fallen zu laffen, da die Regierung denjelben für inopportun erflärt, 
weil er die Gefahr eines erneuerten Ausfcheideng der polnifchen Ab⸗ 
geordneten aus dem Reichstag nahe lege. 

2. März. (Ungarn.) Unterhaus: Conferenz der Deafpartei. 
Diefelbe befchließt die Zufion mit der Linken und ferner, das neue 
Gabinet auf Grund des von Baron Wenkheim ihr vorgelegten Pro- 
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gramms zu unterftüßen, fich aber bezüglich jeder einzelnen Frage 
dag Recht, befondere Beichlüffe zu fafen, vorzubehalten. Die Linke 
beichließt in ihrer Parteiconferenz, die Fufion unbedingt anzunehmen 
und die neue Regierung ohne Vorbehalt zu unterjtüßen. 

3. März. (Ungarn) Unterhang: Ein Refcript des Kaiſers 
theilt demfelben die Bildung des neuen Minifteriumd Wenkheim⸗ 
Tisza mit. Wenkheim trägt fein Programm vor und betont, daß er 
Männer beider Parteien gewonnen habe, deren Mitwirkung zu der 
Erwartung berechtige, daß die Yunction der Gejehgebung nach dem 
Ausgleich ber Gegenfähe der Parteien fegensreich fein werde. Sen— 
nyey und. Lonyay erklären, mit ihren Gefinnungsgenofjen der neuen 
Fufionspartei zwar nicht beitreten zu können, der neuen Regierung 
aber nur eine loyale Oppofition machen zu wollen. 

Die neue Fufionzpartei conftituirt ſich. Tisza erklärt, daß er 
ala Minifter feine Sonderintereffen verfolgen, nie ohne die Zuſtim— 
mung feiner Miniftercollegen handeln oder dem Hauſe Vorſchläge 
machen iverde, ohne vorher die f. Genehmigung eingeholt zu haben. 
- Die Bartei zählt jofort 285 Mitglieder und befchließt, den Namen 
„liberale Bartei” anzunehmen. Außerhalb derjelben bleiben im Unter- 
baufe nur noch nach links die Nationalitätsparteien und die äußerfte 
Linke, nach recht? Sennyey mit feinen Anhängern als confervative 
Yraltion. Lonyay kann fi) mit Sennyhey nicht verftändigen und 
bleibt daher für fih in einer Art oppofitionellen Sonderſtellung, 
während feine Anhänger in der neuen Fufionspartei aufgehen. Die 
bisherige Deakpartei ijt über die neue Wendung ber Dinge nicht 
gerade entzüdt: die Leitung iſt entjchieden von ihr auf Tisza und 
die bisherige Linke übergegangen. 

4. März. (Defterreich.) Der Kaifer bejchliekt, in diefem 
Hrühjahr Dalmatien zu bereifen und bei diefer Gelegenheit den König 
von Stalien zu befuchen, wofür er, in der That großherzig, jelber 
das einft feinem Scepter unteriworfene Venedig vorjchlägt. Die voll= 
ftändige Berföhnung mit Italien wird dadurch von vornherein con= 
ftatirt und Joll durch die Zufammenkunft in Venedig noch fefter ge- 
Inüpft werden. 

5. März. (Defterreich.) Abg.-Haus: Der confelfionelle Aus: 
ſchuß legt demjelben einen Geſetzesentwurf betr. die äußeren Rechts⸗ 
verbältniffe der Altkatholifen vor. 


Ter Entwurf vermeidet die Bezeichnung Altkatholifen und umfchreibt 
biejelben, jebenfall3 ſehr weitläufig und vieleicht nicht ganz zutreffend, als 
„jene Katholiken, welche alle Lehrſätze der katholiſchen Kirche, mit Ausnahme 
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ber in der päpftlichen Bulle pastor aeternus vom 18. Juli 1870 verfünbeten 
Lehrjätze von dem unfehlbaren Lehramt und von der höchſten orbentlichen 
und unmittelbaren Yurisdiction des römiſchen Papftes, anerkennen.” Ger 
Borichlag geht übrigens nicht weiter ala eben nöthig ift, benn es follen „jene“ 
Katholiken nur berechtigt fein, eigene und den bisherigen kirchlichen Obern 
we unterjiehende Kirchengemeinden zu bilden, und die Genehmigung dazu 
barf nicht verweigert werden, wenn die einzureichenden Statuten nicht? Geſetz⸗ 
widriges oder fittlich Anftöhiges enthalten und wenn das Vorhandenſein Hins 
xeichender Mittel nachgewieſen wird. 

5. März. GOeſterreich.) Biſchof Rudigier von Linz ſchließt 
mit der Regierung und den confejfionellen Gefeben eine Art Cepgrat= 
frieden ab. | 

Er wollte fi nämlich der Vorfchrift in dem Geſetz über die Rechts: 
verhältnifie der katholiſchen Kirche, nach welcher auch bei Anftellung von 
Pfarrverivefern an bie Staatäbehörde bie Anzeige zu erftatten ift, durchaus 
nicht fügen und wurde deßhalb wiederholt mit Geldbußen bejtraft. In File 
Roth wandte er fi an die römische Curie, und dieje geftattete ihm, auf ben 
Standpuntt de modus vivendi fi zu flellen. Der Papſt bat Biſchof Rus 
Digier die Goncelfion, bei Anftellung von Pfarrverweſern auf incorporirte 
Piründen die Anzeige an die Regierung zu machen, durd) den Nuntius in 
Wien mit den Worten ertheilen lafien: „Non dissentit tolerari posse‘“. (Es 
widerfpricht nicht, daß es geduldet werden könne.) Hiezu macht Bilchof Ru⸗ 
digier in ſeinem Didcefanblatte folgende- Bemerkung: „Aus diejer päpftlichen 
Kundgebung ift zu entnehmen, daß es den Bilhöfen vom kirchlichen Stand» 
punft aus nunmehr erlaubt, aber auch jet noch nicht vorgeichrieben ift, derlei 
Pfarrvicare vor ihrer Anftellung zu den Ende der Staatsregierung nambaft 
gu magen, zu welchem ihr die anzuftellenden Pfarrer namhaft gemacht wer⸗ 

. Ich habe dem Herren Stattoalter unter dem 31. Januar de. Is. den 
Wortlaut von dem Schreiben des Herrn Nuntius befannt gegeben und dabei 
ihm erklärt, a ich, fo lange dieſe päpftliche Entſchließung in Kraft befteht, 
im Hinblid auf diefelbe vor Anftellung eines Seeljorger3 auf einer incorpo: 
rirten Pfründe an ihn die Anzeige wie bei Pfarrern machen werde“. 


5. März, (Ungarn.) Unterhaus: wählt Ghiczy faſt ein- 
ftimmig zu feinem Präfidenten. 

8. März. (Ungarn.) Unterhaus: Der neue Yinanzminifter 
Szell erflärt, daß die Regierung, da fie vor einem fertigen Budget 
ftehe, dasſelbe acceptive und betreffs einzelner Punkte desſelben bei 
der Specialdebatte Anträge ftellen werde. Das Ergebniß der Schluß— 
rechnung pro 1874 werbe noch weitere Abftriche ermöglichen. 


17. März. (Defterreich,) Abg.=Haus: nimmt den ihm dom 
eonfeffionellen Ausſchuß vorgelegten Gejetesentwurf betr. die äußeren 
Rechtsverhältnifſe der Altkatholiten mit geringer Mehrheit an. 

Der Entwurf gewährt ben dfterreichiichen Altlatholifen wenig, aber 
Doch etwas: fie können Gemeinden bilden und Matrileln ordnen und ihre 
Ehen bürfen von ben Ultramontanen nicht mehr ala Koncubinate bezeichnet 
werden. Bon einer Theilung des Kirchenguts, wie in Preußen und , 
ift bagegen feine Rede. Allein es ift ſehr ameifelbaft, da ber Entwurf Geſetz 
werde: Herrenhaus wird ihn vor feiner Vertagung nicht mehr berathen, 

15* 
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m ollte, fo ift die frage, ob er die 
elle Genchirigung erbeten weire on tolle, ſo iM Frac 

18. März. (Dejterreih.) Abg.-Haus: nimmt ben Geſetzes- 
entwurf betr. Errichtung eines oberſten Verwaltungsgerichtshofs, der 
bereits die Genehmigung des Herrenhauſes erhalten Hat, auch feiner- 
jeit3 an. 

18. März. (Defterreih: Böhmen.) Bei den Ergänzungs« 
wahlen zum Landtag fiegen die Sungezechen wenigjtend in einem 
Stadt⸗ und in einem Landwahlbezirt, wodurch ihre Anzahl im Land⸗ 
tag von 7 auf 9 Mitglieder fteigt. 

19. März. (Defterreih.) Abg.Haus: nimmt die Delega= 
tionswahlen vor. Die czechiichen Abgeordneten Mährens erklären, 
an denfelben keinen Theil zu nehmen, weil die deutjchen Abgeord» 
neten Mäbrens biebei auf fie doch feine Rüdficht nähmen. 

20. März. (Defterreidh.) Abg.-Haus: genehmigt die Vor- 
lage der Regierung betr. Errichtung einer deutfchen Univerfität in 
&zernowiß, lehnt dagegen auf den Betrieb des Abg. Herbſt diejenige 
betr. Norbweftbahnfufion ab. Schluß der Seſſion. 

20. März. (Defterreich.) In Tolge des Prozeſſes Ofenheim 
wird Fürft Sapieha, der bisherige Präfident der Lemberg-Ezerno- 
wiczer Eijenbahn, ala Landtagsmarſchall von Galizien durch den 
Grafen Potocki erjeßt und dem Abg. Giskra bedeutet, daß er nicht 
mehr als hoffähig angeſehen werde. 


5.—7. April. OGeſterreich-Ungarn.) Zuſammenkunft des 
Kaiſers mit dem König don Stalien in Venedig, Der Kaifer ift 
vom Grafen Andraffy begleitet, der König vom Sronprinzen und 
dem Prinzen Amadeus, den meilten Miniftern und bem Kammer 
präfidenten umgeben. Der Empfang und der Umgang ber beiden 
Monarchen ift ein überaus freundfchaftlicher und herzlicher; die 
Stadt iſt prachtvoll deforirt und die Aufnahme des öfterreichifchen 
Kaiſers Seitens der Bevölkerung eine enthufiaftiiche. Zum erſten 
Mal ertönt wieder, und diesmal freimillig, die Öfterreichifche Volks⸗ 
hymne auf dem Markusplatze. Die Ausföhnung zwiſchen Defterreich 
und Italien ift eine vollendete Thatfache, und Stalien tritt mehr 
uud mehr in den Kreis des dfllichen Dreikaiſerbündniſſes. 

6. April. Oeſte rreich.) Eröffnung der Seſſion der verfchie- 
denen Zandtage mit Ausnahme desjenigen von Dalmatien. 


6. April. (Defterreih: Krain.) In Laibach, welches bisher 
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das merkwürdige Beifpiel einer fortfchrittsfreundlichen und verfaf- 
fungstreuen Inſel mitten in den Wogen des Slovenenthums, die jonft 
das ganze Land Krain Überfchwenmten, darbot, fallen von 5 Er⸗ 
gänzungswahlen in die Semeindevertretung 4 auf Elovenen, nur 
eine auf einen Verfafjungstreuen, während die Nationalen es bigher 
nicht getvagt hatten, für die Laibacher Communalwahlen auch nur 
Kandidaten aufzuftellen, da fie des Mißerfolges ficher zu fein glaub 
ten. Der jlovenifche Andrang ift in Krain doch noch immer flärker, 
als man Fürzlich annehmen zu dürfen geglaubt Hat. 


7. April. Oeſterreich.) Der Kaifer tritt die Rundreife in 
Dalmatien an. 


7. April. Geſterreich.) Der Cardinal Raufcher erläßt einen 
fehr heftigen SHirtenbrief gegen die Altkatholifen. Ber „Obmann 
des Kirchenraths“ der altkatholifchen Gemeinde in Wien antiwortet 
darauf mit einem „offenen Schreiben”, 

welches vor allen Dingen baran erinnert, daß „gerade ber Verfaſſer 
des Hirtenbriefes an der Spitze der Oppofition des Concils gegen das Unfehl: 
barfeitsdogma gefämpft habe, und daß fein Katholik ala verpflichtet zu ers 
achten ſei, das zu glauben, was die Biſchöfe felbft ſchwach genug geweien, 
gegen ihre feierlichft fundgegebene Meberzeugung nachträglich zu acceptiren.“ 

ad Schreiben jchließt mit dem Ausdrud der Hoffnung, daß, nachdem das 
Abgeordnetenhaus bereit3 „Für unfere Eache entichieden”, der Carbinal bald 
Me he werde, dab „bie Stimme der Gerechtigkeit auch im Herrenhauſe 

r finde.“ 


9. April. (Oeſterreich: Tyrol.) Landtag: Die Welſchtyroler 
treten in den Landtag ein unter Abgabe folgender Erflärung: 


„Die Abgeorbneten, welche in ben früheren Seffionen biejes hohen 
Landtages von jenen Wadlcollegien gewählt worden find, welche fie auch dieſes 
Jahr miederwählten, haben bisher au? eigener Neberzeugung und um den 
Abfichten ihrer Wähler zu entiprechen, geglaubt, vom Mandat feinen Gebrauch 
ma zu follen, weil es ihnen ſchien, daß die Lage, welche dem italienifchen 
Landestheile Durch die Landesordnung geißhafien worden ılt, gegen da3 gute 
Recht und das Intereſſe ihres Landes ift, und weil fie Leine Ausficht hatten, 
in diefer hohen Verſammlung diejen Uebelftand zu heben. Nachdem es jedoch 
durch die direkten Wahlen zum Reichsrathe unferem Lande möglich ward, 
unfere Anſprüche und unſere Beftrebungen ber verfaffungsmäßigen Beurtheis 
Iung beajelben zu unterziehen, und nachdem die k. k. Regierung erklärt bat, 
bie Initiative zu übernehmen, um unjere ProvincialsBerhältniffe innerhalb 
ber von der Verfaffung geſieckten Grenzen zu vegeln, halten wir e8 für unſere 
Pflicht, nf die einzige und mögliche Art für den befferen Gang ber, Vers 
waltungsgeichäfte, welche dem Lande gemeinichaftlich find, Sorge zu tragen. 
Zu diefem Zwecke unb in biefem Sinne nehmen wir, das Princip der Abs 
ftinenz verlaffend, an dieſer Seſſion des Hohen Landtages theil und verwahren 
und gegen jede ee interpretation unferer Handlungsweiſe, die 
man, als gegen unjer Princip einer getrennten Verwaltung gerichtet, Daraus 
ableiten möchte, die heute, iwie ed immer war, unfer und unferer Wähler 
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fräftigftes Streben und unfere beftändige Tendenz bleibt. Es ift unſer Wille, 
daß dieſes Princip unpräjudicirt bleibe.” 

Graf Fedrigotti, der allein fchon früher in den Landtag ein⸗ 
getreten war, nimmt an der Erklärung nicht Theil. | 

10. April. (Ungarn: Croatien.) Der Banuz Mazuranic 
Ichließt die Berathungen der neuernannten Ober» und Bicegefpäne 
über die Befehung der Beamtenftellen und erklärt, e8 müſſe endlich 
aufhören, daß die Beamten dag Volt als eine Erbſchaft betrachteten, 
deren Ausbeute ihr Beruf fei, und es würde ihm zur höchften Ge- 
nugthuung gereichen, wenn das Charafterifticon feiner Regierung in 
der Schaffung einer guten Adminiſtration bejtände. 

12. April. (Defterreich.) Die Regierung veröffentlicht eine 
Durchführungsverordnung zum Religionsfonds-Steuergeſetz. Dazfelbe 
bildet ein weiteres wichtiges Glied in der Kette der confeffionellen 
Geſetzgebung Oefterreich®, die geräufchlog und allerdings etwas lang: 
fam, aber wie es feheint, ftetig und wohl vorbereitet, in’3 Leben 
tritt. Gerade dieſes Geſetz Hat ſ. 3. der öfterreichifche Epizcopat 
mit dem größten Nachdrud perhorrezcirt. 

13. April. (Ungarn.) Unterhaus: Scandalöfe Scene zwifchen 
Tisza und den Veriretern der Nationalitäten. 

Der Anlaß dazu ift ein geringfügiger, trifft aber den wundeften led. 
Es jollte dem ungarilchen (richtiger: magbarifchen) Nationaltheater in Pet, 
obwohl e3 eine Subvention aus Landesmitteln bereit? hat, auch noch ein 
underzinzlicher Vorſchuß von 300,000 fl. 8. W. aus Landesmitteln gewährt 
werben. Ta erhebt fi Miletitich (dev Führer der Eerben) und erklärt, daß 
es unbillig wäre, zu Gunften einer einzigen Nationalität für Beluſtigungs⸗ 
wecke eine folcdde Summe zu getwähren, wo die Serben, Romanen und Each: 
* keinen Kreuzer für ihre Culturzwecke vom Staat erhalten. Natürlich iſt 
Miletitſch alsbald der Gegenſtand des Angriffs von Seiten der magyariſchen 
Abgeordneten. Da erhebt ſich aber ein ſerbiſcher Abgeordneter aus der frü- 
heren Militärgrenze und vertheidigt Miletitſch: Ungarn fei fein magyarifcher 
Nationalftaat, jondern ein Nationalitätenftaat; die Statiftit laſſe ſich nicht 
wegdefretiren, und jo lang es in der Macht der Magyaren nicht ftehe, bie 
Millionen von Slovafen, Serben, Romanen und Deutſchen, welche die Mehr: 
heit des Landes bilden, zu magyariſiren, jo lange ſeien fie nicht berechtigt, 
die Sache ihres Nationaltheater? zu einer Landesangelegenheit zu machen, 
oder fie müßten das gleiche auch für die übrigen Nationalitäten thun. Da⸗ 
rüber bricht der Sturm los. Minifter Tisza erhebt fih, und in der größten 
Aufregung erklärt er dem ferbifchen Abgeordneten: es fei ein Glüd für ihn, 
daß er den Unterfchied zwiſchen Nationalftant und Nationalitätenftaat im 
Haufe felbjt gemacht, wo ihn die Immunität ichlie, außerhalb des Hauſes 
würde er erfahren, dab ber „magyarijche Nationaljtant* genug Kraft habe, 
um Die Feinde des „magyarischen Vaterlandes“ zu zermalmen (Öösszetiporne). 
Die Scene, welche nach diejen Worten Tisza's folgt, ijt unbeichreibli. In 
ben minutenlangen Applaus und die „Eljena" der Mehrheit miſcht fich das 
Geſchrei der Gallerie. Bon der andern Seite aber erheben fich bie Sachſen, 
die Eroaten, Romanen und Serben und verlaffen den Saal. 
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— April. (Defterreih.) Zwilchen der Regierung und dem 
Biſchof Rudigier von Linz bricht doch wieder eine ernfte Differenz 
aus. Die durch die Staatsgeſetze aufgehobenen geiftlichen Ehegerichte 
beftehen in Linz, einem amtlichen Schriftftäde zufolge, troßig fort 
und fungiren unausgeſetzt. Das bifchöfliche Ordinariat erflärt: „die 
der Kirche zuftehende Gerichtäbarfeit über die Ehe hat fie von Ehrifto 
erhalten, und fie fann ihr don einer weltlichen Gewalt ebenſowenig 
genommen werden, als fie ihr von berjelben gegeben worden!“ 


20. April. (Defterreich.) Der Fürzlich ernannte Bifchof Binder 
von Et. Pölten erläßt eine Currende bezüglich der Regelung ber Ver⸗ 
bältniffe des Religiongunterricht3, in welcher er fich gänzlich auf den 
Boden ber ftaatlichen confeffionellen Geſetzgebung ftellt. 

Diefelbe enthält detaillixte Weifungen über das Verhalten ber Slate: 
cheten bei ftattfindenden Schulinfpeftionen, Weilungen über Vornahme und 
Ueberwachung der religiöfen Uebungen der Tatholifchen Soutijugenn, deß⸗ 
gleichen Meifungen in Betreff ber Prüfung aus der katholiſchen Religions: 
ebre bei öffentlichen Echulprüfungen. Tiefe Weifungen fegen alle bisher be: 
ftandenen, mit den ftaatlidden Geſetzen collidirenden bifchörlichen Verordnun⸗ 
gen außer Kraft. Bilchof Binder fußt auf den zu Recht beftehenden ftaat» 
lien Gefeten und ertheilt feine Weifungen, unter Wahrung ber Würde und 
bes Anſehens ber Kirche, im Sinne diefer Geſetze. 

21. April. (Defterreich: Steiermark.) Landtag: Der Präfie 
dent dv. Kaiferfeld verweigert dem Abg. Frhrn. dv. Raft das Wort 
für Etellung einer Interpellation, welche die Augweifung des fich 
3.3. in Graz aufhaltenden Infanten Alfons, Bruder des Don Carlos, 
anregen wollte, da die unzweifelhaft nicht in die Competenz des Land⸗ 
tags falle. 

27.—29. April. (Oeſterreich.) In Graz fallen in Folge der 
Anwejenheit und bes zudem noch provoeitenden Benehmens bes ſpani⸗ 
ichen Infanten Alfonfo, der der Bevölkerung wegen feiner barbari- 
ſchen Sraufamteiten in Spanien eine verhaßte Erjcheinung ift, wies 
berholt arge Tumulte vor, an denen fi) namentlich auch die Stu- 
dentenfchaft betheiligt. Die Behörden fchreiten zu ſpät energifch ein. 

28. April. (Defterreich: Böhmen.) Landtag: Die nicht er⸗ 
ſchienenen 71 altezechiichen Mitglieder werden ihrer Mandate ver- 
luſtig erflärt. 

Der Oberftlandmarichall teilt dem Landtage mit, daß er von 71 im 
Landtage nicht erichienenen Abgeorbneten ein Promemoria erhalten habe, 
welches feine Rechtfertigung des Ausbleibens der Abgeordneten, ſondern viel- 
mehr Anfchuldigungen gegen alles bisher verfafjungsmäßig Durchgeführte ent: 
halte. Er werde das Promemoria wegen ber in demſelben geführten Sprache 
nicht verlefen laſſen. Der Yungezeche Sladkowsky gibt zu, dab dad Verfah⸗ 
zen bes Oberftlandmarfchalls formell korrekt fei, lehnt ferner im Namen feiner 
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Partei jede aus ber Politik der Paifivität entfpringende Verantwortlichkeit 
ab, glaubt aber, daß die materiellen Ausführungen bes Promemoria beachtens⸗ 
werth feien und beantragt deßhalb die Verweiſung desselben an eine Com: 
million von 15 Mitgliedern. Nach Tebhafter Debatte wird der Antrag Slad⸗ 
fowstly'3 abgelehnt und werden darauf die altcezechiichen Abgeordneten ihrer 
Mandate für verluftig erflärt. 

29. April. (Ungarn.) Die Regierung ernennt 13 neue Ober⸗ 
gefpäne. Don diefen gehören nur 3 der bisher herrſchenden Teat- 
partei an, 10 dagegen der nunmehr an's Ruder gelangten Linfen. 

— April. (Defterreid.) Die Seſſion der Landtage ift bis 
dahin überall faft durchaus glatt verlaufen: in feinem einzigen ber= 
felben ift die ftaatsrechtliche Frage zur Sprache gebracht worden. 
Die Zeiten haben ſich doch fichtlich geändert: die Verfaſſung befeftigt 
fih mehr und mehr. 


2. Mai. (Defterreih-Ungarn.) Ser Kaifer empfängt auf 
feiner Rundreije in Dalmatien den Befuch des Fürften von Montes 
negro. Es werben demfelben fouveraine Ehren erwiefen. 


2. Mai. (Defterreich.) Da bie niederöfterreichiiche Statt« 
balterei ihre Genehmigung beharrlich verweigert, jo wird die Wiener 
Hreimaurerloge Sokrates in Preßburg unter vielen Feierlichkeiten 
und bei Anweſenheit zahlreicher fremder Freimaurer aus Ungarn, 
Oeſterreich, Frankreich und England inftallirt. 

5. Mai. (Ungarn.) Oberhaus: Der von ber Regierung ein- 
gebrachte Gefeegentwurf betr. die Reduktion der Gerichtshöfe erfter 
Inſtanz, der die faum errungene Unabhängigkeit des Richterftandes 
wieder Preis geben will, wird vom oberften Yandesrichter, dem judex 
curiae Graf Majlath, tro aller Anjtrengung der Regierung und 
ihrer unbedingten Anhänger zu Falle gebracht. 

8. Mai. (Ungarn.) Unterhaus: nimmt, mit Ausnahme der 
äußerften Linfen, nach dreitägiger Debatte das Budget ald Grund 
lage der Specialdebatte an. Auch die Fraction Sennyey ftimmt 
dafür, obgleich Sennyey betont, daß die neue Regierung noch immer 
fein greifbares, Elare® Programm vorgelegt habe, ein folibes finan= 
jielleg Programm aber ohne ein politifches nicht möglich fei. 

12. Mai. (Defterreich: Böhmen.) Landtag: erklärt fich in 
einer Rejolution für Schußzölle. Das Wort Echubzoll wird zwar 
mit einer gewiſſen Mengftlichfeit vermieden, der Begriff tritt indeß 
deutlich genug hervor. Aehnliche Bejchlüffe faffen auch die Landtage 
von Mähren, Steiermark und Nieberöfterreich. Eine ſchutzzöllneriſche 
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Bewegung tritt ſeit der fortwährend noch ſteigenden wirthſchaftlichen 
Noth auf den verſchiedenſten Punkten der Monarchie immer inten⸗ 
fiver zu Tage. 

13. Mai. (Ungarn.) Oberhaus: Die Regierung feßt durch 
Aufbietung aller von ihr abhängigen Freunde, namentlich der Ober- 
geipäne, den Geſetzesentwurf betr. Reduktion ber Gerichtshöfe erfter 
Inſtanz doch noch durch. In Folge davon fcheiden ſich auch im 
Oberhaus zwei Parteien augeinander, eine Yiberale und bie unbes 
dingte Regierungspartei. 

15. Mai. (Defterreidh.) Der Kaifer trifft von feiner Rund⸗ 
reife in Dalmatien nach anderthalbmonatlicher Abwefenheit wieder 
in Wien ein. 

Die Reife war für den Kaifer vielfach eine Außerft mühſame und an: 
firengende. Zie öffentliche Meinung anerkennt denn aug einmüthig die viel⸗ 
achen Opfer, die er damit ſeinen fürftlicden Pflichten gebracht Hat. Das Re⸗ 
ultat war im Ganzen ein befriedigendes, nur darin nicht, daß felbft die 
Antelenheit des Monarchen nicht im Stande war, den ſchroffen Gegenſatz 
und Widerftreit der ſlaviſchen und ber italienischen Elemente des Landes zum 
Schweigen zu bringen, gejchweige denn unter fi) auszuföhnen. Der Abfchied 
von Dalmatien auf Liffa gejtaltete fich zu einem beſonders feierlichen, indem 
der Landtagapräfident mit dem Landesausſchuſſe, ſowie an 90 Pobeftag ber 
größeren Orte Süd-Talmatiend fich eingefunden hatten, um dem Kaiſer er: 
neuert die Huldigungen des Landes darzubringen. Die Repräjentanten der 
italienifchen Kommunen, die gleichfalls ihr Erſcheinen auf Liffa angekündigt 
hatten, fehlten dagegen. 


20. Mai. (Defterreich.) Der Handelaminifter Banhans erhält 
feine förmliche Entlafjung. Der bisherige Aderbauminifter Chlumetzy 
wird zum Handelsminiſter, Graf Mansfeld zum Aderbauminifter 
ernannt. 

22. Mai. (Defterreih.) Der Kaifer läßt dem fpanifchen 
Infanten Alfons, dem Bruder des Don Carlos, ein äußerft Hulb- 
volles Handſchreiden überreichen. Die Bevölkerung von Graz fährt 
indeß fort, dem Prinzen ihre Abneigung und ihre Mißachtung beut- 
lid an den Tag zu legen. 

24. Mai. (Ungarn) Schluß ber Seffion und damit ber 
legiglativen Periode des Neichatagd. Die Thronrede ift ziemlich in= 
haltsleer: das neue Minifterium Wenkheim⸗Tisza vermeidet e8 noch 
immer, dem Lande ein bejtimmtes und deutliches Programın vor= 
zulegen. 

30. Mai. (Defterreich.) An Wien wird dag neue Donau 
bett, das die Hauptftadt des Reichs erft zur Donauftadt im eigent« 
lihen Sinne des Wortes machen wirb und innerhalb 5 Jahren mit 
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einen Aufwand von 24 Millionen erjtellt worden ift, feierlich vom 
Kaiſer erdffnet. 


1.—8. Juni. (Ungarn) Eerbifcher Kirchencongreß in Carlo⸗ 
witz: Ein Refeript des Kaiſers verfündet demfelben die Sanction des 
auf dem vorigen Gongreß berathenen Organifationzftatuts, jedoch 
mit einigen Modifikationen, die bem Gongreß nicht zu weiterer Be⸗ 
rathung vorgelegt, fondern einfach octroyirt werden. Wahl des flän= 
digen Ausschuffes: Miletic, der Führer der ferbifchen Nationalpartei, 
nimmt die Wahl in denfelben nicht an. 


Die Serben find durch dad nene Statut bezüglich ihrer langjährigen 
Beftrebungen doch weſentlich befriedigt. Dagegen haben die ſerbiſchen Bilchöfe, 
denen es früher gelungen war, innerhalb ber ferbifch-orientaliichen Kirche, 
obgleich ganz im Wiberfpruche mit dem Geifte der morgenländifchen Kirche, 
eine wahre Omnipotenz nach dem Mufter der occidentalifchen römiichen Kirche 
durchzuführen, entfchieden an Macht verloren, die fie nun durch eine neue 
Drganifation der Erarchialbehörden wieder zu erringen trachten. Tiefe Frage 
belt jeboch dem nächften, neu zu wählenden Congreß zur Entſcheidung vor: 

ehalten. 

— Juni. (Defterreih.) Der Abſchluß eines ſchon jeit Tän- 
gerer Zeit verhandelten Handelsvertrags mit Rumänien zieht fich in 
die Länge und ftößt auf große Schwierigkeiten, theils von Seite der 
‚Pforte, die ihn, freilich umfonft, überhaupt zu bintertreiben fucht, 
theil® aber und noch mehr von Eeite Ungarns, das die freie Ge= 
treideeinfuhr Rumäniens nicht zugejtehen will, während diejeg daraus 
eine conditio sine qua non macht. 


2. Juni. (Oeſterreich.) Das Minifterium Auerjperg beant- 
wortet die Einladung des ungarifchen Minifteriums zu Eröffnung 
don Unterhandlungen betr. die Erneuerung de im Jahre 1877 ab⸗ 
laufenden Zolle und Handelsbündniſſes zwifchen den beiden Reichs⸗ 
bälften zuſtimmend. 

2. Juni. (Ungarn) gibt endlich bezüglich des Getreidezolls 
gegen Rumänien nach, jo daß dem Abſchluß eines Handelsvertrags 
mit dem letzteren nichts mehr im Wege ſteht, da das gemeinſame 
Miniſterium entſchloſſen iſt, über den Einſpruch der Pforte eventuell 
einfach zur Tagesordnung überzugehen. 

7. Juni. (Defterreih-Ungarn.) Erzherzog Albrecht geht 
in ein frangöfifches Bad und will bei diefer Gelegeuheit nicht bloß 
ben ruffifchen Slaifer in Jugenheim, fondern auch den deutjchen Kaiſer 
in Ems bejuchen. Die öffentliche Meinung fieht in dem letzteren Be⸗ 
ſuche von Seite des Erzh. Albrecht ein charakteriftifches Symptom 
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der nunmehrigen Beziehungen zwijchen Cefterreich und dem beutfchen 
Reiche. 

10. Juni. (Defterreih-Ungarn.) Nach Yangen Unterhand» 
lungen wird endlich von der Öfterr..ruffiichen Zollconferenz ein neues 
Schlußprotokoll unterzeichnet. Rußland hält am Schutzzollſyſtem feft 
und macht deßfalls Teinerlei Conceffionen, wohl aber bezüglich der 
bisherigen Zollabfertigungen u. dal. 

13.—15. Juni. (Ungarn: Eroatien.) Landtag: Der Abg. 
Mikanic ftellt den Antrag auf Erlaß einer Adreſſe in ſtreng natio- 
nalem Sinne. Der Landtag geht jedoch Über denjelben mit großer 
Majorität zur Tagesorbnung. 

15. Juni. (Defterreih-Ungarn.) Die vom Kaifer ernannte 
große Artillerie Commilfion entfcheibet fih für Einführung der von 
dem Öfterr. General Uchatius erfundenen Stahl-Bronze-Sanonen, die 
viel fchneller erjtellt werden können und viel weniger koſten, ala die 
Krupp’ichen Stahlgeſchütze, mit denen die beutfche Armee ausge— 
rüftet ift. 

15. Juni. (Defterreich.) Der Kaifer ernennt den Budweiſer 
Domherrn Hais zum Biſchof von Königgrätz und den Bilchof Do- 
brila von Parenza zum Bilchof von Trieft. Beide werden für ge= 
mäßigte Berjönlichkeiten in politifchen wie in Firchlichen Dingen ge= 
halten. Der vom Gardinal-Erzbifchof von Prag, Fürft Schwarzen⸗ 
berg, für Königgrätz empfohlene Sandidat, Weihbifchof Prucha, wird 
vom Kaiſer nicht gewählt, was nicht ohne Bedeutung ift. 

17. Juni. (Ungarn.) Der neue Handelaminifter erläßt eine 
Verordnung, nach welcher bie, meiſt deutfchen, Telegraphenjtationg« 
Chefs fich bis Ende I. 3. unfehlbar die ungarische Sprache anzu 
eignen haben, wibrigenfall3 fie rückſichtslos von ihren Stellen ent- 
fernt werden würden. 

18. Suni. (Defterreich.) In Brünn bricht ein großer Weber- 
Etrife aus, der nach langen Verhandlungen damit endigt, daß die 
Arbeiter, nachdem fie große Opfer gebracht und enormen Schaden 
erlitten, ihre Forderungen doch nur theilweile durchſetzen. 

— uni. (Defterreih-Ungarn.) Verftimmung bezüglich der 
Türkei, die auffallend, offenbar abjichtlich, zögert, fich mit Defterreich 
über den Anjchluß der rumänifchen an die öfterreichiich-ungarifchen 
Eifenbahnen zu verftändigen. 


24. Juni. (Defterreih-Ungarn.) Beginn der Derhandlun- 
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gen zwiſchen beiden Minifterien über die Erneuerung refp. Revifion 
des Zoll und Handelabündniffes zwiſchen beiden Reichahälften. Die 
Ungarn treten vorerjt ziemlich ſchroff auf; die dfterreichiiche Preſſe 
erflärt jedoch einjtimmig und mit größter Entfchiedenheit, daß von 
einer neuen Belaftung Cisleithaniens zu Gunſten Transleithaniens 
abfolut feine Rede fein Fönne. 


28. Juni. (Defterreih-Ungarn.) Zufammenfunft des Kai⸗ 
jer8 mit dem Kaiſer von Rußland auf dem Rückwege des letzteren 
von Ems nad St. Peteräburg in Eger. 

29. Juni. (Defterreich-Ungarn.) Kaifer Ferdinand F in 
Prag. Zu feinem feierlichen Leichenbegängniſſe ſendet der beutfche 
Kaifer den Kronprinzen, der Kaifer von Rußland den Großfürjten 
Thronfolger, der König von Italien den Kronprinzen Humbert ab. 
Die Gelegenheit gejtaltet fi) dadurch zu einer Art erneuerter Be— 
fräftigung des Dreifaiferbündniffes. 


30. Suni. (Defterreich: Böhmen.) Die Regierung verbietet 
die Abhaltung der von den Jungezechen beabfichtigten Hußfeier. 


.— 11. Juli. (Ungarn) Neuwahl des Reichſtags. Tas 
neue Dtinifterium Wenkheim-Tisza erhält durch diejelben eine ge= 
radezu überwältigende Majorität. 


Es gehören der logenannten liberalen oder Regierungs®partei an 329, 
der Partei Sennyey 18, der Unabffängigfeitspartei (äußerfte Linke von ehes 
mals) 37, der Nationalitätenpartei 24 entichieden an. Da von ben croatis 
Ihen Beputixten, in Fragen, welche Eroatien mitbetreffen, auch noch mindes 
ſtens 25 ftet3 mit der Regierungspartei ftimmen werden, fo kann Tisza eigent⸗ 
li auf 354 Stimmen rechnen, während die geſammten oppofitionellen Par: 
teien, wenn fie ſich einmal wirklich einigten und jämmtlich gegen die Regie: 
rung ftimmten, nur ungefähr 88 Stimmen zählen würden. Bon den oppos 
fitionellen Gruppen ift allein die Partei Sennyey gefährlich: die Außerfte 
Linke richtet fi mit ihrem weitgehenden Programm und ihrem Gultus für 
Koffuth und das Jahr 1848 ſelbſt. Die Partei Sennyey jedoch wurzelt mit 
ihrem Programm in der Gegenwart, befikt 6 ausgezeichnete Redner und ſchlag⸗ 
fertige Debater, verfügt über beträchtliche Geldmittel und hat bereitd 3 publi⸗ 
ciftifche Organe. Das bezeichnendfte Factum aber ift, daß in ber liberalen 
Partei ſich 163 Abgeordnete befinden, die dem linken Gentrum angehören wür: 
ben, wenn heute noch ein folches beftünde, während im vorigen Reichdtag das 
linke Centrum kaum etwas über 100 Stimmen gezählt. Tas Linke Gentrum 
war die perjönliche Partei Tisza's und wird es wohl auch bei verändertem 
Namen bleiben. 


23. Juli. (Oeſterreich.) Der neue Fürftbifchof Pogatichar 
bon Laibach ertheilt der vom Gemeinderathe gewählten Begrüßungs- 
Deputation eine Antwort, in welcher er die Rechtsverbindlichkeit der 
firchenpolitifchen und Schulgeſetze nicht bloß offen anerkennt, fondern 
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auch das Verfprechen gibt, „er werbe dafür Eorge tragen, daß die 
firchlichen Organe in eifrigem, ungetrübten Zuſammenwirken mit 
denen des Staates und der Gemeinde ihrer hohen Aufgabe obliegen”. 
Die Elericalen äußern fich darüber Höchft unzufrieden. 


3. Auguft. (Oeſterre ich: Galizien.) Ber bisherige Statt» 
halter Graf Goluchowski }. 


— Auguſt. (Ungarn: Croatien.) Das Refultat der allge- 
meinen Landtagswahlen ergibt einen großen Sieg ber gemäßigt- 
nationalen Partei und der Regierung de? Ban? Dtazuranic, twäh- 
rend ſowohl die fogen. Unioniften (die ungarifche Partei) als die 
ultra⸗nationale (panſlaviſtiſche) Partei eclatant unterliegen. 


Der Landtag ijt aus 75 Abgeordneten und aus Magnaten, Oberge: 
fpänen und Bilchöfen zufammengefett, die zufammen 35 Stimmen zählen. 
Letztere find beinahe ſämmtlich Anhänger der Regierung, mit deren Einfluß: 
nahme fie ihr Mandat befigen, während die Abgeordneten die Wünſche bes 
Bolles vertreten. Die unioniftiiche Regierung Hatte zur Zeit der früheren 
Wahlen kein! Preffiongmittel geicheut, um ber Unionspartei zur Majorität zu 
verhelfen; troßdem konnte jie ihr ziel nur mit Hülfe der Magnaten-Mitglie: 
ber des Landtages erreichen. Vei den gegenwärtigen Wahlen beobachtete bie 
nationale Regierung eine „neutrale Haltung, und doch wurden auf Grund 
bed „Regierungsprogrammes“ jechdzig Abgeordnete gewählt; dagegen zählt 
die ganze aus vier verichiedenen Fraktionen beftehe Oppofition kaum fünfgehn 
Etimmen. Die bedeutendfte unter den oppofitionellen Yraktionen ift die Partei 
Makanec, da fie auf einen Anhang in den unterften Schichten des Volkes, 
welche fein Wahlrecht befiken, rechnen darf. Obwohl Makanec in feinem 
Wahlprogramm die „Iehten” Ziele feiner Partei ziemlich verhüllie, indem er “ 
flatt der gänzlichen Unabhängigkeit Croatiens bloß die Revifion des Aus⸗ 

leichs betonte, konnte er kaum fünf Candidaten der Ultras aum Siege ver: 

Ifen. Beſonders in den Zorfgemeinden bei den grund: und bodenbefigen- 
den Bauern wurde er rundweg abgewieſen, teil das crontifche Laudvolt für 
bie hochfliegenden Pläne in Bezug auf ein unabhängiges dreieiniges Königs 
reich nur wenig Sinn zeigt; viel glüdlicher war Makanec in ben croatiichen 
Gtäbten, wo feine Agitation bei den durch die Lectüre ber Invilihen Blätter 
aufgeregten ftädtifchen Bevölferung auf fruchtbaren Boben fällt. a feiner 
angeipannten TIhätigkeit war er jedoch faum im Stande, vier bis fünf feiner 
Anhänger in ben Landtag hineinzubringen. Selbit bie Fufion mit ber focial: 
demokratiſch angehauchten. Harcevies⸗Fraktion hat ihm nichts genügt, denn 
letztere konnte fein einziges Mandat erringen. Eine andere Traktion ber 
DOppofition bilden die Alt-Unioniften. Ein großer Theil berfelben ſchloß ſich 
der NRationalpartei an; jeboch verblieben einige Erbeamte und Magnaten auf 
ihrem unioniftifchen Standpunkt und brüften fi) auch heute noch, daß fie die 
„wahren” Freunde Ungarns find und beichuldigen die Nationalpartei, daß letz⸗ 
tere e3 mit dem Anſchluß an Ungarn nicht ehrlich meine. Die Kleine Gruppe 
tonnte faum einige Siße erringen. Die vierte Fraktion der Oppofition, bie 
fogenannte ſerbiſche Partei, welche die jerbifchenationale Forderung der eroa⸗ 
i Regierung gegenüber betont, hatte einen größeren Erfolg, indem fie die 
Wahl von ſechs Candidaten ihrer Partei durchſetzen konnte. Diefe trachten 
nach einer jerbifchen Schule und Kirchenautonomie, nach dem Muſter, vie 
e3 die ungarifchen Serben in Ungarn befiten; aber die Croaten wollen von 
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keiner Sonderſtellung im Rahmen ihrer Verfaſſung hören; ſie meinen, die 
Ungarn können ben etlichen Hunderttauſend Serben, die auf ungariſchem 
Boden wohnen, leicht eine tweitgehende Autonomie gemähren, aber in Croa⸗ 
tien bildeten die Serben einen vierten Theil der Bevölkerung, und biefer Um: 
ftand zwingt die Eroaten, bie ſerbiſchen Wünfche abzulehnen. Daraus geht 
es hervor, daß die croatifche Nationalregierung mit —* Banus Mazuranic 
im neuen Landtage über eine große Majorität verfügen wird. 

— Auguft. (Defterreih- Ungarn.) Der in der Herzegowina 
und in Bosnien ausgebrochene Aufjtand (f. Türkei) bereitet Defter- 
reich, Thon durch die überaus zahlreich auf öfterreichiiches Gebiet 
übergetretenen chriftlichen Wlüchtlinge, große Sorge. Die drei Kaiſer⸗ 
reiche, Defterreich, Rußland und Teutfchland, geben fich große Mühe, 
den Aufftand nicht zu einem völligen Ausbruch der orientalischen 
Trage fich geftalten zu Taffen und Haben babei der djterreichiichen 
Regierung eine Art Leitender Rolle übertragen. Das Ziel derjelben 
fcheint dahin zu gehen, die Autorität der Pforte und damit den 
status quo im Großen und Ganzen aufrecht zu halten, zugleich aber 
dafür zu forgen, daß den nur allzu gerechten Klagen und Beſchwer— 
den der aufftändifchen Bevölferungen wirklich -und nicht bloß zum 
Schein und zwar auf die Dauer abgeholfen werde. Oeſterreich will 
für fich feinerlei Annerionen und Rußland fcheint 3. 3. ohne NRüd- 
gedanken Defterreich machen zu laſſen und dasſelbe gleichfall3 un= 
eigennüßig zu unterjtüßen. 

15. Auguft. (Oefterreich: Böhmen.) Der Cardinalerzbifchof 
bon Prag, Fürſt Schwarzenberg, feiert fein Inthronijationzjubiläum 
mit großem Pomp. Sazjelbe legt indeß die Echwäche der eigentlich 
clericalen Partei jelbjt in Prag ziemlich deutlic) an den Tag. 

23. Auguftl. (Ungarn: Eroatien.) Eröffnung des Landtag?. 
Tas an denfelben gerichtete kgl. Refeript (Thronrede) erwähnt der 
Vorgänge in der benachbarten Herzegowina mit feinem Worte. 

25. Auguft. (Defterreich: Galizien.) Ein Congreß der Ru—⸗ 
thenen in Halicz bringt eine vollftändige Ginigung der Ruthenen 
Galiziend und der Bukowina, fowie eine ftrammere Organifation 
der gejammten Partei zu Stanbe. 


26. Auguft. (Ungarn: Croatien.) Landtag: Eine Interpel⸗ 
lation der ultra⸗nationalen Oppofition bezüglich Unterftüßung der 
Flüchtlinge und Verwundeten aus der Herzegowina beantwortet ber 
Banus dahin, daß diefe Angelegenheit nicht zu feiner Competenz 
gehöre. 


30. Auguft. (Ungarn: Eroatien.) Landtag: mildert die von 
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einer Kommiffion vorgejchlagene Adreſſe an den Kaiſer bezüglich der 
Herzegowina ſehr weſentlich. Makanec, der Führer der Ultranatio- 
nalen, legt in Folge davon fein Diandat nieder. Ter Landtag wählt 
die croatiſche Teputation in ben ungarischen Landtag jo ziemlich 
in Webereinftimmung mit den Wünfchen der ungarischen Regierung. 
Schluß der Eeifion. 

31. Auguft. (Ungarn.) Eröffnung des Reichſtags. Die Thron» 
rede bringt auch jeßt noch nicht ein lares und beftimmtes Programm 
Tisza's. 

2. September. (Oeſterreich.) In Wien wird eine von deut⸗ 
Ichen Reichgangehdrigen beabfichtigte öffentliche eier des Eedantages 
verboten. Der deutjche Botjchafter Iehnt es ab, für die Petenten zu 
interveniren. Das Verbot wird durch Abhaltung einer Privatfeier 
umgangen. 

— Eeptember. (Dejterreih-Ungarn.) Die Zahl der chrift« 
- Tichen Flüchtlinge aus ber Herzegowina und Boanien beträgt bereits 
über 100,000 Köpfe. 

18. September. (Ungarn.) Unterhaus: genehmigt mit großer 
Mehrheit die ihm vorgelegte Antwortsadreſſe an den Kaifer, lehnt 
Dagegen eine ſolche der Nationalitäten-Partei, die fich einläßlich mit 
der Trage der Herzegowina und Bosniens befchäftigt, faft einftimmig 
ab. Die angenommene Adreſſe Tautet jehr Ioyal und im Wejent- 
lichen folgendermaßen: 

„+ Was die 1867 und 1868 auf aebn Jahre abgeichloffenen und 
während des gegenwärtigen Reichatages in Berathung zu nehmenben Verträge 
betrifft, jo können wir Ew. Majeftät verfihern, dab für unfere hierauf be: 
aüglicen Beſchlüſſe die aufrichtige Treue und Anhänglichkeit an Ew. Majes 
tät, das Wohl unferes Heiß geliebten Baterlandes und die Rückſichten der 
Billigkeit maßgebend fein werden. Auch wir jehen in ber Reciprocität ber 
Billigkeit die Höchfte Garantie der befriedigenden Köfung. Mit lebhafter Freude 
erfüllt unſere Bruft Ew. Majeftät ermuthigende Soffnung, daß der Friede 
trotz der in jüngſter Zeit aufgetauchten Ereigniffe nicht geſtört werden wird. 
Ew. Majeftät fucht und findet im Glück Ihrer treuen Völker die Kraft bes 
Thrones und des Staates. Eine Hauptbedingung dieſes Glücks ift der dauernde 
Triebe. Wir glauben, wir hoffen, daß es Ew. Majeftät gelingen werde, den⸗ 
jelben allen möglicden Wirren gegenüber dauernd zu erhalten. Nach dem, 
was in Folge Ew. Majeftät eigener Initiative im Intereſſe der Provinciali⸗ 
firung der Militärgrenze in jüngfter Zeit geſchehen ıft, müflen wir nur bass 
jenige wiederholen, was bezüglich ber vollftändigen Wiederherſtellung ber 
territorialen Integrität ber h. ungariſchen Krone in den Adreſſen ber letzten 
Reichdtage enthalten war. Bei dieſem antafi geben wir bloß unjerer Meber- 
zeugung Ausdrud, daß die Weisheit Ew. Maseftät zur gehörigen Zeit und 
Gelegenheit die Modalitäten finden wird, welche zur Abwendung der auch 
bon uns wohlgelannten in dieſer Beziehung obwaltenden Schwierigteiten noth⸗ 
wendig find. Allerdurchlauchtigfter Herr! Wir Haben während ber lebten 
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Jahre bie fih immer wieder erneuernden Beweiſe der Güte und Weisheit Ew. 
Majeftät erfahren; geftatten nun Ew. Majeftät, da wir in der gegenwärtigen 
eruften Lage des Landes und mit ganzem Vertrauen wieder borthin wenden, 
wo die Nation in kritiſchen Augenbliden Troft und Hülfe fand — an das 
väterliche, gütige Herz, an ben conftitutionellen Sinn und an ben erhabenen 
Geiſt Ew. Majeſtat.“ 

20. September. (Ungarn.) Unterhaus: Der Finanzminiſter 
Szell legt demſelben einen Geſetzesentwurf betr. Einführung einer 
allgemeinen Einkommenſteuer vor. Nach demſelben wären für 1876 
3'/s Procent Einkornmenfteuer zu entrichten. In Zukunft wird ber 
Einfommenfteuer-Procentfag von Jahr zu Jahr durch bie Xegie- 
lative in dem Budgetgeſetze feſtgeſtellt. Die allgemeine Einfommen- 
fteuer ift in ihrem ganzen Belaufe Staatäfteuer, nach welcher ein 
Sommunalzufchlag nicht ausgetvorfen werden kann. Der Motiven- 
bericht betont die Nothwendigkeit, zur Herjtellung des Gleichgewichts 
im Staatshaushalte größere Opfer zu bringen. Der Finanzminifter 
berechnet den Ertrag der Steuer auf 8 Mil. Gulden. 


21. September. (Dejterreich-Ungarn.) Zujfammentritt der 
Delegationen in Wien. Denjelben wird das gemeinfame Budget für 
1876, aber fein fog. Rothbuch, fondern nur eine Sammlung han⸗ 
belöpolitifcher und diplomatifcher Aktenſtücke vorgelegt. 


Die Geſammtſumme des Erforbernifjes des Budgets pro 1876 beträgt 
im Ordinarium 107,586,686 fl. (um 220,757 fl. weniger ala 1875), im 
Ertraordinarium 7,140,798 fl. (um 2,053,530 fl. mehr ala 1875), zulammen 
114,727,184 fl. (um 1,903,161 fl. mehr ald 1875). Nach Abzug der eigenen 
Einnahmen ber gemeinfamen Minifterien per 5,222,704 fl, und des Zollge⸗ 
fälle-Aeberſchuſſes per 14,251,000 fl. verbleibt ein zu deckendes Gelammts 
erforderniß von 95,253,780 fl., wovon 65,344,093 fl. auf Oefterreich und 
29,909,687 fl. auf Ungarn treffen. Außerbem beanfprucht eine befondere, von 
einer Denkſchrift begleitete Vorlage de3 gemeinfamen Kriegaminifteriumd zur 
Beſchaffung neuen Feldartillerie-Materials (Uchatius-ſtanonen) 17,797,000 fl., 
und zwar für 1876 als erfte Rate einen Betrag von 8'/s Mill. Gulden. 

22. September. (Defterreich-Ungarn.) Auf die huldigen⸗ 
den Anfprachen der ungarifchen und öfterreichifchen Delegation ant= 
wortet der Kaifer: 

„Die Berfiherungen treuer Exgebenheit nehme ich mit aufridjtigem 
Dante entgegen. Ich rechne auf Ihren wiederholt erprobten Patriotismus 
und bin überzeugt, Sie werben bie Regierung in Allem unterftüßen, was 
zur Sicherung ber aonarsie und unbedingten Wahrung ihrer Intereſſen 
nothwendigeerjcheint. Die Bervegung, welche in einigen Provinzen des türfi: 
ſchen Reiches entftanden ift, muß durch die unmittelbare Nachbarjchaft und 
die daraus entjpringenden vielfachen Beziehungen die Monarchie in eriter 
Linie berühren. Unſer herzliches Verhältniß zu den beiden großen Nachbar: 
reichen, fowie die freundlichen Beziehungen zu ben anderen Staaten lafien 
jedoch die Hoffnung begründet erfcheinen, daß troß dieſer Ereignifle ſowohl 
bie Ruhe der Monarchie ala der Friede Europas erhalten bleiben wird. 


[3 


“ weht ift und daß der Leiter die 
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22. Eeptember. (Defterreich.) Yufammentritt der deutſchen 
Naturforscher und Nerzte in Graz. 

Bei dem Feſtbankett derielben bringt Landeshauptmann von Kaiſer⸗ 
feld einen Tooft auf das Zufammenhalten Deutſchlands und Defterreichd und 
auf alle Naturforfcher, Hofrat NRineder (Bayern) einen foldhen auf das 
„deutiche Graz" aus, worauf der Etatthalter Baron Kübel das Mort er: 
greift, um das „Öfterreichiiche Graz“ Hochleben zu laſſen. Ter Grazer Advo⸗ 
fat Dr. Kosjek erklaͤrt daran, daß deutich und dfterreichiich identiſch und 
untrennbar ki. Der Statthalter verläßt daraufhin den Eaal, was eine Auf: 
regung hervorruft, die fich erft nach und nach im engeren perjönlichen Ber 
febr mäßigt. " 

24. Eeptember. (Oeſterreich-Ungarn.) Ungarifche Delega- 
tion: Graf Andraſſy erklärt im Ausſchuß für die auswärtigen An— 
gelegenheitenauf eine Interpellation über die Bewegungen im Orient: 

„Kür die volle Wahrung der eigenen Intereſſen glaube er Bürgichaft 
übernehmen zu können. Was die auf Vermeidung der Wiederholung folcher 
Greigniffe gerichteten Veftrebungen betreffe, jo fänden diejelben in den Grenzen 
der Berechtigung und Möglichkeit ihre Beichräntung. Er Hoffe, daß auch 
innerhalb diefer Grenzen der Erfolg ein guter fein werde.“ 


25. September. (Ungarn.) Deak erflärt in Folge momentan 
eigetretener Befjerung feiner Geſundheitsumſtände, doch wieder in den 
Reichstag eintreten zu wollen. 


28. September. (Defterreich= Ungarn.) Defterreichifche De⸗ 
legation: Der Finanzminijter de Pretis gibt derjelben eine Darlegung 
der Öfterreichilchen Finanzlage. Diejelbe ijt keineswegs ganz befrie- 
digend; in Folge der eventuellen Bewilligung der Uchatiuskanonen 
u. dal. wird dag Budget Cisleithaniens für 1876 ein ſehr erheb- 
liches Deficit ausweiſen. 

— Geptember. (Defterreih-Ungarn.) Ungarische Delega= 
tion: Der Ausſchuß für auswärtige Angelegenheiten ftellt feinen Be⸗ 
richt an dag Plenum fell. Derſelbe enthält bezüglich der Verwicke— 
lungen in der Türkei folgenden Paſſus: 

„Mit Freuden conftatirt ber Ausſchuß, daß bie internationale Politik 
ber Öfterreichiich-ungarifchen Regierung von dem Geifte des Friedens durch⸗ 

Br Politik, fo oft fich hiezu Gelegenheit dar: 
bot, den Einfluß der Monarchie in dieſem Geifte geltend gema t Bat. Da be: 
züglich der orientalifchen Angelegenheiten der Ausſchuß der Meberzeugung ift, 
bob die öſterreichiſch-ungariſche Monarchie Teinerlei Intereſſe hat, welches 
eine Veränderung ber territorialen Berhältniffe im benachbarten Oriente 
nothivendig machen würde, To kann der Ausſchuß nur mit Befriedigung und 
Vertrauen jene Politik begleiten, welche die Leitung ber auswärtigen Ange: 
legenpeiten den orientalifchen Ereigniffen gegenüber bisher befolgt hat. Nach: 
dem jedoch eine Hauptbedingung für den Erfolg dieſer Politik darin liegt, 
daß die Hohe Pforte durch zweckmäßige Verfügungen jenen bedauerlichen Zu: 

änbden ein Ende mache, welche die Quelle der in einigen Theilen de3 türkis 
chen Reiches, namentlich an ber füdlichen Grenze der öſierreichiſch-⸗ ungariſchen 
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Monarchie fih immer wieder erneuernden Wirren bilden, jo konnte der Aus⸗ 
\önb ebenfalld nur mit unbedingter Billigung jene Thatſache aufnehmen, 

& die Öfterreichifch-ungarifche Regierung — unter Reipeltirung des Anſehens 
ber Pforte und des Principes der Nichtintervention — aud nad) 
diefer Richtung Hin ihren Einfluß geltend macht, und zwar nicht aus dem 
auch von ung Fir entjchieden verwerflich gehaltenen Geſichtspunkte, ala 
ob irgend eine europäiiche Macht berechtigt wäre, über die zwifchen einer 
anderen Macht und deren Unterttanen obſchwebenden Berhältnifie zu richten, 
jonbern aus dem durchaus richtigen Geſichtspunkte, daß jene Wirren im Orient 
ie an den S u diefer Ereigniffe grenzenden Theile un ſerer Monarchie 
fortwährend beunrubigen und in furzen Zwiſchenräumen immer twieder bie 
Anordnung neuer VBorficht?- und anderer nicht minder Foftipieliger Maßregeln 
nothwendig Hr Ter Ausſchuß zweifelt nicht, daß die auswärtige Poli 
tit der Monarchie auch fernerhin in Diefer richtigen Richtung verbarren 
werde, uud bittet die geehrte Delegation, diefer Erwartung auch ihrerſeits 
Augdrud geben zu wollen.“ 


— Ceptember. (Defterreich.) Das öfterreichifche Minifterium 
bat die beiden Memoranda der ungarifchen Regierung über die Banf- 
frage und über die Verzehrunggfteuer ſchon vor einiger Zeit in ent» 
Tchieden ablehnendem Einne beantwortet. Der dfterreichifche Finanz» 
minifter bezeichnet die Regelung der Valuta als die VBorbedingung 
jeder Löfung der Bankfrage. Bezüglich der Verzehrungsſteuer bemerkt 
berjelbe, daß die gegenwärtige Art der Verrechnung eine ber Bebing- 
ungen gewejen jei, unter denen die cisleithaniſche Reichshälfte die 
Quote von 70 Procent auf fich genommen babe. 


4. Oktober. (Defterreich: Bukowina.) Hundertjährige Jubel: 
feier der Vereinigung der Bukowina mit Defterreih und feierliche 
Gröffnung einer deutfchen Univerfität in Czernowitz. 


9.—12. Oktober. (Defterreih-Ungarn.) Die ungarifche ſo⸗ 
wohl ala die öfterreichifche Delegation bewilligen die von der Regie= 
rung im außerordentlichen Militärbudget geforderten 17 Millionen 
Gulden für die Umwandlung des Artillerie» Material3 nach dem 
Uchatiusſyſteme ohne Abzug. 

Der Bericht des Finanzausſchuſſes der öfterreichiichen Delegation über 
das Ertra-Ordinarium des friegaminifteriellen Boranfchlages enthält mehrere 
intereffante Stellen. Der Ausſchuß bezeichnet ala den Grundſatz, don dem 
er fich bei feinen Anträgen leiten ließ, daß er „an dem durch die financiellen 
und wirthichaftlicden Verhältniffe unvermeidlich vorgeichriebenen Princip feſt⸗ 
hielt, nur das unmittelbar Dringende und unabweislich Nothwendige zur 
Bewilligung zu beantragen, wobei allerding3 die Anjoanung maßgebend fein 
mußte, daß eine netuilligung von Anfprüchen, die dahin abzielen, für die 
Zukunft zu verhindern, daß die Armee abermals überlegenen Waffen gegen: 
überftehen könnte, durch die Pflicht der ftaatlichen Selbiterhaltung rüdhalt 
108 und aan Heinliche Beichränkung vor Allem in ziwingender Weife geboten 
jet.” Dieſe letztere Rücficht bezieht fich auf die Kanonenforderung“ von 
17 (für 1876 von 8!) Millionen. Der Bericht conftatixt, daß fich den auge 
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gewieſenen Wirkungen ber neuen Kruppichen Kanonen gegenüber „das jet 
in Oefterreich verwendete Gejchüß Teinen Augenblid im Feuer zu behaupten 
vermag“, und betont in nachdrüdlichiter Weile, dat die Verantwortung für 
die technische Prüfung des borgechlagenen Feldartillerie:Materials (Uchatius) 
und für die Gleichmäßigkeit in der Erzeugung desſelben vom Reichs-Kriegs⸗ 
minifter übernommen wurde. Der Bericht jagt hierüber: „Die Kriegsverwal⸗ 
tung bat durch den Striegaminifter die volle und ausſchließliche Verantwor⸗ 
tung für die Nothwendigkeit und Zweckmäßigkeit der Beſchaffung bes neuen 
Teldartillerie-Materials, jo wie für die gelicherte Art ihrer Durchführung 
um jo mehr übernommen, ala diejelbe in diefem Falle nur fie allein treffen 
kann und als diefe Verantwortung die Kriegs-Verwaltung um jo ſchwerer 
trifft, da im Falle eines Mikerfolges bei der von ber Kriegs-Verwaltung jept 
fo dringend empfohlenen Belhaflung eines neuen Feldartillerie-Materials 
dieſer nebſt der financiellen Belaſtung der Gegenwart das Verderben des 
Vaterlandes auch in ſeinem geſicherten ſtaatlichen Beſtande unaufhaltſam 
nach ſich ziehen müßte, und es muß an dieſer Stelle wiederholt betont werden, 
daß der Kriegsminiſter für die Kriegs-Verwaltung die volle, ausſchließliche 
Verantwortung hiefür rüdhaltlos übernommen hat.” Der Bericht verkennt 
aber nicht, daß für die financielle Seite der Frage die Delegation die Ber: 
antwortung mit der Kriegs⸗Verwaltung zu theilen habe. Er betont die wenig 
erfreulichen Mittheilungen, bie dem Ausſchuſſe aus ber Vernehmung bes 
Finanzminiſters de Pretis über die financielle Zage der weitlichen Reichshälfte 
geworden find. Wie tief der Finanzausſchuß bie ökonomiſche Verantwortung 
betreff3 der Bewilligung des ın Rede ftehenden außerordentlichen Anſpruches 
empfand, jo mußte doch „nach unbefangener Prüfung der ganzen Sachlage 
da3 Cine außer Zweifel fein: die Wehrlofigkeit des Staates durfte aus finan⸗ 
ciellen Gründen weder befretirt, noch deren raſche Beleitigung gerade bei fried⸗ 
lichen Augfichten in Heinlicher Weiſe verzögert werden.” Die Conſequenz 
biejer Prüfung der Berhältniffe Liegt in dem Antrage des Finanz-Ausſchuſſes, 
die Ranonen«forberung von 8,500,000 fl. zu bewilligen. 


12. Oftober. (Dejterreich: Böhmen.) Die Jungezechen er- 
leiden bei den Erneuerungswahlen zum Reichstage wiederum eine 
volljtändige Niederlage, ohne indeß darum, wie es fcheint, den Muth 
zu verlieren. 

16. Oftober. (Ungarn) Der Minifter des Innern, Tisza, 
tritt durch) Ernennung bes Kaiſers an die Stelle bes bisherigen Mi- 
nifterpräfidenten Baron Wenkheim und damit auch formell an die 
Spitze des Cabinets. 

17. Oktober. (Oeſterreich-Ungarn.) Die Delegationen einigen 
fich durch gegenſeitiges Nachgeben über alle Punkte des Budgets für 
1876 bis auf einen, der unentſchieden gelaſſen und auf's nächſte Jahr 
vorbehalten wird. Der Kaiſer ſanctionirt ſofort ihre Beſchlüfſſe. 


Schluß der Seſſion der Delegationen. 


Nach dem Finanzgeſetz beträgt das geſammte ordentliche Erforderniß für 
1876 101,408,179 fl., dag geſammte auberorbenttiche Erforberniß 14,437,134 fl., 
zufammen alfo 115,845,331 fl. Werden hievon die mit 12,000,000 fl. präli= 
minirten Einnahmen des Zollgefälls abezogen, jo verbleibt ein unbebedtes 
Seiammterfordernig von 103,845,331 fl. Werden von dieſem Betrage die zu 
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Laften Ungarn vorweg abzurechnenden zwei Procent mit 2,076,906 fl. ab: 
gerechnet, do bleibt ein burch die Cuotenbeiträge anfzubringendes Gelammt: 
erforbernig von 101,768,424 fl. An diefem Betrage participirt die cigleithas 
niſche Neichahälfte mit 70 Procent, d. i. 71,237,897 fl., während auf die 
Länder der ungarifchen Krone 30 Procent, d. i. 30,530,527 fl. entfallen. 

19. Oftober. (Defterreih.) Abg.-Haus: Der Finanzminijter 
de Pretis legt demjelben das Budget für 1876 mit einem längeren 
Grpofs vor: 

Die Stantdausgaben betrügen 403,869,876, um 21,587,827 mehr ala 
im Sahre 1875, die Staatzeinnahmen jeien mit 378,941,953, um 5,852,054 
höher ala im Jahre 1875, angefett. Tas Zeficit pro 1876 betrage 24,927,923, 
fei mithin gegen das Vorjahr um 15,735,773 höher. Tas Heutige Präliminare 
unterjcheide fich von dem früheren dadurch, daß zur Deckung ded größten: 
theils durch dad außergewöhnlich Hohe Exrtraordinarium veranlaßten Ab: 
ganges theilweiſe wenigften® der öffentliche Eredit beansprucht werden müßte. 

20. Oktober. (Ungarn.) Unterhaus: Der Finanzausſchuß be= 
enbigt feine Berathungen über da8 Budget für 1876 und ftellt das⸗ 
jelbe auf 234,425,854 fl. Ausgaben und 224,776,363 fl. Einnahmen 
feſt. Hienach verbleibt ein durch Anlehen zu deckendes Deficit von 
9,649,481 fl. Der Finanzausſchuß beichließt, die Erhöhung der 
Steuern um 8 Mill. Gulden im Princip anzunehmen. 


— Oktober. (Oeſterreich.) Abg.-Haus: Die verjchiedenen 
Clubs berathen fich über die von einem anfehnlichen Theile des 
Haufes mit großem Eifer betriebene Schutzzollfrage. Tag Ergebniß 
ift indeß ſchon jet der Art, daß es den Schutzzöllnern mißlungen 
ift, da Haus im erjten Anlauf zu einer großen Tchußzölnerifchen 
Action fortzureißen. 


23. Oktober. (Defterreich: Galizien.) Die Regierung bricht 
dem im Abg.:Kaufe des Reichsraths zur Berathung jtehenden An— 
trag Wildauer’3, ber den partikulariftifchen Widerftand Tyrols und 
Galiziens gegen das allgemeine Echulgeje brechen will, bez. Ga⸗ 
liziend die Epibe ab. 

Schon vor längerer Zeit nämlich Hatte (f. 1. März) der Tyroler Abg. 
MWildauer im Abg.⸗Hauſe einen Antrag eingebracht, der darauf abzielte, den 
Staat in den Voübeſitz jenes Schulauffichtärecht3 twieder einzuſetzen, das ihm 
durch die Reichsgeſetgebung gewährleiftet, in befien Ausübung er jedoch im 
Lande Tyrol durch die Mebergriffe des Clerus wefentlich beeinträchtigt wird. 
Ter —8 des Abgeordneſenhauſes, dem dieſer Antrag zugewieſen wurde, 
erinnerte ſich indeß, daß eine ſolche Beeinträchtigung der ſtaatlichen Schul⸗ 
aufficht nicht bloß in Tyrol ſich mißbräuchlich rausgebildet habe, ſondern 
auch in Galizien beſtehe, und in letzterem Lande zwar in aller Form Rechtens, 
indem Graf Beuſt ſeiner Zeit den Polen als Entgelt für ihren Eintritt in 
ben Reichsrath eine kaiſerliche Verordnung vom 25. Juni 1867 erwirkt hatte, 
welche den autonomen galizifchen Landesſchulrath mit weitgehenden Borzechten 
ausjtattete. Gegen dieſes Privilegium der Polen wurde nun der Antrag 
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Mildauer zugefpikt und in dieſem Sinne amenbirt. Dadurch erhielt aber, 
wa? von Haus aus ziemlich den Charakter einer harmloſen Demonftration 
hatte, eine politifche und nicht umbedenfliche Bedeutung. Tie Polen beftans 
ben auf ihrem Schein und drohten den Reicherath zu verlaſſen, wenn ihnen 
ein durch failerliche Verordnung gewährtes Vorrecht abgefprocdhen würde. Um 
diefe Seceifion, die der Eache der Verfafjung nicht frommen fonnte, zu ver: 
hüten, bewog das Minifterium die Verfaffungspartei, die Berathung des Ans 
traged Wildauer außzufeßen. Heute aber ließ fich ein fernerer Aufſchub nicht 
erzielen. Da erjcheint eine neue Taiferliche Verordnung, welche verfügt, daß 
fünftighin die Ernennung der Direktoren an ben Naatlichen Mittelichulen 
in Galizien durch den Kaiſer und jene ber Lehrer durch den Minifter für 
den Unterricht zu erfolgen habe, alfo nicht wie bisher im Mege der Landes: 
behörbde. Turch diefe Verordnung erfcheint aufgehoben, was damals gewährt 
wurde, und ber Streit, ob der Reichsrath bag Necht habe, eine Taiferliche 
Entſchließung zu derogiren, ift gegenftandalos geworden. Dadurch entfällt 
auch das Amendement, ba3 ber Ausſchuß zum Wildauer'ſchen Antrage ftellte 
und welches die Quelle Heftiger polnifcher Beſchwerden geworden war. 


29. Oktober. (Defterreich.) Abg.-Haus: Die Regierung legt 
demjelben das von früheren Minifterien wiederholt angefündigte, 
aber niemal® vorgelegte Eifenbahnprogramm endlich vor. 


Formell geſchieht dies durch eine Greditvorlage, in welcher die Regie: 
rung für die von ihr zumächlt ala ar erfannten Hauptbahnen: bie 
Donau⸗Uferbahn, die Arlberg:, Predilbahn, ferner für die normaljpurigen 
Lokalbahnen: Bozen-Meran, Kriegsdorf-Römerftadt, Czernowicz-Nowoſielica, 
ferner für die Icmatipueigen Secundärbafnen: MürzzufchlagNeuberg, Cilli⸗ 
Unterdrauburg-Wolfaberg, Freudenthal⸗Freiwaldau, für das Jahr 1876 einen 
Credit von 12,350,000 fl., ferner für den Ausbau der fchon im Bau befinds 
lien Staatsbahnen u. |. f. einen Credit von 11,350,000 fl., in Summa 
le ben beträchtlichen Betrag don 23.7 Mill. beanſprucht. Der Wichtigfeit 
diefer Vorlage, welche sn eine Reihe von Jahren hinaus ben Öfterreichiichen 
Stantzjädel mit dem Gelammterfordernik von 76.5 Mill. belajtet und Das 
öfterreichiiche Eifenbafnnet um rund 200 Meilen vergrößert, entfpricht die Mo: 
tivirung, welche der Handelminiſtet Ritter v. Chlumekky der Vorlage ſelbſt bei: 
gibt, und in der er das eigentliche Eifenbahnprogramm, d. h. die Grundzüge, 
von denen fid) die Regierung in Zukunft in Eijenbadnfragen leiten vaflen 
wird, entividelt. Mit großer Schärfe beleuchtet der Minifter zunächit die 
bisherigen Mängel de3 Eiſenbahnbaues, und die Berurtheilung der plan= nnd 
ziello8 mit und ohne Staatjubvention ertheilten Eifenbahnconceifionen, mit 
einem Worl: der Kirchthurmpolitik auf dem Gebiete des Eiſenbahnweſens, bes 
auf diefem Gebiete getriebenen Finanzſchwindels u. ſ. f. erfolgt in ſchonungs⸗ 
Tofefter, vom Haufe beifälligft begrüßter Weife. Im der Sache ſelbſt unters 
ſcheidet dev Minifter zwei Wege, die von nun ab die Regierung zur Reform 
des Eiſenbahnweſens betreten will. Zunächſt fol im Wege der Legislative 
durch ein neues Erpropriationägejeß, durch eine neue Betrieb3ordnung, durch 
ein Conceffionagefet den bisherigen Mikbräuchen ein Tamm gejeßt werben. 
Ein interefjantes Schlaglicht auf diefe letzteren wirft die Bemerkung des Mis 
nifter3: die don ihm ala Bahnen zweiten Rangs (Xofalbahnen) bezeichneten 
Linien nur dann concejfioniren zu tollen, wenn ber Grund und Boden von 
ben zunächſt Antereifirten unentgeldlich oder zum niedrigften Preife hergegeben 
iwerbe, weil, wie der Minifter behauptet, man ſelbſt bei den aus den betref⸗ 
fenden Diftritten am meiften begehrten Linien ben fchließlichen Bau zum Ges 
genftand der unerhörteften Ausbeutung bei der Grundeinlöfung gemacht habe. 
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Die Grundfäke zur Sanirung der beftehenden nothleidenden Bahnen athmen 
ben gleichen Geift der ftrengen Wahrung ber öffentlichen Intereſſen; in das 
Detail ber Verhandlungen glaubt indeß ſich der Minifter nicht einlaflen zu 
bürfen, dba fonft, bei Annahme gewiſſer principieller Punkte, die Anfprüche 
an ben Staat fofort in die Höhe fchnellen würden; noch weniger glaubt er 
e3 als Norm ausſprechen zu jollen, daß der Betrieb diefer unter fich vereinig- 
ten nothleidenden Bahnen abfolut einigen großen Berkehräunternehmungen 
zufallen müſſe, im Gegentheil wolle er ſich vollfommen freie Hand gewahrt 
willen, um das Intereſſe des Staates und des Verkehrs überall entichieden 
zur Geltung zu bringen. 

Anf. November. (Dejterreih-Ungarn.) Ein Artikel des of- 
fictellen „ruffiichen Regierungs-Anzeigers“ bezüglich der orientalifchen 
Frage macht Aufjehen und erregt vielfach Beunruhigung, indem man 
darin eine entfchiedene Schwenfung der ruffifchen Politik in dieſer 
Trage angedeutet fehen will. Die officidfen Organe der öſterreichi⸗ 
chen Regierung erklären jedoch übereinftimmend, daß dies nicht der 
Tall ſei und daß Oefterreih und Rußland bezüglich der Türkei noch 
immer durchaus Hand in Hand gingen. 

4. November. (Dejterreich.) Abg.-Haus: Eine Conferenz von 
Delegirten der verfchiedenen Fractionen des Hauſes einigt fich über 
eine Interpellation an dag Minijterium in gemäßigt ſchutzzöllneri— 
Ihem Sinne. Inzwiſchen treten auch die Anhänger des Freihandela- 
princips zufammen und erlaflen ein Programm, dem ca. 50 Mit- 
glieder beitraten. 

4. November. Ungarn.) Wiederzufanmentritt des Reichstags. 

6. November. (Ungarn.) Unterhaus: Die Regierung Iegt 
demſelben ein Geſetz betr. Einführung der Civilehe und der Civil- 
ftandsregifter vor. Der erjtere geftattet Ehen zwiſchen Juden und 
Chriften, fowie die Wiederverehelichung gejchiedener Katholiken bei 
Verweigerung der erforderlichen-Tirchlichen Dispenfationen. 


12.—15. November. (Dejterreich.) Abg.-Haus: Debatte über 
den Antrag Wildauer betr. Durchführung des Schulgefehes auch in 
Tyrol. Bei der Generaldebatte |prechen fich Polen und Tyroler fehr 
heftig gegen den Antrag aus und erflären, fi) an der Specialdebatte 
nicht betheiligen zu können. Die Regierung erflärt den Antrag ihrer- 
ſeits für nicht opportun. Das Haus bejchließt mit großer Mehrheit 
(der gefammten Berfaffungspartei) gegen die Polen, die Tyroler und 
die jog. Rechtspartei, in den Antrag einzutreten. Die Minderheit 
verläßt das Haus. Der Antrag wird hierauf durchberathen und 
mit allen Stimmen gegen bie der Minifter angenommen. Die Polen, 
Tyroler und die NRechtspartei kehren wieder an ihre Pläße zurüd. 
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Der Unterriht3minifter Stremayr geißelt ben von ber polnis 
chen Fraktion ausſchließlich hervorgefehrten nationalen Standpunkt in der 
Schulfrage, und conftatirt, daB jener erclufive nationale Standpunft die befte 
Begründung dafür bilde, daß Lie Regierung als höheres unparteiifches und 
zein fachliches Organ die bisher vom nationalen galizifchen Landesſchulrathe 

eübten Rechte an fich zog. In der Sache felbft befennt die Regierung ziems 
ich offen Dane: der Unterrichtäminifter läßt weder die von der Rechten vers 
ſuchte Ein Grün ber Reichsrathscompetenz zu, noch Tann er in Abrede 
ftellen, daß der Wildauer’fche Antrag ſachgemäß fei; allein er erflärt ihn ala 
nicht opportun, und zwar mit der ziemlich beftechenden Motivirung: daß die 
Schulgefeßgebung in Tyrol zu ihrer vollen Turchführung doch der Landes: 
gefeßgebung bebürfe, und diefer Faktor in den wichtigften Fragen, wie jene 
der Errichtung nener Schulen, Befoldung, Penſionirung der Lehrer u. f. f., 
auch durch dag Neichagejeb nicht Fönne umgangen werden. Zudem fei ja die 
durch dad Geſetz beabfichtigte Drganifirung der Schulauffichtäbehörden in —* 
thatſächlich ſchon vorhanden. 

23. November. (Oeſterreich.) Im Anſchluß an die von 
Dr. Fiſchhoff in der Wiener „Neuen Freien Preſſe“ eingeleitete Agi⸗ 
tation für Verminderung ber Militärausgaben nicht bloß in Defter- 
reich, Tondern in Europa Überhaupt, und nicht durch Einwirkung auf 
die Regierungen, fondern durch ein Einverftändniß der Volksreprä⸗ 
fentationen der verfchiedenen Länder befchließt der Wiener Gemeinde- 
rath, eine Petition an den Reichgrath zu richten, dahin gehend, „mit 
allen Mitteln auf die Erzielung einer den Finanzkräften des Staat? 
entiprechenden Heeresreduftion hinzuwirken“. Dieje Petition bleibt 
bis zum Schluß des Jahres das einzige Refultat der Agitation des 


Dr. Fiſchhoff. 

24. November. (Defterreich.) Der Cardinal-Erzbilchof Rau» 
cher von Wien f. 

24. November. (Defterreich: Galizien.) Der Kaifer ernennt 
den Fürften Potodi zum Statthalter von Galizien an die Stelle des 
verftorbenen Grafen Goluchomwäli. 

26. November. (Defterreich.) Abg.-Haus: lehnt eg ab, einen 
Antrag des Abg. Kopp auf Trennbarfeit der Ehe auch für Katho- 
lien an einen Ausſchuß zu veriveifen. 

Der Handelsminiſter Chlumezfi beantwortet die Schutzzoll⸗ 
Sinterpellation (vom 1. d. M.) dahin: 

Der Minifter des Aeußeren werde ber bereit? im Laufe des Monats 
Oktober an ihn gerichteten Aufforderung der Regierung, den Handelövertrag 
mit Ingland nebft der Nachtragconvention, ſowie den Handelsvertrag mit 
Frankreich noch vor Ablauf diefed Jahres zu kündigen und die beutjche Res 
gierung zur Revifion des Handels⸗ und Zollvertrages noch vor dem Eintritt 
des Kündigungstermins zu beivegen, allernächſtens entiprechen. Nach erzielter 
Uebereinftimmung mit Ungarn und nach ——— er die Grundlagen 

an 


eines neuen Handels⸗ und Zollvertrages mit Deut d und Frankreich 
werde das Beltreben der Regierung darauf gerichtet fein, einen neuen Zoll: 
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Die Grundfäße zur Sanirnng ber beftehenden nothleidenden Bahnen athmen 
ben gleichen Geift der ftrengen Wahrung ber öffentlichen Intereſſen; in das 
Detarl der Verhandlungen glaubt indeß fich der Minifter nicht einlaffen zu 
dürfen, da fonft, bei Annahme gewiſſer principieller Punkte, die Anſprüche 
an ben Staat fofort in die Höhe ſchnellen würden; noch weniger glaubt er 
e3 ala Norm ausfprechen zu jollen, daß der Betrieb diefer unter fich vereinig⸗ 
ten nothleidenden Bahnen abjolut einigen großen Berkehraunternehmungen 
zufallen müfle, im Gegentheil wolle er fich vollfommen freie Hand gewahrt 
wiffen, um das Intereſſe de Staates und bed Verkehrs überall entjchieden 
zur Geltung zu bringen. 

Anf. November. Oeſterreich-Ungarn.) Ein Artikel des of- 
ficiellen „ruffiichen Regierungs-Anzeigers“ bezütglich der orientalifchen 
Frage macht Auffehen und erregt vielfach Beunruhigung, indem man 
darin eine entichiedene Schwenfung der ruffifchen Politit in Diefer 
Frage angedeutet fehen will. Die officidfen Organe der dfterreichi= 
chen Regierung erklären jedoch übereinjtimmend, daß dies nicht der 
Tall fei und daß Defterreich und Rußland bezüglich der Türkei noch 
immer durchaus Hand in Hand gingen. 

4. November. (Dejterreich.) Abg.-Haus: Eine Conferenz von 
Delegirten der verfchiedenen Fractionen des Haufes einigt fich über 
eine Interpellation an dag Minifterium in gemäßigt jchußzöllneri- 
fchem Sinne. Inzwiſchen treten auch die Anhänger des Freihandels— 
principa zufammen und erlaffen ein Programm, dem ca. 50 Mit: 
glieder beitraten. 

4. November. (Ungarn.) Wiederzufammentritt des Reichstags. 

6. November. (Ungarn) Unterhaus: Die Regierung legt 
bemfelben ein Gejeb betr. Einführung der Civilehe und der Givil- 
ftandsregifter vor. Der erjtere geitattet Ehen zwilchen Juden und 
Chriften, ſowie die MWiederverehelichung gefchiedener Katholiken bei 
Verweigerung der erforderlichen -Tirchlichen Dispenfationen. 


12.—15. November. (Dejterreich.) Abg.-Haus: Debatte über 
den Antrag Wildauer betr. Durchführung des Schulgefehes auch in 
Tyrol. Bei der Generaldebatte fprechen fich Polen und Tyroler ſehr 
heftig gegen den Antrag aus und erflären, fih an der Specialdebatte 
nicht betheiligen zu können. Die Regierung erklärt den Antrag ihrer- 
feit3 für nicht opportun. Das Haus bejchließt mit großer Mehrheit 
(der gefammten Berfaffungspartei) gegen die Polen, die Tyroler und 
die fog. Recht3partei, in den Antrag einzutreten. Die Minderheit 
verläßt da3 Haus. Der Antrag wird Hierauf durchberathen und 
mit allen Stimmen gegen die der Minifter angenommen. Die Polen, 
Tyroler und die Rechtspartei kehren wieder an ihre Plätze zurüd. 
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Der Unterriht3minifter Stremayr geißelt ben von ber polni« 
ſchen Fraktion ausſchließlich hervorgefehrten nationalen Standpunkt in der 
Schulfrage, und conftatirt, daB jener excluſive nationale Standpuntt bie befte 
Begründung dafür bilde, daß die Regierung ala höheres unparteiifches und 
rein fachliches Organ die bisher vom nationalen galizifchen Landesfchulrathe 
geübten Rechte an fich zog. In der Sache felbft bekennt die Regierung ziem⸗ 
lich offen De: der Unterrichtäminifter läßt weder die von der Rechten ver⸗ 
ſuchte Ein Geändun der Reichörathecompetenz zu, noch kann er in Abrebe 
ftellen, daß der Wildauer’jche Antrag ſachgemäß fei; allein er erklärt ihn als 
nicht opportun, und zwar mit der Hemlic) beitehenden Motivirung: daß die 
Schulgefeßgebung in Tyrol zu ihrer vollen Turchführung doch der Landes: 
eiebgebung bedürfe, unb Dieter Faktor in den wichtigften Tragen, wie jene 
er Errichtung neuer Schulen, Bejoldung, PBenfiontrung der Lehrer u. ſ. f., 
auch durch das Reichsgeſetz nicht könne umgangen werben. Zudem fei ja die 
ducch das Geſetz beabfichtigte Organifirung der Schulaufſfichtsbehörden in Tyrol 
thatſaͤchlich ſchon vorhanden. 

23. November. (Defterreid.) Im Anſchluß an bie von 
Dr. Fifchhoff in der Wiener „Neuen Freien Preffe” eingeleitete Agi⸗ 
tation für Verminderung der Militärausgaben nicht bloß in Oefter- 
reich, Jondern in Europa überhaupt, und nicht durch Einwirkung auf 
die Regierungen, fondern durch ein Einverjtändniß der Volksreprä— 
fentationen der verichiedenen Länder beichließt der Wiener Gemeinde- 
rath, eine Petition an den Reichsrath zu richten, dahin gehend, „mit 
allen Mitteln auf die Erzielung einer den Finanzfräften des Staats 
entfprechenden Heeresreduftion hinzuwirken“. Dieſe Petition bleibt 


bi3 zum Schluß des Jahres das einzige Refultat der Agitation des 
Dr. Fiſchhoff. 

24. November. (Defterreich.) Der Cardinal-Erzbiichof Rau» 
Icher von Wien f. 

24. November. (Defterreich: Galizien.) Der Kaifer ernennt 
den Fürſten Potodi zum Statthalter von Galizien an die Stelle des 
veritorbenen Grafen Goluchowski. 

26. November. (Dejterreich.) Abg.-⸗Haus: lehnt es ab, einen 
Antrag des Abg. Kopp auf Trennbarfeit der Ehe auch für Katho— 
liken an einen Ausſchuß zu veriveifen. 

Der Handeläminifter Chlumezfi beantwortet die Schubzoll- 
Interpellation (vom 1. d. M.) dahin: 

Der Minifter des Heußeren werde ber bereit3 im Laufe de3 Monats 
Dftober an ihn geriöhteten Aufforderung der Regierung, den Handelövertrag 
mit England nebſt der Nachtragsconvention, ſowie den Handelsvertrag mit 
Frankreich noch vor Ablauf dieſes Jahres zu kündigen und die deutſche Res 
gierung zur Revifion des Handels⸗ und Zollvertrages noch vor dem Eintritt 
des Kündigungstermins zu beivegen, allernächſtens entiprechen. Nach erzielter 
Debereinftimmung mit Ungarn und nach Vereinbarung über die Grundlagen 


eines neuen Handels⸗ und Zollvertrage® mit Deutichland und Frankreich 
werde das Beltreben der Regierung darauf gerichtet fein, einen neuen Zoll⸗ 
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tarifentwurf dem Reicharathe baldmöglicäft vorzulegen. Hierbei werben bie 
Bedürfniſſe des Handel? und der heimathlichen Induſtrie jede zuläffige Bes 
rüdfichtigung finden. Mit jenen beiden Verträgen werde gleichzeitig ein all: 
emeiner Zolltarifenttwurf vorgelegt, während mit England und den anderen 
taaten feine Abmachungen über Soltariftähe gef werden follen. Der 
Minifter jagt jchlieglich die Abftellung der Mißbräuche bei der Handhabung 
de3 Appreturverfahrens zu. 

28. November. (Ungarn) Da die bigherigen Verhandlungen 
zwiſchen der ungarifchen und ber öfterreichifchen Regierung über die 
Erneuerung de3 mit dem Sabre 1877 ablaufenden Ausgleich? zwi⸗ 
fchen den beiden Hälften der Monarchie die Erwartungen ber Ungarn, 
den ohnehin für fie günftigen Ausgleich von 1867 noch günstiger zu 
geftalten, nicht entiprochen haben, fo fündigt die ungarifche Regie— 
rung der dfterreichiichen den Zoll- und Handelövertrag zwiſchen bei- 
den Reichahälften von 1867 in aller Form, um dadurch freie Hand 
zu befommen und einen Drud auf Oefterreich ausüben zu können. 


30. November. (Ungarn.) Der Minifterpräfident Tisza theilt 
der liberalen Majorität des Unterhaufes die erfolgte Kündigung des 
Zolle und Handelsbündniffes mit der weitlichen Reichshälfte offtciell 
mit, doch mit dem Beifügen, er hoffe beftimmt, eine Einigung mit 
der Öfterreichifchen Regierung zu erzielen, um fo mehr, als diefelbe 
fih geneigt zeige, alles Mögliche zur Aufrechthaltung des gemein- 
ſamen Zollgebieteg zu thun. Inzwiſchen mahne er vor Illufionen 
bez. einer Reftitution der Verzehrungsfteuer ab. 


3. Dezember. (Ungarn) Die Regierung ſchließt mit einem 
Wiener Conjortium eine Rentenanleihe im Betrage von 80 Mill. 
Gulden ab. Das Gonfortium übernimmt vorläufig 40 Mill. feſt, 
auf die weiteren 40 Mill. behält es fich die Option vor. 

8. Dezember. (Oeſterreich-Ungarn.) Der Erzh. Albrecht 
geht in Folge einer Einladung des Kaiſers Alerander zur Jahres» 
feier des ruffiichen St. Georgs-Ordens nach St. Peteräburg ab. 

— Dezember. (Defterreich: Dalmatien.) In diefem Kron— 
land bildet fich eine „verfaffungstreue ſlaviſche Partei”. 

9. Dezember. (Ungarn.) Unterhaus: befchließt mit 239 gegen 
67 Stimmen die von der Regierung beantragte Erhöhung der Ein= 
fommenfteuer. 

11. Dezember. (Defterreih-Ungarn.) Die Regierung kündigt 
die Nachtragsconvention zum Handelsvertrage mit England. 

15. Dezember. (Defterreich.) Der Weihbifchof Kutſchker wird 
au die Stelle des verftorbenen Cardinals Raufcher vom Kaifer zum 
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Erzbiichof von Wien ernannt. Der Gewählte ift jedoch in Rom nicht 
völlig persona grata. Die Veröffentlichung der Ernennung zieht fich 
daher noch bis in den Januar 1876 hinaus, 


15. Dezember. (Defterreih.) Abg.= Haus: genehmigt das 
Budget für 1876. Das Leficit, das von der Regierung nur zu 24 
Millionen angegeben wurde, beträgt in Wahrheit ca. 60 Millionen, 
da für die Eifenbahnfubventionen ca. 5 Millionen mehr haben ein- 
geftellt werden müffen, ferner unter den Einnahmen 18 Millionen 
aufgeführt find, die nicht? ala Einnahmen aus Rentenemiffionen find 
und dag Gejammterforderniß für Eijenbahnbauten auch über 11 
Millionen beträgt. Die Finanzlage ift aljo in der That eine nicht? 
weniger als befriedigende. 


18. Dezember. (Ungarn.) Unterhaus: Der Minifterpräfident 
Tisza ſpricht fich in Antwort auf eine Interpellation Simonys be— 
züglich der orientalifchen Frage jehr jcharf gegen allfällige Inter— 
ventions⸗ und Annerionggelüfte Tefterreich® dahin aus, daß 


„To Yange das gegenwärtige Minifterium an feinem Plate ift, es nicht 
vorlommen wird, daß man über öfterreichiich-ungarifche Truppen verfüge, 
ohne vorher die ungarische Regierung befragt zu Haben”. (Lebhafte Zu: 
ftimmung.) 

20. Dezember. (Defterreih.) Herrenhaus: lehnt den vom 
Abg.-Haufe angenommenen Antrag Wildauer feinerfeit3 mit 34 gegen 
34 Stimmen ab. 


21. Dezember. (Defterreih-Ungarn) Der Kaifer erläßt 
ein neues Avancementsgeje und eine Verordnung über die Reorga= 
nifation des Generalftabe. Das erjte ſoll den Klagen der Armee 
über allzugroße Begünftigung der „Intelligenz“ bei Beförderungen 
abhelfen, die Vebtere aber bezweckt offenbar, dem Erzherzog Albrecht 
wieder einen größeren Einfluß neben dem Kriegsminiſter zu ver- 
Ichaffen. 

21. Dezember. Oeſterreich) Herrenhaus: nimmt das Budget 
für 1876 ohne Debatte nach den Beſchlüſſen des Abg.-Hauſes an. 


22. Dezember. (Defterreich.) Die Regierung geftattet end» 
ih troß der Oppofition des tyrolifchen Landtags die förmliche Er- 
richtung proteftantifcher Gemeinden in Inn3brud und Meran. Die 
tyrolifche Glaubenseinheit ift damit entfchieden durchbrochen. „Reichs⸗ 
recht bricht Landesrecht.“ Die Ultramontanen jpeien Feuer und Flam⸗ 
men über den Schritt de Minifteriums. 
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— Tezember. (Defterreich.) Ein Beſuch des Prof. v. Hol: 
zendorff aus München in Wien und die ihm zu Ehren dafelbft ver- 
anftalteten Feftlichteiten geben dem Minifter dv. Schmerling Gelegen- 
heit zu einer Emanation im ehemaligen großdeutichen Sinne und 
diefe Hintvieder der preußifchen „Prov.«Corr.“ zu einer fcharfen Aus: 
Taffung gegen Echmerling refp. gegen die deutjchfeindlichen Elemente 
in Oeſterreich (f. unter Deutjchland). 


III. 


Außerdeulſche Staaten. 


— — — — — 


1. Vortugal. 


2. Januar. Eröffnung der Kammer. Die Thronrede ift in der 
Lage, die fortjchreitende Beljerung der Finanzlage zu conftatiren: 

.... Wir find erfreut, Ihnen anzeigen zu können, daß der Stand 
des Schates uns geitattet, den öffentlichen Zaften zu begegnen, ohne zu neuen 
Auflagen le noch von den Beamten die Abzüge verlangen zu müffen, 
welche fie biöher in ihren Bezügen zu ertragen gehabt haben. Ber Grebit, 
welcher in den lebten Jahren ſich beitändig verbeffert Hat, und die Zunahme 
in unfern Einnahmen unter der Nera von Frieden und Freiheit, deren unſer 
Land ſich erfreut, haben eine verhältnißmäßig glückliche, wirthſchaftliche und 
financielle Lage geſchaffen. Vor allem bringt die Entwicklung unſerer Der: 
kehrswege, denen wir ſeit mehreren Jahren alle unſere Anſtrengungen geweiht, 
und zu deren Ausführung wir eine mächtige Mitwirkung ſeitens der Privat: 
induftrie gefunden Haben, heute ihre natürlichen Ergebnifje hervor, und wenn 
e3 auch gut und felbft unerläßlich ift, immer behutfam und ſparſam vorzu⸗ 
gehen, um keine Verwirrung in unfern Finanzen zu verurfachen, jo beglüd: 
wünſche ich mich doch darüber, daß die vollendeten Thatjachen eine Ermuthi⸗ 
gung zur Unternehmung neuer und fortfchreitender Verbeſſerungen find... “ 


23. Sanuar. II. Kammer: Der Yinanzminifter Tegt derfelben 
das Budget für 18”°s vor. Dasfelbe zeigt immerhin noch ein De- 
ficit von 5,422,000 Fres. 

Dieſes muthmaßliche Deficit rührt aber nur daher, daß der Voran⸗ 
ſchlag der Einnahmen nad dem Durchſchuitt derjenigen der 3 letzten Jahre 
berechnet iſt. Wäre berfelbe nach dem Erträgniß bloß des letzten Jahres 
angefertigt worden, fo hätte zum exften Male wieder ein Budget ohne Teficit 
vorgelegt werden koͤnnen. 

7. März. I. Kammer: Iehnt einen Antrag der Oppofition 


auf Berfaffungsrevifion mit 62 gegen 13 Stimmen ab. 

15. März. I. Kammer: Der (früher liberale) Biſchof von 
Viseu interpellirt die Regierung bezüglich der Differenz, in welche 
diefelbe mit dem Domcapitel von Braganza wegen Aufrechthaltung 
der Rechte des Staat3 gegenüber der Kirche gerathen ift. Die Mehr: 
beit der Kammer tritt entfchieden auf Seite der Regierung und fait 
die gefammte Preſſe des Landes fpricht fich gegen die Beftrebungen 
der Glericalen oder Ultramontanen aus. 


2. Spanien. 


1. Januar. In Rom, wo man im Vatikan bisher entjchieden 
und ausſchließlich Partei für Don Carlos genommen Hatte, macht 
fih in Folge des gelungenen Umſchwungs in Spanien doch eine ge= 
wiſſe Wendung bez. der fpanifchen Dinge geltend, zumal nicht we— 
niger ala 28 Biſchofsſitze z. 3. vacant find. Der Papft läßt an 
die Ex⸗Königin Sfabella in Paris folgendes Telegramm gelangen: 

Der heilige Vater fendet aus innerjtem Herzen feinen apoftolifchen 
Segen für Euere Majeftät und Ihre ganze erhabene Familie, und ertheilt 
mir den ehrenvollen Auftrag, Ihrer Mageftät und Ihren königlichen Hoheiten 
ben Ausdruck feined Dankes für Ihre Glückwünſche zum Hl. Treilönigstage 
u übermitteln. Ta Seine Heiligkeit aus einer Depefche Ihrer Majeftät er- 
—* hat. daß Seine Majeſtät der König ſich anſchicke, nach Spanien ab⸗ 
zureiſen, jo ſendet der Papſt feinem geliebten Pathen feinen Segen und fleht 
zum Allınächtigen, dab er ihm in dem jchivierigen Werk, welches er unter: 
nimmt, alles erdenkliche Glück angedeihen laſſe.“ 


2. Januar. Die neue Regierung, die unter dem Präſidium 
von Canovas del Caſtillo aus den beiden Parteien der Moderados 
(Conſervativere reſp. Abſolutiſten) und der Unioniſten (gemäßigt Libe— 
ralen) zuſammengeſetzt iſt, gibt Befehl, den jungen König auf einem 
ſpaniſchen Kriegsſchiffe in Marſeille abzuholen und nach Spanien 
zu geleiten. 


2. Januar. Der Juſtizminiſter Cardenas (Moderado) erläßt 
ein entſchieden ultramontanes Circular an die Biſchöfe, in welchem 
von den Rechten des Staats gegenüber der Kirche auch nicht mit 
einer Sylbe die Rede iſt: 


Nachdem das Regentſchaftsminiſterium gebildet iſt, habe ich in amt⸗ 
licher Weiſe as glückliche Ereigniß zu Ihrer Kenntniß bringen zu ſollen ge 
glaubt, welchem dieſes Minifterium feinen Urſprung verdantt. Bei ben Bes 
ziehungen ber katholiſchen Staaten zur Kirche kann das, was für die erfteren 
ein glückliches Ereigniß ift, nicht ermangeln, ein folches auch für die Iektere 
zu fein. Wenn die Kirche mit der fpanifchen Nation die zahllofen Leiden 
in Folge der politiichen Ummwälzungen empfunden bat, fo darf bie Kirche 
mit der Thronbefteigung eines erlauchten Yürften, der katholiſch, wie es feine 
erhabenen Borgänger geweſen, und entichloffen ift, mit allen in feine Macht 
gejtellten Mitteln die erlittenen Leiden wieder gutzumachen, auf beflere und 
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glüdlichere Tage Hoffen. Zie Ausrufung unſeres Königs Ton Alfonfo XII, 
welche eben dieler Unordnung ein Ende macht, wird der Ausgangspunkt einer 
neuen Aera fein, während welcher man die guten Beziehungen zu dem ges 
meinjamen Vater aller Gläubigen znrüdtehren jehen wird, Beziehungen, 
welche leider durd) die Ungerechtigkeiten und die yuejhreitungen der lebten 
Zeiten unterbrochen worden find. Der Staat wird in Allem, was die Feſt⸗ 
ftellung der gegenjeitigen Beziehungen betrifft, mit der Einholung des Rathes 
der meifen Prälaten und in Uchereinftimmung mit dem hl. Stuhle handeln 
und der Kirche und ihren Dienern den ganzen Schub leihen, welcher ihnen 
von Eeite einer fo eminent katholiſchen Nation wie der unfrigen gebührt. 
Deßhalb zählt die Regierung auf Ihre kräftige Mitwirkung und auf bie 
Ihrer würdigen Amtsbrüder im Cpizcopate; fie zählt ebenſo auf die Unter: 
ftügung ber großen Störperichafter des Etaate® und auf den Beiftand der 
guten Katholiken. Ach empfinde die lebhaftefte Freude, Ihnen die glückliche 

achricht von dem heilbringenden Wechſel mitzutheilen, der in unjerer Lage 
eingetreten ijt und ung glüdlichere Tage für die Nation und eine günftigere 
Hera für die Kirche zu boffen geftattet.” 

— Januar. Biele Provinz Gouverneure geben ihre Entlaf- 
fung. Dasfelbe thun die Gejandten der früheren Regierung in Wien 
und Paris, die anderen ftellen fich fämmtlich der neuen Regierung 
zur Verfügung. 

Ein Dekret der neuen Regierung fekt das die Geſchwornen⸗ 
gerichte und das dffentliche und mündliche Verfahren einführende 
Geſetz vom 22. Dezember 1872 big auf Weiteres außer Kraft. 

3. Januar. Der Minifter des Auswärtigen theilt den DVer- 
tretern Spanieng im Auglande den erfolgten Umſchwung der Dinge, 
die MWiederaufrichtung des Iegitimen und conftitutionellen Thrones 
unter Alfons XH. und die Konftituirung der Minifter-Regentjchaft 
mit, die aus folgenden Perſonen bejtehe: 

Präfident der Minifter-Regentichaft: D. Antonio Cànovas del Gaftillo; 
Staatsminifler: D. Alejandro Eaftro; Juſtiz- und Gnadenminifter: D. Fran⸗ 
ci®co be Caàrdenas; Kriegaminifter: Senerallieutenant D. Joaquin Jovellar; 
Finanzminiſter: D. Pedro Salaverria; Miniſter bes Innern: D. Francisco 
Romero Robledo; Miniſter für öffentl. Arbeiten und Unterricht: D. Manuel 


de Orovio, Marquis dv. Drovio; Colonienminifter: D. Adelardo Lopez de 
Ayala; Marines und interimiftiicder Staatsminifter: Marquis dv. Molins. 
Ueber den Geift der neuen Regierung äußert ſich dag Circular 
folgendermaßen: 
no... . Diejenigen, welche in dem religiöfen Princip die große Trieb⸗ 
feder unſerer nationalen Geſchicke erbliden und ſich verlegt fühlten durch die 
revel. welche nach diefer Richtung die Revolution begangen Hatte, ſetzten 
elbftverftändlich ihre Gofinungen auf Jenen, der, würdiger Erbe Tatholiicher 
Monarchen, am Glauben feiner Väter unerjchütterlich feithielt, ohne jedoch 
aus bemjelben ein Werkzeug und Banner feiner politifchen Ziele machen zu 
wollen. In demfelben Mahe werden auch diejenigen, welche in Vergegen⸗ 
wärtigung der Geſchichte der Nation und mehr noch der berechtigten Forde⸗ 
rungen ber Jetztzeit eine Regierung für unmöglich halten, die fich nicht auf 
parlamentarijche Grundjäge jtütt, denen unjere alten Cortes zum Vorſpiel 
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dienten und welche bie Nationen der Gegenwart vertwirklicht haben, — ver: 
trauensvoll ihre Augen auf den König, den unmittelbaren Ablömmling zweier 
erlauchter Fürftinnen, welche jchon feit mehr als vierzig Jahren in unzer⸗ 
nn Meife die Intereſſen und den Beftand ihres Thrones mit ben 
Sinterefien und der Exiſtenz parlamentarifcher Grundfäße verknüpft haben...” 

3. Sanuar. Der Finanzminijter Salaverria erläßt zwei De- 
trete, da8 eine bez. Erhöhung des Budget? für den Clerus, das 
andere bez. der rüdjtändigen Coupons der Staatsſchuld, zu deren 
Bezahlung 42'% Mill. Piafter nominal 3 Proc. ausländifche con= 
Tolidirte Schuldtitel ausgegeben werden follen. 

Der Art. 1 des erften Erlaſſes beftimmt, daß die für den Clerus in 
dem jüngiten Budget angejehte Summe von 3,251,614 Peſetas auf 41,611,674 
Peſetas (Francs) erhöht und dieſer erhöhte Detrag nur fo weit zur Verwen⸗ 
dung gebracht werden jolle, ala nöthig jei, um die diesfälligen Verpflichtungen 
vom 1. Januar 1875 an bis zum Schluffe des laufenden Jahres zu decken. 
Der Artitel 2 ſetzt feit, daß „die Jchuldigen Summen in den gebräuchlichen 
Terminen ausbezahlt werden ſollen, ſoweit die Bedürfniſſe des Bürgerkrieges, 
welche den Vorrang haben, es geſtatten werden.“ Nach dem Artikel 3 bleibt 
darüber, was aus den vorigen Dienſtjahren noch geſchuldet wird, genaue Un⸗ 
terſnchung und weitere Regelung vorbehalten. Es gilt demnach auch für den 
Finanzminifter Salaverria der enticheidende Grundjaß, daß die Ausgaben für 
den Bürgerkrieg Allem vorgehen. - 

3. Januar. Der Generalftatthalter von Cuba, Gen. Conda, 
hat den neuen König Alfons bereit? auf Cuba proclamirt, ohne 
dabei auf irgendwelchen Widerftand zu ftoßen. 

4. Sanuar. Die neue Regierung unterdrüdt die proteftantifche 
Zeitung „La Luz“, obgleich diejelbe durchaus unpolitifch gehalten 
iit, und befiehlt, die proteftantifchen Gotteshäufer in Madrid und 
Cadix jowie die mit denfelben verbundenen Schulhäufer zu ſchließen. 
Die Maßregel macht im Auslande gewaltiges Auffehen. Die an« 
fänglichen Sympathien deajelben für Alfons und den jo plößlichen 
Umſchwung erhalten dadurch einen harten Stoß. 

5. Januar. Der neue König richtet an den Präfidenten der 
MiniftereRegentfchaft von Paris aus folgende Depefche: 

Em. Excellenz, ter ih am 23. Auguft 1871 meine Vollmachten anver: 
traute, theilt mir mit, daß ich durch das tapfere Heer und das Heldenmüthige 
ſpaniſche Volt einmüthig zur Befteigung des Throned meiner Vorfahren be: 
zufen worden bin. Niemand Tann wie Ew. Excellenz, deren großen Verdien⸗ 
ften ich jo viel ſchulde und verdanke, wie gleichfalls bem Regenſchafts⸗Mini⸗ 
ſterium, welches Eie fraft der Ihnen übertragenen und heute von mix beftä= 
tigten Befugniffe gebildet haben, meinen Gefühlen be Tantes und der Liebe 
zur Nation Ausdrud geben, indem ich die in meinem Manifeft vom 1. Dez. 
dv. Is. ausgeſprochenen Anfichten beftätige und meinen een Entichluß, 
fie zu erfüllen, befräftige, wie auch meine Iebhafteften Wünfche, daß der feier: 
liche Akt meines Einzuges in mein geliebte Daterland ein Pfand des Frie⸗ 
dens, der Einigfeit und des Vergeſſens vergangener Zwietracht und ala Folge 
defien der Anfang einer neuen Zeit twahrhafter Freude ei, in welcher wir 
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durch Bereinigung unferer Bemühungen und unter bem Schutze bes Himmels 
Ir erien neue Tage der Wohlfahrt und der Größe heraufführen können. 
onſo.“ | 


d. Januar. Die neue Regierung veröffentlicht eine Depefche 
des Königs Alfons, welche die Tyueros der baskiſchen Provinzen 
veſtãtigt. 

6. Januar. Don Carlos erläßt von feinem Hauptquartier zu 
Deva aus ein flammendes Manifeft gegen den neuen König Alfong, 
bem er den Namen eines Iegitimen Herrſchers niemals zugefteht. 


„Spanier! Die von Zügen lebende Revolution ſucht fid mit ber Mo: 
narchie und der Legitimität zu verſöhnen, indem fie ein Mitglied meiner Fa⸗ 
milie zum König von Spanien ausruft. Tie Legitimität bin ich, ich bin der 
Bertreter der Monarchie in Spanien und kraft diefer Eigenichaft habe ich mit 
tieffter Verachtung die Vorſchläge abgelehnt, welche die Eeptember:Revolu: 
tionäre an mich zu richten wagten, ehe fie ihr von unheilvoller Unredlich: 
feit eingegebenes Wert vollzogen. Seit jener Zeit weiß die Revolution, daß 
ich ihr König nicht ſein kann. Oberhaupt ber erlauchten Familie der ſpa⸗ 
niſchen Bourbonen, blide ich mit innigem Sqmer auf das Beginnen meines 
Vetiers Atfonfo hinunter, welcher fi) mit der feinem Alter eigenen Uners 
fahrenheit dazu hergibt, da8 Werkzeug Derer zu fein, die ihn ſammt feiner 
Mutter der Heimath verwielen, mit Hohn und Schmähungen überhäuft haben. 
ch erhebe aber dagegen feine Einiprache, meine und meines Heeres Würde 

eftattet mir feine andere Proteftation, ala die, welche mit unmiderjtehlicher 
Beredtfamkeit im Donner meiner Stanonen laut werden wird. Die Profla: 
mation des Prinzen Alfonfo, weit entfernt, mir die Thore von Madrid zu 
verichließen, ebnet mir im Gegentheil den Weg der Wiederaufrichtung unferes 
theuren Vaterlandes. Nicht umfonjt verlegt ein neuer Alt von Prätorianer: 
thum den Stolz de3 Spanischen Volkes. Nicht umfonit auch find meine un: 
überwindlichen freiwilligen, fie, die bei Eraul, bei Alpiens, bei Montegurras, 
bei Gaftellollit, eo: Abarzuza, Saftillon, Cordova und Urvieta ge: 
fiegt Haben, bewaffnet: fie werden einen neuen Schimpf don unjerem hoch: 
herzigen Spanien, einen neuen Scandal vor dem civilifirten Europa abzu⸗ 
wenden wifjen. Berufen, die Revolution in unferem Lande zu erfticlen, werde 
ich fie erftiden, möge fie nun die wilde Grauſamkeit einer ſchamloſen Gott⸗ 
Iofigfeit an ben Tag legen, oder aber fich unter dem Dedmantel einer er: 
heuchelten Frömmigkeit verbergen. Spanier, ich ſchwöre Euch bei unjerem 
Gott, bei unferem Spanien, ba ich, meiner Heiligen Sendung treu, unſer 
ruhmreiches Banner madello® bewahren werde; es verfinnlicht bie vettenden 
Principien, bie heute unfere Hoffnung find und morgen unfer Heil fein 
werben.” 


7. Januar. Der neue König Alfons jchifft fich in Marfeille 
nad Spanien ein. 

9. Januar. König Mfonz fteigt in Barcelona an's Land, wo 
er mit großen FFeitlichkeiten empfangen wird. Derfelbe erläßt von 
Barcelona aus ein Dekret, durch welches er „kraft der Rechte, die 
mir als conftitutionellem Könige zuftehen”, das Regentichafte-Mini- 
fterium beftätigt, „während ich, wie ich vorhabe, die Armeen des 
Gentrung und des Nordens bejuche”, 
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10. Januar. König Alfons geht von Barcelona nad) Balencia 
weiter. Der dortige Eardinal-Erzbiichof verbietet, daß in feiner Ka⸗ 
thedrale ein Tedeum für die Thronbefteigung des König? gejungen 
werde, fo daß der General-Capitain die Firchliche Feier auf einem 
Öffentlichen Platze der Stadt abhalten laſſen muß. - 


12. Januar. Die Regierung hebt die Sufpenfion der beiden 
proteftantifchen Blätter in Madrid doch wieder auf und erlaubt auch 
die Wiedereröffnung der proteftantijchen Kapelle in Cadir. 

Die Maßregel Hatle im übrigen Europa den allerſchlechteſten Eindrud 
gemacht und den anfänglidden Sympathien mit der neuen Monarchie, die an 
die Stelle des ſchwachen Regiments Serrano getreten war, alsbald einen ftarten 
Dämpfer aufgelegt. Jedermann begriff und billigte e8, wenn die neue Regie 
zung gegenüber der katholiſchen since und dem Clerus eine weſentlich andere 
Haltung einnahm, als bie in den Wirren feit der Thronentfagung Amadeus 
der Fall geweſen war; aber die ganze nicht-ultramontane Preffe iſt auch da⸗ 
rüber einig, daß ein ſpecifiſch „Tatholifches" Regiment Spanien neuerdings 
nur zum Berderben gereichen müſſe. Es fcheint conftatirt, daß jowohl die 
Regierung des beutichen Reicht, als diejenige Grokbrittaniend die neue ſpa⸗ 
niſche Regierung darüber nicht im Zweifel ließen und gegen die intoleranten 
Mapregelu bezüglich der proteftantiicden Kirchen, Schulen und Zeitungen 
nachdrädlich remonftrirten. 

14. Januar. König Alfons Hält feinen feierlichen Einzug in 
Madrid. 

17. Januar. Die Regierung fchict einige Kriegsſchiffe nach 
den von den Garliften bejebten Küftenorten des bißcayifchen Meer⸗ 
buſens ab, um den Reclamationen Deutjchlands bezüglich der carli= 
ftifchen Gewaltthätigkeit gegen die deutfche Brigg Guſtav gerecht zu 
werben. 

18. Januar. Benavides wird zum ſpaniſchen Gejfandten beim 
Papfte ernannt. Der Minifter-Präfident Canovas del Caſtillo läßt 
dent Vatican beftimmte Zuficherungen machen bez. Wiederherftellung 
des Concordats zwijchen Spanien und dem hl. Stuble. 

19. Januar. Der König verläßt Madrid wieder, um die Armee 
des Centrums und des Nordens zu bejuchen, und begibt fich zunächſt 
nach Saragofſa und dann nach Tudela. 


20. Januar. Die Mächte der Dreikaifer-Allianz, Deutichland, 
Delterreich und Rußland, find unter ſich übereingekommen, König 
Alfons bedingungslos und zwar möglichſt gleichzeitig anzuerkennen. 

21. Januar. In einem Kriegsrath zu Tudela wird ein all- 
gemeiner Angriff auf die Earliften in Navarra beichloffen und daß 
ber König fih an die Spike der Operationen ftellen ſolle. Der 
Plan gebt dahin, zunächſt das von den Garliften eingejchloflene 
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Bamplona zu entjegen und zu verproviantiren und dann, wenn da⸗ 
durch der linke Flügel der Garliften umgangen und geworfen fein 
würbe, einen energifchen Verſuch zu machen, die ganze Stellung der⸗ 
felben in Ejtella, ihrem Hauptbollwerfe, ebenfall® von ber Eeite 
und im Rüden anzugreifen und wo möglich zu nehmen. Der König 
ſchlägt Zu diefem Ende Hin fein Hauptquartier in Tafalla auf. 


22. Januar. Der König geht von Tafalla nach Deralta und 
erläßt von bier aus eine Art Manifejt an die Bevölkerung der car- 
liſtiſchen Provinzen : 


„sn das jebt jo unglüdliche, wenn auch von Allen geliebte Baterland 
urückgekehrt, Habe ich feinen größeren Wunjch ala ben des Friedens. Mich 
etrübte ftet3 weniger die lange Abwejenheit, zu der ich gezivungen war, ala 
ber Anblid der Zeriffenheit, der VBerarmung und der Unehre, welche in der 
lebten Zeit ein ebenjo unfruchtbarer wie blutiger Bürgerkrieg über Spanien 
brachte. Ich beftieg den Thron fo wie Wr ed wünfchte, nämlich ohne daß 
ein Tropfen Blutes für meine Sache vergoffen worden ift. Wollt ihr meiner 
Armee den Weg verlegen, jo twird gelämpft werben müflen, aber ich werbe 
ben Kampf nur mit tiefem Schmerze ſehen. Dieſe ſchon verwüfteten Thäler, 
diefe ſchon in Aſche gelegten Dörfer und Weiler, diejes ganze Land, das ihr 
mit dem Blute eurer Brüder benekt, ich liebe es wie jeder, der auf Ipanijepem 
Boden geboren, wie jeder, der unter euch feine Kindheit zugebracht, wie jeder, 
ber euch friedfertig und frei, glücklich und freudig, mit einem Worte würdig 
eurer Mitbürger und des Auslandes gelaunt. Meine Gefühle ala Spanier 
und ala wirklicher König erlauben mir nicht, einen nutzloſen Krieg, wie den: 
jenigen, den ihr gegen den Reit ber Nation In zu beloben oder auch nur 
zu dulden. Welche Gründe habt ihr, ihn fortzuführen? Wenn ihr die Waffen 
ergriffen, um dem monarchiſchen Glauben zu gehorchen, jo jeht ihr in mir 
ben legitimen Vertreter einer Dynaftie, tvelcher eure loyalen Herzen zu an⸗ 
berer Beit eine eiwige Treue geſchworen und die jo Loyal wie möglich gegen 
euch bis zu ihrem vorübergehenden Sturze war. Sit es der religiöje Glaube, 
der euch die Waffen in die Hand drüdte, jo jeht ihr in mir einen wie feine 
Vorfahren fatholiichen König, in welchem die Eardinäle und die frömmiten 
Prälaten die Abhülfe gegen bie Ungerechtigfeiten, bie bis jeßt die Kirche be: 
teoffen, und eine ihrer fefteften Stühen in der zukunft erfennen. Ich bin 

eilich auch ein conftitutioneller König und werde ed immer fein; aber ihr, 
ie ihr eine jo große Liebe für eure ehriolrdigen reiheiten zeigt, folltet ihr 
wirklich den jch lit Wunſch Haben, die anderen Spanier ihrer rechtmäßigen 
angewöhnten Freiheiten zu berauben? Ich kann mir das nicht benten. Alles 
being ich im Gegentheile zu dem Glauben, daß ihr nicht fäumen werdet, 
bie Waffen niederzulegen, mit welchen ihr jept gegen das monarchiſche Recht, 
dem ihr Treue gefdhtvoren, gegen bie Kirche jelbit, wie fie von ihren Fürſten 
und Prälaten vertreten ift, und gegen das Vaterland fireitet. Leget fie nieder, 
und ihr werdet mir ben Schmerz erſparen, in beiden Reihen ſpaniſches Blut 
fliegen zu ſehen. Leget fie nieder, und ihr werdet mir auf diefe Art auf 
die wirkſamſte Weiſe behülflich dem, der Inſel Cuba bie Blüthe wieder zu 
geben, an ber ihr immer fo großen Antheil gehabt. Leget fie nieber und ihr 
werbet unmittelbar bie Bortheile genießen, die ihr drei Jahre lang unter 
dem Scepter meiner Mutter genofien Habt, und ber Wohlftand und bie 
rende werben wie durch Zauber in euren Bergen wieder erjcheinen. Die 

öhne werden unmittelbar in die Arme ihrer Väter zurückkehren. Die Yrucht 
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eures Echweißed und eurer Anftrengungen wird von Neuem gefhhüht und 
geheiligt fein und anftatt des Kanonendonnerd werdet ihr in euren Geftlden 
nur den Pfiff der Lokomotive hören, die vormals euch ununterbrochen Reich: 
thümer und alle prächtigen Gaben der Eivilifation zuführte. Ehe ich meine 
Fahne auf ben Echlachtfeldern entfalte, wollte ich mich euch mit dem Oel⸗ 
zweige in ber Hand zeigen. Seid nicht taub für dieſe befreundete Stimme 
eures Tegitimen Königs.“ 


König Alfons knüpft mit Ton Carlos Unterhandlungen über 
ein Convenio an, die jedoch ſchließlich an den übertriebenen Be— 
dingungen, die Don Carlos ſowohl für fich als für feine Offiziere 
fordert, ſcheitern. | 

Die Regierung in Madrid befiehlt die Vereidigung der präco= 
nifirten Prälaten und ordnet durch Dekret die Wiedereinführung von 
Generale und Gemeinderäthen an, deren Präfidenten und Bürger- 
meijter von ihr ernannt werden follen. 


22. Januar. König Alfons erläßt eine Proclamation an das Heer: 


„Soldaten der Nordarmee! Nicht aus Ehrgeiz, noch aus jugendlicher 
Ruhmſucht verlange ich Heute eure Entjagung und Bereitwilligfeit zum Duls 
den und morgen euer Blut. Nein, ich verlange alle diefe Cpfer, um den 
Frieden twieder herguftellen. Aus der Ferne habe ich mit Bewunderung eure 
gefahrvollen Tyeldzüge verfolgt, in welchen ihr beiviefen Habt, daß ihr die 
würdigen Nachfolger eurer Väter ſeid. Ich trete heute in eure Reiben, um 
u zeigen, daß ich würdig bin, der Nachfolger ber glorreichen Alfonie, meiner 

orgänger, zu fein, wenn ich hierzu die Gelegenheit finden werde. Aber die, 
die IH zu befämpfen habt, find ebenfalld Spanier, und bevor unter meinem 
Befehl gegen diejelben neu gefämpft wird, habe ich, wie ihre wißt, Worte der 
Derföhnung und der Liebe an fie gerichtet, Lie Berantwortlichkeit des ver⸗ 
goflenen Blutes falle demnach auf die zurück, welche meine Worte nicht hören 
wollen. Wenn fie taub bleiben und dieſen unheilvollen Krieg fortjeßen, dem 
ja jeder Vorwand fehlt, jo fcheinen fie felbft die brüderlicden Bande zu miß- 
achten, mit denen fie an ung ſeit ——— verknüpft find. Edle Söhne 
der altehrwürdigen Königreiche von Caſtilien und Aragonien, tapfere Basken 
und Navarreſer, treu dem Vaterlande, wie ihr es ſeid, der Augenblick iſt ges 
fommen, denjenigen ihren nichtswürbigen Irrthum zu beweifen, die anders 
als ihr denten. Bon der Höhe diefer Berge, welche euren Gegnern ala Echlupf: 
winkel dienen, ruft bie Pflicht ala Soldaten, und die Ehre als Spanier euch 
zum entfcheidenben Kampfe. Beginnen wir ihn aljo und fiegen wir! Gott 
wird ficher bie ſchützen, die für ie Miedererlangung des Friedens ampfen 
und welche ruhig und frei in ihrer Heimath und in ihren Häufern leben 
wollen. Er wird fi don denen abwenden, die aus freien Stüden ihre 
Maffen gegen ihren rechtmäßigen König wenden, fogar gegen die Intereſſen 
der ganzen Monarchie und gegen die Freiheit aller anderen Spanier, mit 
einem Wort, gegen ihr eigenes Vaterland. Es vertrauensvoll euren Fah⸗ 
nen, die euch zum Siege führen werden, wie ſie es ſchon ſo oft gethan. Weil 
ihr Alle Veteranen ſeid, ſo iſt es an euch, eurem Könige zu zeigen, wie man 
kaͤmpft und ſiegt.“ 


26. Januar. Die neu ernannten Geſandten gehen an die ver⸗ 
fehiedenen Höfe ab, um denſelben dag Notififationafchreiben von der 
Ahronbefteigung des Königs Alfons zu überreichen. 
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Dasjelbe beginnt mit ben Worten: „Alfonfo XII. von Gottes Gnaden 
und durch ben Willen der Nation König von Epanien” und beingt im Wei: 
teren: „Berufen zu ber Iegitimen Exrbichaft in Folge der Abdankung meiner 
Mutter, Habe ich den Thron beitiegen, um bie Monarchie unter dem Jubel 
der Völker wieder Herzuftellen” und fügt bedeutfam Hinzu: „Ich Hoffe mit 
dem Beiftande Gottes, in dem Königreich Ordnung zu fchaffen und den Frie⸗ 
ben wieder herzujtellen, indem ich den religiöfen San n ber Nation, ihre 
Freiheit und Srivilegien achte.“ 

28. Januar. Serrano fehrt aus Frankreich bereit wieder nach 
Epanien und Madrid zurüd. 

29. Januar. Die Regierung läßt Zarauz, wo die carliftifchen 
Gewaltthätigfeiten gegen die deutfche Brigg Guſtav jtattgefunden, 
durch 1 Bataillon reguläres Militär und 3 Compagnien Miqueletes 
(Landſturm) beſetzen. 

30. Januar. Beginn der Operationen der Nordarmee gegen 
die Sarlijten. Die Gefammtftärfe der erfteren wird auf 45,000 Mann 
geſchätzt. 

31. Januar. Cuba, Puertorico und die Philippinen haben 
durch Delegirte die Anerkennung des Königs Alfons ausgeſprochen. 
Die Regierung in Madrid erläßt ein Dekret, wodurch den Jour« 
nalen die Beſprechung aller Handlungen des Minifteriumg gejtattet, 
dagegen verboten wird, die Mitglieder der Töniglichen Yamilie, die 
conftitutionelle Monarchie und die Religion zum Gegenftand von 
Zeitunggangriffen zu machen, oder endlich Nachrichten zu verbreiten, 
welche irgendwie den Garlijten von Nuben fein könnten. Jedes Sour= 
nal, das nad) voraudgegangener dreimaliger temporärer Sußpenfion 
diefen Beftimmungen abermals zuwider handelt, ſoll unterdrüdt 
werden. 


2. Februar. Die Operationen der Nordarmee gegen Pampes 
lona gelingen: General Moriones entjebt dasfelbe und führt einen 
Lebensmittelzug in die Stadt. 

3. Februar. Die Operationen der Nordarmee gegen Gftella 
icheitern fchon im Beginn. Diejelbe erleidet bei Lucar (Lorca) eine 
ſchwere Echlappe. Der ganze Plan gegen Eſtella muß aufgegeben, 
der bereit? angeordnete Angriff auf Sta. Barbara verjchoben wer- 
den. Alle Operationen werden eingeftellt: der König bejucht noch 
Pampelona und kehrt dann nach Madrid zurüd. 

4. Februar. Die Regierung verbietet durch einen Erlaß allen 
höheren Offizieren die Betheiligung an politifchen Agitationen und 
Kundgebungen. 
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5. Februar. Don Carlos richtet über den Sieg bei Lucar | 
folgenden Tage2befehl an feine Armee: 

Freiwillige! Euer Heldenmuth bat vollftändig meinen Hoffnungen 
entfprochen. Die Blutfelder von Lucar und Lorca bezeugen den von ung 
am 3. Februar davongetragenen Sie, bem ich mit pochendem Herzen an: 
wohnte, aber dabei troßdem von dem Vertrauen bejeelt war, das euer Helden: 
muth mir beftändig eingeflößt. Der Feind konnte uns, troß feiner numerischen 
Ueberlegenbeit, nicht aus unferen Stellungen vertreiben. Er wollte und von 
ber Flanke aus überrajchen und glaubte jchon ſeines Sieges ficher zu jein, 
als ihr in letzter Stunde herbeieiltet und von Neuen bezeugtet, daß euren 
Bayonnetten Nichts wiberfichen Tann und Niemand unge den heiligen 
Boden betreten und entmweihen darf, der don unferem Schweiße und Blute 
etränft ift. Sn den Ebenen ſeid ihr über ben Feind wie Giehbäche herge⸗ 
Fallen. Bald werben wir benfelben bis in bie Ebene von Gaftilien verfolgen 
und dort werben wir wie bier fiegen, denn unſer Herrgott ift mit und unb 
der Segen des chriftlichen Spanien begleitet und. Mit Gottes Hilfe und 
eurer heldenmüthigen Aufraffung werden wir den Feind bis zum Tage uns 
ſeres Einzugs in Madrid befiegen. Leiht den Verleumdungen unferer Feinde 
fein Obr, Die euch don Vertrag und Verrath ſprechen, denn ich werde nies 
mals mit der Revolution paktiren. ...“ 

5. Tebruar. Der ehemalige Minifterpräfident Zorilla (unter 
König Amadeo) wird, „weil er mehrere Perfonen fchriftlich zu einer 
Zuſammenkunft in feinem Haufe eingeladen Hatte, um für die Ver- 
theidigung der Republit und ber Verfaffung von 1869 zu wirken“, 


feftgenommen und nach Tyranfreich ausgewieſen. 


8. Februar. Ein NRegierungsdefret verbietet die Verbindung 
politifcher Vereine unter einander. 


8. Februar. Der Bilchof von Seo de Urgel erläßt einen 
Hirtenbrief, worin er die Gatalanen für dag Recht des Königs Karl, 
für die fatholifche Kirche und für die Fueros des Landes unter die 
Waffen ruft. 


8. Februar. Der Papft richtet einen wohlgeneigten Brief an 
König Alfons, durch den er ihn ala König anerkennt und ihm die 
Sendung eines päpftlicden Nuntius nad) Madrid in Ausſicht ftellt. 


9. Februar. Ein Dekret des (ultramontanen) Yuftizminifterg 
Cardenas fchafft die feit 1870 eingeführte Eivilehe wieder ab. Die 
bürgerliche Standesbuchführung (Civilregifter) wird zwar beibehalten, 
aber die Anzeige von Geburten ıc. erfolgt durch die Pfarrer, ohne 
Beifügung genügender Strafbeitimmungen, wenn fie e8, wie voraus⸗ 
zuſehen, unterlaffen. 

Der Ton des Defretes ift ſehr bezeichnend. „Die Ehe ift eines ber 
Sakramente, ift ein von Gott eingefehtes Inftitut, daher nur bie Kirche giltige 
Ehen ſchließen Tann, während das Eivilchegejeß vom 18. Juni 1874 nur Con: 
fortien (ein milderer Ausdrud für Concubinat) zu renlifiren vermag. Die 
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Givilehe war immer im MWiderfpruch mit ber "öffentlichen Meinung; in an: 
bexen Ländern, wo verjchiedene Confeſſionen herrſchen, mag dies nothwendig 
fein, in Spanien jedoch, wo glüdlicherweife die immenie Majorität dem einzig 
wahren Glauben, dem fatholifehen, angehört und nur in den letzten Jahren 
diesfalls Freiheit zugeftanden wurde, muß, mit einem Worte, die Ufurpirung 
bed Staated in biefem ausſchließlich der Kirche zuftehenden Rechte, die Fa⸗ 
milie zu creiren, aufhören.“ Die Nichtfatholifen dürfen nach wie vor ihre 
ehelichen Eonjortien (diefe Tifferenz gegen die nur von ber Kirche zu ſchließen⸗ 
ben Ehen wird im Dekret forgfamft beobachtet) auch ferner abfchließen, da⸗ 
gegen fallen alle Eheprozeſſe, die jeit 1874 dem Clerus vollftänbig entzogen 
waren, diefem wieder ausſchließlich zu. 

.11. Februar. Ein Dekret der Regierung ruft 70,000 Mann 
zum Dienft in der aktiven Armee und in ber Referve unter die 
Waffen. Sn diefen Aufruf find alle jungen Leute begriffen, welche 


das 19. Lebensjahr vollendet Haben. Die Loskaufsſumme ift auf 
2000 Peſetas fefbgefett. 

11. Februar. Migr. Simeoni wird vom Papit zum Nuntius 
in Madrid ernannt. 


11. Yebruar. Der Eiſenbahnzug, mit welchem der König nach 
Madrid zurüdtehrt, wird unterweg® von den Garliften befchofien; 
mehrere Wagen werden durchlöchert, doch wird Niemand verwundet. 


13. Februar. Der König unterzeichnet ein Defret, burch welches 
dag bisher proviforifche fog. Regentichaftsminifterium als definitives 
und verantiwortliches beitätigt wird. 

18. Februar. Die Gefandten von Frankreich, Defterreich, Ruß⸗ 
fand und Portugal überreichen dem Könige ihre Ereditive, der da-= 
durch als folcher anerfannt wird. 

24. Februar. Auch der Gejandte des beutjchen Reich® über⸗ 
gibt dem König feine Creditive. 


25. Februar. Der Papft empfängt den neuen |panijchen Ge⸗ 
fandten Benavides. 

Die Miffion besfelben ift eine doppelte: den Abjchluß eines neuen 
Goncorbates vorzubereiten und die Belegung der erlebigten ſpaniſchen Biſchofs⸗ 
ſtühle zu betreiben. Beides hat feine Schwierigkeiten. Die Curie wünſcht 
fein neues Concordat, ſondern verlangt einfach die Wiederherſtellung des bis⸗ 
herigen unb ift ferner wohl geneigt, die im übrigen Spanien vacanten Biſchofs⸗ 
ftühle im Einverftändniß mit ber Madrider Regierung zu befehen, nicht aber 
auch bie in den von Son Carlos bejehten Provinzen, wie die Mabrider Re: 
gierung verlangt, indem fie fürchtet, daß ohne biete Gonceifion der Aufftand 
noch lange nicht werde befiegt werden können. 

An demfelben Tage richtet der Biſchof von Jaen eine Eingabe 
an ben König, in welcher die Aufhebung ber Slaubenzfreiheit und 


die Wisberherftellung der fatholifchen Glaubenseinheit verlangt wird: 


264 Spanien. (Febr. 2627.) 


„Sennor! Der Bilhdf don Jaen beeilt fih, Ew. Majeität ehrfurchts⸗ 
peil zu bitten, die katholiſche Glaubenzeinheit in den ſpaniſchen Reichen den 
yundertjährigen Xraditionen der Monarchie gemäß und zur Befriedigung des 
gemeinfamen Wunfches aller Spanier wieder herzuſtellen. Tem Scharfblid 
Ew. Majeſtät und der Weisheit Ihrer würdigen NRathgeber kann bie Zweck⸗ 
mäßigfeit dieſer Maßregel nicht entgehen; ebenfowenig erjcheint e3 notwendig, 
für die Nüglichkeit und Unabweisbarfeit der Gewährung der Bitten des Bitt: 
ſtellers Gründe anzuführen, oder mit Thatſachen überzeugen zu wollen. Die 
Eultusfreigeit wurde in verhängnikvollen und ſtürmiſchen Zeiten bejchloffen; 
man hat die Stimme von Millionen Katholiken verachtet, welche in von ihnen 
unterzeichneten Schriften die conftituirenden Cortes baten, das Land im Bes 
fite feines werthvollſten Juwels zu belafien. Es folgte dieſem verfehlten 
Beſchluß die Verwirrung, welche in folchen Fällen unheilvolle Neuerungen 
erzeugen, und fofort wurde die Eultusfreiheit gedeutet als die Freiheit Der 
Unfittlichleit und des Webergriffes, indem gleichzeitig bie Gotteshäuſer, die 
Kirchhöfe und die Heiligkeit der chriftlichen Ehe entwerht wurden, ohne daß 
der habjüchtige Bli biefer Krämer und Sperulanten fi in den Beſitz irgend 
eines der materiellen Vortheile zu Kir vermocht Hat,ewelche fie geträumt 
und ſich verfprocdhen Haben. Zie Gefahren dauern fort, zahlreich find bie 
Gonflicte zwiſchen den beiden Gewalten, ber geiftlichen und der weltlichen; 
jelbft Aufregungen ber öffentlichen Meinung finden ftatt, inbem Fälle vor: 
tommen, in welchen den Tatholifchen Kirchhöfen Gewalt widerfährt, um, häufi 
in höhnender Weife und mit Beleidigung beiliger Gegenftände, Kleber un 
Anderögläubige zu beerdigen, ſowie jolche, welche unbuhfertig eitorben find, 
Celbftmörder und öffentliche Sünder, welche ohne Neue in dem Irrthum 
verharren. In meiner Pidcefe hat e3 fich fogar zugetranen, daß ein Kind 
im Namen des Teufeld getauft worben ift, nicht ohne Entſetzen ber Gewiſſen. 
Tas katholiſche Volt hofft mit unbejchreiblicher Angft aus ähnlichen Bes 
drängniffen des Geiftes befreit zu werden, tief überzeugt, daß Em. Majeftät 
ala Fatholicher König ohne Verzug und in der geeigneten Form bie gerechte 
Maßregel anordnen werde, welche es feufzt verwirklicht zu fehen. Inzwiſchen 
tragen bie Katholifen eine gewiſſe urdt, ihre Zuftimmung (adhesion) zu 
erklären und zeigen nicht einmal Sympathien zu dem gegenwärtigen Stand 
der Dinge. Und Ew. Majeftät weiß, ba biete Zurüdhaltung der Furcht 
an die Sppofitionen ftreift, von welchen feine zu unterjchägen ift. Hiemit 
follen in keinerlei Weife Proferiptionen erbeten werben, fondern nur eine Ges 
nugthuung wird erbeten, welche in diefer Hiufich die allgemeine Unzufrieden⸗ 
heit verſchwinden machte. Sennor, möge Ew. Majeſtät der Ruhm zugekom⸗ 
men fein, in Spanien die katholiſche Glaubenseinheit wieder hergeſtellt zu 
haben, und es ift fein Zweifel, daß der König ber Könige eine der Beloh⸗ 
nung jo würdige Handlung vergelten werde.“ 


26. Februar. Da im Norden alles wieber in den alten Zu= 
fand zurüdgefunfen ift, jo greifen die Sarliften neuerdings Bilbao 
an und bereiten einen Angriff auch auf das feite Puigcerda. 

27. Februar. Da die Moderados (die alfonfiftiichen Reactio— 
näre) die Rücdberufung der Ex-Königin Iſabella nicht zu erzielen 
im Stande find, fo feten fie wenigſtens die Rückkehr der Gräfin 
Girgenti, der Schivejter des Könige, durd). 

Die Regierung hebt durch Dekret die nach der September⸗-Re⸗ 
volution am 21. Oktober 1868 proflamirte Lehrfreiheit wieder auf, 
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vorläufig nur für die Univerfitäten und alle vom Staate fubrentios 

nirten Lebranftalten, aber auch mit zweifellofer Ausficht, dat nicht minder 
alle übrigen Erziehungsinftitute unter das gleich jcharfe Meſſer gebracht 
werden. Tas in ſechs Artikel zerfallende Dekret ftellt die von der Regierung 
ausgehende Octroyrung und Maßregelung ber Lehrbücher und Lehrprogramme 
ber, Iegt ein befonderes Gewicht auf ftraffes Anziehen ber dizciplinären Zügel 
zwiſchen Profeſſor und Alumnen nad) Unten und Profeffor und Rektor nach 
Oben und veripricht für den nächſten Wintercurs alle Diele Dinge aufs Ichärfite 
ineinandergreifend und Weit vollfommener al dad gegentwärtige Proviſorium 
ausgearbeitet zu haben. Dem Zelret iſt ein erläuterndes Circular des 
Unterrichtsminiſters Orovio (Moderado, ultramontan) beigefügt, das über 
den eigentlichen Sinn und Zweck der Maßregel feinen Zweifel läßt, indem 
es bejagt: „Nachdem alle Ausſchweifungen und Berirrungen der leßten Jahre, 
glüdlicherweije ohne einen Blutstropfen oder eine Thräne zu vergießen, einer 
neuen Aera der Monarchie Alfonſo's XII. Platz gemacht haben, der alle der 
Kirche zugefügten Ungerechtigleiten wieder gut machen wird, Epanien und 
die Spanier auch eminent Tatholiich find, % darf der officielle Unterricht 
durchaus nichts gegen bie fatholifche Religion enthalten. Mit dem katholi: 
ſchen Dogma ging immer dad monarchiſche Princip Hand in gan. Sie, 
re Rektor, werden demnach barüber zu wachen haben, daß weder die reli: 
giöſen noch die monarchiſchen Weberzeugungen — wie fie vom Lande ein- 
ftimmig anerkannt find — je digcutirt oder gar in Frage geftellt werden ꝛc.“ 


2. März. Don Carlos erläßt aus Ejtella ein neues Straf- 
gefeßbuch „für dag Königreich”, d. h. zunächſt doch nur für den 
von ihm behaupteten Heineren Theil desfelben. 


Das zu Zolofa im Druck erſchienene Operat ift für die Tendenzen der 
Prätendenten jehr charakteriftiich. Der Abſchnitt von den Verbrechen beginnt 
mit den Berbrechen gegen die Religion und beftinumt im Artitel 124: Ter 
Verſuch, in Spanien die katholiſch-apoſtoliſch-römiſche Religion abzujchaffen 
oder zu ändern, wird mit zeitweiliger Kettenftrafe und immerwährender Vers 
bannung beftraft. Im Artikel 125: Wer öffentliche Alte eined andern als 
des Tatholiich:apoftolifch-römiichen Cultus ausübt, wird mit zeitweiliger Der: 
bannung belegt. Im Artikel 132: Der Spanier, welcher fich öffentlich von 
ber genannten Religion Losfagt, wird mit immermwährender Verbannung be: 
firaft. Andererſeits heißt e3 freilich auch in Artitel 14: „Wer ohne die durch 
die Geſetze vorgefchriebenen Erforberniffe in dem Königreiche Yullen, Breven, 
Reicripte oder Depeſchen bed päpftlichen Bo zur Ausführung bringt, oder 
fie in Umlauf febt oder fie publicirt, wird mit correctionellem Selängnik 
und einer Buße von 300 bis 3000 Duros belegt.” 


4. März. Der carliftifche General Cabrera ſchließt in Paris 


mit den Vertretern des Königs Alfons eine Converio ab. 


Diefes Convenio beftehl aus neun Artikeln. Der erſte fichert den bass 
kiſchen Provinzen und Navarra ihre fueros oder Privilegien wie vor dem 
Kriege zu, wofern fie fich binnen einem Monat nach Veröffentlichung des 
Convenio ber Monarchie Alphons’ XII. unterwerfen. Die Artikel 2, 3 und 
4 beftätigen den carlijtiichen Offizieren und Soldaten die Stellen, Grabe, 
Titel und Dekorationen, welche fie nachweislich in der carliftiichen Armee 
erhalten haben. "Der General Gabrera hat die betreffenden Angaben zu 
prüfen. Artikel 5 erſtreckt diefen Vortheil auch auf die Eivilbeamten. Art. 6 
gewährt den Militärs und Eiviliften, die von dem Convenio Gebraud) machen 
wollen, bie nämliche Yrift von einem Monat. Artikel 7 überträgt dem Ge⸗ 
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„Sennor! Der Biſchöf von Jaen beeilt fih, Ew. Majeſtät ehrfurchts⸗ 
poll zu bitten, die katholiſche Glaubenseinheit in ben ſpaniſchen Reichen den 
yundertjährigen Zraditionen der Monardyie gemäß und zur Befriedigung des 
gemeinfamen Wunjches aller Spanier wieder herzuftchen. Lem Schartblid 
Ew. Majeſtät und der Weisheit Ihrer würdigen Rathgeber kann die Zweck⸗ 
mäßigfeit diefer Maßregel nicht entgehen; ebenfowenig ercheint e3 nothwendig, 
für die Nüglichkeit und Unabweisbarfeit der Gewährung der Bitten des Bitt⸗ 
ſtellers Gründe anzuführen, oder mit Thatſachen überzeugen zu wollen. Tie 
Eultusfreiheit wurde in verhängnikpollen und ſtürmiſchen Zeiten befchloffen; 
man bat die Stimme von Millionen Katholiken verachtet, welche in von ihnen 
unterzeichneten Schriften die conftituirenden Cortes baten, da Land im Bes 
fipe feines werthvollften Juwels zu belafien. Es folgte dieſem verfehlten 
Beſchluß die Verwirrung, welche ın folchen Fällen unheilvolle Neuerungen 
erzeugen, und jofort wurde Die Eultusfreiheit gedeutet al3 bie Freiheit der 
Unfittlichleit und des Webergriffes, indem gleichzeitig die Gotteshäufer, die 
Kirchhöfe und bie Heiligkeit der chriftlichen Ehe entweiht wurden, ohne daß 
ber habfüchtige Bli dieler Krämer und Speculanten ſich in den Befiß irgend 
eine® der materiellen Vortheile zu ſetzen vermocht hat, o welche fie geträumt 
und fich verfprochen Haben. Die Gefahren dauern fort, zahlreich find bie 
Gonflicte zwiſchen den beiden Gewalten, ber geiftlichen und der weltlichen; 
jelbft Aufregungen ber öffentlichen Meinung finden ftatt, indem Fälle vor: 
fommen, in welchen ben Tatholifchen Kirchhöfen Gewalt widerfährt, um, häufig 
in höhnender Weiſe und mit Beleidigung heiliger Gegenftänbe, Beer und 
Anderögläubige zu beerdigen, jowie folche, welche unbupfertig gellor en find, 
Eelbftmörder und öffentliche Sünder, welche ohne Neue in den Irrthum 
verharren. In meiner Didcefe hat es ſich fogar zugetragen, daß ein Kind 
im Namen de3 Teufels getauft worden ift, nicht ohne Entjegen ber Gewifien. 
Tas katholiſche Volt hofft mit unbejchreiblicher Angft aus anntigen Be: 
drängniffen des Geiftes befreit zu werben, tief überzeugt, daß Ew. Majeftät 
als fatholicher König ohne Verzug und in der geeigneten Form die gerechte 
Mapregel anordnen werde, welche es feufzt verwirklicht zu ſehen. Inzwiſchen 
tragen Die Katholiken eine gewiſſe Furcht, ihre Zuftimmung (adhesion) zu 
erflären und zeigen nicht einmal en zu dem gegenwärtigen Stand 
der Dinge. Und Ew. Majeftät weiß, daß diefe Zurüdhaltung der Furcht 
an die Oppoſitionen ftreift, von welchen feine zu unterſchätzen iſt. Hiemit 
follen in feinerlei Weife Proferiptionen erbeten werden, fonbern nur eine Ges 
nugthuung wird erbeten, welche in dieſer Hiuficht die allgemeine Unzufrieden⸗ 
heit verſchwinden machte. Sennor, möge Ew. Majeſtät der Ruhm zugekom⸗ 
men ſein, in Spanien die katholiſche Glaubenseinheit wieder hergeſtellt zu 
haben, und es iſt fein Zweifel, daß der König der Könige eine der Beloh⸗ 
nung jo würdige Handlung vergelten erde.“ | 


26. Februar. Da im Norden alles wieder in den alten Zu—⸗ 
fand zurüdgefunfen ift, fo greifen die Carliften neuerdings Bilbao 
an und bereiten einen Angriff auch auf das fefte Puigcerda. 

27. Februar. Da die Moderados (die alfonfiftifchen Reactio« 
näre) die Rücdberufung der Ersflönigin Iſabella nicht zu erzielen 
im Stande find, jo ſetzen fie wenigſtens die Rückkehr der Gräfin 
Sirgenti, der Schweſter des Königs, durch. 

Die Regierung hebt durch Dekret die nach der September-Re— 
volution am 21. Oftober 1868 proflamirte Lehrfreiheit wieder auf, 
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vorläufig nur für bie Univerfitäten und alle vom Etaate Tubrentios 
nirten Zebranftalten, aber auch mit zweifelloſer Ausficht, daß nicht minder 
alle übrigen eraiehumgöinftitnte unter das gleich jcharfe Meſſer gebracht 
werden. Das in ſechs Artikel zerfallende Dekret ftellt die von der Regierung 
ausgehende Octroyrung und Maßregelung der Lehrbücher und Lehrprogramme 
her, legt ein befonderes Gewicht auf ftrafieg Anziehen der dieciplinären Zügel 
zwischen Profefjor und Alumnen nach Unten und Profeffor und Rektor nach 
Oben und veripricht für den nächiten Wintercurs alle Diele Zinge aufs Ichärfite 
ineinandergreifend und meit vollflommener ala das gegemtoärtige Proviſorium 
ausgearbeilet zu haben. Tem Dekret iſt ein erläuterndes Circular des 
Unterrichtsminiſters Orovio (Moderado, ultramontan) beigefügt, das über 
den eigentlichen Sinn und Zweck der Maßregel keinen Zweifel läßt, indem 
ed beſagt: „Nachdem alle Ausſchweifungen und Verirrungen der legten Jahre, 
glüdlicherweife ohne einen Blutstropfen oder eine Thräne zu vergießen, einer 
neuen Aera der Monarchie Alfonſo's XII. Plab gemacht haben, der alle dex 
Kicche zugefügten Ungerechtigfeiten wieder gut machen wird, Spanien und 
die Spanier auch eminent Tatholiich find, % darf ber officielle Unterricht 
durchaus nichts gegen die fatholifche Religion enthalten. Mit dem Tatholi« 
fehen Dogma ging immer da3 monardifche Princip Hand in hand Sie, 
Herr Rektor, werben demnach darüber zu wachen haben, daß weder bie reli⸗ 
idfen noch die monarchiſchen Ueberzeugungen — wie fie vom Lande eins 
himmig anerkannt find — je discutirt oder gar in Frage geftellt werden ꝛc.“ 


2. März. Bon Carlos erläßt aus Eftella ein neues Straf: 
geſetzbuch „Für das Königreich”, d. h. zunächſt doch nur für den 
von ihm behaupteten Keineren Theil besfelben. 


Das zu Tolofa im Druck erichienene Operat ift für die Tendenzen ber 
Prätendenten jehe charakteriftiich. Der Abſchnitt von den Verbrechen beginnt 
mit den Verbrechen gegen die Religion und beitimmt im Artifel 124: Ter 
Verſuch, in Spanien die fatholifch-apoftolifcherömische Religion abzuſchaffen 
oder zu ändern, wird mit zeitweiliger Keltenftrafe und immermwährender Vers 
bannung beitraft. Im Artitel 125: Wer öffentliche Alte eined andern als 
des katholiſch⸗apoſtoliſch-römiſchen Cultus ausübt, wird mit zeittweiliger Der: 
bannung belegt. Im Artikel 132: Der Spanier, welcher fich Öffentlich von 
der genannten Religion Tosfagt, wird mit immerwährender Verbannung bes 
ftraft. Andererſeits Heißt e3 freilich auch in Artikel 14: „Mer ohne die durch 
die Geſetze vorgeſchriebenen Erfordernifie in dem Königreiche Bullen, Breven, 
Refcripte oder Depeſchen des päpftlichen Hefes zur Ausführung bringt, oder 
fie in Umlauf ſetzt oder fie publicirt, wird mit correctionellem Selängnif 
und einer Buße von 300 bis 3000 Duros belegt.“ 


4. März. Der carliftiiche General Cabrera ſchließt in Paris 


mit den Vertretern des Königs Alfons eine Converio ab. 


Diejes Eonvenio beftehl aus neun Artifeln. Der exfte jichert den bass 
tiichen Provinzen und Navarra ihre fueros oder Privilegien wie dor dem 
Kriege zu, wofern fie fih binnen einem Monat nach Beröffentlichung bes 
Convenio der Monarchie Alphons’ XI. unteriverfen. Die Artitel 2, 3 und 
4 be tigen ben carliftifchen Offizieren und Soldaten die Stellen, Grade, 
Titel und Dekorationen, welche fie nachweislich in der carliftiichen Armee 
erhalten haben. "Der General Gabrera Hat die betreffenden Angaben zu 
prüfen. Artikel 5 erſtreckt diefen Vortheil au) auf die Eivilbeamten. Art. 6 
gewährt den Militärs und Eiviliften, bie von dem Convenio Gebraud) machen 
wollen, bie nämliche Friſt von einem Monat. Artikel 7 überträgt dem Ge⸗ 
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neral Gabrera das Necht, diejenigen Offiziere, welche zwar fein aktives Com: 
mando geführt, aber ſich fontt in ihrem Verhalten hervorgethan haben, für 
Beförderungen, Dekorationen, oder fonftige KR in Borichlag zu 
bringen. Artifel 8 erweitert dieſe Zugeltändniffe auf alle Truppen ber Halb: 
infel. Artikel 9 verjpricht den Gemeinden und Privaten ber von dem Bürs 
gerkriege heimgefuchten Gegenden, im Einvernehmen mit den Cortes den mate⸗ 
riellen Schaden, den fie erlitten haben, zu een Cabrera richtet an bie 
carliftiiche Partei eine dringende Ermahnung, fih um den Thron Alphong’ 
XII. zu ſchaaren. „Ich appellire”, jchließt er feinen Aufruf, „an eure Ber: 
nunft und an eure Gefühle, indem ich euch ri meinen Entſchluß dar⸗ 
lege. Wenn ihr mich anhört, werdet ihr etwas Großes vollbringen; denn 
ihr werdet der Stimme des Patriotismus Gehör ſchenken, welcher den Frie⸗ 
den über Alles ſtellt. Wenn nicht, dann iſt unſer Panier zerriſſen; ihr 
pleibt bei dem König, ich aber trete Lieber auf Seite Gottes und des Vater⸗ 
andes.“ 


8. März, Der König verleiht dem deutſchen Reichskanzler, 
Fürſten Bismard, den Orden des goldenen Vließes. 

Serrano buldigt dem Rönige Alfon?. 

Mitte März. Die fpanifche Regierung verlangt von der Re—⸗ 
gierung des deutſchen Reichs die Auslieferung bes Infanten Alfonfo, 
Bruder? des Don Carlos, wegen der vor feinen Augen und mit 
feiner Auftimmung nach der Einnahme von Cuenca am 15. Juli 
1874 begangenen barbarifchen Grauſamkeiten. Die Aufforderung 
wird von der bdeutfchen Regierung nicht abgewiefen. Der Infant 
befindet fich außerhalb der Grenzen ihrer Gewalt, in Graz; an die 
Öfterreichifche Regierung wird das Begehren von der fpanifchen Re⸗ 
gierung nicht gerichtet. 

23. März. Don Carlos erklärt Gabrera aller feiner Ehren 
und Würden für verluftig und befiehlt, denfelben, fobald er in die 
Hände der Garlijten fallen follte, Jofort vor ein Kriegägericht zu 
ftellen. Inzwiſchen ift Cabrera bemüht, auch andere carliftijche 
Führer und deren Truppen für Alfons zu getwinnen, jedoch ohne 
Erfolg. In der Bevölkerung der baskiſchen Provinzen jcheitert fein 
Verſuch vorerft noch völlig am Einfluffe der Geiftlichkeit. Dagegen 
bherrfcht unter den Garliften unzweifelhaft eine getrübte Stimmung 
mit Rüdfiht auf die furchtbare Verwüſtung des Landes, während 
Don Carlos die Mittel zur Fortfegung des Kriege nachgerade aus⸗ 
zugehen drohen, da die auswärtigen Legitimijten ſeit der Thron⸗ 
befteigung des Königs Alfons mit den bisherigen Subventionen auf 
hören und auch die Vertreter der 4 Provinzen fich äußerſt fchivierig 
zeigen, weitere Steuern zu bewilligen. 


Anf. April. Die von Bon Carlos nad) Tolofa zufammen- 
berufenen Cortes haben zwar Leine Situng abgehalten, die Deputa⸗ 
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tionen der Provinzen haben fich jedoch fchriftlich mit dem Präten- 
denten dahin einverfianden erflärt, daß der Krieg fortgeſetzt werden 
möüffe, der Prätendent aber durch feine auswärtigen Comite’3 bie 
dazu nöthigen Summen befchaffen ſolle. Da die zur Verfügung 
ftehenden Truppenmaflen zu einer energifchen Offenfive unzureichend 
ericheinen, haben alle vier Provinzen, auch das bisher etwas tuider= 
Ipenjtige Navarra, eine Aushebung fämmtlicher 18jähriger Leute an 
geordnet, wodurch man für die Armee eine Verſtärkung von 5000 
bi3 6000 Mann zu befchaffen gebenft. 


8. April. Neue Maßregeln gegen ben freien Geift der Uni— 
verfitäten. Faſt alle Profeſſoren der Univerfität Madrid reichen da= 
gegen eine energifche Proteftation ein. Einige derjelben werden dafür 
verhaftet oder verbannt (internirt); die Regierung erflärt, daß fie 
entfchloflen jei, alle um ihre Entlafjung einfommenden Profefloren 
und diejenigen, welche ihren Proteft nicht zurüdnehmen, zu ver- 
bannen. Gaftelar geht in's Ausland. 

Derfelbe äußert ſich gegen einen Berichterftatter über feine Auffaffung 
ber Lage und feine Hoffnungen für die Zukunft: „Ich habe mich geirrt, als 
ich glaubte, Spanien nad) den übrigen Nationen Europa's beurtheilen zu 
fönnen. Es ift ein femitisches Volk, voll maurifchen Blutes. Es wird nie 
unfere politifchen Unterichiede und Geinheiten begreifen. Es ift intranfigent 
feinem Charakter nad. Meine Politik ift durch die Intranfigenten der Linken 
befiegt worden; e8 mußte jo fommen: e8 war eine NRacenfrage. Sn gleicher 
Weiſe wird die Politik von Canovas de Eaftillo durch die Antranfigenten 
der Rechten befieg werden. Tas ſteht geſchrieben Er iſt klug und rechts 
ſchaffen, er iſt liberal und hat eine ſtarke Willenskraft, aber ex wird ges 
Ichlagen, vernichtet werden von ber Reaktion, und zwar wird dieſe Reaktion 
nicht eine jolche fein, wie andere Länder fie wohl aufmeifen, jondern eine 
Ipanifche Reaktion, eine arabifche Reaktion, und diefe intranfigente Reaktion 
wird wieder die Santonaliften zur Macht bringen, und dann muß wieder 
Alles von Anfang an gefchehen.” 

15. April. General Campoz beginnt mit der Armee des Gen- 
trums feine Operationen in Catalonien, um wenigſtens bier mit den 
Sarliften aufzuräumen und den Aufitand auf feinen urfprünglichen 
Heerd, Navarra und bie baskiſchen Provinzen, zu bejchränten. Der- 
felbe fchließt zunächft Seo de Urgel ein, wo 2500 Earliften Tiegen. 
a 26. April. Die bei den Notififationen der Thronbejteigung 
des Königs Alfons und feither angewendete Yormel „von Gottes 
Gnaden und durch den Willen ber Nation” wird in „Alfonfo XIL., 
conftitutioneller König von Spanien” abgeändert. 


1. Mai. Der Nuntius Simeoni ift in Madrid angelangt und 
hält feinen erften großen Empfang für das biplomatifche Korps und 
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die Hoffähige Welt ab. Die Gefandten Rußlands, des deutichen 
Reichs und Italiens werden von ihm nicht dazu eingeladen. 


19. Mai. Ein kgl. Dekret leitet die Herftellung einer confti= 
tutionellen Berfaffung ein, indem es im Mefentlichen befagt: 

Die Mahlperiode ift eröffnet. Alle conftitutionellen Fragen können 
den Cortes unterbreitet werden, ausgenommen die Begründung der conftitu: 
tionellen Monarchie. Tie Regierung hofft die repräfentative Berfaffung, ohne 
welche die Anarchie herricht, wieder herzuftellen. 

20. Mai. Am Senatspalaft tritt eine zahlreiche Verſamm⸗ 
lung bon ca: 300 Unioniften, ca. 200 Moderadog und ca. 50 Con⸗ 
jtitutionellen, d. 5. Sagaftiner, die fih von Sagajta getrennt haben, 
zufammen, um die Frage der Wiederheritellung einer Verfaſſung zu 
erörtern, und genehmigt einjtimmig folgende Refolution : 

„Tie Verſammlung erklärt, daß die Beendigung bed Bürgerfrieges, 
die Aufrechterhaltung der Ordnung und der Freiheit, ſowie die Handhabung 
der parlamentarifchen Freiheiten weſentlich von der Befeftigung des Thrones 
des Königs Alfons und gejehlich geordneter Verhältniſſe abhängig find. Alle 
Mitglieder der VBerfammlung verpflichten fich, ihre Kräfte der Verwirklichung 
eines jo patriotifchen Endzieles zu leihen, und es fol eine Commillion von 
39 Notabeln gewählt werden, um die Grundzüge einer gefehlichen Regelung 
ber Bertragsverhältniffe zu entwerfen.“ 


Anf. Juni. Der päpftlicde Nuntius Simeoni verlangt, daß 
die rüdjtändigen, dem fpanifchen Clerus gebührenden Befoldungs- 
ernolumente demjelben von der Regierung in Elingender Münze aud- 
bezahlt werden. 


7. Juni. Der Kriegaminifter General Jovellar übernimnt ben 
Cherbefehl über die Armee des Centrums und überläßt das Kriegs- 
miniftertum dem General Primo de Rivera. 

12. Suni. Die von der Notabelnverfammlung am 20. Mai 
befchloffene und gewählte 39er:Commiffion wählt wieder eine Eub- 
commijfion von 9 Mitgliedern, um die Enttvürfe einer neuen Ver—⸗ 
fafjung und eine® Wahlgeſetzes auszuarbeiten. Diefelbe tritt fofort 
zuſammen und in derjelben machen fich von vornherein zwei Haupt» 
ftrömungen geltend. 

Die Moderados proponiren die Conftitution von 1845 — ein bon 
Narvaez den damaligen Eorted entriſſenes Machwerk — wie fie Hinzufügen, 
als Baſis, welche in Liberalerem Sinne modificirt werden könne. Die Con: 
ftitutionellen dagegen eınpfehlen ala Grundlage die letzte Konftitution bon 
1869, welche in reactionärem Sinne umgearbeitet werden müßte. Da man 
16 hierüber nicht einigen Tann, fo wird beichloffen, von allen früheren {pas 
nifchen Eonftitutionen abzufehen und mit Rüdficht auf die Gonftitutionen 
von Portugal, Belgien und Jtalien einen dermaßen elaſtiſchen Entwurf zu 
vereinbaren, daß darin alle monarchiichen Parteien, vom Moderado bi? zum 
monarchiſchen Radicalen, Raum finden können. 
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15. Suni. Ein k. Dekret hebt die feit 1868 eingetretene Reform 
des Zolltarifs bis zur Regelung der Frage durch die Corte auf. 

Tie Ebbe im Staatsſchatze dient diefem auf die politifchen Rückſchritte 
folgenden Rückſchritt auf volkswirthſchaftlichem Boden zum Vorwande Ilm 
en Werth des angeführten Grundes zu bemeſſen, braucht man nur die ſpa⸗ 
niſche Handelsſtatiſtik vor und nach den durch die September-Revolution von 
1868 verwirflichten Reformen zu vergleichen. Troß der vielfachen Unruhen 
und des Bürgerfrieged hat ne twie die Öffentlichen Blätter mit Zahlen bes 
weijen, die Handelsbewegung jür die Mehrzahl derjenigen Artikel, deren Ein- 
fuhrzöfle Herabgefegt worden, mehr ala verzehnfacht. Nachdem die Cortes 
von 1870 eine Etufenfolge von Schubzoll zum Freihandel feftgeftellt, ſollte 
eine neue Zollverminderung in Kraft treten, welcher vorausfichtlich ähnliche 
günftige Ergebniffe entiproffen wären. Dieſe Herabſetzung ift jet auf un: 
beftimmte Zeit vertagt, und e3 ift nicht anders zu erwarten, als baß eine 
geleßgebende Körperichaft, welche unter dem Einfluffe ber jebigen Regierung 
gewählt wird, Spanien auf’3 Neue in jeine ifolirte Stellung auf dem Ge- 
biete des Handels und der Industrie zurüditoßen wird. 


25. Juni. Ein Gejchwader von 5 großen Kriegsſchiffen be= 
ginnt die in den Händen der Carliften befindlichen Küftenjtädte am 
Meerbujen von Biscaya zu bejchießen und die carlijtiichen Strand«- 
batterien zu demontiren. 

— Suni. Beide Theile, Carliften und Alfonfiften, überbieten 
fi) nachgerade in gegenjeitigen Retorfiongmaßregeln, die von beiden 
Ceiten vielfach mit großer Härte in's Werk gejeht werden, indem 
die Sarlijten alle auf dem von ihren beherrfchten Gebiete wohnen 
den Alfonfiften augtveiben und die Güter mit Beſchlag belegen, bie 
Alfonfiiten aber auf ihrem Gebiete dasfelbe bezüglich der Carliſten 
anordnen. 

30. Juni — 8. Juli. General Martinez Campos beſetzt die 
Ebrolinie, um den carlijtiichen Banden in Aragonien und Valencia 
den Rückzug nach Catalonien abzujchneiden. Der Garlijtenführer 
Dorregaray entlommt ihm aber doch. Jovellar bejegt Cantavieja. 


Mit der Einnahme von Gantabieje ift die Säuberung des Maeftrazo 
von den Banden fo gut wie zum Abſchluß gebracht. Nachdem der General 
Jovellar ben Aufitand auf jene Gebirgägegenden eingeſchränkt und bamit bie 
wiederholten Ginfälle der Karliften ın Balencia und Murcia, ſowie Neu: 
caftilien bi8 Guenca, ein Ziel geſteckt, und nachdem er bie Aebrohung ſelbſt 
ber Hauptftadt, welche das Vorrücken ber Carliſten über Molina de Aragon 
und Medinaceli bedeutete, unmöglich gemacht Hatte, Tonnte er in das Innere 
des Maeſtrazzo vordringen und fich der wichtigiten —A— — Punkte, wie 
San Mateo, Luceno und Sarrion, bemächtigen. Vergebens ſuchte ihm Dorre⸗ 
aray den Boden in Villafranca ſtreitig zu machen: auf dieſem Punkt ge⸗ 
—* und durch die Wegnahme von Miradet und Flix von Seite des 
Generals Martinez Campos feiner Verbindungen mit Gatalonien beraubt, 
verzichtete der Charliftenchef darauf, Santavieja zu vertheidigen, überließ bie 
dortige 2000 Mann ftarte Befagung, die Junta, die Intendantur und die 
zahlreichen Eivilbeamten, welche bie carliftifche Verwaltung bildeten, ihrem 
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Schickfal und marſchirte auf’a fchleunigfte ab, über ben Ebro an den Fuß 
ber Pyrenäen. 


31. Juni. Die Garliften belagern wieder ©. Sebaftian. 


6 Juli. Die Neuner-Subeommiffion der Notabelnverfamm« 
lung vom 20. Mai bat ihre Arbeit bez. der Grundlagen der Ber- 
fafjung bereit3 beendigt. Ihr Entwurf läßt die individuellen Rechte, 
eine aus zwei Kammern bejtehenbe gejeßgebende Gewalt, die Unab- 
feßbarleit der Richter und die Freiheit der Culte zu. Derſelbe gebt 
nun zunächſt an die große 39er Commilfion. 

9. Juli. Die Regierungstruppen erringen auch im Norden 
erhebliche Bortheile gegen bie Garliften: Bittoria wird von ihnen 
nach beftigem Kampfe beſetzt. 

19. Juli. Buigcerda wird von den Garliften belagert. 

23.—27. Juli. Die große Commilfion der Notabelnverfamm- 
fung vom 20. Mai beräth den von ihrer Neuner Subeommiffion 
ausgearbeiteten Entwurf von Grundzügen für die Verfaffung. Zu 
den lebhafteſten Debatten gibt der Artikel Anlaß, welcher die Auf- 
rechthaltung der feit 1868 in Spanien eingeführten Cultusfreiheit 
betrifft. Derfelbe wird fchließlich mil 22 gegen eine Minderheit von 
8 Stinnmen angenommen. - 


Der Art. 11 des neuen Verfaſſungsentwurfes Tautet: „Die katholifche, 
apoftolijche, römifche Religion ift die Staatsreligion. Die Nation verpflichtet 
fi, den Cultus und die Diener berfelben zu unterhalten. Niemand wird 
auf Ipanifchem Gebiete wegen feiner teligiöfen Meinungen, noch wegen ber 
Ausübung feines reſpeltiven Cultus beläftigt werben, unbefchabet der der 
hriftlicden Moral ſchuldigen Achtung. Es find indeß feine anderen öffent 
lichen Geremonien oder Kundgebungen geftattet ala die der Religion des 
Staates.“ Die betreffende Bellimmung der Verfafſung dom Jahr 1869 
lautete: „Die Nation verpflichtet fich, den Cultus und die Diener der fathos 
liichen Religion zu unterhalten. Die öffentliche oder private Ausübung jedes 
andern Cultus ih allen in Epanien anjäffigen fremden gemwährleiftet ohne 
weitere Beichränkungen als die allgemeinen Vorſchriften der Sittlichleit und 
des Öefepes, Wenn etiva Spanier filh zu einer andern Religion bekennen 
ala der katholiſchen, fo find auf fie die Beilimmungen bes vorftehenden Sapei 
anzuwenden.” Die Minderheit der 8 Ultramontanen beruhigt ſich indeß 
keineswegs mit dem Reiultat der Abjtimmung. Diejelben verienden vielmehr 
eine Art Manifeft unter dem Titel: „Particular:Botum der intranfigenten 
Moderados“ in vielen Zaujenden von Exemplaren nach ben Provinzen, um 
von ben im vielen Provincial-Hauptftädten inzwiſchen improvifirten Zweig⸗ 
comitoͤs ihrer Partei zm weiterer Propaganda benüßt zu werben. Alsba 
werden auf dem flachen Lande um Valencia, Sevilla, Barcelona zc. Unter: 
Ihhriften für ein Memorandum gefammelt, in welchem ber König um Wieder: 
Berftellung Der fatholifchen Einheit gebeten wird, und ber Vorfclerus, im 

uftrag des Episcopats, unterftüßt dieſe Beftrebungen mit allen ihm zu 
Gebote ftehenden Mitteln, während bie Majorität der ſpaniſchen Prälaten 
die acht Moderados öffentlich mit Beglückwünſchungen überhäuft und ihnen 
bie wirkſamſte Unterftüßung für die Corteswahlen zufichert. 
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1. Auguſt. Fortſchritie der Regierungstruppen in Catalonien: 
die Carliften find auf das Linke Ufer des Ebro zurückgeworfen, Lo—⸗ 
gronno ift entjeßt, Seo de Urgel wird bombardirt. 

12. Auguft. Ein fol. Dekret verordnet eine neue Aushebung 
von 100,000 Mann, welche diegmal auch diejenigen jungen Leute 
umfaflen foll, die erſt das 18. Jahr vollendet haben. 


Tas Dekret if von einem Berichte des Minifteriumd an den König 
begleitet, der eine Meberficht der militäriichen Operationen gegen bie Carliſten 
jeit bem Anfange des Jahres enthält. Derfelbe erinnert zuerft baran, daß 
am gleichen Tage, ala König jene feinen Einzug in Madrid hielt, die 
ganz nahe der Hauptjtadt und bei der Eifenbahn gelegene Stabt Molina 
de Aragon von ben Garliften bejekt war. Ihre Banden durchftreiften die Pros 
vinzen Guadalajara und Cuenca, und bedrohten auch die Provinz Segovia; 
bie Provinzen Teruel und Eaftellon tvaren faft ganz ihrer Invaſion verfallen, 
die Provinz Zaragoza größeren Theil; die catalonifchen Provinzen, ſowie 
Balencia, waren faft ganz von ihnen überzogen; der bedeutende Pla Pams 
plona unter ftrenger Blokade, und das Heer ſah ſich dazu verurtheilt, in 
paffiver Haltung das Ebro:Ufer zu hüten; der Aufftand war im verflojfenen 
Jahr auf feiner Höhe angelangt. Trotz ber großen Anftrengungen, welche 
die Nation machte, um ba3 Heer zu reorganifiren und die Fortſchritte des 
Feindes aufzuhalten, tro ber vielen blutigen Kämpfe zu diejem Zwecke, war 
es nicht möglich, zu verhindern, daß er feine Bataillosıe verdoppelte, und daß 
er bie unbedeutende Artillerie, tvelche er noch bei Somorroftro der Nordarmee 
gegenübergeitellt, zu der zahlreichen und gewaltigen Artillerie erhob, deren 
Wirkungen der König jelbjt bei der hochherzigen Anftrengung vor ben un« 
geheuren Verſchanzungen bed Garrascal und des linken Argasliferd kennen 
elernt Habe. Cnölig im Januar dieſes Jahres Hat man nad) dem Zus 
mmenzug ber verfügbaren Streitkräfte dem Feind in feinen außgedehnten 
Linien gegenübertreten und ihn jenſeits vom rechten Argasllfer vertreiben 
fönnen. „Die Nothwendigkeit“, Fakt der Bericht weiter, „den Beſitz des 
eroberten Terrain durch folide Befeftigungen zu ſchützen und bie Schwäche 
unferer Heere in Gatalonien und im Gentrum, welche in dem Umftand ihren 
Grund hatte, daß fi) damals alle Anftrengungen auf die Formation ber 
Nordarmee richteten, unterbrachen den Gang ber militärischen Operationen, 
bis man fie nad) Dollendung der Vertheidigungsarbeiten und nad Ausfüh: 
zung der Uudhebung von 70,000 Mann, welche die Minifterregentichaft für 
ich verfügt hatte, nach einem wohl durchdadyten und der Erlangung ents 
cheidenderer Erfolge ficheren Syſtem Toetiepen fonnte. Nach einigen Dlonaten 
bes Martens, das alle ala unvermeidlich begriffen, troß der natürlichen Un- 
gebulb, welche Niemand mehr ala die Regierung verzehrte, haben bie Erfolge 
n allgemeinen Plan und die beionderen Dilpofitionen, die man angenommen 
bat, gerechtfertigt. Tas catalonifche Heer, welches ſelbſt ald noch Klein in 
verfchtedenen Treffen die Garliften geichlagen hatte, Tonnte dem Heere bed 
Centrums, dad Fräftig verftärkt wurde, zu Hülfe fommen, um in Kurzem 
die vollftändige Pacification der dovingen alencia, Teruel und Eaftellon 
durchzuführen; die Forts Flix, Dliravet, Cantavieja und el Gollado bel 
Alpuente haben fih unjern Waffen ergeben; in Zaragoza, Guadalajara und 
Euenca, die vollftändig von Garliften frei find, bleiben nur noch Räuber: 
banden; Bitoria ift vor den Anfällen des Feindes gedeckt, und bie weite 
Ebene von Alava von dem Ioyalen Sex beherrfcht, welches in zwei ruhms 
vollen Slämpfen feine unbeftreitbare Ueberlegenheit befundet hat; Diana, jo 
lang ein Affeont fir Logrono, fiel in unfere Hände, Der feite Plag der 
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Schickfal und marſchirte auf's fchleumigfte ab, über ben Ebro an ben Fuß 
ber Pürenden. 


31. Auni. Die Carliften belagern wieder ©. Sebaſtian. 


6 Juli. Die Neuner-Subeommiffion der Notabelnverjamm- 
lung vom 20. Mai hat ihre Arbeit bez. der Grundlagen der Ber- 
faffung bereit® beendigt. Ihr Entwurf läßt die individuellen Rechte, 
eine aus zwei Kammern beftehende gefeßgebende Getvalt, die Unab- 
feßbarfeit der Nichter und die Freiheit der Culte zu. Derfelbe gebt 
nun zunächſt an die große 39er Kommilfion. 

9. Juli. Die Regierungstruppen erringen au im Norden 
erhebliche Vortheile gegen bie Carliften: Bittoria wird von ihnen 
nach heftigem Kampfe beſetzt. 

19. Zuli. Buigcerda wird von den Earliften belagert. 

23.27. Juli. Die große Commiſſion der Notabelnverjamm- 
Yung vom 20. Mai beräth den von ihrer Neuner Subeommiffion 
ausgearbeiteten Entwurf von Grundzügen für die Verfaſſung. Zu 
den Iebhafteften Debatten gibt der Artikel Anlaß, welcher die Auf- 
reehthaltung der feit 1868 in Spanien eingeführten Cultusfreiheit 
betrifft. Derſelbe wird ſchließlich mii 22 gegen eine Minderheit von 
8 Stimmen angenommen. - 


Der Art. 11 des neuen Verfaffungsentivurfes lautet: „Die katholifche, 
apoftolifche, römifche Religion ift die Staatsreligion. Die Nation verpflichtet 
fih, den Eultus und die Diener berjelben zu unterhalten. Niemand wird 
auf Ipanifhe Gebiete wegen feiner veligiöjen Meinungen, noch wegen der 
Ausübung feines reſpektiven Cultus beläftigt werden, unbejchadet ber der 
hriftlichen Moral ſchuldigen Achtung. Es find indeß feine anderen öffent» 
lichen Geremonien ober Kundgebungen geftattet ala die der Religion des 
Staates.“ Die betxeffende —— ber Verfaſſung vom 34 1869 
lautete: „Die Nation verpflichtet fich, den Cultus und bie Diener ber katho⸗ 
Lifchen Religion zu unterhalten. Die öffentliche oder private Ausübung jedes 
andern Cultus An allen in Epanien anfälfigen Fremden gemährleiftet ohne 
weitere Beſchränkungen ald die allgemeinen Vorichriften der Sittlichkeit und 
des Geſetzes. Wenn etwa Spanier fich zu einer andern Religion befennen 
als der fatholifchen, jo find auf fie die Beitimmungen des vorfiehenden Safe? 
anzuwenden.“ Die Minderheit der 8 Ultramontanen beruhigt ſich indeß 
keineswegs mit dem Reiultat der Abftimmung. Dieſelben verjenden vielmehr 
eine Art Manifeft unter dein Zitel: „Particular-Votum der intranfigenten 
Moderados“ in vielen Zaujenden von Exemplaren nach den Provinzen, um 
don den in vielen Provincial-:Hauptftädten inzwifchen improvifirten Zweig⸗ 
eomites ihrer Partei zu weiterer "Propaganda benüßt zu werben. Alsbald 
werden auf dem flachen Lande um Balencia, Sevilla, Barcelona x. Unter: 
Ichriften für ein Memorandum gejammelt, in welchem der König um Wieder: 
derftellung ber fatholiichen Einheit gebeten wird, und bee Dorfclerus, im 

uftrag des Episcopats, unterftüßt dieſe Beitrebungen mit allen ihm zu 
Gebote fiehenden Mitteln, während bie Majorität der ſpaniſchen Prälateı 
die acht Moderados öffentlich) mit Beglückwünſchungen überhäuft und ihnen 
die wirkjamfte Unterftüßung für die Corteswahlen zufichert, 
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1. Auguſt. Fortſchritte der Regierungſtruppen in Catalonien: 
die Carliſten find auf das linke Ufer des Ebro zurückgeworfen, Lo—⸗ 
gronno iſt entſetzt, Seo de Urgel wird bombardirt. 

12. Auguſt. Ein kgl. Dekret verordnet eine neue Aushebung 
von 100,000 Mann, welche diesmal auch diejenigen jungen Leute 
umfaflen ſoll, die erſt das 18. Jahr vollendet Haben. 


Tas Dekret ift von einem Berichte des Minifteriums an den König 
begleitet, ber eine Meberficht der militäriichen Operationen gegen die Earliften 
feit dem Anfange des Jahres enthält. Derjelbe erinnert zuerft daran, daß 
am gleichen Tage, als Stönig Aufonfe feinen Einzug in Madrid hielt, die 

anz nahe ber Hauptſtadt und bei ber Eifenbahn gelegene Stabt Molina 

Aragon von ben Garliften beſetzt war. Ihre Banden durchftreiften die Pro: 
vinzen Suadalajara und Euenca, und bedrohten auch die Provinz Segovia; 
die Provinzen Teruel und Gaftellon waren faft ganz ihrer Invaſion verfäffen 
die Provinz Zaragoza größeren Theil; die catalonijchen Provinzen, ſowie 
Balencia, waren falt ganz von ihnen überzogen; der bedeutende Pla Pams 
plona unter firenger Blokade, und das Heer ſah fi) dazu verurteilt, in 
paffiver Haltung dag Ebrosiifer zu hüten; der Aufftand war im verfloffenen 
Jahr auf feiner Höhe angelangt. Troß ber groben Anftxengungen, welche 
die Nation machte, um dad Heer zu teorganitiren und die Fortſchritte des 
Feindes aufzuhalten, troß ber vielen blutigen Kämpfe zu diejem Ziwede, war 
es nicht möglich, zu verhindern, daß er feine Bataillone verdoppelte, und daß 
er die unbedeutende Artillerie, welche ex noch bei Somorroftro der Nordarmee 
gegenübergefteit, zu ber zahlreichen und gewaltigen Artillerie erhob, deren 

irlungen ber König felbjt bei der hochherzigen Unftrengung vor ben un⸗ 
geheuren Verſchanzungen des Karradcal und des Linken Arga:Uferd kennen 
elernt Habe. Endlich im Januar diejes Jahre Hat man nach dem Zus 
—— der verfügbaren Streitkräfte dem Feind in feinen ausgedehnten 
Linien gegenübertreten und ihm jenjeit? vom xechten Argaslifer vertreiben 
fönnen. „ie Nothwendigkeit“, Fahrt der Bericht weiter, „den Beſitz des 
eroberten Terrains durch ſolide Befeftigungen zu ſchützen und die Schwäche 
unferer Heere in Satalonien und im Centrum, welche in dem Umftand ihren 
Grund Hatte, daß ſich damals alle Anftrengungen auf bie Formation ber 
Nordarmee richteten, unterbraggen den Gang der militärijchen Operationen, 
bis man fie nach Vollendung der Bertheidigungsarbeiten und nach Ausfüh: 
zung der Aushebung von 70,000 Mann, welche die Minifterregentichaft für 
fit) verfügt hatte, nach einem wohl durchdachten und der Erlangung ent: 
fcheidenderer Erfolge ficheren Syftem foatiegen fonnte. Nach einigen Monaten 
des Martend, das alle ala unvermeidlich begriffen, tro der natürlichen Uns 
gebul, welche Riemand mehr ala die Regierung verzehrte, haben die Erfolge 

n allgemeinen Plan und die beionderen Dilpofitionen, die man angenommen 
bat, gerechtfertigt. Das cataloniſche Heer, welches jelbft ala noch Klein in 
verſchiedenen Treffen die Carliften geichlagen hatte, Tonnte dem Heere bed 
Eentrums, das Fräftig berftärkt wurde, zu Hülfe fommen, um in Kurzem 
die vollftändige Pacification ber Provinzen Valencia, Teruel und Caſtellon 
durchzuführen; die Forts Flix, Miravet, Cantavieja und el Collado bel 
Alpuente haben ſich unfern Waffen ergeben; in Zaragoza, Guadalajara und 
Cuenca, die vollftändig von Carliſten frei find, bleiben nur noch Räubers 
banden; Bitoria ift vor den Anfällen «des Tyeindes gebedt, und bie meite 
Ebene von Alava von dem loyalen Sec beherricht, welches in zwei ruhme 
vollen Kämpfen feine unbeftreitbare Heberlegenheit bekundet hat; Diana, fo 
lang ein Affront für Logrono, fiel in unjere Hände. Der fefte Platz ber 
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Seo be Urgel, welche der Verrath den Feinden überliefert hatte, wird fireng 
belagert, zahlreiche Eolonnen durchziehen ganz Gatalonien, ohne den Feinden 
irgendwo Ruhe zu laffen und bereiten Dre nahe gänzliche Auflöfung vor; 
kurz überall fprechen die Erfolge, welche man erzielt, in beredter Weile von 
bem Glück, welches Em. -Majeftät in den Anfängen Ihrer Regierung bes 
leitet. Die Nation dürfte mit gutem Grund Hoffen, dal nach der Einnahıne 
jener furchtbaren Feſtung, die ohne Zweifel erfolgen wird und nad der 
nahen Vernichtung der catalonifchen Banden durch die vereinigten Heere 
Gataloniend und des Centrum fi) auch der Theil Navarra's und ber bas⸗ 
kiſchen Provinzen, welcher noch im Aufitande verharrt, fich bald der Autori: 
tät Ew. Dlajeität und der Herrichaft der Geſetze unterwerfen und dem edlen 
belafteten jpanifchen Volke weitere Opfer erjparen werden. Die Regierung 
hegt ebenfalls aufrichtig dieje Hoffnung, und in der Kriegswiſſenſchaft und 
Kriegskunſt zuftändige Männer theilen fie mit it ; aber gerade weil man 
das Ende von Mißgeſchicken abfieht, welche ewig fchienen, iſt ea Pflicht, das» 
felbe zu beſchleunigen. Zu Dielen Zwecke zaudert bie Regierung nicht, eine 
neue Aushebung von 100,000 Dann vorzufchlagen.“ Aus dem Bericht er⸗ 
fährt man auch, daß die Teßte Auäbebung von 70,000 Mann nur einen &ffel- 
tivbeftand von 45,000 Mann ergeben hat. 


24. Auguft. Der Minijterrath verhandelt über das Wahlver- 
fahren für die zu berufenden Corte. Die Moderado8 treten für 
bejchränftes, der Miinifter-Präfident Canovas del Caftillo für allge- 
meines Stimmrecht ein. Letzterer führt als Grund an, daß diefe 
erſten Cortes Alfons' XII. Thronbefteigung gewiflermaßen zu Jane» 
tioniren hätten und ein Theil der Parteien, namentlich die zur Re⸗— 
publik neigenden, die Sanction für unvollftändig erklären würde, 
wenn das allgemeine Stimmrecht nicht zur Anwendung fäme Er 
fügt hinzu, daß die Cortes ſelbſt für ſpätere Wahlen ein beſchränktes 
Stimmrecht feitjtellen könnten. Nach heftigen Debatten, die beinahe 
zur Minijterkrifis geführt hätten, wird das allgemeine Stimmrecht 
angenommen. 

25. Auguft. Der päpftl. Nuntius in Madrid richtet ein Runde 
ſchreiben an die ſpaniſchen Bijchöfe, in welchem er fich auf’3 entjchie= 
denjte gegen die Beibehaltung der feit 1869 eingeführten Cultusfreiheit 
in der neuen Verfaſſung, für Behauptung der fog. Tatholijchen Glau= 
ben2einheit und überhaupt für ftrifte Wiederherftellung des Concor⸗ 
dats zwiſchen Spanien und dem HI. Stuhle von 1851 ausſpricht. 


„Ta zur Kenntniß des HI. Stuhles der Berfaffungsentiwurf geflommen 
ift, welcher den Cortes vorgelegt werden joll, jo mußte ſich die Aufmerkſamkeit 
de3 Hl. Vaters auf den Art. 11 desjelben richten, der fich auf die Cultusfreiheit 
bezieht. Zemgemäß hat der Herr Kardinal-Staatsjekretär an die ſpaniſche Re 
gierung durch feinen Sejandten in Rom eine Reklamation gerichtet und mich zus 
gleich beauftragt, Ihnen den Inhalt berjelben mitzutheilen, was hr} ohne Vers 

ug thue. Die 88 2 und 3 des angefüheten Art. 11 find, wie Sie wiſſen müſſen, 
Folgendermahen abgefaßt: „Niemand wird auf dem fpanilchen Gebiet wegen 
feiner, veligiöfen Neberzeugungen oder wegen der Ausübung ſeines Gultus 
beläjtigt werden können, vorausgeſetzt, daß der chriftlichen Moral bie ſchuldige 
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Achtung erwielen wird. Jedoch werben keine anderen Öffentlichen Geremonien 
ober Manifeftationen geduldet werden, ala diejenigen der Staatäreligion.“ 
Der Inhalt und die Form der angeführten Paragraphen muß Gegenftaub 
gerechter Sorge und Klage für ben Heiligen Stuhl fein, ob man dieſelben 
nun in Verbindung bringe mit dem Goncordat von 1851, welches Geſetzes⸗ 
kraft in den Beſitzungen Ihrer katholiſchen Majeftät hat, oder ob man bie 
traurigen a in gung ziehe, welche die Veröffentlichung dieſes Ge: 
fees panijchen Nation zuziehen würde, die fich ſeit undenflicher Zeit 
im Befitz des foftbaren Gutes der katholiſchen Einheit befindet. Und in ber 
That, vor Allem muß man auf einen undiscuticrbaren Punkt hinweiſen, 
daß weder die Regierung, noch die Corte, noch irgend eine andere Civilgewalt 
bes Reiches das Recht hat, nur irgend einen der Artikel des Concordats ohne 
bie nöthige Zuftimmung des heiligen Stuhles zu verlegen, zu wechſeln oder 
umzuändern. Diejer —— rae muß ftreng beobachtet werben bei jeber 
Trage, welche Bertragägegenftand it; mit noch mehr Grund muß derjelbe 
praftiich werden, wenn es fi) um einen Fundamentalpunkt handelt, tvieedie 
Religion, die Hauptgrundlage jeder wohlgeordneten Geſellſchaft. Nun denn, 
der Entivurf der neuen Berfaffung drüdt fich in einer Weile aus, baß beim 
erften Blick ein jehr großer Unterichied zu Tage tritt ziwifchen dem, was hier 
feitgeftellt wird und dem, was der erfte Artikel des Concordats vorfchreibt. 
In dieſem heißt es: „Die katholiſche, apoftolifche, römiſche Religion, welche 
mit Ausschluß jedes anderen Cultus immer die einzige der ſpaniſchen Nation 
ift, wird ſtets in den Befigungen Ihrer tatholifdhen Majeftät mit allen 
Rechten und Borrechten aufrechterhalten werden, welche fie nach dem Geſetze 
Gottes und den Verfügungen der heiligen Canones genießen muß.” Diefer 
Artikel erflärt ausdrüdlich und fanctionirt, wie man fieht, das Princip ber 
Religionzeinheit, erkennt an, daß die einzige und alleinige katholiſche Religion 
die Staatzreligion ift und jchließt das Belenntniß jedes anderen Cultus aus. 
Der Art. 11 der neuen Sonftitution dagegen erklärt weder, daß die fatholifche 
Religion Die einzige und alleinige Religion der jpanifchen Nation ift, noch 
weniger drüdt er die Ausſchließung jedes anderen Cultus aufer bes katho⸗ 
lifchen aus. Vielmehr ermächtigt ex, indem er in dem zweiten Theil vor: 
fchreibt, daß „Niemand auf dem fpanifchen Gebiet wegen feiner religiöfen 
Meberzeugungen, noch wegen der Ausübung feine Cultus beläftigt werden 
folle, wenn nur der chriftlichen Moral die Rpuldige Achtung erwieſen werde,“ 
augdrücdlich die Aubere Ausübung eines beliebigen Cultus, indem jo die Eul- 
tußfreiheit durch die veligidfe Toleranz gegen den Buchftaben und den Geift 
des angeführten Artikel des Concordates garantirt wird... Aus dem zweiten 
Paragraph des Art. 11 der neuen Eonftitution geht aber noch ala nothwen⸗ 
dige Folge hervor, daß auch die öffentliche wie die private Lehre ber alatho- 
liſchen Doltrinen außerhalb der Wirkfamteit des Geſetzes ftehe und weder 
durch die Civil⸗ noch durch die Kirchengewalt verhindert und unterdrüdt 
werden könne, oder daß bdiejelbe, was das nämliche ift, implicite geftattet 
und pofitio zugelaffen werde. Dies ſchließt unzweifelhaft eine offenbare Ver: 
In bes Artikels 2 des Concordats in ſich, in welchem mit den beſtimm⸗ 
teften Ausdrücken Teterticgit feftgefeßt wurde, daß der Öffentliche und der Pri- 
vatunterricht in allen Schulen jeder Klaſſe und Gategorie der Lehre der 
Tatholifchen Religion durchaus entiprechen müſſe. Und wenn auch fraft Ars 
titel 11 der neuen Verfafſung blos der Privatunterricht akatholiſcher Lehrer 
außerhalb der Civil: und kirchlichen Aktion gelafien werden follte, fo könnte 
man doch kaum begreifen, wie die freie Ausübung der Pflichten und gegen: 
feitigen Rechte, die ben Bilchöfen durch den angeführten ‚Artikel 2 des Gon- 
cordated garantirt find, nämlich über die Reinheit des Glauben? und ber 
Gebräuche und die religiöje Erziehung ber Jugend zu machen, ftattfinden 


18 


274 Spanien. (Aug. 26. — Gept. 11.) 


und beitehen könne. Ebenjowenig kann man begreifen, wie die Bifchöfe mit 
Erfolg die Unterftügung und den Schu ber Eivilgewalt anrufen und er: 
hoffen könnten, gegen bie geheimen Umtriebe und dunkeln Abfichten ber Per⸗ 
fonen, welche ein Intereſſe haben, bie Köpfe zu verwirren und die Gewohn⸗ 
beiten der Unvorfichtigen zu verderben, ſowie gegen die geheime Preffe und 
die heimtückiſche Einführung und Verbreitung der jchlechten und ſchädlichen 
Bücher. Nach diefen Erwägungen find die traurigen Folgen des Art. 11 
ber neuen Berfaffung, voraudgefeßt, daß derjelbe von den Cortes angenommen 
würbe, leicht vorauszufehen, und noch mehr, daß es fich darum Handelt, ein 
unfeliges Princip in eine eminent katholiſche Nation einzuführen, welche bie 
freiheit oder Toleranz der Culte verwirft und mit lauter Stimme verlangt, 
daß in Spanien feine traditionelle Glaubendeinheit wiederhergeftellt werde, 
bie, wenn man fo jagen darf, in feiner Geichichle, in feinen Gewohnheiten 
und in feinen Ruhmestagen verkörpert if. Und man darf nicht vergeffen, 
baß die Berkennung feiner Glaubenseinheit ſeitens der früheren ierungen 
eine ber Urſachen bes Bürgerkrieges war, welcher noch in einigen Provinzen 
bes Neiches befteht. Aus allen diefen Gründen und Angefichts der trauri 
Folgen, auf welche aufmerkſam gemacht wurde, hat e8 der heilige Stuhl für 
feine ftrengfte Pflicht gehalten, der fpanifchen Regierung diefe kurzen Erwä⸗ 
ungen zu bedenfen zu geben und diefelbe zu erjuchen, die Einführung des 

rt. 11 in den erwähnten Entwurf wicht zu geitatten, teil derſelbe Tonft 
die jo erjehnte Harmonie zwiichen dem heiligen Stuhl und ber ſpaniſchen 
Regierung gefährden könnte. Dies babe ich die Ehre, Ihnen mitzutheilen, 
gemäß dem Auftrag Sr. Excellenz des Herrn Cardinal-Staatsjelretärs, damit 
e3 Ihnen als Richticehnur diene, um die Wichtigkeit zu ermeſſen, welche der 
heilige Stuhl biefem jo ernften Gegenftand beilegt.“ 

26. Auguft. Die Feltung Seo de Urgel wird von den Regie- 
rungstruppen genommen, die ganze carliftiiche Befagung mit fammt 
dem Bilchof der Stadt fällt in Kriegagefangenichaft. Das Segre- 
thal ift damit für die Garliften gefperrt, dem Heinen Kriege in Ga= 
talonien ein Ende gemacht. Der Aufftand ift — von zerftreuten 
Kleinen Banden abgefehen — auf Bigcaya und Navarra befchränft 
und die Armee des Gentrums in der Lage, mit der Nordarmee ge- 


meinſam gegen dieſe lebte Burg des Carlismus zu operiren. 


31. Auguft. Don Carlos ruft, der nahenden Enticheidung 
gegenüber, in Navarra und den baskiſchen Provinzen alle waffen⸗ 
fähigen Männer von 17 bis 50 Jahren unter die Waffen. 


11. Septeniber. Die Frage der Beibehaltung des allgemeinen 
Stimmrechts fommt im Minifterrathe nochmals zur Sprache. Der 
Minifterpräfident Canovas del Caſtillo erflärt fich neuerdings dafür; 
die (mobderandiftiihen) Minifter des Auswärtigen, der öffentlichen 
Arbeiten und der Juſtiz befämpfen e8 und erflären fchließlich ihren 
Rüdtritt. Darauf erhält Canovas del Caſtillo den Auftrag, ein 
neues Gabinet zu bilden, lehnt denfelben aber ab, indem er erklärt: 
nachdem er einem Minifterium der Berfühnung angehört habe, könne 
er nicht an einem Minijterium theilnehmen, in welchem nur eine 
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Partei vertreten fei. Nun erhält General Sovellar den Auftrag, ein 
neue? Minifterium mit Ausſchluß der Moderados zu bilden, und es 
werden ernannt: 

zum Gomjeilspräfidenten und Kriegaminifter Jovellar, zum Minifter 
des Aeußern Caſa Balentia, zum Juſtizminiſter Calderon Collantes, zum 
Marineminifter Duran y Liria, zum Finanzminiſter Salaverria, zum Minifter 
des Innern Romero Robledo, zum Arbeitenminiſter Martin Herrera, zum 
Colonialminiſter Lopez Ayala. 


22. September. Der ſpaniſche Geſandte am päpſtlichen Hofe, 
Benavides, gibt ſeine Entlaſſung. Die Regierung iſt in Folge des 
Circulars des Nuntius vom 25. Auguſt in großer Verlegenheit: fie 
möchte die Rechte des Staates gegenüber der Kirche gern wahren, 
namentlich auch, um die Sympathien des Auslandes nicht ganz zu 
vericherzen, aber auch um feinen Preis die bisherigen guten Be— 
jiehungen zum Hl. Stuhle trüben laſſen, die ihr für ihre Stellung 
noch immer ganz unerläßlich ſcheinen. 


1. Oftober. König Alfons ergreift die Gelegenheit der Eröff- 
nung bes Univerfitätsjahres und der Feierlichleit der Preisverthei- 
lung, um eine Anjprache des Unterrichtsminifterg zn beantworten 
und feinem Eifer für die Hebung des öffentlichen Unterrichtsweſens 
in Spanien warmen Ausdrud zu geben: 


„... Beim Anblid dieſer Bänke kommt es Mir vor, ala wäre es 
geitern, wo Sch, fern von hier, mit Eifer den Studien oblag, von dem Wun ſche 
beſeelt, Mich Spaniens würdig zu machen, und in der Seele, wie auch Sie 
das ſelbſt empfunden haben werben, von der ebelften und tiefſten Bewegung 
ergriffen war, wenn ein Praͤmium Meine Anſtrengungen krönte, und Meinen 
große Dinge zu vollführen ſtrebenden Geiſt befeuerte. Nichts größeres aber 
gibt es, meine Herren, als ein Volk zu fittigen und zu unterrichten, indem 
man es von der häarteſten und Iputlichiten Knechtichaft, der der Unwiſſen⸗ 
geit, befreit. Heute, wo Ich die Schulbänfe Hinter Mir habe und wo ber 

ag der That in dem Rathsſaal, in dem Feldlager und inmitten der Ver: 
treter der Wifſenſchaft Herangelommen ift, werden meine Abfichten immer da⸗ 
Pingeben: jene Ziele zu erreichen, welche einzig und allein Spanien neu be⸗ 
eben können, indem man ihm ben Geieben zurüdgibt und das Opfer ber 
olitiicden Leidenichaften zu Gunſten des allgemeinen Intereſſes erftrebt, alle 
eine Bewohner fittigt und bildet und die Elemente des Reichthums entwickelt, 
Ineicge unter Boden in fich ſchließt, um fo die fittliche, geiftige und materielle 
Wiedergeburt unſeres Baterlandes zu erreichen. Für Mich, der Ich mit nichts, _ 
weder unmittelbar noch mittelbar, zur Entzündung des blutigen Kriegs 
Anlaf gegeben Habe, der den ſpaniſchen Müttern jo viele Thränen Toftet, ift 
es fchmerzlich zu eben, dab ch, tvop meiner fortgejeßten Anftrengungen, ihm 
noch nicht das glücliche Ende, nachdem wir uns ſehnen, habe jeken können. 
en wir, daß die Vorſehung dieſe Tage ber Prüfung abkürzen werde, und 
daß wir uns bald alle den fruchtbaren Aufgaben bes Friedens werden widmen 
fönnen. Auf Sie, Herren Profefjoren, gründe Ich große Hoffnungen für 
jenen erjehnten Tag... Meine thenerfte Hoffnung, der ruhmvollſte Stern 
Meiner Regierung würde es fein, wenn die Gejchichte auf ihre Seiten ver 
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Reh würde, daß, wenn dad Spanien unferer Tage nicht wie in früheren 
Jahrhunderten ben Gipfel der Macht und Größe erreicht Bat, es doch wenig» 
ften? den Rang zu erringen wußte, welchen es unter den gebildeten Völkern 
Europa’3 verdiente, weil feine Söhne, niedrige Leidenichaften und falfche Ins 
terefien von fich weifend, jene Energie des Charakters, womit fie ruhmvolle 
Zhaten vollbracht, auch auf das Studium ber Künſte und Wifjenichaften, 
diefer Grundlage einer neuen und wahrbaftigeren Größe, übertragen haben.” 

— Oktober. In Folge des Rundfchreibens des päpftlichen 
Nuntius in Madrid an die fpanifchen Bijchöfe vom 25. Auguft 
richtet die Regierung eine Note an den bl. Stuhl, in der fie dem- 
jelben neuerdings die Zuficherung ertheilt, das Concordat refpeftiren 
zu wollen, aber davon diejenigen Beftimmungen ausnimmt, welche 
der Curie irgendwelche Rechte bezüglich der inneren Verwaltung und 
der internationalen Stellung Spaniens einräumen. Die Note fügt 
Binzu: daß wichtige Staatsrüdfichten die Wiederberftellung der ka⸗ 
tholifchen Glaubengeinheit unmöglich machen, die auch, wenn ſchon 
im Concordat ausgeſprochen, als unwandelbares Princip nicht an= 
zujehen fei. Die Regierung habe das Concordat nicht verlekt, fie fei 
aber gezwungen, die religiöfe Duldung zu achten. 

3. Oktober. Ein kgl. Erlaß an die Gemeindebebörben befiehlt, 
die Wahlliften gemäß dem Geſetz vom 23. Juni 1870 vorzubereiten, 
welches die Anwendung des allgemeinen Stimmrecht? für die Ab» 
geordnietenwahlen — im Berhältniß von 1 Abgeordneten auf 50,000 
Einwohner — und der zweigradigen Abftimmung für die Senatoren- 
wahlen vorfchreibt. In der Einleitung des Dekret? heißt es: daß, 
nachdem der Bürgerkrieg glüdlich bewältigt und die Feinde auf einen 
Heinen Theil der Halbinfel eingegrenzt feien, die Berfammlung der 
Wahlcomitien nicht mehr verzögert werden könne Ein Datum für 
die Wahlen ift in dem Erlaß jedoch nicht genannt. 


25. Dftober. Bon Bewohnern der Provinz Navarra, die fich 
größtentheild im Beſitze der Carliften befindet, wird dem König eine 
Ergebenbeitsadreffe überreicht, die ca. 30,000 Unterfchriften trägt. 


Anf. Nov. Marfori, der Günftling der Er-Königin Iſabella 
und von ihr nad) Madrid gefandt, wird daſelbſt in Folge feines 
anmaßenden Auftretens verhaftet. Zwiſchen König Alfons und feiner 
Mutter tritt dadurch ein zunächſt unheilbarer Bruch ein. 


— November. Der energifche General Martinez Campos hat 
in Catalonien mit den Earliften fo ziemlich vollftändig aufgeräumt. 
Nur unbedeutende Banden, die fchon mehr die Bezeichnung als 
Straßenräuber verdienen, durchftreifen noch bie und da das Land. 
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Sm Madrid Hofft man, daß mit biefen die Bauern allein fertig 
werden. 

5. November. Die Regierung der Ver. Staaten Nordamerika's 
richtet an ihren Gefandten in Madrid eine fehr nachdrüdliche De- 
peſche bezüglich Cuba's, die fie auch zur Kenntniß der fämmtlichen 
Regierungen der europäifchen Großmächte bringt, mit der Aufforde- 
rung, fie in ihren Bemühungen für die endliche Löfung der Cuba- 
nifchen Frage in Madrid zu unterjtüßen. 

Die Depeiche enthält einen langen Rücbli auf die unbefriedigenden 
Beziehungen zwiſchen ben Bereinigten Staaten und Spanien, und erklaͤrt die 
Zeit für gekommen, wo bie Intereſſen der Vereinigten Staaten, bes Handels 
und der Humanität die Beendigung des Kampfes verlangen, den Spanien 
Pa: bie Behandlung feiner Colonien fo in die Länge gezogen habe, während 
Gropbrittanien durch dad Zugeſtändniß ber Selbjtverwaltung, welches es 
feinen Colonien gemacht, ſich die Liebe und Anhänglichkeit derſelben gefichert 
babe. Am Schluffe ber Note wird nochmals der Hoffnung Ausdruck gegeben, 
daß Spanien im Stande fein werde, ben Frieden herzuftellen; wo nicht, fo 
könne es die Pflicht der amerilanifchen Regierung werden, einzugreifen. 

7. November. Eine auch aus den Provinzen zahlreich befuchte 
Perfammlung der ſog. Sagaftiner (Anhänger Serrano’3 und Sa— 
gaſta's) ſpricht ſich gegen den Verſuch einer Wiederherftellung der 
Berfaffung von 1845 und für Aufrechthaltung derjenigen von 1869, 
mmerhin mit den darin nötbig getvordenen Modifikationen, aus. 

10. November. Antwort des Beil. Stuhles auf die Note der 
Tpanifchen Regierung vom Anfang v. M.: 

Nach der Erklärung. daß der Heilige Stuhl nicht? weniger beabfichtigt, 
als der neuen ſpaniſchen Regierung Derlegenheiten zu bereiten, ſondern baß 
ex fie im Gegentheil on alle mögliche Weife zu unterſtützen bereit ift, info: 
er es ohne die Aufop erung be3 Bde Bandes der Religiongeinheit ge: 

hen kam, wird die Note ber ſpaniſchen Regierung Punkt für Punkt 
widerlegt. Obenan ftehen die Erörterungen der Teligiöfen Tragen und ber 
Principien, welche die Bafis bed Concordats vom Jahr 1851 bilden. An 
dieſen barf en er Meinung des DVaticand nicht gerüttelt werden. Dann 
wird nachgewielen, daß bie Glaubenseinheit, welche man vernichten möchte, 
fein Hi ib für die Entwidlung ber Givilifation ift, jondern ihr viel: 
mehr ala Leuchttäurm dient; daß auch ber heitige Stuhl bie Civiliſation 
nicht bekämpft, wie fälſchlicherweiſe behauptet wird, wohl aber bie um fich 

fende Corruption ber Völker, und daß er fich dadurch nicht allein um bie 
hart Regierung, jondern auch um ganz Spanien verdient gemacht hat. 
Unter diefem Gefichtäpuntte müffe man bie Haltung bes apoftolifgen Nuntius 
in Madrid und des heiligen Stuhls in Rom betrachten. Wenn die ſpaniſche 
Regierung aus dringenden Gründen eine andere Formulirung jener Principien 
wünſche, ſo ſei der heilige Stuhl bereit, mit ihr über diejenigen Modi fica⸗ 
tionen zu unterhandeln, welche ſie im Concordat von 1851 einzuführen 
wünſche, und bie er für annehmbar erachte. Auch köonne aus einem gegen: 
jeiti en Ideenaustauſch ertannt werben, intviefern ber Heilige Stuhl dem neuen 

a ungsentwurf feine Suftimmung geben könne. Den Schluß der Ant: 

a 


wort bildet die Erklaͤrung, daß, e Regierung des Königs Alfonjo ben 
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Wunſch ausgeſprochen Habe, zu einem Einverſtändniß über bie ſchwebende 
—— dem heiligen Stuhle zu gelangen, elbe dieſe ——— gern 
entgegengenommen und dem Cardinal Nuntius Simeoni entſprechende An⸗ 
weiſungen gegeben habe, um dieſes Einverſtändniß zu Stande zu bringen. 
Außer dieſer Antwort für die ſpaniſche Regierung wird dem Nuntius Cardi⸗ 
nal Simeoni zu verſtehen gegeben, daß er die Unterhandlungen mit derſelben 
ſo zu führen hat, daß wo möglich der Bruch vermieden werde. 

16. November. Die ſpaniſche Regierung erklärt ſich in ihrer 
Antwort an den päpftlichen Stuhl auf feine Note vom 10. d. M. 
bereit, über eine Mobifitation des Concordat3 von 1851 in Unter- 
handlung zu treten, beharrt aber auf ihrem Entjchluffe, die feit 1869 
eingetretene religiöfe Duldung auch fernerhin aufrecht zu Halten. 

17. November. Spannung mit den Ber. Staaten Nordame⸗ 
rika's wegen Cuba. Don Carlos ergreift die Gelegenheit, an König 
Alfons folgenden Brief zu richten: 

„An meinen Better Alfonfo! Die Haltung des Präfidenten der Res 

ublit der Vereinigten Staaten kann ala das Borfpiel eines Krieges ange: 
—* werden, wenn du nicht die Unabhängigkeit von Cuba anerkennſt. Die 
Revolution, deren Vertreter du biſt, iſt für den Grad von Schmach, auf 
welchem Spanien angelangt iſt, verantwortlich; ohne die Revolution wäre 
dieſe vatermörderiſche Rebellion nie ausgebrochen. Unter meiner Regierung 
wäre fie niemals zu Kräften gekommen. Das legitime Recht deffen, welcher 
befiehlt, ift da3 einzige, welches ohne Zwang reformiren, ohne Schwäche nad)» 
eben, one Zorn ahnden, ohne Feidenfchatt regieren fan. Aber es handelt 
ch um die Integrität des Baterlandes und dieſes müflen alle feine Kinder 
vertheidigen. Wenn das Baterland in Gefahr ift, Hören alle Partrien auf 
und es bleiben nur noch Spanier übrig. Sollte der Krieg ausbrechen, jo 
biete ich dir für die Dauer des Kampfes gegen die Vereinigten Staaten einen 
Maffenftillftand an. Es muß aber wohl verftanden bleiben, daß nur 
ber außtwärtige Krieg die Urfache des Waffenftillftandes ift, ben ich vorfichlage, 
und daß ih meine Rechte auf die Krone aufrechterhalte, wie ich 
bie Gewipheit bewahre, fie einft auf mein Haupt zu feßen. 
Jenſeits der Meere habe ich fein Gebiet, we von meinen en be: 
herrſcht würde, und Ir kann nicht meine wackeren Freiwilligen nad Cuba 
Ichielen; aber ich werde meine Provinzen und das cantabriſche Küftenland 
dertheidigen, bie unbegtinglichen Söhne diefer Küften, an weldden El Cano, 
Legazpi und Churraca geboren find, als Kaper audrüften unb ben See— 
handel unferer Syeinde vielleicht bis in ihre eigenen Häfen verfolgen. Nimm 

du für den Fall eines auswärtigen Krieges den Waffenftillftand an, den i 
die anbiete? Dann wollen wir zur Regelung des Weiteren Vertreter er⸗ 
nennen. Du weiſeſt ihn zurück? Dann wird bie Welt Zeuge fein, daß das 
fatholifche Spanien grohmüthig feine Pflicht Khen hat. Fiehſt du es vor, 
von dem fyeinde, der dich bedroht, diefen enftillftand zu verlangen? 
Demüthige an wenn bu dazu das Herz baft; du wirft vielletcht einen mo» 
mentanen Aufichub erwirken, aber man wird dir ſchon neue Konflikte an» 
fiften, und Cuba wird für das Vaterland verloren fein. Dir wird die Uns 
abene dich gedemüthigt, und die Schande, dich umſonſt gedemüthigt 
zu n.” 

24. November. Gen. Quefada befreit nach dreitägigem Kampfe 
das von den Earliften belagerte Pampeluna. 
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27. November. Modifikation des Minifteriums. Canovas del 
Saftillo tritt wieder als Minifter-Präfident an die Spibe der Re— 
gierung. 

Anf. Dezember. Zwiſchen König Alfons und feiner Mutter, 
ber Königin Iſabella, ift ein vollftändiger Bruch eingetreten. Die 
Königin beklagt fich beim Papft über König Alfons und foll fogar 
bei Don Carlos gegen ihren Sohn intriguiren. 

4. Dezember. Die fpanifche Regierung gibt ſich die äußerſte 
Mühe, die Beſchwerden der Ber. Staaten bezüglich Cuba's zu be⸗ 
fchwichtigen. Der amerilanifche Geſandte in Madrid berichtet feiner 
Regierung, er babe mit dem Staatsminiſter eine wichtige Unterrebung 
gehabt. 

„Er gibt unfere Beſchwerden zu. Er ift im Princip gegen die Con⸗ 
figcirung des Eigenthums von Ausländern, verurtbeilt das Auffchieben der 
Genugthuung und will jeben einzelnen Fall aufnehmen und ſchnell erledigen. 
Er will jede Urſache zu Klagen binfichtlich des Vertrags bejeitigen, und er- 


Härt: das Vorgehen der Behörden auf Cuba fei für Spanien noch nachthei: 
Tiger al® für die Vereinigten Staaten.” 


Die europäifchen Sroßmächte fcheinen inzwijchen die Anregung 
der amerifanifchen Unionsregierung vom 5. November nicht beant- 
wortet zu haben. 

15. Dezember. General Duefada wird zum Chef der Armeen 
des Norden? und Navarra's, General Martinez Campos zum Chef 
der Armeen Cataloniens und des Gentrums ernannt. Sobalb die 
Witterung e8 erlauben wird, ſoll ein neuer Angriff auf die Earliften 
mit vereinten Kräften unternommen werden. Don Carlos, deſſen 
Streitfräfte immer noch auf ca. 40,000 Dann angegeben werden, 
ift bemüht, Eftella noch befjer zu befeftigen und wo möglich unein- 
nehmbar zu machen. 

21. Dezember. Der Kriegaminifter Gen. Jovellar wird zum 
Generalgouverneur von Cuba ernannt. General Geballos tritt für 
ihn als Kriegaminifter in das Cabinet. 


3. Großbrittanien. 


8. Januar. Es Hat fich eine franzöfifch«englifche Geſellſchaft 
gebildet, welche den Bau eines Tunnel® unter dem Canal von La - 
Manche und einer Eifenbahn in demſelben zur Verbindung zwiſchen 
England und Frankreich unternehmen will. 

13. Januar. Gladftone legt die Führerfchaft der Oppoſition 
im Unterhaufe nieder. Die Liberale Partei hat augenfcheinlich feine 
Ausficht, To bald wieder an's Ruder zu kommen. Gladftone wendet 
zunächft feine ganze Kraft auf die Bekämpfung des Ultramontanig= 
mus, deffen Tendenzen und Gefahren für England er in einer Reihe 
Broſchüren darlegt. Als Führer der Oppofition im Unterhaufe tritt 
der Marquis v. Hartington an Gladſtone's Stelle. 

20. Januar. Die englifche Regierung lehnt e8 ab, dem Vor⸗ 
Ichlage Rußlands zur Wiederaufnahme der Trage über die Kriegs⸗ 
gebräuche (Brüffeler Conferenzen 1874) in einer zweiten Conferenz 
ftattzugeben. 

Depeiche des Grafen Derby an den brittiſchen Gefandten 
in St. Petersburg, Lord Loftus: „Ihrer Majeftät Regierung wür⸗ 
digte in hohem Grade die en Motive, durch melde Se. Taiferliche 
Majeftät bewogen wurde, diefen Vorſchlag zu machen, und ftimmte mit dem 
von Sr. faiferlicden Majeftät befundeten Wunfche, die Grauſamkeiten des 
Krieged zu mildern, überein. Zu gleicher Zeit ivar Ihrer Majeftät Regie: 
rung nich von der praftiichen Nothwendigkeit eines ſolchen Planes für die 
Richtſchnur militärifcher Befehlshaber im Selb überzeugt, und konnte nur 
fürchten, daß, falld nicht die Discuffionen in ber vorfichtigften Weife geführt 
würden, Die Prüfung eines ſolchen Projeft3 in einer Eonferenz in dem gegen: 
wärtigen Zeitpunkt Urfachen der Differenz wiebereröffnen unb zu Gegen: 
bejchuldigungen zwiſchen einigen der zur Theilnahme an derjelben ernannten 
Delegirten führen würde. Als die wichtigeren Artikel des Projekts zur Prü⸗ 
fung gelangten, ftellte es fi) bald heraus, daß Die reſervirte Haltung, bie 
Ihrer Majeftät Regierung gegen dasſelbe eingenommen hatte, ſowie bie Borficht 
der brittiſchen Delegirten völlig gerechtfertigt waren. Es zeigte er} baß bie 
Artikel der Projekts ftatt bloßer Regeln für die Richtſchnur militärticher 
Befehlahaber, bafirt auf Gebräuche, über welche eine allgemeine Berftänbigung 
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ala wünſchenswerth im Interefſe der Humanität gehalten werben Tonnte, 
zahlreiche Neuerungen enthielten ober involvixten, für welche ertviefenermaßen 
feine praftiicde Nothiwendigfeit vorhanden war und beren Rejultat, wenn fie 
aboptirt worden wären, in hohem Grade zum: Vortheil der Mächte, bie große, 
beftändig Ei per Armeen und Syfteme allgemeinen zwangsmäßigen Mi: 
Litäxdtenfteg (dee allgemeinen Militärpflicht) befiben, geweſen fein würde. 
Ihrer Majeftät Regierung —* im Einklange mit ihrem vorher angekün⸗ 
digten Entſchluſſe den brittiſchen Delegirten inſtruiren koͤnnen, förmlich zu 
proteſtiren gegen jedweden Verſuch der Conferenz, neue Regeln des Völker⸗ 
rechts en Kriegführenden nieberzulegen; aber fie zog es bor, die Die: 
enffionen ihren Lauf nehmen zu lafien, da fie nicht Willen? war, einer 
gründlichen Unterfuhung bes Projekts Hinderniffe in den Weg zu 
werfen und fo zu verhindern, daß die Wünſche des Kaiſers von Rußland 
hinreichend ausgeführt würden. Die Regel, daß nur einftimmige Meinungen 
verzeichnet werden ſollten, wurde nichtäbeftoweniger bald durch den Proteft 
und die Vorbehalte anderer Delegirten gebrochen, und in ber Sitzung vom 
14. Auguft ward Baron Jomini genöthigt, Diefelbe preiszugeben.”" Lord Derby 
geht Hierauf dazu über, einige der bemerkenswertheren Dleinungsverichiedens 
heiten, denen die Discuffionen Ausdruck gaben, zu beleuchten, und jchließt 
dann, wie folgt: „Aug den vorftehenden Bemerkungen wird erſehen worben 
fein, baß Ihrer Majeftät Regierung das Rejultat der Brüffeler Conferenz 
als beweisgebend betrachtet, daß keine Möglichkeit einer Uebereinkunft über die 
wirkli wichtigen Artikel des ruffiichen Projeft3 vorhanden iſt; daß bie 
Sintereffen des Angreifer? (invader) und des Angegriffenen (invaded) unver: 
föhnlich find, und daß, ſelbſt wenn gewifle Regeln der SKriegführung in 
Ansbrüden abgefaßt werden Tönnten, welche Genehmigung finden würden, 
fi) herausſtellen dürfte, daß fie wenig mehr als die von der xuffiichen Re: 
ierung bei ber Eröffnung der Conferenz mißbilligte Schein- (fictious) Bes 
hränfung ausüben würden. Unter diefen Umftänden Tann Ihrer Majeftät 
Regierung nicht eintvilligen, die Angelegenheiten weiter zu verfolgen ober an 
irgendivelcden weiteren Unterhandlungen oder Gonferenzen darüber theilzu⸗ 
nehmen. In meiner Depeiche vnm 28. September erklärte ich: Ihrer Ma⸗ 
jejtät Regierung wünſche, daß es deutlich verftanden werde, daß, indem fie 
diefe Unterfoprift des Schlußprotokolls geftattete, fie nicht die demfelben an» 
ehängten Regeln annehme. Eine forgfältige Erwägung der ganzen Sache 
at fie überzeugt, daß e3 ihre Pflicht ift, im Namen Großbrittaniend und 
feiner Alliitten in irgend einem künftigen Kriege jedes Projekt für die Aen- 
derung ber Principien des Völkerrechts, nach denen dieſes Land bisher ge: 
handelt hat, entichieden zu verwerfen, und vor Allem fich zu weis 
nern, an irgend einer Hebereintunft fich zu betheiligen, deren 
Wirkung fein würde, Angriffslriege zu erleichtern und den pa-= 
teiotifgen MWiderftand eine? angegriffenen Volkes lahm zu 
egen.“ 


28. Januar. Während die Führer der liberalen Partei offen- 
bar entmuthigt find, erklärt Bright in Birmingham in einer großen 
Derfammlung von 18 bis 20,000 Menjchen, daß die Zulunft noch) 
große Anfprüche an die Tiberale Thätigfeit der Nation zu machen 
babe und daß die Aufhebung der Staatskirche dag nächlte, wenn 
auch im Augenblid noch nicht zu erreichende Ziel fei, deflen Ver⸗ 
folgung die gefchlagene Liberale Partei zu neuen Siegen zu. führen 
vermögen werde. 
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Fer Gedankengang feiner Rebe ift im Mefentlichen folgender: Die 
Aufhebung der Staatälirche und die Verwendung ihres ungeheuren Bermös 
gens zu nationalen Zwecken, zum Bortheil aller tantBangehörigen find nur 
noch eine Frage der Zeit. Die Symptome bed inneren Derfalles treten immer 
zahlreicher und brohender auf. Sie ift nicht mehr die Kirche der Nation, 
jondern die Kirche einer Minderheit, und fie hat außerordentliche Strafgeſetz⸗ 
gebung nöthig, um ihre eigenen Mitglieder, die Ritualiften, bei der Fahne 
zu halten. Kine folche Kirche Hat Leine Eriftenzberechtigung mehr. Alle 
Strafgejete müffen fich ala unzureichend erweiſen. Ber nach ber katholiſchen 
Kirche fliekende Strom kann nicht gedämmt werben, denn er entipringt in 
dem hierarchifch-ariftofratiichen Wefen der Inſtitution. Niemand hat je ge: 
drt, daß ein Ziffentergeiftlicher KHatholif geworden wäre. Die Erfolge der 
atholiichen Propaganda werden nur dann aufhören, wenn bie anglicanifche 
Kirche aufgehört hat, eine Staatskirche zu fein, und ihre verderblichen Pris 
vilegien opfert, um zu chriftlicher Demuth und Beſcheidenheit zurückzukehren. 
Die ökonomiſchen Zuftände der Kirche find ein Scandal, das geiſtliche Pro: 
letariat, die Curates, verhungern und müflen die Arbeit thun, damit Die 
höheren Geiftlicden und bie Fetten Pfründenbefiter in unchriftlicdem Luxus 
ſchwelgen können. Mit fchamlofer Simonie werden die Pfründen öffentlich 
berfteigert oder don ariftofratifchen Patronen vertHeilt, meift zur Verſorgung 
ihrer eigenen Familienmitglieder. Nur Reiche oder Privilegirte können An⸗ 
ftellungen erhalten. Die Biſchöfe in 'corpore find ala die Leiter eine ver⸗ 
derblichen ariftofratiichen Privilegiuma immer die Gegner volksthümlicher Mes 
formen geweſen und ftimmen Logi Bi und natürlich für alle reactionären Maß: 
regeln. Dieſer Charakter der Kirche ift für die conjerbative Reaction minbe: 
ften® ebenjo jehr verantwortlich ala die Selbftfucht der Biertvirthe, die Furcht: 
ſamkeit der oberen Gejellichaftsflafien und alle die. andern Elemente, welche 
zur Niederlage der liberalen Partei mitgewirkt haben. Das ift John Brights 
Anklageakte gegen die Staatskirche. 


Anf. Februar. Der Herzog vd. Cambridge ala der Höchflcom- 
- mandirende der Armee richtet ein Memorandum an dag Kriegsamt, 
in welchen er die Gebrechen des bisherigen Armeeſyſtems mit großer 
Dffenheit darlegt und dahin fchließt, daB entweder ein anderes Re= 
krutirungsſyſtem (d. h. die allgemeine Wehrpflicht in diejer oder 
jener Form) angenommen oder aber wejentlich größere Summen als 
bisher aufgewendet werden müßten, um unter Beibehaltung des bis- 
berigen Werbſyſtems eine tüchtige Armee in genügender Stärfe er- 
halten zu können. 

4. Februar. Eröffnung der Parlamentsſeſſion. Die im Namen 
der Königin verlefene Thronrede bejagt: 


. ... Ich erhalte fortwährend Freundichaftsverficherungen fämmtlicher 
Mächte. Der Friede Europas blieb ungeftört und wird eg, tie ich zuver⸗ 
fichtlich Hoffe, auch jener bleiben; feine Erhaltung und Befeitigung wird 
jederzeit mein Hanptbeftreben fein. Meine Regierung erdrterte jorgfältig die 
Brüffeler Verhandinngen; aber eingedent einerleits ber Wichtigfeit der dabei 
in —* kommenden Principien, andererſeits der ſtarken Meinungsverſchie⸗ 
denheiten und der Unwahrſcheinlichkeit ihrer Ausgleichung erachtete ich es 
nicht für, recht, weiteren Berhandlungsvorichlägen zuzuſtimmen. Die Frage, 
gemeinfchaftlich mit den übrigen Mächten bie wieberhergeitelle ſpaniſche Mo» 
narchie anzuerfennen, liegt meiner Regierung vor, und die Entſcheidung wird 


Grofbrittanien. (Febr. 18. — Marz 1.) 988 


bald erfolgen. Ich Hoffe für dieſes große, aber unglüdliche Land baldige 
Herftellung des inneren — 

18. Februar. Unterhaus: Disraeli beantragt, die am 16. d. M. 
in Tiperary (Irland) erfolgte Wahl des im J. 1848 wegen Con⸗ 
ſpiration verurtheilten und damals nach Amerika geflohenen John 
Mitchell zum Parlamentsmitgliede für ungültig zu erklären, und 
verlangt die ſofortige Berathung ſeines Antrags, um die Würde des 
Hauſes zu wahren. Eine Vertagung ſeines Antrags und ebenſo die 
Ueberweiſung desſelben an eine Commiſſion wird mit 269 gegen 102 
Stimmen abgelehnt und der Antrag angenommen. 

22. Februar. Unterhaus: genehmigt die zweite Leſung ber 
ſchon in der vorigen Seffion von der Regierung eingebrachten, aber 
wegen Mangel an Zeit nicht zur Erledigung gelangten Vorlage 
betr. Verſetzung von Offizieren nach Privatübereinfommen der Be— 
treffenden auf dem Wege des Taufches der Stellen troß des Wider- 
ftandes der Liberalen Oppofition mit 282 (die conjervative Mehrheit 
und die Srländer) gegen 135 Stimmen. 

Die Bil ift lediglich eine Hinterthüre, durch welche ber frühere Offi⸗ 
zieräftellenlauf twenigften® theilweiſe wieder Hergeftellt wird. Der Taufch von 
Stellen war früher, ehe der Stellenkauf abgejchafft twar, eine Ergänzung des 
verwerflichen Handels mit den Stellen im Heer, und wurde — 
Ft um bemittelten Offizieren bie Beförderung zu beichleunigen und den 
Dienſt in entlegenen, langweiligen und ungefunden Garnijonen zu erjparen. 
Demgemäß wechſelten denn auch bei dem Austauſch von Stellen, wenn e3 
fih um ben Gegenſatz zwiſchen einer angenehmen und einer fehr unangenehmen 
Garnilon, oder zwiſchen günftigen und ungünftigen Beförderungdverhältnifien 
handelte, oft fehr bedeutende Summen die Hände. Als der Stellenfau 
abge gafft wurde, machte man, wie bereit? angedeutet, auch im Austauſ 
yon Stellen dem Unfug ein Ende, indem beflimmt wurbe, daß bei Verſetzun⸗ 
gen im Wege. bed Austaujches nur die wirklichen Auölagen und Koften, 
welche aus der Veränderung erwachſen, von einem Offizier dem andern ber: 
güle! werben bürfen, und die Regierung, alſo das Kriegaminifterium, jelbft 
ie Leitung der Angelegenheiten in die Hände zu nehmen habe. Neben einis 
en anderen Verä ngen kam bieje Beitimmung deu Offizieren, welche 
4 an die Sache gewöhnt hatten, fehr ungelegen. Die Bemittelten nament> 
lich, die in dem engliichen Heere ſehr zahlreich find und Lieber die Behaglich- 
feit engliſcher Garnifonen ala dag eintönige Daſein auf indiſchen Stationen 
genießen mögen, erhoben ein großes Gelchrei, und als eine fgl. Commilfion 
niebergefeßt wurde, die fich mit ben Beſchwerden des Dffizierftandes gegen 
Abſchaffung bes Stellenfaufs zu befchäftigen hatte, wurde auch diefer Punkt 
in ben Kreis ihrer Berathungen gezogen. Die Commiſſion äußerte Ach in 
ihrem Bericht in einer Weile, die zur Noth die Erklärung zuließ, daß Die 
Beichränkung des Stellentaufches durch das Eingreifen der Regierung rügtic 
wegfallen koͤnne. Daraufhin brachte die Adminiftration Diiraeli bie Bi 
ein, weldde den Offizieren zum Tauſche freie Hand gibt. 


1. März. Unterhaus: Die Regierung bringt eine Bill ein, 
durch welche die beftehenden Ausnahmsgeſetze für Irland zum Theil 
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abgeichafft, zum Theil jedoch verlängert, indeß gemildert werden 
follen. Der Marquis von Hartington erflärt, daß die Oppofition 
bie Frage nicht zur Parteifache machen, fondern das Minifterium 
darin nach beiten Kräften unterjtüßen werde. 

2. März. Unterhaus: lehnt eine Refolution des unabhängigen 
Liberalen (Radicalen) Prof. Fawcett zu Gunften des Schulunterricht® 
der mit Landwirthfchaft befchäftigten Kinder mit 229 gegen 149 
Stimmen ab. 

Fawcett conftatirt, daß den in der Landwirthſchaft beichäftigten Kin⸗ 
bern weniger Schulunterricht zugute komme, ald denjenigen, welche auf an: 
deren Gebieten gewerblicher Thätigkeit verwendet werben: von ber Jugend 
in den Städten ftänben ?/s unter der Controle der Schulämter und von dieſen 
?/e jeien wieder 98 Proc. dem Schulzivange untertvorfen. In den ländlichen 
Bezirken auf ber anderen Seite find Schulämter nur für einen verhältniß- 
mäßig geringen Theil der Bevölkerung begründet, und von biefem geringen 
Theile wieder Hat nur ein verhältnigmäßig geringer Theil das Princip des 
Schulziwanges angenommen. Die Nothwendigkeit etwas für den Unterricht der 
ländlichen Jugend zu thun, ergebe ſich angefichts ſolcher Thatſachen von ſelbſt. 

3. März. Unterhaus: lehnt eg mit 194 gegen 151 Stimmen 
ab, den fchottifchen Univerfitäten das Recht einzuräumen, auch Frauen 
die Doctoriwürde zu ertheilen. 

8. März. Oberhaus: Die Regierung zeigt bemfelben an, daß 
fie ihren Vorſchlag, dag Oberhaus feiner Eigenjchaft ala oberfter 
Gerichtshof zu entfleiden, da derjelbe auf jo Iebhaften Widerſpruch 


geftoßen ſei, zurückziehe. 

8. März. Die beiden Erzbiſchöfe und 24 Biſchöfe veröffent- 
lichen eine Declaration gegen den ſog. Ritualigmus: 

„Wir jehen mit zunehmender Beforgnig und Unruhe die Verbreitung 
von Docttinen und Aufmunterung von Gebräucdhen, weiche ben Lehren der 
heiligen Echrift und den aus apoftoliichen Zeiten hergeleiteten und .in ber 
Reformation adoptirten Principien ber Kirche zutoider find. Ganz bejonders 
machen wir ernftlich auf die Vervielfältigung und eifrige Verbreitung von Lehre 
und Privatandacdhtsbüchern unter bie Jugend aufmerlfam, und es ift nicht 
zu viel, zu behaupten, daß viele der in dieſen Büchern empfohlenen Lehren 
gend unvereinbar find mit den Principien unferer reformirten Kirche.” Die 

ischöfe fordern im Intereſſe ber Kirche zu Gehorfam auf, und verlangen, 
daß die in der anglicanifchen Kirche geitatiete Treiheit der Meinungsver⸗ 
ſchiedenheiten nicht mißbraucht und zu Spaltungen benupt werde; ferner er: 
mahnen fie die Geiftlichkeit, ihre Gemeinden nicht durch neue und unautorifirte 
Geremonien zu beunruhigen. Die fatholifirenden Ritualiften Tehren fich in: 
deß nicht im minbeften an bie Ermahnungen ihrer Obern. 


13. März. Sohn Mitchell, deffen Wahl in Zipperery zum 
Parlamentsmitgliede vom Unterhaufe caffirt worden ift, wird in 
demſelben Wahlbezirke troßdem neuerdings gewählt. Derjelbe geht 
jeboch bald darauf mit Tod ab, wodurch die Frage dahinfällt. 
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15. März. Unterhaus: In Folge der jahrelangen Bemühungen 

Newdegate's legt die Regierung demfelben ein Blaubuch über den 
Stand ber Tatholifchen Klöfter in England und die gewaltige Ver- 
mebrung berfelben in neuerer Zeit vor. 


Dazjelbe gibt augleih reichlicde Auskunft über das Verhalten ber 
continentalen Staaten gegen Hlöfter und dergleichen religiöſe Anftalten. Man 
erfieht daraus, daß England mit feiner Nichteinmifchungspolitif allein dafteht, 
während alle europäiſchen Staaten mehr oder weniger Controle fih über die 
Aöfterlicden Inftitute vorbehalten haben. 


7. April. Unterhaus: verwirft dag Frauenftimmrecdht neuer- 
dings mit 187 gegen 152 Stimmen. 

9. April. Oberhaus: Der Lordlanzler Lord Cairns beantragt, 
ben Artikel des Gerichtgorganifationzgefetes von 1873, durch welchen 
die Appellationagerichtäbarfeit de Oberhaufes aufgehoben werden 
follte, ein Jahr lang noch nicht in Kraft treten zu laffen, und 
bringt dagegen gleichzeitig einen Geſetzesentwurf ein betr. die inter- 
imiftifche Errichtung eines Appellationggerichtähofes. 

9. April. Der Erzbifchof Manning vollzieht die feierliche Ein- 
weihung der neu errichteten Tatholijchen Univerfität in Kenfington. 
Die ihm überreichten Adrefien erwiedernd erörtert er die Lage ber 
fatholifchen Kirche und kommt zu dem Schluffe, daß der Kirche und 
dem bl. Stuhl eine heftigere Krifi3 als irgend eine feit breihundert 
Jahren drobe. 

16. April. Unterhaus: Der Schabfanzler legt dem Haufe das 
Budget vor. Die Ausgaben de3 laufenden Jahres find zu 75,268,000, 
die Einnahmen zu 75,685,000 Pf. St. veranfchlagt. Der Ueberfchuß 
beträgt alfo 417,000 Pf. St. Der Schablanzler erklärt die Redu- 
eirung der Einnahmen für unmöglich und beantragt abändernde Aug« 
gleichungen der beftehenden Steuern, wodurch der Ueberſchuß um 
60,000 Pf. St. fich verringert. Die Staatsſchuld nahm im ver- 
floflenen Jahr um 3,789,000 Pf. St. ab. Der Schablanzler legt 
fchließlich einen Yinanzplar vor, wonach die Schuld bis Ende 1885 
um 21 Millionen, nach 30 Jahren um 213 Millionen reducirt wird. 

21. April. Unterhaus: Iehnt mit Kleiner Majorität den An- 
trag, die Gemeinde-Gottegäder auch den Diffenter-Geiftlichen zugäng- 
lich und damit einer oft argen Intoleranz der Geiftlichen der Hoch- 
firche ein Ende zu machen, ab. 

23. April. Oberhaus: genehmigt in der Specialberathung die 
Regierungsvorlage betr. Gründung eines proviforifchen Appellhofes. 


⸗ 
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23. April. Unterhaus: genehmigt die von ber Regierung vor⸗ 
geichlagene Modification der Augnahmegejehe für Irland in zweiter 
Lefung mit 264 gegen 89 Etimmen. Der Antrag der irijchen Frac— 
tion, die Vorlage abzulehnen, wird mit 155 gegen 69 Stimmen 
berworfen. 

25. April. Die Fatholifchen Biſchöfe Englands richten ein 
Gollectivfchreiben an die preußifchen Bijchöfe, um denfelben ihre 
freudige Zuftimmung zu ihrem Protefte gegen jede Beſchränkung 
einer vollkommenen Tyreiheit des Gardinals&ollegiums in der Wahl 
eines Papjtes auszudrücken, und ein zweites an die ſchweizeriſchen 
Biſchöfe, um fie in ihrem Widerjtand gegen die Staatsgewalt, na⸗ 
mentlich in Genf, zu ermuntern. 

28. April. Der Prinz von Wales wird unter großen Feier- 
lichkeiten als Großmeifter ſämmtlicher Logen des englifchen Frei— 
maurerthums eingejeßt. Es nehmen an der Teierlichleit bei 12,000 
Maurer aus allen drei Königreichen Theil. 


1. Dai. Der vom Papſt mit dem Cardinalshute belohnte 
Convertit, Erzbifchof Manning von Weftminfter, erläßt einen flam⸗ 
menden Hirtenbrief an feine Gläubigen gegen die „Bedrüdungen” 
der römifchen Katholiken im deutjchen Reiche, befonders in Preußen. 


3. Mai. Oberhaus: Graf Ruſſel beantragt die VBorlegung der 
diplomatifchen Correſpondenz zwilchen dem beutjchen Reiche und Bel- 
gien. Lord Derby erklärt dies für nicht angemefjen, da die Ange= 
legenheit noch fchiwebe, jedoch unter der beftimmten Beifügung, daß, 
fo viel er ermitteln könne, in der Correfpondenz nichts vorliege, was 
einen unfreundlichen Charakter befäße, nicht?, was von der Natur 
eine Drohung wäre. Belgien findet demnach dem bdeutfchen Reid) 
gegenüber in der Duchesnefrage Feinerlei Ermunterung zum Wider: 
itande von Seite der brittiichen Regierung. 

10. Mai. Das Cabinet Disraeli bietet gegenüber den allge 
meinen Kriegsbefürchtungen in Berlin feine Vermittlung zmilchen 
Deutichland und Frankreich an. Der Reichsfanzler lehnt fie, als 
durchaus überflüffig, dantend ab. 

13. Mai Unterhaus: vertagt ſich zu den Pfingitferien. Die 
liberalen Blätter conjtatiren, daß danıit die größere und bei weiten 
wichtigere Hälfte der Seffion vorüber und zwar fo ziemlich in ge= 
Ichäftigem Nichtsthun vergeubet worden fei, indem von fämmtlichen 
Vorlagen der Regierung, unter denen ſich freilich auch nicht Eine. 
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größere Maßregel befunden habe, bis jeßt Leine Geſetz geworden fei 
und es offenbar nur wenigen befchieden fein werde, alle parlamen- 
riſchen Stadien zu durchlaufen; die ganze Eejfion ſcheine darauf be» 
rechnet zu fein, Alles hübſch bein Alten zu laſſen. 

Oberhaus: ftimmt der Vorlage betr. Offizieräftellen-Austaufch 
in dritter Leſung bei, Jo daß wenigſtens diefe, mehr oder minder 
rückſchrittliche, Maßregel nur noch der Sanction ber Krone bedarf, 
um Gefeß zu werden. 


24. Mai. Unterhaus: Lord Hartington, der officielle Führer 
der Oppofition im Unterhaufe, interpellirt die Regierung über das 
Verhältniß zwifchen Deutjchland und Frankreich, die neulichen Kriegs- 
befürchtungen und die Depefche der Regierung an dag deutfche Reich. 
Diäraeli eriwiedert: | 

daß die englifche Regierung der deutichen, betreffend das Verhältniß 
von Deutichland zu Frankreich, Vorſtellungen gemacht habe. Der Zweck 
dieſer Vorſtellungen ſei geweſen, etwaige Ab, Auffaffungen richtig zu ftellen 
und ben Frieden zu fichern. Auf biete Boritellungen Habe die brittifche Re⸗ 
gierung eine durchaus zufriebenftellende Antwort erhalten. Die betreffenden 
Schriftflüde bedauert Difraeli im Intereſſe des öffentlichen Wohles nicht 
vorlegen zu können. 

29. Mai. Ein großer Strife der Grubenarbeiter in Südwalis 
wird nach unzähligen Verzögerungen und Täufchungen endlich bei- 
gelegt, indem die Grubenbefiker in eine Lohnerhöhung von 12" Proc. 
einwilligen, aber nur auf die Dauer von 3 Monaten. Diejer lang» 
wierige Strife war wohl der größte Kampf zwiſchen Arbeit und 
Kapital in unferen Tagen, da an demfelben mehr al® 100,000 Ar= 
beiter, jreitillig oder geztvungen, theilnahmen. Der Sieg derjelben 
iſt jedoch offenbar nur ein feheinbarer, da er mehr als precär er= 
icheint, die Arbeiter aber in dem Verſuch nach mäßigen Berechnun- 
gen mehr ala 3 Mil. Pf. St. an Löhnen eingebüßt haben. 

3. Mai. Oberhans: Ein Antrag des Grafen Ruffel auf Bor: 
legung ber geſainmmten Correſpondenz feit Jahresanfang über die 
Kriege» und Friedenzfrage wird nach einer ausführlichen Erflärung 
des Minifters des Auswärtigen, Graf Derby, abgelehnt. 


Graf Ruffel: Ich kann nicht vergeiien, daß am 30. Mai 1814 ein 
Vertrag zwiſchen Großbrittanien, Rußland und Preußen einerfeits und Frank— 
reich andererjeits obgelehroffen wurde, durch welchen Die Grenzen Frankreichs 
auf dad vor 1792 beitchende Ma zurückgeführt wurden. Ob nun feitdem 
fih ein Umfchlag in der öffentlichen Meinung bezüglich auswärtiger Anger 
en heiten vollzogen hat, oder was ſonſt der Grund kin mag, e3 jcheint mir, 
daß im Gegenfag zu dex im Jahre 1814 gezeigten Umfiht und Wachſamkeit 
in neuerer Zeit bezüglich Eicherung der Stellung Großbrittaniens in Europa 
eine gewiſſe Nachläffigkeit hervorgetreten ift, und daß wir Gefahr Laufen, 


288 Grekbrittenien. (Mai 81.) 


bie Errungenichaften der Politik von 1814 einzubüßen. Ich Tann nicht ums 
bin, die Lage im Jahre 1814 und die von der damaligen brittifchen ie 
zung eingenominene Pofition mit den Ereigniſſen zu vergleichen, welche fich 
vor 5 Fahren zutrugen. Im Jahre 1870 erklärte ber Kaiſer ber Franzoſen 
unbedenklich, daß ex fich durch die Verträge von 1815 nicht länger gebunden 
erachte und beabfichtige, Frankreich die verlorenen Gebictätheile am Rhein 
und die 1814 an Deutichland abgetretenen Feſtungen zurücdzuerobern. Das 
war da8 Verlangen bed franzdfiichen Herrichere, und man denke nur, was 
geichehen fein würde, wenn die Franzoſen nicht geichlagen und überwunden 
worden wären, jondern den Sieg dDavongetragen hätten. Wir wären aladann 
aufgefordert worden, für bie Einhaltung ber Verträge einzuftehen und die 
Vereinbarungen aufrechtzuerhalten, bei deren Feſtſetzung wir einen bedeutenden 
Antheil Hatten. Ich will nicht jagen, daß im gegenwärtigen Augenblid eine 
Kriegsgefahr vorliegt, jondern nur dem Haufe ins Gedächtniß zurückrufen, 
was fih im Mai oder Juni 1870 zutrug. Zu jener Zeit gab mein edler 
Freund, der hier in meiner Nähe fit und damals Minifter des Auswärtigen 
war (Lord Granville), bem Haufe die Derlichexung, daß alle der Regierung 
zugehenden Mitteilungen auf die Dauerhaftigfeit des Friedens und die fried- 
lide Stimmung ber franzöfiichen Regierung bdeuteten, unb doch entbrannte 
im Juli befielben Jahres einer der heftigften und grundlofeften Kriege, bie 
jemals geführt worden find, zwiſchen ee und Preußen. &3 jcheint 
mir, My Lords, wir jollten Angeficht3 ſolcher Thatſachen Maßregeln treffen, 
um einigermaßen ben Frieden Europas zu fihern. Ich kann nicht glauben, 
daß unſer Land ficher oder der Friede Europas geiehäpt ift, wofern wir nicht 
Derträge haben und Gorge tragen, daß unfere Macht bezüglich der Verträge 
vollftändig aufrechterhalten wird. Es muß in Frankreich tiefer Groll und 
große Temüthigung in Folge der großen Zugeftändniffe empfunden werben, 
welche dad Land nach dem lebten Kriege zu machen hatte, und wenn es erft 
wieder eine mächtige Armee von vielleicht 780,000 Mann befikt, fo ift es nicht 
unwahrſcheinlich, dab es fich derfeiben bedient, um feine Gebietsverlufte wieber 
einzubringen. Andererſeits jehen wir auch, in welcher Stärke Deutjchland 
fein Heer behält und wir jehen ferner, daß es eine Flotte zu halten wünicht. 
My Lords, ich fage nicht, dab in Frankreich oder Deutichland ein Verlangen 
nach Krieg vorliegt, wenn wir aber bie von mir berührten Dinge gewahren, 
dann möchte ich die Frage aufftellen, ob wir im Sabre 1875 eine befiere 
Sicherheit für den Frieden befiben, als im Jahre 1870, ala mein edler Freund 
die obenerwähnten Worte ſprach. Ich Hoffe unter foldden Umftänben, daß 
wir nicht nur biefelben Zuficherumgen bes Friedens erhalten werden, wie im 
Juni 1870, fondern daß die Politit Englands vom Jahre 1814 wieder ins 
Leben trete, daß wir wieder etwas von dem damals bewiejenen Mut ⸗ 
wahren werden und daß England ſich mit anderen Nationen zur Aufrecht⸗ 
erhaltung des europäiſchen Friedens verbinden wird. Ich bemerke, daß Ihrer 
Majeſtät Regierung mit ben Regierungen anderer Länder über dieſen Gegen⸗ 
ftand Mittheilungen ausgetaufcht hat, und ich glaube, wenn Großbrittanien, 
Rußland und Derlerzeich, fowie andere bei Erhaltung des Friedens intereifirte 
Mächte ih nicht nur zu Gunften desſelben äußern, ſondern auch erflären 
wollten, fie würden die zur Erhaltung desſelben nöthigen Schritte thun, wie 
e3 im fahre 1814 geſchah, fo würden wir eine wirkliche Sicherheit für den 
Frieden Haben. Ich für meine Perjon kann mich nicht auf Zuficherungen, 
wie die vom Juni 1870 verlafien und ich beantrage die Borlegung ber be- 
treffenden Schriftftüce in der Hoffnung, daß eine engliiche Politik, eine 
brittifche Politit von der Regierung erklaͤrt werden möge und daß wir nicht 
Länger bie Gleichgültigkeit und Sorglofigfeit in auswärtiger Politif an den 
Tag legen, die wir leider in jüngfter Zeit vorwalten Tießen. Graf Derby 
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ertlärt feinerfeit3 die Vorlegung der Aktenſtücke für inopportun, indem er 
die NRothwendigleit der Discretion gegeniiber den fremden Mächten betont, 
bann aber fortfährt: „Was die von ber brittiichen Regierung im Laufe ber 
Unterhandlungen geübte Action betrifft, jo bin ı mir beivukt, daß Parla⸗ 
ment und Land ein Recht haben, zu erfahren, was wir gethan, damit die⸗ 
ſelben nicht den Schein auf fich laden, eine Politik zu begünftigen, die fie 
nicht billigen. Aber indem ich dies jage, bin ich auch zu dem Belenntniffe 
gendthigt, daß ich Euern Lordfchaften nur jehr wenig Information bieten 
faun, bie Sie nicht, in der Weſenheit wenigſtens, wenn fchon nicht im Detail, 
bejäßen. jedermann weiß, daß noch dor wenigen Wochen rüdfichtlich ber 
Beziehungen zwifchen Frankreich und Deutichland großes Unbes 
gen herrichte. Eine Sprache war geführt worden von Perfonen in höchftem 
niehen und bervorragenditer Stellung, Behauptungen waren von der halb» 
officielen deutichen deette aufgeftellt worden — zu dem Zwecke, nachzuweiſen, 
daß die franzöfiiche Armee in einem Grade im Wachſen begriffen fei, welcher 
gefährlich für Teutſchland werde und die Bebürfnifle Frankreichs überjchreite, 
und daß dieſes Verfahren mit der Armee den Entjchluß feitens Frankreich 
manifeſtire, ben Srieg von 1870/71 fo frühzeitig zu erneuern. ala e& nur 
immer in der Züge fein würde, zu thun. Es wurbe ferner bemerkt, baß, 
wenn dies ber Endzweck ei, welchen Dranfreich im Auge habe, es nicht die 
zrint Deutſchlands fein könne, fo lange zu warten, bis frankreich feine 
orbereitungen zu Ende geführt, ſondern die deutſche Regierung fich aufge, 
fordert fühlen könne, felbft die Initiative zu ergreifen. Es wurde gejagt, 
Deutihland wünjche nicht den Krieg; daß aber, wenn berjelbe vermieden 
werden ſolle, e8 nöthig ericheine, dab die franzöfiſchen Rüftungen eingeftellt 
werden. Mylords, diefe Behauptungen wurden, wie ich bemerkt babe, von 
Zeuten in hoher Stellung in Deutjchland vorgebracht, und fie wurden in 
anderen Ländern wiederholt. In Frankreich verurfachten fie natürlich großes 
Mißbehagen und die franzöſiſche Regierung ftellte alle derartigen, ihr 
angejonnenen Abfichten in Abrede. Ich bin verpflichtet, zu jagen, daß ich 
Diefe Ableugnung al3 eine in voller Aufrichtigfeit gemachte 
anfah und noch anſehe. Im glaube nicht, daß irgend ein Öffentlicher 
Charakter in Frankreich auf eine Erneuerung des Krieges von 1870/71 feine 
Gedanken gerichtet Hatte. Nach den Unglücksſchlägen, welche die Franzoſen er: 
litten, und den Demüthigungen, welche fie über fich ergehen laſſen, begen fie 
ben ganz natüwlichen Wunſch, eine Armee auf den Beinen zu halten, welche 
ihnen nicht nur Sicherheit daheim gewährleiftet, fondern ihnen auch twieder 
fo viel Macht und Einfluß in Europa verichaffen foll, als fie u ihrer 
Bebeutung als große Nation zu beanſpruchen ein Recht zu haben glauben. 
Dad Vorhandenſein eines ſolchen Gefühle auf Seite der Franzoſen kann nicht 
beftritten werden, noch ift irgend ein Grund — warum es nicht be⸗ 
eben jollte. Aber es iſt Ein Ding, zu wünſchen, ſicher und ſelbſt ſtark 
beim zu fein, und ein anderes, zu waffnen mit weitergehenden Abfichten. 
Mir glauben, daß die diesfalls gehegten Befürchtungen unbegründet geweſen 
find. (Beifall) Eine der größten Schmierigteiten, welchen wir in diefer Ans 
gelegenheit begegneten, war, daß bie en faum fähig ſchienen, zu ver⸗ 
heben oder zu begreifen, daß dieje Befürchtungen, welche ſeitens der deutichen 
egierung gebegt wurden, ehe und aufrichtig jeien, und daß fie — ich 
will nicht Yagen die franzöfilche Regierung, aber da? ae Doll — 
anz ee ft auf diefe Befürchtungen in der Weiſe blickten, als feien 
e von Deutſchland nur als Borwand zu einem neuerlichen Angriff Fund: 
egeben worden. Dies nun war die Situation, mit welcher wir es zu thun 
ten, und es ſchien Ihrer Majeftät Regierung, ne bei einem ſolchen Stanbe 
Dinge ein gegenjeitiges Mibverftändniß eriftire, das zu den 
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bebentlichften Folgen führen könne Auf der einen Seite konnte, 
wenn die deutiche Regierung fortfuhr, die von ihr ausgeſprochenen Vefürch⸗ 
tungen bezüglid ber Abfichten Frankreichs zu nähren, der nächte Schritt 
ihrerfeit3 eine fürmlicde Aufforderung an Frankreich fein, die Rüftungen 
einzuftellen. Wäre ein folches Verlangen geftellt worden, jo würde es ſehr 
ſchwierig geweſen fein, den Frieden zu u ten, und bie Urſache zum Streite 
zwiſchen den zwei Nationen wäre neu aufgelebt. Andererſeits wird e8 Euren 
Lordſchaften einleuchtend fein, daß, wenn die franzöflichen Staatgmänner 
glaubten, die von Deutfchland geäuferten Befürchtungen jeien nicht echt und 
würden nur ala Vorwand zum Kriege geltend gemacht, ein foldyer Glaube 
ihrerfeit3 zu Höchft unerwünschten Verwicklungen führen fonnte. Unter joldyen 
Umftänden fchien e8 daher Ihrer Majeſtät Regierung, daß viel Gutes ges 
gethan werden könnte, wenn fie fich ruhig und unauffällig bes 
mübte, diefe von den beiden Ländern gedegten Empfindungen 
wechjelfeitigen Verdachts und Mißtrauens auszutilgen. Es ſchi 
Ihrer Majeftät Regierung, daß, wenn zwei große Nationen entſchloſſen find, 
Krieg mit einander anzufangen, es von fehr geringem Nutzen für ihre Nach⸗ 
baren ift, den Berfuch In machen, zu Gunften des Friedens zu wirken; daß 
aber, wenn das Gefühl zwiſchen ihnen nicht fo Ar da3 einer heftigen Er⸗ 
bitterung, ala jenes außerordentlidhen gegenfeitigen Verdachts und 
Argwohns ift, Raum für freundichaftlihe gute Dienfte ihrer 
Nachbaren geboten ifl. Wir glauben nicht, daß Frankreich auf eine Er: 
nenerung des Krieges finne, noch daß die deutiche Regierung einen bem mo» 
raliſchen Gefühl Europas fo widerftrebenden Alt beabfichtige, fich in einen 
unprobocirten Krieg mit ber Abficht zu ftürzen, die Vernichtung feines frü⸗ 
heren Tyeindes zu vollenden. (Beifall) Wir fanden, dab die ruſſiſche Re: 
gierung entfchloffen fei, ihre beiten Bemühungen im Intereſſe des Friedens 
aufzumwenden, und ber neuliche Veſuch des Kaiſers von Rußland in Berlin 
bot und eine willfommene Sefegenheit, die Borftellungen zu Gunſten 
des Friedens, welche nach unjerem berechtigten Dafürhalten ber Kaiſer von 
Rußland während der Dauer feines Beſu in der beutichen Hauptftabt zu 
machen beabfichtigte, zu unterftüßen, injoweit als eine ſolche Unterftügung 
ih als nothwendig Herausftellen mochte. Tas ift im Weſentlichen, was vor⸗ 
gefallen ift ın Bezug auf dieſe Frage, ſoweit wir daran betheiligt find. Ich 
fann das Hohe Haus verficdern, daß ich in feiner Weile den Antheil zu 
übertreiben wünſche, den Ihrer Majeftät Regierung an der Sache hat, noch 
daß ich irgend welches beſondere Verdienſt dafür in Anſpruch nehme. Wir 
haben nur gethan, was zu thun mir ala unſere offenbare Pflicht erichien, 
und was wir im Sinterefie be3 Friedens und der Gerechtigkeit zu ehe nicht 
galten unterlaffen können. (Hört! Hört!) Mylords, es ift von verichiedenen 
iten die frage aufgeivorfen worden, ob die Ergebniffe, welche — ich Bin 
glüclich, dies zu jage: — herbeigeführt worden find, buxch irgend ein Opfer 
unfererjeitö betreffs der Freiheit unjexer Aftion für die Gegenwart ober Zu: 
tunft erkauft worden feien, und ob wir uns in irgend eine Verpflichtung 
eingelafien, durch welche und für jpätere Zeit die Hände gebunden fein könnten. 
Ich freue mich, dat mir bie Gelegenheit wird, e3 hier außfprechen zu können 
daß dies nicht der Fall ift. (Beifall.) Wir haben feine nt ge: 
führt, wirjind keine Berbinbdblichleit eingegangen und wir haben 
feine Bürgfchaften gegeben, welche unjerer Actionzfreiheit für 
die Zukunft irgendwie Feſſeln anlegen könnten, und wenn wir 
morgen aus dem Amte fcheiden jollten, würden wir unjeren Rachfolgern 
feinerlei Berlegenheit ober Gebundenheit burch irgend etwad von und in 
dieſer Angelegenheit Gelagtes ober Gethanes hinterlafien. Sa till mt 
auf die weite und tiefwurzelnde Frage eingehen betreffs ber Regel, welche 
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nach der Aeußerung des edlen Earls unfere auswärtige Politik beftimmen 
jollte. Ich glaube hr daß e3 für ung nüßlich wäre, irgend eine Formel 
oder allgemeine Regel feflgujeßen, an wel ch für alle Feit und für alle 
Gelegenheit unfere auswärtige Politik zu binden haben würde. Wir müffen 
und mit, den Umftänden befafien, wie fie ſich in jedem Falle ergeben. ch 
glauße, daß die Politik der Nichtintervention in continentalen 
ingen im Allgemeinen biejenige ift, welche bei dem Volke dieſes Landes 
am meiften in Gunft ftünde; aber eine Politik der Nichtintervention meint 
nicht eine Politik der Iſolirung und Indifferenz, und meint nicht, daß Eng- 
land gegenüber der Aufrechtgaltung des europäiichen Friedens gleichgültig 
ift oder fein kann. (Beifall) Ich will mich über dieſen Gegenftand nicht 
verbreiten, und ich kann nur, wie ich ſchon anfangs gethan, meine Weber: 
zeugung ausfprechen, daß die Vorlegung der geforderten Correipondenz nicht 
wünſchenswerth iſt.“ (Beifall.) | 
Graf Sranville, der frühere Minifter des Auswärtigen im Ca- 
binet Gladftone, erflärt, daß er an der diplomatifchen Action Der- 
by’3, joweit er fie kenne, nicht? auszuſetzen finde, Graf Ruſſel, daß 
er nicht die Vorlegung vertraulicher Schriftftüde begehre, fondern 
nur gewünfjcht habe, daß dag Land über Englands auswärtige Pos 
Litit völlig aufgeklärt werde, worauf der Antrag ohne Abftimmung 


abgelehnt wird. 

Tas Eingreifen Englands in die continentale Be durch fein Ber: 
mittlungsanerbieten in Berlin wird von der deutjchen Preſſe faft durchgängig 
für etwas fehr Ueberflüffiges erklärt und wird von der Berliner und theil- 
weile fogar von ber Bariler Preſſe geradezu Höhnifch beiprochen. Dies ruft 
vielfach den engliichen Nationalftölz Heraus, namentlich bie „Times“ ſeßt 
Tih aufs Hohe Rod, um den Wiebereintritt Englands in eine aktive aus⸗ 
wärtige Politik zu verkünden, indem fie am Schluffe eines längeren Artikels 
erflärt: „Brittifche Staatamänner werden um jo weniger geneigt fein, ihre 
Macht unbenußt zu laſſen, als das Land, ber Flickereien an heimiſcher Ge: 
Veggebung müde, hinlängliche Muße hat, nach außerhalb zu bliden. Wir 
finden die Angelegenheiten Frankreichs gegenwärtig interefjanter als unfere 
eigenen und dag auswärtige Amt könnte leicht wieder das bebeutendfte De: 
partement der Regierung werden.” Vorerſt erregt indeß dieje Ankündigung 
auf dem Eontinent body nur ungläubiges Kopfichütteln, 


Anf. Juni. Der Colonialminifter Lord Canarvon ſchickt den 
Geſchichtſchreiber Froude nach Südafrika ab, um feinen Plan, die 
verfchiedenen Beftandtheile der Cap⸗Colonie mit den zwei annoch 
unabhängigen Republifen zu einem füdafrifanischen Bundesjtaat zu 
vereinigen, zu betreiben. In der Cap-Eolonie® begegnet fein Plan 
von Seite der dortigen Regierung auffallender Weife ziemlich hefti= 
gem Widerftand, während gerade die Boers geneigt Jcheinen, auf ihre 
Unabhängigkeit zu Gunften eine® Bundesſtaates unter brittifchem 
Protectorat zu verzichten. 

8. Juni. Unterhaus: genehmigt die Vorlage der Regierung, 
einen fogen. Sinfing- Fund zu. gründen und ein für allemal die 

19* 
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„mäßige Summe“ von 28 Mill. Pf. St. jährlich) anzumeifen zur 
Derzinfung und Verminderung der Staatsſchuld. Gladftone zeigt 
das völlig Illuſoriſche der Maßregel und greift die ſchwächſte Seite 
der Torieg, die Finanzverwaltung, nachdrüädlich an, da das Budget 
ja ſchon jet feinen Ueberſchuß mehr ausweiſe, ſondern thatfächlich 
vor einem Deficit ftehe. Sein Amendement wird jedoch mit 189 
gegen 122 Stimmen abgelehnt. 


9. uni. Unterhaus: lehnt eine neuerdingd auf Einführung 
des Schulzwangs gerichtete Bill mit 255 gegen 164, alfo mit einer 
Mehrheit von 91 Stimmen ab. 


Am vorhergehenden Jahre war berjelbe Antrag Dixon mit einer 
Majorität von 164 Stimmen abgelehnt worden. Die Frage fcheint alfo 
doch Tortichritte zu machen und dies gibt der Hoffnung Raum, ba. die Ans 
Yänger des obligatorifchen, unentgeltlichen Unterrichtes endlich doch bie Ober: 
band geiwinnen werden. Mit dem Gejege vom 9. Auguft 1870 ift eine Bahn 
gebrochen worden, die ganz zu meiden in England nicht me —A 
und die Zufakparagraphen bes Jahres 1873 beweiſen, daß auf dieſem e 
nicht ftille geftanden wird. Wären die Zoried nicht and Ruder gekommen, 
wäre Gladſtone nicht geftürzt worden: vielleicht hätte die Schulzwangs-Bill 
in den Jahren 1874 und 1875 eine Niederlage nicht erlitten. Iſt ja doch 
ber Schulgwang in England noch ſehr weit verſchieden von demjenigen, was 
Deutiche darunter verfiehen. So kann die Regierung 3. B. den Nachweig 
genügender Schulräume und Lehrkräfte verlangen. Nur da, two diejer Nach: 
weis nicht gegeben wird, hat jie das Recht, Saulbehörben einzujeßen, wel 
nad den Borichriften des Gejehes dem Mangel auf Soften der Gemein- 
den abzuhelfen haben, und nur dort, two eine ſolche Schulbehörde beiteht 
ae en ift es möglich, den Schulbeſuch zu controliren. Wie diejer 
chwache FnzwangAhandhadi wird, erſieht man aus der Thatſache, daß 
von 23 Millionen Englands nur 11 Millionen unter Schoolboards ſtehen. 
Die Schulkinder find außerdem nur verpflichtet, 125 Tage oder 250mal (die 
Morgen⸗ und Nachmittagsſtunden beſonders gerechnet) jährlich die Schule 
—* und fie können ſich die Tage auswählen. Die Dixom'ſche Bill zielte 
darauf ab, daß jedes Kind zum Sul e gezwungen und in jedem Die 
ftritte Schulräthe gefchaffen werden ſollen. Allein die Bill wurde vorerft in 
zwei Seffionen verivorfen. 


11. Juni. Unterhaus: Die Regierung legt demſelben einen 
Geſetzentwurf zur Regelung des Verhältniſſes zwiſchen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern vor. 


Nach demfelbengtallen diejenigen Eontraftsverlegungen, bei denen ein 
Öffentliches Intereſſe cofıurrirt, twie bie von den Wafler: und Gasarbeitern 
begangenen, unter das Strafgejeß, alle übrigen Eontraltsfragen gehdren vor 
die ordentlichen Eivilgerichte. In Betreff der Arbeitzeinftellungen iſt dor» 
gefchlagen, daß eine Verabrebung zu Handlungen, die an fich nicht ftrafbar 
a nd ftraflo3 fein follen, was bisher nach der Eonfpirationebill nicht 

er wor. 


28. Juni. Unterhaus: nimmt die Vorlage der Regierung betr. 
Regelung der Beziehungen zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
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in zweiter Lefung ohne allzu wejentliche Mobdificationen an. Die 
BIN räumt den Arbeitern gegen bie beftehenden geſetzlichen Zuftände 
unzweifelhaft große Bortheile ein, wenn fie auch den vielfach viel 
weiter gehenden Anfprüchen berjelben keineswegs völlig entipricht. 


1. Zuli. Unterhaus: bewilligt dem Unterrichtsminifter das 
von demfelben geforderte Budget. 


Der Geſammtbetrag von 1,548,563 Pfd. Sterl. ergibt einen Zuwachs 
bon 306,000 Pfd. Sterl. gegen da3 vergangene Jahr, ber in der Sauptjahe 
auf Rechnung jährlicher Zuſchüſſe kommt, welche ben von ber Re ierung 
—— eingerichteten Gemeindeſchulen bewilligt werden. Es fin 
191,000 Pfd. Sterl., welche zu diefen Zwecken aus den Mehrausgaben aus» 

eroorfen werden. Der Reft dient hauptſächlich dazu, die Derwaltung bes 
E huldepartements und die Schulinfpektion zu tehftigen. Der Minifter prüft 
bie Leiftungen, welche für die vorgeichlagene Geldbewilligung erzielt werben 
und zeigt. wie feit 1833 4,500,000 Pfd. Sterl. aus Privatmitteln und 
1,700,000 Pfb. Sterl. aus Staatögelbern für Schulbanten aufgewenbet wur⸗ 
ben, wie die Schulbauten und Neueinrichtungen in ftetem Fortſchritt begriffen 
feien, und wie man im Monat Auguft biefes Jahres vorausficgtlich im Stande 
fein werde, 3,100,000 Schüler unterzubringen. Was die Vehrer anbelangt, 
fo habe fich ebenfalla das 2 in Bezug auf Zahl wie Qualität ge 
befiert. Die Inſpektion babe eine Verftärfung von 15 wirflicden und 12 
neuen ou Teinfpeltoren erhalten. Die Schülerzahl mehre fich gegenwärtig um 
etwa 300,000 jährlich, und jeit 1870 Habe fich der Durchſchnitt der Schul: 
“beiucher um etwa 500,000 vermehrt. Der Minifter erklärt es für nothivendig, 
eine Zeit lang wenigſtens das deutige Reglement unverändert beizubehalten 
und empfiehlt biefe Bolt des Abwarten? und Beobachten? auch namentlich 
in Sachen des Schulzwanges, indem ex binzufügt: die Regierung verfolge 
mit großem Antereffe die mit unmittelbarem und mittelbarem Zwange ges 
machlen Experimente, und wenn fie auch noch nicht geneigt fei, ein beftimmtes 
Urtheil abzugeben, jo jei fie fich doch andererjeits über die Inconfequenzen 
und Schivierigleiten bes heutigen Syſtems volllommen klar. 

7. Juli. Unterhaus: Debatte über Englands centralafiatifche 
Politit in Folge einer Interpellation Cochrane’3 bez. der Verhält- 
nifle zu Rußland. Der Unterſtaatsſekretär Bouske erklärt 

die Veröffentlichung der Correſpondenz mit Rußland für unt Wire 
bezeichnet bie Beziehungen Englands zu Rußland ala ſehr freundſchaftliche 
und glaubt nicht, daß Rußland bie ihm zugefchriebenen Hintergedanken habe. 
England jehe im Vorrüden Rußlands in Gentralafien bisher nur bie Er⸗ 
ſchließung der Landeshilfäquellen. Die Regierung halte Unterftübung Afgha⸗ 
niſtan's ebenfalls für geboten, theile die Anficht Rußlands über bie Noth- 
wendigleit eine? Rayons zwiſchen ben englifchen und xuffiichen Grenzen, 
wolle aber mit Rußland kein formelles Ablommen hierüber treffen, dba das⸗ 
jelbe die Aktionsfreiheit beeinträcgtigen twürbe, und behalte fi Allianzen 
mit ben centralafiatifchen Volkerſchaflen vor. 


16. Juli. Unterhaus: lehnt einen Antrag Dilke's auf Vor⸗ 
nahme einer Engquete behufs einer Barlamentsreform mit 190 gegen 
120 Stimmen ab. Disraeli befämpft ben Antrag: 

Die Anomalien der engliſchen Verfafſung würben immer beftehen, 
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man müſſe ſich Dem gegenüber erinnern, daß die englifche Verfaffung allein 
eine lange Tauer Ban Habe. Tas Reformprojet Dilke's bezivede 
Gleichheit des Wahlrechts, eine neue Eintheilung ber Wahlbezirke und Ber- 
tretung der Minoritäten; die Regierung werde die Verfaffung Englands nicht 
zum Gegenftande philofophiicher Phantafien machen Iafien. 

Das Haus bewilligt einen Credit don 112,000 Pf. St. für 
bie Koften des von der Regierung bejchloffenen Beſuches des Prinzen 
von Wales in Oftindien, der mit großem Glanz in’ Werk gefebt 
werden fol. 

22. Yuli. Unterhaus: Disraeli erflärt, daß fich die Regierung 
wegen allau vorgerüidter Zeit gendthigt fehe, die Schiffahrtsvorlage, 
welche zum Theil wenigften? die von dem bekannten Menfchenfreunde 
Plimſoll Schon lange und mit fteigendem Nachdrud geforderten Sicher- 
beit3maßregeln zum Schuße der Seeleute gegen den Gebrauch ſee⸗ 
untüchtiger Schiffe enthalten follte, fallen zu laſſen. Plimſoll pro= 
teftirt dagegen in leidenfchaftlichem Tone, wobei er ſogar etwas von 
„Schurken“ im Haufe fallen läßt. Vom Sprecher zum Widerrufe 
aufgefordert, verweigert er diejen zu wiederholten Malen ganz ent= 
Ichieden, worauf Disraeli den Antrag ftellt, ihn behufg feiner Dis- 
ciplinirung vor bie. Schranken des Haufes zu laden. Politiſch ift 
die Scene ohne Bedeutung, wächst aber im Lande in wenigen Tagen 
faft zu der Bedeutung einer großen Staatsaction heran, indem fo= 
fort in einer ganzen Reihe von Provincialjtädten Volksverſamm⸗ 
lungen „zum Schuß der Seeleute“ angekündigt werden. 

26. Juli. Unterhaus: Durch die Gewalt der öffentlichen Mei⸗ 
nung in Yolge des Falls Plimfoll geziwungen, bringt die Regierung 
wenigfteng eine provijoriiche Bill ein, die fie ermächtigt, Yahrzeuge, 
die nicht mehr feetüchtig erfcheinen, anzubalten und am Auslaufen 
zu verhindern. 

29. Juli. Unterhaus: Plimſoll bittet in aller Form um Ent- 
Ichuldigung für die von ihm veranlaßte Scene und erhält feinen 
Verweis. 

30. Juli. Unterhaus: genehmigt die proviforifche Bill betr. 
jeeuntüchtiger Handelsſchiffe in zweiter Leſung einftimmig. 

Oberhaus: genehmigt die vorläuge Eoncejfion für den Bau 
Eh unter dem Canal La Manche binführenden Tunnels in dritter 

ung. 

6. Auguſt. Großartige D’Eonnelfeier in Dublin. 


Auf Betreiben bes ultramontanen Lordmajord von Dublin, Zurney 
erhält die fyeier in Dublin ein durchaus ultramontanes Gepräge, wie auch 
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bie Einladungen dazu im Ausland in ſpecifiſch ulteamontanem Sinne erfolgt 
find. Diefelbe wird in der Dubliner Gathebrale mit einer großen Meſſe er: 
öffnet, an ber 4 Erzbiichöfe, 40 Bilchöfe und 500 Priefter ſich betheiligen. 
Die Zahl bes darauf folgenden Umzuges durch die Stadt wirb auf 350,000 
Köpfe angegeben. Schon babei.und noch mehr beim Feſtbankett bricht aber 
der Zwielpalt zwiſchen den ultramontanen und den nationalen Feſtfeiernden 
in helle Ylammen aus: der ultramontane Lorbmajor wird in feinem Zoafte 
durch laute Rufe nach dem Führer ber Home Rule Partei, Butt, unter 
brochen, fo daß er gefräntt den Saal verläßt und ihm bie kirchlichen Würden: 
träger folgen, dem Zank der Zurüdbleibenden aber das Abſperren ber Gas⸗ 
leitung ein plötzliches Ende macht. 

13. Auguft. Schluß der Parlamentsfeffion. Die Thronrede ift 
burchaus unbedeutend, wie es das Ergebniß der Eeffion ift. Die 
Öffentliche Meinung flimmt darin ziemlich einmüthig überein. 
| — Auguft. Die „Times“ Tpricht fi) wiederholt für die Er- 
richtung eines neuen türfifchen Vaſallenſtaates aus der Herzegowina 
und Bosnien aus. Ihre Anfichten find freilich weder jehr feftftehende 
noch maßgebende ; doch läßt fich überhaupt nicht verfennen, daß in 
den engliichen Anfchauungen über die Türkei feit dem Krimkriege 
ein entfchiedener Mmjchwung eingetreten ift. England ift nicht mehr 
geneigt, für die Integrität der Türkei einzuftehen. 

27. Auguft. ((ana da.) Unordnungen in Montreal, Der Kampf 
ber Ultramontanen wider den Staat entbrennt auch bier. Der Papft 
ercommunicirt die Leiter des ſogen. Canadiſchen Inftitut3 und ber 
fatholifche Clerus verweigert einem derfelben, Namens Guibord, 
die Beifegung in dem der Yamilie eigenthümlich zugehörigen Fa- 
miliengrabe auf dem katholifchen Friedhofe der Stadt. Der Streit 
darüber gelangt durch Appellation vor die Königin und diefelbe be= 
fiehlt die Beifegung der Leiche. Ein fanatifirter Haufe verhindert 
bie Ausführung mit Gewalt. 


27. September. In Darlington wird bie Erinnerung an die 
erfte Eifenbahn, die überhaupt gebaut wurde, zwifchen dieſer Stadt 
und Stodton feftlich gefeiert. Diefelbe war am 27. Sept. 1825 er- 
öffnet worden. Ä 

Die neue Erfindung fand damals bald fo großen Beifall beim Publi: 
fum, daß ein sgrimäßige erfonenperteßt eingerübet wurde, während ur: 
iprünglich nur Güterbeförberung beabfichtigt war. So wurbe ber erſte Schritt 
zu ber großen Verkehrsrevolution unferes Jahrhunderts gemacht. Die Menge, 
welche den erſten ang auf feiner Fahrt begrüßte, ahnte wohl nicht, wel 
Zukunft dem neuen Unternehmen beftimmt war. 

— September. Der Minifter Croß Hält zu Orell gelegentlich 
der Eröffnung eines Bazars zum Zwecke eine Schulhausbaues eine 


Rede, 
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in ber er unummwunden die Meinung ausipricht, daß der Schulunter: 
richt auch bei ber ländlichen Bevolterung ein allgemeiner und allumfafiender 
werben müffe und dat es Sache bes Staates jet, einzugreifen, wenn dieſes 
Ziel auf anderem Wege nicht erreicht werden könne. Es ift dies ein Zeichen 
mehr, daß die Schulzwangẽfrage fi) allmälig über die Sphäre der Partei: 
fragen erhebt und bald Conſervative wie Liberale darüber einig fein werben, 
daß eine allgemeine Volksbildung nur durch allgemeinen Schulzwang erreicht 
werben Tönne. 

5. Oktober. In Glasgow fpricht fich ein großes Meeting unter 
dem Borfie des Grafen Galloway in einer Reihe von Refolutionen 
fehr energifch gegen die Webergriffe des römischen Papftthums in 
Folge ber Dekrete des ſog. Vaticanifchen Concils aus. 

11. Oftober. Der Prinz von Wales geht mit großen Gefolge 
nach Dftindien ab. Derfelbe nimmt feinen Weg über Paris, Brindift, 
Athen und durch den Suezcanal. 

18. Oftober. Differenzen mit China, namentlich wegen der 
Ermordung bed englifchen Agenten Magary, werden wenigſtens für 
ben Augenblid beigelegt, doch exit, nachdem fich die Ausfichten ziem- 
ich Triegerifch angelaflen haben und England der chinefifchen Regie- 
rung eine Art Ultimatum gejtellt Hat. 

18. Oftober. Gladftone erläßt unter dem Titel „Stalien und 
feine Kirche” eine neue Brojchäre gegen die Uebergriffe bes römifchen 
Papſtthums und die Tendenzen der ultramontanen Partei. 


8. November. Der Prinz von Wales Iandet in Bombay, wo 
er mit inbifcher Pracht empfangen wird. 

16. November. (Ganada.) Der Staat behauptet in Montreal 
boch fein Recht gegenüber dem Widerftand ber Tatholifchen Glerifei 
und der ultramontanen Mafle. Die Leiche Guibord's wird unter 
dem Schuhe der Militärmacht feierlich auf dem katholiſchen Kirch- 
bofe beigefett. 

16. Rovember. Die dffentlide Meinung in England Hat feit 
bem Bankerott derjelben die Türkei faft einmüthig aufgegeben. Die 
„Times“ Tpricht diefe Anfchauung ſehr rund und beftimmt dahin aus: 


unächft Haben wir die Hoffnung aufgegeben, daß das türkifche Hei 
einer ee fähig jei, und wenn die Dinge einmal ala —— le 
erkannt werden, fo bringen fie auch mancherlei Elemente des Trofled. So: 
dann wenden ſich unfere Gebanten weniger ben Provinzen als ber türki- 
Then Hauptftabt zu, und felbft wenn der nörbliche Theil des Neiches 
unter den ug anderer Mächte fallen follte, fo Lönnten immerhin noch 
Jahre verriunen, ehe es nothiwenbig wäre, endgültige Pläne toegen ber Re 
gierung Konftantinopeld zu bilden. Bezüglich dieſes lekteren zarten Punkte 
ıft die Bemerkung hinreichend, daß Kaiſer Nikolaus zu feinem Schaden fanb, 
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daß der Weg nad; Konflantinopel zu Land weit ift, und daß wir, wie fein 
Nachfolger weih, eö zur See unzugänglich machen fönnten. Diefe Thatſoche 
wird manchen Verlegenheiten und Mikverftändnifien vorbeugen. Schließlich 
werben wir auch, was immer das Schickſal der Türkei fein mag, im Stande 
fein, unfere mit dem Often offen zu erhalten. Selbfterhaltung 
ift das erfte Gefeg für England wie für andere Staaten und die Gebote dieſes 
Gejepes find im vorliegenden Fall durchaus Kar. Je mehr die Türkei 
bedroht wird, defto fehler muß unfer Halt am Suezlanal werben.” 

25. November. Die englifche Regierung kauft dem Khedive 
von Egypten bie im feinem Befit befindlichen 177,000 Stüd Suez- 
Tanal-Actien um den Preis von 4 Mil. Pf. St. (100 Mill. Fred.) 
ab, d. h. etwas über dem augenblidlichen Curſe berfelben. Der 
Schritt macht in und außer England ungeheures Auffehen. Derſelbe 
hat offenbar eine doppelte Bebeutung. Einmal entreißt er den Khe- 
dive, beffen financielfe Lage eine ebenfo ſchlimme ift als diejenige 
ber Zürfei, einer augenblidlichen DVerlegenheit, und dann legt er 
verftändfich genug an den Tag, daß und wie England zu ber ſchwe- 
benden orientalifhen Frage eventuell Stellung zu nehmen entichloffen 
fei. Die Rafchheit der Maßregel findet in England allgemeine Bil- 
Yigung: fie fcheint eine entfchiedene Wendung in der außtwärtigen 
Bolitit des Landes anzubeuten. 

Der ang bes Geſchäftes war folgender: Derby erfuhr das Ber: 
— 15. ee und ee —S den Gene⸗ 
ral·Conſul; dieſer verlangte Aufichub bis zum 18. November und veranlaßte 
mittlerweile die Subftitution eines Verkaufsprojeltes. Das Gejhäft wurde 
am 23. November punktirt und am 25. abgeſchloffen. Der Kaufpreis beträgt 
nicht voll 4 Millionen, da an den urſprünglich verhandelten 779,492 Aktien 
1040 fehlen und ein proportionelfer Abzug zu machen if. Die fünfprocentige 
Verzinſung ift durch Verpfändung ber Eheatsrepenuen mit erfter Priorität 
verbürgt. yorsfiite erhält ein Halb Percent Provifion und 5 Percent Zinſen 
bis zur Exlegung des Geldes. Der Khedive bot am 25. Rov. den Verlauf 
der Grünberaktien an. Nubar Eherif redete zu, Derby aber ſchlug das ab, 
weil es ein reines Spekulationsgeſchaft war, unb verlangte Fufläud bie 
nad Cave's Ankunft und Si eit gegen eine Minderung bes Auffichts- 
rechis des Khedive Über den Canal, wel biefelbe dem Ferinan ber Pforte 
wieberftreiten würde. 

e: Am 24. Nov. 1854 


ypten, bie ſammtlichen 
Fr mit, Rn af 
tigt, eine Gejel 
Tamit hatte der Ger 
ren verfuchten, Beben 
ſeit ſechs en mit 
x, Abbas Paſcha, das 
I man ihn in Ronflans 
ben Eonfuln eröffnete, 
bie meiften feiner Zus 
er franzöfiiche Eonful 
unangenehm berührt. 
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in ber er unumwunden die Meinung ausipricht, daß der Schulunter⸗ 
richt auch bei der Ländlichen Benölferung ein allgemeiner und allumfafiender 
werben müffe und baß ed Sache bes Staates jei, einzugreifen, wenn dieſes 
Ziel auf anderem Wege nicht erreicht werben koͤnne. Es ift bied ein Zeichen 
mehr, be die —B—— fich allmälig über bie Sphäre der Partei⸗ 
Se Id Conſervative wie Liberale barüber einig fein werden, 

eine ——— —E— nur durch allgemeinen Schulzwang erreicht 
werben koͤnne. 

6. Oktober. In Glasgow ſpricht ſich ein großes Meeting unter 
dem Vorfitze des Grafen Galloway in einer Reihe von Reſolutionen 
ſehr energiſch gegen die Uebergriffe des romiſchen Papftthums in 
Folge der Dekrete des ſog. Vaticaniſchen Concils aus. 

11. Oktober. Der Prinz von Wales geht mit großem Gefolge 
nach Oſtindien ab. Derſelbe nimmt feinen Weg über Paris, Brindifi, 
Athen und durch den Suezcanal. 

38. Oktober. Differenzen mit China, namentlich wegen der 
Ermordung des englifchen Agenten Magary, werben wenigften® für 
ben Augenblid beigelegt, doch erſt, nachdem fich die Ausfichten ziem- 
Yich Friegerifch angelaflen Haben und England ber chinefifchen Regie- 
rung eine Art Ultimatum geftellt bat. 

18. Oktober. Gladftone erläßt unter dem Titel „Stalien unb 
feine Kirche” eine neue Brofchüre gegen die Uebergriffe des römifchen 
Papſtthums und die Tendenzen der ultramontanen Partei. 


8. November. Der Prinz von Wales Iandet in Bombay, wo 
er mit inbifcher Pracht empfangen wird. 

16. November. (Canada.) Der Staat behauptet in Montreal 
boch jein Recht gegenüber dem Widerftand ber katholiſchen Cleriſei 
und der ultramontanen Mafle Die Leiche Guibord’8 wird unter 
bem Schuße der Militärmacht feierlid auf dem Tatholifchen Kirch- 
bofe beigefeßt. 

16. Rovember. Die dffentliche Meinung in England bat feit 
dem Bankerott derjelben die Türkei faft einmüthig aufgegeben. Die 
„Times“ Tpricht diefe Anſchauung ſehr rund und beftimmt dahin aus: 


unachſt Haben wir die Hoffnung aufgegeben, baß bas türkifche Rei 

einer Wiedergeburt fähig jei, und wenn die Dinge mal ala unvermeibli 
rkannt werden, fo bringen fie auch mandherlei Elemente des Troſtes. So: 
dann wenden ſich unfere Gebanten weniger ben Provinzen als der türki: 
ſchen gen tftabt —F und jelbft wenn ber nörbliche Theil des Reiches 
unter den ya Mächte fallen follte, jo Lönnten immerhin noch 
Jahre verriunen, ehe es —— wäre, endgültige Pläne toegen en der Res 
pierung Konftantinopels ilden Bezüglich biefeß Lehteren zarten Punktes 
ft die Bemerkung —— daß Kaiſer Nikolaus zu feinem Schaden fanb, 
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Daß der Weg nad; Konftantinopel au Land weit if, und daß wir, wie fein 
— wei, es zur See unzu— nd machen fönnten. Diele Thatiache 
toird mandjen erlegenfeiten und ifperflänbniffen borbeugen. Sclichlich 

wir auch, was immer das Schiefal der Türkei fein mag, im Stande 
fein, unfere Verbindung mit dem Often offen fen zu erhalten. ESelbfterhaltung 
ift das erfte Gefep für England wie für andere Staaten und die Gebote biefes 
Seſehes find im vorliegenden Fall durchaus Mar. Je mehr die Türkei 
Be wird, defto fefter muß unfer Halt am Suezfanal werben.“ 

35. November. Die englifche Regierung kauft dem Khedive 
von Egypten bie im feinem Befitz befindlichen 177,000 Stüd Sueg- 
Tanal-Actien um ben Preis von 4 Mil. Pf. St. (100 Mill. Fres.) 
ab, d. h. etwas über dem augenblidlichen Curſe derſelben. Der 
Schritt macht in und aufer England ungeheure Auffehen. Derfelbe 
hat offenbar eine doppelte Bedeutung. Einmal entreißt er ben Khe- 
dive, deffen financielle Lage eine ebenfo ſchlimme ift als biejenige 
der Zürfei, einer augenblidlichen Verlegenheit, und dann legt er 
verjtändlich genug an den Tag, daß und wie England zu ber ſchwe⸗ 
benben orientalifchen Frage eventuell Stellung zu nehmen entfchlofien 
fei. Die Rafchheit der Mafregel findet in England allgemeine Bil- 
Yigung: fie ſcheint eine entjchiedene Wendung in ber auswärtigen 
Politik des Landes anzubeuten. 

Der Hergang bes Geichäftes war folgender: Derby erfuhr das Ver— 
pfändungaptojeft am 15. November und telegtaphirte alabalb an ben Gene 
ral⸗Conſul; dieſer verlangte Aufſchub bis zum 18. November und veranlaßte 
mittlerweile die Subftitution eines DBerfaufaprojeltes. Das Geichäft wurde 
am 23. November punktirt und am 25. abgeichloffen. Der Kaufpreis beträgt 
nicht voll 4 Millionen, da an ben arfpelingli verhanbelten 776,492 Aktien 
1040 fehlen und ein proportioneller Abzug zu machen ift. Die fünfprocentige 

. ı mit erfter Priorität 
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Don diefem Augenblide an war die Haltung ber beiden Mächte in ber Suez⸗ 
Canal⸗Frage gegeben. Frankreich Irat auf das Lebhaftefte für den Ganal ein, 
England befämpfte ihn mit allen Mitteln. Zu dem Gejellichaftsfapital von 
344 Millionen Francs fteuerte Frankreich ungefähr 256 Millionen bei, den 
Reſt von &8 Millionen übernahm die egyptiſche Regierung, welche 176,000 
Stück Aktien zeichnete. Das englilche Kapital hielt fich fern, bie englifche 
Politit bereitete Zefjepa ein Hinderni um da3 andere. Dieſer richtete am 
22. November 1856 einen vielbefprochenen Brief an Richard Eobden, worin 
er ben engliichen Treihändlern wegen ihres Miderftandes gegen ben Suez⸗ 
Canal bittere Vorwürfe machte. „Wie können die Apoftel des Freihandels 
und der Concurrenz”, hieß es in dem Schreiben, „ihre Lehren erfolgreich ver⸗ 
breiten, wenn bie zwei wichtigſten Mitglieder der Regierung, die ja boch zu 
ihrer Partei gehörten, aus Furcht und Schreden vor ber Concurrenz dem 
Durchſtiche einer Erdzunge ıhre Zuflimmung verweigern, welche die zwei 
xeichften Meere trennt und allen Flotten der Welt einen ſchwachen Tamm 
entgegenfegt.” Dieſer Appel blieb ohne jeden Erfolg. England fuhr fort, 
ben Suez:Sanal zu befehden oder wenigftend mit dem größten Mißtrauen zu 
betrachten, während man fich in Frankreich immer leidenichaftlicher für das 
Unternehmen begeifterte. Nicht ſowohl darum, weil ein Landsmann an ber 
Spite besfelben ftand, fondern weil man von ber Vollendung des Kanals 
einen außerorbentlichen Aufichwung des franzöfifchen Handels erwartete. Na: 
mentlich in Marjeille verſprach man fich goldene Berge und dachte die Eng: 
länder im Verkehr mit Indien aus dem Felde zu fchlagen, wenn fich erſt 
die Wogen des mittelländifchen und des rothen Dleeres vermilcht hätten. Als 
dies wirklich geſchah und in Gegenwart einer Reihe bon gekroͤnten Häuptern 
unter raufchenden Tyeitlichleiten am 17. November 1869 ber Suez-Canal 
feierlich eröffnet ward, Schwamm ganz Südfrankreih im Jubel. Aber bie 
Enttäufchung folgte raſch. Gleich im erften Jahre zählte man unter den 486 
Schiffen, welche den Canal paffirt Hatten, nur 75, ım zweiten Jahre unter 
765 nur 86 franzöfiiche. Im Jahre 1872 führten unter 1082 Fahrzeugen, 
welche die Gewäſſer des Canals durchfurchten, blos 80 die franzöfiiche, 761 
dagegen bie englifche Tylagge. Seitdem Hat fich dies Verhältniß noch un— 
günftiger für Frankreich geftaltet; es ift von England vollftändig überflügelt 
worden. Schlaue und gewandte Kaufleute, hatten bie Britten, ala der don 
ihnen befämpfte Ganal gegen ihren Willen zu Stande gelommen var, ihn 
jofort für ſich auszunüßen beichlofien. Da nur Schiffe von geringem Tief: 
gange den Canal befahren können, das Umlaben ber Fracht aber große Koſten 
und langen Aufenthalt verurfacht, jo mußte im Weltjtveite hier jene Nation 
Sieger bleiben, die reich) genug war, mit möglichfter Raſchheit eine ftattliche 
Menge a Seeihiffe zu erbauen. Dieſe Nation konnten nux die 
Engländer fein, und jo kam es, daß fie die Franzoſen vollftändig zur Seite 
drängten und jchließli von dem Ganal, den fie Hartnädig befehdet hatten, 
den größten und augenfcheinlichiten Nutzen ernteten. Trotzdem gab man in 
England ben alten Widerwillen nicht völlig auf. Als es fich um bie Frage 
Hanbelte, ob die Durchfahrtgebühr von zehn Francs für die Tonne vom wirk⸗ 
lichen oder angeblichen Gehalte der Schiffe erhoben werben ſollte — eine 
Frage, welche die franzöſiſchen Gerichte zu Gunſten der Suez⸗Canal-Geſell⸗ 
* entſchieden hatten — da war ed hauptſächlich England, welches bie 
Gonferenz in Konftantinopel und bexen für die Aktionäre ſehr verbrießliche 
Beichlüffe veranlaßte. Um England umzujtimmen, dazu beburfte e8 wichtiger 
politifcher Ereigniffe, ja einer vollftändigen Veränderung der europätjchen 
Lage, wie fie in Bezug auf den Orient heute te eingetreten ift. In 
früherer Zeit galt e3 ala ein Ariom für jeden engliſchen Minifter des Aus⸗ 
wärtigen, daß England die Zürkei ftüßen unb erhalten müfle Der Wunfch, 
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bie großen, in hen Papieren angelegten engliſchen Kapitalien zu ſchützen, 
die Furcht vor ruffiichen Eroberungsplänen wirkten gleihmäßig zufammen, 
um die englifche Politik in dieſem Geleife zu erhalten. Die beiden Triebfebern 
waren bor 21 Jahren ftark genug, um England zu den größten Opfern zu 
bewegen: rings um Sebaftopol, an ber Alma und Zichernaja, bei Balaklawa 
und Inkjerman find diefer traditionellen Politik zuliebe Ströme Blutes ge: 
floffen. Seitdem aber bat die öffentliche Meinung Englands na allmälig 
und in jüngfter Zeit vollftändig umgewandelt. Ben engliſchen Gläubigern 
der Türkei Hat die Pforte felbft dem fchwerften Schlag verſetzt; für einen 
Schuldner, welcher die Zinfen nur mehr zur Hälfte bezahlt, fühlt der in 
feinem Heiligthum, feinem Geldbeutel, gefräntte Britte keine befondere Theil: 
nahme mehr. Die Furcht vor Rußland ift zivar nicht verſchwunden, aber 
fie gilt jet einem andern Schauplage. Nicht mehr nach dem goldenen Horn 
richten ſich Englands beforgte Blicke, wenn ed gegen Dften fchaut, ſondern 
nach Peihawer. Nicht für den Halbmond, fondern für die eigene Macht in 
Indien beginnt England bange zu werden, unb es fürchtet bie ruffiichen 

bnen weniger in Balkan ale in Afgbaniftan. Rußlands Begier nach 

nfiantinopel ift durch das Dreifaiferbündnik vorläufig ein Zaum angelegt 
worden, aber in Gentralafien wächſt feine Macht gleich der Lawine im Rollen. 
Der Koſake pocht bald an die Pforten Indiens, und fo leichten Tones au 
englifche Blätter über die ruſſiſchen Eroberungen in Zafchlend, Khiwa un 
Khofand ſprechen — bie heutige englifche Orientpolitit wird ausſchließlich 
von dem Gedanken beherricht, ein künftiger Diebitfch möchte von den Berg⸗ 
päflen des Afghanenlandes fübofttwärts ziehen. Daraus erflärt e8 ſich, warum 
England plöglicd den Suezkanal mit Liebe betrachtet, und darin liegt ber 
Grund, weshalb die engliſche Regierung dem Vicekonig von Eaypten Teinen 
ganzen Befit an Suezlanalaftien abfauft. 

Die finanzielle Lage ber Geſellſchaft des Suezkanals ift feine unbe 
friedigende, wenn auch allerdings feine glänzende, und das Geichäft, das ung: 
land gemacht Hat, ift auch als folches kein fchlechtes. Das urfprüngli ⸗ 
ſellſchaftskapital betrug 8 Mill. Pfd. St. in 400,000 Altien a 20 Pf. St., 
wozu freilich noch ziwer Anleihen im Betrage von 4,800,000 Pf. St. kommen. 
Don jenen 400,000 Stüd Altien gelang e3 Lefſeps, nur etwas über die Hälfte 
in Europa unterzubringen, und zwar faft ausfchlieglich in Frankreich, wo 
207,111 Altien geaeichnet wurden, die fih zum allergrößten Theile noch in 
franzöfiichen Händen befinden. Den ganzen Reit zeichnete damals der Khedive: 
177,602 Stüd Aktien, wovon der letzte Reſt exrft im Sabre 1766 einbezaplt 
wurde. Diefe Hat nun ber Khedive an England verkauft, das fich alſo im 
5 faft der Hälfte aller Aktien des Unternehmens befindet. Die Geſell⸗ 
ſchaft bes Kanals zahlt jet bereits nicht nur ihre Betriebskoſten, ſondern 
auch die Rüdftände von den ſchuldigen SIntereffen aus den vergangenen Jahren. 
Die Situation der Gefellichaft ift alfo eine folche, daß fie einer zwar nur 
langſamen aber ficheren Profperität entgegen fieht. 

Schlimmer ıft bie finanzielle Lage des Khebive und nicht viel beffer 
als die ber Türkei felbft und dies war für ihn das Motiv, feinen Antheil 
am Suezkanal zu verlaufen. Seine nicht confolidirte ſchwebende Schuld be⸗ 
trägt nämlich nicht weniger ala 450 Mill. Franken und alfo, auch wenn er 
bie von England erhaltenen 100 Mill. ganz zu Abzahlungen verwendet, 
immer noch 350 Mill., die er aus den Erträgniffen des Landes Mühe haben 
wird, auch nur regelmäßig zu verzinfen. Ein ganzer oder theilweiler Ban⸗ 
ferott ift daher, gleich iwie in Konftantinopel, keineswegs außgeichloffen, wenn 
ihm nicht England auch weiter unter bie Arme greift, tmogu ed jedenfalls 
nur geneigt ift, twofern der Khedive fich dazu entichließt, ſolider ala bisher 
zu wirthſchaften und namentlich feine vielfach unfinnigen Ausgaben für Die 
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Zukunft weſentlich zu beichränten, überhaupt finanziell fi) bi auf einen 
gewwifien Grad unter die Bormundichaft Englands zu ftellen. 


Schrittes eng nbs. Dit Recht hebt die „Times“ hervor, daß die Thatſache 
heit zu Tage tritt, die man ſonſt in den Handlungen brittiſcher 
Miniſterien vergeblich ß 


ment, fuͤhlt nicht der Öffentlichen Deinung den Puls, ftreut Teine geheimniß- 
vollen Winte aus, um die City und das Land auf etwas Merkwürdiges vor: 
zubereiten. Die Nation erwacht heute Morgen, um zu finden, baf fie einen 
großen Einfaß in der Sicherheit und Wohlfahrt eines fernen, fremden Landes 
exrlauft hat, und daß es in ben Augen aller Welt in ein neues Stadium 
orientalifcher Politik eingetreten ift.” In Frankreich, welches von jeher ala 
Englands Nebenbubler um die Herrſchaft über Egypten erſchienen ift, iſt 
man N über die eingetretene Veräuberung fofort, und nicht in angenehmer 
Weile, Har geworden, während Rußland einftweilen den gleichgültigen Zu⸗ 
ſchauer fpielt und das Gefühl einer unmwilllommenen Ueberraſchung verbirgt. 


30. November. Die englifche Regierung erklärt, für Oſtindien 
dem Weltpojtvertrage beitreten zu wollen. 


4. Dezember. Die Regierung veröffentlicht einen Mobilmachungs- 
plan für die englifche Armee. Die Thatfache macht in Verbindung 
mit dem Ankauf der Suezfanal-Actien großes Auffehen. 

Die „Zimes" will zwar ihre Leſer glauben machen, die Maßregel 
babe lediglich den Zwech, die Offiziere über die bei einer allfälligen Mobil: 
machung zu treffenden Maßnahmen zu unterrichten. Allein bie „Rorbd. 
Allg. Ztg.” bemerkt dazu fehr richtig, auch in England empfingen bie Offi- 
ziere ihre Inſtruktionen und Verhaltungsbefehle nicht auf bem Zeitungswege 
und die Seröffentlichung bes Planes dürfte daher wohl eher ala an das ges 
ſammte Laud gerichtet betrachtet werden, um ſowohl biefes als auch anbere 
intexeffixte erlonen darüber zu beruhigen, daß England volllommen bereit 
fei, feiner Politif eventuell den erforderlichen Nachdrud zu geben, xefp. daß 
eö fi) die Borbereitung dazu angelegen fein läßt unb durch Belauntgebung 
des Planes jeber Beunrubigung vorbeugen will, welche fich an einzelne Maß: 
nahmen Tnüpfen könnte. 

Der Plan lehnt fich weientlich an das preußiiche Syſtem an. Es wirb 
das Armeeforp ala Haupteinheit der mobilifirten Yeldarmee eingeführt und 
die mobile englifche Feldarmee der Zukunft foll in 8 Korps zerfallen, welche 
in beftimmten Bezirken ihren Sit Haben. Bon diejen 8 Korps find die beiben 
erften nur beflimmt, im Falle ded Bedürfniffes außer Landes gelandt und 
verwandt zu werben. Jedes Korps enthält 3 Divifionen und das 1. Korps 
befteht ganz, das 2. zu zwei Dritteln aus regulären Truppen. Eine Miliz 
bivifion bringt dad 2. Korps zur vollen Stärke. Die übrigen 6 Korps haben 
bie Aufgabe der Lanbevertheidigung zugewieſen. Das 3. beſteht aus ber 
Gardedivifion (3 Regimentern Infanterie und ebenfo vielen Regimentern Ka⸗ 
balerie) und aus 2 Divifionen Miliz. Die übrigen find aus je 1 Brigabe 
LZinientk: und 5 Brigaden Miliz Hergeftellt. Yu den einzelnen Defenfiv- 
Korps ift auch bie berittene Pächter-ftavalerie (die Yeomanıy) überwieſen. 
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Dagegen jcheinen biefelben an Artillerie- und Ingenieurtruppen Mangel zu 
leiden. Bei jämmtlidden Korps ift der Bezirk maßgebend. Tad Hauptquartier 
des Korpskommando's ift beim Hauptquartier der 1. Divifion und bildet ben 
Mittelpunkt, in welchem das Korps zufammengezogen wird. Das 1. Korps 
bat jein Divifionshauptquartier in Eolchefter, Chelmäford und Gravesend, 
und dedt mit feinem Mittelpunkt im Lager von Golchefter bie Oftküfte und 
den Zugang zur Hauptitadt, die Themje hinauf. Die 3 Zivifionen des 
2. Korps vertheilen fi) auf Alderjhott, Guildford und Dorking. Das 3. Korps 

t den Süden Londons zu deden und fein Hauptquartier liegt mit dem 

tabe ber Gardebivifion in Croydon, während die iriſchen Milizbivifionen 
in Fedhill und Tunbridge-Wells zu. haufen beftimmt find. Die übrigen 
5 Korps haben ihre Kommandeure in Tublin, Salisbury, Chefler, York und 
Edinburg. Ein Teil ber verfügbaren Streitkräfte und die gefammte Fe⸗ 
ftungsartillerie wird zu nlapangetzunpen in eine Anzahl beionderer Com⸗ 
manbo’3 eingetheilt, die in Portsmouth, Plymouth, Portland, Dover, Cha⸗ 
tham (die Mündungen des Medway und ber Themje) und in Harwich, Pem- 
brofte, Edinburgh, Cork, Dublin, Jerſey, Guernfey und Alterney ihre Mittel- 
punkte finden. Die Freiwilligen find biefen Belahungstruppen eingetheilt, 
und e3 ift vorgefeben, daß eventuell nur immer ber vierte Theil der Yuel: 
willigenkorps eingezogen werden fol. Dieſes Viertel aber verftärft die Gar: 
nifondtruppen immerhin um 50,000 Mann. Ber Plan wird von ber eng- 
liſchen Preffe durch fehr beifällig aufgenommen. An Kritik fehlt es 
freilich auch nicht; es Toll es aber auch nicht, dba bie Maßregel gerade ben 
Zweck bat, rückhaltslos den ganzen Umfang aufzudeden, in welchem das 
englifche Heer hinter den tyorberungen, die an ein wenn auch kleines Herr 
der Neuzeit geftellt tverden müſſen, aurücigeblieben ift. England kann zur 
Zeit nur ein einziges Armeekorps (zu 18 Bataillonen) in’3 Feld ftellen, 
welches ganz und gar aus Linientruppen befteht. Ein zweites Armeekorps 
thut dies zu zwei Dritttheilen, ein drittes zum einem Dritttheil, unb bie 
übrigen fünf nur zu einem Sechötheil. Ein nicht auf den erften Blick zu 
Tage tretender Mangel ift ferner, daß die Referve, welche bei der Mobilis 
feun zur Linie gefchlagen werden muß, zum heil (etiva 37,000 Mann) 

r Miliz entzogen wird, in welcher fie gleichzeitig dient. Selbft die Artil- 
lerie - diejenige Truppengattung, auf welche England ftet3 die größte Sorg⸗ 
falt verwandt hat — reicht zum Dienfte bei den Armeekorps nicht völlig 
aus. Gs fehlen hier und da ziemlich häufig Batterien. Außerdem geht dann 
noch eine ziemlich große Reihe weiterer Mängel und Unvollkommenheiten 
aus bem Plane hervor. Ueberaus vortbeilhaft wäre es für das Heer, wenn, 
wie angelünbigt wird, wirkliche Mobilifirung des Heeres zur- Probe und 
Mebung angeordnet würde. Da würde ſich der ganze Umfang, worauf bie 
Reformen zu richten find, zeigen; auch manche biäher ungeahnte Schwächen. 
Je mebr, je befler; denn der gegenwärtige Augenblid ift wie feit lange feiner 
dazu geeignet, die vorhandenen tüchtigen Beftrebungen im SKriegaminifterium 
in den Augen der Nation ala Höchft begründet —* zu laffen und et: 
waige Sparſamkeitsbedenken zu überwinden, und „den Herren Staatsmännern 
aus Yabrit und Comptoir die Ueberzeugung zugänglich zu machen, daß fich 
mit Hundertpfundnoten und Chequebüchern allein fein Land vertheidigen läßt.“ 


9. Dezember. Der Herzog von Cambridge, ala der Höchſt⸗ 
commandirende der englifchen Armee, ertlärt fi) neuerdings für 
Reformen in dem bisherigen Militärfyften des Landes. Die Frage 
einer mehr oder weniger durchgreifenden Militärreform wird nach⸗ 
gerade zu einer brennenden. 
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Zukunft weientlich zu beichränten, überhaupt finanziell ich bis auf einen 
gewiflen Grad unter die Vormundſchaft Englands zu ftellen. 

zbichtiger noch ift freilich die politiiche Seite bes So unerwarteten 
Schrittes Englands. Mit Recht hebt die „Zimes” hervor, daß bie Thatſache 
mit einer Keckheit zu Tage tritt, die man ſonfi in den Handlungen brittiſcher 
Miniſterien vergeblich t. „Die Hand Disraeli's, ſagt das Blatt, läßt 
fih in dieſer Angelegenheit nicht verkennen. Während Alles in Zweifel und 
Furcht die Blicke gen Oſten wendet und nichts ala Verwirrung und Duntel, 
politiſches Durcheinander und finanziellen Zuſammenbruch dort erblickt, wäß: 
xend Alles fragt, was denn das Ende fein und wie weit England fich ein- 
mijchen werde, hat die königliche Regierung einen Schritt getban, der jofort 
bie Blicke der Welt auf fich lenken wird. Sie wartet nicht auf das Parla= 
ment, fühlt nicht der Öffentlichen Meinung den Puls, ftreut feine geheimniß: 
boflen Winte aus, um bie City und das Land auf etwas Merfwürdiges vor⸗ 
zubereiten. Die Nation exwacht Heute Morgen, um zu finden, daß fie einen 
großen Einfaß in der Sicherheit und Wohlfahrt eines fernen, fremden Landes 
erlauft Hat, und daß es in den Augen aller Welt in ein neue Stadium 
orientalifcher Politik eingetreten iſt. In Frankreich, welches von jeher ala 
Englands Nebenbubler um die Herrichaft Über Egypten erichienen ift, if 
man ng über die eingelvetene Veränderung fofort, und nicht in angenehmer 
Weile, ar getvorden, während Rußland einfiiweilen ben gleichgültigen Zu⸗ 
ſchauer fpielt und das Gefühl einer unmwilllommenen Ueberraſchung verbirgt. 


30. November. Die englifche Regierung erklärt, für Oftindien 
dem Weltpoftvertrage beitreten zu wollen. 


4. Dezember. Die Regierung veröffentlicht einen Mobilmachungs- 
plan für die englifche Armee. Die Thatfache macht in Verbindung 
mit dem Anlauf der Suezlanal-Actien großes Auffehen. 

Die „Zimes" will zwar ihre Leſer glauben machen, die Maßregel 
babe lediglich ben Zwech, bie Offiziere über die bei einer allfälligen Mobil: 
machung zu treffenden Maßnahmen zu unterrichten. Allein die „Rorbb. 
Allg. Ztg.” bemerkt dazu ſehr richtig, auch in England empfingen bie Offi: 
ziere ihre Inftruftionen und Verhaltungsbefehle nicht auf bem Zeitungsiwege 
unb bie Seröffentlichung bes Planes dürfte daher wohl eher als au das ge 
fammte Laud gerichtet betrachtet werben, um ſowohl dieſes ala auch andere 
intexeffixte Berlonen darüber zu beruhigen, daß England volllommen bereit 
fei, feiner Politik eventuell den erforderlichen Nachdruck zu geben, reſp. bak 
eö fich die Dorbereitung dazu angelegen fein läßt und durch Belauntgebung 
des Planes jeber Beunrubigung vorbeugen will, welche fich an einzelne Maß: 
nahmen Tnüpfen könnte. 

Der Plan lehnt fich weientli an das preußiiche Syftem an. &3 wird 
des Armeekorps ala Haupteinheit ber mobilifirten Feldarmee eingeführt und 
die mobile engliſche Feldarmee der Zukunft foll in 8 Korps zerfallen, welche 
in beftimmten Bezirken ihren Sit haben. Don dieſen 8 Korps find die beiben 
erften nur beſtimmt, im alle des Bebürfniffes außer Landes gejandt und 
verwandt zu iverben. jedes Korps enthält 3 Divifionen und das 1. Korps 
befteht ganz, das 2. zu zwei Dritteln aus regulären Truppen. Eine Miliz 
Divifion bringt das 2. Korps zur vollen Stärke. Die übrigen 6 Korps haben 
die Aufgabe der Landesvertheidigung zugewieſen. Das 3. befteht aus ber 
Gardediviſion (3 Regimentern Infanterie und ebenfo vielen Regimentern Ka⸗ 
balerie) und aus 2 Divifionen Miliz. Die übrigen find aus je 1 Brigabe 
Liniente: und 5 Brigaden Miliz Keroefeltt. Zu den einzelnen Defenfid: 
Korps ift auch die berittene Pächter⸗Kavalerie (die Yeomanry) überwieſen. 
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Dagegen ſcheinen diefelben an Artillerie und Ingenieurtruppen Mangel zu 
leiden. Bei ſammtlichen Korps ift der Bezirk maßgebend. Tas lquartier 
des Korpstommando's iſt beim Hauptquartier ber 1. Divifion und bildet ben 
Mittelpunkt, in tweldyem das Korps zufammengezogen wird. Das 1. Korps 
bat fein Divifionshauptquartier in Eolchefter, Chelmsford und Gravesend, 
und dedt mit feinem Mittelpunkt im Lager von Eolchefter die Oftküſte und 
den Zugang zur Hauptitadt, bie Themje hinauf. Die 3 Livifionen des 
2. Korps vertheilen fi auf Alderſhott, Guildford und Dorking. Das 3. Korpz 
get den Süden Londons zu deden und jein Hauptquartier liegt mit dem 

tabe ber Gardediviſion in Croydon, während bie irijchen Milizbivifionen 
in Fedhill und ZTunbridge-Welld zu. haufen beftimmt find. Die übrigen 
5 Korps haben ihre Kommandeure in Dublin, Saliabury, Ehefter, York und 
Edinburg. Ein Theil der verfügbaren Streitkräfte und die gefammte Fe⸗ 
Rungßsartillerie wird zu Fade“ Aare n in eine Anzahl befonderer Com⸗ 
mando’3 eingetheilt, die in Portsmouth, Plymouth, Portland, Dover, Cha: 
tham (die Mündungen bes Medway und der Themſe) und in Harivich, Pem⸗ 
brofe, Edinburgh, Cork, Dublin, Jerſey, Guernſey und Alterney ihre Mittel: 
punkte finden. Die Freiwilligen find dieſen Dejabungätruppen eingetheilt, 
und es ift vorgejeben, daß eventuell nur immer ber vierte Theil der guet: 
willigentorp3 eingezogen werden fol. Dieſes Viertel aber verftärkt die Gar: 
nilonstruppen immerhin um 50,000 Mann. Der Plan wird bon der eng⸗ 
liſchen Ba burchiweg ſehr beifällig aufgenommen. An Kritik fehlt e3 
freilich auch nicht; es foll e8 aber auch nicht, da bie Maßregel gerade den 
Zweck Hat, rückhaltslos ben ganzen Umfang aufzudeden, in welchem das 
englilche Heer Hinter den Forderungen, bie an ein wenn auch Meined Herr 
der Neuzeit geftellt tverden müſſen, aurhefgeblicben ift. England kann zur 
Zeit nur ein einziged Armeekorps (zu 18 Bataillonen) in’s Feld ftellen, 
welches ganz und gar aus Linientruppen befteht. Ein gweites Armeekorps 
thut dies zu zwei Dritttheilen, ein drittes zum einem Dritttheil, und die 
übrigen fünf nur zu einem Sechstheil. Ein nicht auf den erfien Blick zu 
Zage tretender Mangel ift ferner, daß die Reſerve, welche bei der Mobili« 
frung zur Linie gefchlagen iwerden muß, zum heil (etwa 37,000 Mann) 

r Miliz entzogen wird, in welcher fie gleichzeitig dient. Selbft die Artil- 
lerie — diejenige Truppengattung, auf welche England ſtets die größte Sorg⸗ 
falt verwandt hat — reiht zum Tienfte bei den Armeelorpa nicht völlig 
aus. Es fehlen hier und da ziemlich häufig Batterien. Außerdem gebt dann 
noch eine ziemlich große Reihe weiterer Mängel und Unvolltommenpeiten 
aus dem Plane hervor. Ueberaus vortbeilhaft wäre e8 für dag Heer, wenn, 
wie angelünbigt wird, wirklicde Mobilifirung des Heeres zur Probe und 
Mebung angeordnet würde. Da würbe fich der ganze Umfang, worauf bie 
Reformen zu richten find, zeigen; auch manche bisher ungeahnte Schwächen. 
Je mehr, je befier; denn der gegenwärtige Augenblid ift wie feit lange leiner 
dazu geeignet, die vorhandenen tüchtigen Beftrebungen im Sriegaminifterium 
in ben Augen ber Nation ala höchft begründet erſcheinen zu laffen und et 
waige Sparjamteitäbedenten zu überwinden, und „den he Staatsmännern 
aus Fabrik und Comptoir die Meberzeugung zugänglich zu machen, daß fich 
mit Hunbertpfundnoten und Chequebüchern allein kein Land vertheidigen läßt.“ 


9. Dezember. Der Herzog von Cambridge, ala der Höchſt⸗ 
commandirende der englijchen Armee, erllärt ſich neuerdings für 
Reformen in dem bisherigen Militärfyften des Landes. Die Frage 
einer mehr oder weniger durchgreifenden Militärreform wird nach“ 
gerade zu einer brennenden. 
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England verausgabt jährlich nahezu 15 Mil. Pf. St. für eine Armee, 
die zugeftandermaßen nicht im Stande jein würde, einer Invaſion Die Spitze 
zu bieten. Das weiß jeder auch nur halbwegs mit der militärifchrn Orga⸗ 
nilation des Landes vertraute Laie jo gut ale Se. k. Hoheit der Herzog von 
Gambridge. Aber ein bedeutender Unterfchied befteht zwiſchen den Mitteln, 
welche verichiedene Autoritäten zur Verbefferung eines augenjcheinlichen Nebel 
vorichlagen. Die Regierung fcheint geneigt, einfach mehr Geld und mehr 
Soldaten zu verlangen, um im Mebrigen in der bisher gebräuchlichen ver: 
ſchwenderiſchen Weiſe mit überzähligen und überflüffigen zieren und halb⸗ 
gebildeten Armeekorps weiter au wirthichaften. 


12. Dezember. Die englijche Regierung ſchickt auf den eigenen 
MWunfc des Khedive von Wegypten eine zahlreiche Miffion nach 
Aegypten, um die Lage der Finanzen deafelben zu unterfuchen. 

An der Spike der Milfion fteht ber Right Honorable Stephen Cave, 
bem ber Ingenieuroberſt Stockes beigegeben und Hr. Victor Budley von aus: 
wärtigen Amt als Sekretär der Gefandtichaft untergeftellt ift. Hr. Save, der 
einftweilen weder jeinen Sit im Parlament, noch feine Stelle ald General: 
zahlmeifter in der Regierung aufgegeben bat, nimmt außerdem als Yinanz- 
jefretär Hrn. White, den ftellvertretenden Oberrechnungsführer im Kriegs⸗ 
minifterium, mit, ſowie einen weiteren Attaché, Hrn. Taylor, der ebenfo wie 
Hr. Budley dem auswärtigen Amt entnommen ift. Wie aus der Zufammen: 
ſetzung und ber Form bdiefer Miſſion Elar hervorgeht, hat man es hier mit 
einer durchaus amtlicden Teputation zu thun, welche von der Regierung 
andgefandt wird, um an Ort und Stelle die nad dein Sueztanalgeichäft 
unter allen Umjtänden nöthigen Erhebungen zu machen. 


16. Dezember. Die Regierung gibt den bisher verfolgten Plan 
der Bildung einer füdafrifanifchen Gonföderation auf, da die Cap- 
Colonie ſich beharrlich dagegen fträubt. 

— Dezember. England erwirbt durch Kauf die Stadt Mo— 
ham mereh an der Mündung des Euphrat und Tigris ala eine wei— 
tere Station zu Sicherung de3 nunmehrigen Seewegs nad Oftindien 
über die Landenge von Suez. 











4. Frankreich. 


3. Sanuar. Dritte, von Marihall Mac Mahon veranftaltete, 
Conferenz von Führern der verjchiedenen Parteien der Nat.«Verſamm⸗ 
lung. Außer den früheren Perjonen nehmen diesmal auch Caſimir 
Perier (linkes Centrum) und Batbie (rechte Centrum) daran Antheil. 
Zu eigentlichen Beichlüffen kommt e8 auch bei diefer Konferenz nicht. 
Der Zwed bes Marſchalls, die frühere Majorität wo möglich mit Zu= 
ziehung eines Bruchtheilg des Linken Centrum? zu reconftruiren und 
darauf geftüßt die nähere Organifirung der ihm übertragenen Ge— 
walt durchzufegen, fcheitert an der Weigerung der Rechten, zu etwas 
anderem, als höchſtens zu einer proviforifchen Organifirung der per= 
lönlichen Gewalten des Marjchalla die Sand zu bieten: der Mar= 
ſchall ſoll fein Hinderniß jein für die von ihnen, freilich ohne Die 
mindeſte Augficht, noch immer gehoffte Wiederherjtellung des legi⸗ 
timen Thrones Heinrichs V. 

Eine gewifje Annäherung zwiſchen dem rechten und dem linfen Gen: 
trum jcheint ſich in dieſen Gonferenzen allerdings vollzogen und der Mar: 
ſchall jelbft eine nicht unbedeutende Schwenfung nad links gemacht zu Haben; 
aber von ba bis zur Bildung einer neuen Majorität ift der Weg noch weit.“ 

3. Januar. Erſatzwahl eines Abgeordneten im Dep. der Haute 
Pyrendes. Bon 64,000 eingejchriebenen Wählern nehmen 50,000 an 
der Abftimmung Theil. Der Bonapartift Cazeaux erhält 19,200, der 
Septennalift Alicot 16,000, der Republifaner Brauhaubau 13,000 
und der Legitimift Puyfegur 1700 Stimmen. Diefeg Refultat zeigt 
zunächſt, wa3 aus der ropaliftiichen Partei in dem Departement ges 
worden ift, wo der Legitimift de Franclieu feiner Zeit 28,000 Stim⸗ 
men erhalten hat. Da auf feinen der Candidaten die erforderliche 
Mehrheit gefallen ift, jo muß eine Ballotage ftattfinden. 

4. Januar. Das Leichenbegängniß Ledru Rollin's in Paris 
geftaltet fich zu einer großartigen Demonftration der republitanijchen 
Partei, ohne daB die mindefte Unordnung vorfällt, 
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5. Januar. National-Berfammlung: nimmt ihre Sigungen 
wieder auf. 


Der 30er Verfafſungsausſchuß tritt unter dem Vorſitze Batbie’z 
zufammen und bejchließt: 


1) Wenn ein Abgeordneter beantragen jollte, daß die conftitutionellen 
Vorlagen auf die Tagesordnung geießt würden, jo joll der Berichteritatter 
auf die Tribüne fteigen und vorichlagen, dab das Geſetz über dad Oberhaus 
zuerſt nach dem Geſetz Über die Kadres in Angriff genommen werde — ans 
genommen mit 11 gegen 6 Stimmen. 2) Zu dem Geſetzentwurf, betreffend 
das Oberhaus. fol ein Zufakartifel beigefügt werben, demzufolge dieſes 
Geieh Run dem Gele —R den Uebergang der Gewalten promulgirt 
werden ſoll. 


6. Januar. Nat.-Berfammlung: Der Präfident der Republik, 
Marſchall Mac Mahon, richtet eine Botfchaft bezüglich der Verfaſ⸗ 
fungsfragen an biejelbe, damit das Senatsgeſetz zunächſt nad) dem 
Cadresgeſetz und vor allen anderen Berfaffungdfragen auf die Tages- 
ordnung gefeßt werde. 


„Der Zeitpuntt ift gelommen, wo Sie an die Berathung ber con⸗ 
ftitutionellen Gefegentwwürfe berantreten: die Arbeiten der Commiſſion find 
vollendet, ein weiterer Verzug würde ber öffentlichen Meinung unerklärlich 
fein. Ich felbft Hege ben Wunſch, daß der Gewalt, welche ıch Traft des 
Geſetzes vom 20. Noveniber 1873 augübe, die nothwendige Ergänzung ge: 
geben werde, und habe befhalb meine Regierung beauftragt, an Sie den 

ntrag gelangen zu lafien, daß in einer der nächſten Sitzungen ber Geſetz⸗ 
entwurf über die Errichtung einer Zweiten Kammer auf die Tagesordnung 
gelegt werde. Denn gerade bieje Juftitution erſcheint am meiften durch die 
confervativen Intereſſen geboten, deren Bertheidigung Sie mir anvertraut 
haben, der ich mich niemals entichlagen werde. Die Beziehungen zwiſchen 
der Nationalverfammlung und der Erxecutivgewalt find jebt angenehm; viel: 
leicht wird dies eines Tages nicht der Fall fein, wenn Sie den Zeitpunft 
hir die Beendigung Ihres Mandats feftgejeßt haben werden und eine neue 

erfammlung an Ike Stelle getreten ein wird. Es können dann Gonflilte 
entjichen. Um diejelben von vornherein abzuſchneiden, ift bie Intervention 
einer Zweiten Kammer unerläßlich, welde durch ihre Zufam: 
menfetung verläßbliche Sarantien bietet. Selbſt wenn Sie es für 
angemefien Halten follten, der Erefutivgewalt in Gemäßheit ber Wünſche 
meiner Regierung dad Necht beizulegen, durch Auflöfung der Verſammlung an 
das Urtheil des Landes appelliven zu dürfen, jo würde eine Zweite Sfammer 
nichtädejtoweniger erforderlich fein. Denn es wäre nicht ungefährlich, von 
der Befugniß, die Kammer aufzuldjen, Gebrauch zu machen, und ich würde 
Anftand nehmen, mich berjelben zu bedienen, wenn bie Exekutivgewalt in 
einer ſolchen kritiſchen Lage nicht in der Mitwirkung einer Verſammlung, 
welcher in Folge ihrer Zufanmenfepung ein moderirender Einfluß beiwohnt, 
eine Unterftügung findet. Ich bin ber feiten Weberzeugung, daß die Majos 
rität der Berfammlung über dieſen Gegenftand berjelben Anficht ift, wie ich. 
Menn im Laufe der Berathung meine Regierung an den Borichlägen ber 
Sommilfion einige Abänderungen vornehmen follte, jo wird dies nur ge: 
ſchehen, um die Annahıne des Entwurfs der Commiſſion zu erleichtern. Ich 
fomme jent zu einem zweiten ba über welchen ebenjalld fchleunigft ent- 
ſcheidende Beitimmungen getroffen werben müſſen, nämlich zu ber Weber: 


- 
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tragung der Regierungsgewalt in dem Zeitpunkte, wo ich auf: 
Hören werde, diejelbe auszuüben. In diefem Punkte ift meine Inter: 
vention eine ſehr rejervirte, da meine perjönliche Berantwortlichkeit in feinem 
Falle in Anfpruch genommen werden barf. Ich ftehe nicht an, auszusprechen, 
daß nach meiner Anficht dieſe Uebertragung der Regierungsgewalt nach Ab: 
lauf meiner Frafidentſcho ſiapriod am 20. November 1880 in der Weiſe 
geordnet werden muß, daß den repräſentirenden Verſammlungen, welche in 
dieſem Zeitpunkte verſammelt fein werden, unbeſchränkte Freiheit ge: 
lafſen werde, Die Form der Regierung Frankreichs zu beftim: 
men. Denn nur unter bdieler Bedingung fann die Mitwirkung aller ge: 
mäßigten Parteien dem Werke der nationalen Wiederherftellung geficdert blei- 
ben, mit welchem ich betraut bin. Weniger Gericht lege ich auf die andere 
Frage (und ich glaube, daß dad Land mit mir überein ftimmt), was —8 
ſoll, wenn nach dem Willen der Vorſehung ich vor Ablauf meines Mandates 
ſterben ſollte. Die nationale Souveränetät hört niemals auf, und die Ber: 
treter derfelben werden immer ihren Willen Eundgeben können. Man Hat 
den Wunſch geäußert, dab in einem folchen Falle bis zu dem Jahre 1880 
nichts an dem gegenmärligen Stande der Dinge geändert werden möge. Es 
ift Ihre Aufgabe, darüber zu entſcheiden, ob e3 nicht zweckmäßig ericheint, 
durch die Beitimmungen dieſes Geſetzes die Garantien für die Stabilität der 
Regierung zu vermehren, welche in bem a vom 20. November 1873 
vorausgeſehen find. Sie werden fich über dieſen Punkt in dem Geifte ber 
Verſoͤhnung, ber un? alle beherricht, unter fi) zu verftändigen haben. Die 
Bffentlicde Meinung würde es unbegreiflich finden, daß eine Meinungsdiffe 
xenz, welche eine bloße Eventualität zum Ausgangspunkt Hat, im Stande 
fein follte, die gegenwärtigen geficherten Berhältniffe zu ftören. Das Land 
erwartet Ihre Einigung. Dies find die Anfichten, welche ich mir über die 
wahren Bebürfnifie des Landes gebildet habe. Die Unterredungen, welche ich 
mit einer großen Anzahl von Mitgliedern der Nationalverfammlung vor 
Kurzem gehabt babe, lafjen mich offen, baß die Majorität der Berfammlung 
denjelben ihre Sanction geben wird. Zies ift mein ſehnlichſter Wunſch, 
defien Verwirklichung ich Genen in Ihrem eigenen Intereffe an dag Herz 
lege. Die Unruhe, in welcher fich Frankreich befindet, und die Gefahren, 
welche es umgeben, zeigen Ihnen Ihre Pflichten. Was mich angeht, fo 
glaube ich meine Schuldigkeit in vollitem Umfange getban zu Haben, und 
ich erwarte — welchen Ausgang auch diefe Berathung Haben möge — daß 
das Land jo gerecht fein wird, meinen guten Willen anzuerkennen.“ 


Der 30er-Ausfchuß beantragt, zuerſt dag Cadreägefeh zu er⸗ 
ledigen, dann erft das Senatsgeſetz und hierauf das Geſetz betr. den 
Debergang ber Gewalten in Angriff zu nehmen. Laboulaye bean- 
tragt dagegen, das lebtere vor dem erjteren zu behandeln. Das 
Minifterium, im Einverftändnig mit dem Marichall- Präfidenten, 
unterftüßt den Antrag der 30er-Commilfion. Die Mehrheit der 
Verfammlung entjcheidet fich jedoch gegen den Antrag der 30er⸗Com⸗ 
miffion und der Regierung in einfacher (nicht namentlicher) Abſtim⸗ 
mung mit einer Mehrheit von ca. 120 Stimmen (der ganzen Linken, 
ber Legitimiften und Bonapartijten). Das ganze Cabinet Eifjey- 
Chabaud⸗Latour gibt darauf Hin feine Entlaflung ein. 

Batbie, Präfident bes 80er⸗Ausſchufſes, ftellt den Antrag, daß bie 


Borlagen zur Organifirung ber öffentlichen Gewalten unmittelbar nach dem 
20 
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Cadresgeſetz auf die Tagesordnung geftellt werden, und zwar das Geſetz über 
ben Senat als erſtes und das Gele über den Uebergang ber volljtredenden 
Gewalt ala zweites. Das Gejek über den Senat müfle den Bortritt haben, 
weil ber Senat, wenn bie Regierung erledigt würde, in den fall kommen 
konnte, die conflituirende Gewalt mit dem anderen Haufe zu theilen. Es 
müfle alfo erft über die Zufammenfehung bes — 2— Beſchluß gefaßt 
werden, ehe man wegen des Hebergangs der Gewwalten eine Entjcherbung 
treffen köͤnne. Laboulaye beantragt, daß die Verfafſungsdebatte mit ber 
Vorlage, betreffend den Nebergang ber Gewalten, beginne. Mit dem Senat 
tönne man nicht anfangen, fo lange man nicht über die gabe der Regie: 
rungsform jchlüffig geworden ſei. So viel ſei gewiß, daß das Lanb 
Proviſoriums müde ſei und nach einer definitiven, unwandelbaren Regierung 
(un gouvernement perpetuel) verlange. (elächter rechtd.) Dieſes Wort per- 
petuel jegt Sie in Erftaunen; aber eine Regierung ift unwandelbar wie ein 
Gefeb, wie ein Friedensv ſobald fie von den Betheiligten in gutem 
Blauben angenommen find. (Beifall Linke.) 

Die vereinigte Linke fieht dieſes Refultat wenigſtens ala einen 
vorläufig entfcheidenden Sieg an. Jedenfalls ergibt fich daraus, daß 
die Wiederberftellung der (Broglie’fchen) alten Majorität keine Leichte 
Sache fein wird und daß fie, felbft wenn es momentan gelänge, 
teinerlei Garantie längerer Dauer bieten würde. Jede der jog. con⸗ 
fervativen Parteien wäre zwar bereit, zu einer Wiederberftellung der 
alten Majorität die Hand zu bieten, aber nur unter der Bedingung, 
daß fie darin die Leitende Rolle fpiele, daB wenigſtens dieje Rolle 
feiner anderen zufalle. Die vereinigte Linke bildet zwar, ſobald die 
fog. eonfervativen Parteien einig gehen, nur eine Minorität, aber 
fie Hält 3. 3. feft zufammen fogar big und mit der äußerften Linken 
und ohne daß ein Theil des linken Centrums ſchwankeud oder zweifel- 
haft wäre. Ihre Hoffnung beruht jedoch Tediglich darauf, daß ein 
Theil der Legitimiften aus Haß gegen die Orleaniften, aus Abneigung 
gegen Broglie und aus Mißtrauen gegen ben Marjchall mit ihr 
geben werde. 

Die Orleans fahren fort, einen Theil ihrer Güter, namentlich 
die |. 3. von Louis Napoleon ihnen genommenen, zu verfilbern. 
Kürzlich haben fie wieder in der Bretagne einen großen Forſt für 
3 Mill. Fr. verkauft. 


8. Januar. Die Regierung verdffentlicht einen Bericht des 
Finanzminiſters über den Stand der Finanzen ala Unterlage für das 
Budget für 1876. 

Nach dem Berichte erreichten die aus bem Kriege von 1870 herrüh—⸗ 
renden Laften die Summe von 9886 Millionen Fres. welche eine. Erhöhung 
ber budgetmäßigen Ausgaben um 775 Millionen erheilchten. Da die budget: 
mäßigen Hilfäquellen zur Beftreitung ber aus jenen Laften erwachſenden Be⸗ 
bürfnifje nur 719 Millionen ergeben, müffen zur Dedung der Difteveng bie 
Hilfsquellen vermehrt werben. Der Bericht conftatirt, daß das wirkliche 
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Deficit pro 1872 166, pro 1873 209, pro 1874 52 Millionen Free. betragen 
babe. Das Budget pro 1875 fei mit ‚einem wirklichen Deflcit von 24 Mil. 
aufgeftellt, wa dem früheren Deficite von 64 Millionen entipräche unter 
Einrechnung von 40 Millionen, welche jet an die Bank weniger gezahlt 
werben. Der Derich! \clägt dor, dad Budget pro 1876 in ben Ausgaben 
auf 2616, in den Einnahmen auf 2528 Mill. feftzuftellen, was ein Deflcit 
von 88! Millionen ergäbe. Der Minifter erklärt, ex Tenne bie Abneigung 
der Nationalverfammlung gegen die Schaffung neuer Steuem und wolle 
ſuchen, aus ben vorhandenen Steuern weitere 93 Mil. Einnahmen heraus: 
uziehen. Der Haushalt pro 1876 würde, wenn das gelinge, einen Weber: 
* von 4,738,000 ergeben. Der Bericht konſtatirt, das gegenwärtig dis⸗ 
ponible Aktippermögen des Liquidationscontos betrage 129 Milfionen, die 
ſchwebende Schuld Habe am 31. Dezember 1874 840 Millionen betragen. 

9. Januar. Die Bafis für ein neues Minifterium kann nicht 
gefunden werden, da Broglie auf eine Reconftruirung feiner alten 
Majorität nicht rechnen zu Tönnen glaubt, der Marfchall aber fich 
zu einen Minifterium Dufaure nicht verftehen will. Das bisherige 
Miniſterium bleibt daher vorerft wieder. 

10. Januar. Nat.-VBerfammlung: Behandlung einer Reihe von 
Petitionen. 

Unter denfelben befindet ſich auch folgende für bie gegenwärtigen Zus 
[fände Frankreichs überaus charakteriftiiche: „Gefangene, welche fidh im Fort 

la Rabe (Isle d'Aix) befinden und die feit den erften Tagen bed April 

1871 verhaftet find, fordern entweder Freiheit oder, wenn fie ſchuldig find, 
Richter.” Ohne Debatte beichließt die Verfammlung, biefe Petition an den 
Kriegsminiſter zu leiten, und binnen zwei Minuten ift die Sache a ee 
Ein deutjches Blatt bemerkt zu der Thatſache: Die Verleſung dieſer Petition 
erfolgte inmitten des dichteiten, durch die Minifterfrifis veranlapten Geſchwätzes, 
fo daß die Mitglieder der Linken offenbar nicht? davon zu hören belamen. 
Auf jeden Yal ift e3 aber bedauernswerth, ba ſich feine Stimme erheben 
wollte, um gegen dieſe himmelſchreiende Verlegung aller Rechtöbegriffe, gegen 
diefe fürchterliche Reminifcenz aus der Baftille-Epoche Einſprüche zu thun. 
Wie müflen die moraliichen und politifchen Gefühle in Frankreich abgeftumpft 
fein, wenn man e3 jo ganz in her Ordnung findet, dab Menfchen, wie groß 
auch ihre Verbrechen fein mögen, ſeit beinahe 4 Jahren ohne richterliches 
Urtheil in den feuchten Kaſematten einer Feſtung ſchmachten, gewaltiam von 
ben Ihrigen Toßgerifien und ohne jede Ausſicht, von dieſer Pein erldft zu 
werden, zumal dieje Unglüclichen in einer Periode verhaftet wurden, wo 
man ed mit dem Unfchuldigen und dem Schuldigen nicht fo genau nahm, wo 
die Leidenſchaft allein die Hand der Gewalt leitete, jene Leidenfchaft, welche 
noch heute nicht ganz und gar erlojchen ift, damals aber jeben anderen Ber 
we grund erftictte und Die den deutſchen Reichskanzler im Reichatage zum 
mod befannten und leider wohlverdienten Ausfpruche über die „Sraujamleit 
der Franzoſen“ veranlaßte. Dem Anfcheine nach handelt es fih um jene 
Nationalgardijten, welche bei den erſten Kämpfen um Paris von den regu⸗ 
lären Truppen gefangen wurden. Damals durfte man nicht behaupten, daß 
bie Gommune in Paris fi, wie fpäter durch die Brandlegungen und Hin» 
richtungen der Geileln, gemeine Verbrechen ſchuldig —*8 haͤtte. 


II. — 20. Januar. Nat.-Verſammlung: Zweite Leſung des 
Armeecadres⸗Geſetzes. Die Kommiffion hat dasſelbe weſentlich mo- 
20'* 
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difieirt. Die Hauptdifferenz zwiſchen ihr und der Regierung liegt 
darin, daß die Regierung verlangte, es follten die Bataillone aud) 
in Zulunft, wie bisher, 6 Compagnien zählen, die Commiffion hin⸗ 
gegen, daß dieſe nach preußifchen Mufter auf 4 berabgejeht würden. 
Es fommt ein Compromiß zu Stande, dahin gehend, daß jede Com⸗ 
pagnie in Zukunft zwei und nicht bloß einen Hauptmann haben 
fol, fo daß das Avancement in der Armee durch das neue Gefek 
nicht befchräntt wird. Das Gefek, dag eine gewaltige Vermehrung 
der franzöfifchen Armee zur Folge haben wird, wird fchließlich faft 
einftimmig angenommen, obgleich der Kriegsminiſter erflärt, daß, 
wenn dasſelbe und das Über die Territorialarmee durchgeführt wer» 
den follten, dag Militärbudget von 493 Mill. auf 540 Mill. erhöht 
werden müfle. Allein darüber find alle Franzofen, von Dupanloup 
bis Challemel-Lacour einig: man könne für die Nationalvertheidigung 
nicht zu viel Geld ausgeben. In Deutichland werden die Verband» 
lungen eben darum mit großer Spannung verfolgt und fcheint bie 
Regierung von der Ueberzeugung durchdrungen zu fein, daß die ziem- 
ich überſtürzte fortdbauernde Vermehrung der franzöfifchen Armee, die 
an Zahl diejenige des deutjchen Reichs troß der minderen Bevölke⸗ 
rungszahl fehr erheblich überfteigen wird, auf entichieden Triegerifche 
Rüdgedanten Frankreich zu ſchließen geradezu zwinge. 

14. Januar. Nat.-Berfammlung: Wahl der Commiſſion für 
Unterſuchung der bonapartiftifcden Unıtriebe (bei der Wahl in der 
Nievre). Die äußerfte Rechte geht darin mit der vereinigten Linken 
Hand in Hand, troß aller Bemühungen Broglie’3, der die Bonaparti- 
ften fchonen möchte, um mit ihrer Hülfe die alte Majorität gefchloffen 
gegen die Berfaflungsgefete im Sinne der Republit in die Schranken 
zu führen. Es werden 9 Mitglieder der Linken und 6 der Rechten, 
fein Bonapartift, in die Kommiffion gewählt, und diefe wählt zu 
ihrem Präfidenten ein Mitglied der Linken, zu ihrem Bicepräfidenten 
ein Mitglied der äußerften Rechten. Das Refultat wird allgemein 
als eine furchtbare Niederlage der Bonapartiften angefehen. 


15. Januar. Nat.-Berfammlung: Der Plan Broglie’s, für 
die Verfafſungsgeſetze die Dringlichkeit zu verlangen und fo in einer 
einzigen Berathung diefelben abzumachen oder vielmehr zu befeitigen, 
fcheitert in den Berathungen der Yractionen. Alle erklären fich für 
Aufrechthaltung der drei Lefungen, ſchließlich fogar das rechte Cen⸗ 
trum, fo daß der Plan in’ Waſſer fällt. 

In einer Conferenz zwiſchen ber gemäßigten Rechten und bem rechten 
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Gentrum fpricht ber og v. Aubriffet-Pagquier entichieben bie Neberzeugun 
aus, daß e8 unmöglich ſei, die Mehrheit vom 24. Mai twieberherzufiellen. De 
Rativnalverfammlung dürfe ihre am 20. November gegebenes Verſprechen, bie 
öffentlichen Gewalten zu organifiren, nicht zurüdnehmen, felbft wenn dieſe 
Drganifirung eine Befätigun der Republik in fich jchlöfle. Bis zum No: 
vember 1880 bleibe ran ie eine Republit, das fei num einmal nicht zu 
ändern. Der Unterichieb ſei nur ber, daß biefe Republik, wenn man die 
Verfaffungsgeſetze ablehne unb ben status quo beibehalte, feine zwei Kam⸗ 
mern und auch fonft feine confervativen Garantien haben werde. Darum 


tennat zu unterſche 
beren Ablauf oc ein Congreß die Verfaflung revidiren würde, da 
Monardiften für 
Die Gonfereng geht mit dem Ausdrud auseinander, daß zivif 
Rechten und rechten Gentrum ein unheilbarer Riß —28 — 
Rechte beſchließt ihrerſeits nochmals, nicht nur bie Ausrufung ber Republik, 
ondern auch die Durchführung des unperſönlichen Septennats abzulehnen, die 
meiften Mitglieder derſelben erklären ſich ausdrücklich entſchlofſen, zu keinerlei 
anifirung der Gewalten des Marſchalls Mac Mahon, dem ſogenannten 
önlichen Septennat, die Hand zu bieten. — Die drei Gruppen ber repu⸗ 
blilanı] Linken bieten fomit dem Marfchall von vornherein mehr ala bie 
verichiebenen Gruppen ber Rechten. Denn währenb bie Außerfte Rechte gar 
nichts organifiren und alles im ungewiflen status quo laffen will, um bem 
Grafen Chambord jede Möglichkeit jeden Augenblid frei Fr behalten, das 
te Centrum aber halb und halb geneigt H zu einer Organifirung ber 
faktifch beftehenden Republit die Hand zu bieten, — nur bis zum Sa e 
1880, bem Ablauf der gegenwärtigen Gewalten des Marſchalls, Für dieſen 
Zeitpuntt abgg eine Berfafungsrevifion ſchon jetzt feftiegen will, in der Hoff» 
nung, dannzumal das Septennat mit fammt ber Republit burch bie conſti⸗ 
tutionelle Monarchie der Orleans erfegen zu können, wollen die vereinigten 
Binten ve Berfaffungsrevifion im Jahre 1880 nur für den Fall ſtipulirt 
wifien, daß fie vom Lande und zwar unter vorausbeftimmten Mobalitäten 
verlangt würde, und eröffnen dadurch zugleich mit der Foridauer ber Repu⸗ 
blik dem Marſchall die Ausficht, dannzumal neuerdings zum Präfidenten 
berjelben gewählt zu werben. 


16. Januar. Stichwahl zur Nat.Verſammlung im Departe- 
ment der Haute Pyroͤnées: der Bonapartift Caſeaux fiegt mit 29,630 
Stimmen über ‚ven Septennaliften Alicot, der nur 23,026 Stimmen 
erhält. Das Refultat macht auf die Regierung, auf die Linfe und 
auf das rechte Gentrum einen geradezu niederjchmetternden Eindrud. 
Der erfte Wahlgang hatte gezeigt, daß der Legitimismus feine Wur⸗ 
zeln im Lande mehr hat, die Stichwahl Täßt nunmehr auch darüber 
feinen Zweifel, daß das Land in da8 Septennat des Marfchalls Mac 
Mahon Leinerlei Vertrauen jebt. Der Kampf dreht fich fchließlich 
nur um die Republit oder das Kaiferthum. 


Vergebens ift der feptennaliftiiche Kandidat von der Regierung mit 
ihrem ganzen Apparat und von ben vereinigten Parteien her een deren 
urfprünglicder Candidat, Brauhauban, ſich zurüdgezogen hatte, unterftügt 
worden: ber Bonapartift hat dieje ganze Coalition — — Beim erſten 
Wahlgang am 3. Januar hatte Cazeaux (Bonapartift) 19,000 Stimmen er⸗ 
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der Segitimift egur nur 1800. Nechnet man die Stimmen Alicotd und 
Brauhauband zujammen, fo hätle der erftere, wenn bdiejelben ihm bei ber 
Nachwahl alle treu geblieben wären, 29,000 Stimmen erhalten müſſen; er 
t aber nur 23,000 Stimmen erhalten, während dieamal auf Cazeaux 29,000 
timmen gefallen find, aljo um 10,000 mehr ald am 3. Januar. Die Trage 
tft nun, von welcher Seite dem Bonapartiften diefer Zuwachs von Stimmen 
zu Xheil geworden if. Daß bie Republikaner in Mafle einem Bonapartiften 
i timme gaben, iſt nicht anzunehmen; die 18,000 Stimmen des Herrn 
Brauhauban müffſen alſo im Großen und Ganzen Hrn. Alicot zugefallen fein. 
Wenn ber letztere gleichwohl nur 23,000 ftatt der erwarteten 29,000 erhalten 
bat, jo muß ein Theil feiner eigenen Wähler von ihm abgefallen und mit 
ben 2000 2egitimiften fi bem Bonapartiften zugewandt Haben. 
Das Wahlergebniß hat die Spaltung des rechten Centrums in eine 
fte, welche aus verlappten Bonapartiften und bonapartifirenden Orleaniften 
— befteht,. und in eine andere Hälfte von unverſönlichen Geg⸗ 
nern onapartiamus (d Audiffret⸗Pasquier) noch augenfeheinlicher gemacht. 
Die erfteren wollen Lieber Bonapartifien ala NRepublifaner werden, wie bie 
Demokraten den Bonapartismus weniger verachten als fie den Orleanismus 
fin. Seit dem 24. Mai 1873 (d. 5. jeit dem Sturze des Hrn. Thiers) 
3 16. Januar 1875 haben 29 Abgeordnnetenwahlen ftattgefunden. Es ent: 
fallen davon 23 auf bie Republit, 6 auf den Bonapartismus. Die Noya⸗ 
Iiften, ſowohl Legitimiften ala Orleaniſten und ihr Septennat, find feit dem 
24. Mai 1873 aus dem allgemeinen Stimmrecht wie audgemerzt. Sie finb 
Nullen, welche eine republifanifche oder bonapartiftifhe Größe neben fich 
ftellen müflen, um irgend einen Werth zu bedeuten. 


19. Januar. Nat.-Verfammlung: Die Regierung legt derjelben 
einen Geſetzesvorſchlag vor, welcher die Bohrung eines Timnels unter 
dem Kanal (von England nach Frankreich) für ein Werk öffentlicher 
Nutzlichkeit erklärt. Die Bohrverfuche für das riefige Werk follen 
bald beginnen ; zwei Gefellfchaften, von denen eine in Frankreich, 
bie andere in England fi) conceffioniren läßt, wollen je 2 Millionen 
für Bohrarbeiten verwenden, die nach einem gemeinfchaftlichen Plan 
ausgeführt werden follen. 

21.24. Januar. Nat.:Berfammlung: Erſte Berathung des 
von der 30er-Commilfion ausgearbeiteten Entwurfs betr. des Weber- 
gangs der Gewalten (Entiwurf VBentavon). Derfelbe Iautet nach dem 
von der 30er-Sommiffion nochmals umgearbeiteten lebten Fafſung: 


‚Art. 1. Die gefebgebende Gewalt wird von zwei Berfammlungen 
gehbt: der Abgeordnetenfammer und bem Senat. Die Abgeorbnetentammer 
wird durch das allgemeine Stimmrecht nach ben von dem Wahlgejeß' feflge- 
ftellten Bedingungen gemäht: Der at ift aus Mitgliedern zuſammen⸗ 
gi bie in einem Berhältniß und unter Bedingungen, welche ein Spezial: 
geie näher beftimmen wird, theils gewählt, tHeil3 ernannt find. Art 2. 

Marihall-Präfident der Republik ift mit dem Rechte audgeftattet, bie 
geordnetenkammer aufzulöfen. In biejem Falle wird binnen einer kurzen 
ge von ſechs Monaten zu der Wahl einer neuen Kammer gefchritten. 
rt. 3. Die Minifter find vor der Kammer folibarifch für bie allgemeine 
Politit der Regierung und indivibuell für ihre perjönlichen Alte verantivort: 


halten, Alicot (Septennalift) 16000 und Brauhauban (Republifaner) 13,000, 
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li. Der Marichall-Präfident ift nur im Falle eineB Hochverraths verant⸗ 
wortlich. Art. 4. Nach Ablauf der von dem Geſetze vom 20. November 1873 
feftgefepten Bi wie im Fall ber Ertebigun der Gewalt bes Präfidenten 
beruft iniſterrath fogleich die beiden eriommlungen ein, bie, zu einem 
Congreß vereinigt, die nöthigen Beichlüffe defen. Während der Dauer ber 
dem Marihall Mac Mahon übertragenen Sewalten kann eine Revifion ber 
Verfaffungsgeſetze nur auf feinen Antrag ftattfinden.” 
Aus der Debatte: Ventavon, „Berichterftatter dev 30er Commiſſion: 
Bor fünfgeön Monaten durfte man hoffen, daß dis Monarchie hergeftellt 
werden würde; ein uneriwarteter Winbftoß verhinderte fie, in den Hafen eins 
ulaufen. Man gründete alsdann eine fiebenjährige Gewalt und es banbelt 
ra heute darum, die am 20. November 1873 gegründete Gewalt zu organis 
firen. Bor ber Gründung bdiefer Gewalt Lonnte die Verfammlung nod) die 
Monarchie oder die Republik proflamiren. Heute, nach bem Geſetz vom 20. 
November, nad) der Gründung dieſer Zwiſchengewalt, hat diefe Verſammlung 
nichtd mehr zu thun, als biefelbe zu organifiren. Die Verfammlung bat 
übrigens beiwiefen, daß fie Anderes nicht mebr zu thun vermag. Sie bat 
in der That ber Reihe nach zurüdgewielen die „Berufung an das Bolf“ 
(Antrag Turguet’3), die Monarchie, indem fie den Antrag Herzogs von 
Bilaccia verwarf, und die Republik, indem fie den Antrag Cafimir Perier's 
nicht annahm. Man fpricht von ber Auflöfung ala einer Löfung, einem 
Mittel für unfere Unentichlofienheit; aber frankreich ift fo gefpalten, bie 
Parteien verftehen fih jo wenig, daß bie gegenwärtige Berfammlung wieder 
qurlchfommen wird. (Lang anhaltendes irontiches Gelächter auf der Linken.) 
ochmals, das Einzige, was dieſe Verſammlung thun kann, ift, Die Gewalten 
des Marſchalls zu organifiren. Redner theilt nun die fünf Artikel ſeines 
Geſetzentwurfes mit. Ex vergleicht dann die verſchiedenen had 
welche Betreff? der Organifation der Gewalten eingereicht wurden, und fucht 
darzuthun, daß fie filh nur wenig von einander untericheiden. Seiner An» 
fit nach find die Geſetzentwürfe von Gafimir Perier, de Broglie, Lambert 
de Sainte Croix und der feinige ungefähr die nämlichen, ba fie alle die Ge⸗ 
walten des Marſchalls anerkennen, alle bejagen, ber Marſchall fieben 
Jahre lang das Land regieren muß... (Gelächter links und auf der Außerften 
Rechten.) General du Temple (äußerfte Rechte): Genug, genug! (Murren 
—5 Gelächter links und auf der äußerſten Rechten.) Ventavon wieder⸗ 
holt, daß man feinen Entwurf annehmen müfle, man könne ihn vervollfiän: 
digen, aber man müſſe ihn votiren. Wenn Sie finden, fagt ex, daß der Titel 
eines Präfidenten ber Republit nicht zur Lage paßt, jo unterdrüden fie ihn. 
(Gelächter rechts.) Ventavon fährt fort, indem er die Ehrlichkeit des Mar: 
ſchalls lauit orhebt und hinzufügt, daß man bdeflen Sturz nicht vorbe⸗ 
zeiten dürfe, indem man ihm die Organifation feiner Gewalten verfage. 
GarayonsLatonr (äußerſte Rechte): bereitet ihn vor? Wer bereitet 
ifm vor? Wer? Lucien Brun (äußerfte Rechte): Ich verlange das Wort. 
entadon: Der Marſchall Mac Mahon ift ein ehrlicher Mann, und ex 
wird die Gewalt feinen andern Händen übergeben, ala denen ber Rational: 
derfammlung; aber wir bürfen dem Marſchall Das nicht wieder entziehen, 
was wir ihn gegeben. Es ift eine Ehrenſchuld. Marquis de Franckhieu 
(äuferfte Rechte): Und unſer Land? Ventavon: Die Ehre vor Allem! 
Wenn Sie die Getvalten des Marſchalls nicht befeftigen, fo rufen Sie bie 
Leidenichaften der Außerften Parteien wach, während, wenn die Gewalten bes 
Marſchalls bis 1880 conflituirt find, wir unfere Hoffnung bis zu biefem 
Tage bewahren. dv. Carayon⸗-Latour (äußerfte te): Niemand wirb 
leugnen können, daß bie Nationalverfammlung am 24. Mai 1873 einen anti= 
republifanifchen Akt vollzogen hat. Er Hatte ben denkwürdigen Schritt vom 
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5. Auguft zur Folge, durch welchen der Graf von Paris das große Prinzip 
ber angeftammten und legitimen Monarchie anerlarnte. Damals bielten wir 
Dee für gerettet; aber bie Royaliften verftanden ſich in Verſailles nicht 
o gut, wie in Froſchdorf, und jo kam e3 wieder zum Bruche. Man wandte 
fih in der Noth an ben Marihall Mac Mahon, ber feine aufrichtigeren 
Freunde hat, ala ung; nur wollen wir nicht unter feinem Namen bie Res 
publit einſchmuggeln Laffen, denn dieſe führt uns Diveft zum Kaiferreih, und 
das Kaiferreich endet, wie wir aus dreimaliger Erfahrung wiſſen, damit, daß 
es Frankreich dem Fremdling außliefert. Der Berichterftatter erblidt in dem 
Septennat einen Waffenftillian: tHatfächlich wird damit nur den Parteien 
efagt: Nüftet Euch bei Zeiten, damit Ihr Euch in fech® Jahren den Ent» 
peidungstampf liefern könnt! Genie aber kann und will nicht ſechs 
Sabre warten und wird fchon die Mitte finden. feinen Willen vor diefer 
Zeit zur Geltung zu bringen. (LebHafter Beifall Links.) Wenn die Mo: 
narchilten es nicht zu führen willen, jo fucht es felber feinen unb 
dieſer Weg ift dann die Revolution. Ich aber ſage: Frankreich will nicht 
bie Republik; es bat die Schredenzzeit und die Commune noch nicht vergeffen. 
(Zur Linken gewendet): Republilaner! Wenn e3 Ihnen am Herzen liegt, bie 
Republit in Frankreich zu gründen, jo fagen Sie fich wenigſiens von ben 
Scheufalen los, welche unfere Priefter ermordet und unfere öffentlichen Ge 
bäude niedergebrannt haben. (Stimmen links: Dad haben wir ja längft 
getan N) Wir wollen ebenfowenig das Kaiferreich, deffen Plebigzite nur durch 
ie Furcht dor der Revolution und der Republik möglich waren. Ludwig 
Bonaparte war nur deshalb zum Präfidenten der Republik gewählt worden, 
weil das Land im Vorans mußte, daß er es, fei es jelbft um ben Preis 
eines Meineiba, von dieſer Republik befreien merde. Im Jahre 1871 wählte 
da3 Land eine in ihrer Mehrheit royaliftiiche Kammer, und 26 Departement? 
bezeichneten uns ala Staatsoberhaupt den Minifter des letzten Königihums, 
welcher ben Ausſpruch gethan hatte, die Republit beginne mit Blut und ende 
mit Blödfinn. (Sehr gut! rechts.) Als Herr Thierd an’ Ruder gelangt 
war, forderte er und auf, nur an die Wunden de3 Vaterlandes zu Denken, 
und die Regierungsfrage einem fpäteren Moment vorzubehalten. Er fagte 
zu uns: Ich ſchwöre vor der Geichichte und vor dem Lande. daß ich feine Partei 
mibbrauchen till. (Unruhe.) Kurz darauf ließ er Die Wange ganz offen zu 
Bunften der Republik neigen. (Beitall rechts.) Wir konnten dag nıcht Länger 
mitanfehen und ftellten an feiner Statt einen ehrlichen Soldaten an bie Spipe; 
benn wir wollten nun einmal von ber Republit nichts wifien. Die National» 
veriammlung war ernannt worden, um die Monarchie wieder uftellen. 
(Lauter Wiederipruch Linke.) Wir aber verftanden es nicht, bie offnungen 
Frankreichs zu rechtfertigen; eine Anzahl von una wurde an fich felbft irre 
unter dem Einfluß des Herrn Thiers weldder an der Republit Gefallen 
—— ſeitdem ex ihr Präfident war. Als wir ihn nnd geftürzt hatten, 
dpfte das Land noch einmal Hoffnung; aber die Monardiften konnten fich 
wieder nicht verftänbigen, und num fcheinen fich bie Bendlterungen, da ihnen 
das Proviſorium zumiber ift, einiger Sabre eingebildeten Wohlergehens zu 
erinnern und wieder bem Saiferreich zuzumenden. (Stimmen links: Dant 
dem Herzog don Broglie!)) Wir Legitimiften haben das Kaiſerreich durch 
zwanzig Jahre über und ergeben laſſen und nie eine Gunſt von ihm verlangt. 
Haben Sie Acht, Jonft Hammert ſich Frankreich wieder an das Raiferreic, 
nem Jahrhundert den FAR, auf unferen Boden 
gn hat. Wenn Sie das Kaiferreich nicht wollen, fo gibt e8 nur Ein 
ollwerf dagegen: ba3 ift die Monarchie. Die Republik würde direkt zum 
Kaiſerreich —* 
Nach Beendigung der Generaldebatte wird mit 538 gegen 145 


welche dreimal in e 
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Stimmen (der Außerften Rechten, der Außerften Linken und ber Bo- 
napartiften) bejchloffen, in die Specialdebatte einzutreten, dazwiſchen 
aber (gegen die Einſprache der Linken) des erfte Lefung des Senats⸗ 
geſetzes) einzujchieben. 

25. Januar. Nat.Verſammlung: Erfte Lefung des Senats⸗ 
geſetzes. Es wird mit 512 gegen 188 Gtinimen befchloffen, bie 
zweite Lefung fofort nach der Specialdebatte über das Geſetz betr. 
den Uebergang der Gewalten vorzunehmen. 


25. u. 26. Januar. Nat.=Berfammlung: Die Commilfion für 
Unterſuchung der bonapartiftifchen Umtriebe vernimmt den Polizei- 
präfeften von Paris, Leon Renault. 
| Aus dieſer Bernehmung geht hervor: daß das Comité des Appell an 

das Volk einen wahren Staat im Staate bildet, welcher ſeine Verwaltung, 
feine Finanzen und feine Polizei bat. Das Gentralcomite fteht in Verbin⸗ 
bung mit Comités oder Vertretern in den Departements, welche in Neber: 
einftimmung mit den ihnen von Paris übermittelten Befehlen handeln. Die 
Drganifation ift bis zu dem Grade vollftändig, daß alle Beamten, bie bei 
der Wiederherftellung des Kaiferreichd irgend ein Amt einzunehmen haben, 
bereit3 bezeichnet find. Nicht allein find Präfelten ernannt, jondern einige 
verwalten auch bereits ihre betreffenden Departements. Sie haben alte Erin: 
nerungen angerufen, fi) zu den Maires, twelche ihre Anfichten theilen, ober 
in Emangelung von Maires mit einflußreichen Perfonen der betreffenden 
Dertlichkeit, welche dem Einfluß der Gemeinbebeamien die Wagfchale halten 
Können, in Beziehungen geſetzt. Diefelben Agenten hätten Berichte nach Paris 
gefandt, in welchen He diejenigen Maires nad Adjuncten, die ihnen würdig 
cheinen, beibehalten zu werden, und jene, welche man wechieln müfle, be 
zeichnet haben, und in letzterer Hinficht Hätten fie die Vorficht jelbft fo weit 
getrieben, daß fie die Namen ber Perfonen angaben, welche man an bie Stelle 
der abzujegenden Beamten ernennen könnte. Die Departements, in welchen 
partielle Wahlen ftattfinden follen, find die, in Bezug auf welche die Verſuche 
bonapartiftiider Organifation am weiteſten außgebehnt worden find. 


28.29. Januar. Nat.-Berfammlung: weite Lefung (Spe- 
cialdebatte) über die Verfaffungsgefete und zwar zunächſt über das⸗ 
jenige betr. ben Uebergang ber Gewalten. Antrag Laboulaye’3 (linkes 
Gentrum). Seine Rede macht durch ihre Mäßigung großen Ein- 
drud: in der allgemeinen Ungewißheit gebt das Gefühl durch die 
Berfammlung, der Antrag könnte angenommen werden. Da erklärt 
fi, dem dringenden und laut ausgefprochenen Wunfche der gefamm- 
ten Linken zuwider, Louis Blanc (äußerte Linke) gegen den Antrag 
und verdirbt dadurch den ganzen Eindrud ber Rede Laboulaye’s. 
Die Furcht und die Abneigung gegen die Republit erhält wieder die 
Dberhand: die Abftimmung wird auf ben folgenden Tag verjchoben. 


Antrag Laboulaye ala Amenbement zu $ 1 ded Projektes Venta⸗ 
von: „Die Regierung ber Republit ht aus zwei Kammern und einem 
Prafidenten. „Laboulaye: Ach muß dor allen Dingen conflatiren, daß 
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wir ſchon jebt in einer Republik Ieben. v. Saintengac: Ach proteftire gegen 
diefe Behauptung. Laboulaye: Hören Sie mich vor Allem ruhig an. 
Unfer Antrag rührt in nichts an Die Rechte des Marſchalls Mac Mahon, 
weder an die Natur noch an den Geift des Geſetzes vom 20. November. 
Unfer Antrag geht darauf aus, daß Sie rechtlich anerkennen, was ſchon that: 
ſächlich befteht, nämlich: daß Frankreich eine Republik ift. Dieſe Republit 
ift in unferen Augen feine Regierung einer einzelnen Partei, fondern der 
Boden, auf welchem allein fi alle Kinder Frankreichs die Hand bieten 
fönnen, bie einzige Staatsform, die unferer Geſellſchaft Sicherheit und Ruhe 
verbürgen kann. Wir geben dem erftaunten Europa das Schauspiel eines Lan⸗ 
bes, welches felber ruhig ift, während feine Gefeßgeber fich in einer beftändigen 
Aufregung befinden. Sol ein krankhafter Zuftand kann nicht auf unbe- 
flimmte Zeit fortdaueen. Wir brauchen eine endgültige Regierung, nicht für 
1880, fondern für 1875. Welche Partei dieſes Haules fann eine foldhe 
bieten? Sie, die Legitimiften, wagen uns nicht die Monarchie vorzuschlagen; 
Sie wiljen, daß dieſer Vorſchlag Hier feine Ausficht auf Annahme Hätte. Und 
warum Lönnen Sie die Monarchie nicht berftellen, da es doch nicht an dem 
Sürften fehlte? Sie haben einen Fürſten, der aller Achtung werth ift. Aber 

ie können nicht einen König, wie ihn das alte Regime begriff, auf die 
ftürmifche Fluth der Temokratie ftellen. Andererſeits dürfen Sie nicht ein: 
ach ablehnend erklären, daß Sie zu einer Republik nicht die Hand bieten 
önnen. Sie haben den Auftrag übernommen, Frankreich Tchlechterdinge 
eine Regierung zu geben. Wenn Sie da3 nicht thun, liefern Sie dad Land 
ben Abenteuern und, was noch jchlimmer ift, den Abenteurern aus. Die 
Republit, welche wir Ihnen vorichlagen, ift die conftitutionelle Republik. 
Mas’ und trennt, ift im Grunde nur bie Frage ber Erblichkeit, mit der e8 
vielleicht wertiger auf 1 bat, ala Eie glauben; denn twie oft ift wohl feit 
ber Revolution bei uns der Sohn dem Vater auf dem Throne gefolgt? Ben: 
jamin Conftant hat gejagt: „Zwiſchen der abfoluten und der conftitutionellen 
Monarchie ift der Unterfchied ein fraglicher, zwiſchen der conftitutionellen 
Monarchie und der conftitutionellen Republik nur ein formeller.” Wie Die 
Dinge jet Liegen, wird nach unferer Meberzeugung Frankreich mit der Re: 
publik flehen und fallen. Das Kaiſerreich kann und weder Freiheit noch 
Sicherheit geben. Es kann uns die Freiheit nicht geben, weil es jeden unab- 
hängigen Mund Ichließen wird; e3 kann ung die Sicherheit nicht geben, denn 
nad Seban würde ber Zaiferliche Prinz feinen andern Gedanken auf dem 
Throne haben, als möglichft bald Krieg zu beginnen. (Sehr gut! links.) 
Ich füge bei: das Kaiſerreich könnte Prinzen, welche wir alle achten, nur 
die Verbannung und die Confiscation bringen. Wir find alfo auf die Re: 
publik —— Aber man jagt ung: erinnert euch der Vergangenheit 
dev Republit. Ach! treiben wir feine Geſchichtspolitik. Man hat gejagt: 
bie Republik fei die Verwirruug und fomit die Einleitung gum Kaiferreich. 
Da die Republik die Monarchie ablöste, könnte man füglich dasſelbe von ber 
Monarchie behaupten. Lafjen wir die Vergangenheit, m. HH., graben wir 
feine Leihen aus, um fie uns gegenfeitig an ben Kopf zu werfen! Wir 
fommen nicht dorwärt3 ohne Möhiaung, ohne Mäßigung, ohne Mäkigung! 
(Beifall Links.) Die Republik befteht nun fchon vier Jahre — was hat de 
gethan? Sie hat der Familie Orleans ihre Güter wiedergegeben (Unrube 
— ſie hat diejenigen entſchädigt, welche vom Kriege gelitten haben. Eine 
proviſoriſche Regierung iſt eben ſo heillos wie eine proviſoriſche Ehe. Hat 
etwa die Familie von der Republik zu leiden gehabt? Man fürchtete von 
ihr bie Einführen der Scheidung; derjenige, der dielelbe verlangte, Hat kürz⸗ 
li in Freu "Feine goldene ——* gefeiert. (Heiterkeit, Oder wurde 
etwa die Religion von der Republik vernichtet? Aber wiſſen Sie denn nicht, 





FJrankreich. (Yan. 28.) 315 


daß unfer republifanifches Frankreich das Land ift, in welchem gegenwärtig 
vielleicht das höchfte Maß von Glaubens reiheit herriht? (Murren rechts.) - 
Eie können gleihwohl nicht behaupten, daß wir jet in einer Monarchie 
leben. (Stürmiſche Unterbrechungen rechts.) Präfident Buffet: Ich kann 
in den Morten des Reduers nicht? entdeden, was dieſe Unterbrechungen ent: 
ſchuldigen könnte, und rufe daher bie Etörer zur Orbnung. Laboulaye: 
Und da Sie denn bis 1880 die Republit behalten müffen, warum dann nicht 
auch weiter auf fünf, auf zehn Jahre, auf immerdar? Es iſt eine eijerne 
Notwendigkeit, der Sie fich nicht entziehen werden. Wenn Sie es nicht 
thun wollen, müflen Eie dem Lande Ihr Mandat zurüdgeben. Sie fürchten 
die Auflöjung? Ih aud. Wollen Sie aus Frankreich ein neues Polen 
machen Es bliebe Ihnen nichts anderes übrig, als ein Dlinifterium für 
die Auflöfung einzujeßen, welches vielleicht die Wahlen fälſchen würde: ich 
fann es fagen, da wir ja gegenwärtig feine Minifter haben. (Heiterfeit.) 
Sch beſchwöre Sie alfo, überlegen Eie fi die Sache wohl, ftürzen Sie una 
nit in das Unbelannte, haben Sie Mitleid mit Frankreich. (Donnernder 
Beifall links.) Louis Blanc (äußerfte Linke): ‘Meine Freunde und 10) 
wir können den vorliegenden Antrag nicht votiren, weil wir überzeugt find, 
daß die Beibehaltug der Präfidentichaft für die Republik verderblich ift. 
(Spöttifcher Beifall rechtd. Anhaltender Tumult links. Die Linke will, daß 
der Redner feine Rede lafie; fie fordert dies mit wachlender Unruhe und Un- 
geduld, da fie des Redners „Ungeſchicklichkeit“ Tennt.) Hätte man im Jahre 
1848 ben Grevy'ſchen Antrag (daß ber Präfident nicht das Staatsoberhaupt, 
fondern nur der Minilterpräfident fein folle) angenommen, jo wäre ber ziveite 
December nicht möglich geweſen. Die Republik jelbft kann man aber unferes 
Bedünkens nicht zur Abſtimmung bringen, weil fie gar nicht mehr in Frage 
geftellt werden darf. Die Frage ift ſchlecht geftellt. Man ſetzt una in bie 
Alternative, entiweder da® zu genehmigen, was wir nicht wollen, oder das 
nicht zu genehmigen, was wir wollen. Unſer Gewiſſen verbietet und daher, 
auf ben vorliegenden Zert einzugehen. (Neue Schlußrufe) Wie man zur 
Abſtimmung ſchreiten will, fagt de Caftellane: Ich beantrage, bie Abſtim⸗ 
mung auf morgen zu vertagen. ch appellire an Ihre Loyalität. Mehrere 
unferer freunde find bereits weggegangen. Es kann nicht Ihr Wille fein, 
daß die Republif durch Ueberrumpelung eingeführt werde. Mein Deriälag 
liegt daher in Ihrem eigenen Antereffe. E. Picard: Es liegt gleichtvoh 
auf der d, daß, wenn exit einmal der Schluß der Debatte angenommen 
worden, die Abitimmung nicht mehr verjchoben werden Tann. Präfident: 
Die Geſchäftsordnung läßt die Frage offen. Das Haus möge alfo entjcheiben. 
Die Derfammlung beichließt, die Abftimmung auf bie folgende Situng zu 
vertagen. 


Nachdem die ungefchicdte Rede 8. Blanc’ den Zauber, unter 
dem da3 rechte Centrum während ber Rede Laboulay's fichtlich ge- 
halten worden, gebrochen Hatte, leiſtet Broglie während der Nacht 
vom 28. bis zum 29. dag Unglaubliche durch Ermahnungen, Ver⸗ 
prechungen und Einfchüchterungen, un die Majorität gegen die Re— 
publit wieder zufammen zu fchweißen. Es wird abgeftimmt und der 
Antrag Laboulaye’3 mit 359 gegen 336, alfo mit einer Majorität 
von 23 Stimmen verworfen, der 8 1 des Project? Ventavon ange 


nommen. 
Damit ift alfo die Republit von ber Verſailler Nationalverfammlung 
zum dritten Male verworfen. Das erfte Mal geichah es an dem denkwürdigen 
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24. Mai 1873 (demn bie bamalige Tagesordnung Ernouls hatte keine andere 
Bebentung) mit 360 gegen 344 Stimmen, das zweite Mal am 23. Juli 1874 
(Perier’icher Antrag) mit 374 gegen 333 Stimmen, das dritte Mal am 29. 
Januar 1875 mit 359 gegen 336 Stimmen. Die Majorität befteht aus 
fämmtlichen Gruppen ber Rechten und den Bonapartiften. Immerhin haben 
nn jeboch 13 Mitglieder bes rechten Centrums, worunter die HH. de Lavergne, 
Lefebre⸗Pontalis, Wallon x., von dem Gros derjelben getrennt und mit der 
Linken für den Antrag Laboulaye geftimmt, einige Andere haben ſich wenige 
ſtens der Abftimmung enthalten. Mit der Minderheit ftimmen diesmal auch 
Louis Blanc und feine Freunde von ber äußerſten Linken, ohne jedoch mehr 
gut machen zu können, was fie am Tage vorher verborben Hatten. 

Der Artitel 1 Hat ſchließlich Folgende Fafſung erhalten: „Die geſetz⸗ 
gebende Gewalt wird durch zwei Berfammlungen ausgeübt, durch die Kammer 

Deputirten, welche auf Grund des allgemeinen Stimmrecht? in Gemäß- 
heit eines zu erlaſſenden Wahlgefeßes getwählt wird, und durch den Senat, 
deſſen Zufammenfegung und Befugniffe ein zu erlaſſendes Geſetz regeln wird.“ 

Zu Artikel 2 Hat Wallon (vom rechten Centrum) das Amendement 
eftellt: „Der Präfident ber Republik wird mit Stimmenmehrheit von bem 

nat und der Deputirtenlammer gewählt, die zu dieſem aut zu einer 
Nationalverfammlung zufammentreten. Er wird auf fieben Jahre ernannt 
und kann IDiebergetoäßlt werden.” 

Die Gruppen der Linken feheinen nunmehr geneigt, für das 
Amendement zu ftimmen, lediglich, damit das Wort „Republik“ in 
dem Gejeke wenigfteng ausgejprochen werde; Broglie und die Gruppen 
der Rechten find dagegen entfchloffen, dasſelbe aus demjelben Grunde 


zu veriverfen. 


30. Januar. Nat.-Verfammlung: Fortſetzung der Berathung 
des Project? Ventavon: Bei Art. 2 wird nach Verwerfung mehrerer 
don Broglie veranlaßter Anträge das Amendement Wallon mit 353 
gegen 352, alfo nur mit 1 Stimme Mehrheit angenommen. Die 
ganze Gruppe Lavergne-Wallon (vom rechten Centrum) und die vom 
24. Mai 1873 ber belfannten Target und Gen. ftimmen für das 
Amendement. Dufaure conftatirt, daß durch den Artikel die dem 
Marſchall Mac Mahon am 20. November 18738 auf 7 Sabre 
übertragenen Gewalten nicht berührt würden. Die Linke betrach- 
tet das Refultat der Abftimmung als einen entfcheidenden Sieg 
und ift berechtigt, ihn als folchen zu betrachten, eben weil Die 
Rechte fich gegen da8 Amendement mit fo großer Anftrengung ges 
fteift hatte. Da der Marſchall fchon bisher gejehlich den Titel „Prä- 
fident der Republik“ trug, fo follte alſo als Neuerung der Name 
ber Republik aus den Verfafſungsgeſetzen ausgemerzt werden, und 
das ift mißlungen: die Linke Hat wenigſtens das fchon bisher Be— 
ftandene, die faktifche Republik, behauptet, und das in aller Form 
und ausdrüdlich. Was die Linke ala einen entfcheidenden Sieg, be⸗ 
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trachtet denn auch die Nechte ala eine entfcheidende Niederlage. [„Die 
am 29. Januar mit 23 Stimmen zur Thüre hinausgeworfene Re- 
publik ift am 30. durch ein Hinterpförtchen wieder herein gejchlüpft.”] 
Wallon, befien Name jept im Vordergrunde fteht, ift Abg. des Nord» 

Dep., Profefior der Geſchichte an der Sorbonne und Mitglied bes Inſtituts, 
ein fireng gläubiger Katholik, jedoch Gallikaner. Ex hat ſchon ber Legislative 
bon 1849 angehört, machte damals an ber Seite feines Freundes Schoelcher 
Propaganda für die Abjchaffung der Sklaverei und trat am 31. Mai 1850 
ans, weil er ber Anficht war, daß die Aſſemblée mit der an biefem Tage 
beichloffenen Einjchräntung des allgemeinen Stimmrechts ihre Gewalten über 
ritten hätte. Dis jept ſtimmte er meiftend mit bem rechten Centrum, ob« 

lei) er, fixeng genommen, einer befonderen Partei angehört; am 24. Mai 
mmte er gegen Thiers und am 29. Juli v. 3. gegen Die Anflöfung; 
am 23. Juli enthielt ex fich der Abftimmung über ben Verieriigen Antrag. 


1.—2. Februar. Nat.-Berfammlung: Fortfegung der Bera- 
thung des Berfafjungsgefeßes betr. den Uebergang der Gewalten 
(Project Ventavon). Wallon ftellt ein neues Amendement, das die 
Befugniſſe des Präfidenten der Republit nach der Verfafjung von 
1848 regelt und demſelben auch dag Recht der Auflöfung der Kammer 
der Deputirten verleiht. Dasjelbe wird zunächft der 30er-Commiffion 
übertwwiefen, die auf Verwerfung desſelben anträgt. Dasſelbe wird 
jeboch mit 449 gegen 249 Stimmen von der Nat.:Berfammlung an⸗ 


- genommen. 


Debatte: Diefelbe beginnt mit einem Amendement Marcel Bartbe 
a welches die verichiebenen gniffe des Präfidenten der Republik 
anfzäplt und ihm Hierbei Recht abipricht, den Oberbefehl über die Armee 
be3 Landes zu führen. Im Hinblid auf dieſe lektere Beſtimmung jagt der 
Minifter des Innern, General v. Chabaud:Latour: ch bin zu ber Er 
lärung ermächtigt, daß der Marfchal Mac Mahon, wenn man ihm auf 
diefe Weiſe verböte, zur Vertheidigung feines Daterlandes den Degen zu 
ziehen, auch nicht einen Augenblid ſäumen würde, den Zitel eines Präfi- 
benten ber Republik niederzulegen. (Stürmijcher Beifall a Marcel 
Barthe: Wenn es fich bloß um bie Perfon bes Marſcha c Mabon 
Hanbelte, würbe ich gewiß eine Vorſchrift, wie die in Rebe ſtehende, nicht in 
mein Amenbement eingerüdt haben; aber wir organifiren ja Hier nicht bie 
Gewalten eines einzelnen Mannes (Stimmen rechts: Doch!), fondern wir 
arbeiten an einer Verfaſſung, die auch für die Nachfolger des gegenwärtigen 
Präfidenten wirkfam jein fol. Berichterftatter Bentapon: Die Befugnifie 
des Präfidenten der Republik find ſchon in den beftehenden Geſetzen hinreichend 
bezeichnet; daB Amendement ift aljo ganz müßig. Marcel Barthe zieht 
fein Amendement zurüd. Präfident Buffet: Zu Artilel 2, jet Artilel 3 
des Ausſchußentwurfs Liegt ein neues Amendement des Heren Wallon vor, 
aljo lautend: „Der Präfident ber Republik kann, wenn ber Senat ein Dem 
entfprechendes Gutachten abgegeben hat, die Deputixtenlammer vor bem ges 
| lien Ablauf ihres Mandats auflöfen. In diefem Falle müflen die Wall: 
collegien binnen drei Momaten zu neuen Wahlen einberufen werden.” (Nach 
dem Ausichußentwurf foll dem Präfidenten allein, ohne Mitwirkung des Se: 
nats, das Auflöfungsrerht zuftehen und eine Friſt von ſechs Monaten für 
die Ausſchreibung neuer Wahlen gewährt fein.) Wallon macht zur Unter 
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ftügung feined Antrags barauf aufmerkfam, daß e8 fich hier, wie ſchon Marcel 
Barthe gejagt habe, nicht bloß um die Rechte des gegenwärtigen, ſondern 
überhaupt um Liejenigen aller künftigen Präfidenten der Republik handle 
(Murren rechts), der Ausſchuß habe dies nicht hinreichend im Auge behalten. 
Uebrigens Habe der Marichall in feiner Botichaft am 6. Januar ſelbſt er: 
Härt, daß es ihm ſchwer fallen würde, das Auflöfungrecht zu üben, wenn 
ihm’ dabei nicht ein Oberhaus billigend zur Seite ftünde. Quro, einer von 
den liberaleren Abgeordneten des rechten Gentrums: Ich Tanın nicht abjehen, 
warum bad Auflöfungsrecht des Präfidenten nicht die Regel fein joll, meine 
aber mit Herrn Wallon und mit dem Marf felbjt, Daß ex diejes Recht 
mit dem Senat theilen müfje Die Verhältniſſe treten mit gebieteriichen An- 
orderungen an und heran. Die Republit befteht thatſächlich und ift eine 

oe igfeit geworden. (Unruhe rechts, Beifall links.) Ich gehöre von 
Haufe aus der republitanischen Partei nicht an, bringe aber dem Lande meine 
perlönlichen Neigungen zum Opfer und bitte mit meinen Freunden die confers 
dativen Republilaner, ung an ihrer Seite arbeiten zu lafjen. Es fcheint ung 
das ber einzige Weg, eine Verfaſſung zu Stande zu bringen und ber Unge⸗ 
wißheit des Landes ein Ziel zu ſetzen. Wir geben dabei von ber Heberzeugung 
aus, daß in den Augen unferer neuen Bundesgenoſſen, wie in den unjerigen, 
bie Republik niemals die Regierung einer einzelnen Partei fein, fondern jedem, 
der es nur aufrichtig mit ih meint, ihre Armee öffnen wird. (Dreimaliger 
bonnernder Beifall links.) Mit einem Worte, wir wollen die Einigkeit, welche 
allein die Stärke ausmacht. (Nochmaliger Beifall Links, der Rebner wird 
von den Republifanern beglückwünſcht.) v. Lorgeril (Legitimift, mit Heiter⸗ 
feit Degen): Das Aufloſungsrecht ıft ein tödtliches Gift für Denjenigen, 
viuge es net. Ich werde dagegen ftimmen. (Neue Heiterkeit) Paris 
(Rechte): Der Ausſchuß Hat noch nicht Zeit gehabt, dad Amendement de3 

ern Wallon aufmerfjam zu prüfen; er bittet daher, es ihm zu überweifen. 
(Lärm) Bräfident: Nach der Geichäftsordnung muß einem folchen Antrage 
des Ausſchufſſes von Rechtswegen ftattgegeben werden. Herr Dufaure (Lintes 
Centrum): Obgleich der Minderheit des Ausſchuſſes angehörig. kann ich dieſe 
Zurüdverweifung nur empfehlen. Indem Sie am Sonnabend den Zuſatz⸗ 
artitel des En Mallon annahmen, wollten Sie, wie ich wenigſtens bie 
Sache auffatle, nicht mehr ein Seich für die Perjon des Marſchall Mac 
Mahon beichließen, jondern die Grundlagen einer twirklichen Verfaſſung legeıt. 
Sehr gut! links) Damit trat an den 30er-Ausfhuß bie Aufgabe heran, 
eine ganze Arbeit von vorn anzufangen. Heute hatte der Ausſchuß kaum 
Zeit, da3 Amendement Marcel Barthe zu prüfen; die Kammer wartete ſchon 
und wir mußten in die Sigung. ch bege bie Hoffnung, daß der Ausſchuß 
fid mit diefem zweiten Amendement Wallon’3 befreunden wird: aber laffen 
Sie ihn wenigftend Zeit, es exft genauer zu betrachten. (Schr gut!) Nachs 
bem der Präfident noch einmal an die einjchlägige Beltimmung der Geſchäfts⸗ 
ordnung erinnert, wird das Amendement in der That an den Ausſchuß zu: 
rückverwieſen. 

Derſelbe tritt ſofort nach der Sitzung vom 1. Februar zuſammen. 
Diesmal prallen die Gegenſätze wieder hart aneinander. Auf der einen Seite 
ftehen die Anhänger des bloß perjönlichen Septennat?, Marquis d’Andelarre, 
Bicomte be Meaux, de Kerdrel, Graf Daru, auf der anderen die Sieger vom 
30. Januar, Dufaure und Laboulaye, verftärkt durch die Conftituanten um 
jeden Preis, wie Lambert de Sainte-Croir und Antonin en Dal un 
Schließlich ift der Ausſchuß, Iweiger in der Mittagsfigung jchon Halb und 
—F— zu der Wallon'ſchen Republit bekehrt ſchien, wieder ganz in ſeine alten 

orurtheile aurücigefa en und bejchließt mit geringer Stimmenmehrheit, das 
zweite Amendement Wallon’3 zu veriverfen unb es bei feinem eigenen Text 
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beiwenden zu Lafien, nach welchem der Marſchall Mac Mahon allein unb nur für 
feine eigene Derfon zur Auflöfung des Abgeordnetenhanfes berechtigt fein 
ſoll. nn dieſe Beſtimmung im Plenum durchgeht, jo iſt das Septennat 
Doch wieder ein ganz perjönliches und das Verfafſungswerk definitiv begraben. 
In der Sigung vom 2. Febr. bringt zunächft Bertauld ein Amen« 
dement ein, nach welchem dem Präfidenten das Recht beigelegt twirb, ohne 
Mitwirtung des Senat eine einmalige Aufle ſung ber Deputirtenkammer 
ausſprechen zu dürfen. Herzog v. Larochefoucauld⸗-Biſaccia: Wer dies 
Aufloſungsrecht für alle künftige Präfidenten bewilligt, erkennt damit bie 
definitive Republif an. Das ift una (von dex Außerften Rechten) unmöglich. 
Nur um dem Marſchall perfönlich einen Beweis unferes Vertrauen zu geben, 
werden wir mit dem Ausſchuß dafür ftimmen, daß er ausnahmsweiſe daB 
Auflöfungrecht befike. Dufaure: Ich danke dem — v. Larochefoucauld, 
daß er ſein wahres Motiv angegeben hat. Wir gehen aber in unſerer E 
furcht für den Marſchall noch weiter, indem wir feine eigenen Wünfche bes 
rüdfichtigen. Unſere Aufgabe ift nicht nur, das Geſetz vom 20. November 
zu vervollftändigen, fondern wirkliche Verfafſungsgeſetze einzuführen. Dazu 
war der 30er⸗Ausſchuß ſchon Lange vor dem 20. November eingelegt worden. 
Er konnte mithin gar nicht den Auftrag haben, nux ein für den Marſchall 
perfönlich berechneted Geſetz auszuarbeiten. Das Auflöfungsreht mag exor⸗ 
bitant und mit ben Prinzipien einer Republik jchwer vereinbar ericheinen; 
aber die Republit braucht gerade nicht immer nach demjelben Typus geformt 
zu werden. Für dad oberfte Princip Halte ich das allgemeine Stimmrecht 
und ein auf Zeit gewähltes Oberhaupt; alle übrigen AInftitutionen Tönnen 
aber den zeitweiligen Bebürfnifien angepaßl werden. Das Cabinet des Herrn 
Br hatte nach richtiger Cerägung zwei Kammern und bad Aufldſungs⸗ 
recht für den Präfidenten vorgeichlagen: Es ift vollfommen richtig, daß, da 
wir foch nicht wilten, wie der Senat beichaffen fein wird, unfer Votum vor: 
läufig nur ein bedingtes iſt. Das war aber nach Lage der Dinge unver: 
meidlih und es wird Jedem freiftehen, in der dritten Leſung, nachdem in⸗ 
zwifchen dag Senatzgejek befehloffen fein wird, auf fein Votum zurüdzus 
fommen. Wenn aber nicht ein Kjaffungacrtitel dem Senat ausdrücklich 
zur Pflicht macht, fein Gutachten über die Auflöfung des anderen Hauſes 
abzugeben, wird er fich deifen immer weigern. Im Ausſchuß ſchien man 
von der Borausfegung auszugehen, daß die Kammern allemal vevolutionär, 
die Staat3oberhäupter aber lauter Weife wären. Als ob uns die Gejchichte 
nicht lehrte, daß die Regierenden häufig ihren ärgften Leidenfchaften Gehör 
fchenken! Der Senat wird ein unparteiiicher Schiedsrichter fein, ein noth: 
wendiger Schiedsrichter, damit unfere Republit gegen etwa perjönliche mo⸗ 
narchiſche Tendenzen des Stantsoberhauptes geſchutzt fei. (Heiterfeit.) Dazu 
tritt endlich noch ein anderer Grund, der für das Auendement Wallons ſpricht: 
Wir find von den veriwegenften Intriguen umgeben, welche die Regierung 
jeden Tag bedrohen. Graf Murat (Bonapartift): Das ift eine Verleumdung: 
(Die Linke entgegnet mit ftürmiichem Beifall zu den Worten Dufaure’s.) 
Dufaure: Diefe Intriguen bringen bie Gejellichaft ſelbſt in Gefahr und fie 
tönnen rin befier vereitelt werden, ala wenn man bie beftehende Regierung 
in jeder Weiſe ftärkt, wie dies auch durch das Amendement Wallon's ges 
ſchieht. Oinhaltender Beifall Linke.) Die bevorftehende Abftimmung ift offen» 
bar für das ganze Verfaſſungswerk entfcheidend. Broglie fucht daher ber 
Republik nochmals ein Bein zu ftellen, indem er beantragt, zuerft über den 
Antrag der 3Oer-Eommilfion und dann erft über dad Amendement Wallon 
abzuftimmen. Er unterliegt jedoch mit feinem Antrag mit 346 gegen 354 
Stimmen: bie republifanifche Partei der gefammten Linken bat e8 alſo mit 
Hülfe eines Heinen Bruchtheils des vechten Centrums jeit dem 30. Januar 
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doch von der Majorität Einer Stimme biß zu einer ſolchen von 8 gebracht. 
Tiefe Abftimmung ift das entſcheidende Ereigniß für dad ganze Verfafſungs⸗ 
wert und die Quelle und Grundlage der neuen Majorität. Broglie flürzt 
fi geichlagen geht fo zu jagen topfüber in die offenbar unvermeidlich ge: 
worbene Republit hinein und das Amendement Walon wird mit ber um: 
erwartet großen Majorität von 449 gegen 249 Stimmen angenommen. Die 
Minifter und etwa 60 Mitglieder des rechten Centrums, worunter Broglie, 
Audriffet-Padquier, Prinz Jouinville zc., ftimmen für, nur die äußerſte Rechte, 
die jog. gemäßigte Rechte, ein Theil des rechten Centrum und die Bonapar: 
tiften ftimmen dagegen. 


Das Refultat der Sigung ift die Bildung einer neuen Majo- 
rität, beftehend aus den drei Gruppen der Linken und der Gruppe 
Lavergne-Wallon, die ſich vom rechten Centrum losgelöst hat und 
definitiv zur Republik übergegangen iſt. Das Weitere Hängt von 
der Verftändigung zwiſchen diefer Gruppe, die den Ausſchlag gibt 
und daber das Mefjer in den Händen Hat, und der Linken ab. Die 
Teitftellung einer freilich noch etiwa® verſchwommenen, jedenfalls fehr 
‘confervativen Republit wird jeboch bereit? als außer Zweifel be» 
trachtet und ebenfo, daß nach völliger Erledigung der conjtitutio> 
nellen Gejehe ein aus dem rechten und Linfen Centrum zufammen- 
geſetztes Minifterium an die Stelle des nur noch proviſoriſch fun= 
girenden Giffey-Chabaub-Latour treten merbe. 


2. Februar. Nat.-Berfammlung: Die Commiffion für Uıtter- 
fuchung der Umtriebe der Bonapartiften bejchließt, die Angelegenheit 
mit fammt den Auzfagen der Zeugen der Nat.Berfammlung zu un⸗ 
terbreiten und den Antrag zu ftellen, bie VBerfammlung möge den 
Sujtizminifter ibrerfeit3 zwingen, Die vermweigerten Aftenftüde der 
Commiſſion auszuhändigen. Zum Berichterjtatter wird der Orleanilt 
Savary. gewählt. 


3. Februar. Nat.-Berfammlung: Echluß der erften Berathung 
der Gejehes betr. den Uebergang der Gewalten. Der Entwurf Ben- 
tavon bat fchließlich einem ganz andern Pla gemacht. 

Zuerft wird ber Artikel von der in Gofoenber Kan ber Minifter und 
bes Präfidenten erledigt. Derjelbe wird in folgender fyafjung angenommen: 

Art. 4. Die Minifter find vor den Kammern Mir Die allgemeine Bolitit der 
egierung ſolidariſch und für ihre perfönlichen Alte jeder für fich verant⸗ 
wortlich. Der Bräfident der Republik ift nur im Falle des Hochverrath ver: 
antwortlich.“ Urfprünglich hatte es geheihen: ‚zer Marichall Mac Mahon, 
1% der Republit” u. |. w. Sodann wird als Art. 5 beichlofien: „Im 
ch 


le der Erledigung, ſei es durch Ableben oder irgend eine andere Urſache, 
reiten die beiden Kammern fofort zur Wahl eines neuen Präfidenten. In 
x Zwiſchenzeit iß der Miniſterrath mit der vollziehenden Gewalt betraut.” 
Art. 6 lautet: „Die Kammern haben das Recht, in getrennten, mit abſo⸗ 
Inter Stimmenmehrheit entweder von ſich aus oder auf Derlangen bed Prä- 
fidenten der Republit gefaßten Beichlüfien zu erklären, daß es geboten if, 
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die Berfafjungsgefete zu revidiren. Nachdem jede der beiden Kammern dieſe 
Beſchlüfſe aefakt hat, werden fie als Ntationalverfammlung zur Revifion zu: 
jammentreten. Die Entichliegungen, welche die Revijion der Berfafjungs- 
geiebe im Ganzen oder theiltweiie betreffen, find mit abjoluter Mehrheit der 
die Nationalverfammlung bildenden Mitglieder zu faffen. Jedoch kann wäh: 
rend der Dauer ber dem Marſchall Mac Mahon durch dad Geſetz vom 20. 
November 1873 übertragenen Vollmachten dieje Revifion nur ann den Bor: 
ſchlag des Präfidenten der Republik jtattfinden.“ Pie Faſſung der vorge: 
nannten beiden Artikel ift im Einvernehmen der HH. Dufaure und Wallon 
mit dem Ausſchuſſe feftgeftellt worden. Dann handelt es fi um den Zuſat 
artikel von Baron de Ravinel, welcher lautet: „Art. 7. Der Sitz der vo 
ziehenden Gewalt und der beiden Kammern iſt in Verſailles.“ Derſelbe wird 
angenommen mit 332 gegen 327 Stimmen. Die Linke iſt natürlich dagegen. 
Auch paßt der Artikel eigentlich nicht in das Verfafſungsgeſetz; er betrifft 
doch nur eine Trage der Opportunität. Ein weiterer Zuſatzartikel lautet: 
„Art. 8. Das Geſetz über die öffentlichen Gewalten wird Nr nach der end: 
gültigen Genehmigung des Geſetzes über den Staat verfündigt.” Das Gefek 
wird jchlieklich ald Ganzes mit großer Mehrheit angenommen und die Be: 
rathung des Senatögefeped mit 508 gegen 174 Stimmen auf den 11. Febr. 
angeſetzt. Dann beginnt alfo der letzte Entjcheidungsfampf. 

Nach ber Abſtimmung am 2. Februar hatte die Rechte, die Legiti⸗ 
miften und die Bonapartiften allein ausgenommen, die Waffen gejtredt. Die 
30er-Commilfion jelbft hat am 3. Februar den Artikel, ber die Verantwort⸗ 
lichleit des Staat3oberhauptes und der Minifter betrifft, dahin abgeändert, 
daß anftatt der Worte „der Marfchall Mac Mahon“ u. |. w. der allgemei: 
nere Titel „der Präfident der Republik“ gefebt würde. Das perfönliche Sep: 
tennat wird damit aud) von ber 30er-Sommiyfion feierlich zu Grabe getragen; 
nur etwa 100 Legitimiften und Bonapartijten ftimmen noch gegen die neue 

flung des Artikels. Beim 6. Artikel, der die Revifion der Eonftitution 
etrifft, erwartet man einen neuen Ausbruch der Feindſeligkeiten; allein die 
Amenbementfteller Wallon und Dufaure hatten fich mit der Commiſſion freund: 
Ichaftlich verftändigt, und der durchaus in verſöhnlichem Sinne redigirte Ar- 
titel wird mit grober Mehrheit angenommen. Der lebte Stein des Anſtoßes 
war der Antrag NRavinel oder $ 7. Der eigentliche Erfinder war ber Herzog 
v. Broglie und fein Zweck nicht ſchwer zu erkennen. Ex boffte, die Linke zu 
Ipalten; da ein Theil derjelben bereit3 innerlich unzufrieden mit den voraus: 
egangenen Voten war, die ihren Meberzeugungen oft Gewalt angethan Hatten, 
o war es möglich, daß die Aufnahme ber erwähnten Beitimmung vielleicht 
diefen Theil der Linken veranlafien würde, gegen da3 Gefammtproject zu 
ſtimmen ober fich doch der Abftimmung zu enthalten. Geſchah dies, jo Hätten 
don ber Linken etwa nur 220 Mitglieder, von ber Rechten aber 300 dafür 
geftimmt, und ber Peru d. Broglie fonnte nun jagen, daß in der Mehrheit 
der 320 Stimmen die Nechte die Majorität habe, folglich die Regierung in 
ben Händen der Rechten bleiben müfle. Dieſer Kunftgriff mißglückte jedoch, 
die Linke ſpaltete fich nicht. Gambetta machte übrigen? in Bezug auf bie 
Reviſton der Berfaffung Vorbehalte, die jedenfall? von ber Linken getheilt 
werden. Die Linke kann nicht zugeben, daß diefe Revifion eine unbeichränfte 
jet, daß alfo zu jeder beliebigen Zeit die unzufriedenen Parteien einen Pe: 
Hitiondfturm im Lande für Verfaffungsrevifion erregen dürfen; ebenfo accep: 
tirt fie e8 nicht, daß die beiden Kammern, nachdem fie als Legislativgewalt 
unctionirt haben, fich fofort in eine Conftituante verwandeln und felbft die 
pifion vornehmen dürfen. Wenn die Linke am 3. Tyebruar den Artikel ge: 
nehmigt bat, fo geſchah es nur, um nicht die wichtigen Refultate, die fie feit 
bem 1. Februar erlangt, abzuſchwächen und die dritte Leſung der Geſetze zu 


21 


2 
- 


322 Srankreig. (Febr. 35.) 


verzögern. Aber auch die Rechte hat fich für diefe dritte Leſung die Wieder: 
aufnahme des Kampfes vorbehalten. Die Enticheidung liegt in dem Senats» 
geſetz. Je nach dem, was der Senat jein wird, wird die Berfaflung ange: 
nommen und verivorfen werden. Aus biefem Grunde ftellte die Rechte das 
— von der Affemblee dann auch aufgenommene — Amendement, wonach 
dag Geſetz über die Organifation ber Staatägewalten erft nach der Annahme 
des ete über den Senat promulgirt werden darf. Am 6. Januar noch 
machten die Rechte und die Regierung aus der Trennung beider Geſetze eine 
Cabinetsfrage, am 8. Februar aber hat die Rechte die ſolidariſche Verbin⸗ 
dung beider aufgeſtellt. Die bonapartiftiichen Blätter ſetzen ihre einzige Hoff: 
"nung noch darauf, daß man fich über die Bildung und die Befugnifie 
Senats, der in der Luft ſchwebt und auf den alle die Iönen republikaniſchen 
Gebäude bafirt find, nicht verftändigen werbe. Ueber die Mitglieder bes 
rechten Centrums, bie ſich ber Republik anfchlofien, ſchütten bie Blätter Die 
vollen Schalen ihres Zornes aus. „Wenn ihr ench einbilbet”, ruft „U’Ordre“ 
ihnen zu, „daß man die Republik für euch mache, dann feid ihr arıne Tröpfe. 
Ihr macht fie Heute gegen und, morgen wird man fie gegen euch machen... 
Ihr gegen und die Aera ber Verfolgungen eröffnet, fie wird fich nicht 
eher jchlichen, ala bis ihr Alle aufgefreffen ſeid.“ Da egen erfennen Die Or: 
gene des rechten Gentrums beinahe einftinmig an, daß dad Hauptmotiv ber 

efehrung zur Republik gerade „der Abſcheu vor dem Bonapartigmus ge 
weſen fei, der, benebelt von feinen letzten Wahlfiegen und von ber Obnmadht 
der Aſſemblée zu voreilig überzeugt, Die Wiederkehr bed Kaiſerreichs gewifſer⸗ 
maßen auf einen bejtimmten Tag angekündigt und Alles dazu geregelt und 
vorbereitet Habe.“ 


3. Februar. Der Empfang beim deutfchen Botjchafter, Fürft 
Hohenlohe, an diefem Tage darf als ein politifches Ereigniß bezeich- 
net werden. Zum erften Mal feit dem Friedensſchlufſe finden fich 
mit den Marſchall und der Marfchallin Mac Mahon beinahe fänımt- 
liche höchſtgeſtellte Perfönlichkeiten der franzöfifchen Regierung und die 
Spiten der Pariſer Gejellfchuft bei dem Botfchafter ein, wie auch 
eine Reihe der hervorragendften Führer der politiichen Parteien. 


4. Februar. Der Marſchall hat die von Vielen erivartete ſo⸗ 
fortige Bildung eines confervativerepublitanifchen Minifteriums auf- 
gegeben und will damit big nach definitiv ausgefochtener Sache zu⸗ 
warten, d. 5. er will, nach dem Rathe Broglie’s, bein Kampf Sei- 
tens der Rechten bis zur lebten Etappe fein Hemmniß in den Weg 
legen, da er mit Broglie ein Scheitern ber Republif immer noch) 
für möglich Hält. 


5. Februar. Nat.-Verfammlung: Das linke Centrum befchließt, 
bezüglich des Senats in feinen Entwurf einzutreten, der nicht von 
der Linken und ſogar von der äußerjten Linken angenommen werden 
fünnte. Die drei Gruppen ber Linken werden fomit auch in die fer- 
nere Berathung der Berfaffungsgefete gefchloffen eintreten, da fie 
der Gruppe Lavergne-Wallon und damit einer wenn auch kleinen 
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Mehrheit ficher zu fein glauben, um wenigjtens die Aufrichtung einer 
eonfervativen Republif verfaffunggmäßig durchzuſetzen. 

6. Februar. Nat.Verſammlung: Die drei Gruppen ber Linken 
verjtändigen fich über das Senatsgeſetz vorläufig und im Allgemeinen 
dahin: eventuell die Wahl der Senatoren mittelft zweier Ahftufungen 
vorzunehmen, aber darauf zu beitehen, daB das allgemeine Stinm- 
recht die Grundlage auch für die Wahl der Senatoren fein müſſe. 
Das rechte Centrum ift jedoch damit noch nicht einverftanden und 
will entjchieden nicht fo weit gehen. Es wird mit ihm unterhandelt. 

3. Februar. Crgänzungswahlen zur Rat.-VBerfammlung in 
den Dep. Seineset-Dife und Cötes=du-Nord. m erfteren fliegt der re» 
publifanifche Kandidat, im letzteren unterliegt zwar der bonapartiftiiche 
Candidat, ift dagegen eine Stichwahl zwiſchen dem Tegitimiftifchen 
und dem vepublilaniichen Sandidaten erforderlih. Das Eharakte- 
riftifche beider liegt indeß darin, daß in beiden bie bonapartiftifchen 
Gandidaten, die Herzoge v. Padua und dv. Tyeltre, unterlegen find. 

7. Februar. Ein Anleben ber Stabt Paris im Belrage von 
220 Mill. Sr. wird fast 50mal überzeichnet, SOmal in Paris, 15mal 
in der Provinz, Das Ergebniß wird als eine Art Demonftration 
wider die Abneigung der Mehrheit der Nat.-Verfammlung gegen 
Paris angefehen. 

10. Februar. Nat.-Berfanımlung: Die drei Gruppen der Linken 
und die Gruppe Lavergne-Wallon Haben fich über den Wahlmodug 
des Senats noch nicht zu einigen vermocht: die Linke hält mit Du- 
faure an einer Wahl durch das allgemeine Stummrecht feit, die 
Gruppe Lavergne-Wallon will dagegen die Majorität des Senats 
durch die Seneralräthe, eine Minorität durch das Staatsoberhaupt 
wählen laflen. Die Gruppe ift jedoch jehr verſohnlich geſtimmt und 
jucht nach irgend einem Ausgleich. 

11. Yebruar. Nat.»-Berfammlung: Berathung des Senatsge- 
ſetzes. Pascal Duprat (Linke) beantragt gleich bei $ 1 dag Amen« 
dement: Der Senat wird gewählt und zwar durch diefelben Wahl- 
förper, wie die Deputirtenfammer. Zu allgemeiner Ueberrafchung 
wird der Antrag mit 322 gegen 310 Stimmen angenommen. 


Die Annahme ift dadurch ermöglicht worden, daß 24 Bonapartiften 
und 1 oder 2 Mitglieder der äußerfien Rechten mit ber Linken geftinmt, 
wicht weniger aber ala 85 Abgeordnete, darunter 55 Mitglieder der äußerſten 
Rechten und 14 Mitglieder des linken Centrums fich der Abftimmung ents 

ten haben. Gegen ben Antrag haben geſtimmt: das rechte Gentrum in 
einer großen Mehrheit, die gemäßigte Rechte, einige Legitimiften von ber 
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äußerften Rechten, die Gruppe Lavergne-Wallon (Lavergne felbft enthielt fich 
jedoch der Abftimmung), Target, die Gruppe Savary, der Prinz dv. Joinville 
und ſämmtliche Miniſter. 

Das Refultat wirft die größte Verwirrung in die Verſamm— 
lung. Die Majorität dafür ift Handgreiflich nur eine zufällige, 
feine fichere und gefchloflene.. Das linke Centrum felbjt ift darüber 
betroffen und in fi) uneinig, die Gruppe Lavergne verleht und er- 
Ichroden. Die Linke hatte für das Princip der allgemeinen Abftim- 
mung ftimmen müflen, aber für Diele felbft von der Linten ging 
ber Beichluß weiter, als fie im Grunde gewollt Hatten. Batbie, der 
Präfident der 30er-Sommilfion, trägt daher auf Vertagung der tvei- 
teren Debatte an, um der Rechten Zeit zu Yafien, die Abgefallenen 
wieder herumzubringen und vielleicht im erften Schred über den 
Sieg der Linken wieder die alte Majorität gegen den ganzen repu— 
blifanifchen Andrang zufammen zu fchweißen, welcher Antrag denn 
auch genehmigt wird. Die Linke jelbft erkennt die Gefahr und knüpft 
neuerdings mit der Gruppe Lavergne-Wallon Unterhandblungen über 
eine Verftändigung auf einer mittleren Grundlage an. 


12. Februar. Nat.:Berfammlung: Fortfegung der Berathung 
des Senatsgeſetzes: zwiſchen ber Linken und der Gruppe Lavergne 
hat noch feine Verſtändigung ftattgefunden. Die 30er-Commilfion er- 
flärt, fid an ber weiteren Debatte nicht betheiligen zu wollen, das 
Minifterium erflärt Namens des Marfchall-Präfidenten den Beichluß 
dom 11. d. M. für eine Gefährdung ber confervativen Intereſſen. 
Hierauf wird von einem von Bardeaur eingebrachten Amendement der- 
jenige Theil, welcher beftimmt‘: In jedem Departement werden mittelft 
Liſtenſerutiniums unter den bereits gejeßlich feitgeftellten Modalitäten 
drei Senatoren gewählt, mit 342 gegen 322 Stimmen angenommen, 
und fodann der ganze Artikel 1 (zufammengefegt aus dem Amendes 
ment Duprat’3 und dem vorbenannten Theil des Amendements Bar: 
deaux') mit 380 gegen 255 Stimmen angenommen, dann aud Art. 
2 und 3 des Amendement? Bardeaur’ und ebenfo Art. 9—14 des 
Commiffiongentwurfs. Schließlich jedoch wird dag Geſetz ala Ganzes 
mit 365 gegen 345 Stimmen veriworfen, indem fi) dafür fo ziem- 
lich wieder die ganze alte Majorität, alfo die Parteien der Rechten 
bi? zu der Nüance Target incl. und die Bonapartiften, zufammen- 
thun. Damit ift Alles wieder in die frühere Ungewißheit zurück— 
geſunken. 


Gang der Debatte: Nachdem der 30er⸗Ausſchuß durch ſeinen Bericht⸗ 
erſtatter, Lefevre⸗-Pontalis, erklärt hat, daß daB am vorhergehenden Tage 
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botirte Amenbement Pascal Duprat allen feinen Anfchauungen zuwiberlaufe 
und daß er, jo lange es im Princip aufrecht erhalten werde, der Debatte 
fern bleiben zu follen glaube, ergreift ber Vicepräfident des Miniſterraths, 
General v. Eifjey, das Wort: Der Präfident der Republik geftattet ung 
nicht, und ferner an ber Verhandlung zu beteiligen. In der That dünkt 
ihm, daß Ihr letztes Votum die Einrichtung, über bie Sie hier einen Be: 
ſchluß faflen follen, entjtellt und dem Enfemble ber feflung efege ben 
Charakter benimmt, den fie nicht einbüßen Können, ohne daß die conjervativen 
Intereſſen dadurch gefährbet werden. (Sehr gut! xecht? und im rechten Gen- 
trum. Allgemeine Bewegung.) Die Regierung, die ihrer Vertheibigung nicht 
untreu werben darf, Tann ee alfo den in Ihrer letzten Sigung getroffenen 
Enticheidungen nicht anjchliegen. Sie hält es für Ihre a Sie davon 
in Kenntniß zu feßen, ehe dieſelben betätigt werben. (Beifall rechtd.. Auf: 
regung.) Charreyron (xechtes Centrum) bedauert, daß conjervative Mil: . 
glieder der Verſammlung eine Bahn betraten, die zum Abgrunde führe. Ex 
und andere conftitutionelle Monarchiften könnten unmöglich darein willigen, 
daß ein Senat denjelben Nrfpeung habe, wie das Abgeordnetenhaus, und 
folglidy auch von benfelben Leidenfchaften regiert werde. Wenn man auf 
biefem abichüffigen Wege weiter gehe, jo werde man ber „Revanche ber 
Gommune” in die Arme rennen. —* Iint?.) Laboulaye (Linkes Cen⸗ 
trum): Ich habe im Gerichtspalaſt ſtets ſagen hören, daß man vierund⸗ 
zwanzig Stunden hat, um ſeine Richter zu verwünſchen (Lachen links, Wider⸗ 
euch rechts), aber nie gejehen, das eine Berfammlung gegen ein Votum bes 
borigen Tages Einfpradde erhebt. Man kann ein Amendement einbringen, 
es vertheidigen, aber man ehrt, wenn man dem parlamentariichen Syitem 
Hurbigt, bie Beichlüfle der Mehrheit. Redner befürwortet die Wahl des Se: 
nats Durch dad allgemeine Stimmrecht, hebt die Unterichiede hervor, die troß 
dieſes Urſprungs des Oberhaufes zwiichen ben beiden Kammern beftehen 
würden, und | mn Herr Charreyron und feine Den tollen, da ihre 
Bemühungen fehlgeichlagen find, jet gar nichts mehr aufbauen. Wir Hin- 

en haben immer gejagt: Gebt und die Republik und richtet fie nach Be: 
lie en ein. Das Land ift des Proviforiums jatt und für die republitanifche 
Regierungsreform gewonnen. Indem wir jeine Wünfche berüdfichtigen, glauben 
wir confervativer zu fein, als Die, welche jagen: Entweder geht Ihr unter 
unferem Joche hindurch, oder wir verhindern Sud. eine Regierung einzu: 
ſetzen. (Zuflimmung links) Berenger (Linke Gentrum) erklärt, ex habe 
gegen das Amendement Duprat’3 geftimmt, weil ex dem allgemeinen Stimm: 
recht bei ber Wahl der Senatoren eine überwiegende, nicht aber eine alle 
anderen Rechte abjorbirende Rolle jugeftehe Er entwidelt ein Amendement, 
des Inhalts, daß ausnahmsweiſe die Nationalverfammlung ein Drittel der 
Mitglieder des nächften Senats zu ernennen haben wird. Das Amen: 
bement wird verworfen. Bardoux (Linfes Centrum) vertritt nunmehr ein 
bem alten Dufaure’jchen Entwurfe entlehntes Amendement, demzufolge jedes 
Departement drei Senatoren nur Sihenferutinium wählen fol, vorbehalt⸗ 
lich ſpaͤter feftzuftellender Wählbarfeitz pingungen. Dieſes Amendement wird 
nach kurzer Debatte mit 342 gegen 322 Stimmen angenommen und dem 
neuen Art. 1 einverleibt, welcher alfo vollftändig, nämlıd in Verſchmelzung 
ber Amendements Pascal Duprat’3 und Bardoux', folgendermaßen lautet: 
„Der Senat geht aus Wahlen hervor. Er wird von denſelben Wählern 
ernannt, wie bie Deputirtenfammer. Jedes Departement wählt drei Mit: 
lieder des Senats durch Liftenferutinium und nach Maßgabe ber unten 
Folgenden MWäblbarkeitsbedingungen.” Diefer Art. 1 wirb als Ganzes mit 
366 gegen 235 Stimmen angenommen. Bon nun an verhalten 3 die 
Parteien der Rechten vollkommen paffiv und bie übrigen Artikel des Aus- 
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ſchuhentwurfs, ſoweit fie mit dem neuen Art. 1 noch vereinbar and, werben 
im Geſchwindſchritt von den Parteien der Linken allein votirt. Wie e3 dann 
aber zur Abftimmung über die Vorlage ald Ganzes kommt, xaffen fich die 
eonfervativen Elemente noch einmal auf und die Rationalverfammlug be: 
ſchließt mit 368 gegen 345 Stimmen, zu keiner dritten Leſung zu ſchreiten. 
(Gegen die dritte hung bie alte Majorität vom 24. Mai, alfo die Parteien 
der Rechten bi? zu der Nuance Target inclufive und die Bonapartiften.) 
Henri Brilfon (Linke): Diefer Miberfolg, welcher nad) den ſeit acht Tagen 
im Lande rege getvordenen Hoffnungen eine doppelte Enttäufcfung verurſachen 
wird, legt der Rativnalverfammlung die Rothwendigkeit auf, alle weiteren 
Verſuche ber nämlichen Art fallen zu lafien und übe ausfichtälofe Arbeit 
aufzugeben. Sch bringe daher ala dringlich den Antrag ein, dab die Wahlen 
für eine neue Da ung Sf den erſten Sonntag des April aus: 
eiehrieben twerden. (Beifall links. Lärm.) Waddington (Tinles Centrum): 
Die bisherigen Erfahrungen mögen unerfreulich genug fein, aber fie beweiſen 
no lange nicht die Unmöglichkeit, mit diefem Haufe eine Verfaffung zu 
Stande zu bringen. Schon ift ein Gelepentmurf, betreffend den Uebergang 
ber Gewalten, bis zur dritien Leſung gediehen. Derjelbe erkennt dag repu⸗ 
blikaniſche Princip an und fept einen Senat voraus, für welchen wir num 
neue Grundlagen ermitteln müflen, da ein erſter Verſuch, ihn zu conftituiren, 
mißlungen fl Sch beantrage, daß ber Senat zum größern Theil von ben 
Generals und Arrondiffements:Räthen gewählt werde, zum geringern aus 
von dem Präfidenten ber Republik, von den Eolonien, der Nationalverfamm: 
(nng und dem na Dr ernannten Mitgliedern beftehe Vautrain (Linkes 
Eentrum) bringt feinerfeits den Antrag ein, daß der Senat aus indirekten 
Wahlen hervorgehe, fo zwar, daß durchichnittlich Hundert Wähler von jeder 
Gemeinde ernannt würden, die dann je drei Senatoren für ein Departement 
u wählen hätten. Raoul Duval (Bonapartift) und der Marquis v. Caſtel⸗ 
ane (Legitimift) bringen dagegen auf äußerfte Entichlüffe. Der Erſtere äußert 
im Sinne des Appells an da3 Bol, v. Gaftellane Hält ed für dringend 
geboten, den Marfchall mit ben nöthigen Gewalten auzuftatten, daß er ber 
nächften Rationalverfammlung nicht mit der Alternative gegenüberftände, fie 
entweder auflöfen oder fich felbft zurüdziehen zu müſſen. Cem Zur Orb» 
nung!) Dazu bedürfe ber Marſchall des Vetos und bed Aufldſungsrechts; 
überdied müßte die Kammer bis zum Ablauf des Septennat3 immer nur 
partiell erneuert werden. Bethmont (Linke Centrum) meint, es bleibe 
ni Anderes übrig, ald die Auflöfung, da die Kammer ja nicht einmal 
mehr ein verantmwortliches Minifterium vor ſich habe. aperaog Decazed, 
Minifter des Aeußern: Dad ift ein Irrthum. Das ganze Minifterum erflärt 
x die heute überbrachte Mittheilung berfönlich und folidarifch verants 
wortlich. Geftatten Sie mir auch, Sie daran zu erinnern, daß Sie dem 
Bande veriprochen haben, nicht eher auseinanderzu eben, ala bis Sie eine 
Verfaffung und ein Wahlgefeb zu Stande gebracht n. Was das Minis 
rium betrifft, jo bleibt e8 eben nur fo lange auf feinem Plate, bis dem 
äfibenten ber Republil eine neue Majorität in diefem Haufe erfennbar 
wird. Diefe Majorität Hat fich heute gebildet; indem fie ein Senatägelek, 
welche mit ben confervativen Grundſaätzen unvereinbar war, verwarf; in ber 
Abſtimmung vom 6. Januar Tonnte eine ſolche Majorität nicht erfannt 
werben. (Hoßngelächter Lin.) Bambetta (Linke): Die Rationalverjamms 
lung bat ſoeben endlich eine Aufklärung über ihre Lage erhalten; man bat 
ihr gezeigt, daß bie ajorität in ihrem Schoobe das eine Mal eine ganz 
werthiol das andere Mal wieder eine echte, die einzig maßgebende, if. Man 
hat Sie ferner an Ihr Beriprechen vom 13. März 1873 erinnert; aber wer 
ift es, der Sie verhindert, dieſes Deriprechen einzulöfen? Wer ſchiebt feit 
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zwei jahren bei jeder Gelegenheit da3 Staatsoberhaupt vor? (Zu den Mi: 
niftern gewendet.) Sie! Jeder wahre Conſervative müßte dieſes ſechsmal ge: 
ſchlagene und fi) noch immer an die Macht anklammernde Gabinet bafür 
zur Rechenfchaft ziehen, daß es fich beftändig hinter dem Marſchall verkriecht, 
ja, fich nicht fcheut, ihn zu compromittixren, um Ahnen nur ein günftiges 
Botum abzuzwingen. (Sehr gut! Tinte.) Wir haben Die Neberzeugungen 
unfered ganzen Lebens geopfert, um für Frantreig eine nur einigermaßen 
liberale Regierung zu erwirken. Wir haben in das Zweikammerſyſtem, in 
das Auflöfunges, in das Revifiongrecht gewilligt, weil wir von Ihnen zu 
ut dachten, ald daß wir Sie eined Hinterhalts für fähig geglaubt hätten. 
nd heute Laffen Sie nun wieder den Marſchall dazwiſchen treten und ver⸗ 
bergen fich hinter feinen Degen; Niemand anders ala Sie hat aljo den Pat 
gebrochen. (Beifall links.) Da ift es denn Zeit, ein Ende zu machen und 
einzugeltehen, daß unfer Mandat erfchöpft iſt. Bisher glaubte ich, daß die 
Männer, welche an die Spitze Frankreichs geftellt find, die Aufgabe hätten, 
Frankreich zu beruhigen, und nicht es zu e Qreden. Seht verdächtigten fie 
dad allgemeine Stimmrecht und verleumden das Land, welches ſich an bie 
Geſetzlichkeit, wie an feinen legten Rettungsanter, Hammer. Mit Ihrem 
heutigen Beichluffe haben Sie die nerfaffungägefehe von Ihrem Programm 
geftrichen. Machen Sie noch weiter Erperimente mit Ihren Selbfttäufchungen, 
wenn Ihnen das möglich ift; aber fpäter wird man fagen, daß Sie bie 
einzige Iegenheit verfäumt haben, eine ehrliche und maßvolle Republik zu 
ründen. (Lauter Beifall links.) General dv. Chabaud⸗Latour, Minifter 
es Innern: Wir haben nie en daß wir am 6. Januar unterlegen 


Borfchläge bervortreten zu fe 
(Lärm Inte); aber (zur Außerften Linken geivendet) auf Ihre Phantafien 


(Dafür die gemä 


. Das Minifterium Eiffey-Chabaud-Latour erneuert fein Ent— 
lafſungsgeſuch. Mac Mahon beruft Broglie und Buffet und unter: 
handelt mit ihnen. 

18.— 21. Februar. Unterhandlungen zwifchen dem linken und 
dem rechten Centrum. Beide verftändigen ſich fchließlich über eine 
neue Grundlage für das Senatägefeh: der Senat foll aus 300 Mit- 
gliedern beftehen, von denen 225 durch die Generalräthe unter Zu⸗ 
jiehung von Delegirten der Gemeinderäthe des Departements, 75 
aber von der Nationalverfammlung und zwar auf Lebenszeit ge 
wählt werden follen, denn Marfchall-Präfidenten dagegen die Er- 
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nennung der bisher von der Nationalverfammlung gewählten Staats- 
räthe gewifjermaßen ala Entfchädigung dafür, daß die Wahl der 75 
Senatoren nicht ihm, fondern der Rationalverfammlung übertragen 
würde, zurüdgegeben werde. Der Marichall erflärt fi) ausdrüdlich 
mit dem Antrag einverfianden. Auch die Linfe und fogar die äußerfte 
Linke (auf den dringenden Antrag Gambetta’s) befchließen, für den 
Antrag zu ftimmen. Dagegen vermwerfen ihn die Legitimiften und 
die Bonapartiften und find find beide über das neue Zufammengehen 
der beiden Gentren ſehr erbittert. 


Ter Gang der Unterhandlungen ift folgender. Bis zum 13. 

De. hatten ſich vorerft die beiden Gentren unter ſich über die allgemeinen 
ndlagen des Gompromifjes verftändigt. Am 18. Februar fand dann beim 
Derzoge Audriffet⸗Pasquier eine Sonferenz ftatt, an der Seiten? des linken 
entrums Gafimir Perier nebft 8 anderen Mitgliedern desſelben, Seitens des 
rechten Centrums Aubriffet-Pasquier mit 4 Collegen und Seiteng der Mittel: 
gruppe Wallon:Lavergne 4 Telegirte Theil nahmen. Tas von diejer Gruppe 
ausgegangene Project bildete die Baſis ber Verhandlungen. Zie Vertreter 
bes Linken Centrums erklärten von vornherein, daß feine Verftändigung mit 
der Linken möglich fei, wenn nicht das rechte Gentrum darauf verzichte, dem 
Marihall Mac Mahon das Recht zur Ernennung einer gewifien Zahl von 
Senatoren zu verleihen. Bocher, han! des rechten Centrums, machte 
biefe wichtige Conceſſion und gab au nad), als das linte Gentrum weiter 
orderte, daß ber Zelegirte, den jede Municıpalität abzufenden Habe, um im 
erein mit den Deputirten, ben General: und Arrondiſſementsräthen des 
Zepartement3 die Senatorenwahl vorzunehmen, nicht unter ben Höchftbefteuer: 
ten auszuwählen fei. Man war, nachdem die erfte Conceffion gemacht war, 
einig darüber, daß die Affemblee einen Theil ber Senatoren — und zwar 
75 bon den 300 — wählen folle, aber das xechte Centrum forderte, daß diefer 
Zheil auf Lebenszeit ernannt werde. Das linfe Centrum mwilligte erſt nad) 
langem Widerftande ein und nur unter der Bedingung, bad nicht alle De- 
partement3 auf die gleiche Zahl Senatoren ein Anrecht Haben follten. Das 
wurde von der andern Seite zugeftanden, und man fam überein, daß bie 
Departements Seine und Nord fünf, 6 Departements vier, 27 drei, die üb- 
rigen Departements zivei, der Bezirk Belfort einen, Algier drei und die ans 
dern Golonien vier Senatoren wählen follen. Nach Feſtſtellung der Grund: 
lage des Gelehed warf das linte Centrum die Frage auf. ob man nicht zu 
—* ten habe, daß die Regierung im letzten Moment wieder intervenire 
und für den Marſchall Mac Mahon das Ernennungsrecht fordern werde. 
Bocher und Audriffet⸗Pasquier antworieten: das ſei allerdings ein Opfer, 
das man van dem Marſchall fordern müfle, aber fie hofften, es von ihm zu 
erhalten. Sie begaben ſich jefort zu den Miniftern Decazes und Chabaud⸗ 
Latour und erfuchten fie, mit dem Marſchall Rüdipracde zu nehmen. Es 
wurde jchnell ein Meiniftercat abgehalten und Mac Mahon erklärte, dab er 
der Verftändigung ber beiden Gentren ſich nicht widerfegen, fondern auf fein 
Ernennungsrecht verzichten wolle. Der ‚Den d'Audriffet⸗Pasquier ſchickte nun 
dieſe Antwort an Caſimir Perier, w er fe ur Kenntniß des linken Gen» 
trums brachte, und dieſes beichloß nunmehr einftimmig die Annahme des Pro: 
jekts, wie e8 von den Vertretern der beiden Centren vereinbart worden. Der 
—*— Chabaud⸗Latour ſeinerſeits begab fich in die Z0er⸗Commiſſion und 
benachrichtigte dieſelbe officiell von dem Beſchluſſe der Regierung, auf das 
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a zu verzichten und ſich dem Geſetzentwurfe ber Centren ans 
zuichließen. 
Die Bereinbarung hat nunmehr folgenden Wortlaut: „Art. 2 ent: 
Halt die VBertheilung der Senatoren auf die Departements. 2 Departements, 
nämlidy Seine und Nord, wählen je 5, 6 Departements je 4, 27 Departe- 
ments je 3, alle abvigen Departements je 2 Senatoren. Ter Bezirk Belfort, 
bie 3 Deparlement? Algeriend, bie 4 Colonien Martinique, Guadeloupe 
Geſellſchaftsinſeln und syranzöfiich- Indien wählen je einen Senator. Art. 3. 
Niemand kann Senator fein, ber nicht Franzoſe, mindeſtens 40 Jahre alt 
und im Zoltbefipe der bürgerlichen und ftaat3bürgerlichen Rechte ift. Art. 4. 
Die Senatoren der Departements und Colonien werden mit abfoluter Mehr: 
beit und, wenn ed nöthig ift, nach dem Liftenferutinium von einem im Haupt: 
ort des Departements oder ber Eolonie verfammelten Wahlcollegium gewählt, 
beftehend aus 1) den Deputirten, 2) den Generalräthen, 3) den Arondiffe: 
mentsräthen, 4) Delegirten, von benen je einer von jedem Semeinderath unter 
ben Wählern der Gemeinde gewählt wird. Art. 5. Die von der National: 
verfammlung gewählten Senatoren follen nach dem Liftenferutinium mit all- 
gemeiner Stimmenmehrheit gewählt werden. Art. 6. Die Senatoren der De: 
partements und der Golonien werden auf 9 Jahre gewählt und alle 3 Jahre 
zu einem Dritteil neu gewählt. Bei Beginn der erfien Seifion werben Die 
Departements in 3 an Senatorenzahl gleich ftarke Serien getheilt; Hierauf 
ſollen durch) das Loos die Serien bezeichnet werben, die nach Ablauf bes 
erften und be3 zweiten Trienniums erneuert werden müflen. Art. 7. Die 
von der Nationalverfammlung gewählten Senatoren find unabfegbar. Bei 
einem Zobesfall, einer Temiffion ober fonftigen Erledigung ſoll binnen zwei 
Monaten im Schoße de3 Senats felbft zu einer Neuwahl gefchritten werden. 
Art. 8. Der Senat theilt mit der Deputirtenfammer bie Sjnitiative und bie 
Fertigung ber Geſetze. Jedoch müflen die Finanzgeſetze zuerſt ber Teputirten: 
ammer vorgelegt und von ihr genehmigt werden. Art. 9. Der Senat Tann 
ala Staatsgerichtshof zufammentreten, um über den Präfidenten der Republik 
oder über bie Minifter zu Gericht zu fiben und über Attentate gegen Die 
Öffentliche Sicherheit zu erkennen. Art. 10. Zur Wahl des Senats joll einen 
Monat vor dem von ber Nationalverfammlung für ihre Auflöfung feftges 
ſetzten Zeitpunkt gefchritten werden. Der Senat wird zufammentreten und 
fih contituiren an dem Tage, ba die Rationalverfammlung auseinandergeht.” 
Daneben beharren nn einzelne Mitglieder der Rechten und ber 
Linken auf ihren abweichenden Anlichten und ftellen deingemäß förmliche Gegen: 
anträge. So will ein Antrag Waddington die 225 Senatoren bloß durch 
bie General: und Arrondifiementsräthe wählen laſſen ohne Zuzug von De: 
legirten der Gemeinberäthe, während ein Antrag Voutrains umgelehrt 
nichts von den General: und Arrondifiementsräthen wiſſen und die Senatoren 
ausschließlich durch Delegirte der Gemeinderäthe in indirefter Wahl gewählt 
wiffen, en Sa Antrag Cézanne bie 75 oder auch 80 Senatoren noch 
immer dem fidenten ber Republik übertragen will. Die Annahme de3 
Compromißantrags ber beiden Gentren wird aber von vornherein für ge 


fidert gehalten. 

22.—24. Februar. Nat.-Verfammlung: Debatte über das Se» 
nat3gejeh und das Compromiß der beiden Gentren: dasſelbe wird, 
ohne daß die Debatte beſonders bemerkenswerthe Ericheinungen zu 
Tage fördert, erft artifelmeife und dann ala Ganzes mit 448 gegen 
241 Stimmen (der äußerften Rechten, ber jog. gemäßigten, aber ent- 
fchieden monardifchen Rechten und der Bonapartiften) angenommen. 
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24.— 25. Februar. Nat.-Verfammlung: Dritte Leſung des 
Geſetzes betr. die Organifation der Öffentlichen Gewalten. Dasfelbe 
wird fchließlich mit einem Zuſatze Wallons, der die Befugniffe des 
Präfidenten der Republif genauer regelt, mit 425 gegen 252 Stim— 
men angenommen. Bor der entjcheidenden Abjtimmung proteftirt der 
Legitimijt de Ia Rochette noch einmal Namens der Rechten feierlich 
gegen die Wiederaufrichtung der Republik. 


Aus der Debatte: Raoul Duval (Bonapartift) beantragt, an 
die Spitze des Gejehes den Grundſatz zu ftellen: „Die Souveränetät ruht in 
ber Geſammtheit der frauzöfiichen Bürger.” Ihm antwortet Lepére (linkes 
Gentzum): „Ich möchte die Gruppe bed Appell3 an dag Volk (die Bonapar- 
tiften) nimmermehr die Gruppe der Freunde de3 allgemeinen Stimmrechts, 
fondern eher die Gruppe des Selbſtmords des franzöfiichen Volkes nennen. 
Man kennt Ihre Principien (zu den Bonapartiften geiwendet); Haben Sie 
nicht in 20 Minuten vier widerjprechende Vota abgegeben? Haben Sie nicht 
erft für die Ernennung des Senats durch das allgemeine Stimmredt und 
5 Minuten barauf für feine Ernennung durch den Präfidenten der Republit 
eitimmt? (Rufe: Und Sie?) Sie gehen nur darauf aus, die einfältigen 

ute zu täufchen, denen es an Bildung fehlt, um felbft ein Urtheil zu Haben. 
Gerade aus Achtung vor der Volksſouveränetät werde ich gegen den Antrag 
des Hrn. Raoul Duval ftimmen. (Lebhafter Beifall Links.) Der Antrag wird 
mit 474 gegen 31 (bonapartiftiiche) Stimmen verworfen. — Der Marquis 
v. Larochejaquelein ruft der neuen Mehrheit zu: „Aus Haß gegen das 
Kaiferrei Baben Sie die Republit gemacht, aber aus Furcht dor der Res 
publift wird fich) dag Land dem Kaiſerreich in die Arme werfen!" — Bei 
Art. 2 wird ein von Hrn. de Colombet vorgeichlagener Zuſatz, welcher die 
Mitglieder der Familien, die über Frankreich geherricht haben, von der Prä: 
fidentichaft ber Republit ausichließen foll, mit 543 gegen 42 Stimmen ab« 
gelehnt. — Der neue Zufagantrag Wallons betr. die Befugniffe des Prä⸗ 
fidenten der Republif wird in der Fafſung der Commiſſion mit 467 gegen 
46 Stimmen angenommen. 


Proteft der Rechten: Meine Herren! In dem Augenblide, two Sie 
durch ein feltiames Zufammentreffen die Republik vom 24. Februar wieder: 
herftellen twerben, ift es meine Pflicht, auf dieje Tribüne zu kommen, um in 
dem Namen meiner Freunde und dem meinigen vor Ihnen folgende Exfläs 
rung abzugeben. Wir find tief überzeugt, Daß Sie unjer Land verderben, 
indem Sie nicht den König an bie Spige Ihrer politifchen Inſtitutionen 
Kom und dat Sie ohne den König nur vergebliche und gefährliche Werte 

werden. Wenn Sie der Republit die Organe gegeben haben werben, 
die Sie ala weſentlich betrachten, jo find wir gleichfalls überzeugt, dab wir 
einem —— Kampfe anwohnen werden zwiſchen der radikalen Republik 
und der Republik, welche fich für conſervativ Hält. Da wir Monarchiſten 
geſehen Haben, welche den Nebergeugungen ihres ganzen Lebens entjagten, 
um zur Republif überzugehen; ba wir bie wäde efehen Gaben, die ſich 
in noch höheren Regionen (Anfpielung auf Mac Madon) zeigte, jo werben 
wir ficherlich weniger erftaunt fein, wenn wir die Republifaner, die fich heute 
confervativ nennen, zur radilalen Republit übergehen jehen werden. Wiſſen 
Sie übrigens nicht, daß in den Revolutionen ber Sieg immer den Gewalt: 
thätigften angehört? Die Radikalen haben für fich die Gewaltthat, und fie 

ben auch die Logik. Sie find bie großen Logiker ber franzdfichen Revo⸗ 
tion; alle übrigen find nur unconjequente Revolutionäre. Meine Herren! 
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Wenn wir heute nicht Ihr Votum über die Monarchie anrufen, fo geſchieht 
ed, weil wir nicht die Unterſtützung Ahres MWillend haben würden, denn Sie 
Icheinen entichloffen zu fein, wiederum neue Heimfuchungen und neue Schmer: 
zen beraudzufordern. Seien Sie nicht erflaunt, tvenn wir die Gegner Ihrer 
republifaniichen Organifation bleiben; wenn Sie triumphiren, jo überlaffen 
wir Ihnen die Kurchtbare Berantwortlichkeit. Unſere Pflicht ift, una Allem 
anzufchließen, was für unfer Land gut ift, aber wir können uns Inſtitu⸗ 
tionen nicht anfchließen, welche zum Ruin führen. Unfer Land ift fehr un: 
glücklich; es Hat Unglücksfälle erduldet, und es wird nicht die Republik fein, 
welche es erhebt; verlieren Sie zum wenigften nicht die Erinnerung an unfere 
alte Monarchie. Heute ift fie allein unfer geil ; Ipäter, glauben Sie e3 mir, 
wird fie unfere Befreiung fein. Sie, jene Monarchie, ift e3, welche Frank⸗ 
reich geſchaffen und bie es acht Jahrhunderte ruhm⸗ und ehrenvoll regiert 
det. Sie ift es, die 1814 und 1815 die Ruinen erhob, welche zwei feind: 
iche Einmärſche ung Hinterlaffen hatten, und was fie in ber Vergangenheit 
that, ift ung Bürgfchaft für Das, was fie in der Zukunft thun wird. Sie 
t noch mehr gethan. Sie ift e3, welche una biefe Tribüne gab, von welcher 
ab wir die Ehre haben, zu Ahnen au ſprechen und wo fo viele große 
Redner fi berühmt gemacht haben. Sie ift es, welche una bie Repräfen- 
tativ-Regierung und bie Tyreiheit gab. Und wenn ein einziger unter Ihnen 
wagen follte, Bieher zu fommen, um fie zu verdammen und in die Acht zu 
erflären, ſo hätten wir das Recht, zu jagen, dab er ein Undankbarer ift, 
denn ex würbe fich einer Wohlthat bedienen, um fie gegen feinen MWohlthäter 
zu richten. Deßhalb werden wir nicht aufhören, fie zu bitten, bie Monarchie 
zurüdzurufen. Wir werben nicht aufhören, Ahnen zu fagen, daß fie das 
Leben, die Ehre und dag Glück Frankreichs ift! (Furchtbarer Lärm Links.) 


Durch die beiden Geſetze über die Organifation der öffentlichen 
Gewalten und über die Errichtung eines Senats ift die Republik 
zwar nicht förmlich ala die Fünftige Verfaffung Frankreichs procla= 
mirt, aber boch principiel und thatjächlich zu derfelben gemacht. 
Die beiden Geſetze bilden fortan die Grundlage der Berfaffung Franf- 
reichs und lauten wörtlich: 


1. Gefeg betreffend die Organifirung ber öffentlichen Ge- 
walten. Art. 1. Die geſetzgebende Gewalt wird von zwei Berfammlungen 
geübt: der Abgeorbnetenfammer und dem Senat. Die Abgeorbnetenlammer 
wird nad Mahgabe des Wahlgeſetzes burch das allgemeine Stimmrecht ge: 
wählt, die Zufammenjegung, die Ernennungsart und bie Befugniffe des Se- 
natd werben durch ein befonderes Geſetz geregelt. Art. 2. Der Präfident der 
Republik wird mit abfoluter Stimmenmehrheit von dem Senat und ber Ab: 
georbnnetenfammer, bie zu einer Rationalverfammlung zufammentreten, ge 
wählt. Ex wird auf fieben Jahre ernannt. Ex kann wiedergewählt werden. 
Art. 3. Der Präfident der Republik hat bie Anitintive ber Gefeke gleich den 
Mitgliedern der Kammern; er verfünbigt die Geſetze, jobald fie von ben beiden 
Kammern votirt find, er überwacht und fichert ihre Ausführung. Er hat 
bad Recht ber Beqnabigung Amneftien können aber nur durch ein Gejch 
verfügt werben. verfügt über die beivaffnete Gewalt. Er bejekt alle 
Drgerlichen und militärifchen Aemter. Er führt bei den nationalen garen 
lichkeiten ben Dur; bie Botichafter und Gefandten ber fremden Mächte 
find bei ihm beglaubigt. Jeder Alt des Präfidenten der Republil muß von 
einem Minifter gegengegeichnet werden. Art. 4 Vacante Staatsrathäftellen 
beſetzt der Präfident Republik nach Anhörung des Minifterrathe. Die 
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alfo ernannten Staatsräthe können nur wieder durch ein im Minifterrath 
beichlofienes Decret abgeſetzt werben. Die nach dem Geſetz vom 4. Mai 
1872 ernannten Staatsrätbe können bis zum Ablauf ihrer VDolut@ipt nur 
nd den im Geſetze vorgeichriebenen Formen abgejeßt werden. Wenn bie 
onalverfammlung auseinander gegangen ift, kann ihre Abjegung nur 
durch einen Beichluß bes Senat? erfolgen. Art. 5. Der Präfident der Re: 
ublik kann im Einverftändniß mit bem Senat die Abgeordnetenkammer vor 
m gel lichen Ablauf ihrer Gewalten auflöfen. In diefem Fall follen die 
MWahlcollegien binnen brei Monaten zu neuen Wahlen zufammentreten. Ars 
titel 6. Die Minifter find folidarifh vor den Kammern für die allgemeine 
olitit der Re ierung und individuell für ihre perjönlichen Alte verantwort⸗ 
ih. Der Präfident ber Republik ift nur im Tall des Hochverraths verant⸗ 
wortlid. Art. 7. Im Fall einer Dacanz wegen Hintritt® oder aus irgenb 
welchen andern Gründen follen die zwei vereinigten Kammern unverzüglich 
zu der Ernennung bed Präfidenten der Republit Preiten. In ber Srilgen- 
zeit ift der Minifterrath mit der ausübenden Gewalt betraut. Art. 8. Den 
Kammern foll das Recht zuftehen, vermöge getrennter Beſchlüfſe, die im Schooß 
einer jeden don ihnen, fei e8 aus eigenem Antrieb, fei es auf Derlangen bes 
Dräfidenten der Republik, ger worden find, zu erflären, daß fie eine Re: 
vifion der Verfaffungsgeſetze für ftatthaft Halten. Nachdem bie beiden Kam: 
mern einzeln biefen Beſchluß gefaßt haben werden, follen fie zu einer Natio: 
nalverfammlung zufammentreten, um zu der Nevifion zu fchreiten. Die Ent- 
ſchliehungen betr. die gänzliche oder die partielle Revifion ber Derfaffungs- 
geiebe ſollen mit ber abloltten Mehrheit der Mitglieder, aus denen die Na: 
ionalverfammlung zuſammengeſetzt ıft, gefaßt werben. Jedoch kann während 
der Dauer ber dem Marichall Mac Mahon durch das Belek vom 20. Nov. 
1873 verliehenen Gewalten diefe Revifion nur auf den Antrag des Präfi- 
benten der Republik ftattfinden. Axt. 9. Der Sit der vollftredenden Gewalt 
und der beiden Kammern ift Derfailles. 
HD. Geleß betreffend den Senat: Art. 1. Der Senat behtent aus 
300 Btitgliebern, von denen 225 von den Departement? und den Eolonien, 
75 von Nationalverfammlung gewählt werden. Art. 2. Die Departe- 
ments Seine und Norb wählen je 5, Seine⸗-Inférieure, Pas⸗de⸗Calais, Gi: 
ronde, Rhöne, Yinisterre, Cötescdu: Nord je 4, Loire-Inférieure, Seineset-Loire, 
Alleset-Bilaine, Seineset:Dife, Iſeère, Fuy-be-Döme, Somme, Bouches-bu: 
Rhöne, Aisne, Loire, Manche, Daineset:Toire, Morbihan, Dordogne, Haute: 
Garonne, Charente⸗Infèrieure, Calvados, Sarthe, Herauli, Aafies-Phrönes, 
Gard, Aveyron, Bender, Orne, Dife, Vogefen, Allier je 3, alle anderen Des 
partement3 je 2 Senatoren. Der Bezirk Belfort, bie Drei Departement? Als 
eriens, bie vier Kolonien Martinique, Guadeloupe, Gefellichaftsinfeln und 
—— wählen je einen Senator. Art. 3. Niemand kann Senator 
ein, der nicht Franzoſe, mindeſtens 40 Jahre alt und im Bollbefi feiner 
bürgerliden un Nantbürgerlichen Rechte iſt. Art. 4. Die Senatoren ber 
Departement werden mit abfoluter Stimmenmehrheit und, wenn ed nöthig 
ift, im Liftenferutinium von einem im Hauptorte des Departements oder der 
Golonie verfammelten Wahlcollegium ernannt, beftehend aus 1) ben Wbges 
ordneten, 2) ben Generalräthen, 3) den Arrondiſſementsräthen und 4) je einem 
unter den Wählern ber Gemeinde genommenen Delegirten jedes Gemeinde: 
raths. Art. 5. Die von der Nat.:Berfammlung zu ernennenden Senatoren 
follen im Liftenierutinium, mit abfoluter Stimmenmehrheit gewählt werben. 
Art. 6. Die Senatoren der Departement? und der Kolonien follen für 9 Jahre 
ernannt und alle 3 Jahre au einem Drittheil nen gewählt werden. Bei Beginn 
ber erſten Seffion jollen bie Departements in drei an Jah! gleich flarke Serien 
von Senatoren getheilt und Hierauf durch das Loos die Serien beftimmt 
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fammer die Initiative und die Fertigung der Geſetze. Jedoch müſſen die 
Finanzgeſetze zuerft der Deputirtenkammer vorgelegt und von ihr genehmigt 
werden. Art. 9. Der Senat kann ala Staatögerichtähef zufammentreten, um, 
fei e8 über den Präfidenten der Republik, fei e8 über die Minifter, zu Ges 
richt zu fiten und über Attentate gegen die Öffentliche Sicherheit‘ zu erkennen. 
Art. 10. Zu der Wahl des Senat Toit einen Monat vor dem von der Ras 
tionalverfammlung für ihre Auflöfung beftimmten Zeitpuntte geichritten wer⸗ 

. Der Senat joll zufammentreten und fich conftituiren an dem Tage, 
da die Nationalverfammlung auseinandergeht. 

Eine Stunde nach dem entjcheidenden Votum von diefem Tage 
(25. Febr.) wird von der Regierung eine auch im „Jourmnal officiel“ 
abgedrudte Note an alle Präfelten und Generalprofuratoren ıc. ab» 
gefandt, daß fich, abgejehen von der Eriftenz einer neuen Eonftitu- 
tion, in Frankreich nichts geändert habe und in Bezug auf die in= 
nere Politit der Regierung Alles beim Alten bleibe. Dieje Note 
hatte urjprünglich jogar mit den Worten begonnen: „Trotz des Vo— 
tum? der Afjemblee u. ſ. w.”, war aber dann auf den Rath eines 
Freundes be Marſchalls abgeſchwächt worden. 

Der Marſchall-Präfident nimmt nunmehr die Demiſſion des 
Miniſteriums Cifſey⸗Chabaud⸗Latour an und beauftragt Buffet, den 
Präfidenten ber National-Berfammlung, mit der Neubildung des 
Cabinet2. 

25. Februar. Nat.-VBerfammlung: Savary verliest den Com⸗ 
miffiongbericht betr. die Abgeordnetenwahl im Niövre und die dabei 
zu Tage getretene Organijation der bonapartiftifchen Partei: 

Derſelbe conftatirt, daß ein Comité exiſtirt, deffen Thätigkeit fi auf 
alle Tepartement? ausdehnt. Diejes Comité befteht aus ehemaligen Miniftern 
und bildet einen Regierungsrath, an deſſen Spitze eine hervorragende 
Perjönlichfeit (Rouher) fteht, die in ihren Händen bie politiiche Leitung ber 
bonapartiftifchen Partei centralifirt. Neben diefem dirigirenden Comits fungirt 
eine Art von Staatsrath, ber mit den zarten oder Streitfragen betraut 
ift. Ein Synditus für die Preffe, welcher zu gleicher Zeit der Sekretär 
des Comité's ift, bewahrt die Archıve, vermittelt zwiſchen dem Oberhaupte 
der Partei und den untergeorbnieten Agenten, Hilft bei ber Gründung von 
Zeitungen, deren Redakteure mit ber Einfendung von Nachrichten und ber 
politi! n Propaganda betraut werben, richtet Zufchriften an Diele, jo daß 

3 dirigirende Comité ſein Loſungswort zu gleicher Zeit in 80 Blättern, 
bie wöchentlich 500,000 Exemplare abjeten, verbreiten kann. Eine ganz 
Iyftematifch eingerichtete Polizei macht Berichte, überwacht und bes 
hindert die officielle Polizei und treibt Propaganda unter allen Yormen. 
Das birigirende Comité befit ein Bubget, über welches man aber nur uns 
genügende Auskunft bot, da die Höhe, zu welcher daßfelbe angegeben wird, 
in feinem Berhältnifie auch nur zu den Ausgaben fteht, die allein für bie 
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Bertheilung von Photographien gemacht werben. In bem Zepartement ver: 
fieht ein Beamter, welcher meift der ehemalige Präfekt ift, die Stelle des Cor⸗ 
zeipondenten des Gomite’3. Er ermuntert zur Gründung von Lockkomité's 
auf und I fogufagen neben bem Repräfentanten der Regierung, ben er 
überwacht, jeine früheren Yunctionen fort. Um die Einheit in ber Action 
zu unterhalten, hat das Comitée Inſpektoren, welche beauftragt find, von 
Zeit zu Zeit die Tepartements zu befuchen, die vor dem 4. September 1870 
unter ihnen ftanden, um die Nachläffigen anzufpornen, die Beſchwerden ent- 
gegenzunehmen und den Zujtand des öffentlichen Geiftes zu ſtudiren. Täglich 
werden Verfuche gemacht, das ne biejer Verwaltung zu verbolljtändigen, 
und man wollte jeßt unter dem Vorwande, eine Berficherungs:Gejell- 
ſchaft au bilden, dahin gelangen, in jedem Arondiliement und in 
jedem Canton einen Unter: Agenten zu haben. Dies ift die Orga- 
nifation.” Der Bericht ſchließt mit bein Antrag: „Die Nationalverfamın: 
lung fordert den Eiegelbewahrer (Juftizminifter) auf, dem Enquéête-Ausſchuß 
die don ihm verlangten (und bisher veriveigerten) Aktenſtücke über die Nièvre⸗ 
Wahl mitzutheilen.“ 

26. Februar. Die Regierung verbietet den bisher ſchwunghaft 
betriebenen Verlauf von Photographien des Taiferl. Prinzen. 

27. Tebruar. Der Marjchall empfängt ben Botjchafter des 
neuen Königs von Spanien. Der Gefandte feiert in feiner Anrede 
die Verbrüderung zwiſchen Spanien und Frankreich in geradezu über: 
ſchwänglicher Weife. 


1. März. Nat.:Verfammlung: erneuert ihr Bureau. Buffet 
wird (mit 479 gegen 63 Stimmen) wieder zum Präfidenten, Martel 
(linkes Centrum), Audriffet = Bagquier (rechtes Centrum), Kerdrel 
(Rechte) und Ricard (Linke) werden zu VBicepräfidenten gewählt. 


4. März. Unterhandlungen über die Bildung de neuen Mi- 
nifteriums. Buffet will, daß auch die Minderheit vom 25. Februar 
darin vertreten ſei; Dufaure, der Vertrauengmann der Linken und 
obne Zweifel der Tünftige Juftizminifter, gibt endlich die SHerbei- 
ziehung eines gemäßigten Mitgliedes der Rechten zu. 

9. März. Nat.-Berfammlung: erklärt einen Antrag Ploeuc’z, 
eine der Gouverneure der Bank von Frankreich, daß in Zukunft 
Niemand die Function eines Präfidenten des Berwaltungsrathes 
einer Eifenbahngefellfchaft verjehen dürfe, wenn er nicht Franzoſe 
und von den Miniftern des Kriegs und der Finanzen beftätigt wor⸗ 
ben ift, als dringlich und befchließt, denjelben auf die Tagesordnung 
zu feben, ſobald das neue Cabinet conftituirt fein twerde. 


Zum Berftändniß diefes Antrags führt die „Franz. Eorr.” — 
an: Der in der letzten Zeit viel genannte belgiſche Finanzier, Philippart, 
m die Eonceffionen zu einer Anzahl franzdjiicher Localbahnen und insbe: 
ondere ber Linie Picardie-Flandern an ſich gebracht und bamit den gewal⸗ 
tigen Zorn der alten, privilegixten, großen franzöfiichen Eifenbahngefellichaften 
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und namentlich der allmächtigen Rothichild’ichen Nordbahn erregt, welche nad) 
ihrer Conceffionsurkunde ein Prioritätsrecht auf jene und andere Linien zu 
befigen "vorgibt. Um dieſe Frage ift bereit3 ein Heftiger Zeitungskampf ent: 
brannt, in welddem „La Prefie‘, „La Liberté“ und das kürzlich von Savary 
und Philippart gegründete „Echo univerjel“ die Eache ber Kleinen, ber „Nas 
tional” bie Sache der großen Bahnen vertritt. Der Bautenminifter Caillaur 
ftand in dieſem Streite, welcher demnächſt vor die Nationalverfammlung ge: 
langen joll, auf Seiten des alten Monopol3 und warb deßhalb in den erft- 
erwähnten Organen fchon jeit Wochen auf das Heftigfte angegriffen. Die 
Gegner Philippart’s, zu denen die Rothichild, die Zalabot, die Soubeyran, 
die ganze erbgejeflene Darifer Finanz gehören, haben nun glüdlich ausge: 
Iprengt, der belgiſche Finanzier fei ein Emifjär Bismarcks und gehe darauf 
aus, das ganze nordöftliche Eifenbahnnek unter die Herrichaft des deutſchen 
Nachbars zu bringen. So abfurb dieſe Erfindung ift, das Beipenft Bismarck 
wird in Frankreich nie ohne Erfolg an die Wand gemalt. Die Ungebildeten 
glauben an die Intrigue und viele Gchildeten haben alles Intereſſe, fich we⸗ 
nigftend den Anſchein zu geben, ala ob fie daran glqubten. 


10. März, Das neue Minifteriun kommt endlich nach großen 
Schwierigkeiten zu Stande. Dasjelbe befteht aus: 

Buffet, Vicepräfident bes Miniſterraths und Minifter des Innern; 
Decazes, Miniſter bes Aeußern; Dufaure, Juſtizminiſter; Leon Say, Finanz⸗ 
minifter; General be Ciſſey, Kriegsminifter; Contre-Admiral Marq. be Mon: 
taignac, Marineminifter; Wallon, Unterrichtsminiſter; Caillaur, Arbeits⸗ 
minifter und Bicomte de Meaur, Aderbau: und Handelsminiſter. 

Der Linken gehören in demjelben eigentlich nur Dufaure und 
Leon Say an. Die Färbung des Ganzen tft eine ziemlich clericale. 

12. März. Nat.-Berfammlung: Das neue Minijterium Buffet 
jtellt fich derjelben vor. Buffet entwidelt fein Programm, das auf 
der Rechten mehr Beifall findet, ala auf der Linken. Es geht daraus 
far hervor, daB Buffet fi nicht ſowohl auf die neue Majorität, 
aus der die republilanifche Verfaffung hervorgegangen, ala auf die 
Rechte, die alte Majorität Broglie’s, zu ftüßen gedenkt und diefelbe 
wieder berzuftellen bemüht fein wird: 

„M. HH.! Dad neue Minifterium, welches mit dem Vertrauen des 

en. MarichallsPräfidenten der Republit bekleidet worden ift, wäre nicht im 
tande, feine übernommene Aufgabe zu erfüllen, wenn es nicht in ber Na⸗ 
tional-Berfammlung die Stüße einer Mehrheit fände, welche feine Politik 
billigt und entjchlofien ift, fi) derfelben anzuichließen. Seine erfte Pflicht 
ift daher, Ahnen diefe Politik zu erfennen zu geben. Durchaus confervativ, 
wird fie doch ohne jeden Charakter von Herausforderung wie von Schwäche 
fein. Dieſe Erklärung, welche durch Leinen Alt bes Minifteriums Lügen ge 
ftraft werden wird, könnte überflüjfig ericheinen, wenn bie Anslegungen, zu 
denen bie Genehmigung ber Verfafſungsgeſetze Anlaß gegeben, und die ea 
[elgerungen, die man aus diefem Votum gezogen, nicht eine Unficherheit in 
ie Öffentliche Dleinung und, wir müflen es geftehen, gewifſe Bennruhigungen 
in Geifter getworfen hätten, die e8 zu beruhigen gilt. Bor Allem mh man 
die Zweideutigkeit zerftören und in jede Gemeinde Frankreichs bie Weber: 
zeugung dringen fallen: daß die ehrbare, friedliche, arbeitfame, durch ihre 
nnungen und SIntereffen der Ordnung zugethane Bevdlterung die Regie⸗ 
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rung auf ihrer Seite hat, und daß fie auf un® zählen Tann, um fie gegen 
bie Angriffe der revolutionären Leidenichaften zu fchügen. (Lebhafter Beifall 
recht? und im Centrum.) Wir werden übrigens in dieſer Aufgabe, wir zwei⸗ 
feln nicht daran, durch eine einfichtige und ergebene Verwaltung unterftüßt, 
welche die Ordnung unter den fchivierigften Umftänden, welche wir alle fennen, 
aufrechtzuerhalten verftanden hat und die auf unfere beftändige Unterftügung 
rechnen kann. (Neue zuftimmende Bewegung auf deufelben Bänten.) Solange 
die Frage der Organifirung der öffentlichen Gewalten eine offene frage ge: 
blieben ift, hat fie Männer von fonft vollfommener Webereinftimmung hin 
fichtlich ber der Regierung zu gebenden Richtung entzweit. Nad) der Xöfung 
diefer fyrage muß die Entziweiung, welche diefelbe geichaffen Hatte, verſchwin⸗ 
ben. Die, welche in biefer Organifation der öffentlichen Getwalten eine mehr 
oder weniger vollftändige Befriedigung ihrer Anſchauuugen gefunden haben, 
werden durch ihren Anldluh an die einzige Politik, welche dad Land be: 
ruhigen kann, den Beweis liefern, daß die gegenwärtige Ordnung der Dinge 
mit der öffentlichen Sicherheit nicht unverträgli if. Was jene betrifft, 
welche die Verfaffungsfrage in anderer Weiſe hätten löfen mögen, wirb ihnen 
die Baterlandäliebe nicht rathen, ihre Anftrengungen mit den unfrigen zur 
Bertheidigung der Principien der Ordnung und ber focialen Erhaltung zu 
vereinigen? (Sehr gut! im Gentrum.) Mit Vertrauen erneuern wir alfo den 
patriotiichen Aufruf, den der Hr. Präfident der Republit an die gemäßigten 
Männer aller Barteien gerichtet, und dringend nehmen wir ihre Mitwirkung 
in Anſpruch. Wir haben die Pflicht, den Verfaſſungsgeſetzen, welche die Na⸗ 
tionalverfammlung angenommen bat, den Gehorfam und die Achtung aller 
zu ſichern. Wir haben den beiten Willen, fie gegen alle aufrühreriichen Um⸗ 
triebe zu ſchützen; aber ala Diener des Gejekes können wir niemal® die Werk: 
zeuge irgendeine? Grolles fein. (Schr gut! rechts.) In Frankreich, wo bie 
Aenderungen in den Jnititutionen und in den Dynajtien jo häufig geweſen 
find, und wo jede diefer Zerftörungen in ben Herzen einer großen Anzahl 
uter Bürger fchmerzlicde Empfindungen und Üeberzeugungen Hinterlaffen 
Bat, tele Achtung verdienen, wenn fie fich nicht durch irgendeinen tadelns⸗ 
werthen Akt kundgeben, würde jede andere Haltung weber mit der Gerechtig- 
keit, noch mit einer guten Politik im Einklang fein. (Qufimmung im Gens 
tum.) Weit entfernt, die gegentwärtige Regierung zu befeftigen. würde der 
Geiſt des Argwohns fie einer nothiwendigen Mitwirkung berauben und Spal: 
tungen verbittern und veretvigen, welche bie Ynftvengungen jeder Verwaltung 
auszulöfchen fuchen müfjen. Diefe fefte und verföhnliche Haltung hätten wir 
zu allen Zeiten für gut gefunden; Heute ift fie Die einzige, tvelche der aus 
unferen Unglücen entiprungenen Lage angemeffen iſt. er Tönnte denken, 
daß dies der Augenblid ei, um uns unter und zu zerreißen unb ber Welt 
das Schauspiel unferer inneren Zwiſtigkeiten zu geben? Hieße das nicht mit 
unferen eigenen Händen gegen die Machtitellung Frankreichs den legten Schlag 
führen? (Senfation.) Bor diefer Erwägung muß geber Zweifel, fo fcheint we⸗ 
nigſtens uns, aufhören. Die Regierung Hat die Abficht, Ihnen Aenderungen 
ber Gejeke vorzujchlagen, welche gegenwärtig die Preſſe regeln. Es ift in 
der That wichtig, in normaler Weije eine wirkſame Unterbrüdung von Aus: 
Ichreitungen ficderzuftellen, die ſchließlich im Geiſte der gemäßigten Männer den 
legitimen Gebrauch der freien Discuſſion in Mikerebit bringen würden. So⸗ 
Lange dieſes Geſetz nicht votixt ift, kann die Regierung nicht auf bie excep- 
tionellen Befugniffe verzichten, die derſelben der Belagerungsftand in 
einer Anzahl von Departements verleiht. Wir verlangen auch Fr eine be: 
ftimmte Periode die Beibehaltung ber gegentwärtigen Geſetze, infofern fie die 
Ernennung ber Maires betreffen, die jedoch fo viel' wie möglich aus 
ber Mitte der Gemeinderäthe genommen werden follen. Wenn die Rational: 
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verfammlung mit ben Anfichten, welche wir derſelben über bie Richtung, bie 
wir der Politik der Regierung zu geben gedenken, darzulegen die Ehre haben, 
nicht einverftanden fein jollte, jo würden wir don derſelben verlangen, dieſes 
fofort kundzugeben; wir würden die Verpflichtung mit verkennen, welche 
di eſe Zerwaigerung ber Regierung auferlegen würde.“ (Beifall in den beiden 
Centren und auf Rechten.) 

Die Nat.Verſammlung genehmigt das neue Cadresgeſetz faſt 
einſtimmig in dritter Leſung. Die dadurch bezweckte gewaltige Ver⸗ 
mehrung des franzöfiſchen Heeres wird damit eine definitive: bisher 
beſtand dasſelbe aus 144 Regimentern zu 3 Bataillonen a 1000 
Mann; von nun an aber ſoll fie zwar aus derſelben Zahl von Re- 
gimentern, aber zu 4 Bataillonen à 1000 Mann beſtehen; die Kriegs- 
ftärte der franzöfiſchen Armee ift alfo jett um 144,000 Mann böber 
anzunehmen, ala bisher. 

Das große militärifche Reorganiſationswerk der Franzoſen, welches 
von ihnen alsbald nad dem Auiege in Angriff genommen ward, Hat damit 
wenigſtens vorläufig feinen Ab} uf gefunden, denn man Tanıı mit Recht 
dad —— vom 27. Juli 1872 als das Fundament, das Orga⸗ 
niſationsgeſetz vom 24. Juli 1873 als den Rohbau, das Cadres eſeß vom 
12. März 1875 als den Schlußftein bes neu aufgeführten Gebäudes bezeichnen. 
Außer einer Vermehrung der 144 Linienregimenter um je 1 Bataillon ift 
auch noch bie Errichtung eines vierten Regiments algierifcher Tirailleurs 
(4 Yeldbataillone und 1 Depotcompagnie) und eines neuen Feldbataillons 
der Fremdenlegion angeordnet. Selten ift wohl eine fo bedeutende Maßregel 
fo gleichgiltig und unter fo geringem Auffehen beichlofien worden. Man 
bedente nur, um was es ſich Handelt. Die kaiferliche Armee von 1870 hatte 
372 Feldbataillone; die gegenwärtige Armee zählt deren 496, aljo 124 mehr; 
nun aber foll fie abermals um 149 Bataillone, d. H. auf 645 Bataillone 
vermehrt werden. Die franzöfilche Infanterie wird alfo af 275 Feld» 
bataillone mehr zählen ala im aber 1870, und aljo in ihrem Friedens: 
ſtande 175 Tyeldbataillone mehr al? die deutiche Armee. Und dieſe —* 
außerordentliche Vermehrung wird am 12. März widerſpruchslos und u 
dem Vorwande —3 daß man doch für gutes Avancement der ſo ſchlecht 
bezahlten Offiziere zu ſorgen habe. Worauf es bier einzig und allein an⸗ 
fommt, das ift der Gewinn an neuen Gabres, das ift die Möglichkeit, im 
Augenblide der ar er m 149 Bataillone mehr aufftellen zu können, 
ala bisher, ohne zu Neuformationen übergehen zu müſſen. Und dies ift 
allerdings eine Sache von ber höchften Wichtigkeit. Die Möglichkeit ift 
durchaus nicht ausgeſchloffen, daß die Abficht der Aufftellung einer fo großen 
Anzahl neuer Bataillone auf ein nahe Liegenbed Biel —5 — ſei; auf die 
unmittelbare Vorbereitung auf einen Krieg, deſſen Ausbruch nahe genug 
ſcheint, um bie direkte Ausſtattung für ihn allen Rüdfichten auf eine all- 
mälige, dauernde militäriſche Erziehung der Nation entjchlofien borgugiehen. 
Jahr und Tag müflen allerdingd noch hingehen, bevor jene vierten Batail⸗ 
Lone fähig find, als brauchbare Cadres zu dienen; aber man barf nicht vers 
oeflen: da8 Jahr 1877 ift auf Lange Zeit hinaus dasjenige, in welchem bie 
perfonellen Streitkräfte Frankreichs na Zahl und en, bie beften 

hancen bieten. Ein officidfes deutfches Blatt meint baher nicht ohne Grund: 

Mertwürbig ift e8, daß die am 12. März endgültig beichloffene gewaltige 

ehrung ber Fußvoltscadres Frankreich ſowohl im franzöfichen ala im 

beutichen Publitum bisher jo gut wie gar fein Aufſehen gemacht hat. Hüten 
22 
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wir und in Deutihland, daß uns nicht das tiefeenfte Inlereſſe, welches wir 
an ‚gerifien großen Zageäftagen nehmen, unaufmertjam madıt gegen fo ger 
ſchidt improbifirte, jo unfceinbare unb thatſachlich fo bebeutungsuolle Er ⸗ 
eigniffe, wie dieſe neuefte Weiterentwidlung ber feangdfiichen Infanterie.“ 

Der neue Juftizminifter Dufaure übergibt nunmehr der Com- 
miffion bez. der bonapartiftifchen Umtriebe die ihr von ber früheren 
Regierung verweigerten Aftenftüde. 

15. März. Nat.-Berfammlung: wählt mit 418 gegen 133 
(unbefchriebene) Zettel den Herzog v. Audriffet · Pasquier an die Stelle 
Buffets zu ihrem Präfidenten. 

18. März. Rat.-Verfammlung: befchließt, fi vom 29. März 
bis zum 11. Mai zu vertagen und die Einzelwahlen für erledigte 
Sitze in ber Nat.-Verfammlung bis zu ben allgemeinen Wahlen 
ganz auszuſetzen; bie Linke, die Außerfte Linke und die Bonapartiften 
ftimmen gegen den Antrag. 

19. März. Nat.-Verfammlung: wählt vor ihrer Vertagung 
noch den Ferienaußfhuß oder die ſog. Permanenzcommiffion. Alle 
Barteien find in berfelben vertreten, mit Ausnahme berjenigen ber 
Bonapartiften. Die Verfammlung vertagt fih. 

Die Lage der Dinge ift beim Eintritt ber Ferien wieder eine gang 
ungewiffe, faft ebenfo aneifelbaft, wie vor Annahme der Zerfaffungsgeiepe 
Das Minifterium Buffet ift feineßwegs ber Augdrud der neuen Majorität, 
der Allianz zwiſchen den drei Gruppen ber Linken und einem (dem kleineren) 
heile des xechten Gentrums. Leon Say ift im Grunde ber einzige volle Ders 
treter bes linien Gentrums und bes enticiedenen Liberalismus. Dufaure, 
neben Buffet und mit ihm die Seele des Gabinets, ift e nur theilmeile. 
Buffet, Tufoure, Wallon, de Meauz find fümmtlich entjchieden clerical, wenn 
au nicht extremsulttamontan gel” u “ 
ſchieden clericale Tendenz und —* 

— mit den Parteien der 
roglie'3 zu en, vielmehr ı 
bemüht, fi, ganz im Sinne dei 
bie Linte zu ftügen, alfo in irgen 
rzuftellen, einſchließlich ber bei 
'enen Gruppe Lavergne-Wallon u 
des linfen Gentruma. Die fe 
es bedarf nod) einer Anzahl er 
gefes für die künftige Deputirte 
edingung für bie Aufhebung dei 
Frankreich laftet. Diele aber h, " 
allerdings nicht auf die neue V 
und ein (fleinerer) Theil des Lin! Ion 
ige barin Sand m Qanb gu geben; ber größere Ehe des Tinten Geittumg, 
bie gemäbig und die Auberte Kinte würden dafür nie zu gewinnen fein. 
u diefem Ende Hin muß er fi) alfo neuerdings mehr auf die Rechte ala 
auf die Linte fügen. Inzwiſchen ſprechen fich bie Organe ber Linken äußerft 
gemäßigt aus, um wenigftend ihrerſeils zu einer folden Wiederverſchiebung 
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bes Schwergewichts, nachdem kaum erſt bie Grundlagen einer conferbatid« 
zepublifanifchen Verfafjung erreicht worden, keinerlei Veranlaffung zu geben. 


20. März. Laboulayc Hält als Präfident des Linken Gentrums 
eine Rebe in der Fractionsverfammlung besfelben, die von ber ganzen 
Linlken als Parteiprogramm acceptirt wird. Die Hauptftelle derfelben 
lautet: 

DSDer Mohigung und Selbftverläugnung ber verſchiedenen Gruppen 
ber Linfen verdanfen wir e8, eine Minderheit zu Stande gebracht zu haben, 
die compact und anfehnlich genug war, um ohne große Sa unabhängige 
Wbgeorönee zu Fi Herüberguiehen und Mich in eine Mefefeit zu bersans 
deln. Wir fennen ben ganzen Werth unſeres Ginvernehmend. Wir find 
im Kampf einig gewejen, und wir werden uns aud nad) dem Giege nicht 
trennen. Undaut hat niemals einer Partei Glüd gebracht. Diefe Eintracht, 
biefe gemeinfame Selbftbeherrihung machten es und möglich, die Verfafjungs- 
Er anzunehmen. Gewiß, bieſe Geſehe entſprechen nicht unferem deal. 

icht alſo hätten wir die Republit conftitwirt. Aber wenn bie Kritit ber 
neuen Verfaffung leicht ift, jo darf man und fo wird aud) das Land nicht 
vergefien, daß wir viel geopfert Haben, um ihm eine befinitive Regierung zu. 
erringen. An fich ift eine Verfaffung nur ein Werkzeug. Ob ed gut oder 
mittel mäßig if, Hingt gang von bet Danb ab, bie. gemaudi Wenn Frant- 
2 entichlofjen ift, fi eine freie Regierung zu bewahren, wird e8 von den 
faffungögejepen einen guten Gebrauch zu madjen wiflen, e8 wird ihre 
‚hler jelber in der Praxis verbeflern, und das iſt unfere Hoffnung. Die 
'inten haben nicht geringere Mäßigung bei ber Bildung bed neuen Minis 
Reriumd gezeigt. Nach den ftrengen Regeln des Parlamentarismus hätten 
wir in dem Cabinet nad Maßgabe unferer numerifchen Stärke vertreten fein 
müffen. Aus Liebe zur Eintracht und zum Frieden bleiben wir inbe im ' 
Schatten. Man Hat uns jo oft wiederholt: wir dürften Die comfervativen 
Suterefen nicht erſchrecken, daß wir in alle Opfer willigten, ohne uns beör 
halb überreden zu laffen, daß das Land wirklich gar fo viel Furcht vor uns 
habe. Wie wollen wir uns jegt dem neuen Minifterium gegenüber verhalten ? 
Die tit de linfen Gentrums, m. H9.! — und bad * einer ihrer großen 
Dort! — ift fo Mar, daß jeder fie ım Voraus Tannte. Mit und Kraut 
man niät erft zu unterhandeln, Wir werben das nene Minifterium unter 
zwei Bedingungen unterflüßen: erſtens, daß man ben EIER bie 





wir unter allen Shftemen betämpft Gaben, jo bald ala möglid ein Ende 
madhe, unb zweitens, dab bie Vertvaltung eine aufrichtig republilanifche fei. 
Dir verlangen weber Getvaltthätigeit, noch Beofeiplione, Danad; ftand 
u es —12 und feine übertriebene Zumuthung, ivenn 
nal daß diejenigen, welche die Ehre Haben, ber Res 

ens nicht gegen fie confpiriren, unb zweitens, —2 
ı follen, das Princip unſerer Regierung au reſpel⸗ 
jebt ber politiſche Name Frantreichs; wer bie Res 
ufrührer und verfällt dem Gejek. Wir werden 
m verlangen, baß es fich für eine Auflbſung bereit 
ie auf ra warten lafien fann. Mit der Beſchluß ⸗ 
Fneiten jelepe haben wir unfer Mandat eriöpft; 
: Souveränetät wiederzugeben, welche fein eigen ift. 
ogramm; ich wage zu behaupten, baß es ein we · 


:n ber Linken fcheinen entfchloffen, unter allen 
22 · 
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Umftänden auch ferner feft zufammenzuhalten, und Gambetta (äußerfte 
Zinte) geneigt, dieſes Zuſammenhalten feinerfeit3 big an die äußerfte 
Grenze des Möglichen zu unterftüßen und feine radicalen Freunde 
nach Kräften zu mäßigen und im Zaum zu halten, nur um die re 
publitanifche Verfaffung und die endliche Aufldjung der Berjailler 
Nationalverfammlung, wenn auch mit großen Konceffionen an con⸗ 
fervativere Anfchauungen, zu Stande zu bringen. 


29. März. Feierliche Beerdigung Edgar Duinet’3: die Parifer 
machen fie zu einer impofanten republifanifchen Demonjtration. Viele 
gemäßigte Republifaner hatten gefürchtet, die Bonapartiften gehofft, 
daß es dabei zu irgendeinem Tumult fommen werde. Sie verläuft 
jedoch in volllommener Ordnung und Ruhe; die radicale Partei 
unter der Leitung Gambetta’3 ift offenbar zu dem Bewußtſein ge- 
langt, durch Ruhe und Dizciplin allein die Stellung im Staate 
erringen und behaupten zu können, nach der fie feit Jahren vergeb- 
lich geftrebt Hat. 


30. März. Der Juſtizminiſter Dufaure erläßt, der erfte der 
neuen Minifter, ein Rundfchreiben an die ihm unterjtehenden DBe- 
amten, in dem er fich zu großer Befriedigung der Tinten mwenigfteng 
entjchieden republikaniſch ausſpricht und entjchloffen jcheint, der neuen 
republikaniſchen Verfafjung in jeinem Refſort Anerkennung zu ver- 
Ichaffen. 

— März. Die während ber Kämpfe um die Grundlagen 
der Berfafjung in der Aufmerkſamkeit der dffentlichen Meinung ei- 
nigermaßen in den Hintergrund getretene ultramontane Bewegung 
tritt allmälig mit Macht wieder in den Vordergrund. 

Das — Jubeljahr wird im ganzen Lande, namentlich aber in 
darin mit großem Pompe gefeiert. Jeden Nachmittag verfammeln ſich bie 
läubigen in einer der verfchiedenen Pfarrkirchen und begeben fi dann 
ge en 4 Uhr Abends gemeinfchaftlich nach der Notre:Dame, wo fie vom Erz: 
ii of von Paris eingefegnet werben. Da die Proceifionen auf offener Straße 
verboten find, jo findet die Wallfahrt zu Wagen ftatt, wobei oft 1000 Wagen 
und Omnibufle zufammentommen, welche bie ganze Breite der Straße ein: 
nehmen und jo, abfichtlich, den Verkehr —80 hemmen. Die Schulkinder 
werden zu Fuß in die Ki geführt, meiſt einige tauſend Knaben und 
Mädchen zuſammen. — Am 30. März tritt in Paris der Congreß der ſog. 
katholiſchen Genofienicpaften ujammen, woran eine große Anzahl folder, 
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im Antereffe ber Kirche und gegen die Univerfität, und bie NRothivendigkeit, 
dem Clerus das Recht zur Ertheilung. der Univerfitätsgrabe zu geben, von 
allen Seiten mit bem größten Nachdruck geforbent. „DaB Raik ch verhielt 
fich Imechtifch genug gegenüber ben clericalen Gefellichaften, in denen es Ge: 
Hilfen refrutirte, aber es Hatte trotzdem die Notbiwendigleit empfunden, bem 
Neberfluthen der mächtigen Genofienjchaften, welche unter dem Schutze bes 
bl. Vincenz von Paula fehen, einen Damm entgegenzuftellen. Dan müßte 
aber blind fein, um nicht zu erkennen, baß bie Heutigen tatholifchen Vereine 
noch organifirt find, als diejenigen des Kaiſerreiches. Sie bilden eine 
Art Bündniß ähnlich der Liga des 16. Jahrhunderts, eine große ungefep 
Verbindung, tweldde ganz Frankreich umfaßt, allenthalben demfelben Hide 
wort und derjelben Eingebung gehorcht und in ihren Cirkeln, Conferenzen 
und Derfammlungen über alle politiſchen und focialen Oragen, worüber 
fe verhandeln will, verhandelt, und das nicht in einer Liberalen Abficht, ſon⸗ 

en in ber Abficht, Hab und Verachtung gegen bie Srunbeinzichtungen bes 
Landes zu erwecken.“ 

3. April. Der neue Unterrichtsminifter Wallon hält in ber 
Derfammlung der societes savantes eine officielle Rede, deren Schluß 
mit Iebhaftem Beifall aufgenommen wird. Der Minifter führt aus, 
daß die Republik durch die Macht der Thatſachen entftanden und 
bon der Nationalverfammlung bereit? vorgefunden worden fei; fie 
babe dann dem Marfchall-Präfidenten erweiterte Machtbefugniß er- 
theilt und fich dabei nur gegen zwei Dinge verwahrt: gegen den 
Staatäftreich und gegen die Revolution. 

— April. Auch der Kriegaminifter de Ciſſey und fogar ber 
(Legitimiftifche) Aderbauminifter Marquis de Meaux erlaffen Rund⸗ 
fchreiben innerhalb ihrer Refiort?, in denen fie den nunmehr gejeb- 
lichen Beitand der republifanifchen Verfaffung ausdrücklich aner- 
fennen. Obgleich fich dies eigentlich von felbft verftehen follte, To 
conftatiren die Liberalen Blätter die Thatfache doch mit auffallender 
Befriedigung. 

5. April. Eröffnung ber Generalräthe der Departements. Der 
Verlauf derfelben ift diegmal ein fehr ruhiger: diefelben befchränten 
fi fämmtlich auf die Angelegenheiten ihrer Departements. 

10. April. Die Allarmartifel der deutſchen Prefje (vergleiche 
Deutfchland) fangen an, in Frankreich Auffehen und eine gewiſſe 
Beunruhigung zu erzeugen. Die Parifer Blätter behaupten, die 
Deutjchen würden feinen einzigen Artikel eines franzöfifchen Blattes 
bezeichnen Können, der in den lebten drei Jahren den Rachekrieg ge- 
fordert habe, und werfen der deutſchen Preſſe vor, Frankreich gegen- 
über die Provocation ſyftematiſch zu betreiben. - 

Das Wahre an ber Sache ift wohl Dieſes: es gibt kaum einen ein- 
zigen Franzoſen, der nicht bie Wiedereroberung von Elfaß-Lothringen wünſchte 
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unb von ber Regierung bie Borbereitung zur Revanche erwartete. Die Preffe 

t daher gar nicht nöthig, im Volke dieſe Ideen zu nähren, im Gegentheil 
ucht fie den Chauvinismus zu aügeln und vor Meberftürzung zu warnen, 
weil bie im Jahr 1870 erhaltene Lektion nicht verloren ift. 


15. April. Die Regierung ernennt den Admiral Laronciee le 
Nourry zum Oberbefehlahaber des Geſchwaders im Mittelmeer. Der- 
felbe ift entichiedener Bonapartift; feine Ernennung ftößt daher auf 
ſtarken Tadel von Eeite der Organe aller anderen Parteien. 

233. April. Gambetta Hält in Belleville, ber Arbeitervorftabt 
von Paris, eine jehr mäßigende Rede und nicht ohne Erfolg. Er 
nennt barin ben neuen Senat den „Großen Rath der franzöfifchen 
Gemeinden”. 

26. April. Der geheime Haß zwiſchen Legitimiften und Or- 
feaniften bricht wieder in belle Flammen au2. 


Die legitimiftifcden Organe veröffentlichen eine Aufforderung an ben 
Grafen von Paris, derjelbe möchte die Erklärung abgeben, dab er und bie 
übrigen orleaniftiichen Prinzen unverändert in der durch die Unterwerfun 
vom 5. Auguft 1873 dem Grafen Chambord gegenüber eingenommenen Stel: 
Yung verharren. Würde dieſe Erklärung abgegeben, jo könnten bie Legiti- 
miften bei den beborftehenden Wahlfämpfen mit ben Parlamentariern ge: 
meinfhen tie Handeln; anderenfall® Liege für die Royaliſten fein Grund 
dor, nicht mit den Bonapartiften eine Allianz einzugehen. 


27. Auguft. Der neue Finanzminifter Leon Say will ber Fa⸗ 
milie Bonaparte für gewifle Theile ihres Privateigenthums, die in 
ben Händen der Regierung find, nur 2,700,000 Fres. (ftatt 8 ober 
doch 4 Mill., wozu die frühere Regierung geneigt war) Entſchädi⸗ 
gung zugeſtehen. 

— April. Der demofratifche Gemeinderath von Paris hat 
das ordentliche Schul-Budget und den Schulbefuch der Stadt von 
6 Mill. Fre. und 78,000 Kindern vor dem Krieg auf 10 Mill. 
Fres. und 117,000 Kinder gebracht. Für 479 Schullehrer und 445 
Schullebrerinnen werden bei 2 Mill. Fres. Hingegen für 333 Brüder 
und 330 Schweitern der Kongregationg-Schulen nur 681,000 Fres. 
verwendet. Die weltlichen Schullebrergehalte hat er von 1600 unb 
1400 Fres. bis 3400 und 2900 Fres. mit Wohnungsgeldern bis 
600 Fres. gefteigert, Hingegen feit vier Jahren feine einzige neue 
Congregationg-Schule eröffnet. 


1. Mai. Es gelingt den großen Bankier und ben großen 
privilegirten Eifenbahngefellfchaften, den belgifchen Finanzier Philip- 
part, der zu Unterftügung des Baues von Localbahnen ein „Comits 
auxiliaire du Credit mobilier‘ mit einem Kapital von 80 Mil. 
Fres. errichten will, moralifch zu ermwürgen. Gerade in dem Mo- 
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ment, da er bie Subfeription auf fein Unternehmen eröffnet hat, 
leitet der Staatsanwalt auf Grund der Befchulbigungen eines Börfen- 
blattes eine Criminalunterfuchung gegen ihn ein, bei einem früheren 
Unternehmen über eine große Anzahl Obligationen verfügt zu haben, 
ohne dazu ermächtigt geweſen zu fein. Philippart verlangt in den 
Stand gejeßt zu werden, diefe verleumderifche Anfchuldigung fofort 
zu widerlegen, kann e& aber nicht dazu bringen. Die Subfeription 
auf fein großes Unternehmen mißlingt daher unter dem erften Ein- 
drud des gegen ihn erregten Verdachtes. 

5. Mai. Die Regierung beruft die eine Hälfte des jährlichen 
Contingents don Rekruten, diejenige für das flehende Heer, auf 
5 Yabre, die andere Hälfte aber, diejenige für die jog. Territorial- 
armee (es wird das ganze Sontingent, alfo jährlich ca. 270,000 
Mann eingeübt), für 8 Monate bis 1 Jahr unter die Waffen. Der 
Minifter Yuffet erläßt dabei ein eigenes Gircular an die Präfelten 
mit dem Auftrage, die Rekruten darauf aufmerffam zu machen, daß 
nach dem Gejehe vom 27. Juli 1872 alle diejenigen jungen Sol» 
daten der Territorialarmee oder Landwehr, welche nach abgelaufener 
Dienftzeit nicht leſen und fchreiben können, noch ein Jahr in ihrem 
Corps würden feftgehalten werben. 

11. Mai. Nat. Verſammlung: tritt wieder zufammen. Die 
Regierung legt derjelben das Budget für 1876 vor. Dasfelbe weist 
einen Ueberſchuß von 4 Mill. Fred. aus, die Regierung bemerkt je- 
boch, daß dieſes Budget noch nicht ala ein normales bezeichnet wer⸗ 
den dürfe und daß ein folches fich erſt dann werde aufftellen laſſen, 
wenn dag Werk der Liquidation (des Krieg von 1870) vollendet 
fein werde. Das Budget für 1876 enthält für den Militär-Etat 
eine Erhöhung von nur 6 Mill. Fres.: das Cadresgeſetz vom 12. 
März d. 3. Toll alfo doch nicht fofort vollftändig durchgeführt wer- 
ben. Die dem Militärhudget beigegebenen Motive Tprechen fich über⸗ 
haupt ſehr friedlich aus. 

13. Mai. Nat.-Verfammlung: verwwirft einen Antrag Wo⸗ 
lowsti's, der den Zeitpunkt ber allgemeinen Wahlen fchon jebt feft- 
fegen will, mit 444 gegen 179 Stimmen unb nimmt dagegen als 
driaglich den Gommiffionsantrag an, ber mit dem Tage der Ver⸗ 
fündigung alle partiellen Wahlen zur Nat.-Berfammlung einftellt. 

. 38. Mai. Die feitherige Spannung zwiſchen Deutichland und 
Frankreich und der Allarm ber öffentlichen Meinung über angeblich 
brohende Kriegsgefahren findet ihr Ende (f. Deutfchland), 
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18. Mai. Nat.-Berfammlung: Die Regierung bringt zwei 
conftitutionelle Gefegeßentwürfe betr. die Beziehungen ber öffentlichen 
Gewalten unter fich und betr. bie Wahl der Senatoren ein. Buffet 
verlangt die Verweifung derſelben an den 80er⸗Ausſchuß; bie Ver- 
ſammlung befchließt jedoch mit 320 gegen 301 Stimmen, biejelben 
an einen befonderen Ausſchuß zu verweifen, wobei die Legitimiften 
und bie Bonapartiften mit der Linken für ben befonderen Ausſchuß 
fliimmen. Batbie, der Präfident des S0er-Auzfchuffes, erflärt: der 
ganze Ausſchuß reiche num feine Entlafjung ein und Lege auch bie 
Beratbung des Wahlgefebes nieder. Laboulaye erhebt Namens ber 
Ausfchußminderheit Verwahrung dagegen und erklärt: die (Liberale) 
Minderheit werde die Berathung des Wahlgeſetzes wieder aufnehmen. 
Die 80er⸗Commiſfion beichließt indeß mit 27 gegen bloß 3 Stim- 
men, auf ihrer Entlafjung zu bebarren. Die öffentliche Meinung 
fieht darin das Ende der „Kampfes-Regierung“, de Gouvernement 
du combat, wie Batbie feiner Zeit das Minifterium Broglie ge- 
tauft hatte. 

4. Mai. Eine officidfe Note ber Organe der Regierung läßt 
darüber Teinen Zweifel, daß die Regierung bez. des Wahlgeſetzes für 
die Deputirtentammer entichieden Partei nehmen wird für das og. 
Arondiffementsferutinium, wie es die Rechte, und gegen das ſog. 
Liftenferutinium, wie e8 die Linke verlangt. 

26. Mai. Nat.-VBerfammlung: beftellt den 30er-Ausfchuß neu 
und zwar wird derjelbe nunmehr aus 25 Liberalen und nur 5 Con⸗ 
ſervativen zufammengefekt. 

28. Mai. NRat.-Berfammlung: befchließt auf den Antrag bes 
Biſchofs Dupanloup und mit Zuftimmung der Regierung, ben Ge- 
ſetzesentwurf betr. Freigebung des höheren Unterricht? zu Gunften des 
Glerus auf die Tagesordnung zu feßen. 

Um ben Beſchluß busiaulehen, waren alle Mitglieder der Recht 
durch fpecielle Briefe zum ih nen in der Sitzun et en w 
Die „Union“ verraͤth bei dieſer pre enheit das Ge 
tanen, indem «8 nd vokiet en zuruft: em bieje Verſamm⸗ 
lung dieſes Geieh nicht votirt, ih es don ber nad nachfolgenden nie angenom: 
men werben; bie Unterri gfreihen muß aus jetzigen Nationalverſamm⸗ 
lung bervorgeben, ſonſt wird fie ewig ein —2 bleiben.” 

29. Mat. Nat.-Verfammlung: Commiſſion für Borberathung 
‘der don der Regierung am 18. d. M. eingebrachten ergänzenden con⸗ 
ftitutionellen Geſetze: dieſelben finden ftarfe Anfechtung, da fie ber 
Regierung gegenüber ben beiden Kammern und namentlich gegenüber 
ber Deputirtenfammer eine möglichft große Selbftändigkeit und Un⸗ 
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abhängigkeit wahren. Buffet vertheidigt dieſen Gefichtspunft mit 
großer Lebhaftigfeit. Um nicht? zu gefährden, was fie errungen, 
fcheint die Linke übrigens auch ferner zu den äußerjten Conceffionen 
geneigt zu fein. 

29. Mai. Gin Hirtenbrief des Erzbifchof3 von Paris feht 
die feierliche Grundfleinlegung der Herz-Jeſu⸗Kirche auf dem Mont- 
martre auf den 16. uni an, als dem 200fen Sahrestage ber der 
Marie Macoque gewordenen Sffenbarung. Urfprünglich follte bie 
Geremonie am 29. Juni ftattfinden und die Ultramontanen hatten 
bereit8 alles zu einer ganz außerordentlichen Demonftration vorbe- 
reitet. Allein die Regierung war aus Furcht vor einem Zufammen- 
ſtoß dazwifchen getreten und hatte die beabfichtigte großartige Pro= 
zeifton entfchieden verboten. So wurde die Feier vom 29. auf ben 
16. Juni verlegt, an welchem auf Befehl bes Papftes die ganze Welt 
dem Hl. Herzen Jeſu geweiht werden foll. 

30. Mai. In Paris wird ein internationaler Vertrag über 
ein daſelbſt zu errichtendes internationales Maß- und Gewichtsbureau 
von den Delegirten der meiften europäifchen Staaten unterzeichnet. 


— Mai. Die ultramontane Agitation ift wieder in voller 
Blüthe An allen Eden und Enden des Landes finden Kirchenfeſte 
und Wallfahrten ftatt. In Paraysle-Mtonial celebriren nicht we- 
niger ala acht Hohe Prälaten, darunter der Erzbifchof von Paris, 
bei ber Erhebung der dortigen Kirche zu einer Bafilica, und in 
Rouen haben fich auch fremde Pilger mit ihren ahnen, insbeſon⸗ 
dere aus Eljaß-Lothringen, eingefunden. An Iebterem Orte bat auch 
ein Bankett ftattgefunden, wobei der dortige Eorpscommandant, &e- 
neral Lebrun, ehemals Stabschef Leboeuf's, auf die „Vereinigung des 
Degen? und bes Kreuzes” toaſtirte. Der Batican Tann mit dem 
Gange der Dinge in Frankreich ſoweit zufrieden fein. 


8.—17. Juni. Nat.-Berfammlung: Zweite Leſung (erjte Be⸗ 
rathung) des Geſetzesentwurfs betr. Freigebung bes höheren Unter- 
richts (zu Gunften der Elericalen). Die Liberalen erleiden eine furcht- 
bare Niederlage, zum Theil durch ihre eigene Schuld und ihren bis⸗ 
berigen Doctrinarismus: die Clericalen fehen nicht nur dag Geſetz, 
wie e8 vorgeichlagen, fondern auch noch eine Reihe von Beitimmungen 
durch, die fie niemals erwartet, kaum jemals gehofft haben. 


Saboulade, Referent der Commiſſion, ſetzt das Princip, bon bem 
biefe audgegangen ift, außeinander: Die Nationalverfammlung bat fich im 
Princip für bie freiheit bes höheren Unterrichts erklärt, aber es ftellt ſich 
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18. Mai. Nat.» Berfammlung: Die Regierung bringt zwei 
conftitutionelle Geſetzeſsentwurfe betr. die Beziehungen der öffentlichen 
Gewalten unter fi) und betr. die Wahl der Senatoren ein. Buffet 
verlangt die Verweifung berjelben an ben 80er⸗Ausſchuß; die Ver- - 
ſammlung befchließt jedoch mit 320 gegen 3801 Stimmen, dieſelben 
an einen befonderen Ausſchuß zu vertweifen, wobei die Legitimiften 
und die Bonapartiften mit der Linken für den befonderen Ausſchuß 
fliimmen. Batbie, der Präfident des S0er-Ausfchuffes, erklärt: der 
ganze Ausſchuß reiche nun feine Entlaffung ein und Yege auch bie 
Berathung des Wahlgefebes nieder. Laboulaye erhebt Namens ber 
Ausfchußminderheit Verwahrung dagegen und erflärt: die (Liberale) 
Minderheit werde die Beratung des Wahlgefehes wieder aufnehmen. 
Die 30er⸗Commiſſion befchließt indeß mit 27 gegen bloß 3 Stim«- 
men, auf ihrer Entlaffung zu bebarren. Die öffentliche Meinung 
fieht darin das Ende der „Kampfeg-Regierung“, de Gouvernement 
du combat, wie Batbie feiner Zeit dag Minifterium Broglie ge- 
tauft batte. 

4. Mai. Eine officidfe Note der Organe der Regierung läßt 
darüber Teinen Zweifel, daß die Regierung bez. des Wahlgejekes für 
bie Deputirtenfammer entfchieden Partei nehmen wird für bas og. 
Arondiffementzferutinium, wie e8 die Rechte, und gegen das Tog. 
giftenferutinium, wie e8 die Linke verlangt. 

26. Mai. Nat-Berfammlung: beftellt den 80er-⸗Ausſchuß neu 
und zwar wirb berjelbe nunmehr aus 25 Liberalen und nur 5 Con⸗ 
- fervativen zufammengefebt. 

28. Mat. Rat.:Berfammlung: befchließt auf den Antrag des 
Biſchofs Dupanloup und mit Zuftimmung ber Regierung, den Ge- 
ſetzesentwurf betr. Freigebung des höheren Unterricht? zu Gunften des 
Glerus auf die Zagesorbnung zu jeßen. 

Um ben Beichluß eben: waren alle Mitglieder ber Rechten 
durch Tpecielle Briefe zum Erſcheinen in ber Sitzung aufgefordert tworben. 
Die „Union“ verräth bei diejer Gelegenheit das Geheimniß der Ultramon⸗ 
tanen, indem es den Fractionen ber Rechten zuruft: Wenn biefe Verſamm⸗ 
Yung dieſes Geſeß nicht votirt, wirb es von der nachfolgenden nie angenom: 
men werden; bie Unterricht3freiheit ‚muß aus ber jegigen Nationalverjamm: 
lung beroorgeben, jonft wird fie ewig ein Verj bleiben.” 

29. Mai. Nat.-Berfammlung: Commiffton für Vorberathung 
"ber von der Regierung am 18. d. M. eingebrachten ergänzenden con⸗ 
ftitutionellen Geſetze: biefelben finden ftarfe Anfechtung, da fie ber 
Regierung gegenüber den beiden Kammern und namentlich gegenfiber 
der Deputirtenlammer eine möglichit große Selbftändigfeit und Un- 
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abbängigkeit wahren. Buffet vertheibigt diefen Geſichtspunkt mit 
großer Lebhaftigfeit. Um nicht? zu gefährden, was fie errungen, 
ſcheint die Linke übrigens auch ferner zu den äußerſten Conceſſionen 
geneigt zu fein. 

29. Mai. Ein Hirtenbrief des Erzbifchof3 von Paris feht 
die feierliche Srundfteinlegung der Herz-Jeſu⸗Kirche auf dem Mont⸗ 
martre auf den 16. Juni an, ala dem 200fen Jahrestage der der 
Marie Alacoque gewordenen Offenbarung. Ursprünglich follte die 
Geremonie am 29. Juni ftattfinden und die Ultramontanen hatten 
bereit? alles zu einer ganz anferordentlichen Demonftration vorbe= 
reitet. Allein die Regierung war aus Furcht vor einem Zujammen- 
ſtoß dazwifchen getreten und Hatte die beabfichtigte großartige Pro= 
zeifion entjchieden verboten. So wurbe die Feier vom 29. auf den 
16. Juni verlegt, an welchem auf Befehl des Papftes die ganze Welt 
dem HI. Herzen Jeſu geweiht werden ſoll. 

30. Mai. In Paris wird ein internationaler Vertrag über 
ein daſelbſt zu errichtendes internationales Maß- und Gewichtsbureau 
von den Delegirten der meiſten europäiſchen Staaten unterzeichnet. 


— Mai. Die ultramontane Agitation ift wieder in voller 
Blüthe. An allen Eden und Enden des Landes finden Kirchenfeſte 
und Wallfahrten flat. In Paraysle-Monial celebriren nicht we- 
niger als acht hohe PBrälaten, darunter der Erzbifchof von Paris, 
bei der Erhebung der dortigen Kirche zu einer Bafılica, und in 
Rouen haben fich auch fremde Pilger mit ihren Yahnen, insbeſon⸗ 
dere aus Eljaß-Lothringen, eingefunden. An letzterem Orte bat auch 
ein Bantett ftattgefunden, wobei der dortige Corpgcommandant, Ge⸗ 
neral Lebrun, ehemals Staböchef Leboeuf's, auf die „Vereinigung des 
Degend und bes Kreuzes” toaſtirte. Der Batican Tann mit dem 
Gange ber Dinge in Frankreich foweit zufrieden fein. 


8.—17. Juni. Nat.⸗Verſammlung: Zweite Lejung (erfte Be- 
rathung) des Geſetzesentwurfs betr. Freigebung bes höheren Unter- 
richt (zu Gunſten der Elericalen). Die Liberalen erleiden eine furcht« 
bare Niederlage, zum Theil durch ihre eigene Schuld und ihren bis— 
berigen Doctrinarigmus: die Elericalen ſetzen nicht nur das Geſetz, 
wie es vorgefchlagen, fondern auch noch eine Reihe von Beſtimmungen 
durch, die fie niemals erwartet, faum jemals gehofft haben. 


Laboulaye, Referent der Commilfion, jet das Princip, von bem 
diefe ausgegangen iſt, außeinander: Die Nationalverfammlung hat ſich im 
Princip für bie fyreibeit bes höheren Unterrichts erklärt, aber es ftellt fih 
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heraus, daß fie über die Anwendung nicht einig ift. Die Einen fallen bie 
Sache jo auf, daß gewifle Privatanftalten mit dein Staate das Lehrmonopol 
tbeilen follen, und nähern ſich dadurch dem belgiichen Syſtem; Andere geben 
bem deutſchen ben Borzug, dag ganz einfach dasjenige der alten Parijer Uni: 
verfität if. Wir würden dadurch nur zu neuen Eintheilungen gelangen, 
fonft aber wenig gewinnen. Es handelt fich viel weniger darum, innerhalb 
der biöherigen Grenzen ber Univerfitäten Aenderungen vorzunehmen, ala bie: 
ſelben zu erweitern und den freien Vorträgen und Lehrkurſen eine jelbftftändige 
Thätigfeit einzuräumen. Bisher hing die Crmächtigung dazu von ber Uni⸗ 
verfität ab, und fie ertheilte dexen, nach der Angabe des Hrn. dv. Cumont, 
800—1000 jährlich; wenn fie frei wären, jo würden fie auf mindeftena 2000 
anwachſen. Alles, was ind Lehrfach einfchlägt, wird von der Univerfität 
gemaßregelt und bewacht; wenn es ıhr gefällt, fo kann fie einem gelehrten 
Drientaliften, der nicht zu ben ihrigen gehört, verbieten, feine Stenntnifle zu 
verbreiten; fie kann das Gleiche einem der Landwirtbichaft Kundigen gegen: 
über thun, ber feine Studien nicht in ihrem Schoß gemacht hat und nicht 
machen fonnte, überall behauptet fich ihr Einfluß in negativem Sinne. In 
England ift das ganz anders, dba darf ein Jeder, ber etwas weiß und fi 
berufen fühlt, es mitzutheilen, Vorträge halten und er findet ein danfbures 
Publikum, das fi, für alles Erdenkliche intereffirt. Daß der Staat einem 
Bürger das Unterrichten verbieten konnie, ließ fich ehedem noch erklären, ala 
ber König ber Vater feiner Unterthanen war und fie mit väterlicher Für⸗ 
Jorge in Tefiger Unmifjenheit erhielt. (Lärm und Widerfpruch rechts.) Wie 
ie Prebfreiheit, die veligidje Freiheit und alle anderen Freiheiten, fo ift es 
billig, daß die Unterrichtsfreiheit für Jedermann beftehe. Redner fommt auf 
die ſpärliche Austattung der Staatölehranftalten zurüd und fpricht die Leber: 
zeugung aus, daß dies fich erft dann ändern werde, wenn die katholiſchen 
Unierfitäten ein reiches Material, das ſchon in Bereitfchaft Liegt, auftweiten 
würden, und daß fein frifches Leben in den Unterricht der Staatsanftalten 
kommen werde, fo lange ihnen nicht von außen Concurrenz gemacht werde. 
gun Schluß beruhigt Here Laboulaye die Royaliften, die zum heil mehr 
atholiten ala Ronaliften feien, über die Abfichten der gemäßigten Repu⸗ 
blitaner in kirchlicher Beziehung. Tiefe wollten die Nechte der Tatholiichen 
Kirche gewahrt wiflen, fie wühten, baf es nicht möglich fei, fie zu zermalmen, 
die katholiſche Kirche folle frei fein, die gläubigen Katholiken Fofiten ihre 
Kinder nah ihrem Sinne unterrichten laffen bürfen, und das vorliegende 
Gejeg werde. zu der feit achzig Jahren angeftrebten Verföhnung zwiſchen ben 
Gegenfähen nicht wenig beitragen. 
ied bie Doctrin. Allein thntfächiich handelt es fich, wo nicht aus» 
ſchließlich, doch jedenfalls ganz überwiegend um die Errichtung fog. freier 
b. h. vielmehr „Latholifcher” Univerfitäten "oder Yacultäten.. Die Liberalen 
und Republikaner der Affemblde, die immer für abfolute Unterrichtöfreiheit 
eichwärmt, konnten fich den Forderungen der clericalen Rechten nicht: wider: 
een, wenn fie nicht illiberaler als dieſe ericheinen wollten, und doch wußten 
e recht gut, daß das neue Geſetz zunaͤchſt nur ber clericalen Partei Rutzen 
bringen wird, ba biefe ſowohl die Geldmittel ala dag he onal für bie 
neuen Univerfitäten ſchon bereit hat und durch den Einfluß der Biſchöfe und 
bes übrigen Elerus auch hinreichend Zöglinge herbeizuichaffen vermag. Wäh- 
rend nun die Elericalen unter Louis Philipp und Napoleon III. weiter nichts 
ald Lehrfreiheit gefordert hatten, machten fie jeßt bei Weitem größere Ans 
ſprüche und mußten fie auch nach und nach durchzuſetzen. So gleich beim 
. 2. Artikel des Geſetzes ber ben Departements und Gemeinden das Recht zur 
Gründung von Facultäten zufpricht, wurde anf ihren Antrag dieſes Recht 
auch auf die Didcefen und Gonfiftorien ausgedehnt. Hiermit ift aber — 
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in Wiberipruch mit den beftehenden Staatsgeſetzen — ben Diöceſen das Recht 
einer juriftiicden Perfon beigelegt, welche befiten, erben und erwerben kann. 
(Dies war freilich bereit früher ſchon 5% n Staatsrath geichehen.) Die 
Republilaner machten einen ſchwachen Verſuch, dem einzelnen Individium 
das Recht zu ee Dorlefungen oder Lorträgen zu vindicixen, wodurch 
allein ein Gegengewicht gegen das Privileg der clericalen Facultäten geichaffen 
werben fünne, mußten aber ihre Amendement zurüdziehen, da dasſelbe, wie 
ber Berichterftatter Laboulaye bemerkte, Ehntte Achern mit dem Geſetz über 
das Verſammlungsrecht und die unbeichräntte Nebdefreiheit nur bie alten 
Elubs wieder ins Leben rufen würde. Bein: 5. Artikel verfuchte man, den 
Fehler wieder gut zu machen, womit man den Code civil angetaftet hatte, 
und durch feine Deewerfung auch indireft den 2. Artikel wieder aufzuheben. 
Aber da erllärten es bie Glericalen für eine Monftrofität, wenn man ihnen 
dag wegnehmen wolle, wa3 man ihnen einmal zugeftanden, und Regierung 
und Republikaner gaben nach, in der Abficht, bei Diefer zweiten Lefung dem 
einmal zu Artikel 2 gefaßten Beichluß confequent zu bleiben und die Ents 
ſcheidung fih für die dritte Lefung vorzubehalten. Durch den bisherigen 
Erfolg ermuthigt, beantragte Chednelong, „dab die Aufficht des Staates über 
die freien Facultäten fich darauf zu beichränten habe, die Achtung dor ber 
Moral und Ordnung zu filhern und auf die Beobachtung des gegenwärtigen 
Geſetzes zu ſehen.“ Dieſes Amendement wird in mobificirter Saftıına ange: 
nommen. Nicht fo glüdlic waren die Glericalen mit einem Amendement 
m 11. Artikel, worin fie beantragten, daß die freien Univerfitäten nad 
Fünfjägeigem Beftehen „von Rechtswegen“ für gemeinnübige Anftalten un 
pie rionen gelten follten, während der Gefegentivurf nur befagte, 
ß fie nach fünf Jahren dafür „erklärt werden könnten.” Jozon, Mitglied 
ber Linken, bedte die Tragweite dieſes Amendements auf, indem ex fagte: 
„Die Congregation ber Jeſuiten ift in Frankreich nicht anerkannt, fie befiken 
zwar ungeheure Reichthümer, aber fie können nur durch Mittelaperfonen 
erben, eriverben und Vermächtnifſe annehmen. Wird das Amendement ange: 
nommen, bann ift das Gefeß, welches fie bisher beichräntte, abgeichafft, und 
fe werben nicht allein eine anerfannte Gongregation, fondern erhalten ehr 
e Rechte einer juriſtiſchen Perſon.“ Bei dieſer Perfpective erſchraken ſel 
bie Mitglieder des rechten Centrums und ftimmten mit ber Linken gegen ben 
Antrag, der in Folge beffen fiel. Die Hauptdebatte entwickelte fich über die 
tage, ob bie Staat3univerfitäten allein das Recht behalten follten, die ala: 
miſchen Würden nach vorgängiger Prüfung zu verleihen, tva3 im Wider 
jpen mit dem Princip des neuen Gejekes zu ftehen Ichien, oder ob auch 
ie freien Facultäten jenes E efngen bürften. Ein Antrag Ferry's, 
wonach der Staat allein die fungen abhalten follte, wurde von 
Aftemblee verworfen und nach dem Wunfche bes Unterrichtsminifterd ein 
Amendement angenommen, welches die Prüfungscommilfion für die Zöglinge 
der freien Syacultäten zur Hälfte aus Mitgliedern ber Staatsuni ten 
und ur Hälfte aus Profefioren ber freien Facultäten beftehen läßt. So 
fi nn bie clericalen Univerfitäten ben Staatzanftalten jet volllommen 
leichgeftellt. Aber die Elericalen, die ſelbſt einen joldden Exfolg nicht zu 
ffen gewagt yatten, haben ihrem Werte bie Krone aufgejeßt, indem he 
uleyt ein Aın ent durchbrachten, wonach ein Disciplinargericht fungiren 
Im. welches Borlefungen, wenn fie unmoralifch ericheinen, einftellen Tann. 
Die Spike bes Amenbements ift wohl gegen bie freien (pacuttäten gerichtet, 
die, von Liberalen eröffnet, Lehren vortragen möchten, welche des Materialis⸗ 
mus und Atheismus beichuldigt werden können. Der ichterflatter, Las 
boulaye, ber bisher immer mit ben Glericalen gegangen war, ftemmte fich 
vergebens mit Hand und Fuß gegen dieſes Amenbement, ala welches bie 
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Beeieit des Unterrichts aufhebe, die man doch durch das Geſetz gründen 
wolle. 


Kür die dritte Berathung des Geſetzes ftimmen auch die Wallo- 
niften, ein Theil des linken Gentrums, fogar einige Mitglieder der 
Linken und alle Minifter, felbft Leon Say und’ Dufaure. Thiers 
flimmt dagegen. 

10. Juni. Der Marſchall Mac Mahon, von Portugal und 
England ala Schiedsrichter über die Frage angerufen, welchem von 
beiden die Souveränetät über die Delagoa-Bay zuftehe, entjcheibet 
gegen England und zu Gunften Portugals. 


15. Juni. Nat.-Berfammlung: Die 30er-Commilfion entichei= 
det fi in der Vorberathung des Wahlgeſetzes für bie Deputirten- 
fammer mit 17 gegen 7 Stimmen für das Liftenferutinium und 
gegen das bon der Regierung unterftüßte Arrodiffementzjerutinium.. 
Das letztere begünftigt die ſog. officiellen Candidaturen wie unter 
dem SKaiferreiche, das erjtere macht fie faft unmöglich. 


16. Juni. Auf Befehl des Papftes wird in allen Kirchen 
Frankreichs dag Land dem heil. Herzen Seju geweiht. In Paray- 
le-Monial findet zu diefem Behufe eine ganz befonbere Tyeierlichkeit 
ftatt. In Paris wird gleichzeitig die Grundfteinlegung der Kirche 
auf dem Montmartre vollzogen. Die von der ultramontanen Partei 
für dieſe Feierlichkeit längſt vorbereitete gewaltige Demonftration 
unterbleibt jedoch, und dieſelbe muß ſich mit einer ziemlich be= 
fcheidenen Feier begnügen; die Regierung betbeiligt fi) daran gar 
nicht. Die zahlreichen Kleinen ultramontanen Blätter triumphiren 
indeß über den mächtigen Fortgang der fog. katholiſchen Agitation 
und was die franzöfiichen Blätter Anftand nehmen auszufprechen, 
das verkünden die belgischen laut als das Ziel derfelben: eine ka⸗— 
tbolifche Liga unter der Leitung des Papſtes. 

21.—22. Juni. Nat.-Berfammlung: Erfte Berathung de Ge- 
feßentwurfs betr. die Beziehungen der Öffentlichen Gewalten unter- 
einander. Laboulaye empfiehlt ala Berichterftatter der Commiffton 
die Annahme der Vorlage mit einigen Modificationen zu Gunften 
der Kammer gegenüber einer allzugroßen Machtfülle des Präfidenten 
und der Regierung. Die äußerfte Linke (Madier de Montjau und 
Louis Blanc) und die äußerfte Rechte (General bu Temple) greifen 
das Geje mit großer Leidenſchaft an. Minifter Buffet befämpft 
bie erftere. Das Geſetz wird fchließlich für die zweite Beratung 
angenommen. 


— — 
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Commiſſionsbericht Labonlaye’3: „.... Bei uns die politiſche Frei⸗ 
heit heimiſch machen, iſt ein zartes Werk, welches viele Schonung erheiſcht. 
Indem die Republikaner die Verfafſung vom 25. Februar mit den ne 

ern des conftitutionellen Königthums ala eine Trandaction votixten, find 
f es nicht, welche bie geringften Opfer gebracht haben; fie brachten fie aus 
landgliebe, um dem Bebürfnig der Eintracht und ber Freiheit Gehör 

u ſchenken, welches der Wunſch eines durch den Krieg erichöpften und durch 
ie Rebolutionen ermübeten Volles ift. an muß heute in dem nämlichen 
Geifte bad vor drei Monaten begonnene Wert beenden. Zu bdiefem Preis 
werden wir die Republit zur Aunahme bringen und die guten Bürger bes 
flimmen, ihr zu dienen und fie au lieben. Die Revolutionen haben und ge 
lehrt, den Berfaffungen fein blindes Vertrauen zu fchenten. Die von uns 
votirte Verfaffung ift keineswegs volllommen: im Ganzen liefert fie aber 
dem Lande die Garantien einer freien Regierung. Menn das betreffs jeiner 
theuerften Rechte und Sintereffen beruhigte Frankreich Geſchmack daran findet, 
ſich jelbft zu regieren, jo wird die Berraffung ſich nach und nach verbefiern. 
Die Reform ift leicht. Wenn das Land im Gegentheil Furcht vor ber Re 
publit hat und fich von ihr entfernt, jo würde bie beite ber Derfafjungen 
machtlos fein, eine Regierungsform aufrechtzuerhalten, welche aus ber Öffent- 
lichen Meinung ihre ganze Kraft zieht. Wir haben das gethan, wa ung 
die Berhältnifie geftatteten; man kann don den Geſetzgebern nicht mehr ver 
langen. Nachdem ihre Werk beendet, ft es an frankreich, dad Uebrige zu 
thun. Um bie Republit zu gründen, erlaffen wir einen Aufruf an die Klug⸗ 
heit der Regierung, an die Weisheit unjerer Haar an den Patriotis⸗ 
der Bürger, und wir haben, möge es denen nicht mißfallen, die auf unfere 
Spaltungen zählen, Vertrauen in die Zukunft.” General du Temple: greift 
den Marſchall Mac Mahon perfönlid” mit einer Leidenichaft an, die faft 
darauf fchließen läßt, daß am 24. Mai 1873 (Sturz des Hrn. Thierd) we⸗ 
nigftend zwiſchen der äußerften Rechten und dem Marfchall eine Axt Ueber: 
einfommen ftattgefunden habe. Der Iegitimiftiiche General erklärt ſehr ent» 
\chieden, dab „man” Hrn. Thierd nur deßhalb geftürzt und bem Marian 
die oberfte Regierungsftelle übertragen habe, weil „man” nach dem Borleben 
des Marichalld zu Ichließen berechtigt war, daß er ber NRepublit Ichleunigft 
den Garaus machen würde, und weil ex noch überdies Verſprechungen in 
diefem Sinne gegeben habe. Du Temple ift Legitimift und einer der wärm⸗ 
ften Freund, des Grafen Chambord; mit „man“ konnte der Rebner fomit 
nur die Legitimiften meinen, denen der Herzog von Magenta vor bem 24. 
Mai die Rolle des Henkers der Republit zu fpielen verfprochen Hätte. Eine 
Stelle ber Rede ſpricht noch mehr für dieſe Behauptung. In einem zu jener 
Zeit von dem Grafen Chambord veröffentlichten Manifeſt wurben viel Lobes⸗ 
erbebungen vom Marſchall Mac Mahon gemadt und derfelbe jogar mit 
Bayard, dem Ritter ohne Furcht und Tadel, verglichen. Tu Temple nimmt 
num dad Wort feines Herrn feierlich zurüd und erklärt, daß der Marſchall 
fein Bayard geweſen ſei, Jonit hätte ex nicht bei Sedan für eine leichte Ber: 
wunbung das Commando der ganzen Armee niebergelegt; wenn ex ein Bayarb 
ewejen wäre, fo hätte er, nachdem man ihn verwundet aus bem Gefecht ge: 
fie, fi verbunden wieder zurücbringen laffen müflen, um mit feinen ges 
lagenen Gefährten zu kämpfen und zu fterben. Der ungeftüme Applaus 
itens der äußerſten Rechten, ber biete zweite verbeflerte Ausgabe eines 
Dergleicha zwiſchen dem Helden bes Mittelalter und dem ber Neuzeit em⸗ 
plängt, ift ein Beweis davon, wie fehr ber Redner allen Legitimilten aus 
innerften Seele geiprochen Hat. „Dan wendet nicht bie dem Marichall 

in den Mund gelegte Maxime: „Hier bin ich und hier bleib’ ich" auf einen 
Regierungspoften an, wenn man ein ehrlicher Mann bleiben will!” xuft ber 


350 | Srankreig. (Juni 24. — Anf. Zuli.) 


entrüftete Zu Temple weiter aus: „man geht, wenn bie veriprochene Stunde 
fchlägt!" Die Rede des Generals ruft einen gewaltigen Tumult hervor; er 
wird vom Präfidenten zur Ordnung gerufen und in ſchließlich von der 
Verſammlung ſelbſt das Wort entzogen. Miniſter Buffet (gegen bie äußerſte 
Linke): „Die Herren Madier de Montjau und Louis Blanc haben bemerit, 
daß der Präfident, beffen Befugniſſe wir hier feſtſtellen, kein amerikaniſcher 
Präfident fein werde. Das ift vollfommen richtige. Um ihm einen foldyen 
Charakter zu geben, dazu wüßten mir nicht blos das vorliegende Gejeh ver: 
werfen und die Berfaffung vom 25. Februar wieder abichaffen, ſondern 
Frankreich jelbft von Grund aus umformen, denn Frankreich kann nun ein» 
mal nicht mit den Vereinigten Staaten en werden. Die Befugniffe 
des Stantsoberhauptes müffen hier ganz andere fein, wie dort. Um nur Ein 
Beifpiel zu erwähnen, erinnere ich an die Keered-Organifation. Berfuhren 
Sie da und konnten Sie wohl nad) einem abftracten Seine verfahren, oder 
übertrugen Sie nicht vielmehr dem Staatäoberhaupte die te, welche e8 
befigen mußte, um eine gule Organifation herzuſtellen? Dasſelbe gilt von 
vielen anderen Geſetzen. Wir folgen nicht einer abftraften Theorie, fondern 
richten ung nach den thatjächlichen Bedürfniffen des Landes und der Zeit. 


jo wäre dies ein Unglüd für das lettere, oder glauben Sie etwa, daß das 
ulgeben würde, deren es ver: 
möge feiner Gefchichte und feines Temperaments für jeine Ruhe und Side 


— welche wir dem Präſidenten übertragen wollen, in die Reihe dieſer 
en für die Freiheit und den Frieden im Lande gehören. Ich er 
on jebt, daß dad, was wir gefordert Haben, ein Minimum ber Be: 
fugniffe ift, deren der Präfident nicht entrathen kann, um feine Aufgabe zu 
erfüllen.” Aus dem Echluß fcheint Hervorzugehen, daß die Regierung die 
Anträge der Commiſſion bezüglich Beichränkung der von ihr geforderten 
Befugniffe bei der zweiten Berathung zurüdweiien und es auf die Abftim: 
mung ankommen laſſen wird. 


Die jänımtlichen drei Gruppen der Linken find fehr ungehalten 
über dag Auftreten eines Heinen Theils der äußerſten Linken, da fie 
fi) nicht darüber täufchen, daß Buffet jede folche Gelegenheit ala 
überaus erwünſcht ergreift, um der Verſammlung das vothe Ge= 
ſpenſt vorzuführen, dieſes als die größte, ja jo ziemlich als die ein- 
ige Gefahr für das Land darzuftellen und fo dahin zu gelangen, 
die alte Majorität auf der Grundlage der Republif wo immer mög- 
lich wieder berzuftellen. 

24.—25. Juni. Nat.-Berfammlung: Debatte üüber die bean- 
tragte Ungültigleitserflärung von Grgängungswahlen im Dep. der 
Cote du Nord. Es geht daraus allerding® unzweifelhaft hervor, 
daß die Regierung die officielle Kandidatur wieder jo ziemlich wie 
unter dem Kaiferreich betrieben bat. Die Wahl wird indeß trob- 
dem mit großer Mehrheit genehmigt. 

Anf. Juli. Der Marjchall-Präfident macht eine Rundreiſe im 
Süden. Derjelbe wird wie bisher immer bei folchen Gelegenheiten 
achtungsvoll, aber fühl aufgenommen. 
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5. Juli. Nat.Verſammlung: genehmigt einen Geſetzesentwurf, 
welcher dem Kriegäminifter zu Ausgaben für 1875 einen Nachtragd- 
credit von 100 Mill. Fred. auf den Liquidationsconto (Retabliſſe⸗ 
ment der Armee) anweist. 

Die Parteien unterhandeln lebhaft über die Auflöfungsfrage, 
welche die drei Gruppen der Linten um jeben Preis befchleunigen 
möchten. Für die Rechte hat die Trage jedoch gar feine folche Eile. 
Eine Conferenz ber Präfidenten aller Gruppen bat daher vorerft noch 
fein Refultat, da die äußerjte Rechte und die jog. gemäßigte Rechte 
die Betheiligung ganz ablehnen, da3 vechte Centrum aber jeine Ent- 
fchlieBung von der Genehmigung des, wie die Orleaniften meinen, 
ihnen günftigen Arrondiſſements-Scrutiniums abhängig machen. Bon 
einer Auflöfung noch im Herbft 1875 kann deninach faum die Rebe 
mebr jein und dieſelbe wird fich, wie allgemein angenommen wird, 
bi3 in den Anfang, vielleicht jogar bis in's Frühjahr 1876 Hinaus- 
ziehen. Die Rechte wird fie jedenfalls jo lange nur irgend möglich 
hinauszuſchieben trachten, die Linke ift darüber jehr ungehalten und 
niedergeſchlagen. 

7. Juli. Nat.Verſammlung: Zweite Berathung des Geſetz⸗ 
entwurfs über das gegenſeitige Verhältniß der öffentlichen Gewalten. 
Die Regierung ſetzt ihre Vorlage faſt unverändert durch. 

Marcon (äußerſte Linke): Meine Freunde und ich, wir wollen die 
Auflöfung, wir wollen, daß dem Lande da3 Wort wiedergegeben, aber nicht, 
daß es dann auf ſechs oder fieben Monate erſtickt werde; wir wollen nicht 
in den Kampf —5 — nachdem wir und un'eres Rüſtzeugs entäußert haben. 
Mit anderen Worten: es iſt nöthig, daß zuvor die Gemeinden das Recht, 
ihre Maires zu ernennen, wieder erhalten und daß der Belagerungszuſtand 
aufgehoben werde. Gewiß iſt dieſes Haus unter branrigen Umftänden er: 
nannt worden, aber damals Hatten wir doch wenigſtens Maires, Die von den 
Gemeinderäthen gewählt waren. (Stürmilcher Widerſpruch) Wir hatten die 

freiheit. (Lärm.) Die Republif, welche man uns hier bietet, if nur auf 
eine monarchiſche Reftauration berechnet; es wäre beffer, wenn Sie da3 gleich 
offen eingeftänden. Die Rechte bes Präfidenten find ganz exorbitant; man 
t der Landesvertretung nicht einmal, wie im Jahre 1848, das Recht vors 
alten, über Die beivaffnete Macht zu verfügen. Der Präfident ift unver: 
antiwortli, was man fonft nur bei Oberhäuptern von Monarchien findet. 
Man macht aus ihm eine Gottheit, die in olympiicher Höhe über Frankreich 
thronen fol. (Heiterleit.) Wie ift er denn? Hat er etiva einen Heiligen: 
fein? Iſt er ein König von göttlichen Recht? Nein, er verdankt feine 
Gewalten diefem Haufe und nun foll er das Recht haben, zu den Kammern 
zu fagen: Es ift Zeit, dat ihr auseinandergeht; macht euch fort und ich ftede 
den Schlüffel in die Tafche! (Gelächter) Durch fieben Monate im Jahr ſoll 
er mit abjolnter Machtvollkommenheit regieren, die ganze Bolksjonveränetät 
gebt in der erecutiven Gewalt auf. Das ift ee antirepublilaniich, es 
gehört zur Weſenheit der Volksſouveränetät, daß fie permanent if. Darım 
muß fie während der Abweſenheit ber Kammern wie bisher durch Ausſchüſſe 
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vertreten bleiben. Die Präfidentichaft darf nicht ein Mittel fein, die Republit 
wegzupraktiziren. (Kärm.) Ohnehin wird das Cenatägefeg den alten Gegen: 
fat zwiſchen Stabt und Land noch verichärfen. Ohne den Rath der Alten 
wäre der 18. Brumaire nicht möglich geweſen. Laſſen Sie mich es offen 
außfprechen: der Senat ift das hölzerne Roß, in welchem fich der Feind in 
Troja einfchmuggelt. (Heiterkeit) Wie Lönnen Sie (zur Linken gewendet) 
zu einer fo feltiamen, jo betrogenen Republik die Hand bieten? Sie jagen, 
Sie würden fpäter fchon wieder erringen, was Sie jet aufgeben. Dann 
handeln Sie aber wie Jemand, der einen Anderen ins Wafjer wirft, um ibn 
dann wieder heraugzufifchen und die Prämie zu verdienen. Hüten Sie fi), 
daß der Präfidentenftugl fi nicht in einen Thron vertwandle! (Unru 
rechts) 3 mich nur beruhigt, das ift, daß bie Drei Meätenbenten einander 
überwachen. Freili ruft der Eine von ihnen: der 


Tas Ideal des Herrn Marcou iſt offenbar eine einzige Aflemblee, die alle 
Gewalt in fich vereinigt und die Executive nur auf Zeit an einen Agenten 
abiritt. In diefem Syſtem muß die Aſſembldee allerdings ftet3 gegenwärtig 
fein. Aber nach Art. 5 unferer Verfafjung hat ja ber Präfibent yon das 
Recht, die Kammern aufzuläjen und drei Monate lang allein zu regieren. 
Wenn wirklich die Gefahr eines Staatäftreiches vorhanden wäre, fo läge fie 
in dieſem Art. 5. Aber ich will mich bei diejer Gefahr ſchon deswegen nicht 
länger aufhalten, weil es nach meiner innigiten Meberzeugung gar feinen 
Derfafjungsjag gibt, welcher vor einem Staatsftreiche ſchühßen kann. Was 
hatte man in ber Verfafſung von 1848 nicht für Vorfichtsmaßregeln ge: 
teoffen, und ift darum ber Stantaftreich etwa in Abweſenheit der Kammer 
vollführt worden? Gegen Stantäftreiche gibt ed nur Eine Gewähr: Tas ift, 
daß man dem Lande eine Regierung verleiht, welche nicht in allzu offenem 
Widerſpruch zu jeinen Meberlieferungen, Bebürfniffen und SInftitutionen 
ſteht. Das Land will eine ftarfe, aber vernünftig controlirte Regierung 
haben; wenn es eine folche nicht vor ſich fieht, ift es geneigt, fich der Dicta⸗ 
tur in die Arme zu werfen. Einer ber nächſten Parteigenofien des Herrn 
Marcou, Herr Louis Blanc, bat und neulich jelbft eingeftanden, daß in Eng: 
land der innere Friede erſt dann wiederkehrte, als dort die conftitutionelle 
Monardie eingeführt wurde und der König den beiden Kammern unterge⸗ 
ordnet ward. Macaulay freilich ift anderer Meinung: er jagt, bie Stärke 
der Kammern Hänge nur von dem Beiftande ab, ben fie in ber Offentliggen 
Meinung fänden. Das ift auch meine Anſicht. Wenn das Land in 
Kammern nur noch einen Herd von Aufregung erblickt, jo wendet es fich von 
ihnen ab und vertraut fich blind der executiven Gewalt an. Nun kann aber 
nicht8 die Kammern unpopulärer machen, ala wenn fie permanent find. Nebri⸗ 
gens bauen bie Seffionen ſchon nothgedrungen länger, ala bad ihnen geftedte 
inimum, und e3 wird Daher nicht vorkommen, daß die Regierung dur) 
fieben Monate ohne Gontrole bleibt. Jeder Theil, die Regierung und bie 
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Landesvertrelung, wird bie ihm gebührende Rolle und Würde Haben, und 
bei „‚olchem Seeicheewicht wird auch die öffentliche Gunſt den Kammern nicht 
untren werden. 


Die Verſammlung geſteht mit entſchiedener Mehrheit der Regie- 
rung zu, während 7 Monaten des Jahres ohne Kammerausſchuß zu 
regieren, und ebenfo, daß es für eine außerordentliche Einberufung 
der Kammer während biefer Zeit nicht bloß eines Drittels, ſon⸗ 
bern der abjoluten Mehrheit beider Kammern bedürfe, dagegen wird 
ein Antrag, dem Marihall Mac Mahon ba8 Recht der Kriegs⸗ 
erflärung einzuräumen, mit 433 gegen 177 Stimmen verivorfen. 
Das Geſetz ald Ganzes wird mit 546 gegen 97 Stimmen angenom- 
men. Dasſelbe lautet nunmehr: 


Art. I. Der Senat und bie Deputirtenlammer treten jedes Jahr am 
zweiten Dienftag des Januar zufammen, wofern nicht eine frühere Einbe- 
rufung von Seite des Präfidenten der Republik verfügt wird. Vie beiden 
Kammern müſſen wenigſtens fünf Monate im Jahre zur Seifion vereinigt 
fein. Die Seffion der einen beginnt und fchließt gleichzeitig mit jener der 
andern. Am Sonntag, welcher der Wiedereröffnung folgt, werben Öffentliche 
Gebete in den Kirchen und Zempeln abgehalten werden, um Gottes Segen 
auf die Arbeiten der Berfammlungen herabzuflehen. Urt. II. Der Präfident 
ber Republik ſpricht den Schluß der Seifion aus. Er Hat das Recht, die 
Kammern in außerorbentlicher Weife einzuberufen. Ex muß fie einberufen, 
wenn da3 Begehren danach, in ber Zwiſchenzeit von einer Seffion zur an⸗ 
dern, von der abjoluten Majorität der jede Sammer bildenden Mitglieder 
berlangt wird. Der Präfident kann die Kammern vertagen. Tie Bertagung 
barf jedoch die Dauer eines Monats nicht überfchreiten, auch nicht öfter ala 
zweimal während einer Seifion Rattfinben. Art. I. Einen Monat minde: 
ften® vor Ablauf der gejeplichen Gewalten des Präjidenten der Republit 
müflen die Kammern zur National:Berfammlung zujammentreten, um zur 
Wahl bes neuen Präfidenten zu fchreiten. In Ermanglung der Einberufung 
würde biefer Zujammentritt von rechtswegen an fünfzebnten zage vor Ab: 
lauf jener Gewalten erfolgen. Im Falle des Ablebens oder der Abdankung 
bes Präfibenten ber Republit treten die beiden Kammern fofort und von 
rechtswegen zufammen. In dem Falle, ala in Anwendung bes Art. V vom 
25. Februar 1875 bie Deputirtenlammer in dem Augenblide aufgelöft fein 
follte, wo die Präfidentichaft ber Republik erledigt würde, find die Wahl: 
collegien ungeläumt einzuberufen und bat der Senat von rechtswegen zu: 
fammenzutxeten. Art. IV. Zebe Berfammlung einer der beiden Kammern, 
welche außer ber Zeit der gewöhnlichen Seifion abgehalten würbe, ift uner⸗ 
laubt und rechtsunwirkſam, mit Ausnahme bed im vorhergehenden Artikel 
dorgejehenen Falles und besjenigen, wo der Senat als Gerichtshof verfammelt 
ift; in dieſem lekteren alle kann derfelbe nur gerichtliche Yunctionen aus: 
üben. Art. V. Die Sigungen bes Senats und jene der Zeputirtenfammer 
find Öffentliche. Nichtsdeſtoweniger kann jede Kammer auf Begehren einer 
gewifſen, durch die Geſchäftsordnung feſtgeſetzten Anzahl ihrer Mitglieder fich 
ala geheimer Ausſchuß conſtituiren. Sie beichließt hienach mit abjoluter 
Majorilät, ob die Sitzung über denſelben Gegenjtand wieder öffentlich ftatts 

nden fol. Art. VI. Der Präfident ber Republik verkehrt mit den Kammern 
urch Botichaften, welche von ber Tribüne herab durch einen Minifter ver: 
leſen werben. Die Minifter Haben freien Zutritt zu den Kammern und 
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müflen gehört werben, wenn fie e3 verlangen. Eie können fich, für einen 
beftiimmten Gejeßentwurf, durch Commiſſäre, welche mitteljt Tekreis des Prä⸗ 
ſidenten der Republik ernannt werden, aſſiſtiren laſſen. Urt. VII. Der Prä- 
fident der Republik macht die Geſetze fund in dem Monate, welcher auf Die 
Nebermittlung des endgültig angenommenen Gejehes an die Regierung folgt. 
Er muß jene Geſetze binnen den Tagen Fundmachen, deren Kundmachnng 
durch ein ausdrücliches Votum in einer oder der andern Klammer als dring: 
lich erklärt worden ift. In dem für die Kundmachung feitgefeßten Zeitraume 
tann der Präfident der Republik mittelft motivirter Botichaft eine neue Be⸗ 
rathung von den beiden Kammern verlangen, die nicht abgelehnt werden darf. 
Art. VII. Der Präfident dev Republik unterhandelt und ratificirt die Ver: 
träge. Er gibt den Kammern hievon Kenntniß, ſobald das Intereſſe und 
bie Sicherheit des Staates dies zulaflen. Die Friedens⸗, die Handels: und 
jene Verträge, welche bie Finauzen des Staates belaften, dann diejenigen, 
welche I auf den Perfonenftand und das Eigenthumsrecht der gran ofen 
im Auslande beziehen, werden erft endgültig, wenn fie von den beiden Kam⸗ 
mern angenommen worden find. Keine Abtretung, fein Austaufch, kein Zu: 
wachs von Gebiet kann ftattfinden außer kraft eines Geſetzes. Art. IX. Der 
Träfident der Republik kann keinen Krieg erllären ohne vorgängige Zuſtim⸗ 
mung ber beiden Kammern. Art. X. Jede der Kammern ift Richterin über 
die hlbarkeit ihrer Mitglieder und die Regelmäßigkeit ihrer Wahl; fie 
allein ann deren Demiſſion entgegennehmen. Art. IX. Das Bureau jeder 
ber beiden Kammern wird alle Tahre für die Dauer der Seffion erwählt, 
ebenjo für jede außerordentliche Scifion, welche vor der gewöhnlichen Selfion 
bes nächſtfolgenden Jahres ftattfinden follte. Wenn die beiden Kammern 
zur Nationalverfammlung zufammentreten, fo befteht ihr Bureau aus dem 
Präfidenten, Vice-Präfidenten und den Schriftführer de? Senat. Art. XI. 
Der Präfident der Republik kann nur durch die Peputirtenfammer in Ans 
Hagezuftand verfeßt und nur vom Senat abgeurtheilt werben. Die Minijter 
tönnen von der Teputirtenlammer wegen Verbrechen, die fie in Ausübung 
ihres Amtes begangen, in Anklageftand verjegt werden. In dieſem alle 
werden fie vom Senate abgeurtheilt. Der Senat Tann Dur) ein Dekret, 
welches vom Präfidenten der Republik im Minifterrate zu erlaffen ift, als 
Gerichtöhof eingelegt iwerden, um jede eines Angriffs auf die Sicherheit des 
Staates beinzichtigte Perfon abzuurtheilen. Wenn die Unterfuchung durch 
die gewöhnlichen Berichte begonnen worden, Tann da3 Dekret zur Einberu⸗ 
fung des Senats erlaffen werden, bis ber Meberweilungsbeichluß gefaßt ift. 
Ein Gejek wird das bei der Anklage, der Unterfuhung und der Urtheils⸗ 
ſchöpfung einzuhaltende Verfahren feftftellen. Art. XIII. Kein Mitglied einer 
oder ber anderen Kammer kann wegen der von ihm in Ausübung feiner 
Functionen ausgeſprochenen Meinungen ober vollzogenen Abftimmungen vers 
folgt oder in gerichtliche Unterfuchung gezogen werben. Art. XIV. Klein Mit: 
glied einer oder der anderen Kammer kann während der Dauer der Seifion 
ohne Zuftimmung der Kammer, welcher es angehört, wegen verbrecheriſcher 
oder zuchtpolizeitwidriger EN: verfolgt oder verhaftet werden, es jei 
benn, daß e3 auf friiher That betroffen worden. Die gefängliche Anhaltung 
oder die Verfolgung eines Mitgliedes einer oder der anderen Kammer wird 
während der Seſſion und für die ganze Daner derſelben aufgehoben, wenn 
die Kammer es verlangt. 


8.—12. Juli. Nat.Verſammlung: Zweite Berathung des Ge- 
ſetzentwurfs betr. Freigebung des höheren Unterrichts. Die Ultra⸗ 
montanen ſetzen auch jetzt wieder einige ihnen günſtige Modificationen 
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durch, während alle Anträge der Liberalen in der Minderheit bleiben. 
Das Geſezt wird fchließlich ala Ganzes mit 316 gegen 266 Stinmen, 
alfo mit einer Mehrzahl von 50 Stimmen angenommen. Dasſelbe 
lantet nunmehr volljtändig: 


Zitel I. Die freien Vorträge und Anftalten des Höheren 
Unterrichts. Art. I. Der höhere Unterricht ift frei. Art. II. Jeder Fran: 
zoſe, der 25 Jahre alt ift und fich in feinem der im Art. VIII biefeg Ges 
ſetzes aufgezählten Unfähigkeitsfällen befindet, ſowie die nach geſetzlicher Vor: 
ſchrift behufs Ertheilung des höheren Unterrichts gebildeten Vereine ſollen 
frei und nur unter den in den nachſtehenden Artikeln ausgeführten Beding⸗ 
ungen höhere Lehrcurſe und Lehranſtalten eröffnen dürfen. Doch ſind für 
ben Unterricht der Medicin und ber Pharmaceutik noch die für die Aus— 
übung ber ärztlichen oder pharmaceutiichen Praxis nöthigen Ausweife erfor: 
berlih. Die einzelnen DBorträge, deren Publicität fich nicht auf die regel- 
mäßig eingejchriebenen Zuhörer beichränft, bleiben den Vorſchriften des Der: 
einsgeſetzes unterworfen. Ein Verwaltungs:Reglement wird die Formen und 
Friſten der durch vorjtehenden Paragraph er forderten Matriteln näher be: 
ftimmen. Art. UI, Der Eröffnung jedes Lehrcurſes muß eine von den Do: 
centen unterzeichnete Anmeldung vorausgehen. Diefe wird Namen, Stand 
und Wohnort des Unterzeichneten, das Local, wo die Vorträge gehalten ter: 
den jollen, und ben Gegenftand oder Die Gegenftände derjelben angeben. Sie 
fol in ben Tepartement?, bie einen Vorort der Afademie beherbergen, bein 
Rector, in ben anderen Departement? dem Inſpector der Akademie gegen 
einen Empfangsjchein übergeben werben. Die Eröffnung des Lehrcurfes darf 
früefteng zehn volle Tage nach Augftellung des Empfangsſcheines ftattfinden. 
Sede Aenderung in den in der urfprünglicden Anmeldung enthaltenen Punkten 
wird zur Kenntniß der bereits bezeichneten Behörden gebracht. Dieſe Aende⸗ 
tungen dürfen demnach erſt fünf Tage nad) Ausftellung des Empfangsſcheines 
erfolgen. Art. IV. Die freien Lehranftalten für Höheren Unterricht follen von 
minbeften® drei Perjonen verwaltet werden. Die im Art. III angeordnete 
Anmeldung muß von den drei angebeuteten Adminijtratoren unterzeichnet fein 
und ig Namen, Stand und Wohnorte, den Sitz und die Statuten der An⸗ 
ſtalt, ſowie die anderen im Axt. III erwähnten Angaben enthalten. Wenn 
einer der Abminiftratoren mit Tod abgeht oder von feinem Amte zurüctritt, 
fofl er binnen ſechs Monaten erjett und dem Rector oder Inſpector der Aka⸗ 
demie davon Anzeige gemacht werden. Das Verzeichniß der Profefforen und 
ba3 Programm ber VBorlefungen ſoll alljährlich ben eben genannten Behörden 
mitgetheilt werden. Abgefehen bon den eigentlichen Lehrcurſen, dürfen in 
ben betreffenden Anftalten ohne vorgängige Ermächtigung Special:Vorträge 

ehalten werden. Die übrigen im Art. IIT vorgeichriebenen Yormalitäten 
And auf die Eröffnung und Verwaltung ber freien Lehranftalten anwendbar. 
Art. V. Die Höheren eehranftalten, die nach, den in Art. IV enthaltenen 
Borichriften eröffnet worden find und mindeſtens jo viele mit dem Poctor- 
titel verjehene Profeſſoren umfaſſen, ala bie mit der geringften Zahl von 
Lehrftühlen ausgeftatteten Staats-Facultäten, dürfen, wenn fie Privaten oder 
Vereinen gehören, die Benennung: freie Yacultät der ſchönen Wiffenichaften, 
ber Naturwiſſenſchaften, bes Rechtes, dev Medicin zc. annehmen. Die Vereinigung 
von drei Facultäten berechtigt fie, fich „freie Univerfitäten” zu nennen. Ars 
titel VI. Für die Facultäten dee ſchönen Wiffenichaften, der Naturwiſſen⸗ 
Ichaften und des Rechtes müfjen die von den Adminiftratoren unterzeichneten 
Anmeldungen die Erklärung enthalten, daß diefe Facultäten über Lehr: und 
Arbeitsfäle für mindeſtens Hundert Studenten, ſowie über eine Special:Bi: 
bliothet verfügen. Eine naturwifjenichaftliche Facultät muß fich überbice tiber 
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hyfikaliſche und chemiſche Laboratorien, ein phyſikaliſches Cabinet und eine 
—* Bedürfniſſen entipreddende naturwifienichaftlide Cammlung ausweiſen 
können. Wenn e3 fit) um eine eiriſ Facultät oder um eine gemiſchte 
Facultät oder Schule für Medicin und Pharmaceutit handelt, jo muß Die 
Anmeldung feftftellen, daß befagte Echule oder Yacultät in einem ihr zu 
eigen gehörenden oder von ber Öffentlichen Armenpflege ihr zur Berfügung 
geitellten Hofpital über mindeſtens hundertzwanzig Betten verfügt, in welche 
die medicinifche, Die chirurgische und die Geburts-Klinik ſich gewöhnlich theilen 
lönnen; daß fie 1) mit anatomijchen Eälen, welche Alles enthalten, was für 
die anatomijchen Uchungen ber Söglinge nothwendig ift, 2) mit den für dag 
Studium der Chemie, N öyfit und Phyſiologie unerläßlichen Laboratorien, 
8) mit Studienfammlungen für die normale und pathalogifche Anatomie, 
einem phyſikaliſchen Eabinet, einer Sammlung von Arzneiftoffen, einee Samm⸗ 
lung chirurgiſcher Inftrumente und Apparate verjehen find; baß fie einen 
Garten mit Heilpflanzen und eine Special:Bibliothel zur Verfügung ber Zog⸗ 
linge ſtellt. Bei einer Specialſchule für Pharmaceutik iſt ſeitens der Admi⸗ 
niftratoren derſelben die Erklärung erforderlich, daß die Anſtalt Labaratorien 
für Phyſik, Chemie, Pharmaceutit und Naturgeichichte, die nöthigen Samm: 
lungen für den Unterricht in der Pharmaceutit, einen Garten mit Heilpflanzen 
und eine SpecialsBibliothek befitt. Art. VII. Die freien Lehrcurſe und An: 
ftalten find den Bevollinächtigten des Unterrichtsminiſters ſtets offen und zu: 
gänglic. Die Beauflihtigung des Unterrichts hat fi einzig und allein 
amit zu beichäftigen, ob er nicht ber Eittlichleit, der Verfafjung und den 
Gejegen zumiderläuft. Art. VIII. Außer Stande, einen Lehrcurs zu eröffnen 
oder dem Amte eines Ndminiftratord oder Profefforz in einer freien Anftalt 
[ir den höheren Unterricht vorzuftehen, find: 1) Individuen, welche ihrer 
ürgerlichen Rechte verluftig find; 2) diejenigen, welche wegen eines Verbre⸗ 
hend oder Vergehen? gegen bie Hed ichfeit oder die guten Sitten en 
worden find; 2) diejenigen, die in Folge einer Verurtheilung ganz oder teil: 
weiſe ihrer blirgerlichen, ftant3bürgerlichen und Familienrechte, wie das Straf: 
geſetzbuch fie in Nr. 1, 2, 3, 5, 7 und 8 bed Art. XLII aufgezählt, beraubt 
find; 4) diejenigen, über welche die Unfähigkeit Fraft Art. XVI des vorlie: 
genden Geſetzes verhängt if. Art. IX. Die Ausländer können unter Beob: 
achtung der im Art. LXXVII des Geſetzes vom 15. März; 1850 vorge: 
fchriebenen Bedingungen zur Eröffnung von Lehreurfen und zur Leitung 
höherer Lehranftalten zugelaffen werden. 

Titel II. Die behufs Ertheilung höheren Unterrichts ges 
bildeten Vereine. Art. X. Der Art. 291 des Strafgefehbuches ıft nicht 
anwendbar auf die behufs Gründung und Fortſetzung höhere Lehrcurſe oder 
Lehranftalten nach den VBorfchriften des gegenwärtigen Geſehzes gebildeten Ver: 
eine. Eine Anmeldung wird eingereicht werden müſſen, enthaltend die An: 
gabe der Namen, bes Berufs und Wohnortes der Gründer und Abminiftra: 
toren ber beiagten Vereine, des Locals, wo fie ihre Sujammenfünfte halten, 
und der in Ausficht genommenen Statuten. Die Anmeldung ift zu richten: 
1) an den Rector oder Inſpector der Alademie, welcher fie dem Rector über: 
mitteln wird: 2) im Seine:-Departement an den Polizei: Präfecten und in den 
übrigen Departement? an den Präfecten; 3) an den General:Procurator bed 
Appellhofes des Sprengel3 und an den Staatsanwalt. Die vollftändige Lifte 
der Bereindmitglieder mit Angabe ihres Domicils muß im Situngslocale 
auftisgen und dem Gericht auf jede Forderung des General⸗Procurators mit: 
getheitt werden. Art. XI. Die höheren Unterrichtzanftalten oder die kraft 
bed vorliegenden Öeiches gegründeten Lehrvereine können auf ihr Berlangen 
in ben Formen des Gefehes und nach vorgängiger Zuftimmung des Ober: 
Unterrichtsrathes für gemeinnüßige Anftalten erklärt werben. Sind fie ein: 
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mal anerkannt, jo können fie erwerben und Täffige Verträge eingehen; fie 
können ebenjall® unter den von dem Geſetze vorhergeſehenen Bedingungen 
Schenkungen und Vermächtniſſe empfangen. Die Gemeinnützigkeits⸗-Erklärung 
kann nur durch ein Geſetz aufgehoben werden. Art. XII. Im Falle des Er» 
löſchens einer anerfannten höheren Zebranftalt, ſei e8, daß der Verein eins 
gegangen oder | MWiderrufung der Gemeinnüpigfeit3:Erflärung aufgehoben 
worden ift, gehen die durch Schenkungen zwifchen Lebenden und durch letzt⸗ 
williges Vermächtniß erworbenen Güter an die Geber und an die Nachkom⸗ 
men der Geber und Exblafier, wie das Geſetz darüber verfügt, und in Er: 
manglung von Erben, an den Staat zurüd. Die durch Läffigen Vertrag er⸗ 
worbenen Güter fallen ebenfalld dem Staate anheim, wenn die Statuten 
darüber Teine Beftimmung enthalten. Dieſes Dermögen foll den Bebürfniffen 
des höheren Unterrichts durch im Staatsrathe beichloffene und von dem Ober: 


Unterrichtsrathe genehmigte Erläſſe zugewendet werden. 
j Titel III 


Die Verleihung der Grade. Art. XII. Die Zög- 
linge ber freien Facultäten Lönnen fich zur Prüfung bei den Staatzfacultäten 
melden, indem fie fich darüber ausweisen, daß fie in den von ihnen bejuchten 
eine die dorgefchriebene Zahl von Matrikeln eingelöft haben. Die 

öglinge der freien Yacultäten können, wenn fie es vorziehen, fich bei einer 
nach Borfchrift des Art. XIV gebildeten Special:Jury melden. Der bei einer 
Staat3facultät durchgefallene Kandidat kann ſich aber nicht bei der gemifchten 
Jury melden und umgelehrt, ohne dazu von dem Unterrichtgminifter ermäch⸗ 
tigt zu fein. Eine Being m: diefer Beſtimmung würde die Annullirung bes 
erlangten Diploms ober Zeugnifles nach fich ziehen. Die Baccalaureats:Prüs 
fungen für jchöne gHiffenfchaften und Naturwiſſenſchaften bleiben ausſchließ⸗ 
lid Sache der Staatsfacultäten. Art. XIV. Die Special:Jury wird zufams 
mengefeßt fein aus Profefloren und Hilfsprofeſſoren der Staatäfacultäten 
und aus Profefforen der Ken Yacultäten, die faͤmmtlich Doctortitel haben. 
Sie werden für jede Sellion von dem Unterrichtsminiſter bezeichnet, und 
wenn die Zahl der Commiffiongmitglieder eine gerade ift, jo werden fie zu 
gleicher Zahl in den Staatzfacultäten und in den freien Facultäten, denen 
die au a Candidaten angehören, genommen. Iſt Die Zahl eine uns 
erade, jo fällt die Majorität dev Dlitglieder auf den Staatsunterricht. Der 
orfig wird in allen Fällen von einem Staat3profefjor geführt werben. Eine 
Berordnung ded Unterrichtsminifters wird in Nebereinftimmung mit dem Ober: 
Unterrichtsrathe alljährlich den Ort und den Zeitpunkt der Prüfungsſeſſionen 
Ieftegen. Art. XV. Die Zöglinge ber freien Univerfitäten bleiben benfelben 
Regeln unterivorfen, tvie diejenigen ber Staatsfacultäten, namentlich was die 
vorgängigen Bedingungen bes Alters, ber Grade, ber Matrifeln, der Probezeit 
in den Hofpitälern, bie Zahl der für die Erlangung jedes einzelnen Grades 
vor der gemifchten Prüfungs⸗-Jury zu beftehenden Proben, die obligatorifchen 
geilen zwiſchen ben Graben und die zu entrichtenden Gebühren betrifft. Ein 
ſchluß des Ober⸗Unterrichtsrathes wird Die Bedingungen beftimmen, unter 
welden ein Student von einer Facultät zur anderen übergehen kann. 
Titel IV. Strafbeftimmungen. Art. XVI. Jede Verlegung der 
Art. II, IV, V, Vf, VIII und X des vorliegenden Gefebes zieht eine Geld: 
ſtrafe nach fich, die taufend Francs nicht überfteigen darf. Diejer Strafe 
verfallen: 1) ein Bortraghaltender in bem von Art. III Ba alle; 
2) die Adminiftratoren oder, wo es feine regelmäßig eingejekten Adminiſtra⸗ 
toren gibt, die Drganifatoren in den von den Art. IV, VI und X ange 
gogenen Fällen; 3) jeder Docent, der troß des in Art. VIII enthaltenen Ders 
otes lehrt. Art. XVII. Wo gegen die Vorfchriften ber Art. III, IV, V, VI 
und X gehandelt wird, tönen die Gerichte eine Suspenfion des Lehrcurſes 
oder ber Anftalt für eine Friſt, die drei Monate nicht überjchreiten darf, 
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hyſikaliſche und chemiſche Laboratorien, ein phyſikaliſches Cabinet und eine 
einen Bedürfniſſen ent|preddende naturwiſſenſchaftliche Sammlung ausweijen 
fönnen. Wenn e8 fi um eine —R Facultät oder um eine gemiſchte 
Facultät oder Schule für Medicin und Pharmaceutik handelt, ſo muß die 
Anmeldung feſtſtellen, daß beſagte Schule oder Facultät in einem ihr zu 
eigen gehörenden oder von ber Öffentlichen Armenpflege ihr zur Verfügung 
geſtellten Hoſpital über mindeſtens hundertzwanzig Betten Derfügt, in welche 
die mebicinifche, die chirurgiſche und die Geburts-Klinik fich gewöhnlich theilen 
fönnen; daß fie 1) mit anatomifchen Eälen, welche Alles enthalten, was für 
die anatomischen Uebungen ber Söglinge nothwendig ift, 2) mit den für das 
Studium der Chemie, Phyſik und Phyſiologie unerläßlichen Laboratorien, 
3) mit Etudienfammlungen für die normale und pathalogiiche Anatomie, 
einem phufifalifchen Gabinet, einer Sammlung von Arzneiftoffen, einer Samm: 
lung chirurgiſcher Inftrumente und Apparate verjehen find; daß fie einen 
Garten mit Heilpflanzen und eine Spreial:Bibliothet zur Berfügun ber Zögs 
linge ſtellt. Bei einer Specialſchule für Pharmaceutit ift feitend der Admi⸗ 
niftratoren berfelben die Erklärung erforderlich, daß die Anftalt Yabaratorien 
für Phyſik, Chemie, Pharmaceutit und Naturgefchichte, die nöthigen Samm: 
lungen Ar ben Unterricht in der Pharmaceutik, einen Garten mit Heilpflanzen 
und eine Special:Bibliothek befitt. Art. VII. Die freien Lehreurfe und Ans 
ftalten find den Bevollmächtigten des Unterrichtsminiſters ſtets offen und zu: 
gänglic Die Beaufjihtigung des Unterrichts hat fi einzig und allein 
amit zu beichäftigen, ob ex nicht der eittliähteit, ber Berfaffung und ben 
Geſetzen zumiderläuft. Art. VII. Außer Stande, einen Lehrcurs zu eröffnen 
oder dem Amte eines Adminiftratord oder Profeffors in einer freien Anftalt 

t den höheren Unterricht vorzuftehen, find: 1) Individuen, welche ihrer 
ürgerlicden Rechte verluftig find; 2) Diejenigen, welche wegen eine® Verbre: 
hend oder Vergehen? gegen bie Red ichkeit oder die guten Sitten verurtheilt 
worden find; 2) diejenigen, die in Folge einer Verurtheilung ganz odge theil⸗ 
weiſe ihrer bürgerlichen, ftaat3bürgerlichen und Familienrechte, wie das Straf: 
efegbuch fie in Nr. 1, 2, 3, 5, 7 und 8 ded Art. XL aufgezählt, beraubt 
find: 4) diejenigen, über welche die Unfähigkeit kraft Art. XVI be3 vorlie= 
enben Geſeßes verhängt it. Art. IX. Die Ausländer können unter Beob- 
achtung ber im Art. LXXVII des Gejehe vom 15. März 1850 vorges 
fchriebenen Bedingungen zur Eröffnung von Lehrceurfen und zur Leitung 
höherer Lehranftalten augeloffen werden. 

Zitel II. Die behufs Ertheilung höheren Unterricht? ge— 
bildeten Vereine. Art. X. Der Art. 291 des Strafgefehbuches ıft nicht 
anwendbar auf die behuf3 Gründung und Fortſetzung höherer Lehrcurſe oder 
Lehranftalten nad den VBorfchriften des gegenwärtigen Geſetzes gebilbeten Ver⸗ 
eine. Eine Anmeldung wird eingereicht werben müſſen, enthaltend bie An: 
gabe der Namen, des Berufs und MWohnortes der Gründer und Adminiſtra⸗ 
toren der beiagten Vereine, des Locals, wo fie ihre Sulammentünfte halten, 
und der in Ausficht genommenen Statuten. Die Anmeldung ift zu richten: 
1) an den Rector oder Inſpector der Akademie, welcher fie dem Rector über: 
mitteln wird: 2) im Seine:Departement an den Polizei: Präferten und in den 
übrigen Departement? an den Präferten; 3) an den General:Procurator des 
Appellhofes bes Sprengel? und an ben Staatsanwalt. Die vollftändige Lifte 
der DVereinsmitglieder mit Angabe ihres Domicil® muß im Situngslocale 
aufliegen und dem Gericht auf jede Forderung des General:Procurators mit: 
getheilt werben. Art. XI. Die höheren Unterrichtdanftalten oder bie kraft 
be vorliegenden Öeiehe gegründeten Lehrvereine können auf ihre Berlangen 
in den Formen des Geſetzes und nad) dorgängiger Zuftimmung bes Ober: 
Unterrichtsrathes für gemeinnüßige Anftalten erflärt werden. Sind fie ein: 
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mal anerkannt, jo können fie erwerben und läſſige Verträge eingehen; fie 
tönnen ebenfalls unter den von dem Geſetze porhergelebenen Bedingungen 
Schenkungen und VBermächtniffe empfangen. Die Gemeinnügigfeits-Erflärung 
kann nur durch ein Gejch aufgehoben werden. Art. XII. Es Falle des Er» 
löſchens einer anerlannten höheren Lehranftalt, fei es, daß der Berein ein: 
gegangen oder burch Wiberrufung der Gemeinnüpigfeit®:Erflärung aufgehoben 
worden ift, gehen Die durch Schenkungen zwifchen Lebenden und durch Legt: 
williges Vermächtniß erworbenen Güter an die Geber und an die Nachkom⸗ 
men der Geber und Grblafler wie das Gefeh darüber verfügt, und in Er⸗ 
manglung von Erben, an den Staat zurüd, Die durch läffigen Vertrag er 
worbenen Güter fallen ebenfall3 dem Staate anheim, wenn bie Statuten 
darüber feine Beltimmung enthalten. Dieſes Vermögen joll ben Bebürfniffen 
des höheren Unterrichts durch im Staatsrathe beichloffene und von bem Ober: 
Unterrichtsrathe genehmigte Erläfje zugewendet werden. 
\ Titel III. Die Verleihung ber Grade. Art. XII, Die Zög⸗ 
Linge ber freien Tyacultäten können ſich zur Prüfung bei den Staatsfacultäten 
melden, indem fie fich Darüber ausweiſen, daß fie in ben von ihnen befuchten 
one die vorgefchriebene Zahl von Matrileln eingelöft haben. Die 
Öglinge der freien Facultäten können, wenn fie es vorziehen, fich bei einer 
nad) Vorschrift des Art. XIV gebildeten Special-:Jury melden. Der bei einer 
Staat3facultät durchgefallene Kandidat kann ſich aber nicht bei der gemischten 
Jury melden und umgefehrt, ohne dazu von dem Unterrichtäminifter ermäch: 
tigt zu fein. Eine hans diefer Beftiinmung würde die Annullirung des 
erlangten Diploms oder Zeugnifles nach fich ziehen. Die Baccalaureat3:Prüs 
fungen für ſchöne Wiffenjchaften und Raturwiffenichaften bleiben ausſchließ⸗ 
lid Sache der Staatöfacultäten. Art. XIV. Die Special:Jury wird zufams 
mengejeßt fein aus Profefjoren und Hilfsprofefforen der Staatzfacultäten 
und aus ba er een Hacultäten, die ſaͤmmtlich Doctortitel haben. 
Sie werden für jede Seſſion von dem Unterrichtäminijter bezeichnet, und 
wenn die Zahl der Commiſſionsmitglieder eine gerade ift, fo werden fie zu 
gleicher Zahl in den Staatsfacultäten und in den freien Facultäten, denen 
die a prüfenden Candidaten angehören, genommen. Sit die Zahl eine uns 
exade, fo fällt die Majorität der Mitglieder auf den Staatzunterricht. Der 
orfik wird in allen Fällen von einem Staatsprofefjor geführt werden. Eine 
Verordnung bes Unterrichtsminifters wird in Nebereinftimmung mit bem Ober: 
Unterrichtsrathe alljährlich den Ort und den Zeitpunkt der Prüfungsfeffionen 
teitiegen. Art. XV. Die Zöglinge der freien Univerfitäten bleiben benfelben 
Regeln unterworfen, wie diegenigen ber Staatsfacultäten, namentlich was Die 
dorgängigen Bedingungen des Alters, ber Grade, der Matrileln, der Probezeit 
in den Hofpitälern, die Zahl der für die Erlangung jedes einzelnen Grades 
vor der gemifchten Prüfungs⸗Jury zu beftehenden Proben, die obligatorischen 
geilten zwiſchen ben Sraden und die zu entrichtenden Gebühren betrifft. Ein 
\hluß deö Ober⸗Unterrichtsrathes wird Die Bebingungen beftimmen, unter 
welden ein Student von einer Facultät zur anderen übergeben kann. 
Titel IV. Strafbeftimmungen. Arc. XVI. Jede Berlegung der 
Art. III, IV, V, VI, VII und X des vorliegenden Geſetzes zieht eine Geld⸗ 
ſtrafe nach, fich, die tanfend Francs nicht überfteigen darf. Dieſer Strafe 
verfallen: 1) ein Bortraghaltender in dem bon Art. III —— Falle; 
2) die Adminiſtratoren oder, wo es feine regelmäßig eingejehten Adminiſtra⸗ 
toren gibt, die Organifatoren in ben von ben Art. IV, VI und X anges 
gogenen Fallen; 3) jeder Docent, ber troß des in Art. VIII enthaltenen Ber: 
ote3 lehrt. Art. XVII. Wo gegen die Borfchriften der Art. III, IV, V, VI 
und X gehandelt wird, können die Gerichte eine Suspenfion des Lehrcurfes 
oder ber Anftalt für eine Frift, die drei Monate nicht überichreiten darf, 
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verfügen. Einer Verlegung bes Art. VIII gegenüber laſſen fie den Lehrcurs 
ſchließen und können die Anftalt jchließen laflen. Zasjelbe findet anküß: 
lich einer zweiten Verlegung der Borfchriften der Art. II, IV, V, VI und X 
ftatt, wenn dieſe im Laufe des Jahres eintritt, dag auf die erſte Verurthei⸗ 
lung folgt. In diefem Falle kann über den Delinquenten die von Art. VILI 
ausgeſprochene Unfähigkeit für höchſtens fünf Jahre verhängt werden. Art. 
XVII. Jedes die Suspenſion oder Schliegung eines Lehrcurſes verhängende 
Urtheil tritt ſogleich in Kraft, unbeſchadet eines Recurſes oder einer Oppo⸗ 
ſition. Art. XIX. Jede Weigerung, ſich der in Art. VII vorgeſchriebenen 
Beaufſichtigung zu fügen, zieht eine Geldſtrafe von 1000 bis 3000 und im 
Falle dev Wiederholung von 8000 bis 6000 Francs nach ſich. Wenn der 
Rüdfall in dem Jahre nach ber erſten Verurtheilung ftattfindet, kann das 
Gericht die Schliegung des — oder der Anſtalt verfügen. Alle Ad⸗ 
miniſtratoren einer Anſtalt haften für die Entrichtung der gegen einen oder 
mehrere unter ihnen verhängten Geldſtrafen. Art. XX. Wenn die den Art. 
III und IV gemäß eingereichten Anmeldungen eine mit Unfähigkeit behaftete 
Perſon als Docenten bezeichnen oder einen die öffentliche Ordnung ober die 
Öffentliche und religiöfe Moral verlegenden Lehrgegenftand aufzählen, Tann 
ber General:Procurator der Republik binnen zehn Tagen Einſprache erheben. 
Die DOppofition wird zur Stenntniß der Perfon, von welcher die Meldung 
ausging, gebracht werden. Der Antrag auf Freigabe kann dann beim, Civil⸗ 
gerich“ geftellt iverden. Der von dem General: Procurator eingelegte Recurs Hat 
juspenfive Kraft. Wenn der Vortrag dor der Freigabe wieder eröffnet wird, 
io zieht da3 eine Geldftrafe von 16 bis 500 Francs nach fich, die im Rück⸗ 
falle verboppelt werden Tann ; falls eine Berurtheilung wegen eines in einer 
Vorleſung begangenen Vergehens erfolgt, können die Gerichte auch die Bor: 
lefung Schließen. Schon bie Verfolgung zieht die zeittweilige Suspenfion ber 
Borlefung nach fih. Art. XXI. Abgeſehen von den vorſtehenden Strafbe: 
ftimmungen kann jeder Profefior auf Die Beſchwerde des Präfecten oder des 
Reckors wegen notorifcher übler Aufführung oder wenn fein Unterricht ber 
Moral und den Gefegen zuwiderläuft oder wegen einer in feiner Vorleſung 
herbeigeführten oder gebuldeten ſchweren Ruheſtörung dor den Unterrichts⸗ 
rath des Departements geftellt und von demjelben einer Rüge mit oder ohne 
Deffentlichleit unterzogen, ja e3 kann ihm auch das Lehrrecht auf Zeit oder 
‚ für immer, unbejchadet der ſonſtigen gefeplichen Strafen, entzogen werben. 
Gegen dieje Enticheidung kann binnen vierzehn Tagen an den 7 en Unter: 
richtsrath appellirt werden, doch hat dieler Appell feine ſuspenſive Kraft. 
Art. XXI. Der Art. 463 des Strafgejeßbuches Tann auf bie in biefem Ges 
ſetze borgeleenen Bergehen Anwendung finden. 

ebergangsbeftimmung. Art. XXIV, Die Regierung wird binnen 
einem Jahre einen Geſetzentwurf einbringen zur Einführung der als nothwen: 
dig erfannten Berbefferungen im höheren Staatsunterrichte. Art. XXV. Die 
älteren Geſetze und Dekrete, welche dieſem Geſetz entgegenjtehen, find abgelchafft. 


Die Ultramontanen fchlagen ein wahres Triumphgeſchrei an. 
Beuillot ruft im „Univers“ mit Siegeözuverfiht aus: „Die Univer- 
fität felber wird fi nunmehr umgeftalten und wenn fie es nicht 
will, jo wird fie jterben und der Staat wird ihr felber den Todes- 
trank reichen.” Schon am Tage nach dem Siege läßt die ganze 
ultramontane Preffe feinen Zweifel darüber, daß es ihr ganz und 
gar nicht um „Freiheit des Unterrichts” zu thun war und ift, nicht 
darum, neben der Univerfität zu beftehen, fondern darum, die Uni— 
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verfität durch die Concurrenz wo immer möglich zu erdrücden und 
da3 Moropol, das fie befämpft bat, für fich zu erobern. 

13.—15. Juli. Nat.:Berfammlung: Debatte über den Bericht 
Cavary, die Wahl des Bonapartiften Bourgoing im Nievre und die 
bonapartiftifcehen Umtriebe. Die Wahl Bourgoing’3 wird mit 330 
gegen 310 Stimmen caffirt. Der Bericht Savary über die Umtriebe 
der Bonapartiften gibt zu heftigen Ausfällen der Bonapartiften und 
gegen fie Anlaß: 

Buffet nimmt die Bonapartiften getvifjermaßen in Schuß und fchließt, 
indem er auf das Treiben der Radikalen Hinweift: die Hauptgefahr Tomme 
von diefer Seite. Die Regierung werde twachen. (Beifall der Rechten und 
der Bonapartiften) Dufaure jagt, der Polizeipräfett und der Generals 
procurator Hätten ihre Pflicht gethan, und fügt Hinzu, er würde abdanten, 
wenn die Regierung tiber die Gefahr nicht wachen wollte. Beiſon des Cen⸗ 
trums und der Linken.) Gambetta greift Buffet heftig an, lobt Dufaure 
und jagt: Ter Cynismus und die Kühnheit der Bonapartiften überfteige alle 
Grenzen. Er wirft Buffet vor, derjelbe behalte bonapartiftilche Beamte, und 
proteftirt gegen die Anklage, die Republikaner feien Revolutionäre. Buffet 
wiederholt, es jei gelührlich, nur nad) einer Seite zu ſehen, die Bonapartijten 
zu überwachen und die Radikalen nicht. Ex proteftixt gegen die Taktik der 
Liuken, das Minifterium als in fich getheilt darzuftellen, verfichert, er ſei ſtets 
in Debereinftimmung mit Dufaure geweſen. Buffet, von Gambetta aufs 
Heftigfte angegriffen, ftellt die Vertrauenafrage und erklärt, er müſſe die eins 
ache Tagesordnung zurüctveifen. Die Nationalverfanmlung verivirft, troß 

x Gegenanſtrengungen der Linken, die einfache Tagesordnung mit 424 gegen 
272 Stimmen und nimmt ſodann die von Buffet und Dufaure gebilligte Tages⸗ 
ordnung Baragnon’ mit 433 gegen 3 Stimmen an. Die Linke enthielt ſich 
der Abſtimmung. Die angenommene Tagesordnung lautet: Die Affemblee, 
vertrauend auf die Erklärungen der Regierung, geht zur Tagedordnung über. 


14. Juli. Nat.»Verfammlung : Die für die Prüfung der ägyp- 
tiſchen Gerichtäreform, die bereit3 von allen anderen Regierungen Eu= 
ropa's anerfannt worden ijt, niedergejeßte Commiſſion befchließt mit 
12 gegen 2 Stimmen, darauf anzutragen, daß Frankreich fie feiner- 
feit3 nicht anerfenne und an der Gerichtsbarkeit der Conſuln feithalte. 

19. Juli. Nat.-Berfammlung: nimmt nach furzger Debatte 
eine Vorlage betr. Erhöhung der Gehalte der Schullehrer ar. 

22. Yuli. Nat.»Berfammlung: bejchließt, fih vom 4. Auguft 
bi3 zum 4. November zu vertagen. Damit ift die Auflöfung der 
Berfammlung und find die Neuwahlen in weite Ferne gerüdt. 

23.—27. Juli. Nat.»-Verfammlung: genehmigt in erjter Be- 
rathung die Negierungsvorlage über die Senatswahlen ohne bemer⸗ 
fenawerthe Debatte. 

26. Juli. Nat.Verſammlung: Buffet fpricht fih in der Com— 
miſſion auf's fchrofffte und entfchieden viel fchroffer ala feine Bor« 
gänger über die Aufrechthaltung des Belagerungszuftandes aus: 
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die Regierung könne in die Aufhebung besfelben nicht willigen; die 
Departements verlangten fie nicht und litten auch nicht unter dem fo mild 
gehandhabten Ausnahmazuftande, von welddem man nur bedauern bürfe, daß 
ex fich niczt auf das ganze Land erſtrecke, da die Ungleichheit des im ver⸗ 
fchiebenen Departements Herrfchenden Regimes die Wirkſamkeit der Regierung 
beeinträchtige. ei fönne von der Aufhebung des Belagerungsftandes 
nicht früher die Rebe fein, ala bis ein neues Preßgeſetz eingeführt fei, welches 
die Regierung nach den Ferien einzubringen gedenfe; auch mit dieſem Prep: 
efeg müfje der Belagerungsftand mindeſtens in den Departements Seine, 
höre und Bouches du Rhöne (alfo für Paris, Lyon und Marjeille) beibes 
halten werden. 

29. Juli. Nat.Verſammlung: wählt die Permanenzcommiffion 
für die Ferien. Diefelbe wird aus 13 Mitgliedern der Rechten und 


12 der Linken zufammengefebt. 

— Juli. Die Lage ift wieder eine ſehr unbehagliche und 
zweifelhafte geworden. Buffet, der im Tyebruar der confervative 
Ausdrud der neuen Majorität zu fein fchien und den auch die 
Linke mit dem vollften Vertrauen entgegenfam, bat das Zutrauen 
derfelben und felbft der gemäßigften Mitglieder des Linfen Centrums 
bereit3 vollftändig eingebüßt. Die Liberale Preſſe ift darüber einig, 
daß er fi) einer blinden Reaction in die Arme geworfen babe und 
ſelbſt Dufaure Hat ebendarum von dem früheren Vertrauen Seitens 
der Linken viel verloren. 


— Juli. Bereit3 find vier „Latholifche” Univerfitäten in der 
Bildung begriffen: in Paris, in Lille, in Orleans und in Angers. 
Eine jede derfelben ſoll alle vier Facultäten umfaſſen: eine philo- 
logiſche, eine naturtiflenfchaftliche, eine medizinische und eine ju— 
riftifche. 

2. Auguft. Nat.»Berfammlung: genehmigt in zweiter Bera— 
thung (dritter Leſung) mit 559 gegen 73 Stimmen das Geſetz über 
die Wahl des Senats. Dasſelbe Tautet‘ 


„Art. 1. Ein mindeſtens ſechs Wochen im Voraus erlaffenes Decret 
des Präfidenten der Republik beftimmt den Tag, an welchem die Senatorens 
wahlen und augleich denjenigen, an welchem die Ernennung der Delegirten 
ber Gemeinderäthe ftattfinden follen. Zwiſchen biefer und ber ba der 
Senatoren muß ein Ziwifchenraum von wenigfiend einem Monat liegen. 
Art. 2. Jeder ee nero wählt einen Delegirten, ohne Debatte, in ge: 
heimer Abjtimmung, mit abloluter Stimmenmehrheit. Nach zwei Wahlgängen 

enügt die relative Mehrheit, und wenn die Stimmen ſich glei auf die 
andidaten vertheilen, ijt der ältefte gewählt. Die Maires, welche nicht Mits 
glieher bes Gemeinderaths find, führen den Vorfitz, nehmen aber nicht an 
er Abftimmung Theil. Am nämlihen Tag und in berfelben Form wird 
au der Wahl eines Stellvertreter gefchritten, ber den Delegirten, falld ex 
a3 Amt ablehnt oder an deffen Erfüllung verhindert wäre, zu erjehen Hätte, 
Die Semeinberäthe dürfen weder einen Abgeordneten, noch einen Generalrath 
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noch einen Arondiifementsrath zu ihrem Belegirten ernennen. Dagegen find 
alle Gemeindewähler, die Municipalräthe nicht ausgenommen, wählbar. Ars 
titel 3. In den Gemeinden, weldden eine Municipalcommifftion vorfteht, ers 
nennt der alte Gemeinderath den Delegixten und feinen Srlapmamn. Art. 4. 
Wenn der Delegirte bei der Wahl nicht anweſend war, fo jeht ihn der Maire 
binnen 24 Stunden davon in Kenntniß. Die Anzeige, daß er fie annimmt, 
muß binnen fünf Tagen an den Präfelten gerichtet werden. Lehnt ex ab 
oder fchweigt er, jo wird fein Erſatzmann ala Delegirter der Gemeinde in 
die Lifte eingelragen. Art. 5. Das Protokoll über die Wahl bes Delegirten 
und feines Stellvertreter? wird unverweilt dem Präfelten zugeftellt; es meldet 
die Annahme oder bie Ablehnung ber Delegirten und Erſatzmänner, ſowie 
die Einfprache, welche ein oder mehrere Mitglieder des Gemeinderaths gegen 
die Negelmäßigfeit der Wahl erheben könnten. Abichrift diefes Protokolls 
wird an der Thüre der Mairie angefchlagen. Art. 6. An den nächſten acht 
Tagen ftellt der Präfekt ein Verzeichniß ber erfolgten Delegirtens und wi 
männer:Wahlen auf, das jedem, welcher e3 verlangt, mitgetheift werben muß, 
veröffentlicht und copirt werden darf. Idder Wähler ift überdies berechtigt, 
[9 in den Bureaux ber Präfektur das nach Gemeinden aufgefeßte Verzeichniß 
er Municipalräthe des Departement? und in den Bureaux der Unterpräfel: 
turen basjenige der Municipalräthe des Arondifſements mittheilen zu Lafien. 
Art. 7. Jeder Gemeindbewähler Tann binnen drei Tagen perjönlich bei dem 
Präfekten gegen die Regelmäßigkeit der Wahl Einiprache erheben. Wenn ber 
Präfekt erachtet, daß Unregelmäßigkeiten bei diefer mitunterliefen, jo hat er 
das Necht, ihre Umftogung zu verlangen. Ark. 8. Die Proteite onen die 
Mahl der Delegirten und Erfagmänner fallen mit Vorbehalt des Rekurſes 
an den Staatzrath in die Competenz bed Präfektur: und in den Eolonien in 
bie des Sonfeil:Prive. Der Erſatzmann tritt ſogleich an Stelle des Delegirten, 
wenn die Wahl megen eines Formfehlers, oder meil er eine der don dem 
Geſetz erforberten Bedingungen nicht erfüllt, null und nichtig erklärt worden 
ift. Im Falle der Annullirung dev Wahl de Delegirten und feines Stells 
vertreters, wie bed Todes, oder des Rücktrittes vom Amte nach erfolgter Ans 
nahme, wird der Gemeinderath an bem von dem Präfekten mittelft Erlaſſes 
beftimmten Tage zu neuen Wahlen jchreiten. Art. 9. Acht Tage ſpäteſtens 
vor ben Senatorenwahlen jet ber Präfelt und in den Colonien der Direktor 
des Innern in alphabetifcher Reihenfolge die Lifte der wähle des Departe: 
ments auf, bie jebem, der es verlangt, mitzutheilen ift und copirt und vers 
öffentlicht werden kann. Kein Wähler darf mehr ala eine Stimme abgeben. 
Art. 10. Die Abgeordneten, die General: und Arrondiffementsräthe, die von 
den Zählungscommilfionen ala folche eingetragen wurden, deren Wahlen aber 
nicht beftätigt worden find, finden auf der Wählerlifte Pla und nehmen an 
der Abftimmung Theil. Art. 11. In dem drei algeriichen Departements befteht 
das Wahlcollegium je aus: 1) den Abgeordneten, 2) den Generalräthen, die 
da3 angöfiie Bürgerrecht befiken, 3) aus den Belegirten, welche von ben 
franzöfiiden Mitgliedern der Gemeinderäthe unter den franzöfiichen Bürgern 
ihrer Gemeinden gewählt worden find. Art. 12. Den Vorfib des Wahlcolle⸗ 
giums führt der Dräfident des Civilgerichts de3 Hauptort des Departements 
oder der Kolonie. Die zwei älteften und die zwei jüngften der bei der Er⸗ 
Öffnung der Sitzung gegenwärtigen Wähler ftehen ihm zur Seite. Das fo 
gebildete Bureau ernennt einen Sekretär aus der Mitte der Wähler. Wenn 
der Gerichtäpräfident am Erſcheinen verhindert ift, wird er durch den Vice⸗ 
präfibenten, und in Grmangelumg beaiel n durch den älteften Richter ee 
Art. 13. Das Bureau theilt die Wähler in alphabetifcher Ordnung in Wahl: 
fettionen don mindeſtens 100 Mitgliedern ein, ernennt den Vorfißenden und 
die Stimmenzähler einer jeden der Sectionen, und enticheibet vorlommenben 
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Falls über die Schwierigkeiten und Etreitfragen, welche fich im Laufe ber 
Mahloperation erheben jollten, ohne ſich jedoch) von den Art. 8 des vors 
liegenden Geſetzes gemäß gefaßten Beichlüffen entfernen zu dürfen. Art. 14. 
Der erfte Wahlgang wird um 8 Uhr Morgens eröffnet und um 12 Uhr ges 
ſchloſſen, ber ziweite um 2 Uhr eröffnet und um 4 Uhr geichloflen, der dritte — 
wenn ein folder ftattfindet — um 6 Uhr eröffnet und um 8 Uhr geichlofien. 
Das Bureau zählt die Stimmen, und der Borfibende des Wahlcollegiums 
macht die Ergebniffe der Abftimmung noch an demielben Tage befannt. Ars 
tifel 15. Niemand kann in den zwei erften Gängen zum Senator ges 
wählt werden, wenn ex nicht 1) die abjolute Mehrheit der abgegebenen und 
2) eine Zahl von Stimmen vereinigt, welche bem vierten Theile ber einge: 
ſchriebenen Wähler gleichfommt. Im dritten Wahlgange genügt die abjolute 
Mehrheit und wenn die Stimmen fi) gleichmäßig auf die Kandidaten ver 
theilen, ift der ältere gewählt. Art. 16. Sie a ädlerverjammlungen behufa 
Ernennung ber Senatoren fünnen in Gemäßheit der von dem Geſetze vom 
6. Juli 1863 teftgeiepten Dorichriften, jedoch mit folgenden Modificationen, 
ftattfinden: 1) Fiefe DBerfammlungen dürfen vom Zage der Wahl der Tele: 
girten ab bis am Tage der Wahlen ſelbſt abgehallen werden: 2) eine ſpä⸗ 
teſtens am Vorabend von jieben Senatorenwählern be3 Departements abges 
gebene Erklärung, welche das Lokal, den Tag und die Stunde der Zuſammen⸗ 
funft, Namen, Beruf und Wohnort der Bandidaten, die fich ftellen werden, 
näher bezeichnet, muß ihnen vorausgehen; 3) die Gemeindebehörbe wird das 
rüber wachen, daß Niemand fih in die Berfammlung eindrängt, der nicht 
Abgeordneter, Generalrath, Arcondiffementsrath, Delegirter oder Candidat iſt. 
Der Telegirte wird fich über feine Eigenschaft burch ein Zeugniß des Maires 
feiner Semeinde, der Candidat durch ein ſolches austmweifen, das ihm von dem 
Beamten ausgeſtellt worden ift, welcher die im letzten Paragraphen erwähnte 
Erklärung empfangen hat. Art. 17. Die Delegirten, welche an allen Wahl: 
gängen theilgenommen haben, erhalten, wenn fie es verlangen, auf die Vor: 
weifung ihres Einberufungsschreibeng aus der Staatskaſſe ein nach derfelben 
Bafis, wie dasjenige ber Geſchwornen, berechneies Wegegeld. Gin Verwal: 
tungsreglement wird ben Taxirungs- und Zahlungsmodus diefer Entſchädi⸗ 
gung noch näher beftinnmen. Art. 12. Jeder Telegirte, der ohne rechtmäßigen 

rund nicht an allen Wahlgängen theilgenommen, oder nicht rechtzeitig feinen 
Stellvertreter von feinem Ausbleiben in Kenntniß gelebt Hat, wird von dem 
Givilgericht des Hauptort? auf Verlangen der Etaatsanwaltichaft in eine 
Selditrafe von 50 Fres. verurtheilt. Dieſer nämlichen Buße verfällt auch 
ber.Erfagmann, welcher auf fchriftlichem, telegraphichem oder mündlichen 
Wege rechtzeitig benachrichtigt iworben ijt, und fi) an den Wahlen nicht bes 
theiligt hat. Art. 19. Jeder Beftechungsverfuch, welcher darauf abzielt, das 
Botum eines Wählers zu beeinfluffen, oder ihn an der Abflimmung zu vers 
hindern, ift mit einer Gefängnißftrafe von drei Monaten bis zwei Jahren 
und mit einer Geldbuße von 50 bis 500 Fres., reip. mit der einen oder 
der andern dieſer Strafen, bedroht. Art. 4653 des Strafgefeßbuches tft auf 
die Hier ins Auge nefabten Fällen anwendbar. Art. 20. Miteinander un⸗ 
vereinbar find die Functionen eines Senator? und diejenigen eines Staats⸗ 
raths und Requetenmeiftere, Präfecten und Unterpräfecten, mit Ausnahme 
des Seine: und Polizeipräfecten, Mitglieds der Appellationd: und Gerichtä- 
höfe erfler Inftanz, mit Ausnahme bes Seneralprocurators am Parijer Uppel: 
lationshof, Generalichagmeifters, Generaleinnehmers, Beamten und Angeitellten 
bee Minifterien. Axt. 21. Bon dem in ihren Reflort gehörenden Departes 
ment oder Colonie können während ihrer Amtsdauer und bis ſechs Monate 
nad ihrem Rüdtritt, ihrer Abfekung oder was jonft bie Ceuftellung ihrer 
Function bewirkt haben mag, nicht gewählt werden 1) die Oberpräfidenten, 
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Präfidenten und Mitglieder der Appellationshöfe; 2) die Präfidenten, Vice⸗ 
präfidenten, Unterfuchungsrichter und Mitglieder der Gerichtshöfe erfter In⸗ 
ftanz; 3) der Polizeipräfeet, die Präfecten, Unterpräfeeten und Generaljecres 
täre ber PVräfecturen, die Gouverneure, Directoren des Innern und General: 
fecretäre der Colonien; 4) die Tcpartementals und Arrondiffements: \ngenieure 
und die Aufjeher des Deparlementale und Arrondiffements:Straßenmwefens; 
5) die Rectoren und Directoren der Acabemien; 6) die Inſpectoren der Eles 
mentarjchulen; 7) die Erzbiichöfe, Biichöfe und Generalvicare; 8) die Offi⸗ 
ziere aller Grade der Land: und der Seearmee; 9) die Livifionsintendanten 
und militärischen Unterintendanten; 10) die Generalichakmeijter und die Fi: 
nanzeinnehmer; 11) die Zirectoren der direkten und indiretten Steuern, des 
Enregiftrement, der Domänen und ber Poften; 12) die Gonfervatoren und 
Inſpectoren der Staatswaldungen. Art. 22. Ter in mehreren Departements 
gewählte Senator muß zehn Tage nad) der Gültigfpredhung dieſer Wahlen 
en Präfidenten de3 Senats von einer Dption in Kenutniß ſetzen. Gefchieht 
das nicht, jo wird die Trage in öffentlicher Sitzung durch das Loos ent: 
Ihieden. Die Vacanzen werden in Monatsfriſt durch denjelben Wahlkörper 
beſetzt. Dies gilt auch für den Fall, daß eine Wahl umgeftoßen wird. Ars 
titel 23. Wenn in Folge von Todesfällen oder Dimiſſionen die Zahl der 
Senatoren eines Departement? auf die Hälfte herabgeſunken ift, jo werden 
die Dacanzen binnen brei Monaten ausgefüllt, es ſei denn, daß diefelben in 
den zwölf Monaten vor der dreijährigen Erneuerung eintreten. Zu der für 
die dreijährige Erneuerung beftimmten Zeit werden ſämmtliche Dacanzent, 
welches auch immer ihre Zahl und ihr Urſprung fein mag, bejckt werden. 
Art. 24..Die Wahl der auf die Rationalverfammlung entfallenden Senatoren 
wird in Öffentlicder Situng, im Liftenjerutinium und mit abjoluter Mehr: 
Heit der Stimmenden vollzogen. Art. 25. Wenn der Fall der Erfegung der 
dem Art. 7 des Geſetzes vom 24. Februar 1875 gemäß gewählten Scnatoren 
eintritt, wird der Senat nach ben in Art. 24 eben erwähnten Formen zu 
verfahren haben. Art. 26. Die Mitglieder des Senats erhalten diefelben 
Diäten wie diejenigen der Deputirtenlammer. Art. 27. Auf die Wahl der 
Senatoren finden Anwendung alle Beftimmungen bed Wahlgejehes betreffend 
1) die Fälle der Unwürdigkeit und Unfähigkeit, 2) die Vergeben, gerichtlichen 
Verfolgungen und Strafen, 3) die Wahlformalitäten, fofern jie den Verfü 
gungen be3 vorliegenden Geſetzes nicht zutmwiberlaufen. Art. 28. (Uebergangs⸗ 
eftimmungen.) Das ben Zeitpunkt ber Auflöfung der Nationalverfammlung 
beftimmende Geſetz wird ſpäter hinfichtlich der erften Wahl des Senats, bei 
der die in Art. 1 feftgeftellten Friften nicht zu beobachten fein werben, ben 
Tag genau bezeichnen, an dem die Gemeinderäthe zur Ernennung der Dele: 
girten zufammentreten müffen, ſowie den anbern, an welchem die Wahl der 
Senatoren vor fich gehen ſoll. Bor der Ginberrtung der Gemeinderäthe wird 
die NRationalverfammlung in ihrem Schoß die Wahl der auf fie entfallenden 
Senatoren vollziehen. Art. 29. Die Beitimmung des Art. 21, demzufolge 
ſechs Monate zwiſchen ber Einftellung der Functionen und dem Zage der 
Wahl berfkreichen ollen, iſt nur auf die Präfeeten und Unterpräfecten an: 
wendbar, beren Functionen entweder vor der Promulgirung dieſes Gefehes 
oder zwanzig Tage nach derfelben aufgehört haben. 


Die Nat.:Berfammlung genehmigt den Geſetzesentwurf betr. den 
Bau einer unterfeeifchen Eifenbahn zwifchen Frankreich und England. 

3. Auguft. Nat.-Berfammlung: genehmigt den Beitritt Frank⸗ 
reicha zum Weltpoftverein und beendigt die Berathung des Budgets, 
für 1876, das als Ganzes angenommen wird. 
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Falls über die Schwierigkeiten und Etreitfragen, welche ſich in Laufe ber 
Mahloperation erheben jollten, ohne fich jedoch von den Art. 8 bed vor: 
liegenden Geſetzes gemäß gejaßten Beichlüffen entfernen zu dürfen. Art. 14. 
Der erfte Wahlgang wird um 8 Uhr Morgens eröffnet und um 12 Uhr ge» 
ichloffen, der zweite um 2 Uhr eröffnet und um 4 Uhr geichloffen, ber dritte — 
wenn ein foldyer ftattfindet — um 6 Uhr eröffnet und um 8 Uhr geichlofien. 
Das Bureau zäflt die Etimmen, und ber VBorfitende des Wahlcollegiums 
macht die Ergebniffe der Abftimmung noch an demjelben Tage belannt. Ars 
tifel 15. Niemand Tann in ben zwei erften Gängen zum Senator ges 
wählt werben, wenn er nicht 1) die abjolute Mehrheit der abgegebenen und 
2) eine Zahl von Stimmen vereinigt, welche bem vierten Theile der einge: 
ichriebenen Wähler gleichlommt. Im dritten Wahlgange genügt die abjolute 
Mehrheit und wenn die Stimmen fich gleichmäßig auf-die Kandidaten ver: 
theilen, ift ber ältere gewählt. Art. 16. Die 2oädlerverfammiungen behuig 
Ernennung der Senatoren Tönnen in Gemäßheit der von dem Geſetze vom 
6. Juli 1863 ſeſtgeſeßten Vorſchriften, jedoch mit folgenden Modificationen, 
ſtatifinden: 1) Dieſe Verſammlungen dürfen vom Tage der Wahl ber Tele: 
girten ab bis am Tage der Wahlen ſelbſt abgehallen werden: 2) eine ſpä⸗ 
teſteus am Vorabend von fieben Senatorenwählern bes Departement? abges 
ebene Erklärung, welche das Lokal, ben Tag und die Stunde der Zufammens 
unft, Namen, Beruf und Wohnort der Kandidaten, die fich ftellen werden, 
näher bezeichnet, muß ihnen vorausgehen; 3) die Gemeindebehörde wird das 
rüber wachen, daß Niemand ſich in die Derfammlung eindrängt, ber nicht 
Abgeordneter, Generalrath, Arrondiffementsrath, Delegirter oder Candidat ilt. 
Der Telegirte wird fich über feine Eigenfchaft durch ein Zeugniß des Maires 
feiner Gemeinde, der Kandidat durch ein ſolches ausweiſen, das ihm von dem 
Beamten ausgeſtellt worden ift, twelcher die im letzten Paragraphen erwähnte 
Erklärung empfangen bat. Art. 17. Die Delegirten, welche an allen Wahl: 
gängen theilgenommen haben, erhalten, wenn de es verlangen, auf die Bor: 
weiſung ihres Einberufungsichreibena aus der Staatskaſſe ein nach derfelben 
Bafis, wie dasjenige der Geſchwornen, berechnietes Wegegeld. Ein Verwal: 
tungsreglement wird den Taxirungs- und Zahlungsmodus dieſer Entſchädi⸗ 
gung noch näher beitimmen. Art. 18. Jeder Telegirte, der ohne rechtmäßigen 
rund nicht an allen Wahlgängen theilgenommen, oder nicht rechtzeitig feinen 
Gtellvertreter von feinem Ausbleiben in Kenntniß gefeßt Hat, wird von dem 
Givilgericht des Hauptorts auf Verlangen der Staatsanmwaltichaft in eine 
Gelditrafe don 50 Fres. vernetheilt. Diefer nämlichen Buße verfällt auch 
ber. Erſatzmann, welcher auf jchriftlichem, telegraphiſchem oder münblichem 
Wege rechtzeitig benachrichtigt worden ıjt, und fih an den Wahlen nicht bes 
tHeiligt Hat. Art. 19. Jeder Beſtechungsverſuch, welcher darauf abzielt, das 
Votum eines Wählers zu beeinfluffen, oder ip an der Abſtimmung zu ver⸗ 
hindern, iſt mit einer Gefängnißftrafe von drei Monaten bis zwei Jahren 
und mit einer Geldbuße von 50 bis 500 Fres., reip. mit ber cinen oder 
der andern diefer Strafen, bedroht. Art. 463 des Strafgeſetzbuches ift auf 
die hier ins Auge gefaßten yällen anwendbar. Art. 20. Miteinander un- 
vereinbar find die Functionen eines Senator? und diejenigen eincd Staat?» 
raths und NRequetenmeiftere, Präfecten und Unterpräfecten, mit Ausnahme 
Seine: und Polizeipräfeeten, Mitglied der Appellationd: und Gericht?- 
höfe erfter Inftanz, mit Ausnahme des Generalprocurators am Parifer Appel: 
lationshof, Generalichagmeifterd, Generaleinnehmer?, Beamten und Angeftellten 
der Minifterien. Art. 21. Bon dem in ihren Reflort geüörenben Departes 
ment oder Colonie können während ihrer Amtsdauer und bis ſechs Monate 
nad ihrem Rüdtritt, ihrer Abfegung oder was fonft die Einftellung ihrer 
Function bewirkt haben mag, nicht gewählt werden 1) die Oberpräfibenten, 
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Präfidenten und Mitglieder der Appellationshöfe; 2) die Präfidenten, Vice: 
präfidenten, Unterfuchungsrichter und Mitglieder der Gerichtähöfe erſter In⸗ 
ftanz; 3) der Polizeipräfeet, die Präfecten, Unterpräfecten und Generaljecre: 
täre ber Präfeeturen, bie Gouvernenre, Directoren de3 Innern und General: 
fecretäre der Eolonien; 4) die Tepartementals und Arrondiſſements: Ingenieure 
und die Auffeher bes Departementale und Arrondiſſements-Straßenweſens; 
5) die Rectoren und Birectoren der Academien; 6) die Inſpectoren der Eles 
mentarfchulen; 7) die Erzbifchöfe, Biichöfe und Generalvicare; 8) die Offi> 
ziere aller Grade der Lands und der Serarmee; 9) die Tivifionsintendanten 
und militärifchen Unterintendanten; 10) die Generalichakmeifter und die Fi: 
nanzeinnehmer; 13) die Directoren der direkten und indirekten Steuern, des 
Enregiftrement, der Domänen und der Poften; 12) die Konfervatoren und 
Inſpectoren ber Staatäwaldungen. Art. 22. Ter in mehreren Departements 
gewählte Senator muß zehn Tage nad) der Gültigiprechung diefer Wahlen 
en Präfidenten des Senats von einer Sption in Kenntniß ſetzen. Geſchieht 
das nicht, jo wird die Trage in öffentlicher Sitzung durch das Loos ent: 
Ichieden. Die Bacanzen werden in Monatsfrift durch denjelben Wahlkörper 
beſetzt. Dies gilt auch für den Fall, daß eine Wahl umgejtoßen wird. Wr: 
titel 23. Wenn in Solge von Todesfällen oder Dimiſſionen die Zahl der 
Senatoren eines Departements auf die Hälfte herabgeſunken iſt, ſo werden 
bie Vacanzen binnen drei Monaten ausgefüllt, es ſei denn, daß dieſelben in 
den zwölf Monaten vor der dreijährigen Erneuerung eintreten. Zu der für 
die dreijährige Erneuerung beſtimmten Zeit werden ſämmtliche Vacanzen, 
welches auch immer ihre Zahl und ihr Urſprung ſein mag, beſetzt werden. 
Art. 24..Die Wahl der auf die Nationalverſammlung entfallenden Senatoren 
wird in Öffentlider Sitzung, im Liftenferutinium und mit abjoluter Mehr: 
heit der Stimmenben vollzogen. Art. 25. Wenn der Fall der Erjehung ber 
bem Art, 7 de3 Geſetzes vom 24. Februar 1875 gemäß gewählten Senatoren 
eintritt, wird der Senat nach den in Art. 24 eben erwähnten Formen zu 
verfahren haben. Art. 26. Die Mitglieder des Senats erhalten biefelben 
Diäten wie diejenigen der Deputirtenlammer. Art. 27. Auf die Wahl ber 
Senatoren finden Anwendung alle Beflimmungen de Wahlgejehes betreffend 
1) die Fälle der Unwürdigkeit und Unfähigfeit, 2) die Bergeben, gerichtlichen 
Verfolgungen und Strafen, 3) die Wahlformalitäten, fofern jie den Verfü⸗ 
gungen be3 vorliegenden Gejetes nicht zutwibderlaufen. Art. 28. (Uebergangs⸗ 
men Das den Zeilpunkt der Auflöfung der Nationalverfammlung 
beitimmende Geſetz wird jpäter hinfichtlich der erſten Wahl des Senats, bei 
der die in Art. 1 feftgeftellten Friſten nicht zu beobachten fein iverden, ben 
Zag genau bezeichnen, an dem die Gemeinderäthe zur Ernenuung der Dele: 
irten zufammentreten müſſen, fowie den andern, an welchem die Wahl der 
Senatoren vor fich gehen joll. Bor ber Cinberufung der Gemeinderäthe wird 
die Nationalverfammlung in ihrem Schoß die Wahl der auf fie entfallenden 
Senatoren vollziehen. Art. 29. Die Beſtimmung des Art. 21, demzufolge 
ſechs Monate zwiichen ber Einftellung ber Functionen und dem Tage ber 
Wahl verftreichen ollen, ift nur auf die Präfecten und Unterpräfecten ans 
wendbar, beren Functionen entiweder vor der Promulgirung biefes Gefehes 
oder zwanzig Zage nach derjelben aufgehört haben. 


Die Nat.-Berfammlung genehmigt den Geſetzesentwurf betr. den 
Bau einer unterfeeifchen Eifenbahn zwiſchen Frankreich und England. 

3. Auguft. Nat.»Verfammlung: genehmigt den Beitritt Frank⸗ 
reichs zum Weltpoftverein und beendigt die Berathung des Budgets, 
für 1876, das ala Ganzes angenommen wird. 
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4. Auguft. Nat.-Berfammlung: genehmigt den Geſetzesentwurf 
betr. die neue Parifer Gürtelbahn im Anfchluß an die erweiterte 
Feſtungslinie und fchließt damit ihre Eibungen bis zum 4. Nov. 

8. Auguft. In Lille befchließt die General-Commilfion für 
Gründung einer „Latholifcheu Univerfität” dajelbjt für das nördliche 
Tranfreich, die jurijtiiche und die medizinifche Facultät ſchon am 
1. Nov. d. J. zu eröffnen. Inzwiſchen fett die Regierung der Frei- 
beit des Laienunterrichts allen nur möglichen Widerjtand entgegen. 


Lie angefeheniten Einwohner von Montauban, an ihrer Spike ber 
Deputirte Leon de Maleville, Mitglied des linken Centrums, beabfichtigen, 
eine Gejellichaft für Volksunterricht zu gründen, um in ihrem Departement 
nah Maßgabe ihrer Kräfte die tiefe Unwiſſenheit zu befämpfen, über die 
man feit 1870 jo viel geichrieben und geiprochen hat. Nach den Etatuten 
jollte dieſe Geſellſchaft 1) eine Volksbibliothek gründen und 2) Vorträge für 
Lehrlinge von 12—15 Jahren einrichten. Weiter nichts; an politifche Pro: 
paganda war gar nie gedacht worden. Der Präfelt machte einige Kleine Ein: 
twerdungen, aber die Stifter der Gefellichaft ergänzten und änderten die Sta: 
tuten fo bereitwillig nach ben Anfichten des Präfekten, daß ein volles Eins 
verjtändniß erzielt wurde und nur noch die Genehmigung des Minifterd des 
Junern erforderlid war. Zwei Monate lang blieb dad Geſuch unbeant⸗ 
wortet; endlich konnte der Präfelt Hrn. de Maleville und feinen Freunden 
Folgendes mittheilen: „Der Minifter des Innern hat nad) genommener Rüd: 
ſprache mit dem Unterrichtsminifter mir eröffnet, daß Teine Grund vorliegt, 
das benfichtigte Unternehmen zu genehmigen.” Das ift thatjächlich die „Frei⸗ 
heit” des Laienunterrichtd, während die Elericalen mit dem größten Eifer 
bemüht find, auf’ jchleumigfte über das ganze Land, wie ſchon längft für 
das Volksſchulweſen, jo nunmehr auch für den höheren Unterricht ein ganzes 
Netz von clericalen Schulen auszubreiten, um in bemjelben die ftaatlichen 
Univerjitäten wo möglich zu erdrüden: diefe Beftrebungen finden von Seite 
der Regierung keinerlei Hemmung, vielmehr joweit möglich eher Unterftüßung. 


10. Auguft. Der Minifter Buffet erklärt in der Permanenz- 
commiffion der Nat.=Berfammlung auf eine Interpellation ganz offen, 
daß er die Broſchüre Sladftone’3 gegen Rom und den Ultramonta= 
nismus zwar nicht verboten, wohl aber derfelben die Erlaubniß zur 
Eolportage verweigert habe: „Er (der Minifter) werde für den Handel 
mit folchen veligiöfen oder politifchen Schriften, in denen eine Pole— 
mif gegen den Katholicismus enthalten fei, niemals die erforderliche 
Stempelberechtigung ertheilen”. 

16. Auguft. Zufammentritt der Generalräthe. Bei den Prä- 
fidentenwahlen derfelben einigen fich überall ſämmtliche conftitutio« 
nelle Barteigruppen, die Bonapartijten auszufchließen, und verzichten 
die Radicalen zu Gunjten der gemäßigten Republifaner auf die Mit- 
bewerbung. 

19. Auguft. Zuſammentritt eines Tatholifcehen Congreſſes in 
Poitierd. Es nehmen an demfelben der Biſchof von Poitiers, der 
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ameritanifche Erzbifchof von New⸗Orleans, Generalvicare und fon= 
jtige Vertreter fajt aller franzöfiichen Bifchöfe, Zelegirte der fogen. 
fatholifchen Vereine, Ordensobere, viel Jeſuiten und auch eine Reihe 
von Abgeordneten zur Nat.:Derfammlung Theil. Dieſelbe beſchließt 
einftimmig auf den Antrag des P. Sambir folgende Refolution: 

1) €3 fei von ber Höchften Wichtigkeit und müſſe ber Gegenftand all: 

emeinen Bemühens fein, möglichjt bald und möglichſt viele katholiſche Rechts⸗ 

—— zu gründen; 2) es ſei darauf hinzuwirken, daß ſich in der fran⸗ 
zöfiichen Rechtswiſſenſchaft eine Schule bilde, deren Doctrinen wahrhaft ka⸗ 
tholiſch und allen Vorſchriften der Kirche und des heiligen Stuhles ergeben 
feien; 3) die Mitglieder des Congreſſes follten fich in ihrer Gegend nach jungen 
doctores juris umjehen und Diefelben bezeichnen, welche ſich zu dem Profeilor: 
amt an den Tatholifchen Rechtsfacultäten eignen und herambilden wollen. 

Auf diefe Weife ſoll der Code allmälig durch das canonifche 
Recht verdrängt werden, wenigſtens ſoweit dieſes jenem twiderfpricht. 

21. Auguft. Der Schwurgerichtöhof von Lyon verurtheilt den 
geheimen Agenten des viel genannten Präfekten Ducros, Namens 
Bourier, der unter Anderem auch jchon einmal wegen Diebjtahls 
mit 6 Monaten Gefängniß bejtraft worden war, zu 3 Jahren Ge- 
fängniß, da conjtatirt wird, daß er bem Präfekten gefälfchte Briefe 
Lyoner und Parifer Radicaler, 3. B. Gambetta’3, Hatte zugehen 
lafien, auf die geftüßt der Präfelt vor einiger Zeit zahlreiche Haus— 
fuchungen verfügt hatte. Der Präfelt Ducros fcheint fich durch den 
Gebrauch jolcher Werkzeuge endlich doch unmöglich gemacht zu haben. 

25: Auguft. Congreß der fatholifchen Arbeiter-Werfe (Gefellen- 
bereine) in Rheims. 

Mie in Poitierd, jo haben auch hier Patres der Gejellichaft Jeſu die 
Agitation in die Hand genommen und erjcheinen unter ber formellen Leitung 
der Biſchöfe als die wirklichen Leiter und die Hauptredner. Die lekten gal⸗ 
licaniſchen Belleitäten find verichwunden. Das Inſtitut Tatholifcher Gejellen- 
dereine jteht in Frankreich freilich noch weit hinter dem zurüd, was in Deutich: 
land diesfalls erreicht worden ift. Von 10 folcher Vereine, die es 1871 gab, 
it ihre Zahl exit auf 40 geftiegen. Dagegen bringt der General v. yon: 
tanged, Obercommandant von Rheims, einer Einladung bes Biſchofs folgend, 
die intime Connerität zwiſchen der militärifchen und Tirchlichen Behörde zum 
Ausdruck, indem er auf der Eſtrade Plab nimmt. 


28. Auguft. In Folge einer vom Handelsminiſter über die 
Erneuerung ber Handelgverträge Frankreichs mit dem Auslande, 
welche größtentheila im folgenden Jahre ablaufen, angeordneten En⸗ 
quete fprechen fich die Handelskammern de Landes mit einer ein- 
zigen Ausnahme (derjenigen von Rouen) einmüthig im Sinne der 
Hanbelsfreiheit, fiir die Erneuerung der Handelsverträge auf derfelben 
Grundlage und vom Standpunkte der für den Handel erforderlichen 
Beftändigfeit gegen eine VBeränderlichkeit der Tarife aus. 
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31. Auguſt. Echluß der Eeffion der Generalräthe des Tepar- 
tements. Diejelben Haben fich neuerdings jajt ausſchließlich auf die 
Angelegenheiten ihrer Departements bejchränft. 

Auffallend ift, dab der Eifer derjenigen Generalräthe, deren Mehrheit 
liberal iſt, zu Gunſten des Laienunierrichts Meit dem vorigen Jahr jehr nach: 
elafien hat. Es zeigt fich überall, wie jehr die Höheren Claſſe der franzö— 
iſchen Bourgeoifie 9 ſcheuen, den Uebergriffen der Geiſtlichkeit energiſch 
Widerſtand entgegenzufehen. Die Geiſtlichkeit benutzt in geſchickter Weiſe alle 
Einflüſſe der Familie, um einen Druck auf diejenigen liberalen Mitglieder 
der Provincial-Verſammlungen, welche nicht geradezu ber radicalen Partei 
angehören, auszuüben, und es gelingt ihr vielfach. 

— Auguft. Die Regierung beruft die Angehörigen der Terri⸗ 
torialarmee (Landwehr) für den September zum erften Mal zu ben 
großen Herbjtmandvern ein, da diefelben nach den Milikärgeſetz 
jeden Herbjt 28 Tage in den Regimentern, welchen fie zugetbeilt 
find, dienen follen. Es ift dies die eigentliche Dienstzeit, während 
welcher die betreffenden Mannschaften die Manöver mitmachen und 
fih an das Bivuacleben gevöhnen müſſen, und der Kriegsminiſter 
hat denn auch befohlen, allen Bitten um Befreiung gegenüber taub 
zu fein. Diesmal werden auch die Mandver auf großem Fuß ein- 
gerichtet und man fieht daher auch allgemein den Rejultaten mit 
Epannung entgegen. Die Zahl der einberufenen Refervijten beträgt 
etwas mehr ala 100,000 Mann. 

— August. Die Prinzen von Orleans fahren fort, die ihnen 
ſ. 3. von Napoleon confizcirten, von der Nat.:Berfammlung aber 
wieder zurückgegebenen Güter zu verkaufen. 


— Auguft. Die Errichtung katholiſcher Univerfitäten wird 
von den Bifchöfen mit der größten Energie in die Hand genommen, 
um biefelben fo bald wie nur irgend möglich, etwa ſchon im No— 
vember, wenn auch nur exit theilweife eröffnen zu können. 

Die größte foll natürlich in Paris errichtel werden. Zu biejem 
Ende hin findet eine Berfammlung von Bilchöfen ın Paris ftatt, die unter 
bem Borfite des Erzbiſchofs Guibert aus den Biſchöfen von Orleans, Char: 
tres und Verſailles und den Erzbifchöfen von Tours, Send, Rheims und 
Rouen befteht: der Erzbifchof von Bourges und der Biſchof von Blois haben 
wenigfteng Vertreter geſchickt. Der Bezirk der fatholifchen Univerfität Paris 
ſoll aber auch 33 Diöcefen, beinahe halb Frankreich, umfaflen. Auf den Rath 
des Biſchofs Dupanloup wird bejchloffen, die neuen Univerfitäten nicht „Ta: 
tholifche*, jondern „freie“ zu nennen, um tweniger abzuſchrecken. Es ift aber 
die Yrage, ob der Papft damit einverftanden fein wird, ba er die oberfte 
Leitung dieſer Iniverfitäten in Anſpruch nimmt und namentlich verlangt, 
daß an einer jeden berfelben ein Lehrſtuhl des canonijchen Recht? gegründet 
werde. Zu den Koften joll jeder Biſchof nach Kräften Geld beifteuern und 
dafür feiner Zeit ein Geſammtaufruf der Biſchöfe erlaffen werben. Die Vor: 
bereitungen für dieſe Univerſität erheifchen jedoch längere Zeit. Dagegen 
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gebt der Bilchof von Anger, Migr. Freppel, raſch vor, indem er in einem 
a riele die Gründung einer katholiſchen Univerfität in Angers al3 ge: 

chert anzeigt und im November derjelben F eine Rechtsfacultät beifügen 
will. Die Mittel jollen auf folgende Art beichafft werden: 1) durch Grün: 
bung von Lehrftühlen, welche die Namen ihrer Gründer dauernd tragen follen. 
Zwei Lehrſtühle find ſchon auf diefe Art hergeſtellt worden und jeder der: 
jelben Toftet dem großmüthigen Gründer 80,000 Fres.; 2) durch Subſcrip⸗ 
tionen, die aber nicht geringer ala 500 Fres. fein dürfen, um den Gebern 
den Namen eines Gründer? der Univerfität zu fichern. Die Subferiptionen, 
die ſchon gemacht wurden, wechleln zwiſchen 500 und 60,000 Fres. Mehrere 
find jährliche Beiträge der Eubjcribenten für bie Zeit ihres Leben?, andere 
auf eine getwifie Reihe von Jahren beichräntt; 8) durch Beiftenern unter 
500 Fres.; 4) durch Volks⸗Collekten, denn Alle, ſelbſt die Aermften, müſſen, 
twie in Belgien, zu diefem großen katholischen Werke beifteuern. Dabei können 
zwei Wege eingeichlagen werden: eine jährliche Eoflekte in den Kirchen oder 
eine Volksbeiſteuer, welche Dionfeigneur den Son ber Univerfität nennt. Der 
Sou der Blaubenzverbreitung bringt 60,000 red. in ben einzelnen Didcejen 
ein; warum follte ber Sou der Univerfität zur Erhaltung des Glauben? 
nicht eben fo viel eintragen? — Im Süden ftellt ſich der Erzbiichof von’ 
Zoulonfe au die Spike und richtet an alle Biſchöfe und Erzbiſchöfe jenes 
Theils von Frankreich die Aufforderuug, ihn mit Geldmitteln, Profefforen 
und Söglingen zu verfehen, namentlic) aber mit möglichft reichlichen Ka⸗ 
pitalien. 


5. Ceptember. Die Bonapartiften halten in St. Evreux unter 
dem Borfike von Raoul Duval, der feit einiger Zeit neben Rouher 
die Partei leitet, ein demonſtratives Bankett ab, bei welchem ein 
„am Bord des Magenta 2. September” datirter Brief des von der 
Regierung an die Spibe der Mittelmeer-Flotte gejtellten Admirals 
La Ronciere le Nourry zur Berlefung kommt, in welchen fich der: 
jelbe offen für die Wiederherftellung des Kaiſerthums, „wenn der 
rechte Moment gekommen fein werde”, ausſpricht. Der Brief erregt 
in Paris eine allgemeine Entrüjtung. 


6. September. Conferenz von Delegirten der „Friedensgeſell⸗ 
fchaft der englifchen Arbeiter” und der frangöfifchen „Sejellfchaft der 
Friedensfreunde“ in Paris. 

Die engliichen und franzöfiichen Redner weiſen in Träftigen Ausdrücken 
nach, daß der Krieg namentlich den Arbeitern ſchwere Nachtheile bringe. Die 
Sonfereng nimmt Rejolutionen an, burch welche ein internationales Schieds⸗ 
gericht ala das einzig praftifche, rationelle und ökonomiſche Mittel bezeichnet 
wird, um internationale Streitigkeiten beizulegen, und welche energifch gegen 
den bewaffneten Frieden proteftiren. Als Mittel, um ihre Beftrebungen durch 
zujeßen, wird von ber Sonfereng hauptjächlich die Wahl ſolcher Candidaten 
in die Parlamente angeführt, welche für die allgemeine Abrüftung zu jtimmen 
veriprechen. Tann wird über die Trage der Abichaffung der ftehenden Armeen 
verhandelt. Ein franzöfiicher Redner, Limoufin, gejteht, daB die Frage unter 
den obwaltenden Berhältnifien eine delicate fei und daß man einftweilen nur 
theoretiich darauf Hinarbeiten folle, für internationale Streitfragen Die ſchieds⸗ 
tichterliche Anftanz zu erwirken und allmälig dad Syitem der Volksmilizen 
nad Schweizer Mufter an Stelle des Syſtems ber ftehenden Armeen zu ſetzen. 
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Ein Anweſender unterbricht den Nebner mit bem Rufe: „Wie fleht ed dann 
mit Elfaß-Lothringen?“ Zaranf erwiedert Limoufin: „Tiefe Frage bleibt 
mit dem Syſtem der Echiedgerichte offener ala je und würde von diefen, da 
fie das Selbitbeftimmungsrecht der Völker achten würden, nur die erwünſchte 
Löjung erlahıen. wagegen wäre e8 ganz verfehlt, auf eine militärische Res 
vanche zu finnen. Soldye Revandyen ziehen nur immer andere nach fich. 
Frankreich hat in feiner Vergangenheit bed Kriegsruhms genug, um fid) mp 
einmal eine Niederlage gefallen lafjen zu können. Wer dentt heute no 
daran, Revanche für Waterloo zu nehmen?" Darauf fpricht der befannte 
engliiche Bauern: Agitator Joſeph Arch, wieder im Sinne des europäifchen 
Schiebögerichtes, und nach einigen anderen Reden nimmt die Berfammlung 
eine Nefolution an, twelche das Syſtem ber ftehenden Armeen vom politifchen, 
moralifchen und wirthichaftlichen Standpunkte verwirft. 

7. September. Lavergne, der Führer der nach ihm benannten 
Gruppe bes rechten Gentrums, burch deren Vereinigung mit den drei 
Gruppen ber Linken die Gründung der Republit ermöglicht worden 
ift, Hält eine Ansprache an feine Wähler in der Ereufe. 

Die Wähler dantten ihm für feine Haltung in der nerhaflungsfrage. 
In feiner Antwort jagt er nun: Er würde die beichränfte Monarchie ala 
die der Freiheit zuträglichite Regierungsform vorgezogen haben, aber da dieſe 
unmöglich geworden, haben ex und feine {freunde eine derjelben Ib annäbernde 
Republik zu begründen geſucht. Dank der Mäßigung und Einficht der Linken 
fei das auch erreicht worden. Andere Freiheiten werden nachfolgen, benn 
die Franzöfiiche Democratie fei ftarf genug, um liberal zu fen. Er toage 
zwar nicht, zu behaupten, daß diefe Regierung die legte fei, benn Frankreich 
habe ſchon zu viele Turzlebige Regierungen gehabt, aber wenn die Republik 
nicht gelinge, fo würde es mit der Monarchie auch nicht gegangen fein. An 
In dermögen bie beiten Staatdeinrichtungen nichts; die Nation müffe Die 
elben fruchtbar machen; die Angelfachien jeien zugleich die erſten Monar⸗ 
hiften und die erften Republikaner der Welt: Monardiften in England, 
Republikaner in Amerika, denn fie haben eine Eigenſchaft, welche fie für 
jreie Inſtitutionen befähigt; Die Ruhe des Gemüths mache es ihnen möglich, 

ie Dinge zu nehmen wie fie find und zu erkennen, was möglich und noth⸗ 

wendig ıft, zu einer gegebenen Zeit und in allem ber Kraft der Ueberzeugung 
zu vertrauen und nicht der Gewaltthätigfeit. Die Franzoſen fangen an, fich 
dieſe Gabe zu eriverben, und wenn fie zu ihren andern glänzenden Eigen: 
ichaften dieſen praftifden Sinn fügen, jo werden fie bald wieder dag erſte 
Volk der Welt werden. 


10. Eeptember. Die Spannnng zwischen Orleaniften und Les 
gitimiften fcheint zu einem vollftändigen Bruche führen zu müſſen. 

Das „Journal de Paris”, das Organ der Prinzen von Orleans, er: 
Härt gelegentlich einer legitimiftiichen —— „Die erbliche Monarchie iſt 
vereitelt worden; man weiß, unter welchen Umſtänden. Schon damals haben 
wir, treu dem Gedanken, welcher den Froſchdorfer Schritt als nothwendig 
erſcheinen ließ, nicht geſucht, eine andere Monarchie wiederherzuſtellen. Wir 
haben uns ehrlich zuerſt dem Septennat des Marſchalls Mac Mahon, 
dann ber von conſervativen Staatseinrichtungen umgebenen Republik an⸗ 
ne fowie fie durch bie Beiefungsgee vom 25. Februar 1875 
geſchaffen worden ift, und find entichloffen, bei dieſer Politit mehr denn je 
zu bebarren.” Die „Union”, das Organ des Grafen Chambord, ift da⸗ 
züber wüthend, und geht fo weit, die Prinzen von Orleans perjönlich anzu⸗ 
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greifen und ber „SFeigheit und Memmenhaftigkeit“ zu beichuldigen. Die 
Organe der Orleans repliziren mit der Semertung daß der Schiffbruch der 
Monarchie wenigſtens nicht auf Rechnung der Orleans geſett werden koͤnne, 
weiſen aber zugleich ausdrücklich auf das Jahr 1880 Hin, wo die gegenwärtige 
—— Verfaſſung revidirt werden könne: „Man will wiſſen, was 
wir im Jahre 1880 thun werden. Die Frage ift unbeicheiden und fogar 
naid. Wifjen denn die Frager, was fie im Jahre 1880 thun werden? Wer 
weiß es überhaupt? Die Berfaffung kann im Jahre 1880 revidirt werben. 
Je nachdem nun die Berfafjung beibehalten oder xevibirt, oder je nach bem 
Sinne, in welchem Sie revidirt werden wird, werben bie Anderen ihre Ver: 
halten einrichten und ganz dagſelbe werden auch wir thun.“ Die Anficht 
ift eine jeher allgemeine, daß der Herzog dv. Aumale, ber bedeutendfte der 
orleanischen Prinzen fich der Republik zu nähern ſuche, freilich nur, um 
zunächft zum Präfidenten des künftigen Senats gewählt zu werden, jpäter 
aber zuieleigt ben Marſchall Mac Mahon ala Präfident der (conjervativen) 
Republik zu erfegen, welche lettere ja im Grunde doc nicht? anderes fei ala 
eine conftitutionelle Monarchie ohne den Namen und in ben Formen einer 
Republit. 

Gleichzeitig mit diefer halben Schwenfung der Orleans nad) 
der Eeite de linken Centrums macht der Dep. Naquet (einer der 
Unverföhnlichen der äußerften Linken) eine Rundreife im Süden, 
predigt überall den Kreuzzug gegen bie conjervative Republik und 
arbeitet damit dem Regime Buffet und feinen reactionären Ten— 
denzen auf’s kräftigſte in die Hände. 

15. September. In Arenenberg, wo fich die Ex⸗Kaiſerin Eu— 
genie mit dem kaiſerlichen Prinzen zur Zeit aufhält, Halten die Bona- 
partiften eine große Eonferenz ab, an ber auch Rouber Theil nimmt, - 
um fich über ihre nächften Schritte und weiteren Pläne zu verftän- 
digen. 

20. September. Der Minifter Buffet benüßt die radicalen 
Thorheiten Naquet3 und feiner Freunde von der äußerften Linken, 
um gelegentlich eines Feſtes des Iandwirthfchaftlichen Vereins in 
Dompierre, jeiner Heimath, das rothe Gefpenft an die Wand zu 
malen: 

„Die Intention des Minifteriumd gehe hauptjächlich dahin, den Ge- 
feßen den Gehorfam zu ſichern und alle conjervativen Sträfte gegen das Im: 
fihgreifen revolutionärer und verfafſungswidriger Tendenzen zu fammeln und 
zu vereinigen. Tas Minifterium ſei unter fich fortwährend im beften Ein: 
vernehmen geweſen, es feien niemals Meinungsverſchiedenheiten vorgekommen.“ 
Er ſchließt mit der bei einer früheren Gelegenheit ſchon ausgejprochenen Auf: 
forderung, dab „Alle, Die die Ordnung und Ruhe liebten, eine feite Scheide: 
wand aufrichten müßten gegen fubverfive und verberbliche Leidenschaften.” 


20. September. Ein Gefammt=Hirtenbrief des Cardinal-Erz- 
biſchofs von Rouen, de Gardinal-Erzbifchofs von Paris, der Erz- 
bifchöfe von Bourges, Senlis und Rheims und ber Bifchöfe von 
Meaur, Beauvais, Leez, Orleans, Blois, Verfailles, Chartres, Troyes, 

24 


968 Irankreig. (Sept. 7—8.) 


Ein Anweſender unterbricht den Nebner mit dem Rufe: „Wie fleht ed dann 
mit Elſaß-Lothringen?“ Tarauf eriwiedert Limoufin: „Ziefe Frage bleibt 
mit dem Suftem der Echiedgerichte offener ala je und würde von diefen, da 
fie das Selbfibeftimmungsrecht der Völker achten würden, nur die ertwünjchte 
Löjung nlahıen, wagegen wäre es ganz verfehlt, auf eine militärifche Re⸗ 
vanche zu finnen. Solche Revanchen ziehen nur immer andere nad fidh. 
Frankreich hat in feiner Vergangenheit des Kriegsgruhms genug, um fich auch 
einmal eine Niederlage gefallen Iafjen zu können. Wer denkt Heute noch 
daran, Revanche für Waterloo zu nehmen?" Darauf jpricht der befannte 
engliiche Bauern: Agitator Joſeph Arch, wieder im Sinne des europäifchen 
Schiedsgerichtes, und nach einigen anderen Reden nimmt die Verſammlung 
eine Nejolution an, welche das Syſtem ber fichenden Armeen vom politifchen, 
moralifchen und wirtHichaftlichen Standpunfte verwirſt.“ 

7. September. Lavergne, der Führer der nach ihm benannten 
Gruppe bes rechten Gentrums, durch deren Bereinigung mit den drei 
Gruppen ber Linken die Gründung der Republif ermöglicht worden 
ift, Hält eine Anfprache an feine Wähler in der Creuſe. 

Die Wähler dankten ihm für feine Haltung in der Berfaffungsfrage. 
In feiner Antwort fagt ex nun: Er würde die beichränkte Monarchie ala 
die der Freiheit zuträglichite Regierungsform vorgezogen haben, aber da dieſe 
unmöglich geworden, haben er und feine Freunde eine derſelben I annäbernde 
Republik zu begründen gefucht. Dank der Mäßigung und Einficht der Linken 
fei dad auch erreicht worden. Andere Tyreiheiten werden nachfolgen, denn 
die Franzöfiiche Democratie fei ftarf genug, um liberal zu fen. Er wage 
zivar nicht, zu behaupten, daß dieſe Regierung die lebte fei, denn Frankreich 
habe ſchon zu viele Furzlebige Regierungen gehabt, aber wenn die Republik 
nicht gelinge, fo würde es mit der Monarchie auch nicht gegangen fein. An 
IK vermögen die beiten Staatzeinrichtungen nichts; die Nation müffe Dies 
elben fruchtbar machen; die Angeljachien jeien zugleich die erſten Monar⸗ 
chiſten und bie erſten Republikaner der Welt: Monardiften in England, 
Republikaner in Amerika, denn fie haben eine Eigenschaft, welche fie für 
jeeie Inſtitutionen befähigt; die Ruhe des Gemüths mache es ihnen möglich, 

ie Dinge zu nehmen wie fie find und zu erfennen, was möglich und noth: 

wendig tft, zu einer gegebenen Zeit und in allem der Kraft der Meberzeugung 
zu vertrauen und nicht ber Gewaltthätigleit. Die Franzoſen fangen an, ſich 
diefe Babe zu erwerben, und wenn fie zu ihren andern glänzenden Eigen 
ichaften dieſen praftiichen Sinn fügen, jo werden fie bald wieder dag erſte 
Bolt dev Welt werden. 


10. September. Die Spannnng zwifchen Orleaniften und Les 
gitimiften fcheint zu einem vollftändigen Bruche führen zu müflen. 

Dad ‚„Journal be Paris", das Organ ber Prinzen von Orleans, ers 
klärt gelegentlich einer legitimiftiichen Flugſchrift: „Die erblicde Monarchie ift 
vereitelt worden; man weiß, unter welchen Umftänden. Schon damals haben 
wir, treu dem Gedanten, welcher ben Froſchdorfer Schritt ald nothwendig 
ericheinen ließ, Hr gejucht, eine andere Monarchie twiederherzuftellen. Wir 
haben und ehrlich zuerſt dem Septennat des Marſchalls Mac Mabon, 
dann der von conſervativen Staatzeinrichtungen umgebenen Republil an⸗ 
len jowie fie durch Die Verfaſſungsgeſetze vom 25. Februar 1875 
geſchaffen worden ift, und find entichloffen, bei dieſer Politit mehr denn je 
zu bebareen.” Die „Union”, da8 Organ des Grafen Chambord, ift das 
züber wüthend, und geht jo weit, die Prinzen von Orleans perjönlich anzus 
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greifen und ber „SFeinheit und Memmenhaftigkeit" zu befchuldigen. Die 
Organe ber Orleans repliziren mit der Bemerkung, dab der Schiffbruch der 
Monarchie wenigften? nicht auf Rechnung der Orleans gefet werden könne, 
weijen aber zugleich ausdrüdlich auf das Jahr 1880 Hin, wo die gegenwärtige 
(tepublitanifhe) Berfaflung revidirt werden könne: „Man will willen, was 
wir im Jahre 1880 thun werden. Die Frage ift unbeicheiden und Iogar 
naiv. Wiflen dern die Frager, was fie im Jahre 1880 thun werden? 

weiß es überhaupt? Die Verfafſung Tann im Jahre 1880 revidirt werben. 
Se nachdem nun die Verfaſſung beibehalten oder revidirt, oder je nach dem 
Einne, in welchem Sie repidirt werden wird, werden die Anderen ihr Ver: 
halten einxichten und ganz bagfelbe werden auch wir thun.“ Die Anficht 
ift eine ſehr allgemeine, dab der Herzog dv. Aumale, der bedeutendite der 
orleanifchen Prinzen fich der Republik zu nähern ſuche, freilich” nur, um 
zunächit zum Präfidenten des künftigen Senats gewählt zu werden, fpäter 
aber zieteiät en Marihall Mac Mahon als Bräfident der (conjervativen) 
Republit zu erjeßen, welche letztere ja im Grunde doc nicht3 anderes fei ala 
eine conftitutionele Monarchie ohne den Namen und in den Formen einer 
Republif. 

Gleichzeitig mit diefer halben Schwenfung der Orleans nach 
der Eeite des linken Centrums macht der Dep. Naquet (einer der 
Unverjöhnlichen der äußerften Linken) eine Runbreife im Glen, 
predigt überall den Kreuzzug gegen die conferbative Republit und 
arbeitet damit dem Regime Buffet und feinen reactionären Ten— 
denzen auf's Träftigfte in die Hände. 

15. September. In Arenenberg, wo fich die Ex⸗Kaiſerin Eu— 
genie mit dem Taiferlichen Prinzen zur Zeit aufhält, halten die Bona- 
partiften eine große Conferenz ab, an der auch Rouher Theil nimmt, - 
um fi) über ihre nächften Schritte und weiteren Pläne zu verftän- 
digen. 

20. September. Der Minifter Buffet benüßt die radicalen 
Thorheiten Naquets und feiner Freunde von der Außerften Linken, 
um gelegentlich eines Feſtes des Tandwirthichaftlichen Vereins in 
Dompierre, jeiner Heimath, das rothe Gefpenft an die Wand zu 
malen: 

„Die Intention bed Miniſteriums gehe hauptſächlich dahin, den Ge: 
fegen den Gehorſam zu filhern und alle conjervativen Kräfte gegen das Um: 
fihgreifen revolutionärer und verfaffungatvidriger Tendenzen zu fammeln und 
zu vereinigen. Tas Minifterium jei unter fich fortwährend im beften Ein» 
vernehmen geweſen, e3 feien niemals Meinungsverichiedenheiten vorgefommen.“ 
Er ſchließt mit der bei einer früheren Gelegenheit ſchon ausgeſprochenen Aufs 
forderung, daß „Alle, die die Ordnung und Ruhe liebten, eine fefte Scheide: 
wand aufrichten müßten gegen jubverfive und verberbliche Leidenfchaften.“ 


20. September. Ein Geſammt-Hirtenbrief des Cardinal-Erz- 
bifchof3 von Nouen, des GCardinal-Erzbifchof® von Paris, ber Erz⸗ 
bifchöfe von Bourges, Senlis und Rheims und der Biſchöfe von 
Meaur, Beauvais, Leez, Orleans, Blois, Verjailles, Chartres, Troyes, 

24 


370 Srankreih. (Sept. 20.) 


Eain-Brieue, Soiffonz, Chalons, Bayeur, Verdun, Nancy, Evreur, 
Limoged, Nevres und Amiens bringt die Gründung einer freien Uni— 
verfität in Paris zur Kenntniß der Gläubigen und fordert zur Be- 
theiligung an einer für diefen Zweck eröffneten Eubfeription auf. 
Gleichzeitig zeigt der Cardinal-Erzbifchof von Tours mit den Bir 
Ichöfen von Laval, Angers, Mans und Lucon die Eröffnung der 
„freien Facultät” in Angers ſchon auf den 1. Oktober I. J. an und 
veröffentlicht da8 Statut für diefelbe, dag erfte Mufterbild diefer 


Art für Frankreich. 
Statut für Die erſte freie (kat holiſche) Facultät in Anger?: 
Erſter Abfchnitt. Die Einſchreibung. Um ſich einjchreiben zu laſſen, muß 
man volle 16 Jahre alt fein und folgende Papiere haben: 1) einen Geburtas 
ſchein und Ziplom als „Bachelier &s lettres“‘; 2) die, welche nur ein Zeug: 
niß der Befähigung erengen wollen, bedürfen des Diploms eines „Bache- 
lier ès lettres nicht; 3) das Regiiter, um fich für das erfte Trimeiter des 
Schuljahres einjchreiben zu laffen, ift vom 1. bis 15. November aufgelegt; 
4) Die Studenten lönnen feine neue Einfchreibungen erlangen, wenn fie ihr 
fleißiges Anmohnen der Vorlefungen der vorhergehenden Trimefter nicht nach⸗ 
genen haben. Zweiter Abſchnitt. Der Beſuch der Borlefung. 5) Jede 
Borlefung dauert zum wenigſten eine und höchſtens 1!/ Stuunde. Niemand 
fann dor Beendigung der Borlefung den Saal verlaffen. Die Profefloren 
fönnen ſich don den Fortſchritten der Studenten dadurch überzeugen, daß fie 
Tragen an diejelben richten. Eine fohriftliche Arbeit ift für jedes Trimeſter 
obligatoriſch; 6) die Studenten find gezwungen, alle Borlefungen mit Rüntt- 
lichkeit zu beſuchen; 7) die Studenten, welche von dem Beſuche einer ober 
mehrerer Borlefungen entbunden jein tollen, müſſen bei der Yacultät ein 
motivirtes Geſuch einreichen; 8) nur die werden zu den Borlefungen zuge: 
lafien, die eingejchrieben find und Eintrittäfarten haben; 9) die, welche, ohne 
eingefchrieben zu jein, eine Vorleſung verfolgen wollen, müflen ſich ſchriftlich 
an ben Profejlor wenden, der ihr Sefuch den Rector übergeben wird; bie, 
welche einer zorlelung anmwohnen wollen, müſſen fich an den Profeflor wenden; 
10) ein jährlicher Concurs“ wird zwiſchen den Studenten des nämlichen 
Feld ftattfinden. Preife werden vertheilt werben. Dritter Abfchnitt. Die 
Behörden ber Yacultät. 11) Die Facultät wird dem Gejeke vom 22. Juli 
1875 gemäß vertwaltet; 12) die academifche Behörde bildet ber Rector und 
der Teran. Die Profefforen bilden in Gemeinjchaft mit dem Secretär unter 
dem Borfik des Rectors den „Conseil rectoral“. Vierter Abfchnitt. Die 
Disciplin der Facultät. 13) Die Aufrechterhaltung der Disciplin ift haupt: 
ſächlich dem Rector anvertraut. „Internata“ werben nach dem Willen der 
Tamilie für die Studenten eröffnet. Diele Häufer werden ein bejonberes, 
von dem „Conseil rectoral‘‘ gebilligtes Reglement haben; 14) die Studenten 
müflen fd zur Tatholiichen Religion befennen und die Gebräuche derfelben 
ftireng in Anwendung bringen; 15) an Sonns und Feſttagen wohnen die 
„Externen“ dem Gottesdienſt in dem Kirchen der Gemeinden an, wo fie 
wohnen; 16) veligiöfe, für alle Studenten obligatorifche Eonferenzen werden 
au berichiedenen Seiten des Jahres ftattfinden; 17) die Studenten, die in 
er Stadt wohnen, müflen in den drei Tagen, welche dem Befibergreifen 
ihrer Wohnung folgen, dem Rector ihre Adreſſe zugehen lafien, auf mel 
der Name der Straße, die Nummer des Haufes und ber Name und die 
Profeffion derjenigen angegeben find, bei denen fie wohnen; 18) die in ber 
Stadt wohnenden Studenten müſſen gewöhnlid um 10 Uhr Abends nach 
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Haufe gehen. Die Vewohner Stadt, weldye den Stubenten Bimmer ver: 
mietben, werben aufgefordert, ihren Beiftand zur Aufrechterhaltung dieſer 
Beitimmung zu leihen. Der Eintritt in jedes Haus, beffen Ruf nicht voll 
ftändig gut ift, ift fixeng verboten. Fünfter Abichnitt. Bon dem acabemifchen 
Strafen. 19) Die academifchen Strafen find: a. die Verwarnungen, b. Sus⸗ 
penfion bed Rechtes, die Borlefung zu beſuchen, c. der Ausſchuß aus ber 
tyacultät; 20) die Verwarnungen werben von dem Profeifor oder der aca» 
demifchen Behörden vorgenommen; die anderen Strafen werden von bem 
„Conseil rectoral“ in Anwendung gebracht. 

An allen neuen Fatholifchen Univerfitäten: Paris, Lille, Angers, 
Poitiers, Touloufe und, wenn möglich, Lyon und Avignon foll, um 
wenigften® fofort einen Anfang zu haben, mit ber Errichtung ber 
philoſophiſchen Facultäten als der, freilich vorerft noch fehr unvolf- 
ftändigen, doch am Teichteften zu erftellenden vorgegangen Werden; 
fobald wie möglich joll aber eine juridifche Facultät und fchließ- 
lich auch eine medizinifche, obgleich diefe wegen der Klinik am meijten 
Schwierigkeit macht, Hinzugefügt werden. Für die juridilche Facultät 
wird das canonische Recht den Mittelpunkt bilden. „Denn — jagt 
das „Univer3” Veuillot's — es gibt nur Ein Recht und das ift dag 


canonifche, vor dieſem bat fich das Staatsrecht zu beugen.” 


Mitte Oktober. Die Bilchöfe Iegen ihren Pfarrern je nad) 
dem Eintommen derjelben eine Zwangsfteuer bis auf den Betrag 
von 1000 Tr. zu Gunſten der neuen katholiſchen Univerfitäten auf. 


15. Ottober. Buffet fieht fich nachgerade doch genöthigt, den 
in Lyon geradezu unmöglich gewordenen Präfekten Ducros abzurufen 
und durch einen weniger compromittirten Anhänger der ſog. confer= 
vativen Intereſſen zu erſetzen. 

16. Oftober. NRouber hält in Ajaccio eine Rebe an feine 
Wähler, in der er das Programm der bonapartiftifchen Partei ent- 
wickelt. 

Rouher betrachtet die nunmehrige republikaniſche Verfaſſung lediglich 
als ein Experiment, deſſen weſentlichſte Bedeutung in dem uneingeſchränkt 
vorbehaltenen Reviſionẽrecht Liege. Die imperinliftilihe Partei Tönne die Sache 
ruhig mit anjehen. „Das Revifionsrecht öffnet uns ein nicht minder weites 
Feld ala den andern Parteien. : Wenn exit die Auflöfung aufgehört haben 
wird, ein Blendwerk zu fein, wenn der Wahlgang eröffnet fein wird, dann 
wird auch unjere Partei an jenen großen Kämpfen ihren reichen Antheil 
nehmen. Als erſter Bundesgenofle wird uns die Entfeflelung ber radicalen 
—— zur Seite ftehen, welche alle rechtſchaffenen Leute unter unſere 
Fahne Drängen wird. Unſere Reihen werden jich bergrößern, und wenn dann 
erft daB Experiment in dev Revifion feinen Abichluß finden wird, dann 
werben wir jeben, was Frankreich, frei und Herr feines Geſchickes, über fich 
jelbit verfügen wird. Bis dahin mögen die tranfigenten oder intranfigenten 
Republitaner hoffen, bie Republik einzubürgern; mögen bie einen das Land 
mit Chloroform behandeln und ihm die Annehmlichkeit einer ‚liebenswür⸗ 
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digen Republit” vorgaufeln, die anberen ihm ihre gewalttätigen Lehren an 
den Kopf werfen: die Nation, welche aus Erfahrung die Verbrechen und 
den Blödfinn ber Mutter-Republit kennt, wird fie richten. Mag das linte 
Gentrum verziveifelte Anftrengungen machen, fi am Rande des Abgrundes 
im Gleichgewichte zu halten; mag die Iegitimiftifche Partei ſich in ihre Meber- 
Lieferungen hüllen und überzeugt bleiben, daß furchtbare Geſchicke das ent» 
ſetzte Frankreich zu den Füßen ihres Königs zurüdführen werden — Täu⸗ 
ſchungen der Treue, die wir ehren müſſen: denn auch wir, meine Herren, 
ſind Getreue; mögen die Anhänger der jüngeren Linie (ein Ausdruck, der 
freilich nur noch eine hiſtoriſche Bedeutung haben ſoll), nachdem fie mühſam 
auf die legitime Monarchie Tosgefteuert, ihr Ruber plöglid der Republit 
zugelehrt haben und noch ferner alle Zugänge zur oberften Gewalt bejegt 
halten, auf irgend einen glüdlichen Zufall lauern — was lönnen alle dieſe 
Beitrebungen und Umtriebe der imperialijtiichen Partei anhaben? Ich für 
meinen Theil habe die innigfte, auf Studium und Nachdenken beruhenbe 
Meberzeugung, daß die Nation niemals die Republit als definitive Regierung 
annehmen wird. Wenn die Republik fi) bisher behaupten konnte, jo geichah 
e3, weil wir von einer Republik jo wenig als nur möglich Hatten; aber je 
aufrichtiger und vollftändiger ber Verſuch gemacht werden wird, befto ent: 
ſchiedener werden die Gefinnungen et fih fund thun, und je mehr 
die Republit Republik fein wird, deito unerbittlicher wird das Urtheil lauten, 
befto vollfommener wird bie Genugthuung für den 4. Eeptember fein.” 


17. Oktober. Hr. Thier3 hält in Arcachon eine Rede, in der 
er fich neuerding® gegen die für Frankreich geradezu unmöglich ge= 
wordene Monarchie, gegen die von Buffet gehandhabte Auzfchließ- 
lichkeit und für einen ehrlichen Verſuch mit der Republik erklärt: 

. Was iſt nun, nachdem die Republit beichloflen ift, noch zu thun, 
meine Herren? Auf dieſe Fruge antworte ich offen: Nur Eines; wir müfjen 
aufrichtig und redlich danach ftreben, daß fie durchdringt. Eine andere Pflicht 
gibt e3 nicht, wie ſich auch immer die Zukunft geftalten mag. Forſchen wir 
nicht nach der unbekannten Zuflunft, ziehen wir unfere gegenwärtige, augen: 
Icheinliche, unlengbare Pflicht zu Rathe: Die Republik ift angenommen und 
wir müſſen, wenn wir nicht Die inconjequenteften Menichen fein wollen, wir 
müften, ich wiederhole es, dafür jorgen, daß fie durchdringt. Daß dies nicht 
leicht ift, gebe ich zu; aber wäre es leichter, Die Monarchie zu befeftigen, die 
in vierzig Jahren dreimal geftürzt worden ift? Gewiß können die monars 
chifchen Parteien das Unternehmen durch einen offenen oder heimlichen Wider⸗ 
ftand erjchiveren ; aber werben fie dadurch die Monarchie ermöglichen? Nein; 
biefelben Gründe beftehen immer noch und werden Lange fortbeftehen. Setzen 
wir voraus, daß dad Haus Bourbon nur noch einen einzigen Vertreter habe, 
die Napoleond wären immer noch da, welche wir an geiviffen Tagen mit 
den Bourbonen ftimmen fehen können, aber die wir nie vereint regieren ſehen 
werden. Zivei Dynaſtien find für einen Bürgerkrieg vollfommen ausreichend, 
ohne daß e3 einer dritten bedarf. Welches ift heute die wahre Lage? “Die 
Republik ift nicht mehr eine Principienfrage, fondern eine —* praktiſcher 
Anwendung. Hier fangen nicht nur unſer Aller Pflichten, ſondern auch die 
der Regierung an. Die oberſte Gewalt iſt in den Händen der Männer vom 
24. Mai oder doch der hervorragendſten unter ihnen geblieben, und ſie werden 
nun wohl zu erwägen haben, welchen Gebrauch fie davon machen. Ich be: 
greife bie Behauptung, daß in der Regierung Gonfervative nöthig find; ich 
gebe c3 zu, denn ich bin ſiets conferbativ geweſen, und ich habe auch jeber: 
zeit jo conjervativ fcheinen tollen, als ich es wirklich war. Aber man muß 
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fich über, Diefe Bezeichnung verflähdigen und vor den Auslegungen, die man 
ihr zu geben fucht, in Acht nehmen. Man ftellt eine gewiſſe Klaſſe Eonjer: 
dativer auf und jagt: „Keine Radicalen.“ Bas ift ganz richtig, wenn man 
unter den Radicalen die Anhänger gewwiffer twirtbfchaftlicher finanzieller ober 
gefellfchaftlicher Theorien verfteht, zu welchen die Radicalen fich bekennen, 
und die fie aufgeben würden, wenn fie am Ruder ſtünden. Zamit begnügt 
man fich aber nicht; exit ftößt man die Radicalen perfönlich zurüd, dann 
ſtößt man die zurück, welche da3 Land u! ihr Vorgehen zum Radicaliemus 
führen könnten. Eo gibt es erftlich die Radicalen, vor denen man fich hüten 
muß; dann die, welche, ohne radical zu fein, zu den Radicalen führen; hie⸗ 
rauf, indem man immer tweiter geht, die, welche zu den nftigern der 
Radicalen führen, bi? man endlich durch Fortſpinnung diefer Kette nur noch 
die als befähigt erfennt, der Republik zu dienen, welche nie etwas haben 
von ihr wilfen wollen und auch heute noch in diefen Gefinnungen verharren. 
Ohne Ziveifel ift die Regierung nicht blos eine folche, wo man ſich um 
Aemter bewirbt und ehrgeizige Kämpfe aufführt, aber die Regierung muß 
doch wenigſtens zum Theile die Dienfte derer empfangen, die früher nichts 
von ihr wiſſen toollten, ſich ihr aber jekt zugewendet Haben. Was wird 
fonft gefchehen? Wir würden Beamte haben — und bier fpreche ich nicht 
von dem bejcheidenen, arbeitfamen, unermüdlichen Theil der Verwaltung, ber 
Frankreich immer jo gut gedient hat, und nach jeder Umwälzung tvieder auf 
jeinen Poften zurückkehrte, um die Neneingetretenen in die Bejchäfte einzu: 
weihen — ich ſpreche von den politifchen Beamten, welche mit der Politik 
wechleln und fie in den Augen ber Bevölferung vertreten, wir würden, fage 
ich, Beamte haben, die nicht einmal den Namen der Regierung auszufprechen 
wagen, ber fie dienen, denen man nur durch ein Wunder den Namen Res 
publif entreißt, die nur von Frankreich ſprechen, defien uns Allen heiliger 
Name immer und überall am Plage iſt, aber nicht vorgefchoben werben follte, 
weil man feinen anderen nennen will. Nicht jo, meine Herren, zieht man 
ungeiviffe, mißtrauifche Bevölkerungen an und reißt man fie mit fich fort. 
Au! biete Weife läuft man Gefahr, dem Lande eine Regierung vorzuftellen, 
bie Leine beitimmten Umrifſe hat, aus Räthieln zufammengefeht ift, deren 
leitenden Gedanken man vergebens fucht. Uebrigens naht der Zeitpunkt der 
Wahlen, und Frankreich felbft muß feiner Regierung die Einheit der Ziele 
und des Wirkens geben, deren fie bedarf. Möge Frankreich, verftändig vor⸗ 
gehend und fi) vor jeder Ausfchliekung hütend — denn bie ausſchließenden 
Regierungen find unfruchtbar -- allen Männern die Arme öffnen, welche 
einen feften Entſchluß gefaßt haben, und fich vor denen hüten, die am Wahl: 
tage Republifaner find und unverzüglid darauf ihr Glaubensbekenntniß 
burch den Revifionzartifel erläutern. Möge Frankreich, indem es zu den 
Wahlen jchreitet, nicht vergefien, dat fein Finanzfyſtem der Bervollftändigung, 
fein ee ber Reformen bedarf — denn nicht alle Geſetze, welche bes 
ſchloſſen worden find, find gut — daß feine Handelsverträge erneuert werben 
müflen und der öffentliche Unterricht auf dev Grundlage ber modernen Ges 
ſellſchaft entwidelt werben follte. Möge Frankreich nicht vergefien, daß, wenn 

ch zu allem anderen auch noch Schtwierigkeiten gefellen follten, die in der 
Spaltung der Parteien, welche in der gegenwärtigen Rational-:Berfammlung 
Alles erihivert haben, ihren Uriprung haben, daraus nur ein Chaos ent» 
fteben könnte und es feine Zeit vor Europa verlieren würde, das feinerjeits 
feine Minute verliert; denn in gang Europa ift feine Nation, welche fich 
nicht bemühte, ftärker zu werden und ihre Angelegenheiten beſſer zu ordnen.” 


18. Oktober. Die frangöfifche Regierung regt bei den Mächten 
gemeinfame Schritte gegenüber der Türkei bezüglich des von ihr er- 
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digen Republit” vorgaufeln, die anderen ihm ihre gewaltthätigen Lehren an 
ben Kopf werfen: die Nation, welche aus Erfahrung die Verbrechen und 
den Blödfinn der Mutter:Republit fennt, wird fie richten. Mag das linke 
Centrum verzweifelte Anftrengungen machen, ſich am Rande des Abgrundes 
im Gleichgetvichte zu Halten; mag bie Iegitimiftifche Partei fich in ihre Ueber⸗ 
Tieferungen hüllen und überzeugt bleiben, daß furchtbare Gejchide das ent⸗ 
fette Frankreich zu den Füßen ihres Königs zurüdführen werden — Täu⸗ 
ſchungen ber Treue, die toir ehren müfjen: dem auch wir, meine Herren, 
find Getreue; mögen die Anhänger der jüngeren Linie (cin Ausdrud, der 
freilich nur noch eine Hiftorifche Bedeutung haben joll), nachdem fie mühſam 
auf die legitime Monarchie losgeſteuert, ihr Ruder plößlic der Republik 
zugefehrt haben und noch ferner alle Zugänge zur oberften Gewalt 24 
halten, auf irgend einen glüdlichen Zufall lauern — was können alle Diele 
Beitrebungen und Umtriebe ber imperialijtiichen Partei anhaben? Ich für 
meinen Theil babe die innigfte, auf Studium und Nachdenken berubende 
Deberzengung, daß die Nation niemals die Nepublit als definitive Regierung 
annehmen wird. Wenn die Republik fich bisher behaupten konnte, jo geichah 
ea, weil wir don einer Republik jo wenig ala nur möglich hatten; aber je 
aufrichtigee und vollſtändiger der Verſuch gemacht werben wird, defto ent: 
fchiedener werben die Gefinnungen et fi) fund thun, und je mehr 
die Republik Republik fein wird, deito unerbittlicher wird das Urtheil lauten, 
defto volllommener wird die Genugthuung für den 4. Eeptember fein.” 


17. Oktober. Hr. Thiers halt in Arcachon eine Rede, in der 
er fich neuerdings gegen die für Frankreich geradezu unmöglich ges 
wordene Monarchie, gegen die von Buffet gehandhabte Ausſchließ⸗ 
Vichleit und für einen ehrlichen Verſuch mit der Republik erklärt: 


„Was ift nun, nachdem die Republik bejchloffen ift, noch zu thum, 
meine Herren? Auf dieje Fruge antworte ich offen: Nur Eines; wir müſſen 
aufrichtig und redlich danach ftreben, daß fie durchdringt. Eine andere Pflicht 
gibt es nicht, wie fich auch immer die Zukunft geftalten mag. Forſchen wir 
nicht nach der unbelannten Zufunft, ziehen wir unfere gegenwärtige, augen⸗ 
Icheinliche, unleugbare Pflicht zu Rathe: Lie Republik ift angenommen umd 
tote müffen, wenn wir nicht die inconfequenteften Menichen jein tvollen, wir 
müffen, ich wiederhole e3, dafür forgen, daß fie durchdringt. Daß dies nicht 
leicht ift, gebe ich zu; aber wäre es leichter, die Monarchie zu befejtigen, bie 
in bierzig Sahren dreimal geftürzt worden ift? Gewiß können die monar: 
chiſchen Parteien das Unternehinen durch einen offenen oder heimlichen Wider: 
flan erjchiweren ; aber werden fie dadurch die Monarchie ermöglichen? Nein; 

iefelben Gründe beftehen immer noch und werden lange fortbeftehen. Setzen 
wir voraus, daß dad Haus Bonrbon nur noch einen einzigen Vertreter habe, 
die Napoleons wären immer noch da, welche wir an gewiſſen Tagen mit 
den Bourbonen ſtimmen fehen können, aber die wir nie vereint regieren jchen 
werden. Zwei Dpnaftien find für einen Bürgerkrieg vollkommen ausreichend, 
ohne daß e3 einer dritten bedarf. Welches ift heute die wahre Lage? Die 
Republik ift nicht mehr eine Principienfrage, fondern eine Trage braftiiher 
Anwendung. Hier fangen nicht nur unfer Aller Pflichten, fondern auch die 
der Regierung an. Die oberfte Gewalt ift in den Händen der Männer dom 
24. Mai oder doch der herborragendften unter ihnen geblieben, und fie werden 
nun wohl zu erwägen haben, welchen Gebrauch fie davon machen. ch be: 
greife die Behauptung, daß in der Regierung Conſervative nöthig find; ic 
gebe es zu, denn ich bin ſiets conferbatid geweſen, und ich habe auch jeder: 
zeit jo confervativ feheinen wollen, ala ich es wirklich war. Aber man muß 
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fich über, dieſe Bezeichnung verftätdigen und vor den Aualegungen, die man 
ihr zu geben fucht, in Acht nehmen. Man ftellt eine gewiſſe Klaſſe Confer: 
dativer auf und jagt: „Keine Nadicalen.” Das ift ganz richtig, ivenn man 
unter den Radicalen die Anhänger gewiſſer twirtbfchaftlicher, finanzieller oder 
geiellfchaftlicher Theorien verfteht, zu welchen die Radicalen fich befennen, 
und die fie aufgeben würden, wenn fie am Ruder ſtünden. Damit begnügt 
man ſich aber nicht; exit ftöht man die Radicalen perjönlich zurüd, dann 
ſtößt man Die zurüd, welche das Land u ihr Vorgehen zum Radicaliamus 
führen könnten. Eo gibt e3 erftlich die Radicalen, vor denen man ſich hüten 
muß; dann bie, welche, ohne vadical zu fein, zu den Radicalen führen; hie: 
rauf, indem man immer weiter geht, die, welche zu den Begünftigeen ber 
Radicalen führen, bis man endlich durch Fortipinnung dieſer Kette nur noch 
die al® befähigt erfennt, der Republik zu dienen, welche nie etwas haben 
don ihr wiſſen wollen und auch heute noch in diefen Gefinnungen verharren. . 
Ohne Zweifel ift die Regierung nicht blos eine folcdhe, wo man fich um 
Aemter bewirbt und ehrgeizige Kämpfe aufführt, aber die Regierung muß 
doch wenigſtens zum Theile die Dienfte derer empfangen, die früher nichts 
von ihr wiſſen wollten, fich ihr aber jebt zugewendet haben. Was wird 
fonft gefchehen? Wir würden Beamte haben — und hier fpreche ich nicht 
von dem befcheidenen, arbeitfamen, a nad Zheil der Verwaltung, ber 
Frankreich immer fo gut gedient hat, und nach jeder Umwälzung wieder auf 
feinen Poften zurückkehrte, um die Neueingetretenen in die Gejchäfte einzu⸗ 
weihen — ich ſpreche von den politiichen Beamten, welche mit der Politik 
wechleln und fie in den Augen der Bevölkerung vertreten, wir würden, fage 
ich, Beamte Haben, die nicht einmal den Namen der Regierung auszufprechen 
wagen, der fie dienen, benen man nur durch ein Wunder den Namen Res 
publif entreißt, die nur von Frankreich Iprechen, defien ung Allen heiliger 
Name immer und überall am Plage ift, aber nicht vorgefchoben werden follte, 
weil man feinen anderen nennen will. Nicht jo, meine Herren, zieht man 
angerbiffe mißtrauifche Bevölkerungen an und reißt man fie mit fich fort. 
Auf biete Weile lauft man Gefahr, dem Lande eine Regierung vorzuftellen, 
die Leine beftimmten Umriffe Hat, aus Räthieln zufammengejegt ift, deren 
leitenden Gedanken man vergeben? fucht. Uebrigens naht der Pan der 
Wahlen, und Frankreich ſelbſt muß feiner Regierung die Einheit der Ziele 
und des Wirken geben, deren fie bedarf. Möge Frankreich, verftändig vor⸗ 
gehend und fich vor jeder Ausichließung hütend — denn die außjchließenden 
Regierungen find unfruchtbar — allen Männern die Arme öffnen, welche 
einen feſten Entichluß gefaßt haben, und fi vor denen hüten, die am Wahl: 
tage Republilaner find und unverzüglich darauf ihr Glaubensbekenntniß 
durch den Revifionzartifel erläutern. Möge Frankreich, indem es zu den 
Wahlen jchreitet, nicht vergefien, daß fein Finanzfyftem der Bervollftändigung, 
fein Heeresgefeg ber Reformen bedarf — benn nicht alle Geſetze, welche bes 
ichloften worden find, find gut — daß feine Handeläverträge erneuert werden 
müflen und ber öffentliche Unterricht auf der Grundlage ber modernen Ges 
ſellſchaft entividelt werben follte. Möge Frankreich nicht vergeflen, daß, wenn 
ſich zu allem anderen auch noch Schtvierigfeiten gejellen follten, die in ber 
Spaltung der Parteien, welche in dex gegenwärtigen National-Berfammlung 
Alles ereöivert haben, ihren Uriprung Haben, daraus nur ein Chaos ents 
ftehen tönnte und e3 feine Zeit vor Europa verlieren würbe, das ſeinerſeits 
feine Minute verliert; denn in gang Europa ift feine Nation, welche fich 
nicht bemühte, flärker zu werben und ihre Angelegenheiten befier zu ordnen.“ 


18. Sttober. Die frangdfifche Regierung regt bei den Mächten 
gemeinfame Schritte gegenüber der Türkei bezüglich des von ihr er- 
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digen Republik“ vorgaukeln, die anderen ihm ihre gewaltthätigen Lehren an 
den Kopf werfen: die Nation, welche aus Erfahrung die Verbrechen und 
ben Blödfinn der Mutter-Republit kennt, wird fie richten. Mag das linte 
Gentrum verzweifelte Anftrengungen machen, fi) am Rande bes Abgrundes 
im Gleichgewichte zu Halten; mag die legitimiftifche Partei ſich in ihre Meber- 
Lieferungen hüllen und überzeugt bleiben, dab furdhtbare Geſchicke das ent⸗ 
ſetzte Frankreich zu den Füßen ihres Königs zurüdführen werden — Täu⸗ 
ſchungen der Treue, die wir ehren müſſen: deun auch wir, meine Herren, 
ſind Getreue; mögen die Anhänger der jüngeren Linie (ein Ausdruck, der 
freilich nur noch eine hiſtoriſche Bedeutung haben ſoll), nachdem ſie mühſam 
auf die legitime Monarchie losgeſteuert, ihr Ruder plößlich der Republik 
zugekehrt haben und noch ferner alle Zugänge zur oberſten Gewalt gi 
halten, auf irgend einen glüdlichen Zufall lauern — was lönnen alle dieje 
Beftrebungen und Umtriebe der imperialijtiichen Partei anhaben? Sch für 
meinen Theil Habe die innigfte, auf Studium und Nachdenken beruhende 
Ueberzeugung, daß die Nation niemals die Republik als definitive Regierung 
annehmen twird. Wenn bie Republik ſich bisher behaupten konnte, fo geſchah 
ed, weil wir von einer Republik jo wenig als nur möglich hatten; aber je 
aufrichtiger und vollftändiger ber Verſuch gemacht werden wird, defto ent: 
Ichiedener werden die Gefinnungen at fih fund thun, und je mehr 
die Republit Republik fein wird, deſto unerbittlicher wird dad UrtHeil lauten, 
defto vollfommener wird die Genugthuung für den 4. September fein.“ 


17. Oktober. Hr. Thiers halt in Arcachon eine Rede, in der 
er fich neuerdings gegen die für Frankreich geradezu unmöglich ge— 
wordene Monarchie, gegen die von Buffet gehandhabte Ausſchließ⸗ 
Tichkeit und für einen ehrlichen Verſuch mit der Republif erklärt: 

Was ift nun, nachdem die Republik beichloffen ift, noch zu thun, 
meine Herren? Auf dieſe Fruge antworte ich offen: Nur Eines; wir müflen 
aufrichtig und reblich danach ftreben, daß fie durchdringt. Eine andere Pflicht 
gibt es nicht, wie fi) auch immer die Zukunft geftalten mag. Yorichen wir 
nicht nach der unbelannten Zukunft, ziehen wir unjere gegenwärtige, augen: 
Icheinliche, unlengbare Pflicht zu Rathe: Die Republik ift angenommen und 
wir müffen, wenn wir nicht die inconjequenteften Menfchen fein wollen, wir 
müffen, ich wiederhole e3, dafür jorgen, daß fie durchdringt. Daß dies nicht 
leicht ift, gebe ich zu; aber wäre es leichter, Die Monarchie zu befeftigen, bie 
in bierzig Jahren dreimal geftürzt worden ift? Gewiß können bie monar= 
chiſchen Parteien das Unternehmen durch einen offenen oder heimlichen Wider: 
fand erjchiveren ; aber werben fie dadurch die Monarchie ermöglichen? Nein; 

iefelben Gründe beftehen immer noch und werden lange fortbeftehen. Setzen 
wir voraus, daß das Haus Bourbon nur noch einen einzigen Vertreter habe, 
die Napoleon wären immer noch da, welche wir an gewiljen Tagen mit 
ben Bourbonen ftimmen fehen können, aber die wir nie vereint regieren ſehen 
werben. Zwei Dynaftien find für einen Bürgerkrieg volllommen ausreichend, 
ohne daß e3 einer dritten bedarf. Welches ijt heute die wahre Lage? Die 
Republik ift nicht mehr eine Principienfrage, ſondern eine —* praktiſcher 
Anwendung. Hier fangen nicht nur unſer Aller Pflichten, ſondern auch die 
der Regierung an. Die oberſte Gewalt ift in den Händen der Männer vom 
24. Mai ober doch der hervorragendſten unter ihnen geblieben, und fie werben 
nun wohl zu erwägen haben, welchen Gebrauch fie Davon machen. Ich be: 
greife die Behauptung, baß in der Regierung Conſervative nöthig find; ich 
gebe es zu, denn ich bin ſiets confervativ gewefen, und ich habe auch jeder: 
zeit jo confervativ jcheinen wollen, als ich es wirklich war. Aber man muß 
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fich über, dieſe Bezeichnung verftähdigen und vor ben Aualegungen, die man 
ide zu geben jucht, in Acht uchmen. Man ftellt eine gewiſſe Klaſſe Conſer⸗ 
dativer auf und fagt: „Reine Radicalen.” Das ift ganz richtig, wenn man 
unter den Radicalen die Anhänger gewiffer twictbfcjaftlicher, finanzieller oder 
gejellichaftlicher Theorien verfteht, zu welchen die Radicalen ſich befennen, 
und die fie aufgeben würden, wenn fie am Ruder ftünden. Damit begnügt 
man ſich aber nicht; erft ftößt man die Radicalen perfönlich zurüd, dann 
ftößt man die zurüd, welche da8 Land durch ihre Vorgehen zum Radicalismus 
führen könnten. Eo gibt e3 erftlich die Nadicalen, vor denen man fich hüten 
muß; dann bie, welche, ohne xadical zu fein, zu ben Radicalen führen; hie- 
rauf, indem man immer weiter geht, die, welche zu den nftigern ber 
Radicalen führen, bis man endlich Durch Fortipinnung dieſer Kette nur noch 
die ala befähigt erfennt, der Republik zu dienen, welche nie etwas Haben 
von ihr wilfen wollen und auch heute noch in diefen Gefinnungen verharren. . 
Ohne Zweifel ift Die Regierung nicht blos eine folche, wo man fi um 
Aemter bewirbt und ehrgeizige Kämpfe aufführt, aber die Regierung muß 
doch wenigſtens zum Theile die Dienfte derer empfangen, die früher nichts 
don ihr wiſſen wollten, ſich ihr aber ieh! zugewendet haben. Was wird 
fonft gefchehen? Wir würden Beamte da en — und bier fpreche ich nicht 
don dem beicheidenen, arbeitiamen, —e Theil der Verwaltung, der 
Frankreich immer ſo gut gedient hat, und nach jeder Umwälzung wieder auf 
ſeinen Poſten zurückkehrte, um die Neueingetretenen in die Geſchäfte einzu⸗ 
weihen — ich ſpreche von den politiſchen Beamten, welche mit der Politik 
wechſeln und fie in den Augen der Bevölkerung vertreten, wir würden, ſage 
ih, Beamte haben, die nicht einmal den Namen der Regierung auszuſprechen 
wagen, der fie dienen, denen man nur durch ein Wunder den Namen Res 
publit entreißt, die nur von Yrankreich jprechen, defien uns Allen Heiliger 
Name immer und überall am Plape ift, aber nicht vorgefchoben werden follte, 
weil man feinen anderen nennen will. Nicht jo, meine Herren, zieht mar 
ungewifſe, mißtrauiſche Bevölferungen an und reißt man fie mit fich fort. 
Auf diefe Weife lauft man Gefahr, dem Lande eine Regierung vorzuftellen, 
die Leine beflimmten Umriſſe Hat, aus Räthſeln zufammengejekt ift, deren 
leitenden Gedanken man vergebens ſucht. Uebrigens naht ber — der 
Wahlen, und Frankreich ſelbſt muß ſeiner Regierung die Einheit der Ziele 
und des Wirkens geben, deren fie bedarf. Möge Frankreich, verftändig vor⸗ 
gehend und fich vor jeder Ausfchließung hütend — denn die ausſchließenden 
Regierungen find unfruchtbar -- allen Männern die Arme öffnen, welche 
einen feiten Entichluß gelobt haben, und fi} vor denen hüten, die am Wahls 
tage Republifaner find und unverzüglich darauf ihr Glaubensbekenntniß 
durch den Revifionzartikel erläuten. Möge Frankreich, indem es zu ben 
Wahlen jchreitet, nicht vergefien, daß fein Finanzſyſtem der Vervollftändigung, 
fein Heeresgeſetz der Reformen bedarf — denn nicht alle Geſetze, welche bes 
ſchloſſen worden find, find gut — daß feine Danbeläberträge erneuert werden 
müflen und ber öffentliche Unterricht auf der Grundlage der modernen Ges 
ſellſchaft entwickelt werben follte. Möge Frankreich nicht vergeifen, daß, wenn 
fich zu allem anderen auch noch Schtwierigfeiten gejellen follten, Die in ber 
Spaltung der Parteien, welche in der gegenwärtigen Rational-Berfammlung 
Alles eräinert haben, ihren Uriprung haben, daraus nur ein Chaos ent» 
fiehen könnte und e3 feine Zeit vor Europa verlieren würde, das ſeinerſeits 
feine Minute verliert; denn in gang Europa ift Teine Nation, welche fich 
nicht bemühte, ftärker zu werden und ihre Angelegenheiten befier zu ordnen.“ 


18. Oktober. Die frangöfifche Regierung regt bei den Mächten 
gemeinfame Schritte gegenüber ber Türkei bezüglich des von ihr er- 
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Härten theilweifen Bankerotts an. Teflerreih und Rußland Iehnen 
jedoch die frangöfifche Initiative ihrerjeits ab, womit der Verſuch, 
die ausſchließliche Action der drei Cftmächte gegenüber den türkischen 
Wirren zu durchbrechen oder wenigſtens zu Freuzen, zu Boden fällt. 

20. Oktober. Der Gultusminifter Wallon eröffnet den Bi⸗ 
Ihöfen, daß fie in Zukunft mit Bewilligung des Papftes das Do- 
mine fac salvam rempublicam fingen zu lafjen hätten. 


Das päpftlicde Aktenftüd ift in feinem Wortlaut für bie im Vatican 
herrſchende Denkungsart fehr bezeichnend: „Die Regierung der franzöfilchen 
Republit Hat durch ihren Vertreter in Rom den apoftoliichen Stuhl ange: 
Iteht (supplie), zu erlauben, daß man in allen Kirchen Frankreichs nad) 

em Gottesdienſte das „Domine, salvam fac Rempublicam‘‘ finge, wie wir 
es im Artifel VIII des Concordats von 1801 geftattet hatten. Unſer heiliger 
Dater, der Papit Pius IX, Hat, diefen uni erhörend, in feiner Güte 
erubt, durch bejondere Gnade dieje Bitte günftig aufzunehmen, und Hat 

fohlen, daß die erivähnte Beitimmung buch bad gegenwärtige Decret den 
franzöfifcden Bifchöfen bekannt gemacht werde.” 


20. Oftober. Der Gemeinderath von Paris nimmt entjchieden 
Stellung gegen die neuen Tatholifchen Univerfitäten. 


In einem Ausfchußbericht bezeichnet er das Gejek über bie Univerſi⸗ 
tätöfreiheit ala bie fociale ee gegen welche er den Parijer Lebranftalten 
ber Staatsuniverſität eine jährliche Subvention von 200,000 Fres. votirt: 
100,000 für die medicinifche Schule, 50,000 für die pharmaceutifche Schule 
und 50,000 Fres. für die Rechtsſchule. Die Gemeinderäthe anderer Städte 
haben ähnliches ſchon gethan, 3. B. Lyon, Bordeaux, Nantes u. |. w. oder 

rathen noch darüber. Das Univerſitätsweſen wirb fortan feine Tages» 
chronik Haben. Schon hat der „Zemp3”, in allen Städten, wo freie Facul⸗ 
täten, katholiſche ober freifinnige oder beide gleichzeitig, beftehen werden, 
ftändige Univerfitätäcorzefpondenten angeftellt. . 


25. Oktober. Nach Rouber und nach Thiers entwidelt auch 
Gambetta, in einem offenen Briefe an feine Lyoner Tyreunde, fein 
Progranım für die nächfte Zukunft, in dem er fich neuerdings mit. 
entjchiedener Mäßigung ausfpricht und von den Wahlen die Her- 
ftellung einer ftarfen republifanifchen Majorität erwartet, „in welcher 
die confervativen Intereſſen und die fortfchrittlichen Beftrebungen 
ſich brüderlich die Hand reichen werden“ : 

„ ... Diefeg fo werthvolle und heilſame Bündniß, welches in ber 
Kammer unter den Aufpicien von Männern wie Thiers, Caſimir Perier, 
Leonce de Lavergne u. A. geichlofen worden ift, muß in der That vor dem 
allgemeinen Stimmrecht aufrechterhalten twerden. Man foll nie geleiftete 
Dienfte vergeffen und folche, die man noch erwarten kann. Das Beilpiel 
diefer Bürger, welche entichloffen die Bahnen der republikaniſchen Democratie 
einfchlugen, hat auf die Öffentliche Meinung einen mächtigen Einfluß geübt, 
und e& muß jet offen beiwiefen werden, daß hier fein vorübergebendes Ein⸗ 
vernehmen vorliegt, welches bei ber erſten Schwierigkeit auseinanbergehen 
kann, fondern im Gegentheil ein twohlüberlegte® und danerhaftes Zuſammen⸗ 
wirken, ſowie gleichzeitig ein aufmunterndes Beifpiel zur Eintracht aller 
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guten Bürger für die Wiederaufrichtung des Vaterlandes... Seit vier Jahren 
babe ich feine Gelegenheit verfäumt, die Fortſchritte der republifanifchen Idee 
in den verfchiedenen Theilen Frankreichs und in den verichicdenen ichten 
ber franzöfilchen Geſellſchaft aufmerkſam zu verfolgen. Ohne auf Einzelhetten 
einzugehen, die Hier nicht am Plage wären, glaube ich verfichern zu können, 
daß Frankreich nur darum fo geduldig den Augenblick erwartet hat, da es 
feinen Bevollmächtigten gefallen würde, ihm feine fouveränen Rechte wieder: 
zugeben, weil es unerjchütterlich gewillt war, die Republik zu befeftigen. Es 
wußte recht gut, daß man es ſchließlich doch befragen mußte, und re e3 
dann ohne Lärm, ohne Gewaltthätigkeit, beinahe ohne jede Erregtheit feine 
Männer wählen und feinen Willen dictiren würde. Durch unerhörtes und 
unverdientes Unglüd belehrt, Hat die Nation offenbar an Erfahrung und 
praftiichem Sinn gewonnen. Sie ift fatt der Netter, die fie zu Grunde ge: 
richtet, der Schwäter, die fie irregeführt Haben; fie zuckt die Achleln zu ben 
Tanatifern, die fie zu einer Vergangenheit zurücführen möchten, deren Namen 
ſchon allein ihre unerträglich ift. Sie will ihre Geſchäfte felbft beforgen und 
endlich die Regierung des Landes durch das Land durchführen, deren Prin: 
eipien die franzöfiiche Revolution aufgeftellt hat. Dieſe Politik ift berufen, 
in ben nächſten Wahlen obzufiegen und für die künftigen Landesvertretungen 
die leitende zu fein... Unter dem Schuke der Verfaſſung twerden wir jebt 
dem friedlichen und en Ningen der confervativen Partei mit der 
Partei der Neuerung beitvohnen, der Wiegs mit den Tories der Republit, 
wie fie fich die Stimmen der öffentlichen Meinung ftreitig machen und regel: 
mäßig am Staatsruder ablöfen. In dieſem vereinigten Frankreich wird es 
und biefleicht befchieden fein, den Haß und die —— Vorurtheile der 
Claſſen ſchwinden, den bürgerlichen Frieden hergeſtellt zu ſehen. Wenn die 
neuen, aus ber franzöſiſchen Revolution und dem allgemeinen Stimmrecht 
herborgegangenen Schichten der Geſellſchaft mit der Blüthe der alten Geſell⸗ 
fchaft verföhnt fein werden, dann werden wir endlich dur) das innige und 
mit jedem Tage fruchtbarere Bündniß des Proletariat? und der Bourgeoifie 
die ungeheure Wendung, welche von 1789 datirt, vollzogen haben.” 


26. Oktober. Der Unterricht3-Minifter Wallon eröffnet die 


Ceifion des oberften Unterrichtsrathes 


und Lündigt diejer Körperichaft an, daß fie ſich zunächſt mit ber Aus 
arbeitung der Neglements zu beichäftigen haben werde, welche bie Durch: 
— des neuen — nothwendig mache: „Beben wir dem 
ien_Unterricht alle berechtigten Erleichterungen, aber gewähren wir auch 
dem Staatäunterricht allen ben Beiftand, deffen er bedarf, um fich weiter zu 
verbreiten und auf eine Höhere Stufe aufzuichwingen! Nur dann werden 
wir mit Ruhe, wenn auch immer noch mit Wachfamleit, die Refultate ab» 
warten können, welche fich der Gejehgeber von feinem Werke verjprochen hat.” 


29. Oltober. Die Einbürgerung des Einjährig-Tyreiwilligen- 
Inſtituts und der Nuten, der daraus in Deutjchland gezogen wird, 
begegnet in Frankreich immer denfelben Schwierigkeiten. 


Der Kriegaminifter de Eiffey hatte kürzlich den Prüfungscommiffionen 
für den Einjährig-Freimwilligendienft eingejchärft, etwas ftrenger vorzugehen, 
ala im vorigen Jahre. Dieſe Weiſung wurde beherzigt und die Folge var, 
daß eine größere Anzahl von Kandidaten —— wurde. Nun meldet 
der officioſe Français“, es hätte ſich hierüber ein ſolcher Lärm erhoben, 
daß der Kriegsminiſter ſich beftimmt geſehen, in einer neuen Verfügung ans 
zuordnen, daß die durchgefallenen jungen Leute fammt und ſonders doch zu 
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bem SFreitoilligendienft zugelaffen werben follen. „Man würde dergleichen 
nicht glauben, wenn es nicht in einem Regierungsorgan zu lefen wäre.” 

30. Oktober. Ein Dekret des Präfidenten ber Republif ge= 
nehmigt die Errichtung einer Rechtsfacultät in Lyon auf Koften der 
dortigen Stadtverwaltung, beftehend aus drei Lehrſtühlen für Civil» 
recht, zwei Lehrftühlen für römisches Recht und je einem Lehrſtuhl 
für Eivilprogeß und Strafrecht, Handelsrecht und Staatswiffenfchaft. 
— Gleichzeitig veröffentlicht der Erzbifchof von Lyon das Programm 
feiner neuen katholiſchen Univerfität. 


Dasſelbe ift Liberaler ala das der Univerfität von Angers, wo feine 
daneben beftehende und concurrirende Staatsuniverfität zu einiger Mäßigun 
wingt; die Studenten brauchen nicht Fatholifch zu fein und find nicht — 
as Reglement zu en Uebungen gezwungen; die Profefforen müſſen 
katholiſch ſein uud ſich dem Heiligen Stuhl, den Biſchöfen und allen Lehren 
ber Kirche untertvorfen haben; den Stubenten wird Gewiſſensfreiheit gewährt, 
der katholiſche Student muß jedoch beim Einfchreiben erklären, dab er 
ber Lehre der Kirche unterwirft, von proteftantifchen und jüdiihen Stubenten 
wird die Erklärung verlangt, daß fie die Lehren der Kirche achten. 

8. November. Einberufung der Refruten für 1874: es wer- 
den für den fünfjährigen Dienft 93,800 und für den Dienft von 


6—12 Monaten 48,278 Rekruten eingeftellt. 


8.—13. November. Nat.-Berfanmlung: Erſte Berathung des 
Wahlgeſetzes für die künftige Deputirtenfammer. Das allgemeine 
Stimmrecht wird von feiner Seite mehr angefochten. Der Haupte 
fanıpf dreht fi um die Frage des Kiftenferutiniums (nach Departe- 
ment3) oder der Einzeltwahlen (nach Arrondiffements). Die Regie- 
rung, Buffet und ſelbſt Dufaure, tritt auf’3 eifrigfte für das letztere 
ein, während die gefammte Linke für das Liftenferutinium ift. Schließ- 
lich gelingt e3 der Regierung, noch einmal alle Fractionen der Rechten 
zufammenzubringen: da3 von ber (in ihrer Mehrheit Liberalen) Com= 
miffion vorgefchlagene Kiftenferutinium wird verworfen und mit 357 
gegen 326 Stimmen das Arrondifjementssyften angenommen nach 
einem Anträge von Lefevre-Pontalis, welcher Tautet: 


Die Mitglieder der Deputirtenlammer werden in Einzelwahlen er: 
nannt. Jedes Arrondiffement ernennt einen Abgeordneten. Die Arrondiſſements 
von mehr ala 100,000 Einwohnern ernennen je einen Abgeordneten auf 
100,000 Einwohner oder einen Bruchtheil von 100,000 Einwohnern. In 
biefem Falle werden die Arrondiffements in Wahlbezirke getheilt, deren Statut 
durch dieſes Geſetz ein für alle Mal feftgeftellt wird. 

Frankreich befteht feit dem Frankfurter Frieden aus 362 Arrondiſſe⸗ 
wents, wenn man die Stadt Paris für ein einziges zählt, und im anderen 
Falle aus 331 Arcondiffemente. Bon biefen zählen 112 Arcondiffements 

mehr ald 100,000 Einwohner und werden je zwei Abgeordnete zu ernennen 
haben, 9 Arrondiffements, nämlich Breft, Touloufe, Grenoble, Saint:Etienne, 
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Nantes, Saint⸗Denis, Rouen, Havre und Berjailles, werden je brei, 2 Arron⸗ 
diſſements, nämlich Marfeille und Vordeaux, werden je vier, Lyon wird fünf, 
Lille jechd und Paris fünfundzwanzig Abgeorbnete zu wählen haben, da fünf 
Arrondiffement3 der Hauptftndt mehr ala 100,000 Einwohner zählen Im 
Ganzen wird bie künftige Kammer aus 532 Abgeordneten beftehen, während 
die gegenwärtige Nationalverfammlung ihrer 735 zählt. 


Sowohl die Regierung als die Eonfervativen find nach diejem 
Siege geneigter als bisher, die Auflöfung ber Nat.-Berfammlung 
zu bejchleunigen. 

10. November. Nat.:Berfammlung: Der Yuftigzminifter Du: 
faure legt derfelben ein Preßgejeb vor, nach deffen Annahme der 
noch über halb Frankreich Laftende Belagerungazuftand aufgehoben 
werden ſoll. Ber Preßgefeßentwurf ift ein ſehr firenger und auch 
wenn er durchdringt, Toll der Belagerungszuftand vorerjt doch nod) 
für Paris, Lyon und Marjeille aufrecht erhalten werden. Die Wahl 
der Commiſſion, die den Entwurf prüfen foll, fällt gegen die Re— 
gierung aus: 11 Mitglieder find von vornherein gegen, nur 4 für 
dieſelbe. 

15. November. Nat.-Berfammlung: beſchließt, das Municipal» 
gefeß zu vertagen und den neuen Kammern zu überlafjen. 


16. November. Ser Erzbifchof von Paris eröffnet bereits Die 
Rechtefacultät feiner neuen fatholifchen Univerfität. Die Eröffnung - 
der ganzen Univerfität kann erjt nach Neujahr erfolgen. 

19. November. Eröffnung der neuen fatholifchen Univerfität 
in Lille. 

22. November. Die Stadt Montpellier beichließt, auf ihre 
Koften eine ftaatliche Nechtsfacultät zu errichten, um der Concurrenz 
der neuen Tatholifchen Univerfitäten entgegen zu wirken. 

22.30. November. Nat.»Berfanmlung: Zweite Berathung 
oder dritte Lejung bes Wahlgeſetzes für die künftige Deputirten- 
kammer. Die Majorität, die fich bei der erften Berathung für das 
Arrondiffement3-Syften zufammengefunden hat, bleibt beifammen. 
Alle Amendements werden verivorfen, die Beſchlüſſe der erjten Be⸗ 
rathung aufrecht erhalten und das Ganze ſchließlich mit 532 gegen 
87 Etimmen definitiv angenommen. 

25. November. Der Anlauf der Suezkanal⸗Actien des Khe- 
dive von Aegypten durch die englifche Regierung macht in Paris 
einen gewaltigen Eindrud. Das Gefühl, daß Frankreich damit eine 
ſchwere Niederlage erlitten habe, ift allgemein, obgleich die öffent⸗ 
lichen Blätter fich große Mühe geben, zu den fchlimmen Spiel eine 
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möglichft gute Miene zu machen. Frankreich, das feit Jahren dar» 
nach geftrebt hat, feinen Einfluß am Hofe von Kairo zum domi« 
nirenden zu machen, kann fich darüber nicht täufchen, daß Aegypten 
in äußerfter Gefahr ſchwebe, unter englifche Botmäßigkeit zu fallen. 
— November. Nat.:Berfammlung: Unterdandlungen zwiſchen 
dem linken und dem rechten Centrum, refp. zwischen der Linken und 
Rechten überhaupt, um fich über die bevorjiehende Wahl von 75 
Mitgliedern, dem vierten Theil des Fünftigen Senats, zu verftändi- 
gen, Haben bis zum Echluffe des Monats zu feinem Ergebniß ge= 
führt, obgleich die Linke, nicht unbejcheiden, für fi nur 30 Sitze 
verlangt. Aber fie will den Orleaniften nur 10 Sitze concediren 
und diefe find damit nicht zufrieden. Die Orleaniften, von benen 
viele nur jehr geringe Ausficht haben, in die neue Deputirtenfammer 
gewählt zu werden, möchten dafür den neuen Senat fo viel nur 
immer möglich für fich in Beichlag nehmen, zumal fie den Plan noch 
nicht aufgegeben haben, den Herzog von Aumale zum Präfidenten 
des Senat? zu wählen und benjelben jo dem Präfidenten der Re- 
publit als feinen dereinftigen Nachfolger an die Eeite zu ftellen. 


8. Dezember. Nat.-Berfanmlung: Die Verftändigung zivifchen 
ber Linken und der Rechten über die Wahl der 75 Senatoren ift 
durch die Intriguen der Orleaniften befinitiv gefcheitert. Selbft die 
Hraction Lavergne:Wallon Hat mit Mehrheit befchloffen, die Vor⸗ 
fchläge des linken Centrums abzulehnen und fich ausſchließlich mit 
den Tyractionen der Rechten über die Zahl, die jeder einzelnen über- 
laſſen werden foll, zu vereinbaren. Diefe Vereinbarung fommt denn 
auch zu Stande. Die Bonapartiften, die weder von der Rechten 
noch von der Linken viel zu eriwarten haben, Halten fich inzwifchen 
bei Eeite. 

Nah dem „Zourn. des Deb.“ nimmt die Rechte von ben 75 Senas 
torenfigen nicht weniger ala 62 für fi in Beichlag; dem Iinten Gentrum 
wollen fie 13 Sitze überlaffen, wenn fie nicht der Appetit nach dieſen Sitzen 
auch. noch während des Wahlgeichäfts befällt. Die 62 Site vertheilen fie 
alſo unter fich: rechtes Centrum 17, äußerſte Rechte 13, gemübigte Rechte 12, 
Gruppe Lavergne 7, Gruppe Pradis 6, Gruppe be Clercq 5; die Bonapar: 
tiften follen 2 Site erhalten für die DR. Hamille und Vente. Die „Gazette 
de France“ bringt eine ähnliche Mittheilung aus Berfailles, nur daß dieſe 
die Bonapartiften ganz ftreicht, die Gruppe de Clercq mit 8 und bie Gruppe 
Pradie mit 5 Candidaten bedenkt, und die weiteren 13 Sitze ausdrücklich 
für den zweiten Wahlgang cffen behält. Die „Franz. Correſp.“ bemerkt je 
doch fofort dazu: „Man darf noch lange nicht annehmen, daß biefe Combi: 
nation auch ber Mehrheit ficher iſt. Die Linken Halten unerjchütterlich zu⸗ 
fammen, und die Bonapartiften, welche nach einer geftern abgehaltenen Be: 
rathung dabei verharren, für fid von einer Kammer, die das Kaiſerreich für 
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abgefegt erflärt Hat, nichts engunebenen, fönnen jest für oder gegen mehr 
als einen Kandidaten den Ausſchlag gebe 


9. Dezember. Nat. Berfammlung: Beginn der 75 Senatoren» 
wahlen. Die vereinigte Rechte und die vereinigte Linke ftehen fich 
mit ihren Liſten gegenüber. Zuerſt geht nur der Präfident der Ver- 
fammlung, Herzog dv. Audriffet-Pasquier, defien Name allein fich 
auf beiden Liſte befindet, mit 551 Stimmen aus der Wahl hervor. 
Für die weiteren Wahlen vereiteln die Bonapartiften den Sieg der 
Rechten, indem fie ihre Stimmen abfichtlich zerfplittern. Einige der— 
felben ſtimmen - jedoch fchließlich mit der Linken und ebenjo gehen 
einige Legitimiften au8 Haß gegen die Orleaniften zu den Republi- 
fanern über und machen mit ihnen gemeinfame Sache gegen die Lifte 
der Rechten. Es kommt in Yolge davon an dieſem Tage nur noch 
eine Wahl zu Stande, die des Hrn. Martel (linfeg Centrum), ber 
genau die für eine gültige Wahl erforderliche Zahl von 344 Stim- 
men erhält. Die Kandidaten ber Linken erhalten durchichnittlich ſeſt 
324—325, die der Rechten feit nur 317—318 Stimmen, der Reit 
(die Bonapartiften und eine Anzahl XLegitimiften) gibt den Aus 
Ichlag. 

10. Dezember. Nat.:Berfammlung: Fortfegung der Senatoren 
wahlen. Die vereinigte Linke ſchließt mit einer Gruppe ftrenger Xe= 
oitimiften unter Hrn. de la Rochette eine förmliche Uebereinkunft ab 
und fichert fi) dadurch die Majorität: es gehen in Folge dieſer 
Mebereintunft 17 Gandidaten aus der Lifte der Linken und nur 2 
Mitglieder der Rechten (Gen. Changarnier und Gen. Aurelles de 
Paladines) ala Gewählte hervor. Die vollftändige Niederlage des 
rechten Centrums (der Orleaniften) ift damit entfchieden: während 
fie für fich den Löwenantheil der 75 Wahlen davonzutragen hofften 
und ber vereinigten Linken faum 5—6 Site zu überlafien gedachten, 
fällt e8 unter allgemeinem Hohne zulebt felber durch und wird 
faun den geringen Antheil erhalten, den es ber Linken zugedacht 
hatte. Die Niederlage der Orleaniften ift aber zugleich auch eine. 
folche Buffets, auf deſſen Antrieb die Orleaniften die Vorſchläge des 
linken Centrums abgelehnt hatten und der fich der trügeriichen Hoff: 
nung bingegeben Hatte, bei Gelegenheit der Senatorenwahlen neuer⸗ 
dings die alte confervative Majorität von 24. Mai 1874 gegen bie 
Republik wieder herjtellen zu können. [„Die Republif ohne und gegen 
die Republikaner (feit dem 25. Februar d. J.) Hat ein Ende, die 
Republik der Republifaner beginnt.” ] j 

Buffet Hatte bei Begiun der Wahlen feiner Sache ſicher zu fein und 
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die Republikaner, auch bie gemäßigteften des Tinten Gentrums, bis auf ein 
halbes Tugend aus dem Fünftigen Senat ganz ausſchließen zu können ges 
glaubt, nachdem e3 ihm gelungen war, die Gruppe Lavergne:Wallon in ihrer 
großen Mehrheit von ber biöherigen Allianz mit den Republifanern zu trennen 
und für die Lifte der fog. vereinigten Rechten zu gewinnen. Wäre er burch- 
gebrungen, fo wären „Stampfestwahlen“ im ganzen Lande bie iyolge feines 

ieges geweſen, ein allgemeiner Wahlkaupf bis auf's Mefler. Gambetta be= 
zeichnete die Wahlpolitit Buffet? in feinem Journal ganz richtig bamit: 
c'est Ja guerre d’extermination. Wie die Regierung alle Candidaten ber 
Republik bis auf’3 Außerfte befämpfen wollte, jo ertlärten vor dem 9. Dez. 
die Republifaner ben „Ausrotttungskrieg“ gegen alle Berwaltungscandibaten, 
wären fie auch ſonſt achtbar und vertrauensmwürdig. Sie waren entichlofien, 
wenn die Wahlen troß alles Druckes der Regierung eine republikaniſche 
Kammermehrheit ergäben, wo möglich fämmtliche Abgeordnete, deren Urſprung 
die Buffet'ſche officielle Candidafur wäre, zu caffiren und an's allgemeine 
Stimmredt zurüdzuteifen. Allein Buffet hatte bei feinem Plan ohne die Bo⸗ 
napartifter, denen die Orleanijten nur 2 Sitze im Senat überlaffen wollten, 
und ohne die Gruppe ber firengften Legitimiften, bie ihren Todfeinden, ben 
Drleaniften, nicht zum Siege verhelfen wollten, gerechnet. 

Zwei Momente trugen vornehmlich zum Siege der republitanifchen 
Lifte bei. Einmal nämlich, daß die drei Gruppen der Linken fich unter ſich 
bollfommen verftändigt hatten und der Liſte der Rechten gegenüber wie Ein 
Mann zufammenftanden; und dann, daß fie ihre Candidatenliſte ſehr jorg- 
fältig aus den geachtetften Namen ber verichiedenen republitanifchen Frac⸗ 
tionen zufammengefeßt hatten, Männer, denen auch die Gegner ihre Achtung 
nicht verfagen konnien und die durch ihre Vergangenheit ein begrünbetes 
Anrecht zu haben fcheinen, im hohen Rathe der Republik zu fiten, während 
die Yeochionen der Rechten fich bei ber Zuſammenſetzung ihrer Liſte Durch 
die kleinlichſten Rückſichten, perfönlichen Giferfüchteleien und geichäftlichen 
Erwägungen hatten leiten laſſen. 

Am eriten Tag waren es die Bonapartiften, welche ben Sieg ber 
Rechten vereitelten. Ziefelben Haben nicht für die Lifte der Rechten geftimmt, 
fondern ihre Stimmen auf einzelne Mitglieder der Linken vertheilt, aber fo, 
daß diefe dadurch nicht die Mehrheit gewinnen konnten; jo fam es, daß am 
erften Tag nur der Herzog d’Audiffret:Pasquier, für den beide Seiten ber 
Nationalverfammlung ftimmten, und Hr. Martel gewählt wurden, auf ben 
neben den Stimmen der Linken auch einige der Bonapartiften gefallen waren. 
Sämmtliche andere Candidaten hielten fich ziemlich die Stange und blieben 
alle unter der abfoluten Mehrheit. Die Orleaniften wütheten und Elagten 
die Bonapartiften des ‚Verraths“, bes „Abfall von der conjervativen Sache” 
und alles Möglichen fonft noch an. Als wenn dieſe für ihre gehaßten Tod: 
feinde Hätten ſtimmen follen, für die Orleaniften, welche noch dor wenigen 
Zagen durch alle ihre Journale, felbft den „Moniteur Univerfel”, die Bonas 
partiften mit fo vornehmer Verachtung zurüdgewiefen Hatten! So lagen 
die Sachen am 9 Ber. Abende. Da fahten die Linken, welche eine mufters 
hafte Disciplin gezeigt Hatten, den Entichluß, den Legitimiften den Vorſchlag 
zu machen, 17 der ihrigen auf ihre Lifte zu ſetzen, wenn die Zegitimilten, 
d. h. die Außerfte Rechte, für die Lifte der Linken flimmen würden. Nach 
langen Unterhandblungen ging Hr. de la Rochette, der Präfident diefer Gruppe, 
hierauf ein, und kurz entichloffen ftrich die Linte 17 von ihren Gandibaten, 
darunter au Hrn. Jules Favre, Hingegen fein Mitglied der Radicalen; 
died verbat fi Hr. Gambetta, und, ba man feiner Unterftüßung nicht ent: 
behren Kann, jo wurden die 11 Radicalen, welche auf ber Lifte fiunben, beis 
behalten. Beim Beginn bes Botumd am 10. proteftirten mehrere Legitimiften 
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lebhaft dagegen, ala Candidaten der Republikaner zu figuriren; bie Orlea⸗ 
niften begrüßten die abtrünnigen Chevaulegerd mit Lärm und Gejchrei; doch 
mit einer unnachahmlichen Bewegung de3 Stolzes rief der greile Herr de la 
Rochette, einer der treueften Anhänger Henri's V., den Orleaniften zu: „Je 
vous connais, Messieurs! Vous ne me faites pas peur!“ Die Männer ber 
äußerften Rechten hielten ihr Mort; 17 Mitglieder der Linken hatten bie 
Mehrheit; die Herren der Linken fchienen e3 weniger ernſt mit dei getroffenen 
Engagement genommen zu haben, denn von ihren Alliirten Hatte leiner die 
erforderliche Anzahl Stimmen. Aber beim Verleſen des Scrutiniums tönten 
von allen Seiten die Rufe der Linken: „Wartet morgen ab! Mir halten 
morgen unfer Wort!" Und alle Journale der Linken, „Rep. Trancaije” 
an der Spitze, erflären e3 für eine Ehrenpflicht, nunmehr auch die Kandidaten 
der äußerſten Rechten zu wählen. 

Tie Niederlage der Drleaniften begegnet von allen Seiten nur ſehr 
geringem Mitleid. Tas Serfaheen des rechten Centrums war jo treulos und 
o wenig ehrenhaft, daß jelbit das „J. des Debats“, welches immer noch auf 
die Möglichkeit eines Zuſammenhaltens zwiſchen dem linken und xechten Gens 
trum gerechnet Hatte, jchreibt: „Wir müßten einen wahrhaft bis zum Helden: 
muth mitleidigen Sinn befißen, wenn wir das Unglüd einer Partei beklagen 
tönnten, welche nun in die Grube gefallen ift, welche fie für ung gegraben 
hatte. Es ift nicht das erftemal, daß das rechte Gentrum ein folches Ma⸗ 
növer verſucht hat; aber es ift da3 erftemal, daß dasſelbe zu feinem Ber: 
erben ausſchlug. Bisher hätte es, ohne diefe Lehre zum Schluffe, glauben 
fönnen, und ebenfo das Land, daß die parlamentarischen Geichidlichkeiten e3 
der Strenge der Grundfäge und der Aufrichtigfeit abgewinnen. Seit dem 
Zufammentritt in Bordeaur haben wir nicht3 verfäumt, das rechte Centrum 
von feinen gefährlichen Weg abzubringen; man weiß, mit welcher eines 
bejieren Dankes würdigen Beharrlichkeit wir die Bildung einer Mehrheit 
aus den beiden Eentren verfolgt haben, twelche allen gemäßigten Männern 
offen und nur den extremen Parteien und den Bonapartiften verſchloſſen 
wäre. Mehreremale glaubten wir auch, das jo heiß erjehnte Ziel zu er: 
zeichen; wir hatten una mit dem rechten Gentrum offen verbunden; es fchien 
ein gemeinjames Programm anzunehmen; e8 hatte mit und das Gefeh Rivet 
und die Sonftitution Wallon dotirt; den andern Morgen nad) diefem Tagen 
der Hoffnung und herzlichen Einvernehmens finden wir unjere Allitrten mit 
unferen Glimmſten Seinden verbunden, um das Werk des vorherigen Tages 
umzuftürzen. Die Bonapartiften haben unferen Pla in der Mehrheit ein: 
genommen, zu der wir nicht follten gehören dürfen, ohne unfere Meberzen: 
gungen und ohne unfere Vergangenheit abzujchwören So wurden wir all: 
mälig dahin geführt, eine Partei zu verlaffen, über welche man fich feine 
Zäufchungen mehr machen konnte, welche von den großen parlamentarifchen 
Traditionen, für deren einzige Erbin fie fich hält, nur die Kunſt gefährlicher 
Coalitionen gerettet hatte, und welcher feine Beltimmtheit in ben Geſichts⸗ 
puntten, feine Feftigkeit in ber Haltung mehr geblieben war. Kati empfängt 
das rechte Centrum ben Lohn für feine übelberathenen Ungeſchicklichkeiten.“ 


Hr. Buffet denkt einen Augenblid daran, feine Entlaffung zu 
nehmen und einen Cabinet Audriffet-Pagquier oder Leon Renault 
Platz zu machen, befinnt fi) aber alsbald eine3 andern und be= 
fchließt, am Ruder zu bleiben, dagegen feine Candidatur (an der 
Spitze der Liſte der Rechten) offen zurüdzuzieben. 

11. Dezember. Nat.-Berfammlung: Der Legitimift de la Ro- 
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chette, der das Bündniß einer Gruppe feiner Partei mit den repu- 
blifanifchen Fractionen abgefchloffen, rechtfertigt feinen Echritt in 
einem offenen Briefe: 

„Die Wührer be3 rechten Centrums haben die Republik eingeführt dem 
Könige zum Troh und den Royaliflen zum Trotz. Tas fanın nicht beftritten 
werden. Seht, da die Republik gegründet ift, möchten fie dieſelbe regieren, 
no) immer dem König und diesmal aud) den Republifanern zum Troß, und 
verlangen dafür ben Beiftand ber Roynliften! Ich kann für meinen Theil 
auf eine jo unfittliche Politik nicht eingehen. Tas Ziel des rechten Gentrums 
ift offenbar; der beichränktefte Verftand und das ungeübtefte Auge müſſen es 
begreifen und ſehen. Das rechte Centrum will unter irgend einer Form ein 
neue? 1830 aufführen und dieſes Jahr ift ber Uriprung alles unferen Un 
grüdh. Seine angefehenften Führer tragen den Haß gegen den rechtmäßigen 

dnig im Buſen, und wenn fie in den Senat kämen, wäre e3 ım die erb⸗ 
Iihe Monarchie gefchehen. Nein, ich werde niemals einen Bund mit Männern 
fchließen, die fi) rühmen, Monardiften au fein, und gleichwohl ben König 
zurüdgewiefen und die Republik begründet Haben. Ich kann mehrere von 
ihnen ala Collegen lieben, aber ihre Politik weile ich entſchieden don mir. 
Ich werde mich nie dazu hergeben, fie in ihren Beitrebungen zu unterftüßen 
und ihnen, unter dem Vorwande, daß c3 bie Rettung ber Selettichaft gelte, 
zum Schemel zu dienen, mit Hülfe deſſen fie leichter ihr Biel erreichen 
fönnten. Ich habe licher offene Feinde, ala verftedte Feinde, lieber Die: 
jenigen, bie uns offen belämpfen, als diejenigen, welche una im Stich ge 
lafien, welche und am 20. Nov. getäufcht, ihre Scheidung durch den Akt 
vom 25. Februar vollzogen haben und noch heut auf die Abdankung des 
König? dringen. Wenig macht ed mir Sorge, ob ich mit einigen meiner 
Freunde in den Senat gelange. Zie Frage ift eine höhere uub politifchere. 
Es handelt ſich darum, ob die Tyührer des rechten Gentrums, welche den 
jtrafbaren Akt vom 25. Febr. geleitet haben, jegt in die Lage geſetzt werden 
follen, ihre Hoffnungen zu verwirklichen! Dies ıft der Gebante, ber für mich 
und meine Freunde beftimmend war. Werden wir unfer Ziel erreichen? 
Ich hoffe es; denn es ſoll ung an Feſtigkeit und Entjchloffenheit nicht fehlen. 
Dies ift die Erklärung meined Verhaltens. Ich ftelle fie vertrauensvoll unter 
ba3 Urtheil meines Vaterlandes und meiner politifchen Freunde.” 


Die Mehrheit feiner Partei (der jogen. Chevaurlegers) ift jer 
doch mit feiner Taktik nicht einverftanden und entjeßt ihn des Prä- 
fidiums ber Fraction. Dafür erhält er von Seite des Tegitimiftifchen 
Provinzadels zahlreiche Zuftimmungstelegramme. 


12. Dezember. Der radicale Gemeinderath von Paris ftreicht 
alle nicht ftreng obligaten Cultusausgaben, votirt jedoch die Sub— 
vention don 300,000 Fred. für die Staatsuniverfität, nachdem er 
ſchon 4 Millionen für den Bau der medicinijchen Schule gegeben 
hat. Auch verlangt er den Bau eines großartigen Univerfſitäts⸗ 
baufes, worin alle wifjenfchaftlichen Kaienvereine freie Vorträge halten 
und Laboratorien haben können. 


117. Dezember. Nat.=Berfammlung: genehmigt, wenn auch 
offenbar ungern, mit 445 gegen 144 Etimmen die ägyptifche Ge- 


Frankreih. (Dez. 19-31.) ’ 983 


richtsreform, indem der Minifter des Auswärtigen, Herzog Decazes, 
unumivunden erflärt, es ſei ein Verſuch, den die fämmtlichen euro- 
päilchen Mächte anzuftellen fich entjchlojfen hätten und an dem Fran 
reich theilnehmen müfle, wenn es nicht aus dem europäilchen Con⸗ 
cert ausfcheiden wolle. 

19.—24. Dezeniber. Nat.:Berfammlung: fett die Wahlbezirke 
für die bevorjtehenden Wahlen zur Zeputirtenfammer feft und Tegt 
dabei neuerbings ihre Abneigung gegen Paris zu Tage, indem fie 
mit 368 gegen 326 Etimmen von der allgemeinen Regel, daß auf 
jedes Arrondiffement von weniger al3 100,000 Einwohnern ein Ab- 
geordneter und auf je weitere 100,000 Einwohner oder den Bruch— 
theil wieder ein Abgeordneter treffen ſolle, was für Paris und den 
Burgfrieden 25 Deputirte ergäbe, abgeht und Paris nur 20 Abs 
geordnete zutbeilt. 

20. Dezember. Veröffentlichung des erſten Ganbidaten-@ir- 
culars für die Senatorenwahlen, indem drei angefehene Männer, 
Republikaner älteren und jüngeren Datunız, die HH. Waddington, 
Martin und Graf St. Ballier, fih in einem gemeinfamen Rund⸗ 
Ichreiben an die Wähler des Aigne-Departements wenden: 

„Indem mir vereinigt vor Euch treten, wollten wir im Aiöne-Departes 
ment dem Bündniß der Verfafjungsfreunde, aus welchem in der National: 
verfammlung dag Botum vom 25. Februar hervorgegangen, einen öffentlichen 
Ausdruck geben. Obgleich in ber mesehrung beriihiebener Regierungsformen 
aufgewachſen und verjchiedenen Fraktionen der Liberalen Partei angehörend, 
begegnen wir und in der Heberzeugung, daß die Fortdauer ber beftehenben 
Suftitutionen für die innere Ruhe und äußere Sicherheit des Landes chlechter- 
dings nothwendig ift... .* 

Das Beifpiel findet in mehreren anderen Departements Nach- 
folge, die Einigkeit der verfchiedenen Gruppen der Linken, feſt für 
einen ehrlichen Verſuch mit der Republik einzuftehen, erhält dadurch 
eine neue Beträftigung. 

21. Dezember. Nat.-Berfammlung: Schluß der 75 Eenatoren- 


wahlen. 

Das Ergebniß der Wahlen blieb bis zu Ende jo ziemlich das gleiche. 
Von den 75 Senatoren ber Rationalverfammluug find nur 5 anf der Lifte 
ber Rechten geftanden: bie HH. d'Aurelle de Paladined, Changarnier, Dupan— 
loup, Kolb: Bernard und de Montaignac;, 3 andere ftanden zu gleicher Zeit 
auf den Liften der Linken und der Rechten: bie HH. d'Audiffret⸗Pasquier, de 
Giffey und Wallon. ie 67 andern gewählten Senatoren ftanden allein auf 
ben Liften ber Linken. Ihrer Parteiftellung nach gehören von diefen 75 Ges: 
natoren 58 ben Parteien der Linken (mit Einichluß der Gruppe Lavergne) 
und 17 ben Parteien ber Rechten an; von biefen 17 von Kr rechte Centrum 
hochſtens 2, und auch diefe nur ſehr bedingt, zu den ſeinigen zählen: ben 
Herzog d’Audiffret:Basquier und den Kriegaminifter de Cifſey. 
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24.29. Dezember. Nat.-Berfammlung: Berathung der Preb- 
gejeßvorlage und der Aufhebung des Belagerungszuſtandes. Die in 
ihrer Mehrheit Liberale Commilfion beantragt die Vorlage abzuleb- 
nen und den Belagerungazuftand ohne Ausnahme aufzuheben. Die 
Linke unterliegt jedoch bezüglich des Preßgeſetzes mit 303 gegen 376 
und bezüglich) des Zelagerungazuftandes mit 329 gegen 377 Etim= 
men. Der Belagerungazuftand bleibt wenigſtens für Paris, Lyon 
und Marfeille aufrecht; doch erleidet die Regierung beim Preßgeſetz 
die empfindliche Niederlage, daß ihr mit 337 gegen 332 Ctimmen 
die Befugniß entzogen wird, den Journalen den Verkauf auf der 
Etraße zu unterjagen. 

26. Dezember. Tie orleaniftifchen Prinzen, der Herzog von 
Aumale und der Prinz von Soinville, lehnen zum Voraus jede 
Sandidatur für den fünftigen Senat*ab. Tie betreffenden Erflä- 
rungen derſelben find bezeichnend. 


Erflärung des Herzog? v. Aumale: „Eie werden demnächft 
berufen fein, die Befugnifie auszuüben, welche Ihnen durch die organischen 
Geſetze übertragen find, und an den Senatorenwahlen Theil zu nehmen. Ich 
weiß, dab mehrere Mitglieder des Generalraths ihre Stimmen Temjenigen 
zu geben gedenfen, welchen fie jeit fünf Jahren zu der Ehre berufen haben, 
unter ihnen den Vorſitz zu führen. Ich würde mich glüdlich ſchätzen, auch 
ferner das Oiſe-Departement in unjeren politifchen Berfammlungen zu ber: 
treten. Die Erfahrung hat mir gezeigt, daß es nicht möglich ift, an den 
Berathungen einer Afemblee wirkſamen Antheil zu nehmen, jo lange man 
ein Kommando führt, wie dasjenige, welches mir der Marichall-Präfident der 
Nepublif anvertraut hat. Als ich mich im Jahre 1871 um die Stimmen 
ber Wähler des Oiſe bewarb, ſprach ich den Wunfch aus, zur Wiederhers 
ftellung der conftitutionellen Monarchie beitragen zu können; aber ich ſagte 
auch, daß ich, wenn dieſer Wunſch nicht in Erfüllung gehen follte, auch 
ferner meinem Baterlande ehrlich dienen würde. Und ich diene ihm. Sein: 
rich von Orleans.“ 

Erflärung be3 Prinzen v. Soinville: „Al® Eie mir vor beis 
nahe fünf Jahren in ber herzzerreißenden Stunde unfered Kriegsunglücks die 
Ehre erwieſen, mich zu Ihrem Vertreter in der Nationalvderfammlung zu ers 
nennen, drängte fi Allen dasjelbe Ziel auf: unfer unglüdliches Land näm: 
lid aus dem verhängnikvollen Kettenwerk zu retten, welches es in weniger 
als Sechzig Jahren zweimal zur Invaſion, zur Zerftüdelung geführt bat. 
Um dieſes Ziel zu erreichen, Hätte man meiner Anficht nach die Monarchie, 
bie Frankreich geichaffen Hat, dem Kaiferreich, welches Frankreich auflöst, 
das Princip angeftammter Erblichkeit dem Princip des Plebigcit3 entgegen: 
ftellen follen. Tann hätten wir eine Regierung gehabt, die auf ihr Recht 
hinreichend vertraute, um es nicht ohne Unterlaß und aufs Gerathewohl auf 
Schlachtfeldern neuerdings beftärken zu müflen, bie ihrer ſelbſt ficher genug 
geweien wäre, um auch einem Unglüd die Stien bieten zu tönnen. Wenn 
wir die conftitutionelle Monarchie wieberhergeitellt hätten, welche Frankreich 
Ichon dreiunddreißig Jahre hindurch Frieden, Wohlftand und Freiheit gefichert 
hat und die falt in allen Staaten Europa glücklich berricht, hätten wir 
unter der Aegide des Erblichkeitspriucips die große Liberale Bewegung vor 
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1789 twieder aufgenommen. In dem Erblichkeitsprincip hätte Frankreich mit” 
allen Erinnerungen feiner Geichichte die Tauerbarkeit wiedergefunden, welche 
durch ſo viele Jahrhunderte ſeine Größe und ſeine Stärke ausgemacht hai. 
In den Stunden der Unruhe und Gefahr hätte es allen Männern von Cha⸗ 
rafter die unmwandelbare, unanfechtbare Linie ber Pflicht vorgezeichnet: ſich 
nämlih um ben König zu ſchaaren. Eine ſolche Regierung, m. 9., hätte 
ih meinem DBaterlande germünjät. Mir haben auch verſucht, fie wieder her: 
zuftellen,; es ift ung aber nicht gelungen. Schon bamala wollte ich eine 
Vollmacht in Ihre Hände zurüdlegen, die fortan ein Anderer viel beſſer 
verjehen hätte, ala ich Aber die Verhältniſſe waren ernſt und die erſte 
aller Pflichten iſt die Pflicht gegen das Vaterland. Da man Frankreich den 
inneren und äußeren Stützpunkt einer Monarchie nicht gewähren konnte, 
mußte man wenigſtens feiner militärifchen Reorganifation die nöthige Reihe 
von Jahren, ferner die Einheit des Oberbefehls und ber Leitung für den 
Hall einer unvorhergefehenen Gefahr fichern. Aus biefer Rückſicht Habe ich 
mich dem Votum angelchlofjen, welches den Marichall Mac Mahon auf fieben 
Jahre zum Präfidenten der Republit wählt. Indem man das geachtete 
Oberhaupt der großen Heeresfamilie, in der jedes Haus einen Sohn oder 
einen Verwandten zählt, zur oberften Gewalt erhob, vertraute man in Wahr: 
heit Die Rothregierung, die man ſchuf, dem Patriotismus ber Armee an, 
deren Rolle in dein Maße, ala unſer Unglück fich häuft, immer bebeutender 
wird, weil fie, für den Lärm ber Politik taub, inmitten unferer Entzweiungen 
der Rettungsanter De ot bleibt. Unter dem Befehl ihres ——— 
Oberhauptes ſollte fie die Ordnung vermöge ihrer Einheit aufrecht erhalten 
unb der Fels fein, an welchem die Suth der Parteien fi) ofnmächtig bräche, 
Nachdem wir auf dieſe Weife die fiebenjährige Dauer der Regierung de Mar: 
ſchalls gegen jede gewaltſame Umwälzung gewahrt hatten, jſchützten wir fie 
auch auf geleglichem Wege gegen eine parlamentariſche Umwälzung, indem 
wir zwei rein legizlative Kammern einführten und fo die Gefahr eines über 
kurz oder lang undermeidlicden und dann nur mit Gewalt zu Löfenden Eon- 
flicts wiſchen dem Präſidenten und einer einzigen, wie ex, ſouveränen Landes: 
veriretung bejeitigen. Dies, m. H., ift in Kürze der Rechenjchaftäbericht tiber 
die Art, wie ich das von Ahnen empfangene Mandat veritanden unb bis 
an Ende ausgeübt habe. Er fei heut mein letter Alt ala Volksvertreter; 
denn ich gedente feine Kandidatur für die bevorftehenden Wahlen anzunehmen. 
Laſſen Sie mich Ihnen ſchließlich meinen innigften Dant für das Vertrauen 
ausfprechen, welches Sie mir in der kritifchen Zeit meiner Wahl bewieſen 
haben. Doffen wir, daß dieſe Ichlimmen Tage nicht mehr twieberfehren! Wenn 
die aber der Fall fein, wenn Frankreich feinen Rang in der Welt twieder 
gewinnen joll, jo bebarf es dazu des Zuſammenwirkens aller Derjenigen, 
—5 — den Patriotismus über ihre beſonderen Neigungen ſtellen. Franz von 
eans. 


30. Dezember. Nat.⸗Verſammlung: ſetzt den 16. Januar 1876 
für die Wahl der Gemeinderath8-Delegirten zu den Senatstwahlen, 
den 30. Januar für die Senatorenwahlen felbjt, den 20. Februar 
für die Wahlen zur neuen Deputirtenfammer und den 8. März für 
den Zufammentritt beider Kammern feit. 


31. Dezember. Nat.Verſammlung: wählt die Permanenzcom- 
milfion big zum Zufammentritt ber neuen Kammern und beftellt 
diefelbe aus 13 Mitgliedern der Linken und 12 Mitgliedern der 
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Rechten. Der Präfident, Herzog v. Audriffet⸗Pasquier, fchließt bie 
Nat.Verſammlung mit einer Anſprache: 

„Sehen Sie und geben Sie bem Lande bag Mandat zurüd, welches 
Ahnen unter VBerhältniffen anvertraut worden, in denen für Sie mit der 
Gefahr die Ehre wuchs. Das waren ber fremde Feind im Lande und die 
Commune in Paris. In einem thöricht unternonmmenen Stiege verrieth 
und das Glück; aber das Ausland kann würdigen, was noch biefem unferem 
ebrenhaften und arbeitiamen Lande geblieben ift. Die Nationalverlammlun 
bat ihre Aufgabe erfüllt. Alle Meberzeugungen und Hoffnungen orbneten fd 
der Baterlandzliebe unter. Das couftitutionelle Werk kann unvolllommen 
fein, aber ohne dasſelbe würde Anarchie oder Tespotismus fein. Bertrauen 
Sie der Loyalität Mac Mahon’s, ber Weisheit Ihrer Nachfolger und dem 
Lande, das diejenigen Lügen Irojen wird, welche behaupten, es fei der Frei⸗ 
heit nicht werth! Seinem Urtheil unterwerfen Sie fich vertrauensvoll! Weber: 
geben Sie ihm unverjehrt feine Fahne und feine Freiheiten!“ 

Die Nationalverfammlung geht definitiv außeinander, die Linke 
unter dem Rufe: „Es lebe die Nepublif!“, die Rechte unter dem⸗ 


jenigen: „Es lebe Frankreich!“ 


5. Italien. 


19. Januar. Die italienifche Regierung kündigt Frankreich 
den beftehenden Handelövertrag und richtet an Defterreich und die 
Schweiz die Anfrage, ob fie nicht geneigt wären, ſchon jebt, noch 
vor dem Ablaufe ihrer Handelsverträge mit Stalien, eine Revifion 
derjelben einzugehen, um bejahenden Falls zu einer gleichzeitigen 
Revifion aller drei Verträge zu fchreiten. 

21. Januar. IL Kammer: Mingbetti gibt derjelben ein Ex⸗ 
poje über die finanzielle Lage und fchlägt zur Dedung der außer- 
ordentlichen Ausgaben eine Reorganifirung der Tabak-Tarife vor; 
auch ftellt er eine Reform der Confumtionzftener in Ausſicht und 
Ipricht dabei die Hoffnung aus, daß hierdurch und durch die Ein- 
nahmen, die fi) in Folge der Revifion der Handelaverträge ergeben 
würden, eine Mehreinnahme von mindeftens 20 Millionen erzielt 
werden könne. Eine Berbefferung der beftehenden Steuern fei dabei 
noch gar nicht in Anfchlag gebracht. Werner wird vom Finanz-— 
minifter ſowohl für die Ausfuhr: wie für die Einfuhrzölle die Gold- 
zahlung vorgefchlagen und darauf Bingewiefen, daß die Herftellung 
des Gleichgewicht? im Staatshaushalte im Laufe der jegigen Seſſion 
um fo nothiwendiger fei, als zu Ende diefes Jahres nur noch 60 
Millionen Papiergeld als lebte Hilfsquelle verblichen. 

25. Januar. I. Kammer: Garibaldi, am Tage zuvor in 
Rom angelommen, tritt als neugewähltes ‘Mitglied derfelben (für 
die Stadt Rom) ein und leiftet ohne Anſtand den vorgefchriebenen 
Eid. Es zeigt fich bald, daß die Befürchtung, er möchte der Regie- 
rung jehr unbequem werben, zunächft wenigſtens völlig ungegräündet 
war. Derjelbe will vielmehr jo viel wie möglich und ausgeſprochener 
Mapen die Parteipolitif ruhen Lafjen, ausſchließlich mit dem von 

25° 
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ihm außgebachten großartigen Plane einer Bebauung der Campagna 
und der Regulirung der Tiber bejchäftigt. 

31. Januar. Ber König nimmt die Creditive des ſpaniſchen 
Gefandten mit der Notification der Thronbefteigung de Königs 
Alfons entgegen. 


6. Februar. Eonzogno, der Redacteur der revolutionären rö— 
mifchen Zeitung „La Capitale“, einer der gefährlichiten Tyeinde des 
italienifchen Königthung, wird ermordet. Es zeigt fich durch die 
fofort eingeleitete Unterſuchung, daß der intelleftuelle Urheber des 
Mordes einer feiner eigenen Parteigenofjen war. 


12. Februar. Ein Erlaß bes Juſtizminiſters Vigliani an den 
Seneralprocurator in Rom verlangt eine fchärfere Aufficht der römi- 
ſchen Juſtizbehörden bezüglich) der Augfchreitungen einer Anzahl von 
Prieftern in ihren Predigten und in den clericalen Blättern, den 
Drganen des Vaticans, und fchnelle gerichtliche Beftrafung derfelben. 
Bezüglich der Beauffichtigung päpftlicher Reden und Erlafie beißt 
es in dem Aftenjtüd: 


„Die jo har bem Hl. Stuhle gewährten Garantien können nicht 
ohne Echaden, ſobald fie die gejelichen Grenzen überjchreiten, der Controle 
de3 Staates entbehren. Die Inverleplichleit bes Papftes für feine Reden, 
mögen biejelben fein, twie fie immer wollen, und die ihm zuerfannte Freiheit, 
an den — der römiſchen Kirche die Verkündigungen ſeines geiſtlichen 
Amtes anſchlagen zu laſſen, ſchließen nicht die Verantwortlichkeit derer aus, 
die durch die Preſſe oder auf andere Weiſe dieſe Erlaſſe weiter verbreiten. 
ſobald dieſelben eine Verletzung der Einrichtungen und Geſetze des Staates 
enthalten ·“· 

25. Februar. Senat: Berathung eines neuen einheitlichen 
Strafgeſetzbuches: mit 73 gegen 36 Stimmen wird die principielle 
Beibehaltung der Todesſtrafe beichloffen, die demnach in Toscana, 
wo fie ſeit Jahren abgefchafft ift, wieder eingeführt werden müßte. 
„sn Eicilien fann ohne Aufrechthaltung der Todesſtrafe die Öffent- 
liche Verwaltung nicht garantirt werden”, das iſt dag Motiv des 


Beſchluſſes. 


Anf. März. Die öffentlichen Blätter wollen wiſſen, daß der 
deutſche Reichskanzler in Folge der päpſtlichen Bulle vom 5. Febr., 
die ſich erdreiſtet hat, in aller Form erlaſſene Geſetze eines deutſchen 
Bundesſtaats für „null und nichtig“ zu erklären, an die italieniſche 
Regierung gewiſſe Zumuthungen bezüglich der Handhabung des ſog. 
Garantiegeſetzes (bez. der kirchlichen Unabhängigkeit des Papftes) ge- 
ſtellt habe. Die italieniſche Preſſe ſpricht ſich jedoch von vornherein 
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ganz und gar nicht geneigt dafür aus, dem Verlangen Deutfchlands 
in diefer Beziehung zu entiprechen. 

— März. In Grotte, einer Stadt von etwa 8000 Ceelen 
in der Provinz Girgenti in Eicilien, jagen fich 25 Priefter von der 
Autorität des Biſchofs don Girgenti, des Ex⸗Jeſuiten Turano, los. 


ünf unter den fünfundziwanzig Prieftern in Grotte find neulich von 
dem Biſchof Turano mit dem Interdict belegt worden, weil fie fich wider⸗ 
jeglich gezeigt hatten in der Annahme der Grundſätze des Syllabus und der 
päpftlichen Unfehlbarkeit. Bei der Ankündigung diefer Maßregel hielt der 
übrige Clerus von Grotte eine VBerfammlung und benacdhrichtigte den Bilchof 
Ichriftlih davon, daß fie feine Tirchliche Autorität nicht mehr anerfennten 
und von jept an jede Verbindung mit der römischen Curie abbrechen wür⸗ 
den; vom nächſten Sonntag an würden fie den Gottesdienft im „alttathos 
lifchen“ Ritus feiern. Die Bevölkerung tritt einmüthig auf die Seite ihrer 
Geiſtlichen; in allen Kirchen von Grotte feiert man zugleich ein Te Deum 
und erflärt den „altkatholifchen? Ritus eingeführt. 


9. März. II. Kammer: Der Augjchußbericht über den ſchon 
zu Ende 1872 der Kammer vorgelegten Gejehesvorichlag zur Rekru— 
tirungsreform wird endlich von dem Berichterftatter Giudici vorgelegt. 


Der Ausihu Hat wenig am minifteriellen Entiwurfe zu änbern ges 
babt, beften Hauptzweck es ift, die allgemeine Dienftpflicht, Die bis jegt nur 
auf dem Papier beitand, wirklich Aurchzuführen. In der That war es biz 
jet immer möglich, mittelft Zujchlags einer Summe Geldes von ber erften 
Kategorie (3 Jahre Dienftzeit) in die zweite Kategorie oder milizia mobile, 
eine Art Landwehr, die 40 Tage Tienftzeit haben follte, aber nicht hat, vers 
jeßt zu werden. Ber Art. 10 des neuen Gejehes hebt diefe Möglichkeit ein 
für allemal auf, und diefer Artikel, der die Hauptbeftimmung ber ganzen 
Borlage enthält, ift vom Ausſchuß unverändert angenommen worden. Wichtig 
ift auch die Verfügung, daß die zur ziveiten oder dritten Kategorie (milizia 
territoriale oder Landſturm) Berufenen,; d. 5. virtuell des Dienſtes Entho⸗ 
benen, eine Steuer zu zahlen haben. Damit wäre auch bie letzte Ungleich⸗ 
heit auögetilgt, welche das Loos noch übrig läßt. Auch die Einjährig-fsreis 
willigen zahlen eine beftimmte Steuer, wogegen die Militärverwaltung ihre 
Berforgung übernimmt. Die Seminariften können ihren einjährigen Frei⸗ 
willigendienft im Sanitätscorps leiſten; find fie ſchon ordinixt, jo dienen fie 
ala Eaplane oder Krankenwärter in ihrer reipektiven Kategorie. Das Geſetz 
bat feine rüdwirtende Kraft. Alles zufammenfafiend, würde demnach das 
Heer beftehen: aus einer 1. Kategorie, ober esercito di prima linea, mit 
12 Jahren aktivem Dienft, wovon 3 (reſp. 5 Jahre für die Gavallerie) unter 
ben ahnen; aus einer 2. Kategorie oder milizia mobile, beftimmt, ala Re 
jerve im Kriegsfall verwendet zu werben, und mit furzer Inſtruktion; ende 
lich aus einer 3. Kategorie, milizia territoriale, ohne Dienftverpflichtung im 
Frieden, in Kriegäzeiten zum Feſtungs⸗ und Beſatzungsdienſt beflimmt. Letz⸗ 
tere wird gebildet aus den außgedienten Leuten ber beiden erften Kategorien 
und aus allen Zurücgeftellten. Die Dienftzeit geht vom 20. bis zum ab» 
geraufenen 39. Lebensjahre. Das permanente Heer wird beftehen aus 640,000 

ann (500,000 erfter Kategorie und 140,000 zweiter Kategorie) ; die Lands 
wehr aus 260,000 Mann (200,000 erfter und 60,000 zweiter Kategorie). 
Der Landfturn würbe etwa 1 Million Leute zählen. Die Burdichnitige l 
ber jährlichen effektiven Aushebung für die erſte Kategorie erreicht bis jetzt 
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etwa 50,000 Mann und müßte auf etwa 60,000 Mann fteigen, wenn bie 
500,000 Mann, die diefe Kategorie zum permanenten Heere zu liefern beftimmt 
ift, berausfommen follten. Bei den Fahnen find in der jekigen Friedenszeit 
etwa 200,000 Mann biefer Kategorie. Wie die Sachen jebt factifch ftehen, 
und jolang eben das beiprochene neue Geſetz, welches die Aushebung erhöhen 
ſoll, nicht votirt ift, würde, wenn morgen ein Krieg ausbräche, Stalien 
400,000 Dann wohl inftruirte Soldaten in's Feld ftellen können. Es hängt 
von ber Kammer ab, ob fie auch wohl bewaffnet fein werden; denn ein ans 
berer Geſetzvorſchlag des Minifters, betr. die Anſchaffung von Geichügen und 
Gewehren neuen Modelle, Liegt ebenfalls der Kammer zur Entſcheidung vor. 


15. März. U. Kammer: Der Minifterpräfident und Finanz⸗ 
minifter Minghetti bringt den Finangbericht für 1874 und dag end— 
gültige Budget für 1875, fowie den VBoranfchlag für 1876 ein. Da- 
nad) wird das 1874er Deſicit von 102 Millionen durch die Aus— 
gabe von 40 Millionen Papiergeld, ſowie aus Mitteln des Staats— 
Ichabes im Betrag von 62 Millionen gededt. Die Finanzlage vom 
Jahre 1874 ftellte fich jchließlich noch um 43 Millionen befjer, ala 
die Boranfchläge ergeben Hatten. Das rectificirte Budget für 1875 
ergibt einen Ausfall von etwa 80 Millionen, der durch bereite Mittel 
des Staatsſchatzes gededt wird, jo daß jpecielle Maßnahmen nicht 
erforderlich find und felbft von der Ausführung einer Finanzope- 
ration betreffs der Tabalobligationen für das laufende Jahr ab— 
gejehen werden Tann. Das Budget für 1876 ergibt einen Ausfall 
bon 24 Millionen; durch die Genehmigung der von dem Minifter 
vorgefchlagenen Einnahmen würde das Gleichgewicht vollftändig her- 
geftellt fein. Der Minifter empfiehlt deßhalb dringend die fchleunige 
Berathung feiner Vorlagen. 

18. März. II. Kammer: genehmigt faft einftinmig die Re— 
frutirungsreform und zwar mit einer von Crispi (Linke) eingebrach- 
ten Verfchärfung, wonach jede Art von Privilegium für die Geift- 
Lichen bez. der Erfüllung ihrer Militärpflicht abgefchafft ift. 

‚_.. Die_erfte (minifterielle) Faſſung bes Geſetzesentwurfs hatte die dem 
geiftlichen Stande fi Wibmenden (Seminariften) vom einjährigen Freiwil⸗ 
igendienſt difpenfiren wollen, wofern fie vor ber Ziehung die borgeichriebene 
Summe dintertegt hätten, Der Ausſchuß veränderte den Artikel dahin, daß 
bie angehenden @eiftlichen wohl ihe Jahr zu dienen hätten, aber im Sani: 
tätscorps, und Die fchon Ordinirten ala Feldkaplane Kriegsdienſte leiften 
follten. Die Kammer will aud) don dieſer Begünftigung nichts wifien und 
ftellt die zukünftigen Geiftlichen ben übrigen Dienftpflichtigen ganz gleich. 

24. März, Die kirchliche Frage tritt troß aller Vertuſchungs- 
verfuche der Regierung immer mehr in den Vordergrund. Das be= 
Veidigte Nationalgefühl beginnt fich jelbft unter den Langmütbigften 
zu regen. Je näher man ber Löfung der finanziellen Aufgabe fommt, 
befto unabweisharer zeigt fich die Eirchliche Aufgabe am Horizont. 
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Die 25 altlatholifchen Priefter von Grotte bleiben feſt, und auch bie 
Angelegenheit dev mantuaniichen Pfarrer kommt immer wieder auf die Ober: 
fläche, diesmal durch den blinden Eifer der Gegner jelber, die fie vor bie 
Gerichte bringen und ihr jo immer mehr Echo geben. In einer der Ort: 
Ichaften des Mantuanifchen nämlich, S. Giacome belle Segnate, ftarb ein 
Bäuerlein. Der Pfarrer aber lag krank zu Bette. Was thut die Gemeinde? 
Gie ruft den ercommunicirten — ** der interdicirten Gemeinde S. Gio⸗ 
danni del Doffo Herbei, und die Kirche wird durch ben Frevler entmweibht. 
Mehr ala das: die Gemeinde findet Gefallen an dem Geächteten und bittet 
ihn, auch in der Charwoche und auf Oftern in ihrer Kirche au officiiren. 
Tas kann nun natürlich der heigblütige Bifchof von Mantua nicht erlauben. 
Eeine Blitzſtrahlen, ja jogar die der heiligen Congregation des Concils, find 
aber unmächtig geweſen. Nun will man's mit ben weltlichen Gerichten ver: 
ſuchen. Ein einflußreicher Gut3befiker des Bezirkes, Marcheje Cavriana, nebft 
47 anbern Getreuen, machen eine Klage anhängig bei dem Mantuaner Tri⸗ 
bunal gegen Ton Lonardi, den unerſchrockenen Üfnrrer don ©. Giovanni bel 
Doffa, nıcht allein, um ihn zu verhindern, in ben benadpbarten Sprengel 
einzudringen, ſondern g.: um ihn aus feinem eigenen Sprengel, ın bem 
ihn bie Gemeindeglieder faſt einftimmig erwählt, zu verdrängen. Ter Prozeß 
ift vom Gerichte auf den 5. April angelegt. Endlich muß denn doch die Re: 
gierung, ſpeciell der Cultusminiſter eine Enticheidung treffen. Das königl. 
Delonomat, das bie Beneficien verwaltet, hat dem erwählten Pfarrer zwar 
600 Lire jährlich bewilligt (1,75 täglid!), aber das ift nicht die Hälfte 
beflen, was ihm zukommt, und es ift ihm ala milde Unterftägung bewilligt, 
nicht ala Recht. Die Trage muß doch einmal getlärt werden. Es find in 
Stalien etwa 100 Biſchöfe, welche felbit nicht die Komödie der Austellung 
ihrer Ernennungsbulle in der Sacriftei zu machen geruht haben, folglich 
von ber kgl. Regierung nicht anerkannt find und die Temporalien nicht be 
ziehen. Dieſe fahren fort, Pfarrer zu ernennen, benen die Regierung das 
Placet ertheilt und folglich auch die Beneficien, während fie beibes ben er⸗ 
wählten Pfarrern verweigert. 


— März. Die Regierung caffirt die Ende des vorigen Jahres 
von verjchiedenen Municipien dem General Saribaldi aus Gemeinde- 
mitteln votirten kleinen Penfionen als ungefeblih, und der König 
unterzeichnet die betreffenden Dekrete. Garibaldi hatte damals diefe 
Penfionen angenonımen, während er den Vorſchlag einer Staats⸗ 
dotation fofort ablehnen au wollen erklärte. Sebt ift er dazu eher 
geneigt, da er das Ungefehliche jener Anerkennung von Seite erge- 
bener Gemeinden jeldft anerkennen muß. 


5.—7. April. Der Kaifer von Defterreich befucht den König 
von Italien in Venedig. Der Borjchlag, gerade Venedig zum Ort 
der Zuſammenkunft zu machen, war in großherziger Weife vom 
Kaiſer von Defterreich felbft ausgegangen. Oeſterreich hat offenbar 
endgültig auf Stalien verzichtet und jeden Groll wegen der früheren 
Greignifje bei Eeite gelegt. Die Aufnahme in Venedig ift denn auch 
nicht bloß von Seite des Königs und der hohen Würdenträger des 
Staates, fondern auch von Seite der Bevölkerung eine höchſt be= 
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friedigte und warme: zum erften Mal ertönt die Öfterreichifche Volks⸗ 
hymne wieder auf dem Marcuspla und diegmal freiwillig, Der 
Kaifer Franz Joſeph ift von feinem Minifter des Auswärtigen, Graf 
Andrafiy, begleitet, der König Victor Emanuel von allen feinen. her⸗ 
dorragendfien Miniftern. Dennoch ift eg nicht mwahrfcheinlich, daß 
irgendwelche politifche Abmachungen oder Berftändigungen in Venedig 
erfolgt jeien, auch nicht bezüglich der Haltung beider Regierungen 
gegenüber der Curie. Die hohe politifche Bedeutung der Zufammen- 
funft nicht bloß für Defterreich und Stalien liegt jedoch troßdem 
auf der Hand. Stalien jchließt fih mehr und mehr offen und ent- 
ichieden der Politit des Dreilaiferbündniffes an. 


10. April. II. Kammer: Laporta kündigt eine Interpellation 
an die Regierung betr. das Verhältniß zur römifchen Curie an. 

13. April. Der Papft fpricht ſich gegen eine Deputation, mit 
dem öfterreichifchen Fürſten Windifchgräß an ihrer Spike, auf’3 lei- 
denſchaftlichſte gegen da8 ber Kammer vorliegende Refrutirungsgefeb, 
das auch die Fünftigen Priefter der allgemeinen Militärpflicht unter- 
wirft, aus. 

16. April. II. Kammer: Der Juſtizminiſter legt derſelben 
einen Geſetzesentwurf betr. die Errichtung eines einzigen oberften Ge— 
richtshofes in Rom vor, ftatt der bis jeßt noch immer beftehenden 
5 höchſten Gerichtähöfe aus der Zeit vor ber Aufrichtung des König 
reich Italien. 

17. April. . II. Kammer: beftätigt, durch die Rede des Papftes 
vom 13. d. M. provoeirt, ihren neulichen, in geheimer Abftimmung 
gefaßten Beichluß, die Elerifer der allgemeinen Militärpflicht zu 
unteriverfen, nochmal in öffentlicher Abjtimmung mit 162 gegen 
57 Stimmen. 

19. April. Der deutfche Kaiſer hat aus Geſundheitsrückſichten 
den längſt beabfichtigten Beſuch des Königs von Stalien neuerdings 
aufgeben müfjen. Der deutſche Gejandte v. Keudell überreicht dem 
Könige Victor Emanuel in Neapel ein Handjchreiben mit dem Aus: - 
drud des Bedauerns des Kaiſers. Der König antwortet in einem 
ebenfalls eigenhändigen Schreiben, in dem er feine Befriedigung 
über die angekündigte Ankunft des deutfchen Kronprinzenpaares in 
Stalien ausdrückt, aber in freundfchaftlicder Weife in den Kaifer 
dringt, jelbft nach Stalien zu kommen, fobald es ihm feine Gefund- 
beit geftatten werde. 

21. April. II. Kammer: Betrucelli della Gattina ftellt den 
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Antrag, das Garantiegeſetz einfach auf die Lebenszeit Pius' IX. zu 
beſchränken und es als ungültig für ſeinen Nachfolger zu erklären. 
Die Abtheilungen beſchließen, Angeſichts der Interpellation La Porta 
vom 10. d. M., den voreiligen Antrag nicht in Betracht ziehen zu 
wollen. 


26. April. Der deutſche Kronprinz, der gewiſſermaßen als 
Erſatz für den unterbliebenen Beſuch des Kaiſers felbft mit ber 
Kronprinzeſſin einen längeren Aufenthalt in Stalien macht, jtattet 
- dem Könige von Stalien von Florenz aus einen Beſuch in Neapel 
ab. Das Tronprinzlicde Paar wird in Florenz, Venedig ıc. von der 
Bevölterung in ganz freiwilliger Weife vielfach gefeiert. 


‚1 Mai. IL Kammer: Behandlung der Snterpellation La 
Porta Über die Beziehungen zwiſchen Staat und Kirche. 


La Porta erinnert zunächſt an die Beſtimmungen des Garanties. 
pelebeß, äußert fich fodann über die ganze Kirchenpolitik der Regierung miß- 
illigend und hebt namentlich hervor, daß die beftehenden Gejeke von ben 
Geiſtlichen und tie bon den Mitgliedern des höheren Clerus gan 
umge tee verlegt würden. Insbeſondere laufe die Art und Weife, in we ge 
den Bilchöfen das Erequatur von dem Minifterium ertheilt werde, ben Ges 
ſetzen durchaus zuwider. Schließlich wünjcht der Redner zu wiflen, aus 
welchem Srunde das Geſetz üher die Verwaltung der Kirchengüter der Kammer 
bis jett nicht vorgelegt worden Ki Der Juſtiz⸗ und Eultusminifter Vigliani 
koeift in feiner Antwort darauf bin, daß in jüngjter Zeit Unbotmäßigfeiten ' 
be3 Clerus gegenüber den Staatögejegen nicht vorgefommen feien, fichert die 
Borlegung bes Geſetzes über die Verwaltung ber Kirchengüter zu und betont, 
dab das Berfahren der Regierung ſowohl mit den Geſetzen, wie mit ben 
Sintereffen des Landes im Einklange ſtehe. Minghetti Hebt hervor, daß 
Eeitend der Oppofitionspartei ein Wunſch auf Abänderung des Garantie: 
efege3 nicht ausgeſprochen worden, daß diefelbe fich vielmehr auf die Be: 
Eauptung beichräntt Habe, daß nicht in Gemäßheit des Garantiegeſetzes ver: 
fahren worden fei und erklärt, daß er hierüber eine Discuffion annehmen 
fönne. Er gebe zu, daß es zwiſchen ber Kirche und den freifinnigen Ele⸗ 
menten der Gefellichaft zu einem Eonflikte gefommen fei, aber in diefem Eon: 
ftitte müffe jede Nation fich derjenigen Mittel bedienen, die ihr bon ihren 
Deberlieferungen, Geſetzen und Intereſſen vorgefchrieben würden. "La Porta 
zieht Hierauf den Antrag zurüd, den er an feine Interpellation geknüpft 
hatte. Der Deputirte Mancıni erklärt jedoch, daß er über ben nämlichen 
Gegenjtand jofort eine weitere Interpellation an die Regierung richten werde. 


3.—8. Mai. II. Hammer: Debatte über die neue Interpel⸗ 
lation Mancini betr. da3 Verhältniß zwifchen Staat und Kirche. 


Mancini beantragt die Refolution: „Die Kammer fordert da8 Mis 
nifterium auf, die Würde ber Nation und die beſtehenden Geſetze unverlept 
zu bewahren, die Rechte des Staated und die Prärogative der mil dem Gefee 
dom 13. Mai 1871 la heltenen Civilgewalt zu Iüßen und jo bald wie 
möglich Die nöthigen Vorfichtömaßregeln für Ordnung des Firchlichen Eigen: 
thums bed niedern Clerus und des Laienftandes in firchlichen Angelegenheiten 
auf der Bafig der Freiheit vorzulegen, und geht zur Tagesordnung über.” 
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Cr erklärt, eine Neihe von Thatfachen feien lediglich Symptome ber Berjöhr: 
lichkeit der Regierung. Eine Verſöhnung Halte er eben für unmöglich, wenn 
nicht etwa der Staat ſich der Kirche unteriverfen wolle. Lie Art und Weile 
ber Ertheilung des Erequatur an die Biichöfe, das Verhalten der höheren 
und niederen Geiftlichleit gegenüber den Staatsgeſetzen verlange eine ftrifte 
Beobachtung des Garantiegete e8; ex fordere die Regierung auf, eine dem 
Dedürfniffe und den Hiftorifden Traditionen Italiens beſſer entiprechende 
Politik einzufchlagen. Ber Juftigminifter antwortet höchſt nichtsſagend: 
Er müſſe e3 beflagen, daß der Interpellant dem Minifterium Öefinnungen 
beilege, welche mit ber Haltung desfelben und der von demfelben betviejenen 
Hingedung für das Baterland und bie een im Wiberfpruch ftänden. 
Die Interpellation, welche bie vom Minifterium der Kirche gegenüber be- 
folgte Politik einer abfälligen Kritik unterziehe, fei lediglich auf Suppofi⸗ 
tionen gegründet und enthalte grundloje Vorwürfe gegen das Garantiegefeh, 
das feine Probe glänzend beftanden habe, weil es den peciellen Berhältnifien 
Italiens angepaßt fei. Er Halte e3 für überflüffig, fi) auf die dem Mini: 
fterium gemachten Vorwürfe näher einzulaffen, daß es fich bemühe, eine Ber: 
ſöhnung herbeizuführen, welche feiner Anficht nad nicht möglich ſei. Das 
egentwärtige Diinifterium verfolge einzig das Ziel, in Gemäßbeit ber be⸗ 
fiebenden Gefebe die Beziehungen der beiden Gewalten fo zu ordnen, wie es 
eine gemäßigte unb N Politif gebiete, welche geeignet ſei, Conflikte zu 
verhindern. Bigliani fucht nachzuweiſen, daß in ber Art der Ertheilung bes 
Erequatur an die Bilchöfe, in dem Berbalten der höheren Geiftlichkeit gegen: 
über den Organen ber Staatsregierung und ben Ernennungen ber Curat⸗ 
geiftlichen Teine Berlegung des Garantiegeſetzes und der Rechte de3 Staates 
enthalten fei. Mancini erllärt dagegen, daß er die Aeußerungen bes Mi⸗ 
nifterd als genügend nicht aufehen könne und auf feinen Anaftellungen be⸗ 
harren müſſe. Mancini wird don einer Reihe von Rednern unterftüßt, deren 
Acußerungen feinen Zweifel darüber Lafjen, daß die Mehrheit der Kammer 
mit der Mehrheit der öffentlichen Meinung der Neberzeugung ift, die Regie: 
rung habe gegenüber den Bilchöfen eine Schwäche an den Tag gelegt, die 
der Würde des Landes wenig entſpreche. Minghetti fühlt, daß wenigſtens 
etwas gethban werden müffe; er ergreift daher das Wort und erklärt: „Wir 
fönnen una in feine Kirchenpolitik wie die deutfche hineinwerfen, weil das 
Volksgewiſſen in Stalien nicht dafür ift und wir ſchon be&halb unſere Rech- 
nung nicht dabei finden. Boch ich ſehe, das Liberale Stalien verlangt noch 
einige Bewilligungen: es will eine größere Strenge wider ben Glerus. Wir 
haben damit fchon har Circular Bigliani’3 den Anfang gemacht betreffs 
der Publicationen bes Papftes und der Reden ber Prediger, indem bie Ar: 
titel de3 veuen Strafgeſetzbuches gegen die Geiftlichkeit beftätigt wurden; 
dann durch den Vorſchlag Vonghi's: die noch übrigen Freiheiten des Unter: 
richts dem Glerus zu nehmen. Wir werben noch mehr thun, und befieres, 
wenn wir die Macht dazu in Händen behalten. Wir werden ein Geſetz über 
die Verwaltung des geiftlichen Eigenthums geben: e3 ſoll keine bürgerliche 
Derfaffung für ben Elerus daraus werden, bie anderswo die fchlechteiten 
Früchte trug, ſondern es foll etwas werden, dag für unfer Land beſſer paßt.“ 
Ga werben allmäliq nicht weniger als fünfzehn verichiedene Tagesordnungen 
beantragt, fchlielich aber diejenige de3 Abg. Barrazzuoli, mit der fich Die 
Regierung einverftanden erklärt, angenommen und zwar mit 219 gegen 149 
Stimmen: „Indem die Kammer von den Erklärungen des Minifteriums bes 
züglich feiner Kirchenpolitit Alt nimmt, hat fie dag Dertrauen, daß die Ne: 
ierung die Rechte zur Wahrung der Interefſen des Staates mit Feſtigkeit 
Bandhaben und ein bem Art. 13 des Garantiegefepes entiprechendes Geſetz 
der Kammer vorlegen wird, und geht zur Tagesordnung über.” 


/ 
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Aus der ganzen Verhandlung geht unzweifelhaft hervor, daß 
die italienifche Nation mit der bisherigen Schwachen Politik der Re— 
gierung gegenüber der Kirche nicht einverftanden ift, aber auch, daß 
Minghetti zu allem bereit ilt, wenn er dazu geziwungen wird. 


13.—21. Mai. I. Kammer: Beratung über die (fünf) Vor—⸗ 
Tagen des Kriegaminiftera betr. außerordentliche Auzgaben für Be— 
feftigungsarbeiten und Anfchaffung von Kriegsmaterial. Die Comes 
milfion empfiehlt durd) ihren Referenten Gen. Viale Prela die An- 
nahme der ganzen Regierungsvorlage mit jehr unmefentlichen Mo⸗ 
dificationen und die Kammer genehmigt den Antrag mit großer 
Mehrheit. 

Der erfte der fünf Entwürfe betraf die Feſtungen. Der Minifter ver- 
Iangte 331. Millionen. Zie Commiſſion empfahl aber, nur 21,900,000 
in vier Jahren zu bewilligen: 13,000,000 ſur Seltungen, 6,400,000 für 
Magazine und andere Bauten, 2,500,000 für Ausrüſtung. Von diefen 
21,900,000 tommen 1,900,000 auf da3 Budget von 1875, 3.900,000 auf 
1876, 7,300,000 auf 1877, 8,800,000 auf 1873. Der zweite Entwurf nimmt 
41, Millionen für Anfchaffung von ſchwerem Geſchütz und FFeldartillerie in 
Anſpruch, und zwar 100,000 8. im Budget für 1875, 2,900,000 für 1876, 
1,000,000 für 1877, 500,000 8. für 1878. Pie Commiffion empfahl eine 
halbe Million 1876 weniger und eben jo viel 1878 mehr auszugeben. Der 
dritte Entwurf verlangte 21 Millionen in fünf Jahren für Sewwehrfabrication, 
während die Commiſſion 16 Millionen in vier Jahren zu beimwilligen bors 
jchlägt, nämlich 1,000,000 2. im Budget von 1875, 5,000,000 in 1876, 
5,000,000 in 1877 und 5,000,000 in 1878. (Ser Minifter verlangte andere 
5,000,000 für 1879.) er vierte Entwurf verlangte 6 Millionen für Mos 
bilifation des Heeres: 500,000 2. im Budget für 1875, 2,000,000 für 1876, 
2,000,000 für 1877, 1,500,000 für 1878. Ber fünfte Entwurf verlangte 
zur Herftellung bed Tammes und zum Bau ber Befeſtigungswerke zur Vers 
theidigung des Golfes don Spezia 500,000 8. im Budget von 1875 und je 
1,500,000 für 1876, 1877 und 1878, und 13,100,000 für bie Folgezeit, 
nämlich 2,000,000 für 1879 u. |. w. ®Bie fünf Entwürfe zufammen vers 
langen die Ausgabe von 74,992,000 2., und zwar 14,992,000 im Budget 
von 1875 und 20,000,000 in denen von 1376, 1877 und 1878. 


Nah diefen Beichlüffen ber II. Kammer bleibt nur noch die Genehmi⸗ 
ung des Senats und der Krone, um die ganze vor fünf Jahren begonnene 
eere3sOrganijation zu vollenden, ſoweit es die fpärlichen Mittel bes italie- 

nijchen Staates erlauben. Es brauchte all der zähen Geduld General Ricotti's, 
um, oft gegen Collegen und Deputirte, endlich feinen Willen burchzuieken. 
freilich wird es noch Jahre erfordern, bis die parlamentarifchen Befchlüffe 
an angeführt fein werden und Italien wirklich bie Armee befigt, die 
ed anjtrebt. 


Tie angenommenen Geſetze betr. bie Rekrutirung und Wehrpflicht 
und betr. die allgemeine LZandesvertheidigung bilden unftreitig für Stalien 
eine der bedeutfamjten Thatſachen des Jahres 1375. Alle zufammen greifen 
tief in Volksleben, Sitten und in Die fociale Ordnung ein. Wuch Stalien, 
von keinerlei Macht bedroht, jelbit nicht eroberungaluftig, von Teiner ſchwe⸗ 
benden Frage direkt berührt, durch den Anfchluß an das Dreikaifer-Bündniß 
in feiner Weltpofition geſchützt, zahlt dem Geifte des eifernen Zeitalters feinen 
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Tribut und hat in dem neuen, auf Jahre Hinaus die Vollskräfte ſehr in 
Anspruch nehmenden Militär-Etat feine Rriegälaften vermehrt, die Blutfteuer 
anz außerordentlich erhöht. Zange genug hat der fparfame Sinn ber Staliener 
ch gegen den modern gewordenen "eifernen Etat” gefträubt; bie Aufforde- 
rung, welche in dem Striegaunglüd von 1866 lag, beachteten die Italiener 
nur in geringem Maße; die Erfahrungen des Krieges von 1870 bis 1871 
gemahnten zwar ſehr dringend an die Durchführung der feit Langen ange: 
fündigten Heered-Drganilation; allein es blieb, gewiß mit VBerüdfichtigung 
ber ſchlechten Finanzverhältniſſe des Königreiches, bisher nur beim guten 
rap. Erft in diefer Seifion jchritt man zur That. Der Gang der De: 
batte ließ deutlich eriehen, daß ni das Volk in Italien ſchweigend in's Uns 
vermeidliche füge, daß die Maſſe die Nothwendigkeit einer kräftigen Landes⸗ 
vertheidigung, einer Neubewaffnung der Armee und der Ausdehnung der 
Wehrpflicht wohl begreift. Der opferwillige Patriotismus genehmigte für 
die Jahre 1875 bis 1373 die Summe von 75 Millionen Fres., davon faft 
22 Millionen für Befeftigungsarbeiten, 41/: Millionen für Anſchaffung von 
Feldgeſchützen, 16 Millionen für Handwaffen, 6 Millionen für Mobilmachung 
der Arınee und 5 Millionen für Hafenbauten in Spezia angewiejen wurben. 
Don allen Eeiten, fowohl durch den Kriegaminifter Ricciotti, ala auch durch 
Zanza und den Berichterftatter General Bertole Biale, wurbe hervorgehoben, 
mA die fünf Gefegentwürfe in einem innigen, untrennbaren Zufammenhang 
ftehen, daß alle diefe Projekte ſich gegenfeitig ergänzen, benfelben Zweck, die 
Bertheidigung des Landes, im Auge haben. Wenn die Syürforge für die Ver: 
theidigung ber Alpenübergänge, die Errichtung von Magazinen für die raſche 
- Bertheilung und Erhaltung des Kriegsmaterials, die Derftellung und Bes 

ſchleunigung einiger Gifenbafnbauten Hr den Transport der Truppen, ber 
Pferde und bes Kriegsbedarfs die Aufgabe hat, die Mobilifirung ber Armee 
zu unterftüßen und zu beichleunigen, v dient die Anſchaffung guter Feuer: 
waffen und Kanonen bazu, bie ganze Streitfraft unter Waffen zu ftellen. 
Die wurde im Berlaufe ber Zebatten aud) gemürbigt Am Tebhafteften 
trat die Mebereinftimmung zwifchen Kammer und Regierung bei jenen Pros 
jetten hervor, welche auf die Vertheidigung Italiens gegen Frankreich ab» 
zielen. Je weniger geräufchboll die Furcht vor einer franzöfiichen Invaſion 
diesmal zum Ausdrud kam, um jo ernfter fchien diefe Rüdficht auf die 
Kammerbeſchlüſſe einzuwirken. Seitdem Italien dad Stammland jeiner Dy⸗ 
naftie verloren bat, die Bergfeſtung Savoyen, fühlt es fich in. feiner Ebene 
unficher, und was ihm bon natürlichen Feſtungen geblieben ift, nachdem nun 
auch ber Mont-Cenis feine trennende Kraft verloren Hat, fol zum Schutze 
de3 Landes benüßt werden. Die geographiiche Configuration bes Landes, 
ber Umſtand, daß die Einbruchalinien von Außen nad) Sinnen condergiren, 
haben die Wichtigkeit der Vefeftigung det Alpenpäffe nabegelegt; ftarfe Ders 
theidigungswerfe jollen angelegt werden, um dem Heere Zeit zu gönnen, ſich 
zu formixen und ſich auf dem ſtrategiſch beften nfte aufzuftellen. Für 
biefe Alpenfort3 find Hinterladungstanonen beftimmt, ebenfo wie das ziveite 
der Geſetze 400 Gußſtahl-Feuerſchlünde für dag Jahr 1876 genehmigt. Um 
auch bie neu zu organifirende Landwehr beiwaffnen zu können, werden 300,000 
Gewehre angeſchafft. Don großem Intereſſe waren die im Laufe der Debatte 
emachten Belenntniffe über die Mangelhaftigkeit und Unzulänglichleit ber 
ifenbahnen für den Kriegatransport. Man will durch das neue Geſetz das 
nöthige Material beichaffen, um 26 aktive Divifionen, in vier Armeen ges 
theilt, und außerdem 16 nicht zugetheilte Regimenter vollfiändig auf ben 
Kriegsfuß ſetzen zu können. Unter ſolchen Umftänden ift Die rung bes 
Kriegaminifterd wohl begreiflich, daß er mit einem Normalbubget von 165 
Millionen Lire dag Auskommen nicht finden könne, daß ex für die folgenden 
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drei Jahre je 20 Millionen außerorbentlichen Etat? bebarf, wobei ben Sta: 
lienern die tröftliche Ausſicht winkt, bis 1831 die Kriegslaſt fich ſtets fteigern 
zu ſehen. Die tiefgreifendite, fühl barſte Veränderung ruft das Eh: etr. 
die Drganifirung der Zerritorials und Communal:Miliz hervor. Dieter Ge: 
feßentwurf Hat denn auch eine viertägige Tebatte und eine nicht unbedeutende 
Sppofition aushalten müffen. Jeder italienifche Bürger ift in Zukunft neuns 
zehn Jahre hindurch) zum Mikitärdienft verpflichtet, fo daß alle Leute ber 
erften Sategorie, nachdem fie acht Jahre dem aktiven Heere und vier Jahre 
ber Landwehr (Milizia mobile) angehört haben, noch fieben Jahre in der 
Zerritorial: Miliz dienen müflen, während die Mannichaft der zweiten Gates 
gorie nach er Dienſtjahren im aktiven Heere und vier fahren in ber Lands 
wehr zehn Jahre ber Territorial: Miliz angehören wird. Dazu kommen alle 
aus Familienrüdfichten Befreiten (jede Aushebung ergibt deren 65,000), die 
auf neunzehn Jahre der Zerritorial:Miliz eingereiht werden. In jeder Ges 
meinbe bilden die Dientpflichtigen der Territorial⸗Miliz augleich die Comu: 
nal⸗Miliz. Sie bildet einen integrivenden Beſtandtheil des Heeres und ift 
beilen letzte Referve. Die allgemeine Wehrpflicht ift mit biefen Geſetzen, 
fowie fie in Kraft treten, auch über Italien ausgebehnt, das bdiefer Art von 
Doltsheer wenig Sympathieen entgegenbringt, fie aber ala eine harte Noth- 
wendigfeit annimmt. Was wollte auch bie Oppofition beginnen, wenn der 
Kriegäminifter auf ihre Ichüchternen Einwürfe entgegnete: „Wir haben gegen: 
wärtig nur 175,000 Mann unter der Fahne; nach dem in Deutichland gil: 
tigen Maßſtabe müßten wir um 90,000, nad dem franzöfiidhen gar um 
135,000 Mann mehr im aktiven Dienfte haben.” Mit den neuen Kriegs⸗ 
dienſtgeſetzen verſchwindet a ein Italien eigenthümliches Inſtitut, eine der 
Traditionen ber franzöfiichen Revolution und des Jahres 1848: die National- 
garde. Dieſelbe fol demnädft ihre Fahnen ben Gemeinden übergeben, fid) 
in bie Liften der Communal:Milizen eintragen und ihre Tienftleiftung, die - 
fie biöher von der Erlaubnik ihrer Frauen, vom Wetter und ihren Gefchäften 
abhängig machten, zur Kriegadienftpflicht, mit allen Strafiancionen ber Mili⸗ 
targelepe, Dertvandell fehen. Es ift noch gar nicht abzufehen, wie die allge: 
meine Wehrpflicht 19 mit dem italienifchen Volkscharakter in Verhältniß 
ſetzen wird; fie wird, wie überall, großen Einfluß auf Heer und Volk aus—⸗ 
üben. Nur Eines ericheint auffallend, daß in Italien, im Gegenſatze zu Deutſch⸗ 
land und Defterreich, die Frage der allgemeinen Wehrpflicht jo ganz und gar 
ohne Zufammenhang mit dem Volksunterricht diacutirt wird, ohne befien 
vollftändige Verbreitung fie fegensreich wirkend gar nicht gebacht werben kann. 
Der obligatorifche Vollsſchulunterricht und die verbreitetfte allgemeine Bildung 
find unumgängliche Borausfegungen der Wirkſamkeit der allgemeinen MWehrs 
pflicht. Die Reorganifationen haben allgeman) in Frankreich, Stalien, 
ie fogar in Rußland da3 von Preußen gegebene Beifpiel adoptirt. Allein 

5 nothioenbige Gorrelat der Volksbildung fcheint außer Acht gelaffen zu 
werben. 


26. Mai. Senat: Beratbung des Rekrutirungsgefeßes: Die 
bisherige Eremtion der Geiftlichen und der Theologie Studirenden 
wird auch vom Senate definitiv befeitigt. Doch fpricht der Senat 
dabei mildernd die Ueberzeugung aus, daß Priefter aller Eulte, 
wenn fie unter die Waffen einberufen werden, vorzugsweiſe als 
Nichteombattanten (für den Sanitätsbienft 2c.)” verwendet werben 
würden. 

Die italienifche Preſſe Hebt die politiiche Bedeutung des nunmehr 
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definitiv beichloffenen Princips bevor: bie Ki fol in allem, wa3 bie 
Dinge diefer Welt betrifft, nicht unabhängig außer, jondern in reſp. unter 
bem Staate ftehen. Zugleich wird dadurch verhütet, daß bie geiftliche Carriere 
An af einmal —* bie Ausfſicht auf Befreiung vom Kriegsdienſt über: 
üllt werde. 


II. Kammer:. befchließt, das Projekt Garibaldi’3 betr. Regu— 
lirung der Tiber in Betracht zu ziehen. 

Der En ift mehr ein Ausdrud ber Pogahtung für den General, 
al3 don pr er Bedeutung. Wenigften® um dad Werk in der großartigen 
Weiſe, wie es fi) Garibaldi ausgedacht, durchzuführen, dazu fehlen dem ita= 
lieniſchen Staate vorerft die Mittel. 


30. Mai. Ein kgl. Dekret erflärt in Yolge der nunmehr be» 
ſchloſſenen Heeresreform die Nationalgarde für aufgelöft. 


3.—11. Juni. II. Hammer: Generaldebatte über den ihr von 
der Regierung ſchon zu Ende des vorigen Jahres vorgelegten Gejeh- 
entwurf betr. die. öffentliche Sicherheit. Derſelbe iſt, ohne daß es 
außgefprochen wird, Hauptjächlich für Eizilien berechnet und ertheilt 
der Regierung Vollmacht zu Ausnahmemaßregeln, um die dortigen 
Zuftände, deren die Regierung mit den gewöhnlichen Mitteln und 
den bisherigen gejeßlichen Beitimmungen nicht Herr zu werden ver- 
mag, endlich der ftaatlichen Ordnung zu unterwerfen. 


Die Regierung Hatte fi) von Anfang an darüber feinen Illufionen 
bingegeben, daß es jchiver Halten würde, dieſes eh in der Kammer durchs 
zubringen. Die Wahl der zur Borberathung berjelben niebergelehten Com: 
milfion fiel denn auch gegen fie aus. Die Mehrheit derjelben (Berichterftatter 
Depretis, einer der Führer ber Linten) trägt darauf an, die Vorlage rund» 
weg abzulehnen, die Minderheit bringt ein aus 30 Artikeln beftehenbes Gegen: 
projeft ein. Minghetti Hatte darauf fofort die regierungsfreundlichen Depu⸗ 
titten zufammenberufen und benfelben erklärt, daß er weder den Antrag der 
Mehrheit des Ausſchufſes annehmen könne, weil Ausnahmamahregeln aut 
Herſtellung der Öffentlichen Sicherheit in einzelnen Provinzen unumgänglich 
nothiwendig geworben ſeien, noch jenen ber Minderheit, weil keine Zeit mehr 
vorhanden fei, um 30 lange Artikel während diejer Seifion zu erledigen, 
Er ſchlug daher feinen freunden der fchleunigen Erledigung wegen vor, Das 
Gegenprojelt in folgenden einzigen Artikel Aulammengutaflen: „Es wird ber 
Regierung während der Ferien des Parlaments? die Ermächtigung ertheilt, 
Räuber und der Räuberei verdächtige Individuen fofort einzuterfern, ben: 
jelben die Wohlthat der provfforiichen Freiheit zu verweigern, fie den Juſtiz⸗ 
behörden zu überliefern oder ihnen mittels einfachen Minifterialerlaffes einen 
Zwangsaufenthalt anzuweiſen.“ 


Die Debatte geſtaltet fich alsbald zu einer überaus heftigen, 
jumal al3 der Abg. Tajani, der früher felbjt ala Staatsanwalt auf 
Sizilien fungirt bat, mit einer Reihe von Enthüllungen auftritt, 
wonach jelbft Organe der Regierung mit der ſog. Maffia vielfach 
gemeinjame Sache gemacht hätten. 
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11. Juni. Der König ſanctionirt das von beiden Kammern 
genehmigte Dekret, welches Garibaldi eine Nationalbelohnung von 
jährlich 100,000 Fr., von denen die Hälfte auf ſeine Erben über: 
geben ſoll, ausfeßt. Cine Rente von 50,000 Fr. wird auf den Na- 
men des General? in da8 große Bud) der öffentlichen Schuld ein- 
getragen, augzubezahlen vom 1. Januar 1875 an; nebenher erhält 
er 50,000 Fr. jährlich, ebenfall3 fällig vom 1. Sanuar 1875 an. 
Dieſe Rente erhält er, wie dag Geſetz fagt, „zum Zeugniß der Dank⸗ 
barfeit der italienifchen Nation für feine ruhmreiche Mitwirkung am 
Werke der Einigkeit und Unabhängigkeit“. Garibaldi nimmt bie 
Nationalbelohnung ſchließlich doch an. 


15.—16. Juni. II Kammer: Specialdebatte über das Eicher: 
beitögefeß. Minghetti erklärt fich mit der, in Folge der Enthüllun- 
gen Tajani's unaugweichbar gewordenen Enquete über die öffent- 
lichen Sicherheitäverhältniffe in Sizilien einverftanden, tritt aber 
den Anträgen, welche die Sufpendirung der Berathung des Geſetzes 
verlangen, entgegen, da der Aufjchub der Berathung einen üblen 
Eindruck machen werde. Die Kammer geht darauf bei namentlicher 
Abftimmung mit 220 gegen 203 Stimmen zur einfachen Tagesord⸗ 
nung über, mit der fich auch dag Minifterium einverjtanden erflärt 
hatte. Die Borlage der Regierung wird darauf mit 220 gegen 203 
Stimmen mit einigen Modificationen, die fich die Regierung gefallen 
faflen muß, angenommen und bejchloffen, eine gerichtliche Unter- 
ſuchung der von Tajani gegen die Öffentliche Verwaltung Siziliens 
vorgebrachten Thatſachen einzuleiten, ſowie ferner die Präfibenten 
des Senats und ber Deputirtenfammer zu ermächtigen, eine Com⸗ 
miffion zur Prüfung des Zuftandes der Öffentlichen Sicherheit in 
Gicilien zu ernennen. Die Regierung bat damit zwar formell ge= 
fiegt, aber mit fo geringer Mehrheit und unter folchen Umftänden, 
daß fie an durchgreifende Maßregeln, um der Unordnung und Un— 
ficherheit in Sizilien mit Gewalt ein Ende zu machen, doch nicht 
denken ann. Don praftifcher Bedeutung ift daher das ohnehin ab- 
gefchwächte Geſetz nicht. 

18. Juni. II. Kammer: ſchließt die Seffion thatjächlich. Die 
Trage der füditalienifchen Eifenbahnen bleibt unerledigt. Doch wird 
noch in aller Eile ein Gejetesentwurf eingebracht und angenommen, 
welcher wenigſtens der Faillite der römischen Bahnen für den Au⸗ 
genblick vorbeugt und die Fortſetzung der begonnenen Bauten für 
dieſes Jahr fichert. 
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30. Juni. Senat: genehmigt feinerfeit3 das Sicherheitägefeß 
in der Yallung der II. Kammer mit 66 gegen 29 Stimmen. 


1. Zuli. Urtbeil des Stadtgerichtshofs von Mantua in der 
Angelegenheit der Gemeinde St. Giovanni bel Doſſo, die fich ihren 
Pfarrer ſelbſt gewählt hat und darin dem Bilchof von Mantua 
muthig wiberfteht (j. 24. März). 


Das Urtheil erflärt, daß weder ber Bilchof von Mantua, Migr. Rota, 
ala folcher, da er da3 Erequatur nicht nachgefucht hat und daher von ber 
Regierung nicht amerlannt ift, noch Marchefe Sapriana, weil nicht vom Fa⸗ 
milienrath feines Neffen und Mündeld zur Klage autorifirt, ala berechtigte 
Kläger anzufehen find. Auch gehören nur zwei ber 45 Släger, in deren 
Namen Marcheſe Cavriang aufgetreten, der Gemeinde an. Außer dem po⸗ 
litiſchen Intereſſe, dad diefer Prozeß und feine Verhandlung bietet, ift ber: 
jelbe auch vom juriftifcden Standpunkt aus höchſt beachtensiwerth. Politifch 
wichtig ilt, daß das birefte Organ der Regierung, der Staatsanwalt, fich in 
feiner langen und forgfältig ftudirten Rede ent} ieden zu Gunften der Ge: 
meinden ausgeſprochen und daß die Richter einem nicht mit dem Exequatur 
derjehenen Bifchof jede officielle Berechtigung abftreiten. Juriſtiſch bedeutend 
ift, daß das Tribunal ſich für competent erklärt hat, indem es fi) auf ben 
Art. 17 des Sarantiegefebes beruft, welcher die bürgerlichen Wirkungen kirch⸗ 
licher Handlungen den bürgerlichen Gerichten überweist; weiter, daß das 
Gericht ben erften Artikel der Derfafjung, demzufolge die römiſch-katholiſche 
Religion die Staatsreligion ift, wegargumentirt oder doch einfchränft, ins 
bem es anf die gleichfalls gewährleifiete Gerwiffenzsfreiheit hinweist und am 
Ende jenem berufenen Artikel implicite die franzöfiiche Faſſung („die katho⸗ 
liſche Religion ift die Religion der Mehrheit der Franzoſen“) unterichiebt; 
enblich bob es erklärt: die Pfarre gehöre der Gemeinde; biefe allein Habe 
alfo darüber zu beſtimmen. " 


— Juli. Nach einem officiellen Berichte find feit 1867 big 
Ende Juni 1875 in ganz Stalien Kirchengüter im Betrage von 480 
Millionen verkauft und in Staatsrente umgewandelt worden, in 
Rom, wo das betreffende Geſetz erſt feit 1873 in Kraft getreten ift, 
erit für 7 Millionen. 


Die Operation wird noch eine Reihe von Jahren dauern, da die Re 
gierung nicht duch ein allzu großes und gleichzeitiges Angebot ben Preis 
t Grundftüde herabdrücen will. Sobald fie aber vollendet fein wird, fo 
ertlärt bie Regierung ſchon jebt, follen auch die Güter der mwohlthätigen 
Stiftungen berjelben Zimangsconverfion unterworfen werden: „Nach den Uns 
terfuchungen, welche Seitens des Miniſteriums des Innern angeftellt worden 
find, ergeben die Befisthümer der wohlthätigen Stiftungen (opere pie) einen 
geringeren Ertrag, ala unter gleichen Bedingungen bie privaten. Ihre Um: 
wandlung in Staatörente würde den Stiftungen einen höheren Ertrag ſichern 
und ihre Verwaltung vereinfachen. Der Fiscus würde dabei feinen direkten 
Vortheil haben, aber wohl den indirekten, eine große Anleihe ohne Störung 
bed Marktes unterzubringen. Ein Theil des Neberjchuffes der jährlidden Eine 
nahmen, wie die Umwandlung benjelben herbeiführen würde, müßte fapita: 
lifirt werden und würde den im Laufe ber Zeit fteigenden Werth des Grund: 
befibes darſtellen.“ 
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2. Juli. Der Kronprinz Humbert geht zum Leichenbegängniß 
des verftorbenen Kaiſers Ferdinand nach Wien. Unter den ihn hier 
am Bahnhofe empfangenden Mitgliedern des Kaiferhaufes befindet 
fi auch der Erzherzog Johann von Toscana. 

— Inli. Die Oppofition macht in mehrfachen Barteiverfamm- 
lungen Berfuche, fich der bisherigen unpraktifchen Politit durch Auf- 
ftellung eines beftimmten Programms zu entledigen und fich jo wo 
möglich zu einer vegierungsfähigen Partei umgugeftalten. Vorerſt 
mißlingt der Berfuch aber noch. | 

— Juli. In Folge des Eindruds der Interpellationen Man- 
cini⸗Laporta und der damals von Minghetti gegebenen Zuficherung 
beginnt die Regierung endlich energifcher gegen Diejenigen Bijchöfe 
vorzugehen, welche fich weigern, das Grequatur bei der Regierung 
nachaufuchen, troßdem aber eigeninächtig von den bijchöflichen Pa- 
läften Befit genommen haben. Einige räumen diefelben auf erhal⸗ 
tene Aufforderung freiwillig, andere müflen gewaltfam ermittirt 
werden. Kinigen Bifchdfen erlaubt der Papit das Erequatur nach- 
zufuchen, anderen verweigert er die Erlaubniß dazu. 


— Juli. Die Gemeindewahlen fallen nicht nur auf dem 
Sande, jondern auch in einer Reihe von größeren Städten, nament- 
lich in Venedig, Verona und Genua, clerical aus. Die Ultvamon- 
tanen faſſen darauf geftüßt neuen Muth und neue Hoffnungen. Der 
Grundſatz nd elettori nè eletti geräth in's Wanken. 


— Juli. In einem Dorfe bei Bologna beruft der Marchefe 
Pepoli, dem ala Patron dag Beſetzungsrecht der Pfarrjtelle zujteht, 
die Yamilienhäupter der Gemeinde zu einer Verfammlung und läßt 
durch fie den neuen Pfarrer wählen. 


— Auguft. Die Regierung verftändigt fi) mit den meiften 
Städten über eine Erhöhung der Verzehrungfteuerpacht. Nur Neapel 
weigert fich, der Regierung zu entfprechen,; die Regierung nimmt 
daher dort die Erhebung der Steuer in ihre Hand. 

Der Staat belegt nämlich alle in Städte eingeführten Artikel mit 
einer Steuer, Verzehrungsſteuer oder dazio consumo genannt. Die Verwal: 
tung und Eintreibung berjelben wurde pachtweife den ftädtiichen Gemeinden 
für eine gemeinfam vereinbarte jährliche Summe überlafien._ Wie nach fünf- 
jähriger —* ſich herausgeſtellt hat, haben beinahe alle Städte hiebei ein 
ganz vorzügliches Geſchäft gemacht. Die Stadt Neapel gewaun netto durch⸗ 
\omklig 1’/a Millionen jährlid. Auf Grundlage diefer Rejultate erhöhte 
ie Regierung nach Ablauf der alten Verträge den Pachtſchilling, aber in 
einer Weife, daß den Städten immer noch ein Gewinn in Ausſicht ftand. 
Alle großen Städte acceptirten nach einigem Hin= und Herhandeln die mini: 
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fleriellen Borjchläge, nur die neapolitanifchen Elericalen und Rabicalen lehnten 
biefelben ab und die Stadt Neapel verliert dadurch die halbe Million, welche 
‘die Gemeinde auch nach ber Einführung des erhöhten Pachtſchillings immer 
noch gewomnen hätte. 


12. Sept. Großartige Michel-Angelo-Teier in Florenz. 

22.—25. Sept. Zweiter italienischer Katholiken-Congreß in 
Florenz. Die Situngen find nicht Öffentlid. Die Verhandlungen 
beziehen fich Hauptfächlich auf zwei Punkte, die fogen. Tyreiheit des 
Unterricht3 bezüglich der Univerfitäten, wie fie von den Clericalen 
in Frankreich erobert worden ift, auch in Stalien durchzufegen und 
dann, fich immer mehr an den Gemeindeiwahlen zu betbeiligen, um 
bier na und nad feiten Fuß gegen die Regierung zu gewinnen. 
Der vorjährige erite Congre in Venedig wurde in Italien von den 
giberalen vielfach nur befpdttelt, der jetige zweite fängt an, fie 
nachdenklich zu machen. Ein Breve des Papftes an die Verſamm⸗ 
Yung hatte fie übrigens gewarnt, etwaige Verſöhnungsideen den li⸗ 
beralen Katholiten gegenüber in ihrem Echooße auflommen zu laflen. 


Anf. Oktober. Der endlich wirklich bevorftehende Beſuch des 
deutfchen Kaiſers in Mailand drängt momentan alle anderen Inter: 
eflen in den Hintergrund. Die Bedentung der neuen Zuſammenkunft 
zwifchen dem Saifer und dem Könige von Stalien wird von der 
öffentlichen Meinung in Stalien nicht nur vollfommen erkannt, fon- 
dern nachgerade auch ganz unummunden ausgeſprochen. 

Selbft bie jonft jo vorfichtige Opinione“, das ältefte, verbreitetfte 
und wohl auch einflußreichlte der Regierungsblätter jagt darüber in einem 
„Kaifer Wilhelm in Stalien” überjchriebenen Leitartikel: „Die clericalen 
Blätter Lönnen ihren Aerger über die benonftenenne Reife des Kaiſers nicht 
verbergen. Sie fürchten, dab fie nicht ohne Einfluß auf die Kirchenpolitit 
ber italienifchen Regierung bleiben wird. Wenn die Staijerreife, die und nur 
ala ein Austaufch von Höflichleiten und als ein Zeichen aufrichtiger Freund⸗ 
fchaft erfchien, wirklich ein großes politifches Ereigniß werben follte, wie die 
elericalen Blätter behaupten, fo hat Italien eben jo viel Grund, fich darüber 
zu freuen, wie fich bie Elericalen deshalb ärgern. Sollte ihre Angſt und 
Unruhe kein böſes Gewifſen verraten, dad ihnen wegen ihres Verhaltens 
gegen das Baterland Vorwürfe macht? Die Glericalen können ſich nun ein⸗ 
mal nicht von dem Mittelalter Tosreißen. Vaterland, Tyreiheit, Unabhängig: 
teit, Volt und Liberale Inſtitutionen fcheinen für fie gar nicht zu exiftiren. 
Der Kampf zwiſchen Prieftertfum und Kaiferreich ift heftiger wieder ent: 
brannt als je. Er hat zwar andere Formen angenommen, in feinem Weſen 
ift ex aber immer der naͤmliche. Die Kirche will den Staat beherrichen und 
ihn wie einen Blinden führen. Die Zeiten haben fich aber geändert. Das 
Kaiferreich ſtrebt nicht mehr nach der Univerfalmonarchie, jenbern will die 
freiheit feiner Bürger gegen die Anmaßungen einer Macht beichügen, welche 
unter dem Mantel der Religion ihre politiichen Ideen einfchmuggeln will 
und das Volk in eine Vergangenheit zurüdzuführen ſucht, welche traurige 
Erinnerungen an Berfolgungen, Unduldfamteit, Fanatismus, Unwiſſenheit, 
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Unterdrückung der Völker und Verlagung jeglicher Freiheit zurückgelaſſen hat. 
Bon dem Tage, an twelchem die Regierung und dte Afiemblee in Verſailles 
ber xuhmreichen franzöfiſchen Meberlieferung: in Europa an ber Spike ber 
Givilifation einherzufchreiten, untreu wurde und in’3 Lager der Glericalen 
überging, hat ganz Europa Seine Augen auf Deutichland gerichtet, betrachtet 
den Kampf desſelben gegen bie Elericalen wie feine eigene Angelegenheit und 
folgt den verfchiedenen Wechfelfällen mit klopfendem Herzen, indem es dem 
Reiche den Sieg wünſcht. Indem der ehrwürdige Monarch in Mailand dem 
Könige Biltor Emanuel von Neuem die Hand drüdt, bekräftigt er ben Bund 
der Givilmächte gegen den Reaktionzgeift, der vom Vatikan außgeht. Jeder 
Staat hat die Verpflichlung, die Karten zu ergreifen, welche dem Charakter 
feined Volkes am meiften entiprechen, aber alle müffen nach beinjelben Ziele 
ftreben, die nationalen Inftitutionen auf breiter Bafis bürgerlicher, politifcher 
und religiöfer Freiheit zu befeftigen. Wer fich weigert, an diefem Kampfe 
Theil zu nehmen, fagt ſich von der Liberalen Bewegung los und verzichtet 
darauf, einen wohlthätigen Einfluß auf bie europäihe PVolitit auszuüben. 
Und da gibt es feinen Mittelweg, da beißt es nur: entweder mit den Cleri⸗ 
calen oder mit dem Staate, entweder Allianz mit dem Batican oder mit bem 
deutfchen Reiche. In diefem Kampfe kann feine Macht neutral bleiben, weil 
die höchften Intereffen aller Völker auf dem Spiele ftehen.“ 

Der König und die Stadt Mailand und mit ihnen ganz 
Sitalien bereiten fich vor, den mächtigen Yürften, den erjten beut- 
chen Kaifer, der die alte Lombardenhauptſtadt ala Freund und Ver— 
bündeter Italiens betritt, würdig zu empfangen. 

Der Gemeinderatd von Mailand beichlieht einftimmig: „Der Ge 
meinderath ſchatzt ſich glüdlich, daß der erfte deutiche Kaiſer na Mailand 
fommt, um dem erften Könige von Ytalien die Hand zu drüden; ex benuf: 
tragt den Syndikus, diefen Gefühlen Ausdruck zu verleihen.“ Doch gibt 
nicht nur Mailand den Gefühlen des Landes Ausdrud. Auch ber Gemeinde-- 
rath von Rom beichließt einftimmig und unter lauten Beifall3bezeugungen, 
olgendes Telegramm an den Minifterpräfidenten Minghetti zu richten: „Das 

unicipium don Rom erjucht Em. Excellenz, Ihren Majeftäten bem mäd): 
tigften Kaiſer von Deutichland und unferem großmüthigen Könige die Ge⸗ 
üble ber Syreude, der Ergebenheit und Dankbarkeit auszudrüden, die es tiber 

8 grhdtich Ereigniß empfindet, welches bie edle und treue Freundſchaft 
der beiden Nationen befiegelt. Auch wünſcht e8 dabei den Gedanken zum 
Ausdruck zu bringen, daß Rom im Tyalle der Möglichkeit froh und ftolz 
ewejen wäre, den erſten Sailer von Deutſchland gaftlicy in feinen geichicht: 
ihen Mauern zu empfangen.“ An ben @emeinderath von Rom ſchließt 
19 auch bie Provincialdeputation der Provinz Rom an, indem fie bejchließt, 
en Ainifterpeäfibenten telegraphiich zu —** auch ihrerſeits dem Kaiſer 
die Huldigung der Provinz Rom darzubringen. 


18. - 23. Oktober. Beſuch des deutſchen Kaiſers in Mailand. 
Der König Victor Emanunel empfängt ihn, von der ganzen königl. 
Familie und allen feinen Miniftern umgeben. Der Kaifer ift von 
Moltke und einem großen und glänzenden Gefolge umgeben; dagegen 
hat der Reichskanzler ihn wegen Krankheit nicht begleiten können. 
Der Einzug bes Kaiſers in Mailand gleicht einem wahren Triumph 
zuge. (Vgl. unterDeutjchland.) 
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Unter den fyeftlichkeiten zu Ehren des Kaiſers ift namentlich auch 
eine große Revue, ın der der König feinem Gafte einen auserlejenen Theil 
jeines Heeres vorführt. Der diefelbe commandirende General Petitti erläßt am 
Zuge darauf folgenden Corpsbefehl: „Dffiziere, Unteroffiziere, Corporale und 
Soldaten! Se. Majeftät unſer erhabener Herr hat geruht, mich damit zu beauf⸗ 
tragen, den Zruppen inägefammt feine hohe und volle Befriedigung über die 
geftrige Revue auszubrüden und ihnen befannt zu machen, daß ihre Ordnung 
ihre Zizciplin, ihre gutes Ausſehen und ihre militäriiche Haltung in ber 
fchmeichelhafteften Weile von Er. Majeftät dem deutſchen Kaiſer aner: 
fannt und gelobt worden find. Mit Recht ftolz darauf, daß ich den Truppen 
bes Armeecorps und ber Gavaleriedivijion, welche "die Ehre gehabt haben, 
von Ihren Majeftäten inipicirt zu werden, die obigen Beweile der Aner: 
fennunug, welche ganzen Armee zum Lobe gereichen, mittheilen darf, bin 
ich überzeugt, daß biefelben für Alle ein Sporn dazu fein werben, mit allen 
Kräften danach zu ftreben, daß da3 italieniiche Heer ftet3 mehr in der Achtung 
bes Landes und des Auslandes fteige, damit es, wie das feine Aufgabe ift, zu 
einem feften Bollwerke der ruhmreichen regierenden Dynaſtie und unjered ges 
liebten Baterlandes werde.” Und eine Correſp. aus Mailand Hält fich zu der 
Vemerkung berechtigt: „Nicht nur Kaiſer Wilhelm, Feldmarſchall Moltte und 

r. dv. Bülow, aud die Herren, meift Militärs, vom Gefolge des Kaiſers 
aben auf die Italiener den Eindruck durchaus verftändiger. ruhiger, frieb: 
iebender Männer gemacht, wo man fich auf dodmütbige Säbelraßler gefaßt 
emacht Hatte. Namentlich war den höheren italienischen Offizieren der Ber: 
ehr mit ihren deutichen Kameraden höchſt angenehm und wohltuend, wenn 
fie denjelben mit bein protegirend=herablafjenden Ton ihrer Befreier von 1859 
verglichen, welche nie in ihrem Benehmen gegen die italienischen Heerführer 
eine leife Ironie zu unterdrüden vermochten. Nach diefen acht Tagen aber 
ift in Mailand das ganze jehr zahlreiche italienische Offizierdcorps, das dort 
zugegen war, von der Meberzeugung durchdrungen worden, ba fie es hier 
wirklich mit Leuten zu thun Haben, die wohl bereit find, jeden Augenblid 
für den Schuß ihres Vaterlandes — ja auch für den Schuß eines treuen 
Derbündeten — das Schwert zu ziehen, welche aber ficherlich nicht aufgelegt 
find, au Raufluft oder Eroberungsſucht Händel, zu fuchen. Eine or 
Veberzeugung in ber italienifchen Armee ift aber boppelt werthvoll; weil in 
diejer Armee, weit mehr ald in den politifchjournaliftifch-Literarifchen Streifen, 
das Herz ber Nation pulfirt, weil in den Reihen der Armee, weit mehr ala 
auf den Schulbänten, in der Prefie oder dem Parlament, die Bildung fich 
vollzieht, deren Italien noch bedarf, um das politiſch⸗moraliſche Ziel zu er⸗ 
reichen, dad ihm einft Maffimo d’Azeglio vorgeftedt; weil die Armee für das 
heutige Italien das ift, was fie für Preußen im Anfang dieſes Jahrhunderis 
war, die Schule der Zucht und Pflicht, der Herb des Nationalgeifted und 
nationalen Selbftgefühls. Es ift nicht der geringfte Gewinn der Mailänder 
Zage, daß die Bande zwilchen beiden Armeen ſich enger gelnüpft, und daß 
fih auf dem friedlichen Paradefelde die Anfänge einer Waffenbrüderfchaft 
angeiebt haben, welche merkwürdiger Weife die getheilten Gefahren der Schlacht: 
fe der Zichernaia und Solferino’s nicht im Stande waren, zwiſchen den 
Dffigiercorpg der damals verbündeten beiden Heere herbeizuführen.“ 


Bon politifchen Abmachungen war von Anfang an feine Rebe. 
Die Zufammenkunft war und blieb eine perjönliche der beiden Fürſten, 
wenn auch die eminent politifche Bedeutung berjelben nirgends ver⸗ 
fannt werden konnte und auch nirgends verfannt mworben ift. Denn 
joviel ift klar und Liegt in den Verhältniffen felbft, daß Italien ſich 
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nicht binden will und nicht binden kann und daß es troß aller 
Hinneigung zu Deutfchland dennoch geſonnen ift, fich feine „freie 
Hand“ zu wahren, fogar für den Fall, wo das beutfche Reich ohne 
Heraußforberung von feiner Eeite angegriffen werben follte, wäh- 
rend Italien weiß, daß es auf den mächtigen Schutz Deutſchlands 
zählen könnte, wenn es feinerfeits angegriffen werben follte. 

30. Oktober. Der Minifterpräfident Minghetti entiwidelt feinen 
Wählern in Bologna das nächte Programm des Minifteriums.' 

Zunädift conftatixt derfelbe Ginfihtlich der Finanzlage: das ur 


fprünglich mit 22 Millionen bere 3 werde nur 
16 Millionen betragen. Das & ve hergeftellt 
fein, wenn die Abgeorbnetenkanm itald im Ber 
trage von 27 Millionen für Bahn: : im Bubget 
nur bie Zinfen einftelle. Trohde ı ber ſchwe ⸗ 
benben Schuld und de3 Zwangãcu Der Minifter 
weist den Vorwurf ſchuhzollneriſe m der Hans 
delöverträge zurück und fünbigt d Steuer und 
die Abänderun ie Hoffnung 
aus, a Pa aben erben 
tönne. Hinfichtli pofitifehen Herftellung 
der Einheit Italiens veranlaßte di europäifchen 
Frieden und Die Fre ftellten fid 
im Laufe ber Ereit juche bes 





wirfung des Laienelementö bei der Gemeinbeverwaltung zu fichern. Die Rer 
ierung werde im Parlament einen bezüglichen Gefepenttwurf gemäß Art. 18 
3 Garontiegejeped einbringen. 

Anf. November. Der Präfett von Neapel, Morbini, läßt da 
ſelbſt mehrere meueingefleidete Nonnen aus ben Klöftern des Ecce 
Homo und Grumo Nevano wegführen, 

ba die Au ie unthätiger Nobigen in gemeinnüpige Korperſchaften 
ebenſowohl wie RR Yolegum ee Gelübde in [* auf 2 Aue tat 

eſehten Möftern unterfagt ü . Diefer emergifchen Mafregel folgt auf dem 

ein Runbjchreiben jelben Präfecten an alle Ortöobern, um fie an 

ihre Pflichten und das Der A erinnern unb ihnen im Wiederholungsfalle 

mit, der Auflöfung zu drohen. Diefe Inſtitute feien zu wohlthätigen und 

iebungägtoeden gegelinbet und nur darum dom Gtaate anerfannt und ges 

duldet. Die Aufnahme und Eintleibung neuer Schweftern, welde in bem 

° geiftlichen Habit nur unthätiger religiöfer Beihaulichteit Iebten, Lönne durch⸗ 
aus nicht geftattet werben. 

13. November. Ende des großen Progeffes gegen die Mörber 


des radicalen römischen Publiciften Sonzogno. 
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Mitte November. Die Abtei Ct. Barbara bei Mantua wi» 
derfteht, auf ihr verbrieftes Necht geftüßt, muthig der Willfür des 
Papites. 

Nah ihren vom Papfte 1643 beftätigten Privilegien ift Die Abtei 
von ber Gewalt bes Bilchofes von Mantua erimirt und beſitzt das Recht, 
beim Tode eines Abtes feinen proviforiichen Stellvertreter felbit zu wählen; 
den definitiven Abt feht ihr ber König ala Patron, der Papft aber hat ihn 
nur zu betätigen. Wie nun der biäherige Abt ftirbt, Ip! fih der Papft 
über dieje Rechte und Privilegien hinweg und befiehlt in jeiner Machtvoll: 
fommenheit dem Biſchof von Mantua, der Abtei einen neuen Abt zu feben. 
Die Abtei läßt es fich jedoch nicht gefallen und wendet fi an die Staats: 
gewalt um Schub ihres und des Könige Recht. Ber Papft mu ſchließlich 
nachgeben: die Abtei hält den von ib ewählten proviforischen Borftand 
feft, der König wählt den neuen Abt und dem Papft bleibt nicht? anderes 
übrig, ala ihn zu beftätigen. Die ultramontanen Blätter find inzwiſchen 
außer fich über dies „enorme“ Unterfangen der Abtei, felbft dem Papfte ſich 
nicht zu fügen, der an nad) dem Vaticanum das Recht habe, Biſchöfe nach 
Belieben ein und abznjegen, wie viel mehr noch bloße Aebte. 

18. November. Der gewefene Finanzminifter Sella fchließt im 
Auftrage der Regierung in Bafel einen Vertrag über den Ankauf 
der oberitalienifchen Bahnen (Rothſchild), vorbehaltlich der Ratifi- 
cation des Parlaments, ab. Der Kaufpreis beträgt ca. 800 Mill. 
dr., die von Stalien in italienifchen Schuldtiteln bezahlt werden 
follen. 

24. November. II. Kammer: Die Regierung ftellt in Folge 
bes Befuches des deutichen Kaiſers den Antrag, die Gefandtichaft in 
Berlin zu einer Botjchaft zu erheben. Die Kammer erflärt ſich da⸗ 
mit einverftanden. 


25. November. Der Erzbifchof von Palermo, der, weil er fich 
beharrlich weigerte, das ftaatliche Erequatur nachzuſuchen und deß⸗ 
halb bereit3 den erzbifchöflichen Palaft hat räumen müſſen, trotzdem 
die Verwaltung der vielen frommen Stiftungen und reichen Wohl: 
thätigfeitsanftalten in Anfpruch nimmt, was ihm jedoch von der 
Regierung und der Provincialdeputation beftritten wird, wird dom 
Appellhof von Palernıo mit feiner Klage abgewiefen und in die 
Koften verurtheilt. 


Anf. Dezember. Auch das Kapitel ber Cathedrale von Siena 
wagt es, fi) die neue Machtvolllommenheit des Papftes nicht ge- 
fallen zu Yaffen und feßt feinen Willen durch. 


Auch Hier wie in St. Barbara bei Mantua Hatte bad Kapitel ſeit 
Jahrhunderten das Recht ausgeübt, fich feinen Propft felber zu wählen. Wie 
nun ber Propft ftirbt, trägt der Papſi dem Bifchof auf, dem Kapitel einen 
neuen Propft zu jegen. Das Kapitel beharrt jedoch auf feinem Recht, ihn 
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jelber zu wählen und gefleht dem Papſt nur bad Recht zu, benfelben zu be: 
ftätigen, twozu fich der Papft jchließlich au bequemen muß. 

6. Dezember. Wiederum wird ein Bifchof, der von Bovino, 
gewaltfam aus feinem Palaft ausgewieſen, da er fich weigert, das 
ftaatliche Erequatur nachzufuchen. Die Bilchöfe beftürmen nachge- 
rade den Papft mit Gefuchen, einen Weg ausfindig zu machen, wie 
ſie in den Beſitz der Temporalien gelangen können. 

7. Dezember. Der Herzog v. Galliera ſchenkt der Stadt Genua 
für die Erweiterung ihres Hafens die Summe von 20 Mill. Fr. 
Der König ehrt ihn dafür durch die Ueberreichung ſeines höchſten, 
des Annunciatenordens. 

15. Dezember. II. Kammer: Die Regierung beantragt bei der⸗ 
ſelben, die Tiberregulirung nach dem Projekt Garibaldi's wenigſtens 
theilweiſe in Angriff zu nehmen, dafür 9 Millionen auszuſetzen und 
der Givillifte — zum Theil in Folge des außerordentlichen Auf: 
wandes für den Empfang des Kaiſers don Defterreich in Venedig 
und bes beutjchen Kaiſers in Mailand — 1,161,000 Fr. zu bewil- 
ligen, wovon 500,000 Fr. noch in das diesjährige Budget eingeftellt 
werden follen. 

20. Dezember. II. Kammer: befchließt, ſich bis zum 20. Ja⸗ 
nuar 1876 zu vertagen. Die Regierung ift darüber ſehr unzufrieden, 
da fie gehofft Hatte, noch vor Neujahr die beiden Vorlagen vom 
15. d. M. durchzudrüden. 
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18. Januar. Der Papſt empfängt einige in Rom ſeßhafte 
Deutſche in einer Privataudienz, antwortet auf eine lateiniſche An— 
ſprache derſelben, daß er die Zuverſicht hege, noch den Triumph des 
katholiſchen Deutſchland zu erleben, und vergleicht den deutſchen 
Reichskanzler mit der alten Schlange, die aber nicht ſo ſtark ſei, als 
man ſie verrufe. 


Anf. Februar. In einer Antwort an die Pfarrgeiſtlichkeit der 
Stadt Rom iſt dem Papſte der Proteſtantismus ſchlimmer als das 
Heidenthum, 

indem er ſich ſelbſt mit Petrus vergleicht: wie dieſer, ſo befinde auch 
er ſich in Rom heidniſchen Tempeln und heidniſcher Gefinnung gegenüber. 
„Aber das will noch nichts ſagen“, fährt er fort, „es find auch proteſtan⸗ 
tiſche Kirchen hier. Diefelben find zwar nicht fo gefährlich, bilden aber einen 
Grund zu großer Betrübnik. In Rom, welches von Gott zum Haupte 'ber 
großen katholiſchen Familie erwählt ift, in Rom, welches mit dem Blute 
ber Martyrer geihmüdt ift und den Namen der Lehrerin der Wahrheit trägt, 
muß es Schmerz erregen, wenn man innerhalb derjelben Mauern, wo fid) 
die moajeltätifchen Tempel der chriftlichen Religion erheben, an ihrer Seite 
auch foldde Säle und Verfammlungen entftehen fieht, wo man den Anſpruch 
erhebt, Gott mit ketzeriſchem Dienſte zu verehren, der doch nicht? ala eine 
Rebellion gegen Gott felbft iſt“ u. |. w. 

5. Yebruar. Der Papſt fchleudert eine Enchelica an die Erz- 
biſchöfe und Bifchöfe Preußens, in der er „ganz offen Allen, welche 
es angeht“, d. h. zunächit den kath. preußifchen Staatsunterthanen, 
erflärt, daß die dafelbft in vollfommen gültiger Weife verfafjungs- 
mäßig zu Stande geflommenen Gefebe, die ſog. Maigeſetze, ungültig 
(irritas) feien, alfo wohl, wenn auch nicht ausdrücklich doch implicite, 
die Tatholifchen Unterthanen Preußens von der Pflicht des Gehor- 
ſams gegen diefelben entbinbet. 

Encyelica des Papſtes an die Erzbiſchöfe und Biſchöfe 
Preußens: „Ehrwürdige Brüder, Gruß und apoſtoliſchen Segen! 3 
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wir im Andenken an bie Beftimmungen, welche don biejem apoftoliichen 
Stuhle gemeinfam mit der oberften Regirungsgewalt Preußen? im 21. 
Jahre des laufenden Jahrhundert? für dad Wohl und dag Gedeihen ber Ta: 
tholifchen Sache getroffen wurden, niemals für möglich erachtet hätten, das 
hat fi gegenwärtig, ehrwürdige Brüder, in euren Gegenden auf Die bekla— 
enöwertheite Weile ereignet, indem auf die Ruhe und ben Frieden, befien 
H die Kirche Gottes ber euch erfreute, ein ſchwerer und unerwarteter Sturm 
gefolgt ift. Denn zu den Geſetzen, welche man vor Kurzem gegen die Rechte 
der Kirche erlafien Hatte, und durch bie jchon Diele treue nud gewiſſenhafte 
Diener berjelben ſowohl im Clerus ald im gläubigen Volke getroffen waren, 
find neue Hinzugefügt, welche die göttliche er ber Kirche vollftändig 
umftürzen und die Heiligen Gerechtfame ber Bilchöfe gänzlich zu Grunde 
richten. — Denn in dieſen Geſetzen wurde Richtern aus dem Laienftande die 
Macht beigelegt, die Bischöfe und andere geiftliche Vorgefehte ihrer Würde 
und ihrer Amtögewalt zu entkleiden. Durch diefe Geſetze wurden vielfache 
und große Hinderniffe denjenigen gelegt, welche bei Abwelenheit der Ober: 
Hirten deren rechtmäßige Jurisdiction außzuüben berufen find. Durch Diele 
Gejege wurde den Kapiteln der Kathedralticchen zugemuthet, gegen die Ca: 
nones Kapitel3vicare zu wählen, während der bifchöfliche Stuhl noch nicht 
vacant ift. Durch diefe Gefeke wurde, um Anderes zu übergeben, den Ober: 
Präfidenten die Befugniß beigelegt, jogar afatholifhe Männer an Stelle 
der Biichöfe und ala diejen gleichberechtigt in den Diöceſen mit der Ber: 
waltung der geiftlichen Güter, ſowohl ber für Kirchliche Perſonen ala für die 
Anterhalkung von Gotteshäufern beftimmten, zu betrauen. Nur zu gut wiſſet 
ihr, ehrwürdige Brüder, wie viel Schaden und wie vielfache Beläftigungen 
und Mißhandlungen aus diefen Ge'etzen und ihrer fo harten Ausführung 
folgten. Abfichtlich fchiweigen wir hievon, um ben allgemeinen Schmerz nicht 
durch die Erwähnung all des Traurigen zu erhöhen. Aber ſchweigen können 
wir nicht Über das Mißgeſchick, welches die Diöceſen Gneſen und Poſen und 
die Didcefe Paderborn getroffen Hat. Denn nachdem unfere ehrmwürdigen 
Brüder Miecislaus, Erzbiſchof von Gneſen und Pofen, und Konrad, Biſchof 
von Paderborn, in? Gefängniß getvorfen und über fie dad UrtHeil gefällt 
war, wodurch fie ihres bifchöflichen Sifes und ihrer Amtsgewalt mit dem 
größten Unrechte für verluftig erklärt wurden, find dieſe Diöcejen ber ſegens— 
reichen Leitung ihrer audgezeichneten pirten beraubt und in einen Abgrund 
von Beſchweraiß und von Yammer elend geftürzt worden. Freilich glauben wir 
unſere vorbezeichneten ehe Brüber nicht beklagen, fondern vielmehr ih 
preifen zu müflen, da fie — eingebent des Wortes des Herrn: „Selig fei 
ihr, wenn euch die Menſchen Hafjen und wenn fie euch ausſchließen, jchmähen 
und euren Namen ala böfe veriwerfen um des Menjchenjohnes willen“ (Luc. 
6, 23), nicht blos nicht erjchrafen dor der einbrechenden Gefahr und vor der 
von den Geſetzen verhängten Strafe, nicht abließen, ihrem wichtigen Amte 
gemäß für die kirchlichen Rechte und Satzungen einzuftehen, fonbern vielmehr 
e3 fih zur Ehre und zum Ruhme rechneten, gleich den anderen auägeaeid- 
neten Oberhirten jenes Landes unverdiente Verurtheilung und die Strafen 
der Schuldigen um der Gerechtigkeit willen auf fich zu nehmen, zum glän: 
zenben Zugendbeifpiele und zur Erbauung für Die ganze Kirche. Aber wenn 
ihnen auch eher glänzende Lobfprüche ala Thränen de Mitleids gebühren, 
fo fordern doch die Erniedrigung der bifchöflichen Würde, die Verlegung der 
Freiheit und ber Rechte ber Kirche, die Verfolgungen, wovon nicht blos bie 
genannten, fondern auch die anderen Didcefen Preu ens gedrückt werden, von 
uns, daß wir, dem uns, wenn auch ohne unſere Verdienſte von Gott über⸗ 
tragenen apoſtoliſchen Amte gemäß, klagend bie Stimme erheben gegen jene 
Geſetzze, welche die Quelle jener bereits bewirkten und vieler noch zu bes 
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fürcdhtender Mebelthaten find, und daß wir für die Durch gotilofe Gewalt 
niedergetretene kirchliche Fyreiheit mit aller Entichiedenheit und mit der Aus 
torität des göttlichen Rechtes auftxeten. Um dieſe Pflicht unfered Amtes zu 
erfüllen, erllären wir durch dieſes Schreiben ganz offen Allen, 
welche es angeht, und dem ganzen Tatholiichen Erdkreiſe, daß jene Geſetze 
ungültig find, da fie der göttlichen Einrichtung der Kirche ganz und gar 
widerfireiten. Denn nicht die Mächtigen der Erde hat der Herr ben Bi: 
ſchöfen feiner Kirche borgeie t in den Lingen, welche den heiligen Dienft be: 
treffen, jondern den Heil. Petrus, dem er nicht blos feine Kämmer, jondern 
auch feine Schafe zu weiden übertrug (Jod. 21, 16, 17), und darum Lönnen 
auch von feiner noch fo hochſtehenden weltlichen Macht diejenigen ihres bi: 
ſchöflichen Amtes entfegt werden, welche ber heilige Beift zu Bilhöfen geſetzt 
bat, um die Kirche zu regieren (Apoſt. 20, 28). — Hiezu kommt ferner fol: 
ender, eines edlen Volles unwürdige Umftand, ber auch, wie wir meinen, 
Kon von unparteiiichen Alatholilen verworfen werden muß. Die Geſetze 
nämlich, welche in ihren ftxengen Strafbeftimmungen mit harten Ahndungen 
die nicht Gehorchenden bedrohen und zur Ausführung dieſer Strafen die be 
waffnete Macht bereit Halten, bringen friedliche und unbewaffnete Bürger, 
welche um des Gewiſſens willen, wie die Geſetzgeber jelbft wohl wilfen konnten 
und nicht unbeachtet Laffen durften, mit Recht den Geſetzen abgeneigt find, 
oft faft in die unglücdliche und bedrängte Lage von Menichen, welche, von 
ber Mebermacht niebergehalten, fich dexjelben nicht ertuchten. Daher will es 
ſcheinen, ala ob jene Geleke nicht freien Bürgern gegeben, um einen ver: 
nünftigen Gehorfam zu fordern, fondern Sklaven aufgelegt feien, um den 
Gehorfam durch des reckens Gewalt zu erzivingen. Das joll jedoch ni 
fo verftanden werden, ala wenn wir glaubten, dab Jene in gerechter Weije 
entichuldigt feien, welche aus Furcht den Menfchen Lieber gehorchen wollten, 
ala Bott; noch viel weniger jo, als ob die gottlofen Menfchen, wenn es 
deren gibt, ungejtraft vom göttlichen Richter bleiben würden, welche, allein 
gertügt auf den Schuß der bürgerlichen Gewalt, verwegen Pfarrkirchen in 
efib genommen .und den heiligen Bienft in denfelben auszuüben gewagt 
aben. Im Gegentheil exrflären wir, daß jene Gottlojen und Alle, —* 
in Zukunft ſich durch ein ähnliches Verbrechen in die Regierung der Kirchen 
eingedrängt haben, gemäß den heiligen Canones rechtlich und thatſäch— 
lich der größeren Excommunication verfallen find und verfal— 
len; und wir ermahnen die frommen Gläubigen, daß fie fi) von dem Gottes⸗ 
dienst derjelben fernhalten, von ihnen die Saframente nicht empfangen und 
jo ſich vorfichtig de Umgangs unb Verkehrs mit denſelben enthalten, damit 
nicht der böje Sauerteig die gute Maffe verberbe. In diefen Bebrängnifien 
hat eure Unerjchrodenheit und Standhaftigfeit unjerem Semerze Linderun 
gebracht, welcher in ber That, ehrwürdige Brüber, der übrige Clerus um 
die Gläubigen mit einander in ber Mebernahme des harten Streites nad): 
geeifert haben. Denn ſo groß war ihre Feſtigkeit in der Wahrung ber fa: 
tbolifchen Rechte und Pflichten, fo lobenswerth da® Verhalten Jedes ın feinem 
Kreife, daß fie die Augen Aller, auch der Fernſtehendſten, auf ſich gezogen 
und ihre Bewunderung erregt haben. Es Lonnte auch nicht anders fein; 
benn wie groß das DVerderben ift zum Falle der Nachfolgenden, wenn ber 
Vorgeſetzte gefallen ift, jo grob ift der Nußen zum Heile, wenn fich ber 
Biſchof im feften Glauben Brüdern ala Borbild darftellt. — Könnten 
wir euch doch in dieſen Bebrängniffen einige Erleichterung gewähren! In⸗ 
deſſen wird euch, indem wir dieſen unferen Mentef gegen alles das, was ber 
Einrichtung ber göttlichen Kirche und ihren Geſetzen zuwider ift, ſowie auch 
gegen bie Gewalt, welche euch ungerechteriveife angethan wird, erneifern un 
efräftigen, ficher unfer Rath und unfere den Umftänden entiprechende Bes 


- — — ——— ——— IE — — — — 


— — — — — —— 


8 


Die päpſtliche Curie. (Febr. 11. — April 22.) 411 


lehrung nicht fehlen. Jene aber, welche eu) feindlih geſinnt find, mögen 
wiffen, daß ihr, indem ihr dem Kaiſer zu geben verweigert, was Gottes ıjt, 
ber föniglichen Autorität fein Unrecht Jufügen und ihr nichts entziehen werdet. 
Denn geichrieben fteht: „Man muß Gott mehr gehorchen als den Menfchen.” 
Zugleich auch mögen fie willen, dak ein jeder von euch bereit ift, dem Kaiſer 
Abgaben zu geben und Gehoriam zu leiften, nicht aus Zivang, fondern um 
des Gewiſſens willen in alle dem, was der bürgerlichen Herrichaft und Ge: 
walt unterfteht. Indem ihe jo beide Pflichten ın rechter Weiſe erfüllt und 
ben Anordnungen Gottes gehorcht, feid freudigen Muthes und fahret fort, 
wie ihr angefangen habet. Denn nicht gering ift euer Verdienſt, weil ihr 
Geduld Habt und ertrugt um des Namen? Jeſu willen und nicht müde ges 
worden jeid. Schaut auf den Hin, der euch in Härteren Leiden vorangegangen 
ift und „ber Strafe eines fchinachvollen Todes ſich unterzogen bat, damit 
feine Glieder nämlich lernten, die Gunft der Welt zu fliehen, die Schredniffe 
gar nicht zu fürchten, um der Wahrheit willen dag Widerwärtige zu Lieben, 
da3 Angenehme zu fürchten und zu meiden‘. Eben ber, welcher euch in 
biefe Kampfeslinie geftellt hat, wird euch die zum Streite ausreichenden Kräfte 
verleihen. Auf ihm ruht unfere Hoffnung, im wollen wir und unterwerfen 
und feine Barmberzigkeit erflehen. Schon ift, ihr jeht es, das eingetroffen, 
was ex vorher angelündigt hat; darum vertraut, er wird unzweifelhaft J 
das verleihen, was er verheißen hat. „In der Melt werdet ihr Bedrängni 

baben, doch jeid getroft, ich babe befiegt die Welt.” — Auf diefen Sieg nun 
vertrauend, erflchen wir euch unterdeffen demüthig Tyriede und Gnade vom 
heiligen Geifte, und ala Zeichen unſerer befonderen Liebe ertheilen wir euch, 
dem ganzen Clerus und den eurer Obhut anvertrauten Gläubigen aus ganzem 
Herzen den apoſtoliſchen Segen.” 


11. Februar. Der Papſt anerkennt den neuen König Alfons 
XII. von Spanien und ernennt den Mfgr. Simeoni zu feinem Nun⸗ 
tius in Madrid. 


15. März. Der Papft ernennt 6 neue Garbinäle: den Erz- 
biſchof Sionelli, den Erzbifchof Ledochowsky von Pofen, den Erz⸗ 
biſchof Closkey von Newyork, ben Erzbifhof Manning von Weft- 
minfter, den Erzbifchof Dechamps von Mecheln und den Migr. Bar: 
tolini, und verbindet bamit eine Allocution wider Stalien und 
Deutfchland. Fünf andere Carbinalgernennungen, welche er in Form 
eines Eodicill3 feinem Teftamente beigefügt habe, behält er in petto. 
Diejen geheim Ernannten, wie e3 heißt, jämmtlich Staliener, wird 
e3 dadurch ermöglicht, fi im Falle feines Ablebens an dem Wahl- 
aft eines Fünftigen Papftes zu betheiligen. 


22. April. Ein Defret ber Congregatio rituum gibt fund, 
daß der Bapft fich entfchloffen habe, am nächften 16. Juni, dem 
200Ren Sahrestag der Bifion der franzöfifchen Nonne Marie Ala- 
coque und am 380ften Jahrestag feiner eigenen Erhebung auf den 
päpftlichen Etuhl, die ganze Welt dem bl. Herzen Jeſu zu weihen. 

Marie Alacoque war eine Nonne des franzöfifchen Kloſters Paray-le: 
Monial. Diefelbe will zwei Jahre nach ihrer Deore don Chriftus in menſch⸗ 
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licher Seftalt befucht worden fein. Sanft habe er, erzählt fie, fein Hanpt auf 
ihrer Bruft ruhen laffen, und ihr zum erjtenmale die unaugiprechlichen Ge⸗ 
beimniffe feines göttlichen Herzens entdeckt, Hierauf ihr eigenes Herz gefordert 
und es in da3 feinige gelegt. Durch die Seitentwunde ſah fie das Herz bes 
Beilandes einem brennenden Schmelzofen gleich, worin ihr Herz wie ein 
leines Atom erichien. Chriſtus aber habe dann dasſelbe flammend wieder 
in ihre Seite gelegt und fie zur Erbin feines Herzens für Zeit und Ewigkeit 
eingejegt und ihr erlaubt, über die Schäße des feinigen zu Gunften Derjenigen, 
die zu folcher Gnade disponirt wären, nach Gutdünken zu verfügen. Weiter 
berichtet die Nonne, daß ihr auch die Heiligen und Engel, die Jungfrau 
und die drei Perfonen der Trinität erichienen feien, und daß fie Chriſtus 
beaujtragt habe, die Andacht zu feinem Herzen zu begründen und ihren 
Beichtvater La Eolombiere davon zu unterrichten. Ber Cultus des heiligen 
Herzens ift der Sperialcultug der Jeſuiten und unter biefen wieder fpeciell 
der franzöfiichen Jeſuiten. Die deutichfeindlichen Demonitrationen in Frank⸗ 
reich wurden befanntlicd von den @lericalen unter Abfingung eines Liedes 
betrieben, worin das heilige Herz zur gleichzeitigen Rettung Frankreichs und 
bes Papſtes angerufen wurde. Ber ganze Cultus des Heiligen Herzens hat 
zweifellos cine Spite gegen Deutichland erhalten und die Kongregationen, 
die auf biefen Namen gegründet worden find, ftellen die bereitefte Streit- 
macht der Sefuiten dar. 


Anfang Mai. Der Papft empfängt eine Anzahl römifcher 
Damen. 

Die Audienz, über welche die Voce della veritä, eine ber Organe 
bes Vaticuns berichtet, gibt Kunde davon, in welchem Style der Papft 
nachgerade mit ſich berfehten läht. In der überreichten Adreffe ber Damen 
heißt es: „Zur Stunde, heiligiter Vater, ift" der Batican nicht allein ein 
Gefängniß, jondern ein Calvarienberg, und es ift Jeſus, welcher von Neuem 
feine Paſſion in Eurer Perſon als der feines Stellvertreterd durchleidet. Es 
. it daher auch Pflicht, daß die Tamen bei Ihnen erjcheinen, und jo fommen 
wir gleichfam im Namen derjenigen. deren Erwählter Sie find, nämlich der 
Jungfrau Maria.” Auf diefen Wahnmwig, den das päpftliche Blatt edle 
Empfindungen nennt, antiwortet der Papft mit „Liebreichen Worten.” Die 
- „Deutiche Preſſe“ meint, wenn der Größenwahn, der Pius IX. befallen habe, 
ihn Schließlich Über die ganze Welt zu Gunften des „heiligen Herzens“ 
verfügen laffe, jo trügen Diejenigen einen Theil der Berantwortlichkeit, 
welche ihm mit ſolchen tollen Schmeicheleien den Kopf vollftändig wirbeln 
machten. 


13. Mai. Der Papft feiert fein 84ſtes Geburtäfeft. 


12. Zuni. Der Papft feiert fein 3Ojähriges Regierungs-Ju— 
biläum. 

Ant. September. Der Papft hält an eine Anzahl franzö— 
fiicher Pilger aus dem Bisthum Laval, die ihn eine Adreffe, eine 
filberne Statue der Madona von Pontmain und eine Baarfumme 
von 80,000 Fr. überreichen, eine Rede, in der er den gebrüdten 
Buftand der Kirche Über den ganzen Erdfreis Hin beleuchtet und 
dabei feinem Heiligen Grimme wieder einmal Luft macht; nur Frank⸗ 
reich ift geeignet, ihn Troſt zu. gewähren. 
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Zunächft gibt er ein Bild, wie fi) in feinem Geiſte der gegenwärtige 
Zufland des Königreich! Italien fpiegelt: ſehr jchmeichelhaft ift dieſes Bild 
nicht entworfen, doch bat der Papft diesmal Hier faum einen neuen Zug 
einzuflechten gewußt. „Ziejes traurige Bild“, jo fährt der Papſt fort, „wie 
ich e3 in furzen Zügen entivorfen, verdunkelt fich immer mehr, wenn man 
die Verlaſſenheit betrachtet, in welche die Kirche Jeſn Chriſti verſetzt ift; 
Niemand it, der fie tröftet, aber jchlimmer och, fie ift angefallen, befämpft 
von mächtigen Feinden. Werfit einen Blick auf die verichiedenen Punkte des 
Erdkreiſes und beinerkt die Feindſeligkeiten, gegen welche ſich zu vertheidigen 
die Kirche gezwungen ift. Im Norden ijt ein mächtiges Kaiſerreich, welches 
fih im jtarfen Gegenfaß gegen die Wahrheit das „orthodoxe“ nennt; mit 

ſtigkeit und Beftändigfeit ift es feit vielen Jahren zum großen Unglück 

müht, alle Mittel in Thätigkeit zu ſetzen, welche jchließlich zur Zerftörung 
des Katholizismus in dem weiten Neiche führen. Das andere Kaiſer— 
reich, ein neuerdings aufgetretenes, das fich offen ein „proteſtantiſches“ nennt, 
zielt dahin, die katholiſche Religion nicht allein aus feinen Grenzen, fondern 
von der ganzen Oberfläche der Erde verichtwinden zu machen, und um diejen 
Zweck zu erreichen, ſetzt e8 alle Mittel in Bewegung, und gerade die gewalt: 
jamjten, Härteften und ungerechteften, die ein unfinniger Fanatismus einz 
geben kann, nur um die gewünſchte Zerftörung zu vollenden! In einer Ne: 
publit, welche die der Kantone genannt wird, gibt e3 auch eine oder die 
andere Regierung, die ala treuloje Nachahmerin der deutfchen Berfolgungen 
ericheint. Wenn dieſes Schauspiel die Herzen bedrüdt und erbittert und 
man den Blick nad anderer Seite wenden will, wenn wir jenfeits des 
Oceans bliden, um Erleichterung zu finden, tva3 werden wir jehen? Neue 
Beranlaffung zu Schmerz und Thränen. Wir werden jehen, dab dort, wo 
Spanien und Portugal dad Kreuz Jeſu Chriſti aufpflanzten, die Biſchöfe 
und Geiftlichen in dumpfen Kerkern jchmachten, Opfer, die dem freimaure: 
tischen Zorn gejchlachtet find, der überall den TLatholifchen Einfluß aus: 
ſchließt.“ Dann behauptet ber Papſt, daß der Präfident der einen Republit 
(Ecuador), der fich durch eine unerjchütterliche Treue auägegeicänet hätte, in 
ben legten Tagen von fühnen Ketzern wegen feiner Hingebung an die fatho: 
liſche Kirche umgebracht worben fei. „Selbſt der Mufelmann, jo verboll: 
ftändigt der Papft jeine Meberficht, der fich in den legten Jahren den Ans 
ichein von Toleranz gegeben hat, macht ſich jetzt davon frei und hat ſich zum 
Beichüger der neuen Schismatiker aufgeworfen, damit feine alte antichriftliche 
Wuth erneuernd.“ ALS ein Lichtblick erfcheint dem Papft nur dad, was in 
Frantreich vorgeht: „Sott — jo äußert er fidh hierüber — Hat in Frankreich 
die erſten Anſtrengungen zur Einheitlichkeit beichüßt, jo daß daraus die Freite 
des Unterrichis hervorgegangen iſt; möge dieſer Triumph immer mehr dieſe 
ausgezeichnete und — Nation in der Einheit des Glaubens mit dem 
hl. Stuhle befeſtigen.“ Als nachahmenswerthes Beiſpiel wird ſchließlich Daniel 
O'Connell aufgeführt, deſſen verehrtes Gedächtniß im vergangenen Monat in 
Irland feierlich begangen worben fei: „Er verfäumte niemals, im Volke jenen 
Geiſt des Proteitirend aufrecht zu erhalten, und feine Unermüblichleit wurbe 
durch den erwünfchten Triumph gekrönt, der fein Baterland beinahe frei ge: 
macht hat... .. Auf die Anrufung bes oberften Hirten, auf die großherzige 
Beitändigkeit und vor Allen auf das Gebet und die Intervention ber unbes 
fledten Jungfrau und der Heiligen wird Gott von feinem Schlummer 
erwachen und unfere Bitten erhören.“ 

Die Deutiche Preſſe kann die lebte Bemerkung: Iddio si desterä 
dal suo sonno nicht einfach Hingehen laſſen. „Aljo: Gott wird von feinem 
Schlummer erwachen... In dem Buch der Könige gibt ber Prophet Elias 
den 50 Baalöprieftern höhniſch den Rath, nur recht laut zu jchreien. „Euer 
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Gott ift vielleicht über das Feld gegangen, oder er ſchläft, ober ex Hat fonft 
zu ſchaffen.“ Das jagt der Prophet über den Gott der Baalsprieſter; hier 
fagt es der Papft über den eigenen Gott. Wir willen wohl, daß zugleich 
bie Tebendige Aildlichkeit der italienischen Sprache und ber befannte ironi 
Humor des greifen Stirchenoberhauptes hier Einiges entichuldigen. Auch die 
der römifchen Auffaffung des Katholizismus zu Grunde liegende polytheiftiiche 
Idee erklärt Manches, zumal wo fie jo deutlich hervortritt, wie in der an⸗ 
muthigen familienhaften Darſtellung von der Intervention der heiligen Jung: 
frau. Aber e3 bleibt noch etwas Anderes zurüd, ein gewifjes blasphemiſches 
Moment, defien Hervorwachſen aus, ber Erhöhung des 18. Juli 1870 für 
den Piychologen einen bejondern Reiz hat.” 


— Eeptember. Differenzen mit ber neuen ſpaniſchen Regie- 
rung in Madrid. Diefe will wenigſtens bie feit 1868 beftehende, 
übrigens jehr beichräntte, Glaubenzfreiheit aufrecht erhalten und 
deßhalb dag Concordat mit Rom vom Sahre 1851 nur mit ge= 
willen Modificationen wieder berftellen. Die römijche Curie will 
jedoch von Glaubenäfreiheit, wie geartet fie immer fein mag, nicht? 
wiflen und beharrt auf der jogen. katholiſchen Glaubenzeinheit für -- 
Spanien. (j. Spanien.) 


2. Oktober. Die „Civilta cattolica“, das ausdrücklich aner⸗ 
fannte Organ der Curie, läßt über die ultramontane Doctrin, wie 
fie ber Batican verftanden willen will, faum mehr einen Zweifel 
übrig. In dem an dieſem Tage ausgegebenen (607.) Heft erflärt fie: 


„Jeſus Chriftus ift nicht anderswo als bei dem Papfte und im Bapfte. 
Der Papftift Chriſtus auf Erden, und durch die Hingebung an Ehriftus 
auf Erden müſſen wir die Hingebung an Chriftuß im Himmel beweijen.” 
Um ein guter Katholit zu fein, heißt es an einer anderen Stelle, müffe man 
1) an bie Unfehlbarleit des Papftes glauben, 2) den Syllabus „nicht nur 
in ber Theorie annehmen, fondern auch ala Norm bes öffentlichen und pri: 
daten, des bürgerlichen und häuslichen Lebens“, 3) ſoviel wie möglich die 
Nothwendigkeit der weltlichen Herrichaft des Papftes behaupten und vers 
theidigen. Die Bedeutung ded Syllabus wirb näher noch —8 
maßen ins Licht geſtellt: „Der ſog. katholiſche Liberalismus ſucht ſich jetzt da⸗ 
durch zu retten, daß er die dogmatiſche Autorität des Syllabus herabfetzt 
und ihn als ein anonymes Altenftüd oder als ein Derzeihmiß von Theſen 
für theologifche Erörterungen darftellt. Der Syllabus ift aber a. filjer und 
notoriſch ein päpftlicher Akt, welcher als ſolcher von dem bl. Vater in andern 
amtlichen Aktenftüden angezogen wird; er enthält b. eine doctrinelle Regel in 
Sachen der Sitten und des Glaubens; er ift c. auf Befehl des Papftes von 
ben Gardinal-Staatzfecretär mit einem Rundfchreiben allen Tatholifchen Bi: 
fchöfen überfandt worden; d. der ganze Episcopat hat ben Syllabus als ein 
von dem Papfte ala dem Oberhaupte der Kirche ausgehendes boctrinelles 
Aktenftüd angenommen und als ſolches den Gläubigen verfündigt und er: 
klärt; e. alle wahren Gläubigen haben ihn mit religidfem Glauben anges 
nommen und ihn nach dem Borgange und ber Lehre der Bilchöfe und des 
Glerus ala eine Erklärung bes hl. Stuhles angejfehen. Wenn diefe That: 
ſachen umbeftreitbar richtig find, was verlangt man dann noch mehr, um 
den Syllabus als an fi authentiſch, autoritativ und die Katho— 
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liten zur Unterwerfung verpflichtend anzuerkennen? Nimmt man 
vielleicht Anftoß an dem Mangel irgend einer der gewöhnlichen Formalitäten, 
welche der Hl. Vater Pius IX. bei der Fromulgation dieſes Aktenſtückes nicht 
für nöthig gehalten Hat? Aber dieſe Formalitäten würden nur dann ver: 
mißt werden, wenn ihr Tyehlen die Authentizität des Aktenſtückes zweifelhaft 
machen könnte. Das ift aber hier gar nicht der Zall. Das gleichlautende 
und namentliche Schreiben, mit welchem der Sardinal:Staat3fekretär auf Be: 
fehl des Papftes allen Bilchöfen der Kirche den Syllabus überfandt Hat, be: 
weist jeinen authentifchen Urſprung; denn befanntlich ift der Cardinal⸗Staats⸗ 
fecretär eines der Organe, deren fich der bl. Stuhl auch bei rein Tirchlichen 
Angelegenheiten bedient.“ An einer dritten Stelle heikt es: „Tem Papfte 
gebührt unbegrengter Gehorſam, nicht blos bezüglich des Handelns, fondern 
auch bezüglich des Wollen? und Denkens.“ An einer vierten Stelle wird 
ausdrücklich hervorgehoben, man müſſe nicht blos bezüglich der Glaubens⸗ 
lehren, ſondern in Allem, was das rechte Denken und Handeln betrifft, ber 
Leitung des Papftes folgen. „Wer ihn hört, der Hört Gott; wer ihn 
verachiet, der verachtet Gott." Endlich fehlt auch nicht die Drohung mit der 
Revolution: „Die geiftige Herrichaft der Kirche und ihre jocialer Cinfuß 
kann nie aufhören, und wenn die Regierungen benfelben zurückweiſen, wir 
er unmittelbar auf bie Völker audgeübt werden. Der Abfall der Regierungen 
don ber Kirche kann nicht? anderes bedeuten, als ihre nahe bevorftehende Zer⸗ 
ftörung durch eine jener focialen SKataftrophen, denen fich bie göttliche Vor⸗ 
ſehung zu Zeiten bedient, um das Angeſicht der Erde zu verändern.“ 


20. November. Die ultramontanen franzöſiſchen Blätter be— 
richten: Es iſt poſitiv, daß eine Nonne vom hl. Herzen Jeſu durch 
den päpſtlichen Segen von einer Lähmung des rechten Arms geheilt 
worden iſt. Damit wäre denn die erſte Unterlage gewonnen, um 
Pius IX. feiner Zeit Heilig ſprechen zu können. 





6. Die Schweiz. 


6. Januar. (Genf.) Gr. Rath: befchließt mit großer Mehr- 
heit die endliche Ausführung des Gejehes vom 2. Nodember 1850, 
wonach auch für die bisher noch vömifch-fatholifch gebliebene Kirche 
Notre-Danıe zu Genf ein Kirchenverwaltungsrath ernannt werben 
ſoll. Der Staatsrath Hatte mit 4 gegen 3 Etimmen den Zeitpunkt 
dafür noch Hinausfchieben wollen, um neue Streitigkeiten mit ben 
Römifch-Katholifchen zu vermeiden. Muthmaßlich fällt die Wahl 


des Verwaltungsrathes zu Gunften der Altkatholifen aus und dann 


wird die Kirche beiden Theilen, den Römifch-Katholifchen und den 
AlteKatholifchen, zu gemeinfamer Benüßung eingeräumt tverden. 


Kraft jenes Gefehes vom 2. November 1250 befiken nämlich. die Sa: 
tHolifen in Senf eine Kirche, für welche das Terrain vom Staate geichentt, 
die Baukoſten aber mitteld Colletten zum größten Theil vom Auzlande auf: 

ebracht wurden. Dieſe Kirche, welche den Namen „Notre:Dame” erhielt, 
Follte gefeginäßig durch die fatholifchen Bürger der Stadt Genf verwaltet 
werden, zu welchem Zwecke eine Commilfion von 5 Mitgliedern zu ernennen 
ift, wa8® jeboch feit Erbauung der Kirche nur ein einziges Mal geichah. Jetzt 
aber verlangten die liberalen katholiſchen Bürger Genfs, welche gegenüber 
den römifch-fatholifchen die Mehrheit ausmachen, die Notre:TamesKtirche aud) 
für fi) und nach dem Geſetze die Ernennung einer Berwaltungscommilfion, 
um dadurch zur Benützung der Kirche, nicht ausſchließlich, ſondern immerhin 
nur neben den Römijch-Statholifchen, zu gelangen. 


15. Januar. (Bern) Der Bundesrath weist eine Bejchiverde 
von 18 ultramontanen Mitgliedern des Berner Großen Rathes gegen 
dag Dekret der Berner Regierung vom Juni dv. J., durch welches 
die Pfarrgemeinde-Bezirke im bernifchen Jura von 79 auf 42 re- 
ducirt worden waren, ab mit der Begründung: 

„dab die Beichwerdeführung ſich ausſchließlich auf gewiſſe Veſtim⸗ 
mungen ber Bereinigung? Urktunde bes berniſchen Juras mit dem alten 
Canton vom 14/23. November 1815 ftüht; daß aber diefe Beltimmungen 
unter der Herrichaft der Bundesverfaſſung vom 29. Mai 1874 fein beſon⸗ 


deres Necht zu Gunften ber Bewohner des bernifchen Juras, noch eine Aus: 
nahme vom Öffentlichen Rechte der Eidgenofjenjchaft begründen können.“ 
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Uebrigens Haben von den neugebilbeten 42 juraffiicden Gemeinden bereits 
33 auf Grund ber neuen Slirchengejehe Kirchengemeinderäthe gewählt und 
fich in den Beſitz ber Kirchengüter geſetzt und find 25 mit ftändigen Eeel: 
forgern verjehen, welche faft alle definitiv angeftellt find. Die Berner Re: 
gierung kann demnach mit bem Gange der Tinge im Jura zufrieden fein. 

25. Januar. (Genf.) Die bigher noch röm.=fatholifch geblie= 
bene Gemeinde Compeziere3 verweigert einem ihrer Bürger die Vor— 
nahme einer Taufe nach altkatholiſchem Ritus, was derſelbe auf 
dag Geſetz geſtützt verlangt Hatte, und verhindert die Taufe mit 
Gewalt. Der Staatsrath läßt die Gemeinde militärisch befeßen, 
die Taufe vornehmen und überbürdet die Koften der renitenten Ge- 
meinde. 

31. Januar. (Genf.) Gr. Rath: befchliept mit 69 gegen 17 
Stimmen die Abſchaffung der fog. quorum (!/s aller Stimmbered)- 
tigten) für die Wahl eines Pfarrers in den Fatholifchen Gemeinden 
bes Kantond. Damit ift der Heinjten Diinderheit der Stimmberech- 
tigten die Möglichkeit in die Hand gegeben, ben bisherigen römiſch⸗ 
katholiſchen Gottesdienjt durch den altfatholifchen zu erſetzen, wofern 
nämlich, wie voraugzufehen, die Römifch-Katholifchen fi) an der 
Wahl grundfählich nicht betheiligen. 


1. Februar. (Neuenburg) Das Volt verwirft in allge- 
meiner Abftimmung mit 10,358 gegen 3267 Stimmen ben vom 
Sr. Rath. befchloffenen Rücklauf der Eifenbahn bes fog. Jura in- 
dustriel für den Staat. 

7. Februar. (Schaffhaufen.) Das Volk verwirft die neue, 
vom Berfafjungsratb ausgearbeitete Berfaffung in allgemeiner Ab- 
ftimmung. 

7. Februar. (Genf) Wahl bes Verwaltungsraths für bie 
fatholifche Gemeinde Notre-Dame in Genf: die liberalen Katholiken 
fiegen dabei über die Römiſch-Katholiſchen mit 790 gegen 610 
Stimmen. 

Mitte Februar. Das Central-Comite des jchtweizerifchen Ber- 
eins freifinniger Katholiken erfucht in einer Zufchrift die chweizeri« 
fchen Regierungen, der Berfafjung der „Ehriftfatholifchen Kirche der 
Schweiz“ ihre Genehmigung zu ertheilen und fich darüber auszufpre- 
chen, in welcher Weife fie bei der allfälligen Wahl eines chrijtfatho- 
liſchen Biſchofs und deffen Dotirung fich zu betheiligen wünfchen, 
Zugleich erfucht es diefelben, zur Mitwirkung bei der Aufftelung 
einer mehreren Kantonen gemeinfamen Prüfungscommiſſion für Gan- 
didaten der Tatholifchen Theologie ihre Geneigtheit auszuſprechen. — 
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An einem Circular an die Gemeinden und Vereine werben dieſelben 
aufgefofbert, ſpäteſtens bis 1. April d. J. ihre Abgeordneten in bie 
Synode zu bezeichnen. 

18. Februar. (Genf.) Der neue Verwaltungsrath der Tatho- 
Tifchen Gemeinde Notre-Tame in Genf beichließt, den Nömifch-Sta- 
tholifchen betr. die Benüßung der Kirche folgende Anerbietungen zu 
machen: er läßt ihnen die gewöhnliche Benüßung der Kirche und 
verlangt nur für die Liberalen dag Recht, Taufen, Ehen und Be- 
erbigungen darin zu celebriren, allerdings mit dem Vorbehalte, Wei- 
tere3 zu verlangen, falls es für nöthig erachtet werden follte. Die 
Römifch-Katholifchen weiſen jedoch jedes Arrangement zurüd. Die 
proteftantifche Münftergemeinde räumt ihnen die franzöfifcde Kirche 
für Abhaltung ihres Gottesdienftes ein, wobei jedoch der: Kirchen- 
gemeinderath erklärt: 

„daß wir ber Unduldſamkeit ihrer Kirche die Duldſamkeit der unfrigen 
en egenfeßen follen, und daß fie ala Dlitgenofjen unſeres Gemeinweſens einen 

Anſpruch an unſer Entgegentommen haben, und ſchließlich, daß er mit der 
Berili ung der franzöfiichen Kirche durchaus Feine Partei für die Römiſch⸗ 
Raitelilhen gegen bie Altfatholiten genommen habe; aber er glaube, wie 

ern bereit geweſen — den Altkatholiken auf ihr Berlangen die fran⸗ 
Iß he Kirche zu Öffnen, fie auch den in Verlegenheit fich befindenden Ro: 
milch Katholifchen aus Billigkeitsrückfichten nicht verjchließen zu jollen.” 

20. Februar. (Genf) Gr. Rath: bewilligt 10,000 Fr. für 
die Bedürfniffe des altkatholifchen Gottesdienftes. 

21. Februar. (Tefjin.) Allgemeine Erneuerung des Großen 
Rathes: die Ultramontanen erringen einen entjchiedenen Sieg: die⸗ 
felben werben in dem neuen Gr. Rathe 67, die Kiberalen nur 47 
Stimmen zählen. 

22, Februar. (Bern.) Die Altkatholiten, welche die große 
Mehrheit der Latholifchen Gemeinde in Bern ausmachen, verlangen 
die Mitbenügung der Latholifchen Kirche für ihren Gottesdienft. Der 
römijch-tatholiiche Pfarrer Perroulaz verweigert jedoch die Außlie- 
ferung der Schlüffel und muß erft von der Regierung dazu gezwun⸗ 
gen werden. Die Römiſch-Katholiſchen verzichten hierauf gung auf 
den Gebrauch der Kirche. 

25. Februar. (Wallis) Das Voll verwvirft in allgemeiner 
Abftimmung ein vom Gr. Rath befchloffenes, von ber Regierung 
durch eine eindringliche Proclamation unterjtübtes und jogar vom 
Bilchof empfohlenes neues Steuergejeb mit 9273 gegen 8532 Stim- 
men. Die meiften Annehmenden weist das ulttamontane Oberwallis, 
die meiften Ablehnenden das liberale Unterwallis auf. 
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26. Februar. (Bafelftadt.) Gr. Rath: nimmt bei Bera- 
thung ſeines neuen Verfafjungsentwurfs bezüglich des Verhältniffes 
zwiſchen Staat und Kirche auf den Antrag des Prof. Hagenbach 
mit 75 gegen 45 Stimmen folgende Yaflung an: 

„Der Staat gibt der reformirten und ber Tatholiichen Kirche durch 
Geſetz die äußere Organifation, nach welcher diefelben unter feiner Ober: 
aufficht die inneren confelfionellen Angelegenheiten felbftfländig ordnen; er 
forgt ferner auf feine Koften für ihre Cultusbedürfniffe, wober ſowohl bie 
beiden Kirchen als ihre verjchiedenen, durch die Organifation anerkannten 
Gemeinden entiprechend ihrer Seelenzahl zu berüdfichtigen find. Bei diefen 
Kirchen fteht Zutritt und Austritt jedem Staatsangehörigen bedingungalos 
offen; die Geiftlichen und Vertreter werben nach Anleitung des Geſetzes von 
den zu jeder Gemeinde gehörenden Schmweizerbürgern gewählt.“ 


28. Sebruar. (Luzern) Das Volk genehmigt in allgemei- 
ner Abjtimmung mit 13,109 (ultramontanen) gegen 5022 (liberale) 
Stimmen die vom Gr. Rathe revidirte Verfaffung des Kantons. 


1. März. (Bern) Das Bolt genehmigt in allgemeiner Ab- 
flimmung die ihm vom Gr. Rathe vorgelegte Eifenbahn-Subvention 
im Betrage von 16 Mill. Fr. mit 36,000 gegen 22,000 Stimmen. 

2. März. Berner, Basler, Zürcher und Genfer Confervative 
beginnen eine Agitation behufs Verwerfung der neuen Bundesgeſetze 
betr. Eiviljtand und Ehe und betr. Stimmberechtigung der Schtweizer- 
Bürger in Gemeindeangelegenbeiten, indem fie einen Aufruf behufs 
Sammlung der 30,000 Unterfchriften erlaſſen, welche nothwendig 
find, um eime allgemeine Bollgabftimmung über ein Bundesgeſetz 
berbeizuführen. 

8. März. Zufammentritt der Räthe behufs Fortfegung ber 
ordentlichen Winterfeifion der Bundesverfammlung. 

11. März. (Genf.) Die Regierung erflärt fich ihrerfeits zu 
Betheiligung an der Dotirung eines ſchweiz. altkatholiſchen Biſchofs 
geneigt. 

12. März. Bundesrath: weist den Biſchof Lachat mit feinem 
Recurfe gegen die von der Mehrheit der Didcefantontone befchloffene 
Aufldfung des Bisſthums Solothurn ab. 

12. März. (Bern.) Die Regierung befchließt auf die An- 
zeige des Tatholifchen Kirchengemeinderathd von Bern, daß Pfarrer 
Perroulaz feine Functionen in der katholiſchen Kirche eingeftellt babe 
und fich weigere, dieſelben eher wieder aufzunehmen, ala biß ber 
Kirchengemeinderath feine Beichlüffe betr. Mitbenüßung der Kirche 
feiten? der Altkatholiken aufgehoben Haben werde: 


„Da Herr Perroulaz der vom Staate gewählte und befoldete Pfarrer 
ber Tatholifchen Kirchgemeinde Bern ift, und da ferner ber katholiſche Kirch: 
27* 


420 Die Schweij. (März 14—19.) 


gemeinberath ihm nicht etwa aus ber Kirche verbrängt, fondern alle ihm 
zu Gebote ftehenden Mittel angewandt hat, um Hrn. Perroulaz zu bewegen, 
feinen Pflichten als Pfarrer nachzulommen, die daherigen Vorkehren aber 
ohne Erfolg geblieben find, jo wird der Regierungsitattbalter angewieſen, 
Hm. Perroulaz aufzufordern, feine pfarramtlichen Functionen jofort wieder 
aufzunehmen, und ıhm eine daherige beftimmte Erklärung abzuverlangen. 
Zugleich Toll ihm bemerkt werden, daß, wenn er die mit feiner Stelle vers 
bundenen Pflichten nicht erfüllen wolle, er feine Entlafjung zu nchmen habe, 
anfonft ber Regierungsrath in die Nothiwendigleit verfegt würde, beim Gericht 
auf feine Abberufung anzutragen.” 


14. März. (Bern) Wahlen zur katholiſchen Eynode für den 
Jura. Damit ift die Organifation der juraffiichen katholiſchen Kirche 
gemäß dem neuen Kicchengejeße vollendet. 

16. März. Nationalrath: weist ſämmiliche gegen die Abjegung 
bes Biſchofs Lachat von Solothurn bei ihm eingelaufenen Recurfe 
mit 80 gegen 20 Stimmen ab. 


17. März. Nationalrath: bejchließt mit 74 gegen 27 Stim- 
men, auf die Recurſe au dem Jura gegen die Berner Regierungs⸗ 
bejchlüffe betr. den Gottesdienft in den katholiſchen Gemeinden vom 
6. Dezember 1873 und die Ausweifung der renitenten Tatholifchen 
Geiftlichen aus den juraffifchen Bezirken vom 30. Januar 1874 
porerft nicht einzutreten. 


In Betreff ber beiden Rekurje Hatte der Bundesrath nach Vernehmung 
der Berner Regierung fchon unter bem 26. März v. %. Abweiſung beichlofien. 
Seftügt auf Die Thatjache, daß jeither zwei neue Rekurſe von der gleichen 
Seite in ber gleichen Angelegenheit an den Bundesrath gerichtet worden find, 
welche an ihn das Begehren ftellen, daß ex in Folge der in der neuen Bundes: 
verfaffung über Glaubens: und Gewiflenzsfreiheit und freie Ausübung bes 
Gottesdienftes enthaltenen Beſtimmungen jene Beichlüffe ala nicht mehr gülti 
erklären möge, beantragte die Commiſfion des Nationalraths, agent 
auf die Materie nicht einzutreten, jondern abzuwarten, bis der Bundesrat 
über die neuen Rekurſe ntjebeib gefaßt und Bericht erjtattet haben werde. 
Regierungrath Teufcher von Bern ergriff im Namen der Berner Regierung 
dad Wort. Gegen ben Nichteintretungsantrag der Commilfion wolle ex zwar 
nicht opponiren; dagegen müfle er Verwahrung einlegen, daß der Rechtsfrage 
durch feine Annahme in nichts präjubdizirt ſei. Wie unter der alten, jo jei 
der Kanton Bern auch unter der neuen Bundesverfaffung zu den von ihm 
im Jura getroffenen Maßregeln vollftändig berechtigt. 


19. März. Ständerath: tritt den Beichlüffen des National- 
rathes vom 16. und 17. d. M. feinerfeit® bei. 


19. März. Da man willen will, die Mehrheit des Bundes⸗ 
rathes ſei entjchloffen, die neuen Recurfe aus dem bernifchen Jura 
gegen die Beichlüffe der Berner Regierung betr. Ausweifung der re= 
nitenten römiſch-katholiſchen Geiftlichen jenes Landestheils gut zu 
heißen und die Berner Regierung auf Grund der neuen Bundes- 
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verfaffung zu fofortiger Aufhebung diefer Ausweiſung zu zwingen, 
treten 44 liberale Mitglieder der Bundesverfammlung zufammen und 
beichließen einftimmig, für diefen Tall die Einberufung einer außer: 
ordentlichen Bundesverfammlung zu fordern. 
20. März. Echluß der Ceffion der Bundesverfammlung. 
23. März. Der Papſt erläßt an die Biſchöfe, die Geiftlichen 
und die Gläubigen der Echweiz eine Encyelica wider die Altkatholiken. 


Derſelbe nennt darin die Altfatholiten, Schismatiter und Häretifer, 
welche ſchismatiſche Obeiehe benutzend, öffentlich die Religionzfreibeit ber Sa: 
tHoliten ın der Didcefe Baſel und andern Theilen des Landes unterdrüden, 
unter dem Schuße der Eivilbehörde den Gottesdienft ihrer verdammten Sette 
ausüben, gewaltiam durch abtrünnige Priefter die Kixchipiele und Kirchen 
einnehmen laflen und weder Trug noch Liſten fparen, um die Kinder ber 
fatholifchen Kirche auf elende Weije in das Schisma zu verloden. Ziele 
fol man fliehen und meiden und „verabfeheuen wie Fremde und Räuber, 
die nur fommen, um zu ftehlen, zu morden und zu verderben." Im MWeitern 
fagt der Papft: „Wir wiflen auch, daß in diefen Gegenden die Civilbehörbe, 
nicht zufrieden damit, verjchiedene Geſetze im Widerſpruch mit der göttlichen 
Verfaſſung und Autorität der Kirche erlaffen zu haben, auch ſolche erlaſſen Hat, 
welche im Widerfpruche mit den canoniſchen Vorſchriften über die chriftliche 
. Ehe ftehen und die geiftliche Autorität und Jurisdiction gänzlich verſchwinden 
laſſen. Darum ermahnen Wir Euch auf das Lebhaftefte, ehrtvürdige Brüder, 
Euren Gläubigen durch gelegentlichen Unterricht die katholiſche Doctrin über 
die chriftliche Ehe zır erklären und fie daran zu erinnern, was Wir oft über 
diejes Sakrament in Unfern Schreiben und Unfern apoftoliichen Allocutionen, 
bejonder3 in denen vom 9. und 27. September 1852, gefagt haben. Auf 
biefe Weife werden fie beſſer die Heiligkeit und den Dertb dieſes Sakra⸗ 
mentes verſtehen, und, indem fie ſich frommer Weiſe nach den canoniſchen 
Geſetzen über dieſen Gegenſtand richten, werden ſie die Uebel vermeiden, welche 
bie Familie und die menſchliche Geſellſchaft in Folge ber Verachtung der 
Heiligkeit der Ehe befallen.” Im Uebrigen ermahnt der Papft bie Priefter, 
treu zu ihren Bilchöfen, und die Gläubigen, zu ihren Prieftern zu halten 
und immer bie Worte vor Augen haben: „Wer nicht mit mir ift, ber ift 
gegen mich.“ 

27. März. Der Bundesrath befchließt bezüglich der Auswei— 
fung der juraffiichen römiſch-katholiſchen Geiftlichen durch die Berner 
Regierung aus den Bezirken des Berner Jura und auf deren Recurg: 


„Die Regierung von Bern ift eingeladen, dem Bundesrathe ınit mög» 
lichſter Beförderung darüber Bericht zu erftatten, ob fie ihrerſeits beabfichtige, 
bie durch den Beſchluß vom 30. Januar 1874 angeordnete Entfernung von 
rõmiſch⸗katholiſchen Prieitern aus den juraſſiſchen Amtöbezicten noch länger 
fortbeftehen zu laffen, und, wenn dies der —* ſein ſollte, fich einläßlich 
über die Gründe auszuſprechen, welche nach ihrer Anſicht die Fortdauer Der 
fen lichen ausnahmaweiien Maßregel nothiwendig maden. Nach Eingan 

ichs Berichtes und allfällig weiterer Unterfuung ber Derhältniffe wir 
der Bundesrath von fi) aus die angemefjenen Verfügungen treffen.” 


1. April. Der im vorigen Jahre abgejchloffene Weltpoftver- 
trag ift von allen an demjelben betheiligten 20 Staaten ratificirt 
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worden, auch Frankreich bat feinen Beitritt unter einigen Vorbe⸗ 
halten zugefichert. Der fürmliche Austaufch der Ratification foll 
am 3. Mai ftattfinden. 


1. April. (Bern.) Gr. Rath: Debatte über die eingegangenen ' 
Recurje betr. die Ausweiſung der renitenten fatholifchen Geiftlichen 
des Jura und ben Beichluß des Bundesraths vom 27. d. M. Die 
Regierung fcheint der Anficht zu fein, daß der Bundesrath auf ein 
nachdrückliches Einfchreiten gegen die Yortdauer jener Maßregel ver- 
zichtet habe, und der Gr. Rath unterftüßt ihn darin mit großer 
Mehrheit und fcheint geneigt, die Aufhebung der Verbannung auf 
die lange Bank zu jchieben. 


Kirchendirektor Teufcher erftattet einen längeren Bericht über Ta, 
was bis jeßt in diefee Angelegenheit geichehen fei, hebt hervor, daß ber 
Bundesrath in feinen Erwägungen zum Beichlufle vom 27. März die Com: 
petenz ber Berner Regierung zu den angeordneten Maßregeln anerkannt habe, 
jtellt für nächfte Seſſion die Vorlage eines Gejekes für dergleichen alle in 
Ausſicht, wobei dann aber noch nicht gejagt jei, daß nach defien Annahme 
dad Verweiſungsdecret aufgehoben werde. Zie Regierung werde den bisher 
eingenommenen Standpunft nicht verlafien, babe jedoch feit der Einladung 
des Bundesrathes noch Teine Zeit gefunden, die neue Phafe der Angelegen= 
heit in eingehender Weife zu erörtern oder Weiteres zu befchließen. Für⸗ 
ſprech Hofer fchlägt hierauf die Refolution vor, der Große Rath möge be: 
fchließen, „er nehme mit Befriedigung Akt von der Anerkennung ber Bes 
fugniß der Regierung zu den von ihr getroffenen Verfügungen und er jpreche 
die Erwartung aus, daß fie die ftaatlichen Hoheitzrechte in getreuer Aus: 
führung der verfaffungsmäßigen Beftimmungen auch fernerbin feithalten 
werde." Ber Juraſſier Xaver Kohler warnt dagegen davor, neues Del ins 
Feuer zu gießen und dabei noch weiter zu gehen, als die Regierung biäher 
gegangen. Er jchlägt in erfter Linie vor, in die Sache gar nicht weiter ein: 
zutreten, in zweiter bringt er folgenden Antrag: „Der Große Rath des Kan: 
tons Bern jpricht dem Regierungsrath die Erwartung aus, daß er den bes 
an Conflikt in den Schranken der eidgenöffiichen und kantonalen Ber: 
affung demnächft zu erledigen fich bemühen werde.“ Ohne weitere Debatte 
wird unter Namensaufruf mit 153 gegen 20 Stimmen der Antrag Hofers 
angenommen. 


4. April. (Bafelland.) Das Volk verwirft in allgemeiner 
Abftimmung die vom Landrath beſchloſſene Verfaffungsrevifion, troß 
der Befürwortung berfelben durch die gefammte Preife und die Volks— 
vereine, mit 2837 gegen 2805 Stimmen. 


6. April. (Genf) Da die Römisch-HKatholifchen den vom 
Genteinde » Bertvaltungsrath ihnen vorgefchlagenen Compromiß be— 
harrlich ablehnen, fo läßt der Lebtere die Kirche Notre-Dame behörb- 
lich fchließen und verfiegeln, nachdem den Römiſch-Katholiſchen vorher 
die Herausnahme der Monftranz geftattet worden war. Der römijch- 
fatbolifche Pfarrer Demoyer und Gen. Teiten bei den Gerichten eine 
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Eigenthumsklage ein, um die Intervention ausländifcher Donatoren 
der Kirche zu provociren. 

7. April. Da für das Begehren einer Bollgabftimmung über 
die neuen Bundesgefeße betr. Civilftand und Ehe und betr. politifche 
Stimmberechtigung über 100,000 Unterjchriften eingegangen find, 
ordnet der Bundesrath diejelbe auf den 23. Mai an. 

7. April. (Solothurn.) Die Regierung ertheilt der „chrift= 
tatholiichen Kirche der Schweiz“, wie folche durch die von bem 
Verein ſchweiz. freifinniger Katholiken aufgejtellte Kirchenverfaflung 
vom 14. Juni und 21. September 1874 ins Leben gerufen werden 
fol, die ftaatliche Genehmigung und erflärt fich geneigt, einen chrift« 
katholiſchen ſchweiz. Biſchof anzuerkennen, wofern die Synode der 
Regierung das Recht zuerkenne, die Wahl zu genehmigen. 

20. April. (Schaffhaujen) Das Volt verwirft die revi- 
dirte Verfaſſung, obgleich fie ihm diesmal gruppenweile vorgelegt 
wird, neuerdings, da die Zahl der Annehmenden, wenn auch gegen 
die Verwerfenden in Mehrheit, doch nicht dag abjolute Mehr der 
ftimmberechtigten Bürger erreicht, "wie dies in der DVerfaflung vor- 
geſchrieben ift. 

21. April. (Bafeljtadt) Gr. Rath: nimmt die revidirte 
Berfaffung ala Ganzes mit 98 gegen 11 Stimmen an. 

21. April. (Bajelland.) Landrath: erklärt bez. der Volks⸗ 
abjtimmung über die Verfaflunggrevifion, daß die Frage al? ver- 
neint zu betrachten und deßhalb troß der geringen Mehrheit feine 
äweite Abſtimmung anzuordnen fei. 

26. April. (Appenzell A.:RH.) Die Landagemeinde beſchließt 
eine Nevifion der Verfaſſung. 

29. April. Der Centralausſchuß der ſchweiz. Volksvereine er- 
läßt Angeficht3 der bevorjtehenden Volksabſtimmung über die neuen 
Bundesgeſetze betr. Civilſtand und Ehe und betr. politiiche Stimm- 
berechtigung einen jehr warmen Aufruf für diefelben und namentlich 
für dag Civilehegeſetz: 

„Eine Berwerfung dieſer Geſetze würde gleichbebeutend fein mit einer 
Abſchwaͤchung der Errungenichaften der neuen Bundesverfafſung von 1874, 
welche mit aller Kraft feitzuhalten wir alle Urfache haben. Ste würde bie 
Gegner der Bundesverfafiung und des Fortſchritts überhaupt ermutbigen. 
Es ziemt filh daher, daß wir ben Ernſt ber Sage gehörig ind Auge faflen, 
und angemeffen handeln. Die Agitation gegen die beiden Bundesgeſetze hat 
Dimenfionen angenommen, bie una jehr deutlich exfennen Lafien, daß wir es 


genau mit demjelben, ja mit einem nicht ganz unerheblich flärkeren Gegner 
als im vorigen Jahre, zu thun Haben.” 
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— April. Die vom Bundesrath ausgegangene Anregung zu 
Herbeiführung eines allgemeinen internationalen Eiſenbahntransport⸗ 
rechts fcheint an Frankreich fcheitern zu jollen. Die Regierung des 
deutſchen Reichs hat fich dagegen dem Projekt principiell geneigt ge= 
zeigt und demfelben ihre Unterftüßung angedeiben Laffen. 

2. Mai. (Zürich) Die Neuwahl der Regierung erfolgt 
durchaus nach der Fifte der demofratiichen Partei, die demnach vor= 
erit das Heft in den Händen behält. 

2. Mai. (Quzern.) Erneuerungswahlen zum Gr. Rathe. 
Die Liberalen verlieren vier Cie im neuen Gr. Rathe. Derjelbe 
wird aus 88 Ultramontanen und 48 Liberalen zuſammengeſetzt fein. 


2. Mai. (Graubünden.) Erneuerungswahlen des Gr. Rath. 
Die Liberalen behaupten ihr bisheriges Uebergewicht: eg werden 48 
Liberale gegen 26 Ultramontane gewählt. 

3. Mai. Austauſch der Ratificationen des Weltpoftvertrag?. 
Die Bedingungen, unter welchen Frankreich beigetreten ift und Die 
von fämmtlichen Bevollmächtigten der übrigen Vertragsjtaaten ge= 
genehmigt wurden, lauten: 

„1) Zie Ratification der franzöfiichen Nationalverſammlung wird vors 
behalten; 2) Frankreich kann bem Poftverein erft auf 1. Januar 1876, ftatt 
auf 1. Juli 1875, beitreten; 3) die Zranfittaren werden nach der wirklich 
durchlaufenen Strecke en Gegenjab zu der geraden Linie) bemefien, immer: 
hin in dem Sinne, daß die Taren ſelbſt nad) dem Vertrage vom 9. Oftober 
1874 feitgejeßt bleiben; 4) die durch den Poltvereinsvertrag vom 9. Oktober 
1874 aufgeftellten Tarife können nur auf einftimmigen Beſchluß der am Eons 
grefje vertretenen Etaaten abgeändert werden.“ Der ganze Unterjchied zwiſchen 
dem Beitritt Frankreichs und dem der übrigen Staaten befteht demnach bloß 
barin, daß dasſelbe exit nachträglich die Ratification der Nationalverfamms 
lung einholt und den Bertrag ſechs Monate ſpäter vollzieht als diefe Staaten. 


4.—5. Mai. (Bern) Seſſion ber erften fatholifchen (alt= 
tatholifchen) Eynode des Jura in Delaberg. Von 88 gewählten 
Mitgliedern finden fi) 80 zur Seffion ein. Die Verfammlung 
nimmt das von einer proviſoriſchen Commiſſion vorgelegte Negle- 
ment mit geringen Modificationen an, beftellt den Synodalrath ala 
die oberfte Firchliche Behörde für die Dauer von 4 Aahren mit 
4 Geiftlichen und 5 Laien und nimmt einftimmig den Anjchluß an 
die in Dlten beſchloſſene chriftlatholifche Nationalfynode an. Die 
Öffentliche Meinung jpricht fich über den durchaus befonnenen und 
einträchtigen Geift, der auf der Synode zu Tage getreten ift, fehr 
befriedigt aus. . 


In der Rebe, mit welcher Regierunggrath Frofſard die Verhandlungen 
der Synode eröffnet, zeichnet derfelbe die Stellung, welche die Regierung in 
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Zulunft der Latholiichen Kirche gegenüber einnehmen werde mit folgende 
Morten: „An 18. Januar 1274 hat das Berner Volk mit der Annahme 
des Kirchengeſetzes auf immer die Hoffnung aller derjenigen gebrochen, welche 
una die römifchen Lehren aufdringen wollen. Gegenüber der Suprematie 
eines Einzigen bat e3 den Willen aller proclamirt, den Hierarchischen Inſti⸗ 
tutionen eine democratiſche Berfafjung der katholiſchen Kirche entgegengefteilt. 
Die Regierung, die während dieſer Tr Uebergang3periode bie religidfen 
Intereſſen der Bevölferung zu wahren hatte, legt heut in die Hände der 
Eynode ihre Gewalt. Sie wird in Zufunft nur dann eingreifen, wenn es 
gilt, Rechte zu wahren, über die öffentliche Orbrung zu wachen und ben 
Trieben unter den Confejfionen aufrecht zu erhalten.” 

6. Mai. (Glarus) Die Landsgemeinde verwirjt nach jtür- 
mifcher Debatte die vom Landrath revidirte Verfaffung beinahe ein= 
ftimmig. 

6. Mai. Eine Berfammlung von Katholiken und Proteftanten 
in Olten bejchließt die Gründung eines confervativen „eidgendffifchen 
Vereins“, erwählt ein Gentralcomite und erläßt einen Aufruf zum 
Beitritt. 

Nach den angenommenen Statuten ift der Hauptzweck des Vereins: 
„Kräftiges Eintreten für die Grundſätze der Gewiſſens⸗, Gultus:, Glaubens: 
und Lehrfreiheit, für Die Unabhängigkeit der Kantone innerhalb ihrer Compe⸗ 
tenzen, ſowie für die berechtigte Freiheit der Bürger, der Gemeinden und der 
genoffenichaftlichen Inftitutionen, welche gemeinnüßige Zwecke verfolgen, gegen: 
über dem Beſtreben nach fchrankenlofer Ausdehnung der Stantägewalt." Zur 
Erreichung dieſes Zweckes ſollen Berfammlungen veranstaltet werden zur Be: 
ſprechung und Verſtändignung über die verichiedenen mit dem Vereinsprogramm 
in Verbindung ftehenden ragen. Auch für Vertretung der Vereinszwecke 
durch die Preffe und möglichfte Unterftügung und Verbreitung der auf dieſem 
Boden ftehenden Zeitungen fol gejorgt werben. 


7. Mai. (Bern) Der Bundesrath erneuert feine Anfrage 
vom 27. März bei der bernifchen Regierung betr. die Aufhebung der 
Ausweiſung der renitenten Tatholifchen Geiftlichen aus den juraſſi— 
chen Amtsbezirken. Die Regierung antivortet, daß ihr eine definitive 
Antwort erjt möglich fein werde, wenn der Berner Große Rath den 
von ihr ausgearbeiteten Geſetzentwurf über Ausübung des Privat: 
cultus religiöjer Genoffenfchaften, welcher ihm die Mittel, ferneren 
Anmaßungen und Webergriffen des römifchen Clerus energifch ent» 
. gegenzutreten, in die Hand geben wird, durchberathen und angenom- 
men haben werbe. 

10. Mai. (Bern) Gr. Rath: Die Regierung theilt dem— 
jelben mit, daß fie ein Geſetz gegen Nebergriffe der Geiftlichfeit aus— 
arbeite, welches wohl im Anguft dem Gr. Rath zur Berathung vor- 
gelegt werden könne; indeffen fei es fehr wünſchenswerth, daß die 
vorberatbende Commiſſion ſchon jebt bezeichnet werde, was denn 


auch geſchieht. 
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10. Mai. (Solothurn) Die Wahl des BVerfaffungsrathes 
durch das Volt ergibt einen Überrafchenden Sieg der Liberalen: es 
werben 98 Kiberale und nur 16 Ultramontane gewählt; von den 
10 Amtabezirten wählen 8 liberal, nur 2 ultramontan. 

18. Mai. (Zeffin) Der neue, in feiner Mehrheit ultra» 
montane Gr. Rath beichließt die Wiedereröffnung eines Kapuziner- 
kloſters. 

18. Mai. (Bern.) Die evangeliſch-reformirte Synode des 
Kantons beichließt auf Antrag des Synodalrathes : 


1) Die Einführung von Bezirkſynoden ift wünſchbar. 2) Ueber Cir⸗ 
eumfcription, Organijation, Geſchaͤftskreis ꝛc. derjelben ſollen im Laufe des 
Sommer mit zu diefem Zweck zu wählenden Gemeindeabgeorbneten vorbe⸗ 
rathende Berhandlungen gepflogen werben, deren Befchlüffe ala Anträge vor 
bie ordentliche Herbſtſynode gelangen. 3) Die Abgeordneten treten nad) den 
bisherigen Synodalbezirken zufammen, und werden, im Verhältniß der bis⸗ 
herigen Bevölferungszahl ber einzelnen Gemeinden, entweber vom Kirchge⸗ 
meinderath - oder don der Kirchgemeinde jelbft gewählt. 4) Jede Gemeinde 
fendet wenigſtens zwei Abgeordnete, Gemeinden von 2--4000 Einwohnern 
\enden drei, Gemeinden von mehr ala 4000 Einwohnern vier Abgeordnete. 
Außerdem fteht die Theilnahme mit berathender Stimme Jedem frei, der ſich 
für kirchliche Angelegenheiten intereffirt. 

19. Mai. (Luzern) Zufanmentritt des neugewählten Gr. 
Rathes. Mehrere Großräthe erklären bei der Eidezleiftung, daß fie 
den Paffus der Eibesformel „die römisch-fatholifche Religion zu be= 


ſchützen“ nicht beſchwören könnten. 


22. Mai. (Waadt) Gr. Rath: Die zur Prüfung des ftaat3- 
räthlichen Berichts über die eidgenöffifchen Angelegenheiten nieder- 
geſetzte Commiffion gibt ihrer Anficht dahin Ausdruck, daß das 
Stimmrechtsgeſetz ſowohl conftitutionell jei, als für viele Kantone 
Fortſchritte realifire, ohne den Kanton Waadt zu einem Rüdfchritt 
zu nöthigen, daß dagegen das Ehegeſetz in formellem Widerfpruch 
mit Artifel 53 alinea 3 ber Bundesverfaſſung fich befinde. Der Gr. 
Gath ſchließt fi mit 104 gegen 27 Etimmen den Anfchauungen 
der Commilfion an. 

23. Mai. Bon den der allgemeinen Volksabſtimmung unter- 
torfenen neuen Bundesgefegen wird dasjenige betr. Givilftand und 
Che mit 211,500 gegen 201,733 Stimmen angenommen, das an« 
dere dagegen betr. politiiche Stimmberechtigung mit 205,408 gegen 
201,733 Stimmen verworfen. 


26. Mai. (Bern) Die Regierung richtet an den Bundes«- 
rath eine Denkſchrift Über den Zuftand des Jura, um die Verzögerung 
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in der Trage der Aufhebung der Ausweiſung der römifch-fatholi« 
fchen Geiftlichen aus demfelben zu rechtfertigen. 


28. Mai. (Zeffin) Gr. Rath: beräth eine Revifion der 
Derfaflung und gibt dabei dem Schulartifel folgende Faſſung: 

„Die Freiheit des Privatıınterricht? ift innerhalb den Schranken ber 
Bundesverfaffung garantirt. Tas Geſetz tritt dem Mißbrauch derſelben ent» 
gegen. Die vatung und Beauffichtigung der öffentlichen Schulen fteht dem 
Staate zu." Ein Antrag auf Einführung des Syſtems der Bevölkerungs— 
zahl bei den Großrathswahlen an Stelle bes Syſtems ber Kreiſe (Circoli), 
welche bisher ohne Rücdficht auf ihre Bevölkerung je 3 Mitglieder gewählt 
haben, wird von der Mehrheit abgelehnt, welche fich auch weigert, dieſe wichtige 
Abftimmung unter Namenzaufruf vorzunehmen. 


29. Mai. (Genf) Gr. Rath: tritt mit 53 gegen 20 Stim⸗ 
men in die Frage der Kirche Notre-Dame auf Eeite des liberalen 
Verwaltungsrathes der Kirche, indem er beichließt: „Die Commiſſion 
bat durch ihre Beichlüffe vom 15. Februar Tekthin und durch die 
darauffolgenden Akte in feiner Weife ihre Kompetenz überjchritten ; 
im Gegentheil hat fie von ben ihr zuftehenden Vefugniffen einen fehr 
mäßigen Gebrauch gemacht.” 


Auf den erften Blick fcheint die Tragweite biefer Motion nicht groß. 
Sie gewinnt aber an Bedentung, wenn man erwägt, twelches die „der Auf: 
fichtscommiſſion bereitete Lage iſt“ und in welchem Berhältniffe der Große 
Rath zu den Stiftungen fteht. Die angerufenen lee und Verfaſſungs⸗ 
beftimmungen verfügen, daß Stiftungen und juriftifche Perſonen Kerne 
nur mit Genehmigung des Großen Rathes gegründet werden können, feiner 
periodifchen Peitätigung "unterliegen und daß er zu jeder Zeit bie Autori: 
fation zurüdziehen Tann, wenn eine Gejellichaft oder Stiftung von ihren 
Statuten oder von ihren Zwecken abweicht. Da nun in dem von Dünoyer 
und Conſorten angehobenen Prozeffe die Eriftenz der Corporation felbft an: 
gegriffen und ſolche dem richterlichen Ermeſſen anheim zu ftellen verfucht 
wird, jo vindizirt ſich der Große Nath durch feinen Beſchluß das Recht, über 
dem Geſchicke der von ihm geftifteten juriftifchen Perfon zu wachen und an⸗ 
zudeuten, wo das Gebiet der Gerichte aufhöre und dasjenige bed Großen 
Rates anfange. 


31. Mai. (Bern) Der Bundesrath Stellt der Regierung von 
Bern für die Aufhebung des Beichluffes betr. Ausweifung ber rö- 
mifch-fatholifchen Geiftlichen aus den Amtsbezirken des Jura eine 
Friſt von 2 Monaten. 


2. Yuni. (Bern) Bundesrath: weist die Römiſch-Katho⸗ 
liſchen des bernifchen Jura mit ihren Proteft gegen die nach dem 
neuen Berner Cultusgeſetz organifirte katholiſche Eynode ab. 

3. Juni. (Bern.) Die Regierung beruft den Gr. Rath auf 
den 11. Juni ein, um von demfelben Vollmacht zur Einreichung 
des Recurfes gegen den Bundesrathsbeſchluß betreff? der Aufhebung 
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der Ausweifung der Tatholifchen Geiftlichen mit dem Echlußantrag 
zu verlangen, daß die geftellte zweimonatliche Frijt entiprechend den 
Beftimmungen der Berner Berfaflung betr. Geleeßerlaffungen ver⸗ 
läͤngert werde. 

4. Juni. (Genf.) Der neue Kirchen-Verwaltungsrath von 
Notre-Dame ergreift nach Wegnahme der Siegel und Aufnahme 
eines Inventars, welches jedoch nur noch die Kanzel und die Orgel, 
fowie einige Bänfe und Etühle zum Gegenftand Hatte, Beſitz von 
der Kirche. Die Römifchen legen dagegen Proteft ein. Die zahl⸗ 
reich verfanmmelte Menge bleibt gleichgültig. 

7. Juni. Zufammentritt der Bundesverfammlung zu ihrer 
ordentlichen Eommerfeifion. In beiden Räthen werden, übung3- 
gemäß, die bisherigen Vicepräfidenten ohne Wahlkampf zu Präfi- 
denten gewählt, im Nationalratd Stämpfli von Bern mit 60 von 
74 Stimmen, im Ständerath Ringier aus Aargau einftimmig. Da⸗ 
gegen entfpinnt fi) bei der Wahl der Vicepräfidenten ein heftiger 
MWahlfampf, namentlich im Ständerath, wo dem Xiberalen Numa 
Droz and Neuenburg der Ultramontane Schaller von Freiburg ent= 
gegengeftellt wird, der jedoch troß aller Anjtrengung feiner von ei= 
nigen proteftantifchen Gonfervativen unterftüßten Parteigenofien im 
achten Wahlgang mit 14 gegen 16 Stimmen unterliegt. Nach diejer 
Mahl zu fchließen, ift auch die Mehrheit des Ständeraths zu Con— 
ceffionen gegen die Ultramontanen nicht geneigt. 

Der Bundesrath theilt der Bundesverfammmlung mit, daß die 
Perner Regierung ihm den Recurs gegen die von ihm verfügte Auf- 


hebung der Ausweiſung der renitenten katholiſchen Geiftlichen aus den 


jucaffiihen Amtsbezirken angekündigt und den Antrag geftellt Habe: 
1) Es ſei der betreffende Bundesrathsbeſchluß zu caffiren: 2) jeden- 
falls feine Vollziehung zu Jugpendiren, biß die Bundesverfanmlung 
entfchieden haben werde. 

9. Juni. (Genf) Gr. Rath: George Fazy bringt neuer- 
dings einen Geſetzesvorſchlag über Trennung von Kirche und Staat 
ein, dahin gehend, daß jeder Cultus fich nach dem Vereingrechte frei 
organifiren Tann, bie Gemeinden über die Kirchen wie über anderes 
Gemeindegut verfügen und fie der Mehrheit eines Cultus zutheilen 
fönnen. Die Berweifung des PVorfchlages an eine Commiſſion wird 
jedoch mit 61 gegen 26 Stimmen verworfen und nad) langer Dis- 
cuffion über Verfchiebung auf die nächlte Sihung mit 44 gegen 12 
Stimmen unbeftimmte Verfchiebung beichlofjen. 
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11.—12. Juni. (Bern.) Gr. Rath: Die Regierung legt dem= 
felben einen Gejeßegentwurf_ betr. Etörung des religiöfen Friedens 
vor, um darauf geftüßt die Ausweiſung der katholiſchen Geiftlichen 
des Jura nach der Tyorderung des Bundesraths wieder aufheben zu 
fönnen. Ber Gr. Rath beichließt mit 176 gegen 29 Etimmen, in 
die Digcuffion desfelben einzutreten, und genehmigt ihn fchließlich 
mit einigen Modificationen’ mit 183 gegen 24 Etimmen (f. d. Wort: 
laut 13. Eept.). Tem von der Regierung gegen die Eommation des 
Bundesraths vom 31. Mai an die Bundesverfammlung eingereichten 
Recurs wird mit 177 gegen 24 Stinumen beigepflichtet. 


Kirchendireltor Teufcher erklärt Namen? der Regierung, daß noch heute 
im Jura diejelben Nebelftände, diefelbe Nenitenz Seitens Derjenigen berriche, 
welche fi) und ihre Partei fortwährend als die Verfolgten bezeichneten. Daß 
der Staat deßhalb zum Erlaß eines derartigen Geſetzes competent fei, werde 
wohl Niemand bezweifeln. Wenn die Regierung auch den Grundjaß der 
Glaubend: und Gewifjenzfreiheit hoch Ink fo jei die Cultusfreiheit doch 
an gewiffe Grenzen geknüpft, denn ber Mißbrauch des Vereinsrechts müßte 
eben auch beitraft werden. Bann jucht er nachzumweilen, daß ber in neuerer 
Zeit der Regierung von Bern gemachte Vorwurf, ala Habe die Regierung 
die Vorlage des Geſetzes verjäumt, ein unrichtiger fe. Sie habe in erſter 
Kinie eine Ordonnanz erlaſſen betreffend den Cultus privater Religionsges 
noſſenſchaften und als fie eben gefunden, dab eine toleje Ordonnanz nicht 
genüge, habe fie den vorliegenden Geſetzesentwurf au erathen, und dürfe 
mit aller Entichiedenheit ben Vorwurf, als Hätte fie die Angelegenheit zu 
—A— geſucht, von ſich weiſen. Bid jetzt Habe die Regierung geglaubt, 
ben herrichenden Nebelftänden auf dem Adminiftrativtvege begegnen zu können, 
allein babei habe man nur einzelne Fälle getroffen und die Strafen feien 
nicht wirkſam genug geweſen. Verichiedene Staaten hätten längft benjelben 
Meg der Strafgefeggebung eingeichlagen, jo enthalten der franzöfiiche Code 
penal, die Steafgelepbücher von Genf, Italien und Deutjchland beit geraumer 
Zeit ähnliche Beitimmungen. 

14. Juni. Delegirten »Berfammlung der altkatholifchen Ge— 
meinden und Vereine der Schweiz (erfte Synode derfelben) in Olten. 
Diefelbe nimmt den ihr vorgelegten „Entwurf einer Verfaſſung der 
hriftfatholifchen Kirche in der Schweiz" mit großer Mehrheit an, 
beftellt den Synobalratd aus 4 Geiftlichen und 5 Laien mit dem 
aargauischen Landammann Keller ala Präfidenten und befchließt, die 
Mahl eine Biſchofs fowie die Berathung einer Anzahl Reform⸗ 
anträge von Bafel auf die Herbitiynode zu verjchieben. 

Die Basler Anträge gehen bahin: 1) Bis dahin, daß die Synode 

- eine beftimmte Gultusfleidung für die Geiftlichen angeordnet haben wird, 
fteht den Gemeinden frei, unter ben verfchiedenen bei Tirchlichen Auntimen 
in ber Tatholifchen Kirche gebräuchlichen Kleidungen für ihren Gottesdienft 
die einfachfte und würbdigfte zu wählen. 2) Es ift den Gemeinden auch vor 


der Einführung der revidirten Liturgie geftattet, bei ihrem Gottesdienft den 
Wortlaut der bisherigen Meßgebete und Meßgeſänge in die Vollsſprache übers 
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jebt zu gebrauchen. 3) Die öffentliche Bußfeier, beftchend in der Gewifſens⸗ 
erforichung, dem allgemeinen Sündenbelenntniß, dei Reuegebet und der Los⸗ 
ſprechung, ift zur Vorbereitung auf die HI. Kommunion genügend. 4) Tas 
Recht in die Ehe zu treten, fteht dem Geiftlichen als ſolchem unveräußerlich frei. 


— uni. (St. Gallen.) Gr. Rath: ſchließt feine Berathungen 
einer Revifion der Berfaffung. Die Artikel über das Verhältniß des 
Staates zur Kirche und über die Echule werden ſehr präci® im 
Sinne vollftändiger Staatshoheit auch über die Kirche bezüglich 
ihrer äußeren Berhältniffe gefaßt troß ber Oppofition der Ultra= 
montanen. Am beftigjten indeß befämpfen diefe den Artikel, welcher 
den Gemeinden das Recht einräumt, ihre Pfarrer jelbjt zu wählen 
und auch abzuſetzen. 

16. Juni. Ctänderath: genehmigt feinerjeits die neue Luzerner 
Verfaſſung, aber auf den Antrag der vorberathenden Commiſſion 
mit dem Zujaß: 

„In Erwägung, daß laut Art. 27 der Bundesverfaſſung, bie Staats⸗ 
behörde jedes Kantons berechtigt und verpflichtet ift, ſowohl den privaten als 
ben Öffentlichen Primarunterricht, ber obligatorifch ift und genügend fein ſoll, 
zu leiten, mit dem einzigen Unterſchiede, daß diefer Unterricht in den öffent: 
lichen Schulen unentgeltlich und nichtconfeſſionell .ertheilt werden muß, wäh: 
rend dieje beiden Bedingungen dem Privatunterrichte nicht auferlegt find; 
baß fomit der Art. 3 der Luzerner Berfafjung we die Wirkung haben kann, 


in irgenb welcher Weife dieſes Necht und dieje Pflicht der Staatsbehörde zu 
beſchränken.“ 


17. Juni. Nationalrath: Debatte über die Garantie der neuen 
Luzerner Verfaſſung: es wird mit 64 gegen 28 Stimmen beſchloſſen, 
den Zuſatz zu der Garantie noch etwas ſchärfer zu faſſen, womit ſich 
der Ständerath einverſtanden erklärt. 


Die ulttamontane Mehrheit des Luzerner Gr. Rathes hatte dem Ar⸗ 
tikel 3 der neuen Verfaſſung eine Faſſung gegeben, welche die Staatshoheit 
egenüber den Privatichulen zu Gunſten der ee auf ein Minimum be: 
chräntte. Sie räumte nämlich gegenüber privaten Primarjchulen ven Staat2: 
behörden nur die Terechtigung ein, fich darüber zu vergewiſſern, daß auch in 
ben Primarichulen das Lehrziel der öffentlichen Schulen erreicht werde. In 
diefer Beſchränkung der Rechte des Staates auf dem Gebiete bes Volksſchul⸗ 
weſens erblickte man eine Verlegung des Art. 27 der neuen Bundesverfafjung, 
welcher jagt: Die Kantone forgen für genügenden Primarunterricht, welcher 
ausſchließlich unter ſtaatlicher Leitung ſtehen ſoll; derſelbe iſt o ligatoriſch 
und in den Öffentlichen Schulen unentgeltlich; die öffentlichen Schulen ſollen 
von den Angehörigen aller Bekenntniſſe ohne Beeinträchtigung ihrer Glaubens⸗ 
und Gewiſſensfreiheit bejucht werden Lönnen. Es lag nunmehr die Yrage 
dor, ob die Definirung des Verhältniſſes des Staates zur Privatichule in 
der Verfaffung von Luzern im Einklang fiehe mit der entiprechenden Beftim: 
mung bed Art. 27 der Bundesverfaffung, oder ob bies nicht der Fall ſei. 
Der Bunbesrath bejahte biefe Frage, von der Anficht ausgehend, daß der 
Staat der privaten Primarjchule gegenüber wirklich fein weiteres Recht zu 
beanipruchen habe, ala das Recht zur Eonftatirung der Erreichung des Lehre 
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zieled der Öffentlichen Schulen. Am Schooße ber beiden Räthe ber Bundes: 
verfammlung gelangte man aber an der Hand des Wortlantes der einfchlä- 
gigen Berjefungabehimmun zu andern Anfchauungen al der Bundesrath. 
Der Ständerath nahm in Teinem erften Entjcheide in die Motivirung des 
Sarantiebejchluffes betreffend die Luzerner Derfaflung eine interpretation des 
Art. 27 der Bundesverfaffung auf, nach welcher die Staatäbehörde jedes 
Kantons berechtigt und verpflichtet iſt, ſowohl den privaten, ala ben öffent» 
lichen Primarunterricht, der obligatoriſch ift und genügend fein foll, zu leiten, 
wobei ber private Unterricht fi vom Öffentlichen nur dadurch unterjcheidet, 
daß er nicht, wie dieſer, unentgeltlich und nichtconfeffionell ertheilt werden 
muß. Der Nationalrath feinerfeits faßte dieſe etwas über den in Frage 
liegenden Gegenftand hinausreichende, obſchon wohl an ſich ganz richtige 
Sehnition zufammen in den Eat, daß nad) Art. 27 ber Bundesverfafjung 
ber gefammte Primarunterricht ausfchließlich unter flaatlicher Seitung fteben 
müfle. Der Ständerath Hinwicder trat nachträglich der Motivirung des Gas 
rantiebeichluffes betreffend die Luzerner Berfaffung: durch den Nationalrath 
bei und Art. 27 der Bundesverfaffung ift me 4 durch Bundesbeichluß 
authentiſch dahin interpretirt, daß ber gejammte Primarunterricht in ber 
Schweiz ausichliegli unter ftantlicher Zeitung ftehen foll. Der Zuſatz lautet 
nunmebr: Die Garantie wird ausgeſprochen „in Erwägung: daß laut Ar: 
titel 27 dee Bundesverfaffung der gelammte Primarunterricht unter ftaatlicher 
Leitung ftehen ſoll, jomit der Art. 3 der Quzerner Berfaffung nicht die Wir: 
fung haben kann, jene Vorſchrift in irgend einer Weiſe einzujchränfen; daß 
Art. 96, zweiter Abſatz diefer VBerfaffung, die durch Art 49 der Bundesver⸗ 
fofjung gewährleiftete Glaubens» und Gewiflenzfreiheit in einer Weile beeinz 
trächtigen kann; daß diefe Berfaffung im Uebrigen nichts enthält, was den 
Borjchriften der Bundesverfafjung zuwider wäre; daß diefelbe die Ausübung 
ber politichen Rechte nach republifanifchen Formen fichert; daß fie von dem 
Volke des Kantons Quzern angenommen worden ift und auf Begehren ber 
abfoluten Mehrheit der Bürger revidirt werden Tann.” 


28.—29. Juni. Nationalrath: Debatte über den Recurs der 
Berner Regierung gegen den Beichluß des Bundesraths vom 31. 
Mai betr. Aufhebung der Ausweitung der Fatholifchen Pfarrer des 
Sura. Die Commiffion beantragt, dem Verlangen der Berner Re- 
gierung zu entſprechen und die der Berner Regierung gejtellte zwei⸗ 
monatliche Frijt big Mitte Noveniber. zu verlängern, da daß von 
ihr dem Gr. Rathe diefeg Kantons vorgelegte Geje gegen Störung 
des religiöfen Friedens nach den Vorjchriften der Berner Verfaflung 
nicht dor Ende Oktober? gültig zu Stande kommen könne. Die 
Hoffnung der Ultramontanen auf eine Spaltung der liberalen Ma» 
jorität und einen Bruch zwiſchen dem Bunbesrath und der Regie= 
rung von Bern werden vereitelt. Der Nationalrat tritt mit 96 
gegen 29 (ultramontane) Stimmen dem Antrag der Commilfion 
bei und die Mehrheit des Bundesraths erflärt fi) damit einver- 
ftanden. 


1. Juli. Ständerath: tritt dem Beſchluſſe des Nationalrathg 
vom 29. Juni betr. Bern mit 24 gegen 16 Stimmen bei. 
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10. Juli. (Bern) Das Chergericht fett den römifch-fatho- 
Lifchen Pfarrer Perroulaz in Bern, der fich weigert, feine Functionen 
in der auch. den Altkatholifen für ihren Gottesdienft eingeräumten 
Kirche auszuüben, einftinmig ab. 

28. Juli. (Uri.) Bei 2000 (italienische) Arbeiter aın Gott 
bard- Tunnel ftellen ihre Arbeit ein und verlangen freie Celbfternäh- 
rung und Lohnerhöhung und verhindern bewaffnet den Zugang zum 
Tunnel. Die Regierung den Uri bietet eine Compagnie Milizen 
auf. Es fommt zu einem Zufammenftoß, die Miligen geben feuer 
und mehrere Arbeiter bleiben todt auf dem Plake, mehrere werden 
verwundet, worauf wieder Ruhe eintritt und die Arbeiten im Tunnel 
fortgejegt werden können. 


17. Auguft. (Schaffhaufen.) Nachdem die vom Berfafjung?- 
rathe revidirte Berfaflung vom Volke in allgemeiner Abftimmung 
zweimal verworfen worden ift, bejchließt der Er. Rath die Abberu- 
fung des Verfafjungsrathes. 

23. Augujt. (Genf) Gr. Rath: beichließt die Aufhebung 
einer Reihe von Nieberlaffungen der barmderzigen Echweftern, die 
fich nicht nur mit der Krankenpflege abgegeben, fondern namentlich 
auch ſog. Orphelinate gegründet hatten und denen die Tendenz, den 
religidfen Frieden der Familien zu trüben, zum Vorwurf gemacht 
wird, mit 64 gegen 7 Stimmen (5 Proteftanten und nur 2 Ka— 
tholifen). 

25. Auguft. (Genf.) Gr. Rath: beichließt mit großer Mehr: 
beit folgendes Geſetz betr. ben äußeren Cultus: 


Art. 1. Jede Cultusfeier, Procejlion ober religiöfe Geremonie, welcher 
Art fie fein mag, ift bei Strafe von — bid 15 Tagen Holigeibaft und Geld: 
buße von 10 bis 50 Franken auf öffentlicher Straße unterfagt: Art. 2. Der 
gleichen Strafe verfallen Die Urheber und Theilnehmer von Provocationen 
oder Unordnungen, welche durch eine Eultusfeier auf einem Privateigenthum 
veranlaßt worden find. Art. 3. Dad Tragen einer jeden geiftlichen Tracht 
oder der eines religiöfen Orden? auf Öffentlicher Straße ift den länger als 
einen Monat im Kanton Genf fich aufhaltenden Perfonen unterjagt. 

29. Auguft. (Thurgau) Das Bolt nimmt ein vom Gr. 
Rathe befchlofjenes Unterrichtägejeb, obgleich dasſelbe den Gemeinden 
beträchtliche neue Laſten auflegt, doch in allgemeiner Abftimmung- 
mit 8290 gegen 5419 Stimmen an. 


1.—2. September. Der Synobalrath der chriſtkathliſchen Kirche 
der Schweiz bejchließt in einer Berfammlung in Olten: Erlaffung 
einer Zufchrift an die. Kantone behufs Feſtſtellung eines gemeinfamen 
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Prüfungsmodus für die altkatholifchen Geiftlichen; Einfegung einer 
Conmilfion für die Entwerfung eines Rituale und eines Miffale 
auf Grundlage der Hiricher’ichen und einer folchen für das Der: 
alten der altfatholifchen Geiftlichen gegenüber dem neuen eidgendf- 
fiichen Eiviljtandagefete, welche zivei Commiffionen jofort ernannt 
werden. Bezüglich der Anträge der Kirchgemeinde Bafel wird dahin 
entjchieden: 

„Bis die Synode eine beitimmte Cultuskleidung für die Geiftlichen 
angeordnet hat, ſteht den Gemeinden frei, unter den verfchiedenen Kleidungen, 
welche bei den Eirchlichen Functionen der fatholifchen Kirche gebräuchlich find, 
die ihnen am paftendften Icheinende zu wählen. Principiell wird anerkannt, 
daß die Anwendung der Landesſprache den Gemeinden auch vor Einführung 
ber neuen Liturgie geftattet fei; von einer obligatoriichen Einführung der: 
jelben wird abgejehen, ba die nur durch eine vollftändige Aenderung ber 
Liturgie erreicht werden kann. Die erft im Jahre 1216 von der abendlän- 
ik vierten Lateranfynode eingeführte Verpflichtung, wenigſtens einmal des 
3 3 zu beichten, ift nicht obligatoriſch. Ein Jeder hat nach gewifienhafter 

(bitprüfung darüber zu enticheiden, ob für ihn der Empfang der Buß: 
jakramente nothivendig oder rathſam fei. Die Fähigkeit zur Bekleidung geiſt⸗ 
licher Amtaftellen ift nicht davon abhängig, ob der Prieſter verheirathet 
oder unverbeirathet ei.” 


12. September. (St. Gallen.) Die vom Gr. Rath. bejchlof- 
fene revidirte Verfaffung wird vom Volle in allgemeiner (gruppen 
weiſer) Abſtimmung verworfen und zwar der Schulartifel mit 19,880 
gegen 14,555, der Erziehungsartifel mit 20,508 gegen 14,016 Stim- 
men. Das facultative Referendum erhält eine Mehrheit von 1600 
Stimmen. 

13. September. (Bern.) Gr. Rath: genehmigt auch in zweiter 
Berathung das ihm behufs Zurüdnahme des Ausweiſungs-Dekretes 
gegen die renitenten juraffiichen Geiftlichen vorgelegte Cultuspolizei⸗ 
geſetz (Geſetz betr. Störung des religiöfen Frieden?) : 

„Art 1. Wer in einer den öffentlichen er gefährbenden Weiſe 
Angehörige einer Eonfeifion oder Religionsgenoſſenſchaft zu Feindſeligkeiten 
gegen Angehörige einer anderen amzeizt, wird mit Buße bis zu 1000 Frkn. 
oder mit Gefängniß bis zu einem Jahre beitraft. Art. 2. Ein Geiftlicher 
oder anderer Religionsdiener, welder in Ausübung oder bei Anlaß der Aus: 
übung gottesbienftlicher oder ſeelſorgeriſcher Handlungen polilijche ober bür- 
gerliche Angelegenheiten, StaatZeinrichtungen ober Erlafje ber Staatsbehörden 
in einer ben öffentlichen Frieden ober die Öffentliche Ordnung gefährbenden 
Weiſe zum Gegenftand einer Verkündigung oder Erörterung macht, wird mit 
Geldbuße bi zu 1000 Franken oder mit Gefängniß bis zu einem Jahre 
beſtraft. Art. 3. Geiſtlichen ober andern Religionsdienern, welche nicht an 
einer ftantlich anerfannten Kirchengemeinde angeftellt find, ift Die Ausübung 
eiftlicher Verrichtungen bei einer Neligionsgenofienfchaft und jede Wirkjam: 
eit an der Schule (Öffentliche und private) unterfagt: 1) wenn ber Betreffende 
einem ftaatlich verbotenen religiöfen Orden angehört; 2) wenn ex erwieſener 
Maßen fich öffentlich den Staatseinrichtungen und den Erlaflen der Staata⸗ 


#3 
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behörben wiberjeht Hat, auf fo lange ala dieſe Widerfeglichleit fortdauert. 
Wer entgegen dieſen Borjchriften geiftliche VBerrichtungen auzübt, wird mit 
Geldbuße bis zu 1000 Franken oder mit Sefängniß bis au einem Sen 
beitraft. Art. 4. Zur Vornahme von gontificalganbiungen. (bifchöflichen 
Jurisdictionsacten) im Rantondgebiet von Eeiten eines auswärtigen, ſtaatlich 
nicht anerlannten kirchlichen Obern ijt die Bewilligung des Regierungsrathes 
erforderlich. Diefe Bewilligung ift nur auf Zeit und nur Fir beftimmte, 
fpeciell zu bezeichnende Handlungen zu ertheilen und darf an keinen Telegaten 
auf berniſchem Cantonsgebiet übertragen werden. Wer ohne eine ſolche Be: 
twilligung oder in Neberſchreitung ber in derfelben gejeßten Grenzen Ponti: 
ficalhandlungen im Canton ausübt, wird mit Geldbuße bis zu 2000 Frkn. 
oder mit Gefängniß bis zu zwei Jahren beſtraft. Art. 5. Außerhalb von 
Kirchen, Gapellen, Bethäufern, Privatgebäuden, Sterbehäufern oder anderen 
efchlofjenen Räumen dürfen feine öffentlichen kirchlichen ee oder 
onftige kirchliche Geremonien ftattfinden. Vorbehalten bleiben: 1) ber Tyeld: 
gottesdienft gemäß den näheren Vorjchriften der Militärgeſetze und den An: 
ordnungen ber militäriichen Oberen; 2) die Tirchliche Begräbnißfeier nach den 
hierüber aufzuftellenden befonderen Beftimmungen; 3) religiöfe Vorträge, Ge⸗ 
bete und Gejänge, die feinen demonftrativen, ſtaatsgefährlichen Chaukter 
haben. Zutiderhandlungen werden mit Geldbuße bis zu 200 Fr. oder mit 
Gefängniß bis zu 60 Tagen beftraft. Art. 6. Berfammlungen oder Zufame 
mentünfte von Religionsgenofjenfchaften, bei denen die öffentliche Ordnung 
geftört oder ber Sittlichleit zumidergehandelt wird, fei es von Theilnehmern 
oder dritten Perfonen, können von Polizei wegen aufgehoben werden. Die 
Fehlbaren werden mit Geldbuße bis zu 200 Fr. oder mit Gefängniß bi zu 
60 Tagen beftraft.“ Art. 7 beftimmt, daß in allen durch dieſes Öeleh be: 
ftimmten Fällen erftinftanzlich der Gerichtäpräfident als Polizeirichter urtHeilt 
und von deſſen Urtheilen die Weiterziehung an die Polizeifammer des Ap⸗ 

Nation: und Caſſationshofes Statt findet. Das Gefe tritt fofort nad) 
einer Annahme durch das Volk in Kraft, worauf dann die Aufhebung der 
Ausweiſung der renitenten katholiſchen Geiftlichen aus den juraſſiſchen Amts⸗ 
bezirken erfolgen wird. Gelbfiverftändfich dürfen diefelben nur ala Bürger 
und nicht als Geiftliche zurücklehren. Erſt wenn fie erklärt, den Staatsge⸗ 
fegen fidh fügen zu wollen, ift ihnen erlaubt, als folche wieder zu func⸗ 
tioniren. 


21. September. (Tefſin.) In Lugano erfolgt anläßlich einer 
Liberalen Volksverſammlung behufs Aufftelung von Gandidaten für 
die bevorftehende Neuwahl des Nationalrathes ein blutiger Zufam- 
menjtoß zwiſchen Ultramontanen und Liberalen; doch kann die Rube 
alsbald wieder hergejtellt werden, ohne daß der Bundesrath ein- 
fchreiten muß. | " 


Anf. Oktober. Ein allgemeiner Freimaurer⸗Congreß, ber im 
Lanfe des Monats Septeniber während nahezu drei Wochen in Lau⸗ 
ſanne getagt bat, erläßt in franzöficher Sprache folgendes Manifeit: 

„Schon jeit jeher und namentlich in der lekten Zeit wird die Frei⸗ 
maurerei zum Gegenftande ber ehrenrührigften Angriffe. In dem Augenblide, 
wo ber Congreß nach aufmerkfamfter Prüfung der alten Berfaffungen, bes 
alten und angenommenen fjchottifchen Ritus und unter Wahrung pietätvoller 
Achtung ber in diefem Ritus ruhenden weilen Verfügungen die fyreimaurerei 
aller überflüffigen Fefſeln eutkleidet und fie von dem unfer Zeitalter be 


. 
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lebenden Hauche ber Freiheit durchdrungen wiſſen will, in dem Augenblide, 
wo der Congreß auf unerjchütterlichen Grundlagen die Freimaurer des ge: 
fammten balls zu einer einzigen Kette eint, kann er nicht auseinander⸗ 
gehen, ohne durch ein klares, überzeugendes Manifeit auf die wider die Frei⸗ 
maurerei in Umlauf geſetzten Berleumdungen und audgefprochenen Verdam⸗ 
mungen zu antworten. Zu biefem Zwecke proclamirt der Congreß in nad 
ſtehender officieller Weiſe die von ihm aufgeftellten und vertretenen „Grund: 
läge ber fyreimaurerei”: Die Freimaurerei proclamirt, wie fie es feit ihrer 
Entftehung ſtets gethan, die Eriftenz eined „ichaffenden Weſens“ unter dem 
Namen: „Der große Baumeifter aller Welten“. Sie ſetzt ber Erforichung ber 
Wahrheit feine Grenzen, fie garantiert Allen, die ſich ihr anfchließen, biefe 
Freiheit, verlangt fie aber auch von Allen. Die Freimaurerei iſt deßhalb 
den Männern einer jeden Nation, Race und eines jeden Glauben2belennt- 
niffes zugaͤnglich. Sie verbietet in ihren Bauhütten jedivede politifche oder 
veligiöte Diecuffion; fie nimmt jeden Profanen ohne Rüdficht auf feine reli- 
gidjen und politiichen Anjchauungen, um die fie fi) gar nicht zu fümmern hat, 
auf, vorausgeſetzt, daß er „ein freier Dann von gutem Rufe“ ift. Die Frei⸗ 
maurerei hat den Zived, gegen jede, unter was immer für einer Form auf: 
treteude Unduldſamkeit zu tämpfen: fie ift eine auf Gegenfeitigfeit gegründete 
Schule des Lebens, deren Programm in Folgendem befteht: ben Gejeken feines 
Sanbes zu gehorfamen, nach den Geſetzen der Ehre zu leben, Gerechtigleit zu 


- üben, feinen Nächten zu lieben, ohne Unterlaß an dem Wohle der Menſch⸗ 


heit zu arbeiten und befen allmälige Emancipation auf friedlichem Wege an- 
auftreben.“ 

— Oktober. Die fatholifche Schulgemeinde der Stadt St. 
Sallen beichließt mit großer Mehrheit: „Der Schulrath fei einge- 
laden, der Schulgemeinde Bericht und Antrag zu bringen: ob und 
wie bei dem evangelifchen Schulrathe der Stadt St. Gallen Schritte 
gethan werden follen, um die Tatholifche und evangelijche Schulge- 
meinde der Stadt St. Gallen zu einer rein bürgerlichen Schulge- 
meinde St. Gallens zu verjchmelzen.” Dagegen wird ein Antrag 
der Ultramontanen, den Heligionsunterricht wieder den Geiftlichen 
zu übergeben, abgelehnt, um nicht dem Unfehlbarfeitsdogma neuer= 
dings Thür und Thor zu öffnen. 

— Dftober. (Appenzell A.:Rh.) Die Kirchgemeinde Heiden 
bejchließt beinahe einftimmig nach den Antrage ihrer Vorfteherichaft, 
bie Kirche den verfchiedenen religiöfen Richtungen zu öffnen: 

Die Kirche ift Eigenthum jämmtlicher proteftantifcher Einwohner ber 
Gemeinde. Es tönnen daher. auch religidssfirchliche Minderheiten, fofern die: 
jelben in Glaubensſachen mit der Mehrheit (xepräjentirt durch den Ortsgeiſt⸗ 
lichen) mie einig gehen, das Öffentliche Kirchenlofal jammt Orgel und Gloden 
zu ihren Sottesdienften und gottesdienſtlichen Handlungen benüßen. Die Zeit: 
beftimmung in diejen Fällen ift Sache der jeweiligen VBorftcherichaft und wird 
dabei ala Seundjap aufgeftellt, daß die Zeit des regelmäßigen Gottesdienfteg 
nicht beeinträchtigt werden darf.“ 

3. Oftober. (Bern) Gr. Rath: erläßt an das Volk des- 
jelben, dem das neue Cultuspolizeigeſetz (ſ. 13. September) demnächft 
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zur allgemeinen Abftimmung vorgelegt werden foll, folgende Procla- 
mation, in welcher dasjelbe des Näheren erläutert und zur Annahme 
empfohlen wird: 
„. Bekannilich erhob filh dor Kurzem zwifchen ben Staatsbe 

Bern? und dem Hohen jchweizerifchen Bundesrathe eine Meinungsdifferenz 
in Betreff ber Frage, ob unter der neuen Bunbesverfaflung bie Verweiſung 
der juraffiſchen Geiftlichen länger fortdauern dürfe. Der dagerige Rerurs 
Berns an bie Bundesverfammlung fand, Tank gegenfeitigen Entgegenkom⸗ 
mens, feine Löjung in dem Sinne, daß zwar die Wegweilungsmahnahme 
zurüdzunebmen,. aber Bern biezu eine ausreichende Friſt his 15. November 
nächſtkünftig einzuräumen fei, damit es mittlerweile feine fichernden Vorkeh⸗ 
rungen een konne. So fliehen wir nun vor der Ausſicht, daß vom 15. 
November hinweg die renitenten juraſſiſchen Geiftlichen die betreffenden. Amts⸗ 
bezirte wieder betreten dürfen. Sie Werden zurüdlehren als die ausgeſpro— 
henen Feinde der ftaatlichen Kirchen:Organifation und der Staatsbehörden, 
denn fie haben, bis jeßt nicht das geringfte Zeichen der Nachgiebigkeit an 
den Tag gelegt. Ahr wühlerifches Berhalten von ber franzöfiichen Grenze 
aus läßt darauf ſchließen, daß fie auch nach ihrer Rückkehr unſer Kirchen: 
geſetze nicht anerlennen und den Kampf mit der Staatägewalt wieder auf: 
nehmen werben. hr werdet Leicht erjehen, Mitbürger, daß bei ſolcher Sach: 
lage ein Geſetz, wie das vorliegende, geradezu als eine Nothwendigkeit, ale’ 
eine Waffe der Nothwehr des Staates fich darfiellt. Tiefes Eh richtet feine 
Spitze allerdings gegen jenen xebelliichen Clerus, der befien Erlaſſung zunächft 
veranlaßt Hat. Soll jedody dag Geſetz ala ein gerechte und nicht als ein 
Ausnahmegeſetz daftehen, jo müflen feine Beftimmungen für Alle gleichmäßig 
elten, für Proteflanten wie für Katholiken, für Landeslirchliche wie für 
— Das Sich tritt übrigend nicht im entfernteften dem Grund: 
age der Glaubens: und Cultusfreiheit, den wir Alle heilig halten, zu nabe, 
fondern es verpönt nur unerlaubte Meberfchreitungen, bei denen es fich nicht 
mehr um Glauben und freie Religionsübung, fondern um ettvad ganz An: 
deres: um Eingriffe in das Staatsgebiet, um Ordnungs⸗ und Friedesſtörun⸗ 
en handelt. Nur dem Glaubenshaß, dem Fanatismus, nicht dem Glauben 
—*- und der friedlichen Ausübung derſelben tritt das Belek entgegen; es 
verdient injofern den Titel eines Toleranzgefepes. .... Mitbürger! Das vor: 
liegende Gefeß ftrebt den Frieden des Staates mit der Kirche und den Frieden 
ber Religiond:Genoffenichaften unter fid an. So lange aber von gewifler 
Seite der Anſpruch erhoben wird, es folle in biefem Lande ber Papft und 
nicht ber Staat herrichen, ift ein Friedensſchluß nicht möglich. Ob eine ſolche 
Anmaßung hingenommen werden könne, darauf wird das Berner Bolt die 
Antivort nicht u ldig bleiben.“ 


3. Oftober. Der Gentralaugsfchuß des (liberalen) allgemeinen 
ſchweizeriſchen Volksvereins bejchließt in einer Delegirtenverfamm- 
lung bezüglich der am 80. d. M. bevorftehenden allgemeinen Er- 
neuerungöwahl des Nationalraths folgende Refolutionen : 

‚ „1b € ift Aufgabe des Volksvereins, mit allen rechtlichen Mitteln 
dahin zu wirken, daß die Principien der neuen Bunbesverfafjung von 1874 
gegenüber den Nlttamontanen mit aller Umficht und Energie gewahrt und 
vertheidigt werden; 2) daß bei ben Wahlen in die Bundesbehörden von den 
Hreifinnigen nur jolche Candidaten aufgeftellt werben, welche abjolute Ga⸗ 
tantie bieten: daß weder in der oberſten Exekutivbehörde, noch in der Bun: 
besverfammlung Entſcheide gefaßt werden, bie mit obigen rundlägen im 
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Widerſpruch ftehen; 3) es feien, ſoweit thunlich, nur ſolche Aü in bi 
eidgenölfiichen Räthe zu wählen, bie ſowohl im Aanbfe gem Kom unbe: 
bingt auf Seite bed Staats fiehen, ald auch in focialer Richtung fich zu 
denjenigen Grundfätzen befennen, die im projeftirten eidgenöffiichen fFabrik: 
geſetz und im jüngfthin verworfenen eidgenöffiichen Stimmrechtsgefeß nieder⸗ 
gelegt find.“ 

Mitte Oftober. Die Heibfporne der ultramontanen Preſſe 
(Kaplanprefie wie in Deutjchland) ſprechen ſich fehr unzufrieden aus 
über die Führerfchaft der Partei im Nationalrathe durch den Lu= 
zerner v. Segeſſer, der bei allem Feſthalten an der römifch-tatholi« 
ſchen Kirche auch nach dem Vaticanum doch „das Baterland über 
alles” jtellt und erklären wörtlich: „Wir wollen einen Führer, ber 
nicht die Kirche Eritifirt und kommandirt, fondern einen, der mit 
Windthorft demüthig den Katechismus aufjagt und fich von feinen 
Biſchöfen Torrigiren läßt.” 

15. Oltober. (Bern) Die katholiſche (reſp. altkatholifche) 
Synode des Jura befchließt in ihrer zweiten Seffion, den von dem 
abgefegten Biſchof Lachat eingeführten Katechismus und dag Lehrbuch 
der biblifchen Geſchichte abzujchaffen und neue auf Grundlage ber 
von dem früheren Solothurnijchen Biſchof Salzmann eingeführte 
außarbeiten zu laſſen. Ferner beſchließt derfelbe die Abſchaffung ber 
Soutane und nach lebhafter Debatte bezüglich des Cölibats mit 
großer Mehrheit: 

„Die Aufnahme in den Priefteritand und die Ausübung geiftlicher 
Sunflionen follen nicht — ie werden von der Lage H gr 

ffende verheirathet fei oder nicht.” Etwa ein Dutzend itglieder ent: 
bielten fich ber Abftimmung. Auch die Öffentliche Meinung ift mit dem Bes 
fchluffe einverftanden, indem fie findet: „Mit ganz befonderem Takt vermeidet 
biefer Beſchluß der juraffiichen Synode, einem alten irchlichen Verbot eine 
neue kirchliche Erlaubniß entgegenzuftellen, und in Folge hievon wird nun 
Diele biöher fo laute Rirchenfache zur ftillen Privatangelegenheit: denn an 
einem gleichlautenden Beſchluß ber allgemeinen altfat olfichen Synode ift 
nad) bielem Vorgang nicht mehr zu zweifeln." Im Ferneren gibt die Beichte 
zu interefjanten Debatten Anlaß. Schließlich dreht fi), Da dem Beicht: 
wanz feine Bertheidiger erwachſen wollen, der Entſcheid um bie Trage, ob 
er Beſchlußſatz ohne Gonfideranden oder mit Zufäßen angenommen werben 
fol, wobei die erſte Anficht mit großer Mehrheit durchdringt. Der Satz 
lautet folgendermaßen: „Die Ohrenbeichte ift nicht obligatorife,” Profeflor 
—5 — hatte den Zuſatz vorgeſchlagen: „gemäß den Doctrinen der ka⸗ 
tholiſchen Kirche über das Bußſakrament?, nachdem fein erſter Zuſatz: „bes 
fließt in Nebereinftimmung mit ber erften beutichen Altkatholikenverſamm⸗ 
a Bonn“ verworfen worden war, troß der ihn vom Herzog getworbenen 
nterftüßung, welcher betont hatte, man müſſe fo viel ala mögli Sans 


mit den andern Alttatholiten behalten und fi dem Vorwurf nicht augjeßen, 
man gebe bier der Gründung einex neuen Selte entgegen. 


16. Oltober. (Aargau.) Die Ortöbürgergemeinde Baden be⸗ 


438 Pie Sqweij. (Oft. 17. — Nov. 4) 


fchließt mit 75 gegen 25 Stimmen als Eigenthümerin bes Chorherrn- 
ftifteg der Stadt auf den einjtimmigen Antrag des Gemeinderathes, 
des Ortsbürgergemeinderaths und der katholiſchen Kirchenpflege die 
Aufhebung besfelben und die Verwendung feine® Vermögens zur 
Dotation von vier katholiſchen Seelforgerftellen und zu einer Reibe 
anderer Tirchlicher oder gemeinnühiger Zwecke. 

17. Oktober. (Quzern.) Die Kirchgemeinde der Stadt Luzern 
genehmigt bie Uebernahme der Gollaturrechte an der Franziskaner⸗ 
firche und der Peterskapelle und ferner mit 696 Liberalen gegen 598 
ultramontane Stimmen den ihre vorgelegten Entwurf einer neuen 
Drganifation der Kirchgemeinde der Stadt. | 

22. Oktober. (Genf.) Der Staatsrath ergreift Befit von den - 
Kirchen und Pfarrhäufern derjenigen Tatholifchen Gemeinden, deren 
Pfarrer und Gemeinderäthe Türzlich und zwar im Sinne des Alt« 
fatholiciamus neu gewählt worden find, zum Theil unter Anwen- 
bung don Gewalt. Bei der Inventarifirung werden die Kirchen bis 
auf die nadten Wände geleert gefunden. 

24. Oktober. (Solotdurn.) Die Regierung ftellt einen Ta- 
tholifchen Pfarrer, der eine nach den beftehenden Solothurner Ge- 
ſetzen geichloffene Ehe für ungültig erklärt, der Frau die Sterbſakra⸗ 
mente verweigert und am Sfranfenbette eine neue Eopulation vor» 
genommen hatte, in feinem Amte ein und: trägt beim Gr. Rathe 
auf Abberufung besfelben an. 

80. Oktober. Neuwahl des Nationalrathes. Der Kampf dreht 
fih faſt ausjchließlich um den Gegenſatz zwijchen Liberaliamus unb 
Ultramontanigmus. Die Ultramontanen gewinnen ben Sieg im 
Kanton Teffin und in einem bisher liberalen Wahlkreiſe des San 
tons St. Gallen, unterliegen dagegen im fatholifchen Jura des Kan⸗ 
ton Bern einer anfehnlichen Majorität (8500 gegen 11,000). Die 
große Majorität des neuen Nationalrathes bleibt wie bisher ent- 
fchieden antiultramontan. 

30. Oktober. (Bern) Das neue Eultuspolizeigefeh (Geſetz 
betr. Störung des religidjen Friedens) wird vom Volke des Kanton 
in allgemeiner Abftunmung mit 36,071 gegen 17,984 Stimmen an« 
genommen, und ebenjo ein Geſetz betr. Erhöhung ber Primarlehr⸗ 
befoldung mit 31,380 gegen 21,682 Stimmen. 


6. November. (Bern.) Die Regierung erläßt bezüglich der 
bevorftehenden Ruckkehr der ausgewieſenen Tatholifchen Geiftlichen in 
den Jura an bie Regierungaftatthalter folgende Weifung: 


Pie Schweiz. (Rov. 12—15,) 439 


„I) Es ift und mitgetHeilt worden, daß an einigen Orten beabfichtigt 
werde, bei ber Rückkohr der Geiftlicden Kıngebungen zu veranftalten. Solchen 
Kundgebungen ift in feiner Weiſe entgegenzutreten, Ki dadurch die öffent: 
liche Ruhe und Ordnung nicht geftört wird. Andernfalls ift nach Maßgabe 
ber allgemeinen Polizeivorfjchriften dagegen einzufchreiten. 2) tt. 3 
des in Rechtskraft erwachienen Geſetzes betr. Störung des religidjen Friedens 
ift ſowohl den durch gerichtliches Urtheil abberufenen Pfarrern, ala den⸗ 
jenigen ©eiftlichen, —* den Proteſt vom Februar 1873 unterzeichnet haben, 
die Ausübung geiſtlicher Verrichtungen bei einer Religions-Genofſenſchaft 
(Privatcultus) und jede Wirkſamkeit an öffentlichen und privaten Schulen 
auf fo lange unterfagt, als ihre Widerfeglichkeit fortbauert, d. h. biz fie eine 
Erllärung abgegeben haben, daß fie ſich den Staatdeintichtungen und den 
Stantöbehörben unterziehen wollen. Zen genannten Geiftlichen find alle und 
jede gottesdienſtlichen Functionen ſowohl in öffentlicher Kirche, ala in Privat: 
lofalen unterfagt, jo lange fie nicht eine entiprechende Erklärung in obigem 
Sinne abgegeben haben. Auf diefe VBorjchrift wollen Sie genau Acht geben und 
MWiderfandlungen dagegen, fobald fie zu Ihrer Kenntniß gelangen, unnach 
figtli) und ungejäumt dem Polizeigerichte zur Beurtheilung überweiſen. 
3) Da e8 möglicertoeife vorfommen Tann, bar einzelne der zurückkehrenden 
Geiftlihen den Verſuch machen werden, ihren Wohnfik in den noch leer 
ftehenden Pfarrhäuſern aufzuichlagen, To ertheilen wir Ihnen die Weifung, 
ſolche etwaige Verſuche fofort zu vereiteln, da die Pfarrhäufer, als öffentliche 
Gebäude, nur den vom Staate anerkannten Beiftlichen zur A ſtehen. 
Im Uebrigen verweiſen wir Sie auf die Vorſchriften des Kirchengeſehzes ⁊c.“ 


12. November. (Solothurn.) Verfafſungsrath: nimmt den 
betr. Artikel der revidirten Verfaſſung mit 75 gegen 13 Stimmen 
in folgender Fafſung an: 

„Die Geſetzgebung behält fich vor, Über die Außere Organiſation ber 


ticchlichen Senoffenichaften, fowie deren Bermögensverwaltung Beflimmungen 
aufzuftellen.“ 


Im Weiteren wird der Sab aufgeftellt, daB die Errichtung 
geiftlicher Corporationen unterfagt ſei. Die Volksſchule und das 
Unterrichtäwefen überhaupt find der Leitung de Staats unterworfen. 

14. November. (Zug) Die vom Gr. Rathe revidirte Ver⸗ 
faflung des Kantons wird vom Volle in allgemeiner Abjtimmung 
nicht angenommen, da ſich zur Abftimmung nur eine Minderheit 
der Stinnmberechtigten einfindet. Die Liberale Minderheit ift überall 
ganz weggeblieben. 

15. November. : (Zürich.) Der Kirchenrath fchlägt der Sy⸗ 
node dor, mit Rüdficht auf den Art. 27 der neuen Bundesverfaffung 
zu bejchließen: 

‚1) Ein allfällig vom Staate einzuführender Religions: oder Morals 
unterricht wird, wie der — keinen obligatoriſchen Charakter haben 
können. 2) Die Beſchränkung auf einen von religidſer Grundlage abgelöften 
Moralunterricht iſt au veriverfen. 3) Als das Richtige erfcheint die Einfüh: 
zung eines geſchichi sreligiöjen Untereichteß welcher auf der Stufe der 
Alltagsſchule von der ae erganifirt und ertheilt, auf den höheren Stufen 
dagegen ber Kirche, reſp. ben veligiöjen Genoflenjchaften, überlafjen würde. 


440 Die Sıweiz. (Nov. 1528.) 


4) Sollte bieg nicht zu erreichen fein, fo tft bie gänzliche Befeitigung bes 
Religionsunterrichts aus der Schule anzuſtreben. Es wäre dann Aufgabe 
der Rirche, reip. ber religiöfen Genoſſenſchaften, den Religionsunterricht von 
unten auf zu ertheilen. 5) Soweit für ben Religionsunterricht andere Or⸗ 
gane ala bie Echule einzutreten haben, ift zu boffen, daß Dies von ber letz⸗ 
teren durch Bewährung von Raum und Zeit innerhalb billiger Grenzen „er: 
möglicht werde.“ 

15. November. (Aargau) Die vom Gr. Rath neuerdings 
beichloffene Erhöhung der Lehrerbefoldungen wird vom Volke in all⸗ 
gemeiner Abftimmung mit 17,523 gegen 15,610 Stimmen wiederum 
verworfen. Eine Reihe von Gemeinden erhöht indeß jene Befoldun- 
gen freiwillig von ſich aus. 

15. November. (Genf.) Die Neuwahl bes Staatsraths durch 
das Volk ergibt 5 radical-liberale und 2 confervative Mitglieder. 
Die Wahl wird als der Flare Ausdruck des Volkswillens angefehen, 
baß der Kampf gegen den Ultramontanismus mit aller Energie zu 
Ende geführt werde. 

16. November. (Bern.) Die ausgewieſenenen Tatholijchen 
Geiftlichen Tehren an Einem Tage, dem vom Bundesrath für die 
Aufhebung des Ausweiſungsbeſchlufſes feftgejeßten Termine, in den 
Aura zurüd. An mehreren Orten wird ihnen von ihren Anhän— 
gern ein feierlicher Empfang bereitet, welchen die Behörden, da 
feine Rubeftörungen ftattfinden, nach den Weifungen ber Regierung 
freien Lauf lafſen. 

19. November. Der Bundesrath ernennt eine Commiſſion für 
Prüfung des von Prof. Fick in Zürich in feinem Auftrage ausge— 
arbeiteten Entwurfs eines internationalen Vertrags über gleichnäßige 
geſetzliche Beſtimmungen betr. die Verantivortlichkeit der Eifenbahnen 
beim Waarentransport. Sobald die Commiſſion ihre Berathungen 
vollendet haben wird, jollen die Einladungen an die - betreffenden 
Staaten zn dem abzuhaltenden internationalen Congreſſe erlafien 
werden. Die erfte Idee zu diefem Vertrage ging von den zwei Com—⸗ 
miffiongmitgliedern, de Seigneur von Genf und Ehrift von Bafel, 
aus. Die Anregung der Schweiz beabfichtigt eine Anwendung bes 
im Weltpoftvertrage bereit3 zur Geltung gefommenen Principg auch 
auf das Eiſenbahnweſen. 

23. November. (Teffin.) Der Bundesrath beſchließt, an bie 
Regierung des Kantons Teſſin die Einladung zu erlaſſen, 


den dortigen Großen Rath zur Einftellung der von ihm bereitö bes 
gonnenen zweiten Verfafjungsrevifionaberathung aufzufordern, weil gegen bie 
in Art. 32 der beftehenden Verfaſſung enthaltene Beftimmung, daß jeder ber 
Zeffiner 38 Wahlkreiſe, ohne Rüdficht auf die Bevölkerungszahl, drei Ab: 
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geordnete in ben Großen Rath zu wählen hat, Einfprache bei ihm erhoben 
worden fei, und er der Bundesverfammlung dieſe Frage in ihrer nächlten 
Selfion zur Entſcheidung vorlegen werde. Jedenfalls halte er e8 für rath⸗ 
fam, wenn ber Zeifiner Große Rath diefe Enticheidung vor jedem weiteren 
Borgeden in ber Berfaffungsrevifion abwarte, damit er fich nicht der Gefahr 
ausſetze, falls fein Reviſionswerk nicht in Uebereinftimmung mit derſelben 
ausfällt, die Bundesgarantie ihm verweigert zu jehen. Da das eidgendffifche 
Juftize und Poligei:Departement ſchon vor dem bunbesräthlichen Beichlufie 
dem Zeifiner Großen Rath, mwohlmeinend eine ähnliche Bemerkung hat zu: 
gehen laſſen, ohne daß feine ultramontane Mehrheit fich in der Syortberathung 
der Verfafſungsrevifion ftören ließ, jcheint es, als ob diejelbe dor einer ſolchen 
Gefahr nicht zurückſcheue. 

24. November. (Bern.) Gr. Rath: Berathung des Budgets 
für 1876: Bei dem Abfchnitt „Kirchenwefen” ftellt der ultramontane 
Juraffier Yolletete den Antrag, 

ben Anja von 110,000 Fr. für Befoldung ber Geiftlichen ber ka⸗ 
tholifchen Kirche auf 90,000 Fr. herabzuſetzen und die Regierungen einzu: 
laden, Vorſchlaͤge für Subventionirung auch des eömife-Tatholifchen Cultus 
vorzulegen, worauf Regierungsrath Bodenheimer erwiedert, es ſei felbftvers 
ſtändlich, daß, wenn ng die Römiſch⸗-⸗Katholiſchen den N unter: 
werfen, diefelben gleich den Chriſtkatholiſchen ebenfalls der Staatsſubvention 
theilhaftig jeien; eine bejondere Subvention für die römifche Kirche könne 
der Staat nicht zugeben. Dad Budget unterſcheide bloß zwei Culte im All- 
gemeinen, Die proteftantiiche und die katholiſche Seide, und mache bei ber 
erften auch keinen Unterſchied zwiſchen den beiden Richtungen, den Ortho- 
boxen und ben Reformern. Mit großer Mebrheit wird der Antrag Follette’s 
verworfen. 

26.—27. November. (Zeffin.) Gr. Rath: lehnt bei Fortſetzung 
feiner Berathungen über die Revifion der Verfafjung den Antrag, 
ben 38 Wahlfreifen nach den Forderungen der Bundesverfaffung und 
de3 Bundesraths eine proportionelle Vertretung im Gr. Gathe zu 
gewähren, mit 49 gegen 26 Stimmen ab. Am folgenden Tage be= 
finnt fich die ultramontane Mehrheit doch wenigften® halb und halb 
eines Befjern und bejchließt mit Mehrheit, neben der Verfaſſungs⸗ 
zedifion ein beſonderes Projekt einer proportionalen Volksvertretung 
im Gr. Rathe der Volksabſtimmung zu unterbreiten. 

29." November. (Genf) Bei der Spnftallation des neuen 
Staatsraths erflärt der bisherige Staatsraths-Präſident Garteret, 
er babe die Wahl angenommen, um gegen Rom zu kämpfen; die 
neue Regierung werde das begonnene Werk fortjegen und der. ultra- 
montanen Agitation auf dem Lande, bie von dem vertriebenen Bi- 
ſchof Mermillod von Frankreich aus angeftiftet ſei und geleitet werde, 
mit allen Kräften entgegenarbeiten. 


7. Dezember. Zufammentritt der Bundesverfammlung. Der 
neue Nationalrath wählt mit 84 gegen 20 Stimmen den Oberfil. 





442 Bie Sqwei;. (Dez. 9-24.) - 


Frej, Redacteur der „Basler Nachrichten”, zu feinem Präfidenten, 
den Zandammann Aepli von Et. Gallen zu feinem Bicepräfidenten. 


9. Dezember. (Genf.) 52 Bürger und Bürgerinnen der ka⸗ 
tholifchen Gemeinde Meinier proteftiren gegen die Rebe Carteret’3 
vom 29. vd. M., und ebenfo erlaffen die Ultramontanen der Stadt 
dagegen eine Art Manifeſt durch Maueranfchlag. 

Tor Proteft erflärt rund heraus, daß die Unterzeichner desſelben Teine 
Geſetze achten würben, die nicht mit ben Gefehen Gottes (b. 6. des Papftes) 
übereinftimmten. Der Maueranichlag erklärt ebenfo: „Tie Reden und Bro: 
clamationen des Staatsrathes, welche bei Anlaß der Beeidigung dieſer Be: 
Hörde offenkundig wurden, beweiſen, daß bie proteftantiiche Koalition einen 
Religiondfrieg fortjeßen will, der unferes Jahrhunderts unwürdig if. Die 
Mehrheit will und ihren Glauben aufdrängen und ziwingen, Renegaten zu 
wählen ꝛc. Wenn ber Präfident des Staatsrathes erklärt, wır haben una diefen 
Gejegen zu beugen, jo erklären wir: Nein!“, worauf bie ablolute Ungültig- 
feit und Unverbindlichfeit der Staatögejege gegen bie römiſche Kirche ent- 
widelt und ſchließlich der entichloffenfte Widerftanb gegen alle derartigen 
Beſchlüſſe und Verfügungen der Staatöbehörden angelündigt wirb. 

10. Dezember. Die vereinigte Bundesverfammlung wählt ben 
neuen Bundesrath. Mehrere der bisherigen Bundesräthe werben 
durch neue Kräfte erfeßt, worunter der bisherige ſchweiz. Geſandte 
am Hofe von Berlin, Oberft Hamnter, und der Landammann Heer 
von Glarus. Zum Präfidenten des Bundesraths wird Welti (Mar: 


gau), zum Bicepräfidenten Heer (Glarus) gewählt. 


12. Dezember. (Obwalden.) Der Kantonsrath bejchliekt ein 
für die Verhältniffe diefes Kleinen und Tatholifchen Bergländchens 
fehr anerfennenswertheg Schulgefeh. Die Hauptbeftimmungen des⸗ 
jelben find: 

i i tlich mi 20 Stun⸗ 
ben, nick Inegeifen den Religiondunferriht; fobann gel Sahze Yortbil 
dungsſchule, obligatorifch, mindeftens 120 Stunden auf das Jahr, mit ziem⸗ 
lich ausgedehntem Fächerplan; endlich Repetitionsſchnle, mindefteng 40 Stun⸗ 
ben, für die männliche Jugend, bevor fie in dag militärpflichtige Alter tritt. 
Ferner werben Bejoldungsminima’s für das Lehrerperfonal feſigeſetzt. 

12. Dezember. (Solothurn.) Die revidirte Verfaffung des 
Kantons wird in allgemeiner Volksabſtimmung troß der angejtreng- 
teften Bemühungen der Ultramontanen mit einer Mehrheit von 
2082 Stimmen angenommen. 

20. Dezember. Beide Räthe der Bundesverfammlung haben 
fih über ein Banknotengeſetz geeinigt, das wenigftena einem Theile 
ber bisherigen Uebelftände abbelfen foll. " 

24. Dezember. Nationalrath: befchließt, den Art. 32 der Ver⸗ 
fafjung des Kantons Teffin vom Jahre 1874 als außer Kraft zu 
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erflären und ben Bunbesrath zu beauftragen, in Vollziehung dieſes 
Beichluffes den Kanton Zeifin zur Vornahme der bezüglichen gejeb- 
geberifchen Arbeiten aufzufordern und bemfelben dazu eine ange= 
meſſene Frift zu ſtellen. Die Motive zu diefem Beſchluſſe lauten: 


„Die Bundesverfommlung in Erwägung 1) daß bie YBundesverfaflung 
in Art. 4 und 6 alle Schweizer vor dem ee gleichltellt, keine Vorrechte 
des Ortes anerkennt, bie Ausübung ber politiichen Rechte nach republifanis 
fchen Formen zufichert und für jegliche Verfafſung vorfchreibt, daß fie vom 
Bolle angenommen toorden jei und revidirt werden Lönne, wenn bie abfolute 
Mehrheit der Bürger es verlangt; 2) daß in Art. 2 der Mebergangäbeftims 
mungen diejenigen Beftimmungen ber Tantonalen Berfafjungen, welche mit 
ber neuen Bundesverfaffung in Wiberjpruch ftehen, mit der Annahme ber: 
jelben ae: Kraft gefekt find: 3) daß ber Art. 32 ber Derfaflung bes Kan: 
tons Zeifin: „Jeder Kreis ernennt drei Abgeorbnete zum Großen Rathe“, 
im MWiderfpruch mit der Bunbdeaverfaffung (Art. 4 und 6) und daher mit 
—* qrtraſttzeten der Bundesverfafſung außer Kraft getreten iſt — be⸗ 

ießt x. ꝛc.“ 





7. Belgien. 


19. Januar. IT. Kammer: befchließt mit 81 Stimmen gegen 
2 Enthaltungen: 

„Die Kammer ſpricht den Wunſch aus: die Anwendung des Schieba- 
fpruches zwiſchen den civilifirten Völkern auf alle für eine jchiedsrichterliche 
Entſcheidung gearteten Streitigfeiten auszudehnen. Sie ladet bie Negierung 
ein, bei vorkommender Gelegenheit zur Tyeltitellung der Beftimmungen des 
Derfahrens für die Bildung und Zhätigfeit internationaler Shiebögerichte 
mitzuwirken. Die Regierung wird fidh, Io weit fie e8 ohne Unzuträglichkeit 
thun kann, bemühen, beim Abichluffe von DBerträgen auf die Einräumung 
zu dringen : dab Die Streitigkeiten, welche fich in Bezug auf ihre Vollziehung 
erheben können, einer jchiedsrichterlichen Enticheidung unterzogen werden.“ 

3. Februar. Der deutiche Geſandte in Brüffel, Graf Per- 
poncher, richtet eine Note an die belgiſche Regierung bez. des Falls 
Duchesne (der an den Erzbifchof von Paris das Anerbieten gerichtet 
batte, den Fürſten Bigmard für eine beftimmte Summe zu ermorden) 
und verlangt, da auch bez. diejes Falles wie ſchon früher bez. der 
Kundgebungen belgifcher Bilchöfe an den deutfchen Epifcopat das 
rechtöverftändige Gutachten dahin ausgefallen ſei, daß, was Duchesne 
gethan oder beabfichtigt, durch die belgifchen Geſetze feinen Anlaß 
zum Einfchreiten gebe, Belgien diefe Lüde in feiner Gejebgebung aus— 
fülle, um „ben innern Frieden und die Sicherheit der Perfonen in 
befreundeten Nachbarftaaten gegen Beeinträchtigungen durch belgifche 
Unterthanen ſicherzuſtellen.“ 


16. Februar. Senat: jchließt fich dem Befchlufle der II. Kam= 
mer vom 19. Sanuar bez. Ausdehnung. der internationalen Schieds⸗ 
gerichte an. 

26. Februar. Belgien lehnt in feiner Antwort auf die deutfche 
Note vom 3. Februar da8 darin dargelegte Begehren Deutichlande, 
bie Lüden in jeiner Geſetzgebung, namentlich auch bez. bes Falls 
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Duchesne, auszufüllen, ab und wäre dazu nur - allenfall® bereit, 
wenn andere europäilche Staaten darin ihm vorangingen: 
no. . Die belgiiche Gejepgebung fteht, was ben Verſuch oder bie 
Mitſchuld eines Verbrechens oder Vergehens betrifft, im Einklange mit ben 
modernen Gefeggebungen, mit den Fortfchritten der Wiſſenſchaft, mit den 
Grundfägen des Naturrecht3 (raison naturelle) und mit den Sitten unferer 
Zeit. Ver Verſuch ift nur dann frafbar, wenn er fidh durch äußere Hand: 
lungen kundgibt, welche den Beginn der Ausführung des Verbrechens bilden. 
Der einfache Gedanke allein fteht außerhalb bes Steafgeiehes. Der Unter: 
eichnete kennt kein Geſetz, das heutzutage noch im irgendwelchen Lande wirt: 
Kam wäre, demgemäß da3, was Duchesne⸗Poncelet getan, als erbrechen 
oder Bergehen qualificirt werden könnte. Indeſſen wenn die Mehrzahl der 
europäifchen Nationen oder doch einige bderjelben ihre Strafgejeße in dem 
Einn ändern wollten, daß die durch Wort oder Schrift kundgegebene Abficht, 
einen Genofjen zu einem in Ausſicht genommenen Verbrechen oder Vergehen 
u finden, jelbft in dem Falle ftrafbar ift, wenn diefe Abficht, weit entfernt, 
eundlich aufgenommen tworden zu fein, mit Entrüſtung zurüdgewielen wor: 
den iſt, dann würde Belgien allerdings dieſes ernfte Problem bes Strafrechts 
zu prüfen haben und wahrjcheinlich einer Bewegung folgen, zu welcher ihm 
allerdings, wie es jcheint, die Initiative nicht zuftehen Tann... * 


27. Februar. II. Kammer: genehmigt nach fünftägigen De- 
batten ein Geſetz betr. Remuneration des Militärdienftes. 

Das Prineip der Einrichtung ift ein bis jet dem belgiichen Staat 
allein eigenthümlichee. Don dem durch dag Stellvertretungsfyften gerecht: 
ertigten Grundjaß ausgehend, daß bem unfeeitoilligertueie d. 9. durchs 
003 und die Unmöglichkeit der rlabreifung zum Militärdienft berufenen 
Staatsbürger „für die Veräußerung feiner Freiheit" eine Entſchädigung ge- 
büdre, hatte das Liberale Kabinet Frèͤre-Orban 1870, vor feinem Sturze, ein 
bon Dlinifter Pirmez ausgedachtes Remunerationsgejeb durchgebracht, wornach 
dem ausgedienten Soldaten nach zurücgelegtem 55ſten Lebensjahr eine Leib: 
rente von etwa 150 Tr. fetgefeßt wurde. Trotz feiner Mängel fand das 
Geſetz damals in beiden Kammern faft einhellige Annahıne. Teilen unge 
achtet Hielt es die jegige Verwaltung fir zwedmäßig, ihm ein anderes ent⸗ 
ge enzuftellen, und ftatt der Zeibrente, in deren Beſitz ja doch nach den Sterb- 
ichkeitätafeln nur etwa jech® —28 — ber Berechtigten gelangen könnten, das 
Princip einer unmittelbaren Entſchädigung, aber nicht zu Gunſten des Dienſt⸗ 
mannes ſelbſt, ſondern zu Gunſten ſeiner Familie, geltend zu machen. Auch 
dieſes Syſtem bietet in ſeiner Ausführung mannigfache Uebelſtände, welche 
von Frère und feinen Parteigenoſſen aufs eindringlichſte hervorgehoben wur⸗ 
den und verſchiedene Amendements hervorriefen; aber die Oppoſition ber Li⸗ 
beralen wird, wie vorauszuſehen, überſtimmt, und die Malou'ſche Vorlage in 
ihren Grundzügen angenommen. Nach dem neuen Gejeh erhält die Familie 
bes im Dienfte befindlichen Miligmannes eine monatliche Entihäbdigung von 
10 Fr.; fticht Iebterer während feiner Dienftzeit, jo wird diefe Summe bis 
zum normalen Abſchluß derjelben verabreicht; ift er Waile, jo wird fie fir 
ihn auf der Sparcafje niedergelegt und ihm bei feiner Entlafjung eingehän: 
digt. Ausgeſchloſſen find ſolche Familien, welche mehr ala 50 Fr. Staats⸗ 
fteuern bezahlen. 


15. April. Der deutſche Gefandte in Brüffel richtet eine zweite 
Note bez. des Falls Duchesne an die belgifche Regierung, in der 
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Deutichland auf dem Berlangen, daß Belgien die diesfällige Lücke 
in feiner Gejehgebung ausfüllen möge, ohne daß es darum der 
Selbftändigfeit Belgien? im mindeſten zu nahe treten will, beharrt 
und damit die Anzeige verbindet, daß der deutſche Reichskanzler 
feinerfeit3 bereit? die Einleitungen getroffen habe, eine ähnliche Lüde 
in der Strafgefehgebung des Deutjchen Reich auszufüllen. 


23. April. II. Sammer: befchließt troß des Widerfpruch der 
Oppofition mit 57 gegen 43 Stimmen, die (meift liberalen) Handels⸗ 
fammern abzufchaffen. 

30. April. Die beigifche Regierung beantwortet bie zweite 
beutfche Note vom 15. d. M. in außweichendem Sinne, indem fie 


verfichert, daß 

„Belgien entichloffen fei, feinen Pflichten als neutraler Staat in freund: 
ſchaftlichem Geifte und in der ihnen vom Völkerrecht angewiejenen Ausdeh⸗ 
nung zu entiprechen, baß es ben außgezeichneten Beziehungen, die es mit 
Deutkhland zu untexhalten nie aufgehört Habe, einen Hohen Werth beilege 
und auch den aufrichtigen Willen betheuere, alles, was in feinen Kräften 
ftehe, zur dauernden Bewahrung dieſer Beziehungen zu thun.“ 


7.—8. Mai. I. Kammer: Debatte über den Notenmwechjel 
und die Differenzen mit Deutichland. Die Linke zwingt die Regie 
rung, die Ausjchreitungen ihrer eigenen, der clericalen Partei, zu 
bedauern und bringt e8 fogar dahin, daß dieſes Bedauern in ber 
Tagesordnung augdrüdlich conftatirt wird. 


Der Führer der Linken, Frere-Orban ftellt dem Cabinetschef Hrn. 
Jules Malou, das Tilemma, entweder jeine auswärtige Politit oder bie 
Politik feiner Partei und des Epifcopat3 zu verläugnen und da Hr. Malou 
zunächft verfucht, dem Zilemma zu entgehen, gelingt es Hrn. Oris (Line), 
den Minifter zum Stehen zu bringen und ihm endlich das Geftändnik zu 
entreißen,, dab er fowol die Sprache des Biſchofs von Namur (dev den 
beutichen Kaiſer mit Nero und Piocletian verglichen) als die Ausfchreitungen 
der clericalen Prefle bedauere. Aber damit gibt fich die Linke nicht zufrieden. 
r. Ort? will im Interefſe des Landes, daß nicht nur das clerilale Cabinet 
ch und feinen Urſprung, fondern daß auch die freie clericale Majorität bie 
ultraınontanen Grundſäße officiel verleugne. Er ſchlägt eine motivirte Tages: 
orbnung vor, welche dag von der Regierung ausgeiprochene Bedauern con» 
Ge und bemfelben beiftimmt. Das f den Ultramontanen zu viel. Herr 
acob3 don der äußerſten Rechten proteftirt gegen eine Zumuthung, die, wie 
er behauptet, die Würde bed Landes preisgäbe. Es genüge volllommen, dap 
die Kammer die Erklärungen billige, tweldde die Regierung abgegeben, un 
nicht in befonderer Weile das von der Regierung formulirte Bedauern noch 
beftätige. Die Linke beteht aber auf ihrem Verlangen. Selbft die Rede 
des Jacobs wird zur Waffe gegen die Clericalen, und man beſtürmt 
örmlich die Miniſterbank, um dem Seren Jules Malou zu Gemülde zu 
ühren, ex dürfe nicht auf halbem Wege ftehen bleiben, tolle ex geftärtt aus 
x Debatte hervorgehen, jo müffe die Kammer feine Politik gutheißen. And 
wirklich erhebt fich zuleht der Cabinets⸗Chef und beſchwört feine Parteis 
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ſzrunde— im Intereſſe des Landes die vorgeſchlagene Tagesordnung —— 
auter Beifall der Linken folgt dieſem miniſteriellen Aufruf; Herr Jacobs 
verſucht es, feinen Rückzug zu decken, und einſtimmig mit 99 Stimmen er: 
folgt da3 Botum folgender Tagesordnung: „Die Sammer billigt die Er- 
Härungen des Cabinet3, pflichtet dem von ihm ausgeſprochenen Bedauern 
bei und geht zur Tagesordnung über.” Naufchender Beifall, in den auch 
die Tribünen einftimmen, folgt ber Proclamation dieſes Votums. Was Herr 
Se Malori verlangte, ift gelchehen, ja noch tweit mehr. Die Regierung unb 
ihre Majorität Haben den Epifkopat und die ultramontane Politik verleugnet. 


17. Mai. Die Jubiläumsproceſſionen, die von den Ultra» 
montanen vielfach in geradezu herausfordernder Weile abgehalten 
werden, geben an mehreren Orten, namentlich in Gent, zu argen Er- 
cejlen Anlaß. In Folge davon werden fie in Brüffel, Lüttich ıc. 
von den Bürgermeijtern diefer Städte verboten. 


21. Mai. Der Gerichtshof von Lüttich befchließt, den Anträgen 
be3 öffentlichen Miniſteriums entjprechend, die weitere Verfolgung 
der Unterjuchung gegen Duchesne einzuftellen. 


23. Mai. Die Regierung übermacht die Acten der Unter- 
ſuchung Duchesne derjenigen des deutjchen Reichs und erklärt endlich, 
den Begehren berjelben entiprechen zu wollen: 


u... Dhne abzuwarten, daß andere Nationen ihre Strafgeſetze ab- 
ändern und ohne ihre Beſchlüſſe der Debingung ber Gegenfeiligteit unterzu⸗ 
ordnen, hat die Regierung bes Könige, über das, was fie verjprochen Hat, 
hinausgehend, fich entichieden, der Geſetzgebung baldigft eine Dispoſition vor: 
aulegen, nad) welcher die nicht angenommenen Anexbieten oder Borjchläge, gegen 
eine Perſon ein ſchweres Attentat zu begehen, in gleicher Weiſe wie die 
Drohung mit*einer firengen Eorrecliongftrafe beitraft werden jollen .... * 


25. Mai. Cenat: fchließt ſich einftimmig dem Votum der 
II. Kammer von 8. d. Mts. an: 


In ber dießfälligen Debatte Khtieht ſich der ehemalige (ultramontane) 
Minifter des Auswärtigen Baron d’Anethan den begüglichen vom Finanz: 
minifter Malou in der Deputirtenfammer abgegebenen Erklärungen an. 
Gleichzeitig jucht ex den belgiichen Epiffopat gegen die Beſchuldigungen zu 
rechtfertigen, daß es derſelbe an patriotiichem Sinne fehlen lafle, unb ver: 
langt Aufklärung über bie ‚Hindernifie, welche die freiheit des Cultus in 
Folge der jüngſten bedaue (hen Borkommniffe bei Abhaltung von Pro: 
ceifionen erfahren Habe. Dolez (von ber Linken) bedauert die bon den 
Bi kr gefliiete prache und tadelt beſonders lebhaft den Hirtenbrief des 
Biſchofs von Namur, gibt jedoch zu, dab die Sprache des Klerus in Folge 
beö von ber Regierung außgeübten Einfluffes eine weniger aggreifive gewor- 
den fei. Redner proteftirt mit aller Beftimmtheit gegen die Behauptung, 
daß Belgien mehr Sympathie für Frankreich ald fir Deutichland Habe. 
Dolez und d'Anethan beantragen alddann eine Tagesordnung, wornach ber 
Senat unter völliger Billigung der von der Regierung gegebenen Auß: 
Führungen und im Anſchluß an das entiprechende Botum ber zweiten Sam: 
mer zur Tagesordnung übergeht. Der Finanzminiſter Malon Tündigt 
barauf den Geſetzentwurf an, wornach das Anerbieten oder der Vorſchlag 
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zu ſchwerem Attentat ftxaffällig fein ſoll und Außert im weitern Berlauf der 
Debatte: Belgien müſſe die Nedefreiheit bei fi) durchaus aufrecht erhalten, 
aber e3 jei nothiwendig, daß alle Meinungen in ſolchen Tyällen, wo es fidh 
um Borgänge in andern Ländern handle, in weifer und maßpoller Form 
zum Ausdrud gelangten. Die von Dolez und d’Anethan eingebrachte Tages» 
ordnung wird fchließlich einftimmig angenommen. 


6. Juni. Belgien beantwortet die Eröffnungen Rußlands be= 
treffs der Folge, welche der vorjährigen Brüffeler Conferenz über 
das Kriegsvölkerrecht zu geben fei, worin es feine Abficht etwas mo⸗ 
dificirt oder wenigſtens näher begrängzt, dahin, 

daß er Act nimmt von den neuerlichen Erklärungen Rußlands, und 
vor allem davon, daß es fi nicht um eine fürmliche internationale Con⸗ 
ferenz handelt. Die belgijche Regierung hält die Vorbehalte aufrecht, welche 
ihr Telegirter zur Zeit der erften Brüffeler Gonferenz in Bezug auf das 
bon den mittleren (secondaires) Staaten angerufene and der Vertheidi⸗ 

ung des Gebictes gemacht hat und ftellt eine Frage Hinfichtlich ber Gegen: 

—* keit: „Ciner der Rriegführenden erklärt, daß er ſich am. die von der 
Gonferenz grundgelegten Beftimmungen halten werde; geichieht dieß nicht 
bloß unter der Bedingung, daß der andere Kriegführende diefelbe Erklärung 
abgebe? Es ift ee a daß biefe frage auf der St. Peteröburger Con⸗ 
ferenz in gerechter Weiſe erörtert und gelöst werde.” 


8. Juni. I. Kammer: die Regierung legt derjelben nunmehr 
wirklich einen Geſetzentwurf vor, durch welchen die Lücke in der 
Gejeßgebung be3. des Falles Duchesne ergänzt werden foll und dem 
Begehren Deutichlandg entfprochen wird. 


23. Juni. II Kammer: genehmigt mit einigen von der Com⸗ 
miffion beantragten Modificationen den Geſetzentwurf Duchesne mit 
75 gegen 6 Stimmen. 


30. Juni. Senat: nimmt den Gejeßentiwurf Duchesne jeiner- 
jeit8 ohne Debatte an. Derjelbe lautet nunmehr: 


„Art. 1. Jeder, welcher direct angeboten oder vorgeichlagen hat, ein 
mit Xodesftrafe oder Zwangsarbeit bedrohtes Verbrechen zu begehen oder 
an einem folchen Verbrechen theilzunehmen; jeder, der ein folches Anerbieten 
oder ſolchen Vorſchlag angenommen hat, wird mit Gefängnik von 3 Mo: 
naten bis zu 5 Jahren und mit einer Geldbuße von 50—500 fr. beftraft, 
vorbehaltlich dew Anwendung des Art. 85 des Code penal, wenn betreffende 
Umftände obwalten. Der Sculdige kann überdieg mit Unterfagung ber 
bürgerlichen Rechte, entiprechend Art. 33 des Code penal beftraft und wäh- 
rend der Tauer von mindeftend 5 Jahren und höchſtens 10 Jahren unter 
polizeiliche Aufficht geftellt werden. Indeß ſollen bloß mündliche Anerbie 
tungen oder Vorſchläge nicht beftraft werben, wenn fie nicht von Gelchenten 
oder Verfprechungen begleitet oder an Geichente und Verſprechungen gelnüpft 
find, ebenfowenig die Annahme eines Ahnlihen Anerbietend oder Vorſchlages. 
Art. 2. Folgende Beſtimmung wird der Nummer 9 de Art. 1 de Ge 
— vom 15. März 1874 über die Auslieferung hinzugefügt: „Wegen An— 
erbietungen und Borjchlägen, ein Verbrechen zu begehen oder daran fich zu 
beteiligen, oder iwegen Annahme bejagter Anerbietungen oder Vorſchläge.“ 





‘ 
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— Juni. Die liberale Partei fucht ſich durch Verbindung 
ber verichiedenen liberalen Vereine des Landes unter dem Namen 
Federation liberale eine feſtere Organifation zu geben, jet einen 
vollziehenden Ausſchuß nieder und wählt Hrn. Bara zu beffen 
Präfidenten. 


Mitte September. In Brüffel bildet fich ein ultramontaner 
er zu „wiflenfchaftlicher” Vertheidigung der päpftlichen Unfehl- 
arkeit. 


10. October. Eine vom Papſte in den letzten Tagen an bel- 
giſche Pilger gehaltene Anfprache, worin er fie aufforderte, in ihrem 
Lande zu beantragen und zu verlangen, daß die firchliche Trauung 
dem bürgerlichen Acte vorhergehe, und dieß geradezu für die Pflicht 
jedes Katholiken erklärte, erregt in der Liberalen Preffe einen wahren 
Sturm des Unwillens, da das Derlangen des Papftes einer aus: 
drüdlichen Beitimmung der belgifchen Verfaffung widerfpricht. 

23. October. Nach langjähriger Inftruction ergeht endlich 
der gerichtliche VBerbaftbefehl gegen den (längit flüchtigen) Gründer 
der vielgenannten fogenannten Tatholiichen Bank Langrand-Dumon= 
ceau, der feiner Zeit vom Papfte für feine Verdienfte um die katho— 
liſche Sache in den Grafenftand erhoben worden war. Die gericht: 
liche Verfolgung wegen Betrug und Fälfchung defjelben zieht natürlich 
auch diejenige ſämmtlicher Verwaltungsräthe nach fi), von denen 
mehrere im Senat und in der Deputirtenfammer figen und zu den 
Koryphäen der ultramontanen Partei gehören. 

26. October. Die Erneuerungdwahlen der Hälfte der Ge- 
meinberäthe des Landes fallen an mehreren Orten nach einem äußerft 
lebhaften Wahllampfe zu Gunften ber Liberalen aus. Die Pro- 
vinzen Luxemburg und Namur werden faft ausnahmslos von den 
Liberalen wieder getvonnen. Diefelben fiegen auch in Antwerpen 
und im ganzen Wahlfreife, ſelbſt auf dem platten Lande und felbjt 
in Löwen, dem Site der Tatholifchen Univerfität.. Ueberhaupt fiegen 
in ben großen Städten und meift auch da, wo die Bevölkerung vor⸗ 
twiegend wallonifch ift, die Liberalen, in den flandrifchen Orten da⸗ 
gegen, wie Brügge, Mecheln, Oubenarbe zc. meift die Ultramontanen. 


9. November. Eröffnung der Kammern ohne Thronrede, ba 
dag ultramontane Minifterium feiner eigenen Partei gegenüber zu- 
nächft mehr oder weniger zu laviren gendthigt if. 





450 Belgien. (November 21. — Dezember 20.) 


21. November. In Bent, der Hauptftadt von Flandern, wird 
an bie Stelle des verftorbenen clericalen Deputirten Baets der dor⸗ 
tige Liberale Bürgermeiſter de Kerchove de Denterghem in die II. Kam- 
mer gewählt. Das zeitherige Ueberwiegen der clericalen Partei fcheint 
langfam aber allmälig wieder umfchlagen zu wollen. 


1. Dezember. II Kammer: Die Regierung wird über die 
Aeußerung bes Papftes gegen die für Belgien durch die Verfafſung 
gewährleiftete Civilehe interpellirt und der Cabinetschef und Finanz⸗ 
minifter Malou fieht fich genöthigt, die feſte Abficht der Regierung 
zu befräftigen, jede Antaftung der in der Berfaffung niedergelegten 
Principien zurückzuweiſen. 

20. Dezember. Der clericale Präfident des Gerichtes erfter 
Snftanz zu Mons verfügt über einen feiner Gerichtichreiber eine 
zeittweilige Suspenſion, weil derfelbe bei feiner Trauung mit einer 
Proteftantin fich mit der Eivilede begnügt Hatte Die Thatfache 
macht folches Aufjehen, daB der clericale Juſtizminiſter fich genöthigt 
fieht, den Gerichtspräfidenten felber dem Gerichte zu überweiſen, das 
ihn wegen Amtsmißbrauch mit einmonatlicher Sußpenfion beftraft. 














8. Holland. 


8. Februar. Drittes Säcularfeft der Univerfität Leiden. Das- 
felbe ift für Holland fein bloßes Gelehrtenfeft, ſondern ein Feſt des 
Landes und Volkes und ein Chrenfeft des Haujes Oranien. Am 
3. Oftober 1574 war die Stadt entjeßt, im Dezember beantragte 
ber große Wilhelm die Gründung einer nationalen Univerfität in 
berjelben, am 2. Januar ift das Gefeb fertig und ſchon am 8. Fe⸗ 
bruar wird die Hochichule eröffnet. Dieſe Thatfachen find in Holland 
allen gegenwärtig und die Öffentliche Meinung ift hoch erfreut, einen 
folchen Anklang für dag Felt in ganz Europa zu finden. Die Uni» 
verfitäten aller Länder deafelben, namentlich diejenigen Deutjchlands, 


aber auch ſogar Petersburg, Rom und Coimbra find dabei vertreten. 

— März. Die unabhängigen Blätter find augenblidlich voll 
von düſtern Schilderungen über die Zuftände in den Tathol. Landes⸗ 
theilen: 

Biſchoͤfe und Geiftlichkeit regieren bort ganz unumfchränft: fie er 
nennen Abgeordnete zur Kammer, zu den Provincialftaaten, in die Gemeindes 
xäthe u. |. w. Die YJugenderziehung und der Unterricht find vollſtändig in 
ihren Händen, und fie haben felbft die neutralen Staatsfchulen nach ihrem 
“Zwede ein;urichten gewußt. Alles, was im Unterrichte dem Clerus nicht 

efällt, wird geftrichen, dern das Geſetz will, daß ber Lehrer nichts lehren 
BON, was mit der tung vor ber Ueberzeugung Anderer ftreitel. Den 
Ultramontanen ift aber 3. 3. bie Reformation, ber Kampf gegen Spanien 
u. bol., ein Gräuel; alfo barf der Jugend bavon nichts gejagt werben. Die 
großen Thaten ber Vorfahren werden verjchtviegen und durg ein großer 
Theil des Nationalgefühls unterdrückt. Dagegen werden die kathol. Feier⸗ 
tage ‚gewsifienhaft gehalten. Der Staat hat feine Macht, um da beftimmenbd 
in feinen eigenen Schulen aufzutreten, denn ber Gemeinberath Hat die Bes 
fugniß, zu_beftimmen, was Andersdenkenden anftößig ift, oder wann und 
wie lange {Ferien eintreten follen. Der Gemeinderath iſt aber nur das Werts 
zeug bex Geiftlichen, welche in dieſer Weiſe bie Staatsſchulen Leiten und fogar 
in manchen Oxten katholiſche Gebräuche in denſelben einführen. In ben von 
dem Clerus errichteten Schulen wird —A auch „katholiſche“ Geſchichte 
gelehrt, die Reformation als ein Werk des Teufels, der große Oranier als ein 
gottvergefiener Aufrührer geſchildert u. |. w. * 





452 Yelland. (April 22. — Sept. 20.) 


22. April. IL Kammer: Die Regierung legt derfelben einen 
Gejegesentiwurf vor, nach welchem bis zum 1. Juli d. J. die Gold⸗ 
währung neben der beitehenden Silberwährung eingeführt und die 
Ausmünzung von Silber bejchräntt werden fol. 


4. Juni. I. und II. Kammer: haben dem neuen Münzgejebe 
zugeitimmt. 

— uni. Das Refultat der Erneuerungswahlen für die Hälfte 
ber II. Kammer ergibt für diefe folgendes Parteiverhältniß: 42 Li- 
berale, 10 Confervative, 12 fog. Anti-Revolutionaire und 16 Ultra= 
montane. 

Die Liberalen fegen diesmal in Amfterdbam, erleiden dagegen in an⸗ 
deren Wablbezirten Einbuße. Die Ultramontanen haben 3 ui gelvonnen. 
Das Minifterium Hemskerk hat durch daB Refultat jedenfalls nicht gewonnen. 
In ſehr vielen Wahlkreiſen war bie Droge für oder gegen Rom? entſchie⸗ 
den maßgebend. Im Allgemeinen aber läßt fich nicht verlennen, daß bie 
Liberalen ben Kampf gegen Rom augenfcheinlich fürchten. 

— Juli. Der katholiſche Bilchof von Roermond, Paredis, er- 
Märt durch ein bifchöfliches Manifeft, daß zwei abtretende Gemeinde⸗ 
tatha= Mitglieder, welche gegen eine ſtädtiſche Subvention für fein 
bifchöfliches Collegium geftimmt und ſich dadurch nur einer Geſetz⸗ 
übertretung des Gemeinderathes widerfegt hatten, nicht wieder ge⸗ 
wählt werden dürften, und febt feinen Willen auch durch, 


10.—17. Auguft. Außerordentliche Seifion der Generalftaaten. 
Diefelbe ift vom Minifterium Hemskerk unter dem Vorwande von 
Eiſenbahnvorlagen, in Wahrheit aber wegen eine Geſetzentwurfes 
betr. Bildung von 3 neuen Wahlbezirken, durch welche feine Partei 
um 3 Mitglieder verftärkt werden foll, einberufen worden, jchließt 
jedoch ihre Berathungen. ohne weder die eine noch die andere Frage, 
entjchieden zu haben. 

25.—28. Auguft. Zufammentritt des in Brüffel gegründeten 
Institut du droit international diegmal im Haag unter dem Vor: 
fite Bluntſchli's. Dasfelbe beräth und bejchließt eine Reihe von 
Rejolutionen über die wejentlichiten Punkte des von Rußland redie 
girten Declarationz-Entwurfd. In der Schlußfikung erftattet ber 
Generalfetretär den Jahresbericht und referiren die Berichterftatter 
der einzelnen Commiffionen des Inſtituts über die Verhandlungen 
und Beichlußfaffungen berjelben. 


20. September. Der König eröffnet die neue Legislaturperiode 
mit einer ziemlich farblofen Thronrede. Diefelbe gefteht indeß, daß 
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es noch energiſcher Thaten bedürfe, um den atſchineſiſchen König auf 


Sumatra zu einem für Holland befriedigenden Ende zu führen. 


9. Oktober. Differenzen mit ber Regierung von Venezuela. 
Der Gejandte ftellt der holländiſchen Regierung für gewifle Forde— 
rungen einen Termin, nach deffen fruchtloſem Ablauf er ſeine Päſſe 
verlangt und Brüfſel verläßt. 


— November. Unter Führung des früheren Krieggminifters 
Graf Lymburg-Styrum bildet fich ein Verein für Einführung der 
allgemeinen Wehrpflicht und conftituwirt fi) fofort in ben vornehm⸗ 
ften Städten des Landes. Demfelben waren von vorneherein gegen 
5000 Mitglieder beigetreten. 


2. Dezember. II. Kammer: Bei Gelegenheit des Budgets des 
Departements des Auswärtigen kommt die in belgifchen und hol» 
ländifchen Handelsfreifen angeregte Agitation für Erzielung eines 
Zollvereines zwifchen Belgien und ben Niederlanden zur Sprache. 
Der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten anerkennt, daß die 
Anregung dieſer Sache Beachtuug (belang stelling) verdiene, gibt 
jedoch dem Wunſche Ausdruck, nicht gedrängt zu werben, fich jetzt 
näher hierüber auszuſprechen. 

17. Dezember. II. Sammer: verwirft mit 37 gegen 36 Stim- 
men das Budget für Befeftigungen, welches einen Theil des Kriegs⸗ 
budgets bildet. Der Kriegaminijter erflärt, unter diefen Umständen 
das Budget nicht ausführen zu können und verlangt feine Entlaffung. 


9. Dänemark. 


20. Januar. Folletbing: Das Minifterium Fonnesbech Iegt 
bemfelben feine Pläne für Ausführung außerordentlicher Befefti- 
gungsanlagen vor, für welche 13 Mil. fl. (20 Mill. Kronen) gefordert 
werden. Diejelben finden von Seite der Oppofition feine ſehr gün- 
jtige Aufnahme. Vorläufig werden fie an eine Commilfion getviejen. 


Die Debatte läßt fofort die verfchiedenen Auffafjungen der Parteien 
a erktic ber Stellung Dänemarks zu Deutſchland zu Tage treten. Es ift 
namentlich die Linte, welche bei ber erften Leſung die Anficht vertritt, daß 
Deutichland die Eriftenz Dänemarks nicht bebrohe und daher gewiß Tein Bes 
dürfniß Is berartige Eoftipielige Anlagen vorhanden ſei. In diefem Sinne 
ſprechen ſich Führer der —26 wie Boyſen und Berg, aus, indem 
fie zugleich betonen, daß dag Miniſterium doch wenigſtens über die Stellung 
zum Auslande nähere Auskunft geben müßte, wenn es mit foldden Anſprü⸗ 
Ken an bie Volfgvertretung herantrete, bamit diefelbe filh von der Nothwen⸗ 
bigfeit folcher pefuniären Opfer überzeugen könnte, zumal aus der Motivi: 
rung der Vorlagen Seiten? der Minifter für Krieg und Marine hervorgehe, 
daß die verlangten 20 Mill. Kronen nur bie Einleitung zu ferneren, noch 
größeren Forderungen bildeten. Winter (Linke) meint, daß die nordichless 
wigifche Sache dadurch nicht gefördert würde, daß man der Macht, die Schles⸗ 
wig be be fozufagen die Zähne zeige. Kjaer (Linke) erklärt ganz offen, 
daß die Regierung, wenn fie den von Boyſen gezeigten Weg nicht betrete, 
von dem jetzigen Folkething weder Feſtungen —— Marine⸗Stationen erhalte. 
Der Kriegsminiſter Steinmann verſucht in Bezug auf den Hinweis auf 
Deutichland und die biefem Lande gegenüber richtige Politik I biplomatifch 
aus der un zu ziehen, ift aber unglüdlich in ber Mahl feiner Worte. 
Er erklärt freilich, da auch ex den Wunſch Hege, mit ben ſüdlichen Nach» 
barn auf gutem Fuße gu Reben: bie aber fchlöffe nicht aus, bei Ordnung 
ber Dertheidigung bie Eventualität vor Augen zu haben, daß zu einer ans 
dern Zeit nicht gegenfeitiges Wohlmwollen die Streitfragen in Europa entſcheide. 


23. Februar. Folkething: Zweite Berathung des Budgets für 
1875. Das Thing lehnt mit 47 gegen 42 Stimmen die vom Ma= 
rineminifter geforderte Anfchaffung eines größeren Panzerfchiffes ab, 
obgleich derfelbe vorher mit feinem NRüdtritt gedroht und der Con-⸗ 
feilpräfident erflärt hatte, dag Minifterium werde feinen Eollegen 
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nicht im Stiche laffen, fondern vielmehr das Thing auflöfen, wenn 
e3 dem Berlangen nicht entfpreche. 


19. März. Folkething: Der Ausſchuß für das Landesverthei- 
digungsweſen erftattet feinen Bericht über bie Regierungsvorlage; 
berjelbe Hat fich in eine Mehrheit von 8 und in eine Minderheit 
von 7 Stimmen gefpalten. 


Die Dinderbeit ſchlietzt fich in der Befeſtigungsfrage ganz an bie Vor⸗ 
\öläge ber Regierung an und will nur in zwei unbedeutenben untten eine 
Abänderun ng. Die hrheit aber, aus Mitgliebern der Oppofition beftehend, 
t ein volljländig neues Programm ausgearbeitet, welches allerdings durch 
eine Öropentigteit und ie Aonen lie in mehr als einer Beziehung Ex: 
ſtaunen erregt. Sämmilidde Koften für die Entwidlung der Flotte und für 
bie Befeftigungsanlagen find zu 30 Mill. Kronen (ungefähr 34 Mil. hei 
mark) berechnet worden — eine Summe, welche bie von den Miniftern 
bemfelben Zweck geforderte um bie gear übertrifft. Auf eine Bein 
Kopenhagen? oil F Mehrheit des Ausſchuſſes ng nicht einlaffen, ja e jate 
e3 am liebiten, wenn es vollitändig eine offene Stadt werben Lönnte. il 
dieß aber kaum durchzuſetzen —* will man fich mit den vorhandenen Fe⸗ 
[hngstweren begnügen und dieſelben durch ſchwimmende Forts exgängen. 
Auf die Entwi ber Flotte foll gr grobes Gewicht gelegt werben, einmal 
um den Feind am Eindringen Pi „ale niſchen —* zu verhindern, und 
— dan —— ndes abzuwehren. Die Anſchaffun 
Nele die I: —— nicht räthlich, ke fi 
Fe wenn —A allſeitig für een erlannt wird, dem nicht wider⸗ 
— Offenbar geht bie Abſicht dahin, das Minifterium, welches im Tall 
er Verweigerung Des verlangten Panzerſchiffs mit der Auflöfung ber zweiten 
Sammer gedroht hat, zu entwafinen. Weberhaupt ſcheint die opbofitionelle 
Mehrheit des Ausichuffes es darauf angelegt zu haben, einmal bem Lande 
u zeigen, wie unrecht die Preßorgane ber Ben partei und auch dieſe 
ker Haben, wenn fie ber Linken vorwerfen, ibe das Bert nigungss 
weien des Baterlandes nicht am Gergen, Liege. Die Taktik ift gut bevechnet 
und es i a ——8 bie Frage, ob dad Miniſterium unter dieſen Umſtänden 
flöſung weiten Kammer denken wird, ſollte dieſelbe auch das 
Fre für das — diesmal wirklich nicht betoilligen. 
23. März. Landething: Berathung des Budgets für 1875. 
Mit 42 gegen 8 Stimmen wird bejchloffen, eine Commiffion nieder⸗ 
zuſetzen, um gegenüber den Beichlüflen des Volksthings feine ver⸗ 
a Stellung zu wahren. 
eilöpräfident erklärt gegenüber ben —— de a ber 
ige ——ù— die Machtſtelluug ber Regierung, We Ib vers 
lichte fei, gesen bie gange Tendenz ber Folkethings⸗ ebrheit w zutreten; 
ih werde die Oppofition n 5— danken, welche die on ihr 
Hervorgerufenen Strömungen zu ü ltigen juchten, vor denen die Oppo⸗ 
fition erichredlen werde. Dad Miniſterium (Fonne bed nimmt doch 
Anſt eine Drohung auszuführen und das Fo being nad Hau zu 
ſchicken, "zumal die Neuwahlen kaum ein ihn günſtiges Wei erzielen 
va and ſcheint einfach zu ber Tatil des Miniftertumd Holiftein vn 
tollen, bag leiden ng durch das Lanbäthing lahm — — 
an bie 2 Hin, anzgeſetz für 1875 gar nicht zu km 
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28. April. Folkething: es vollzieht fich in demfelben ein Um⸗ 
ſchwung, wie er in folcdem Umfang und mit ſolcher Entjchiedenheit 
nur felten ift und fich nur durch das bald drohende, bald wieber 
wanfelmütbige Verhalten der Regierung erflären läßt. Zwiſchen der 
Oppofition der vereinigten Linken und der Gentrumspartei (melche 
zufammen vier Yünftheile des Things ausmachen) wird eine Weber- 
einkunft gefchloffen, wonach die Kammer dag Budget in der Yorın 
annehmen will, in ber fie dasſelbe einmal feitgeftellt bat, d. h. da⸗ 
mals gegen die Centrumspartei und die unbedingten Anhänger der 
Regierung. Der Centrumspartei wird von der Linken nur die Con⸗ 
cejfion gemacht, daß die für den Anfang des Baues eine Panzer- 
ichiffeg angefeßten Summen und einige andere minder twichtige 
Forderungen der Regierung bewilligt werden follen, in den übrigen 
Punkten aber der frühere Standpunkt des Things feitgehalten wer⸗ 
ben fol. Bon einer Auflöfung des Things kann nunmehr feine Rebe 
mehr jein. 

Die Parteiverhältniffe der beiden Thinge find folgende: Im Folke—⸗ 
thing zählt die mächtigfte Partei, die Linke, hulammengefebt aus den Bauern: 
feun en und ben ndtvigianern, mit dem Präfidenten 58 Stimmen; die 

nn folgende Partei des Centrums, 25 Mann ftark, gieng biöher in ben 
meiften Fällen mit der Regierung, ohne im Grunde mit ide zu ſympathi⸗ 
firen und hauptſächlich nur, um ber Linken möglichſt Abbruch zu thun. 
Endlich find im Folkething noch 19 Männer, welde man gewöhnlich als 
die Nationalliberalen bezeichnet. Bon diejen eriftiten eigentlich nur noch 
gens wenige mehr, und e3 ıft faft bloß ber Euriofität wegen, daß man Diele 

ezeichnung überhaupt noch antvendet, benn eine Bedeutung bat fie ſchon 
längft nicht mehr. Viel richtiger ift es, fie ala die unbedingt minifterielle 
Partei zu pegeichnen, benn fie enthält, außer den jebigen und früheren Mi⸗ 
niftern, welche Mitglieder des goltetbings find, faſt nur noch Offiziere und 
Beamte, die Iggon wegen ihrer Stellung nicht gegen das Minifterium ſtimmen 
fönnen. Das Centrum und diefe Männer zufammen konnte man füglich ala 
die Regierungspartei bezeichnen. Bezeichnend für die däniſchen Berhältniffe 
war es an daß bei allen Abjtimmungen, welche nicht ganz unmejentliche 
Dinge betrafen, fi) faft ausnahmslos biefelben Mehrheiten und Minderheiten 
ergaben, was allerdings von einer fehr guten Digciplin innerhalb ber Bar: 
teien zeugt, aber auch den Beweis liefert, daß man oftmals mehr Rückficht 
auf bie * als zuf die Sache, um die es ſich handelte, nahm. — Am 
Landsthing machen ſich eigentlich nur zwei Parteien geltend; bie eine, 
welche dort ftet® ben Ton angab, befteht aus etwa 50 von ben 66 Mitglie: 
dern der erften Kammer und zählt in ihren Reiben alles, was an ber Re 
ierung eine Stüße findet oder fie zu fügen Anlaß Hat, darunter ein Reft 

ationalliberaler, Beamte und namentlich Großgrundbefiger. Die übrigen 
Mitglieder verfechten die von der vereinigten Linken im Folkething aufges 
ftellten PBrincipien. — Was das Minifterium Fonnesbech betrifft, jo 
war basfelbe kurz vor ber im Dftober 1874 begonnenen Reichstagaleifion 
an's Ruder gekommen. Es war an und für ſich ein großer Mißgriff, daß 
dies 5 Das frühere Holſtein'ſche Minifterium mußte wegen ſeines rück⸗ 
ſichtsloſen Auftretens gegen das Folkething, und weil es ſich namentlich durch 
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Beröffentlichung eines koͤniglichen Handſchreibens eine arge Bloͤße gegeben 
Hatte, ſich zurüdziehen. Es wäre damals ein völliger Syſtemwechſel ange 
eigt geweſen: ftatt befien traten aus dem alten Minifterium die Mitglieder 
Fesletten -— worunter zwei der bedeutendften — in's neue hinüber, und zur 
Ergänzung wurden drei Männer genommen, bie ſich ihrem Poſten wenig ge: 
wachjen zeigen, jo daß das neue Minifterium nur al eine Fortſetzung bes 
alten erfcheint. 

2. Mai. Landsthing: Berathung über das Budget für 1875. 
Das Minifterium erflärt, daß die Eonceffionen des Folkethings ihm 
nicht genügten und fordert dag Thing auf, feine Würde gegenüber 
dem andern Thing zu wahren und auf feinen früheren Beichlüffen 
zu beharren. Das Thing gibt nach und ftellt alle früheren Po- 
fitionen im Budget nach den Forderungen der Regierung ber. 

6. Mai. Beide Thinge wählen in Folge der Vorgänge im 
Folkething und der dadurch gejchaffenen neuen Lage einen gemein- 
famen Ausfchuß, um fich über das Finanzgeſetz für 1875 wo mög- 
lich zu verftändigen. , 

13. Mai. Der gemeinfame Ausſchuß beider Thinge einigt fich 
mit 16 gegen 2 Stimmen über das Budget für 1875 nicht ganz 
nach den Bejchlüffen des Folkethings, aber noch weniger nach den 
Gorbderungen ber Regierung. Der Minifterpräfident Fonnesbech fieht 
fih zu der Erflärung genöthigt, das Minifterium würde nicht an⸗ 
ftehen, vom König feine Entlafjung zu verlangen, fobald ein von 
beiden Thingen angenommenes Tinanzgefe in dem beabfichtigten 
Sinn wirklich zu Stande komme. 

13. Mai. Folkething: Die Centrumspartei jagt fi, da fich 
das Minifterium zum Rüdtritt bereit erflärt hat, von ber Meberein- 
funft mit ber Linken wieder 1o8, um dem von der gemeinfamen 
Commiſſion beider Thinge vorgefchlagenen Compromiß beizutreten. 

24. Mai. Landsthing: nimmt den Compromißvorichlag des 
gemeinfamen Ausſchuſſes bez. des Budgets einftimmig, das Folke⸗ 
thing mit 72 gegen 22 Stimmen (der äußerften Linken) an. Zwi— 
chen den Fractionen der bisher vereinigten Linken jcheint eine tiefe 
Spaltung eingetreten zu fein. Schluß ber Seſſion des Reichstags. 

19. Mai. Das ganze Minifterium Fonnesbech reicht dem 
König feine Entlaffung ein. Der König nimmt biejelbe an. 

11. Suni. Nicht ohne große Schtwierigfeiten kommt endlich 
ein neues Minifterium zu Stande. Dasfelbe ift außfchließlich der 
rechten Ceite des Landsthings entnommen und folgendermaßen zu⸗ 
ſammengeſetzt: 
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Eftrup Minifterpräfident und Syinanzminifter, Graf —— — 
Miniſter bes Auswärtigen, Kammerherr Steel Minifter des Iunern. General 
Haffner Kriege: und Marineminifter, Nellemann Yuftizminifter, Fiſcher Cul⸗ 
tusminifter. 

— Juni. Eine Rundreife des Königs im Tüdlichen Jütland 
gibt wieder zu allerlei Demonftrationen bezüglich Nordſchleswigs 
Beranlaffung. Der König äußert fich damit einverflanden; die Un⸗ 
terfagung einer eier der Schlacht von Idſtedt für die bdänifchen 
Truppen im Uebungslager bei Hald zeigt indeß, daB die bänifche 
Regierung aufrichtig bemüht ift, alles zu vermeiden, was in Deutjch- 
land Anftoß erregen Tönnte. 


16. Auguft. Der Führer des linken Flügels der vereinigten 
Linken im Folkething, Hanfen, tritt den Socialdemokraten ziemlich 
Tcharf gegenüber, indem er in feinem Organ „Almuevennen“ erklärt: 

„Herr Pio (Führer der bänifchen Socialdemofraten und gegenwärtig 
Redacteur des Organs derjelben) bat nie die Partei gekannt, welche fich Hier 
zu Lande „Linte" nennt, wenn er glaubt, daß fie fiet? von fich felber bes 
hauptet habe, fie vepräfentire den Radicalismus in Dänemark. Sie hat im 
Segentheil ftet? dagegen proteftirt, radical zu fein. Sie ift nicht radical und 
will ed nicht fein. Die Linke arbeitet und will ferner arbeiten für eine Ber: 
befferung der Lage der niedriger geftellten, aber fleikigen und orbentlichen 
Arbeiter, aber fie will nicht dem Communismus in die Hände arbeiten. Die 
Linke hat gearbeitet und will ferner arbeiten für eine gerechte Regelung der 
Arbeiterverhältnifle in der Weile, daß eine aufgellärte und gulfituirte Arbeiter: 
bevölferung geichaffen wird. Sie will das Sprige dazu beitragen, daß Ges 
rechtigkeit, Billigteit, bürgerliche Freiheit und Gleichheit Allen, den Niedrigen 
fowohl wie den Höheren, zu Theil werde, aber fie will die Berhältnifie nich 
auf den Kopf ſtellen, nicht Recht und Geſetz und Ordnung umſtürzen, ſie 
will ſich nicht luftigen Träumereien und leeren Hirngeſpinnfien ae fie 
will Die —28 nicht baburd noch rathloſer machen, daß fie ihnen ſchwaͤr⸗ 
merifche und gefährliche Vorſtellungen beibringt.” 


4. Oktober. Eröffnung des Reichstags. Derjelbe wird jedoch 
unmittelbar nach der Präfidentenwahl durch kgl. Botfchaft bis zum 
29. November vertagt, da fich die Regierung und der neue Kriegs⸗ 
minifter General Haffner über dag dem Reichstag wieder vorzule⸗ 
gende Geſetz betr. das Landesvertheidigungsweſen noch nicht haben 
ſchlüſſig machen können. 

6. Oktober. Die vereinigte Linke des Folkethings, die fich in 
der lebten Seffion gelegentlich des Budgets gefpalten Hatte, einigt 
fih, über die in ber fofortigen Vertagung Tiegende Rüdfichtzlofigkeit 
Ceitend der Regierung erbittert, wieder und erläßt gemeinfam fol- 
gendes Manifeft an ihre Wähler: 


„Wähler! Die Regierung Hat gegen bie Erwartung ben Reidhetag 
ſofort nach feinem Zufammentritt vertagt. Der 4. Oktober, welcher und zu 
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unferer Reichſtagsarbeit zufammenführen Tollte, hat und nur als Zuhörer 
einer Botſchaft wegen der Vertagung geiehen. Gleichzeitig hat berfelbe ung 
jedoch auf unjerem Platz in der vereinigten Linken en Bei den 

bftunmungen über bad Staatsbudget am 13. Mai dieſes Jahres hatte fidh 
ein Unterſchied in der Auffaffung der damaligen Stellung gezeigt. Da wir 
indeſſen gegenjeitig nicht beitreiten, daß jeder don ung Damals nach feiner 
Beurtheilung der vorliegenden DBerhältnifie für die Durchführung bes Zieles 
ber vereinigten Linken gewirkt hat, ift es und möglich, unter der gemeinſchaft⸗ 
lichen Tahne zu verbleiben, gleichiwie e3 ung Den Troſt eines zukünftigen 
guten Zuſammenwirkens gibt. Er ein folches ift auch ein Bebürfniß! Das 
gegentwärtige Minifterium, welches Lediglich aus Mitgliedern der Rechten be3 
andsthings befteht, und deſſen exfte lung, die Bertagung des Reichs⸗ 
tages ohne die Vorlegung des Staatsbudget3 und ohne vorherige Anfündi- 
gune, ſowohl dem Grundgefeke widerfpricht, wie es rückſichtslos gegen die 

itglieder des Feitatege⸗ iſt, — gibt uns keinerlei Anlaß, etwas Gutes 
von demſelben für die Sache des Volkes zu erwarten. Was wir für dieſes 
erreichen, kann nur durch eine kraftige Arbeit erreicht werden. Wann das 
Volk die Frücht von derſelben erhält, hängt einerſeits von der Stärke des 
Widerſtandes, welchem unſere Gegner begegnen, andererſeits von Eurem wirk⸗ 
ſamen Beiſtande ab.“ 

— Oktober. (Island.) Beide Abtheilungen des isländiſchen 
Althings erlaſſen Adreſſen an den König bez. der der Inſel von ihm 
ertbeilten neuen Verfaſſung: 

Die „untere Abtheilung“ bes Althings fagt im ihrer Abreffe: „alla 
e3 ſich zeigen follte, daß die Verfaſſung einer Verbefierung bedarf, dann er- 
warten wır mit Beftimmtbeit, daß Ew. Majehät im Derein mit unferem 
Thing dieſelbe vornehmen werden. Wir Halten es für das Richtigfte, daß 
unjere Derfaflung fo aufmerkſam wie möglich geprüft wird, bevor wir bie 
Aenderung einzelner Paragraphen, 3. B. derjenigen, welche bie Verfügung 
über die finanzen und die Berantiwortlichkeit der Landesverwaltung betreffen, 
vornehmen. Ganz beſonders bedenklich aber erfcheint und die Einrichtung zu 
fein, daß der Minifter, welchen Ew. Majeftät an die Spike der islaͤndiſchen 
Angelegenheiten ftellen, feinen Platz verlaffen muß, weil er nicht diefelben Ans 
fihten über dänische, Island nicht betreffende, Angelegenheiten wie die ehe 
zahl ber dänischen Volksvertreter hat, während andererſeits der Minifter fo: 
wohl das Bertrauen Ew. Majeftät wie daß des Volkes und der Volksver⸗ 
tretung Islands in allen igländifchen Angelegenheiten befibt.” Der „obere 
Theil” bes Althingd drückt fich in ber Adreſſe nicht vollftändig fo fcharf aus, 
fagt aber im Wejentlichen dag Nämliche. 


29. November. Der Reichstag nimmt feine Sikungen twieber 
auf. Der Finanzminifter legt das Budget vor und. erflärt: bie 
Finanzlage fei eine gute, fo daß bie außerordentlichen Ausgaben für 
das Heer, die Tlotte und die Vertheidigungswerke ohne neue Steuer« 
auflagen beftreitbar feien. Die Budgetvorlage weist jo wenig Neues 
auf, daß die Regierung hofft, die Erledigung ber Discuffion über 
das Budget innerhalb bes durch das Grundgefeb vorgefchriebenen 
Termins zu erreichen. 


30. November. Folkething: Der Kriegs» und der Marine- 
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minifter legen demfelben ein neues Projekt betr. die Erweiterung 


des Landesvertheidigungswejens vor. 
Seit dem Jahre 1872 ift es das brittemal, dab ſolche Projecte im 
Reichötag aufgeftelt wurden, und zwar jedesmal unter einer weientlich andern 
orm. Die diesjährigen Vorſchläge zeichnen fich durch ihre Großartigkeit aus, 
indem für diefelben nicht weniger ala 57'/s Millionen Reichsmark beanſprucht 
werben. Die Arbeiten jollen in einem Zeitraum von 10—11 Jahren aus: 
eführt werden. Die wichtigeren Werke follen jedoch im Laufe von 5—7 
hren vollendet werden, und dafür, jowie für ben Bau von drei großen 
nzerichiffen wird die Summe von 37 Millionen Markt gefordert. Als 
auptgrundfäße für die Landesvertheidigung werben aufgeftellt: die Befeſti⸗ 
gung der Hauptftadt, die Anlegung einer Ylettenftation an der ſeeländiſchen 
Meftküfte und die Anlegun einiger Batterien am großen Belt, um, wie «8 
geiht, „die Verbindung —*8* en Landestheilen” zu fichern. Vorerſt Toll 
ie Seebefeftigung Kopenhagen? in Angriff genommen werden, und man 
meint diejelbe in einer Weife Herftellen zu tönnen, daß bie Möglichkeit eines 
Bombardements ber Hauptftabt durch feindliche Schiffe völlig ausgeichloffen 
bleibt. Zu dieſem Ende follen nicht nur bie ee — allerdings ungenüs 
genden — Forts verftärkt, fondern es follen auch zivei neue ungemein ftarfe 
Merle auf der Kopenhager Rhede angelegt, und außerdem mehrere Küſten⸗ 
batterien erbaut werden. Mit ber Befeftigung von der Landſeite foll noch 
einige Zeit geiwartet werben; ſie würde nad) dem Entwurf auch nur geringe 
Bedeutung Haben, da fie nur dazu dienen joll, einen feindlichen Senditeeie 
u verhüten, würde aber immerhin ca 14 Mill. Kronen Eoften. an benft 
9— nämlich bie Dröglicteit daß ein feindliches Detachement ben Moment 
Denen tönnte, wo dag bänifche eer auf irgendeinem Punkt von Seeland 
damit beichäftigt wäre, einer feindlichen Landung entgegenzutreten, um bie 
unbefeftigte, von aller Garniſon entblößte Hauptfladt zu überfallen. Der 
Geiepenttwur] will Jütland und Fühnen ganz aufgeben, und ee unterfcheidet 
ſich Darin gänzlich namentlich von ben früher aufgeftellten Projekten, wonach 
alle Landestheile nachdrücklich vertheidigt werden follten. Die Flotte fo 
verhältnikmäßig fehr ſtark entwidelt werben, jebod muß eine Seemacht, die 
nur drei Panzerfregatten zählt, immer noch als ei unbedeutend anges 
fehen werden. Darum fol auch eine Anzahl ehr ſtark armirter Kanonen 
boote angefchafft werben. 


16. Dezember. Follething: jet einen Ausſchuß zu Vorbera⸗ 
thung der Vorlage betr. das Landesvertheidigungsiwefen ein. Aug 
ber allgemeinen Debatte geht aber bereit? hervor, daß die Majorität 
bes Things die neue Vorlage fo wenig als die beiden früheren an- 
zunehmen geneigt ift, jedenfall nur, wenn die Regierung auf bag 
Princip einer Eintommenfteuer eingehen würde, wodurch die außer- 
ordentlichen Rüftungen zu beftreiten wären. Der Ertrag einer folchen 
Eintommenfteuer wurde im vorigen Jahre auf ca. 34 Mil. ME. 
berechnet, womit freilich kaum die Hälfte der vom Minifterium auf: 
geftellten neuen Pläne ausgeführt werden könnte. 


10. Schweden und Horwegen. 


18. Januar. (Schweden.) Eröffnung des Reichstags. Thron⸗ 
rede bes Königs: 


u... Etwas mehr ala ein und ein halbes Jahr ift — ſeit⸗ 
dem Sie ben Wunſch geäußert, daß dad Vertheidigungsweſen des 
Reiches in Zufammendang mit ber Abichaffung der Grundſteuern auf ben 
Grund der allgemeinen Wehrpflicht umgefchaffen und aufgebaut werden möge. 
Indem ich auf Ihre ernfihafte Mitwirkung zur Erhaltung einer in ber Wirt: 
lichleit zufriedenftellenden Heeresordnung rechne, habe ic ohne Verzug die 
Arbeiten vornehmen laſſen, welche zur Entwicklung der beiden, Ihren Wün⸗ 
ſchen zufolge, vereinigten Fragen unumgänglich erforderlich find; dieſe Ar⸗ 
beiten ſind auch ſeitdem ohne Abbruch ſorteegapgen. Verſchiedene Vo Säge 
zu einer neuen Ordnung jowohl für die Lands und Geevertheidigung ala 
auch für neue Geſetze Über die allgemeine Wehrpflicht find jetzt entworfen 
und von fachlundigen Männern forgfältig geprüft. Ein auf meinen Befehl 
befanntgemachtes Gutachten über Abſchaffung der Grundſteuern ift nach grund: 
geieglicher Beftimmung dem betreffenden Amte zur Bereitung überliefert, aber 
die ın hohem Grabe verwidelte BeichaffenHeit des wichtigen Stoffes hat noch 
ae den Abichluß dieſer Bereitung zugegeben. Ta Sie indefien jelbft die 
Abſchaffung der Srundfteuern von einer befriedigenden Löfung ber fyrage 
über das Umbilden be3 DertGeibigungstocfen abhängig gemacht Haben, und 
in allen Fällen der jet vorliegende Vorſchlag zu lehtgenanntem Zivede nicht 
berüdfichtigt ift, zur Ausführung gebracht zu werden, ehe Die Frage über 
bie Grunditenern abgemadjt ift, 7 trage ich kein Bedenken, Ihnen ſchon beim 
gegenwärtigen Reichstage die vollendeten Theile diefer mweitumfaffenden Ans 
elegenpeit vorzulegen. Mit vollem Bertrauen zu Ihren vaterländijchen Ge: 
nnungen und Ihrem aufrichtigen Willen, die Vertheidigung unjeres Vater: 
landes zu fichern, ertvarte ich ben Auagang Ihrer Meberlegungen. Gin neuer 
upttbeil des großen Unternehmens, welches vor 20 Jahren eingeleitet wurde, 
ift vor Kurzem mit ber Eröffnung der öftlichen Stammbahn vollendet tor: 
den, und die bedeutenden Staatszuſchüſſe, welche ich zur WBeförberung bes 
Berfehr? auf den Staat3bahnen von Ihnen verlangen werde, find eine 
Folge bed vermehrten Geſchäftsverkehrs. Mit dem Bebarl, des Staates find 
auch die Mittel zur Erfüllung gewachſen und der ganze Betrag der Staat?» 
einfünfte des Iektverfloffenen Jahres überſchießt bebeutend die von Ahnen 
berechnete Summe.“ . 
Nach der Rebe treten nacheinander die Sprecher der beiden Kammern 
hervor und beantworten bie Anfprache bed Könige. Der Sprecher ber erften 
Kammer verbreitet ſich ausſchließich Über die Eifenbahnen und über die glüd 
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3 Aderbaues und der Gewerbe; wenn man auch beren 

nicht erwarten Lönnte, jo würde bod bie Ichwediſche 

dem unerſchũlterlichen Grunde der Gottesfurcht und 

eit und unter ben Schuße bed Bundes zwiſchen Kdnigs- 

it feftfteen. Der Sp: ber zweiten Kammer exörtert 

daß jebes friebliebende Bolt, um mit ben Segnungen 

1e Unabhängigteit zu bewahren, mehr als früger feine 

. die Zufunft richte und ſich die „Rüftung ber Zeit" zu 

eigen made; er ie daher die umfaffenden Vorſchläge Königs zur 

Ordnung des Vertheidigungsweſens und sfeitigung ber Grundfeuern unb 

u je N gniäftrene itwirkung der zweiten Kammer zur Ausführung 
ieſer Vorhaben. 

Aus bem vorgelegten Budget erhellt, daß Einnahmen und Ausgaben zu 
79,554,919 Krouen (8 Kronen find gleich 3 —A berechnet find. Unter 
ben Einnahmen find die vom Zoll unb von der Branntweinproduction, wel 

ich aufammen auf 33 Millionen belaufen, weitaus bie bebeutendften; die 
irecten Einnahmen ftellen fi) auf 25,917,000 Kronen, und von ber Bofte 
vertvaltung erwartet man einen Ueberſchuß don 3,850,000 Fr. Die orbent: 
lichen Einkanfte belaufen ficd zufammen auf 64,790,000 Kronen, fo daß ein 
Deficit von 14,800,000 Kr. zu beden bleibt. Davon übernimmt da Reiche: 
{Qulbencomptoir 12 Millionen, und ber Reft fol durch eine außerordentliche 


teuer (allgemeine Bemiligung genannt) aufgebracht werben. Was die Aus⸗ 
oben ct fo werden für das Heer 18,400,000 Sr. unb für bie Flotte 
‚710, 


Ir. beanfpeud; Diefe Summen betragen über 34 Procent bes 
gelemmten Auögabebubgetd. Wenn man nun bedenkt, daß bad Heer bem 
and außerdem Jaelich nos wenigftend 5 Millionen Kronen toftet, melde 
direct aus ber Taſche der Bauern bemfelben zufließen, und ferner in Er— 
wägung zieht, dab der militärifche Werth der Armee in ihrer jekigen gor 
mation ein Außerft geringer ift, jo if wohl ber Ausſpruch gerechtfertigt, daß 
Schweben feine Wehrkraft etwas zu theuer bezahlt. Sollte es aber wirklich 
einmal zu der projectixten Reorganifation des PN tommen — was freie 
lid wenig —— — fo würde dad Armeebudget noch um einige 
Millionen fteigen, und Schweden twürde dann ben wenig beneibendwerthen 
Vorzug haben, bie theuerfie Armee in Europa zu befipen. 

3. Februar. (Norwegen) Gröffnung bes Storthinge. Die 
Thronrede ſchlägt bemfelben ben Beitritt zu der fehwebifch-bänifchen 
Münzconvention jowie die Einführung des metriſchen Maß- und 
Gewichtsſyſtems vor. 

4. Februar. (Schweden.) Reichstag: Die Negierung legt 
demfelben einen Gefegenttvurf über die neue Wehrorbnung ſowie den 
damit in Verbindung ftehenden Antrag auf Abänderung des $ 80 
der Berfaffung betr. die „eingetheilte Armee“ (Indelmingovaerket). 
Beide Kammern beſchließen, dafür befondere Ausfchüffe niederzufegen. 

Die vi lagene Abänderung bes $ 80 des Stantägrunbg oft 
Tauten: K: ig König und der Reidätog es ———— in Be en 
mit einer Abänderung oder Aufgebung des Tintheilungsweſens (ber jehigen 
Landwehrorganiſalionj neue Beitimmungen in Betreff der Organifation der 


Wehrtraft zu een, fo follen diefe Beftimmungen fowie bie zu inter Dur 
führung nothwendigen Berwilligungen durch Gelet feftgeftellt werden, wel 
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nicht ohne übereinftimmenden Beichluß des Königs und bes Reichſtags 

abgeän oder aufgehoben werden können.“ Der Antrag auf Abänderung. 

dieſes Artikels 80 ift jedoch bereit? von dem vorigen Reichätage gabelehnt 

— ba ıeplerer in demſelben eine Beichränkung feines Geldbewilligungs⸗ 
ed er . 

Die Hauptpuntte der Borlage gehen bahin: Die Wehrpflicht Toll 
mit bem achtzehnten Fahre beginnen. Se Aushebung zum aktiven Dienft 
erfolgt mit dem 21. Jahre. Die wirkliche Präjenz dauert nur 10! Mos 
nnate, Doch gehört der Ausgehobene ſechs Jahre ber Linie, dann ſechs Jahre 
der Landwehr und bis zum 40. Jahre dem Landſturm an. Dad Budget 
für Heer und Marine ſoll vom Reichätage und ber Regierung gemeinichaftlich, 

att, wie gegenwärtig auf Grund des $ 80 der ſchwediſchen Verfaflung, vom 

eichötage allein feftgeftellt werden. Der Kriegäminifter erklärt, daB er ab: 
treten werde, falls ſein Antrag nicht angenommen würde. Wie inbeflen aus 
den Staatsraths⸗Protokollen Perborgeht, hat eine Minorität im Minifterium 
den Geſetzentwüurfen nicht augeftimmi. Der Zweck der Vorlage ift offenbar bie 
Erlangung eined Normal:Militär: Budget. Die Regierung befürchtet, daß, 
wenn auch die Koſten der neuen Geeresordnung für jebt bewilligt würben, 
die dann unvermeidlichen alljährlicden größeren Geldbedürfniſſe heftigen An⸗ 
feindungen ausgeſetzt ſeien. Nicht ein einziger Abgeorbneier tritt indeß für 
die Vorlage anf, während fi) mehrere in ben fchärfiten Angriffen dagegen 
ergeben. Das Recht der Selb En Arc das fo hochgepriefene Bollwerk der 
alten ſchwediſchen Freiheit, würde injofern allerdings einen harten Stoß er: 
leiden, als der Reichstag in guten und fchlechten Seiten Rath zur Dedung 
der Ausgaben fchaffen müßte und jede Reducirung berjelben lediglich bem_ 
uten Willen der Regierung anbeimgegeben wäre. Faſt einftimmig wird 

Bhalb die Hoffnung ausgeſprochen, an der Neichdtag nie und nimmer feine 
Zuftimmung zu diefer Vorlage geben möge. 

24. Februar. (Schweden.) Erſte gemeinfame Abſtimmung 
I. und U. Kammer. 3 ergibt fich, daß die ſog. Bauernpartei bei 
ſolcher Abſtimmung über die Mehrheit verfügt. 

Es handelt ſich um bie Syrage, ob den Beamten, beren Jahresgehalt 
ben Betrag von 5000 Kronen überiteigt, eine Zulage zu gewähren ſei ober 
nicht. Die Enticheidung diefer Trage tft an und für ſich ohne Bedeutung, 
aber die Abflimmung bot injofern ein beſonderes Intereſſe, ala fie die Stärte 
ber Parteien erfennen läßt. Die Zulage wird mit 155 gegen 141 Stimmen 
verivorfen; die Bauernpartei hat fomit eine Majorität von 14 Stimmen. 
Bon den 155 Stimmen gehörten 131 der Zweiten und 24 ber Erſten Kam⸗ 
mer an. Der alte oppofitionelle Kern von 16 bis 17 Mitgliedern ber Erſten 
Kammer, verflärkt durch die neuen Wahlen, gibt ben Auskhlag, 


3. März. (Schweden.) II Kammer: verwirft den von der 
Regierung vorgefchlagenen Zufa zu 8 80 bes Staatsgrundgeſetzes 
bezüglich das Militärwefen in ber neuen Yaflung, nimmt dagegen den 
Antrag in der vorjährigen Yaflung neuerdings einftimmig an und 
bie I. Kammer tritt dem Beſchluß dießmal mit 75 gegen 88 Stim⸗ 
men bei. 

i jähri : „Wird 
unter aan ung aeg ein der nt get fe er 
Ordnung der Kriegomacht zu er und zu Sande, jo darf keine Aenderung 
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an einem folchen Beet; vorgenommen werben, e3 ſei denn durch den König 
und ben Reichstag im Verein.“ Die Sache war fo jelbitverftändlich, daß 
die fonft ftet? zur Oppofition geneigte zweite Kammer den Borjchlag damals 
ohne jede Dicuffion einftimmig annahm. Nicht jo im Herrenhauſe. Hier 
war man gewohnt, e3 anders zu machen ala in ber zweiten Sammer, und 
darum verivarf man den Vorſchlag der Regierung mit 64 gegen 34 Stim⸗ 
men. Ald Motiv dafür wurde angefühet, aß jene Beitimmung zur. Siche- 
rung einer neuen ordnung nicht genügend . jei, weßhalb man größere 
und feftere Sarantieen dafür aufftellen mü 63 gieng bie Sache daher 
an ben Sonftitutiondausfäuß zurüd, bamit dieſer eine neue fyaflung bes 
Borichlags beantragen könne. Der Ausſchuß legte ber erſten Kammer den 
Vorſchlag wieder ganz ebenfo vor wie das erftemal, und nun erklärten fich 
43 Mitglieder dafür, nur 46 dagegen. Zwar war der Vorſchlag damit ver: 
worfen, es war aber anzunehmen, daß, wenn man zum drittenmal mit dem⸗ 
felben an die Kammer käme, dieje ihn dann genehmigen würde. Niemand 
hätte ein anderes Vorgehen ber Regierung erwartet. Dieſe jchlug aber den: 
noch einen anderen Weg ein. Sie brachte nämlich beim Reichstag in bdiefem 
Jahre den veränderten Borfchlag ein, der ein ganz neue Moment in bie 
Sache brachte, nämlich die Feſtſtellung eines Normalbudget3 für die Heer: 
ausgaben. Dag ein folcde® auch noch jo richtig und zweckmäßig fein, bem 
Grundfag der Selbftbefteuerung des ſchwediſchen Volles, wie biejelbe ein 
Blaubensartifel bei demjelben geworden ift, entiprach eine folche Forderung 
entſchieden nicht. 


9. März. (Schweden) Reichstag: nimmt den Antrag der 
Commiſſion, welcher ziemlich gleichlautend mit der Regierungsvorlage 
it und wonach die Offiziere und Unterofficiere der eingetheilten Ar- 
mee Tünftig baar bezahlt werden follen, an. Der Gefammtgrund- 
befig und alle Einnahmen, die bisher zur Lohnbeſchaffung dienten, 
follen dem Staate zufallen. Diefer Beichluß ift immerhin der erfte 
Schritt zur Abſchaffung bes Indelta⸗Syſtems. 

9. März. Norwegen.) Storthing: genehmigt mit 82 gegen 
28 Stimmen ben Anfchluß Norwegen? an die däniſch⸗ſchwediſche 
Müngconvention. 

15. März. (Schweden) II Kammer: Der Ausſchuß für 
die Militärfrage befchließt, darauf anzutragen, daß die Augsbildungs- 
zeit für die Soldaten, die der Kriegaminifter in feinem Reformplan 
auf 10—18 Monate angefett hatte, auf 3 Monate herabgejegt werde. 
Damit würde das fchwebifche Heer ein reines Milizheer werben. 
Der Kriegsminiſter gibt feine Entlafjung ein. 

18. März. (Norwegen) Storthing: lehnt den Regierungs- 
antrag auf Erhöhung der Beamtengehalte mit 69 gegen 39 Stim- 
men ab. Die Majorität will die Zulage nur für Gehalte bis zu 
1000 Speciesthalern gewähren. 


7. April. (Schweden.) Neichttag: Iegt den fogenannten 
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conftitutionellen Dechargerapport ad acta, bie I. Kammer ohne Ab- 
ſtimmung, die II. Kammer mit 99 gegen 76 Stimmen unter aus— 
drüdlicher Billigung des in dem Rapport ausgeſprochenen Tadels 
gegen die Regierung. 

1090. April. (Schweden) Reichdtag: Beide Kammern neh- 
men den Antrag Wallenberg, betr. die Neuorganifation des Staat8- 
raths und Errichtung einer Confeilspräfidentfchaft, an. Der Antrag 
involvirt eine Verfaffungsänderung, und wirb deßhalb dem nächjten 
Reichstage zur definitiven Genehmigung nochmals vorgelegt werben. 


17. April. Morwegen.) Stortbing: lehnt mit übertwie- 
gender Majorität die jämmtlichen Anträge auf Abänderung der 
Grundgejeßbeitimmungen in Betreff des politifchen Stimmrechtz ab 
und bejchließt mit 87 gegen 24 Stimmen, einen aus 15 Mitgliedern 
bejtehenden Ausſchuß niederzufegen, der einen neuen Antrag in Be— 
treff des Stimmrechte ausarbeiten und dem nächſten Storthing vor⸗ 
legen ſoll. 


Don ber Rechten bes Storthings wird wieberholt barauf hingewieſen, 
bat da3 allgemeine Stimmrecht in Dänemark eine Partei zu Tage gefördert 
habe, welche nicht mit beſonders großer Achtung betrachtet werde. Sver⸗ 
drup, dee Führer ber Linken, erwidert auf dieſe gegen bie däniſchen Gefin- 
nungdgen en gericgteten Angrifte daß die Borftellungen, weldde man fich 
in Norwegen über die Linke des dänijchen Go tetbinge mache, durch die fas 
natifche Prefſe Kopenhagens, welche das achte Gebot vergeflen zu haben 
—* hervorgerufen wären. Die Linke, welche auf dem Boden der Ver⸗ 
aflung ftebe, * fich große Verdienſte um Dänemark, ja um den ganzen 
Norden erworben. Redner wünſchte, daß feine Worte in Dänemark gepdrt 
würben und baß die dortige Linke einen brüberlicden Gruß von Jemandem 
en möge, ber wifle, was e8 heiße, für eine Sache zu leiden, die mar 

balte. 


21. April. (Schweden.) I. Kammer: fpricht ſich auf einen 
aus ihrer Mitte geftellten Antrag für Einführung des metrifchen 
Map und Gewichtsſyſtems auch in Schweden aus. 

22. April. (Norwegen) Storthing: genehmigt die Vor— 
lage der Regierung betr. Einführung des metrifchen Maß- und Ge- 
wichtsſyſtems. 


1. Mai. (Norwegen.) Storthing: lehnt mit Stimmen 
mehrheit alle Vorſchläge ab, welche wegen Einführung der obliga- 
torifchen oder facultativen oder wenigſtens bei Glaubensverſchiedenheit 
der Verlobten zuläffigen Civilehe eingebracht worden find. 


11. Mai. (Schweden) Mobdification des Minifterrums: 
be Geer wird zum Auftigminifter ernannt, 
30 
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12. Mai. Morwegen.) Schluß des Storthing®. 

Derjelbe Hat dießmal ziemlich geräufchlog gearbeitet. Um jo wichtiger 
war die Seſſion für das materielle Hohl des Landes durch die Annahme 
ber däniſch⸗ſchwediſchen Münzconvention, bie Einführung des metriſchen Maß- 
und Gewichtsſyſtems und durch ziemlich großartige Bewilligungen zur Ans 
lage von Eifen art Diejenige An —ãA die in den letzten Jahren 
Anlaß zum Zwieſpalt zwiſchen dem Reichſstag und ber Regierung gegeben 
hatte, die Frage wegen der Zulafiung ber Minifter zu ben Storthings⸗ 
fiungen, ift diegmal im Storthing gar un zur Verhandlung gekommen, 
weil fie, den geſetzlichen Beftimmungen gemäß, eine „rurhende“ i. Sie wird 
alſo exft im nächften Jahre vorgenommen werben und dann allerdings, allem 
Anſchein nach, zum Nachtheil ber Regierung enden, d. h. es wird beſ Loffen 
werden, bat die Minifter den Sitzungen des Storthing beimohnen jollen, 
und weil ein folder Beichluß dann dreimal gefaßt worben ift, kann bie Res 
gierung nicht weiter Einſpruch dagegen erheben, wie dieß biöher geichehen 
iſt. Allem Anjchein nach wird dieh aber auf die Eriftenz des Minifterrums 
Stang weiter feinen ſchädlichen Einfluß üben, da es Schon zu wieberholten: 
malen die eclatanteften Niederlagen erlitten hat und ihm mehrere jehr ent» 
ſchiedene Mißtrauensvota zugeflofien find, ohne daß e3 be viel daraus ges 
macht hätte. Im übrigen haben die Norweger alle Urjache, mit dem Mi⸗ 
nifterium, welches eine tüchtige Verwaltung führt, zufrieden zu fein. 


15. Mai — 2. Juni. König Oscar befucht den deutſchen 
Kaifer in Berlin und auf dem Wege dahin den König von Däne- 
markt in Kopenhagen. Der König ift von feinem feiner Minifter 
begleitet; der Beſuch ift twefentlich ein bloß perſönlicher. Die poli« 
tiſche Bedeutung defielben ift troßdem außer Zweifel: König Oscar 
neigt in feinen perjönlichen Sympathien entjchieden zu Deutfchland, 
während jein Vorgänger entjchieden zu Frankreich hielt und Deutfch- 
land feindlich gefinnt war. 


12. Mai. (Schweden) Schluß der Seffion des Reichstags. 


Die Frage der Reorganilation dev Armee ift auch in dieſem Jahr 
wiederum nicht einen Syuitt ber Zöjung näher gerüdt, wenn man nicht eine 
olche barin jehen will: daß es jebt ziemlich feit ftehen dürfte, daß eine bes 

iedigende Löfung diefer Frage überhaupt weder ftattfinden kann noch wird, 
a Schweden nicht die Mittel dazu befikt. Entweder wirb alſo alles beim 
Alten bleiben, vielleicht mit einigen unmejentlichen Abänderungen, ober 
Schweden wird mit der Zeit ein reines Milizheer, etwa nach ſchweizeriſchem 
Mufter, erhalten, was übrigens dem Charakter feines Volkes und den örts 
lichen Verhältnifien des Landes am beften entiprechen bürfte. 


6.—19. Juli. Der König befucht Rußland und den ruffiichen 
Hof in St. Petersburg. Es ift Far, daß König Oscar fi) dem 
Dreikaiſerbündiſſe thatjächlich und perjönlich jo weit anſchließt, als 
die Berhältnifie eg nur immer erlauben. 


26. Auguſt. Zufammenkunft des fcandinavifchen Yuriftentages 
in Stockholm. 
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— September. (Schweden.) ZTotalerneuerung der II. Kam⸗ 
mer und Partialerneuerung der I. Kammer. 


Man hatte für diegmal eine nanz bedeutende Verſtärkung der Lands 
mannpartei in der zweiten Kammer für wahrſcheinlich gehalten, ſich jeboch in 
biefer Annahme getäufcht, denn ftatt einer Vergrößerung hat die Partei eine 
Verminderung erfahren. Wohl ift diefelbe nur gering, benn Während man 
die Partei früher zu 138 Mitglieder (von 216, woraus die zweite Kammer 
beſteht) anſchlug, berechnet man fie nach ben letzten Wahlen nur zu 132. 
Dahingegen ift die Landmannpartei in der erfien Kammer nicht unerheblich 
verftärtt worden; früher zählte fie nur etiva zehn Stimmen, während fie jet 
auf die doppelte Anzahl angewachſen if. Dad Hauptrefultat ſämmtlicher 
Wahlen ift alfo, bob ber Ginfinb ber Bauernpartei in den brei nächften 
Jahren im Reichstag ganz berjelbe fein wird wie in der vorigen Wahl: 
periode, Bei den gemeinfchaftlichen Abftimmungen beider Kammern — welche 
ftattfinden, wenn es ſich um Bewilligung von Geldſummen handelt, worüber 
gegen beiden Kammern Leine Uebereinitimmung zu erzielen war — Wird 

ie Bauernpartei aljo nach wie vor dad Mebergewicht haben, und fie wird 

dadurch alle Maßregeln der Regierung, welche nicht ın ihrem Sinne gehalten 
find, vereiteln. Es ift daher auch jetzt wiederum nicht die mindefte Auzficht 
dazu vorhanden, daß bie IGtnebenben großen Fragen, die Reorganifation der 
Armee und die Abldſung der Grundfteuern, in der nächften Zeit ihre endliche 
Löfung erhalten werden. 


— October. (Norwegen) Nachdem der Storthing die 
Anträge betr. Erweiterung des Stimmrecht? abgelehnt Hat, greift 
die democratiſche Partei zu einem einfachen Mittel, um ihren An 
bängern ſchon zu ben im nächlten Sabre bevorftehenden Neuwahlen 
zum Storthing das Wahlrecht zu verjchaffen. 

Während nämlich nach 8 50 ber Verfaffung nur biejenigen Stabts 
bewohner, weldde Grund und Boben im Werthe von wenigftend 300 Species 
befigen, ſtimmberechtigt find, verlangt derfelbe Paragraph von ben Frag Di 
be3 platten Landes nur, daß fie „Land befiten” oder wenigiten® fünf a 
matriculirten Boden in Bacıı gehabt Haben, um ftimmberechtigt zu fein. Mit 
Bezugnahme auf biefe Berfafjungsbeftimmung jollen nun überall im Lande 
unter ben befiglofen Leuten Dereine gebildet und durch Zahlung Fleiner 
Beiträge die Mlittel zufammengebracdht werden, um jo viel Land ankaufen 
zu ner daß jedes Mitglied wenigſtens ein Stüd erhält, um ſtimmberech⸗ 
tigt zu fein. 
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11. Rußland. 


7. Januar. Die Regierung legt dem Reichgrath das Budget 
für 1875 vor. Die Einnahmen find auf 559,300,000, die Ausgaben 
auf 552,100,000 Rubel angefchlagen. Das Budget ergibt aljo einen 
Ueberſchuß von etwas mehr ala 7 Millionen Rubel. Gegen 1874 
find die Einnahmen um 19", die Ausgaben um 18's Mill. höher 
angejebt. 

20. Sanuar. Die englifche Regierung lehnt in einer Depejche 
bes Grafen Derby an den englifchen Geſandten in St. Petersburg 
feine weitere Betheiligung an den Berathungen der Brüfjeler Con- 
ferenz über die Feſtſtellung des internationalen Kriegsrechtes defini= 
tiv ab (ſ. England). 


— Sanuar. Die unirten Katholifen der Chelmer Didcefe 
treten in ihrem lebten Reft, mehr gezwungen als freiwillig, zur 
orthodoren Kirche über. Die urfprünglich mehrere Millionen zäh— 
lende griechifch-unirte Bevölkerung der ehemaligen Litthauifchen Gou⸗ 
vernements, welche das jetzige Generalgouvernement Nordweit-Ruß- 
land (Wilna) bilden, ift damit gänzlich wieder von Rom loggerifjen 
und mit der griechifchen Kirche vereinigt. 

Die erfte und zahlreichte Belehrung erfolgte bekanntlich unter Sailer 
Nitolaus. Später famen die römiſch⸗katholiſchen Weißrufſen an bie Reihe, 
welche auf bdiefelbe Weife in kurzer Zeit befehrt wurden. Es blieben nur 
noch die gegen 300,000 Seelen zählenben Unixten in den Gouvernements 
Siedlec und Lublin übrig, welche die Chelmer Didcefe bilden. Diefe ſtand 
früher unter dem Metropoliten von Lemberg, wurde aber in neuefter Zeit 
Rom direkt unterftelft 63 war ber Regierung des Kaiſers Alexander II. 
vorbehalten, auch dieje, die noch in 250 Kirchipiele verteilt waren, in den 
Schooß der griechifchen Kirche zurüctzuführen und zwar namentlich durch bie 

tigkeit des Unterrichtöminifter® Grafen Tolstoi unb des aus Galizien be 
rufenen Biſchofs Popiel von Chem. Die meiften dieſer Unixten traten noch 
im Jahre 1874 über. Biele, die erfannten, was ihnen bevorſtehe, flohen 
Die einflußreichften Leute wurden nad) Sibirien, nach Arcchangelat und nad 
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dem Kaukaſus internirt, ebenfo wie die unirte Geiftlichkeit, von ber bloß 
26 Köpfe übrig blieben. Sie wurden jetzt zugleich mit 50,000 Seelen, ben 
Reſte der wohldabenben Unirten-Bevölferung, ber feinen lebten Beſitz retten 
will, von dem Warſchauer Erzbiichof Joannicius feierlich befehrt. 

30. Januar. Rußland anerkennt, mit dem beutfchen Reich 
und Oefterreich, den neuen König von Spanien, Alfons XI. 


5. Februar. Der ruffiiche Reichskanzler, Fürſt Gortichatoff, 
beantwortet die englifche Depeſche vom 20. Yan. betr. die Brüffeler 
Conferenz ebenfo eingehend als verbindlich im Wefentlichen dahin: 

baß bisher allgemein anerkannte und fefte Normen für bie civilifirte 
Kriegsführung nicht beftanden haben und daß die Borjchläge der xuifiichen 
Regierung, weit entfernt, dad Vertheidigungsſyſtem ber Tleineren Staaten zu 
lähmen, dent mächtigeren Gegner die rüdfichtslofe Ausbeutung feiner Ueber⸗ 
macht unmöglich machen jollen. 

Der officielle „ruf. Reichganzeiger” hebt her nd beſonders hervor, 
baß bie Leiden des Krieges zu mildern, nicht ausſchließlich ruffiich fei und 
nicht eigentlich ruffiiche Zwecke verfolge. Der Artikel erinnert an bie bereits 
früher von privater Seite gemachte BEN Beltrebung, zu deren Wieder 
aufnahme der Kaiſer durch die während feiner zwanzigjährigen Regierung 
bewiejene Tyriedfertigfeit und Menſchenliebe bereit t jei. Rubland mwünfche 
nur eine ruhige wohlwollende Beurtheilung der und werde gerne Allen 
zuftimmen, was dem Menſchenwohle entipricht, und jede gewifienhafte Mei» 
mung, jeden Loyalen Einwand beachten. Bebauernswerth würde nur die Nicht: 
theilnahme einer großen Nation fein, welche diefelbe der Möglichkeit beraubte, 
ihre Stimme bei ben Verhandlungen zu erheben. 


— Febr... Eine Depefche des nordbamerifanifchen Geſandten in 
St. Peterdburg, Schuyler, welche von Grant in die Sammlung der⸗ 
jenigen diplomatifchen Altenjtüde aufgenommen wird, die den Con⸗ 
greßmitgliedern alljährlich vorgelegt werben, unterzieht die vuffifche 
Wirthſchaft in Mittelafien einer jehr einläßlichen und fehr fcharfen 
Kritil. Die früher auffallend freundlichen Beziehungen zwiſchen der 
amerifanifchen und der ruffiichen Regierung haben in neuerer Zeit 
ſtark gelitten; die Depejche macht im St. Peteräburg neuerdings 
böfes Blut. - 

Anf. März. Die ruffifche Regierung verweigert dem päpft- 
lichen Jubiläumserlaß das Placet. 

21. März. Die allgemeine Wehrpflicht wird auch auf Finn« 
land ausgedehnt. 


Mitte April. Abhaltung eines erften ruffiichen Juriſtentages. 


7. Mai. Japan tritt die Inſel Sachalin an Rußland ab. 

20. Mai. Rußland richtet ein Rundfchreiben an die mittleren 
und KHeineren Staaten Europa’s, die an den Brüffelee Eonferenzen 
Theil genommen haben, um diefelben an ihre Meinungsäußerungen 
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über die Refultate jener Eonferenzen, mit benen mehrere wie 3. B. 
Belgien noch im Rüdftand find, zu mahnen. Rußland Hat die wei⸗ 
tere Berfolgung feiner Abfichten offenbar noch keineswegs aufgegeben, 
ftellt vielmehr die Einladung zu Fortſetzung der Conferenzen nad) 
dem Eintreffen aller Antworten in Augficht. 


5. Juni. Der Minifter der Volksaufklärung erläßt an die 
Guratoren der verichiedenen Lehrbezirke ein fehr eindringliches Rund⸗ 
fchreiben gegen die unter der ruffifchen Schuljugend um fich greifende 
revolutionäre Propaganda. 

6. Zuni. Belgien gibt in einer Depefche an feinen Gefandten 
in St. Petersburg feine Meinungsäußerung über dag Reſultat ber 
Brüffeler EConferenzen ab. Dasfelbe beharrt auf feinen von Anfang 
“an ben ruffifchen Vorfchlägen gegenüber geäußerten Bedenten. 

— uni. General Jomini, der die vorjährigen Brüffeler 
Gonferenzen leitete und zur Zeit ala Stellvertreter bes Reichskanz⸗ 
lers fungirt, antwortet auf eine Zufchrift der in ber Schweiz tagen- 
den fog. Friedensliga. 

Diefelbe hatte an ihn das Verlangen geftellt, daß er auf die Tages⸗ 
orbnung der neuen Gonferenz, deren Abhaltung in Petersburg geplant wırd, 
folgende drei Punkte fee: 1) zu erklären, daB jeder Krieg veriverflich ſei 
und die internationale Ordnung ſchädige; 2) alle Regierungen find zur Grün⸗ 
bung eines Schiedsgerichts einzuladen, beffen Spruch fie ſich in fireitigen 
allen zur Vermeidung des Krieges unterwerfen; 3) zu unterjuchen, welchen 
Theilen Europa’3 nad) vorangegangener Zujlimmung ihrer Bewohner die 
Wohlthat der Neutralilät zuzumwenden ſei. — Darauf antiwortet nun ber 
General: „Von ganzem Herzen theile ich Ihr Beſtreben. Es ift ein abfo= 
Iuter Mangel an Logik in dem Widerfpruche zivifchen der auf die Verbeſſe⸗ 
rung des moralifchen und materiellen Zuftandes ber Völker Hinarbeitenden 
Sivilifation und zwiſchen dem Kriege, welcher alles zerſtört, was bad Mens 
ſchengeſchlecht hervorbringt. Es iſt alſo nothwendig, daß dieſer Widerſpruch 
im Namen der Logik, ber ſchließlich doch das letzte Wort gehört, verſchwinde. 
Aber man darf die SFrüchte nicht pflüden, bevor fie teit find. Menn wir 
die Sachen vermengen, fo gelangen wir zu nichts. Die Einrichtung eines 
internationalen Schiedsgerichtes wurde auf bem Parifer Congreſſe vom Jahre 
1856 erörtert. Alle bafelbft vertretenen Regierungen ftimmten ıhr im Prin⸗ 
cipe zu, das hat aber nicht gehindert, daß der italienische, der mexikaniſche, 
der Öflerreichifch-preußifche und ber deutich-franzöfiiche Serieg ausbrach. Es 
ift eben nicht genug, ein Princip in der Theorie aufzuſtellen. Es muß fidh 
in beftimmte Borftellungen, in Gefühle, Gewohnheiten und Thaten umfepen. 
Das ift ein langjamer und allmäliger Weg, den man nur Schritt für Schritt 
| qurüdtegen fann. Das Princip wurde verkündet, man hat es gewiſſen Ipecieiten 

Verbältniffen angepaßt. Die Aufgabe der politiſchen Moraliften ift es, dasſelbe 
in das Öffentliche Gewiſſen einzufügen, damit bie moralifche Kraft, welche 
ihm innewohnt, den Regierungen imponire. Das ift Ihre Aufgabe, und 
zwar ift fie ehrenvoll und verbürgt Ihnen die Sympathie aller wohlgefinnten 
Männer. Aber bevor Sie die Frucht zur Reife bringen, wird ber Krieg 
fortbeftehen und mit ihm all das Elend, das er im Gefolge hat. Es wäre 
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alio ſchon ein ungeheures Verbienft, dasſelbe zu vermindern. durch die Re⸗ 
gulivung bed Krieges... Das ift bie nädfte Aufgabe. Sie fällt den Diplo» 
maten zu, den praktifchen Leuten, welche das aegliche unter den gegebenen 
haͤltniſſen erftreben. Gehen Sie auf biefem nd und Boden Der Dis 
plomatie voran, erbellen Sie ben Weg, geben Sie ihr eine beftimmte Unter: 
lage, und fie wird Ihnen folgen, foweit e8 ihr die Geſetze geftatten. Aber 
fordern Sie von ihr nicht, dab Sie mit ihnen gehe, denn das wäre für fie 
eine Unmöglichfeit und würde zu nicht? Führen: Wenn bie Conferenz fich 
bon Neuem verfammeln Sollte, jo kann fie allgemeine Wünfche für die Zus 
funft ausfprechen; aber man barf den Delziveig wicht mißbrauchen ; genu 
wenn es ihr gelingt, ihr engbegrenztes Wert zu vollenden. . . Gegentwärtig 
würde ganz Europa, Völker und Regierungen, ohne Zweifel gegen einen 
neuen Krieg proteftiven. Dieſe Proteftation ſtellt Ion an fi eine more» 
liſche Handhabe zu Gunften ded Friedens bar. Es ift die Pflicht der Diplo: 
matie, diefe Handhabe zu befeftigen. Wenn ihr bied gelingt, jo wirb Dies 
ein borbereitendes Korn zu der Saat fein, welche Sie zu fin fireben. Die 
Einigkeit Europa’3 würde ſchon ein Schritt fein zu einem Schiedsgerichte. 
Arbeiten Sie alfo muthig fort, um die Früchte dieſer guten Saat einzu« 
heimſen. Die rufſiſche Diplomatie wird Ihnen nach Möglichkeit beiftehen, 
da die vitalften Intereſſen Rußlands die Erhaltung bes Friebens fordern.“ 

10. Juni. Der Kaifer verweilt, vom Yürften Gortichafoff be- 
gleitet, auf dem Wege nach Ems in Berlin und macht ben Be— 
fürchtungen für Aufrechthaltung des Friedens in Wefteuropa, twelche 
feit Wochen die öffentliche Meinung Deutichlands und Frankreichs 
fowie die Preſſe diefer Länder in Athem gehalten bat, ein Ende (f. 
Deutichland). 

— Juni. Längere Unterhandlungen mit Rom über eine Ber« 
befferung des thatfächlichen modus vivendi Haben fchließlich zu kei⸗ 
nem irgend nennenswerthen Refultate geführt. 

10. uni. Der Kaifer richtet ein Refeript an den Minifter 
des Innern, in welchem er bemjelben dankt für bie Verdienfte, welche 
er fich erworben durch Erleichterung der Wiedervereinigung der legten 
200,000 unirten Griechen Weftrußlands mit der orthodoren Kirche. 
Der Kaifer drüdt feine hohe Genugthung über diefe Beendigung des 
Schismas aus, das fait 300 Jahre gebauert, und fchreibt dieſelbe 
der aufrichtigen Neberzeugung und Thätigfeit des Elerus und ber 
vorzüglichen Beihülfe der Laien zu. 

1.—19. Juli. Die diesmal in St. Petersburg verjammelie 
internationale ZTelegraphenconferenz faßt eine Reihe von Beichlüffen 
für Hebung dieſes Verkehrsmittels. 

1. Auguft. Rußland Hat fich mit Deflerreich und dem deut⸗ 
ſchen Reiche verbunden, bie Infurrection in der Herzegotvina und 
Bosnien nicht zum Wiedererwachen ber orientalifchen Frage fich 
auswachſen zu Yaffen und zu biefem Ende Bin durch gemeinjame 
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Schritte ſowohl bei der Pforte als gegenüber den Inſurgenten und 
den türkifchen Vaſallenſtaaten Serbien und Montenegro die Ange= 
Yegenheit zu Localifiren und fo auf eine Pacification hinzuwirken. 
Rußland überläßt dabei die Leitende Rolle Oejterreich. 

— Auguſt. Auffitand in Koland gegen Chudajar⸗Chan, der 
es mit Rußland hält. Derjelbe wird unter Anführung Abderrahman 
Autobatſchiis vertrieben und Khan-Sade an feine Stelle geſetzt; die 
ruffifche Gefandtfchaft muß Koland eilig verlaflen und erreicht ver- 
folgt nur mit Mühe das ruffifche Chodfchend. Der neue Chan Inüpft 
mit den Ruſſen Unterhandlungen an, die fich jedoch zerfchlagen: die 
Kokander erklären den heil. Krieg gegen die Ruflen, fallen in ftar- 
fen Maflen auf mehreren Punkten in das ruffifche Gebiet ein und 
belagern das feite Chodfchend. General Golobatſcheff ſammelt alle 
ruſſiſchen Truppentheile diefer Gegenden und e8 gelingt ihm, in einer 
überaus blutigen Schladht am 28. und 29. Auguft 5000 Karakol⸗ 
palfen (Kokander) vollftändig auf’? Haupt zu fchlagen und über die 
ruffiiche Grenze zurückzuwerfen. 

4. September. Die Ruffen unter General Kauffmann rüden 
in das Gebiet von Koland ein, General Golobatfcheif nimmt die 
ftark verſchanzte Feſte Machram mit Sturm und fchlägt gegen 30,000 
Kokander vollftändig auf Haupt. General Kauffmann febt feinen 
Mari auf Kokand fort. Die ruffifche Prefje ift darüber einig, daß 
nichts anderes übrig bleiben werde, ala Kokand und das mit dem= 
felben verbündete Kafchgar zu annectiren. 

20. September. Der neue Chan von Kokand, Naffyr-Edpin, 
ftellt fich und feine Hauptftadt der Gnade des Kaifer von Rukland 
anheim. General Kauffmann Hält mit feinen Truppen feinen Ein- 
zug in Kokand und_-bejegt den ganzen Weiten des Chanats. Unter 
Anerkennung Nafiyr-Edbing als Chans von Kokand wirb derjenige 
Theil des Landes, der im Welten von der Station Ab-i-Ehuref nad) 
Dften hin bis zum Narin- Fluß fich erftredt und ohnehin ſchon bisher 
von beiden Seiten zwifchen ruffifche Beſitzungen eingefeilt war, mit 
dem Hauptorte Namengan für Rußland annectirt. 

22. September. Die erften Vermittlungsverfuche der Mächte 
bes Dreifaiferbündnifjes, zwiſchen der Pforte und den Infurgenten 
in der Herzogowina und Bosnien zu vermitteln, find gefcheitert. 


2. Oftober. Um die Kiptichafen und die Kara-Slirgifen, die 
friegerifcheften Stämme Kokand's, zu züchtigen, erftürmen die Ruffen 
den Hauptſitz der erſteren, Endiſcham. 
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21. Oktober. In Koland bricht ein neuer Aufftand aus und 
Rafiyr-Eddin muß fi), gerade wie früher fein Bater Chudojar⸗Chan, 
nach Kodjchend unter ruffiichen Schuß flüchten. Der fanatifche Abder- 
rahman Autobatſchi ergreift die Zügel der Regierung und predigt 
den heil. Krieg gegen die Rufen. 


3. November. General Kauffmann kehrt nach EChodfchend zurück. 
Kofand bleibt vorerft in der Gewalt des Feindes. 


12. November. General Skobeljeff bringt den Kokandern bei 
Balyktfchi eine totale Niederlage bei. 


16. November. Der vofficielle „Regierung = Anzeiger” Tpricht 
fih auffallend wohlwollender ala bisher für die Beſchwerden der 
Herzegowina und Bosnien? aus. Die drei Mächte ſollen troßdem 
noch immer bezüglich diefer fyrage völlig einig gehen, wenn auch 
Rußland fich gewiſſermaßen dagegen verwahrt, daß es, um die orien= 
talifche Frage zur Zeit nicht wieder aufleben zu laſſen, allen Mip- 
bräuchen der türkifchen Wirtbfchaft ruhig zugufehen geneigt fei. Die 
Mächte unterhandeln darum über neue, fehr präcife Forderungen 
an bie Pforte. | 

25. November. Die Staatörechnung von 1874 ergibt einen 
Ueberſchuß von 15’ Mill. R. 

— November. General Kauffmann wird von Chobfchend nah 
St. Peteröburg berufen. Ä 


8. Dezember. Der Kaifer feiert, wie alljährli, das St. 
Georgafeit mit befonderem Glanze und Iegt bei dieſer Gelegenheit 
neuerdings Zeugniß ab für die Yeltigfeit des Dreikaiſerbündnifſes. 

15. Dezember. Der Generalgouverneur von Warfchau, Graf 
Kobebue, erläßt drei Refcripte in Bezug auf Firchliche Angelegen- 
beiten, die der Adminiftrator der Erzdiöcele Warſchau, Prälat Zwo⸗ 
lenski, der ihm untergebenen Geiftlichteit mittels Circularverfügung 
zur ſtrengſten Nachachtung befannt macht. 

Das erfte Reſcript unterfagt den römiſch-katholiſchen Geiſtlichen bei 
ſchwerer Verantwortung die Berrihtung ber Taufe an Kindern aus gemifch: 
ten Ehen zwiichen SKatholilen und zum orthodoxen Glauben übergetretenen 
Unitten und überhaupt alle kirchlichen Handlungen in Bezug auf Unitte, 
mögen fie zum oxthoboren Glauben übergetreten fein oder nicht. Das zweite 
Neicript verbietet ebenfalld bei ſchwerer Deranttoortung die Beranftaltung 
von Wallfahrten mit Fahnen und Bildern nach benachbarten Abläffen. Das 
dritte endlich macht den Geiftlichen zur ſtrengen Pflicht, bei außerordent⸗ 
lichen Ereigniffen in der Laiferlichen Familie, obald fie von einem ſolchen 
durch die Staatäbehörbe benachrichtigt find, den entiprechenden Gottesdienft 
abzuhalten, ohne erft die Weifung bes Gonfiftoriums abzuwarten. 
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31. Dezember. Die drei Kaifermächte haben, von der Reform- 
Irade des Sultans vom 14. Dezember keineswegs befriedigt, fich 
Ichließlich Über eine von Defterreich (Andrafiy) entworfene Note ge- 
einigt, welche fpecielle Forderungen bezüglich der Herzegowina und 
Bosniens formulirt und bie nunmehr den andern drei Großmächten 
mitgetheilt wird, mit ber Einladung, jene Forderungen burch ihre 
Gefandten in Konftantinopel angemefjen zu unterftügen. 


12. Die ottomannifde forte. 


18.--21. Januar. (Montenegro.) Fürft Nikolaus eröffnet 
die aus 159 Vertretern, meift den Stammesälteſten der verjchiedenen 
montenegrinifchen Plemenas (Stänmen), gebildete große National» 
Skupſchtina. Der Fürft erfcheint in Begleitung de Metropoliten 
von Gettinje und der Senatoren in der Berfammlung und Hält eine 
Rede, in der er feine Thätigfeit ſeit 1868 big zur Gegenwart darlegt. 


Er ſchildert vor allem bie bamaligen Verhältnifie des Landes und 
eht dann auf die Reformen über, die ex unternommen hat, um feinem Lande 
te Möglichkeit zu einem xafcheren Fortfchritt zu geben. Damals gab es im 
Rande ſechs Volksſchulen, ee jet bereit? über fünfzig und mehr 
beftehen, Die von jungen in diefem Fach ausgebildeten Lehrern geleitet werden. 
Auch ift feither dag große Mädchenpenfionat in Getinje enkftanden, eine Re 
organifation der Regierung wurde durchgeführt, bie chtsbarkeit von ber 
Regierungsgewalt getrennt und bie erftere dem Senat übertragen, bie lebtere 
hingegen ben einzelnen Departementschef3 eingeräumt, bie gleichlam eine ver: 
antwortlicde Regierung zu bilden haben. Enblich erinnert der Fürſt an Die 
Eintheilung de3 Landes in Kreiſe und Bezirke, an die Errichtung der Bes 

zirks- und Kreisgerichte, an ben Bau ber neuen Straße von Cattaro über 
Setinje nach Rjeſa, an die Schließung einer Poft: und Telegraphenconvention 
mit erreid und geht dann zur Stellung Montenegro’® zu den übrigen 
europäiſchen Staaten über. Bor allem betont Fürft Nikolaus das gute Ein: 
vernehmen, das zwiſchen Montenegro und Rußland herriche und benützt auch. 
diefe Gelegenheit, um feiner und feines Volles Dankbarkeit gegenüber ben 
wohlwollenden Abfichten des Kaiſers Alexander von Rußland Ausdruck zu 
eben. Weiter jpricht der Fürſt Über den herzlichen Empfang, befien er auf 
Feiner Reife in Berlin tHeilhaftig geworben, und von den Sympathien, welche 
man am en Hofe für dad Volt von Montenegro an den Tag gelegt. 
Der guten Beziehungen zu Defterreich gedentend, bemerkte der Yürft: „Und 
fo kann ich euch die DVerficherung geben, duß wir in biefem Augenblid mit 
allen Staaten Europas, mit Ausnahme nur eines einzigen, im beften Ein» 
vernehmen ftehen." Bezüglich des Berhältniffes zu den berländern, Ru⸗ 
mänien und Serbien, ſei er in der Lage, nur das erfreulichfte fagen zu können. 
„Ich Habe gehört, daß ich den gegenwärtigen ferbif ürften ala treuen 
freund beirachten Tönne. Ich wüntdhe, daß die Freun 10 zwiſchen Montes 
negro und Serbien forterhalten bleibe, und hoffe, daß ihr Brüder, nad) 
Haufe zurüdgelehrt, Darauf fehen werdet, daß in unferem Volle bie Gefühle 
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fü unfer Vaterland Serbien nie und niemals exfterben.” Indem der Fürft 
noch ber Geburt jeined Sohnes gedacht und, ber gegenwärtigen Lage Ya 
nung tragend, mit einigen Worten auch bed montenegrinifch-türkiichen Con⸗ 
flikts Erwähnung getban, fchließt ex feine Rede mit dem Wunſche: die 
Stupfehtina möge über bie 8 entwärtige Lage und einige Maßregeln, bie 
noch zu treffen find, eingehend berathen, und ihm bie geeigneten Borjchläge 
machen, die er fogleich zu berüdfichtigen gewillt fei. Die Rebe des Fürſten 
wird mit raufchendem Beifall aufgenommen. 

Hierauf erjtattet der Senatspräfident Bozo Petrovich einen ausführ⸗ 
lichen Bericht über die neue Landesorganifation, bei welcher Gelegenheit er 
bie alten Zandeginftitutionen, bie er ehr unzeitgemäß erklärt, einer ftrengen 
Kritik unterzieht und gleichzeitig die VBortheile der nnnmehr in? Leben ge 
rufenen neuen auf modernen Grundlagen ruhenden Gerichts: und Verwaltungs: 
organijation der Skupſchtina Llarzulegen ſucht. Nach ihm referirt der Shef 
des Unterrichtödepartements, Hr. Stanto Radovich, der im weſentlichen alles 
dasjenige wiederholt, worüber fich ber Fürſt in feiner Eröffnungsrede bereits 
geäußert. Die Mittheilung, daß die Regierung beichlofien babe, in Danilop: 
grad eine landwirthſchaftliche Lehranftalt zu errichten und biesbezüglich bie 
erſten Schritte bereits gethan habe, wird von ber Skupſchtina mit Beifall 
begrüßt. Der Bericht des Leiter der innern Angelegenheiten, Hrn. Mala 
Brbica, befagt: Die Öffentliche Ruhe und Ordnung wurde feit einer Reihe 
don Fahren in Montenegro nirgends geftört; die Bevölferung ift mit ben 
Beamten zufrieden, die Beamten wieder ſeien im Stande nur ba erfreulichfte 
darüber zu berichten, mit welcher Bereitwilligleit die Bevölkerung allen ihren 
ftaat3bürgerlichen Pflichten nachlomme. Zodtichläge Tamen jeit einer Reihe 
von Fahren gar nicht mehr vor und wurde daher auch bie Tobeöftrafe ſchon 
feit langem nicht in Anwendung gebracht. Montenegro hat bereitö mehrere 
gut gebaute Brüden, jo bie zu Ehren des Woimoden Mirko in bex Zeta er 

aute fteinerne Brüde, bie ben Verkehr mit Danilovgrad (heute ber wichtigfte 
andelapuntt in Montenegro) erleichtern. In Getinje wurde eine beträchts 
iche Anzahl von Neubauten auf Staatskoften ausgeführt, jo ber neue Palafl 
des Fürſten, das große Krankenhaus (errichtet gelegentlich der Geburt bes 
Thronfolgers), die Patronenfabrit und bie höhere Mädchenbildungsanftalt. 
Auferdem wurden im Lande 40 neue Schulgebäude, und zwar auf Koften 
der betreffenden Gemeinden und unter ber Leitung der Aufficht der Staats» 
verwaltung erbaut. Die neue Fahrſtraße von Gattaro nah Danilovgrad 
wird bald beendet fein, während bie aus dem Rovacer Walde nad) Moraca 
gezogene Straße ſchon Längft dem Verkehr übergeben iſt. Der Finanzleiter, 
Gjuro Cerovich, entrollt ein vollftändiges Bild ber montenegrinifchen Fi: 
nanzen. 1863 wurde bie fürftliche Privatlafle von der Staatskaſſe getrennt 
und jede dexfelben unter eigene Leitung gejtellt. Die Einkünfte dev Staats⸗ 
tafle find: die direfte Steuer, bie Salzſteuer, bie Fiſcherei und die Einkünfte 
aus. Rußland. Durch die Nebernahme des Pofts und welegrn henbetriebes 
werden von num an ber Staatskafſe auch von dieſer Seite Einkünfte zufließen, 
wiewohl dieſe, mit Rückſicht auf den verhältnimäßig geringeren Ber- 
kehr, nicht bedeutend fein können. Die Staatsaudgaben find bedeutend und 
nehmen von Jahr zu Jahr zu, doch läßt fich andererſeits das Gleiche auch 
von ben Einnahmen jagen. Das Kriegs⸗ und Interrichtaweien find im Bud⸗ 
et am meiften bedacht. Die Anichaffung von Kriegamaterial ift jehr ber 
utend, und in dieſer Hinficht war Chef des Kriegsdepartements, Hr. 
Ilija Plamenac, redlich beftrebt, alles au thun, um Montenegro für gewvifie 
Eventualitäten in ben gehörigen Stand zu fegen. Das Referat bes 
Plamenac, das an Deutlichkeit und Ausführlichfeit nichts zu wünfchen übrig 
läßt, wird von der Stupichtina mit aufrichtiger freude begrüßt. Nach Ent: 
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gegennahme aller diefer Referate beräth die Stupichtina Über einige Regie: 
rungsvorlagen und, nachdem fie ber fürftlichen Regierung ihr trauen 
botirt und dem Fürſten felbft ihre Dankbarkeit und Grgebenheit ausge⸗ 
Iprochen bat, wird fie in feierlicher Weife geſchloſſen. Der Fürſt Brei, 
recht bald wieder die Stupfchtina einberufen au wollen, ba ed ıhm ein Bes 
bürfniß fei, fi) dor einer endgültigen Entſcheidung in den wichtigften Fragen 
des Landes mit den Bertretern feines Volles ins Einvernehmen zu ſetzen. 
Auch fiellt Fürſt Nikolaus die Publicirung des neuen von Dr. Bogifich ver⸗ 
faßten montenegrinifchen Geſetzbuches in baldige Ausfiht. 

26. Januar. (Montenegro) Die 5. Pforte und Monte- 
negro verftändigen fi im Wejentlichen über eine beide Theile be= 
friedigende Beilegung der Podgoricza⸗Affaire (f. vorigen Jahrg. bes 
Geſch.Kal.). Beide Theile entlaflen die deßhalb an ber Grenze zu- 
fammengezogenen Truppen. 

30. Januar. (Serbien) Differenz der Regierung mit dem 
deutſchen Generakconful, weil jene den mit dem Titel „Diplomatifche 
Agenten“ ausgeſtatteten Confuln, namentlich Frankreich, einen Vor⸗ 
zug einräumen will, was Deutfchland nicht anerkennt. Der beutjche 
Generalconful verläßt Belgrad. Serbien gibt, da die europäilchen 
Regierungen in der Frage auf die Seite Deutſchlands treten, nach, 
worauf der deutfche Generalconful nach Belgrad zurückkehrt. 


Anf. Februar. (Aegypten.) Die Eröffnung der neuen aus 
Europäern und Eingebornen gemifchten Gerichtshöfe bat verjchoben 
werden müffen, weil Frankreich fich dorerjt nicht entjchließen kann, 
dem Verfuche des Khedive feine Zuftimmung zu ertheilen und auf 
der Beibehaltung feiner bisherigen Conſular-Gerichtsbarkeit beharrt. 
Die Übrigen europätfchen Regierungen haben dagegen dem Bor- 
Ichlage Aegyptens jämmtlich ihre Genehmigung ertheilt. 

3. Februar. (Serbien.) Das aus Eonferpativen und Na= 
tionalen zufammengefegte Minifterium Zumitſch gibt in Folge in« 
nerer Differenzen feine Entlafjung Fürſt Milam beauftragt den 
Senator Gruitfch, eines der Häupter ber nationalen Partei, mit der 
Bildung einer nenen Regierung, kann fich aber fchlieplich mit dem⸗ 
felben nicht verftändigen und ernennt vorläufig ein bloßes Beaniten⸗ 
Minifterium unter dem Präfidium von Stephanowitih. Die na= 
tionale Partei hat in der Skupſchtina entfchieden das Webergeivicht, 
während die Vertreter der Mächte fortwährend in den Fürſten drin⸗ 
gen, ſich von der nationalen Strömung nicht fortreißen zu laſſen 
und vielmehr eine confervative, friedliche Politik feitzuhalten. 

4. Februar. (Aegypten) Die Yamilie des im Kampfe 
gegen die Aegypter gefallenen Sultans von Darfur unterwirft ſich 
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dem Khebive, jo daß die Annexion des großen Landes an Aegypten 
nunmehr eine vollendete Thatfache ift. 

14. Februar. (Rumänien) I. Kammer: votirt dem Mi⸗ 
nifterium ftatt des von der Oppofition beantragten Tadelsvotums 
vielmehr mit 83 gegen 44 Stimmen ein Vertrauensvotum. 


17. Februar. Differenzen der Pforte mit der ottomannifchen 

Bank. Die Pforte möchte fich den Läftigen Bedingungen ihres letzten 
Anlehens gern wieder entziehen. 
° Der Vertrag vd. 7. Juni 1874, Fa bag 40 Millionen-Anlehen 
bes Sadyk Paſcha ermöglicht, ftipulirt in feinem 13. Art: „Die Banque 
Dttomane wird ben Dienſt der confolidirten Schulb (d. H. die Zinjen und 
bie Amortifation) dadurch fiddern, daß fie von den ſämmtlichen Staatsein⸗ 
nahmen die dazu erforderlichen Summen abfondert.” Als die erſte Hälfte 
des Anlehens zur Zeichnung aufgelegt wurde, ließ die Bank dieſen Artitel 
ber betreffenden Anzeige hinzufügen, und als im September v. %. der Reſt 
de3 Anleden® aufgelegt wurde, um die fchiwebende Schuld der Pforte zu con⸗ 
folidixen, twiederholte die Bank diefen Artikel. Zu Anfang dieſes Jahres 
legte num die Regierung ber Banque Ottomane ein Reglement vor, damit fie 
ed unterzeichne; zu ihrer nicht geringen Ueberraſchung aber war der Wortlaut 
bes 13. Artikels gänzlich verändert; er lautete jeht: „Um die ordnungdmäßige 
Zahlung der Zinfen ber confolidirten Schuld zu fichern, wird bie Banque 
DOttomane die Ausführung der in dieſem Reglement beſchloſſenen Mabregeln 
beauffichtigen.” Die Direktion der Bank hat nun die Unterzeichnung dieſes 
Reglement verweigert und ihre Weigerung damit motivirt, daß fie im vori⸗ 
gen Jahr die Unterzeihnung des Anlehens vermittelt habe, indem fie den 
uriprünglichen Wortlaut des betreffenden Artikels veröffentlichte und fomit 
fei fie Pet buch jene Abänderung dem Publitum gegenüber in eine fchiefe 
Etellung gebracht; dadurch aber werde e3 ihr unmöglich, der Regierung ſo⸗ 
wohl jegt als im Zukunft diejenigen erheblichen Dienfte zu Leiften, welche 
man von einer gewwifienhaften Ausführung der Convention zu erwarten be 
rechtigt ſei. 

Die Pforte muß ſchließlich nachgeben und den Artikel in feiner 
ursprünglichen Fafſung beftätigen, indem der Großvezier dem Sultan 
bie finanzielle Vage des Staates außeinanderjeßt und ihm das dies- 
jährige Budget (d. 5. das wirkliche Budget, nicht da zur Täu⸗ 
ſchung der europäifchen Börjen publicirte Phantafie-Budget) vorlegt. 
Sämmtliche Einnahmen des Staates, fie mögen berrühren, woher 
fie wollen, müfjen demnach der Bank abgeliefert werden, welche da⸗ 
gegen die für die Zinfen der Staatsfchuld erforderlichen Summen 
ausfondert und die im Budget vorgejehenen Ausgaben bezahlt. Sie 
leijtet dem Staat Vorjchüffe bis zum Belauf von 2,700,000 Pfd. 
Sterl., wofür fie Confolideg im Nominalivertd von 7 Millionen 


Pfd. Sterl. erhält. 


17. Februar. (Rumänien) IL Kammer: bewilligt der Re⸗ 
gierung einen Credit von 5 Mill. Fr. für die Bewaffnung der Armee, 
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welcher durch Ausgabe von Nententiteln gebedit werden fol. Damit 
fteigt die Höhe der auszugebenden Staatgrente, welche durch das 
Rentengefeg urfprünglich auf 19 Mill. bemefjen war, nunmehr, ba 
- auch dag Deficit von 5 Mill. durch Rentenausgabe gedeckt werden 
fol, auf 29 Mill. an. 


17. März. (Serbien.) Sfupfchtina: 62 Mitglieder bean- 
tragen, die Erbfolge des ferbifchen Fürſtenthrones dahin zu regeln, 
daß der Fürſt jederzeit berechtigt fein foll, im Einverftändniß mit 
der Skupſchtina für feinen Todesfall feinen Nachfolger zu beftimmen, 
daß dagegen, falls der Fürſt fterben follte, ohne dies gethan zu 
haben, die Nation berechtigt fei, ihren Fürſten ſelbſt frei, jedoch mit 
Ausſchluß der Familie Kara Georgiewwitch, zu wählen. Das Organ 
der jumgjerbijchen Partei, die Zuftava, fchlägt dagegen in einem Ar⸗ 
tifel au8 der Feder des befannten öfterreichifchen Serbenführers Dr. 
Miletic geradezu vor, es verfaffungsmäßig auszusprechen, daß, wenn 
Milan kinderlos fterben follte, die in Montenegro herrfchende Dy: 
naftie auch auf den ferbifchen Thron berufen werden folle. Und 
biefe Idee fcheint großen Anklang zu finden. 

19. März. (Rumänien.) I. Kammer: genehmigt das Budget 
für 1876. Dasjelbe zeigt ein Deficit von 7 Mill. Fr. 

25. März. (Serbien.) In Folge wahrhaft jcandaldfen Be⸗ 
nehmens der nationalen Majorität der Skupſchtina gegenüber dem 
Minifterium fieht ber Fürſt fich genöthigt, die VBerfammlung auf: 
zuldfen. Bor Verkündigung des Aufldfungsdefrets gibt dag Mini- 
fterium folgende une — ab: 


die —5 nur nudfen und bie bolitifcjen —5* 5* vermehrten. 
hab rdnung und 
der — ind mehr Recht auf Berüdfi tigung als ee Dort Iouftion. 


woblüberlegte Autjamteit. Darum fixebte bie Regierung —— 
ind Beruhigung a 
Bedauerliche Parteireibungen und —— der € fowie ſonderbare 
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teien; ftatt Kritik zu üben, verbächtigte man alle Staatädiener. Selbft Fragen, 
bei denen e3 fi um Ehre und Moral handelt, welche für die Efupfchtina 
die Grundlage alles Thun fein follten, twurden in Parteifragen verwandelt, 
wie ber Se mit dem Berichterftatter des Petitionsausfchuffes bewieſen hat. 
Sp erreichte der Parteilampf den höchſten Gipfel und ward die Gebulb ber 
Regierung erichöpft; dieſelbe ven es nunmehr für Pflicht, über die Maß: 
regel nacyubenten, welche dieje verworrene Lage zu klären geeignet wäre; 
ala biefe Maßregel erſchien ihr allein die Auflöfung, die wir Gr. Hoheit 
ehrfurchtspollft anempfahlen.” 


— März. Die finanziellen Zuftände der Türkei erregen mehr 
und mehr das Öffentliche Intereſſe Europa’s, namentlih auch in 
England. Ein dortiger Kenner des Landes, der Jahre im Orient 
zubrachte, J. Lewis Farley, widmet denfelben unter dem Titel: 
„The decline of Turkey‘ eine fcharfe Beleuchtung. Derjelbe fagt 


geradezu : 

„Das finanzielle Syftem ber Türkei ift, joweit der Staat in Frage 
tommt, eine ungedeure Schande. Bei diefem Schandgeichäfte häufen die 
Miniftee und die an Ort und Stelle befindlichen Bankiers Reichthlimer an, 
-währenb die Schulden des Staates wachſen. Die öffentliche Moral wird 
ſyſtematiſch untergraben, das Vermögen ber Unterthanen ſyſtematiſch ge: 
plündert. Wenn die Türkei zum Untergang beitimmt ift, jo wird fie ihre 
Serftdenng dem Mangel ihrer Regierung an Ehre und Fähigkeit danken 
und ihr al vom Tode Aali Paſchas batiren. Die Wurzel des Uebels, 
an welchen die Türkei zu Grunde geht, ift die unbegrenzte Höhe der Civil: 
Lifte... Voriges Jahr, ala in Konftantinopel eine Geldkriſe ausbrach, gab 
oder lieh ber Sultan dem Staatsſchatze zwei Millionen Pfund in Conſoli 
aus feiner Privatkaſſe. Woher nahm Se. Majeftät das Gelb? Aus ben 
Taſchen der türkiichen Staatögläubiger. Bor einem Monate gab der Sultan 
Befehl, in Beſchicktaſch eine neue Moſchee, welche ungefähr eine Million 
Pfund koſten wird, auf Koften feiner Privat:Schattulle zu erbauen. Woher 
nimmt Se. Majeftät daB Geld? Aus den Zafchen der türkiſchen Staats: 
gläubiger.” Das regelmäßige Einkommen bed türkifchen Reiches gt nad) 
Farley nicht ganz hundertac hie Millionen Gulden jährlich. Davon nimmt 
der Sultan ben neunten Theil, nämlich zwanzig Millionen, für fi in Ans 
ſpruch, mit denen ex übrigen? niemald auslangt. Hunderfünfzig Millionen 
verichlingen die Zinjen der Staatsſchuld fammt der jährlichen Amortiſations⸗ 
Quote, jo daß für jämmtiche andere Staatsausgaben nichts, aber 
auch gar nichts übrig bleibt. Daher macht die Pforte fortwährend 
neue Anleihen, und die Echulden wachſen in riefigem Maßſtabe. In ben 
grangig Jahren von 1854 big 1874 hat die Türkei dreizehn verſchiedene 

nleden im Gefammtbetrage von ſechzehnnhudertvierundzwanzig Millionen 
Gulden aufgenommen. Davon fallen auf die elf Jahre von 1854 bis 1865 
nur dreihundertfiebenzig, dagegen auf die fünf Jahre von 1869 bis 1874 
volle achthundertneungig Millionen. Seit Aali Paſchas Tod fam jedes Jahr 
ein neue? Anleben, jedesmal mit tieferem Emilfionzcurd. Im Jahre 1858 
fonnte die Türkei noch ein Anlehen mit 85 Percent emitticen. Im Sahre 
1863 jant der Curs auf 72 Percent, im Jahre 1873 auf 58% Percent. 
Sir diefe riefigen Summen ift mit Ausnahme der Eifenbahnen nicht? ge 
eiftet worden, jondern das Geld verſchwand. Fuad und Aali een 
arm, ber Erſtere förmlich als Bettler, jo daß der Sultan bie en bes 
Begräbnifles beftreiten mußte. Seitdem aber haben die türkiſchen Staats⸗ 
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männer andere Beifpiele befolgt. Daud Pafcha, der nur drei Jahre Minifter 
ber Öffentlichen Arbeiten geweſen, hinterließ feiner Familie etwa fünf Mill., 
Riza Paſchas Bermögen wird auf dreißig Millionen geichägt, obwohl ex 
feine Laufbahn als Ladenjunge bei einem Gewürzkrämer begonnen. Mehemed 
Ruſchdi Paſcha, der ehemalige Grosvezier, der vor einigen Monaten ala 
Gouverneur bes Dee ftarb, Hatte koloſſale NReichthümer angefammelt. 
Man erinnert fi, dab bei Mahmud d as Sturz eine Million fehlte, 
don der bis heute Niemand erfuhr, wo fie Hingelommen. An der Küfie des 
Schwarzen Meeres befigt die Türkei die prächtigſten Häfen mit einem Hinter: 
lande, da3 an Fruchtbarkeit und Dobenreichthum feineagleichen fucht. Aber 
es gibt Leine ordentlichen Straßen, und es ift beinahe unmöglich, die Erzeug- 
nifie des Landes an das Geftade zu bringen. So kommt es, daß der Dan: 
delsverkehr in Trapezunt, in Samlum und den andern einft blühenden Pläßen 
ih von Jahr zu Jahr vermindert, während der Fünftlich angelegte xuiftiche 
Dalen in Boti in ftetem Aufſchwung begriffen ift. An der Küfte Kleinafiens 
wiederholt fich dieſelbe Erfcheinung; —*— Smyrna, die altberühmte Handels⸗ 
ſtadt mit beinahe breitanfendjäbriger eichichte, geht fichtlich abwärts. Die 
Türkei ift ſchwerkrank; kein Wunder, da ınan zu ihrer Heilung auf ver- 
weifelte Mittel finnt. Farley, der mit Ziffern in der Hand bie Unmbglih: 
it eines längeren Dafeind bes türkifchen Reiches auf feiner heutigen Grund» 
lage zu beweiſen ſucht. fchlägt eine Radicalkur vor. Ex meint, dem Sultan 
bleibe nicht? übrig, als die europäifche Türkei an Defterreih und Rußland 
u verlaufen. Die beiden Staaten würden ihm gewiß einen guten Preis da⸗ 
Ir begahlen, bie Einwohner, felbft die Mohamebaner, wären mit dem Tauſche 
zufrieden, und das türkifche Reich, auf feine Befitungen in Afien beichränft, 
fönnte einer neuen, naturgemäßen Entwidlung entgegengehen. 


30. März. (Rumänien.) Schluß der diesjährigen Kammer⸗ 
jeffion. 
Gleichzeitig hat Me die dierjährige gegiälahuır iode des Abgeord⸗ 
netenhaufes ihr Ende erreicht und müflen nach der Berraffung neue Wahlen 
dorgenommen werben. &3 ift das erftemal, daß in Rumänien eine Abgeorb- 
netenkammer vier Jahre hintereinander tagte und, ohne aufgelöft au werben, 
ihr verfaſſungsmäßiges Ende erreichte. Ebenfo ift es das erftemal, daß ein 
Minifterium die Dauer einer Legislaturperiode überlebte Es iſt aljo in 
der Ordnung, daß ber Schluß ber diesjährigen Kammerſeffion ein beſonders 
Teievlicher ift. Derfelbe wird durch ben Fürſten Karl in Perfon vorgenommen, 
inbem derjelbe den Abgeordneten mit warmen Worten feine Anerlennung und 
feinen Dant für ihre dem Lande jo eriprießliches Wirken ausſpricht. 

Anf. April. (Herzegowina.) Aus der Herzegowina und 
dem nördlichen Albanien kommen fehwere Klagen über Berfolgungen 
der Ehriften durch die eingebornen mufelmännifchen Begs, wobei Die 
türfifche Regierung auf Seite der letzteren ſtehe. Eine Anzahl waffen- 
fähiger Männer flüchtet nach Montenegro. Die Türken bejchuldigen 
Montenegro, die Unzufriedenheit feinerfeit3 zu ſchüren. 

8.—15. April. (Rumänien.) Die Neuwahl der II. Kammer 
geitaltet fich zu einem wahren Bertrauensvotum für dag Miniſte⸗ 
rium Catargiu. Die Regierung fiegt in allen drei Wahlkörpern. 
Das Gefammtrefultat ergibt 137 mehr oder weniger regierungs« 
freundliche Abgeordnete und nur 20 Oppofitionelle 
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26. April. Der Sultan ernennt Efied Paſcha zum Groß- 
dezier. 


Mitte Mai. (Megypten.) Der Khebive fett die Inftallation 
ber neuen Gerichte auf Ende Zuni und den Beginn ihrer Thätigleit, 
um Frankreich Zeit zu laſſen, auf den 18. Oktober an, ſcheint aber 
entfchloffen bannzumal allfällig noch weiteren frangöfifchen Inten⸗ 
tionen gegenüber mit aller Rüdfichtälofigleit vorgehen zu wollen. 

— Mai. (Serbien) Eine Rundreife des Yürften Milan 
zeigt, daß die Stimmung des Landes eine für feine Regierung fei- 
neswegs ganz befriedigende iſt. Der officielle „Vidovdan‘‘ befpricht 
die Reife befchwichtigend ganz im Sinne des großferbifchen Pro- 
gramm?. 


Anf. Juni. (Rumänien.) Die Regierung erläßt einen neuen 
Bolltarif, welcher den Import mehrerer, beſonders dfterreichifcher, 
Einfuhrartitel fat unmöglich machen würde und daher wefentlich 
darauf berechnet fcheint, auf Defterreich einen Drud bezüglich des 
Abichluffes eines Handelsvertrags auszuüben. 


8. Juni. (Aegypten.) Der Khedive ernennt Nubar Paſcha 
wieder zum Minifter der auswärtigen Angelegenbeiten. 


8. Juni. (Montenegro.) Das offic. montenegrinifche Blatt 
„Glas Cznogorca‘“ erllärt fich entfchieden gegen die Idee, daß Fürſt 
Nikolaus auch auf den ferbiichen Fürftenthron berufen werden könnte 
und den Ruf annehmen würde. 


18. Juni. (Aegypten) Feierliche Inſtallation des neuen 
internationalen, aus europäifchen und mufelmännifchen Richtern zu⸗ 
fammengejeßten Gerichtshofs (jtatt der bisherigen Confulargerichts- 
barkeit) durch den Khedive. 


Derjelbe Hält umgeben von den Miniftern und Großwürbenträgern, 
eine Anſprache, worin er ausführt, daß er durch die Unterftügung bes Sul: 
tans und ber auswärtigen Mächte in ben Stand gejekt fei, die neuen Gerichte 
einzuführen. „Sch freue mich, jo viele Hervorragende Männer um mich zu 
jeden, zu denen ich das vollfte Vertrauen für die gute Dermaltung der Rechts⸗ 
pflege hege; ich bin überzeugt, daß die Intereſſen Aller bu ie Weisheit 
ber Richter gefichert, und die neuen Gerichte ſich Gehorfam und Achtung ver: 
fchaffen werden“. Der Heutige Tag fei bemerkenswerth in der Geichichte 
Aegypten? und bedeute den Anfang einer neuen Aera der Givilifation. Ich 
bin überzeugt, daß mit Gottes Hilfe die Zukunft des heute begonnenen großen 
Wertes gefichert iſt. Das Bemühen bes Khedive, zunächlt wenigſtens für 
Streitigkeiten von Europdern unter einander und zwiſchen Europäern und 
Eingebornen ein Rechtsbuch und Gerichte nach europäifcher Art einzuführen, 
findet in der europäitchen Prefie, Frankreich allein ausgenommen, allgemeinen 
Beifall. Die Zufammenfeßung ber Gerichte ift auch in Folge der Unterhand« 
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lungen des Khedive mit den Mächten eine Ir forgfältige und zufrieben- 
Fiellende. Weniger iſt dieß das Seieh buch, Ai has in die neuen Gerichts» 
Döfe urtheilen jollen. Ohne weitere € ritiſche Prüfung haben die Mächte alle 
chs „Codes“ acceptirt, welche ein franzd ſcher Advocat sel Beftellun 
* yptiſchen Regierung innerhalb Jahresfriſt nd) Fand der Scha (me 
ujammengeftoppelt hat und die bei den neuen Zribunalen zur Anwendung 
eommen follen, obgleich fie der wifienichaftliche Juriſt als legislatoriſche Miß- 
eburten bezeichnen Di Das Bedürfniß nach neuen, aus gemeinichaftlicher 
atbung ber Mächte hervorgegangenen Geſetzbüchern wird ſich bei ben inter: 
nationalen Gerichten wohl bald berausftellen und zur Befriedigung drängen. 


30. Juni. (Rumänien.) II Kammer: Die Regierung ver- 
langt von derfelben einen Credit von 60 Mill. für Ausführung einer 
mit der Berliner Geſellſchaft abgefchloffenen Convention bez. Aus⸗ 
führung des rumänifchen Eiſenbahnnetzes. 


30. Juni. (Montenegro) tritt dem Berner Weltpoftver- 
trage bei. 


8. Juli. (Aegypten.) Der Khedive verfündigt durch Defret 
die Einführung des gregorianifchen Kalenders für den 1. September 
I. 38. 

9. Zuli. Die Regierung veröffentlicht das vom Sultan ge 
nehmigte Budget für 187° nebſt ber Denkjchrift des Minifterrathg 
zu demjelben. 


Es ergibt fich daraus, daß die Einnahmen a 4,776,588 Beutel, die 
Ausgaben auf 5,785,819 Beutel, das Deficit alfo au L, 009, 231 Beutel ver» 
anfchlagt if. (1 Beutel = 5 Lire = 90 Reichmark); man ſchmeichel 1) 
die es Gericit durch die neu eingeführte Stempeltare, PBatentfteuer u. |. w. 
zu decken, und daß nur die auferördentlichen Unglüdsfälle ber vorher⸗ 
gehenden Jahre, die Hungerenoth, die Epizootien, die Ueberſchwemmungen 
u. |. w. dieſes Rejultat herbeigeführt haben. Die dem Budget Deigegebene 
Yuteinanderehung 9 hat offenbar feinen anderen Zweck, als die Stantägläubiger 
über dasſelbe zu beruhigen. In der That ſteht es jchlimmer denn je um 
die türfifche Finanzwirthichaft und drohend rüdt der Tag immer näher, an 
ioerchem das künſtlich aufrecht erhaltene Gebäude von permanenten Deficits 
und ſtets erneuerten Anleihen zuſammenbrechen muß. Die amtlichen Aus« 
Fre PATH ſprechen für Heuer von einem cit von etwa fünf MIN. 
Pfund, allein wenn auch fchon diele Ziffer verblüffend genug auf 

die Befiker türfifcher Obligationen wirken wird, fo ift fie Doch noch immer 
zu niedrig gegriffen. Nach den Aufzeichnungen won unparteitichen Sach⸗ 
verſtaͤndigen betragen vielmehr die Einnahmen bes türkiſchen Reiches 21 Mill. 
türkiſche Pfund oder 472 Millionen —— bie Ausgaben dagegen 28 Mill. 
türkiſche Pfund oder 657 Millionen Francs fo dab ſich alio ein zweifellojes 
Deficit von fieben und nicht von fünf Millionen ergibt, Allein auch damit 
t es nur in ber Theorie fein Bewenden. In ber Praxis ftellt fi die 
noch weit ungänftiger dar, in ber Praxis muß auch mit fpmen Steuer: 
ziffern gereäme) werden, welche eine Theil der türkiſchen Bevölkerung notos 
riſcher Weile in jedem Yahre rüdftändig läbt und e3 muß heuer damit um 
fo mehr — werden, ala dieſelben Unglücksfälle, welche der Ichönfärbes 
riſche Bericht der Regierung für das Deficit überhaupt verantwortlich macht, 
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minbeftena noch zwei oder drei Jahre Iang ihre verderblichen fyolgen äußern, 
(ähmend auf die Steuerkraft des Reiches einwirken und verbhältnikmäßig be 
beutendbe Steuerrüdftände hervorrufen werden. Died in Betracht gezogen, 
dürfte das Deficit nicht einmal mit der Ziffer von acht Millionen abge 
ichlofien bleiben, ſondern höchft wahricheinlich eilf bis zwölf Mil. türkij 
nd oder 250 bis 275 Millionen Francs betragen. Was aber eine fo 

Ziffer für den türkiſchen Staatscredil bedeutet, Liegt auf ber Hand. Seit 
mehr ala zwanzig Jahren wiederholt fich dad Deficit regelmäßig in ber 
türkiſchen Staatsrechnung, und da es Längft nicht mehr möglich geweſen ift, 
dasſelbe ander? ala immer burch bie Aufnahme einer neuen Anleihe aus ber 
Welt zu ſchaffen, jo find die türkifchen Staatsſchulden nachgerade ind Unger 
heuerliche gewachfen und jchon ift man auf bem Punkte angelangt, wo bie 
regelmäßigen Einnahmen nur noch zur Noth hinreichen, bie 
Zinfen dieſer Schulben allein zu deden. Zur iedigung ber Bes 
dürfniffe des Reit jelbft, zur Entlohnung der Beamten und zur Beloldung 
der Armee, zur Beftreitung von Straßenbauten u. dgl. ift Fon feit bem 
Jahre 1866 niemals? auch nur ein — von ben Staatseinmahmen übrig 
geblieben. Wie lange kann ſich unter ſolchen Berhältniffen noch Jemand in 

uropa finden, der den „Iranten Mann“ Geld vorftredt und id Sicher: 
beiten till dieſer heute nn für neue Anleihen bieten? Wirklich geht in 
Konftantinopel bereit? das Gerücht, daß die Regierung, außer Stande ein 
neues Anlehen behufs Zahlung bes nächften fälligen Coupons der Staats⸗ 
—— aufzubringen, ernſtlich an eine Reduction der Zinſen derſelben 

nke. 


13. Juli. Rumänien.) Beide Kammern genehmigen faſt 
einftimmig die mit Defterreich abgefchloffene Handelsconvention, fo= 
wie das Gejeß betr. die Aufnahme eines Anlehens zum Rüdtauf 
eines Theile der rumänifchen Eifenbahn. 

Mitte Juli. (Herzegomwina.) In der Herzegowina brechen 
in Yolge der Erprefjung bei Einziehung von neuen Steuern und ber 
dabei vorgelomimenen Tödtung eines Chriften Unruhen aus, welche 
Anfangs nur einen örtlichen und vorübergehenden Charakter zu ha⸗ 
ben fcheinen, allmälich jedoch Beſorgniß erregende Verhältnifſe an= 
nehmen. 


Die Bewegung geht von den ſlaviſchen Bewohnern zweier Ortichaften an 
der Narenta aud. Die unbedeutende hier ftationirte türkiſche Militärmacht wird, 
als fie die Unruhen im Keime erſticken will, nach fünfitündigem hartem Kampfe 
vertrieben, ihre Stellung occupirt und bie Öfterreichifche — aufgepflanzt. 
Die erſten günſtigen Erfolge gaben den angrenzenden Ortſchaften das Zeichen 
zum gemeinſamen Aufſtande gegen die gehaßten Muſelmänner, und dieſer 
breitet fich jchnell bis zur montenegritn hen Grenze aus. Es kommt alsbald 
zu neuen Zuſammenſtdßen, namentlich bei Nevefinje, in welchen ber gemein- 
fame Haß durch graufame und barbarifche Diepeleien zum Ausdruck gelangt. 
Jedes Zurücdweichen der Türken vergrößert die Schaar der Inſurgenten. 
Weiber, Kinder und Heerden werden nach Dalmatien und Montenegro ge⸗ 
ichafft, während die Männer fi) einen ber aufitändiichen Corps anſchließen. 
Die türkifche Regierung, deren Truppenmacht in ber Provinz nur eine jehr 
ungenügende ift, die es nicht wagen darf, die nächitgelegenen Provinzen von 
Truppen zu entblößen und bie mit Rüdficht auf die Tyinanzlage und die 
leeren Staatstaſſen Anftand nehmen muß, Truppen aus entfernteren Pro« 








Die ottomauniſche Yferte. (Juli 31. — Auguſt 18.) 485 


vinzen herbeizufchaffen oder gar nen außzubeben, gibt der trü 
50 ung fi die Bewegung auf, —ã— a zu en! Ei 
* er ift, Fi Aha and. a ah doc Serbien und 
m atien au e e u 3 
willige Träftig unterffüßt wird. s n our durch Bee 
31. Zuli. Ein Erlaß des Sultans beichließt, den Bau ber 
Heinafiatifchen Eijenbahnen, beſonders der Linie nach Bagdad, un- 
verzüglich in Angriff zu nehmen. Die Koften übernimmt der Sultan 
angeblich aus feiner Privatchatulle. 


1. Auguft. Die durch das Dreilaiferbündniß verbundenen drei 
Oftmächte Haben fich darüber verftändigt, die Infurrection in der Her- 
zegowina zu localifiren und wo immer möglich nicht zu einem Aug- 
bruch der orientalifchen Frage ſich auswachſen zu lafien. Zu diefem 
Ende Hin trifft Defterreich die erforderlichen militärifchen Maßregeln 
in Dalmatien und Eroatien, wirken alle drei in Belgrad und Get= 
tinje zufammen, um Serbien und Montenegro von jeder Unter- 
ftüßung der Snfurgenten zurüdzubalten und dringen in die Pforte, 
die Bewegung wo möglich mit überlegener Truppenmacht raſch zu 
unterdrüden. Die Pforte zögert indeß fortwährend, dem letzteren 
Anfinnen angemeflen zu entjprechen. 

1.—12. Auguft. (Serbien.) Der Fürft geht nach Wien, wo 
er mit Andraffy über die Rage der Dinge verhandelt und fi) mit 
ber Zochter eines ruffiichen Fürſten verlobt. 

1. Augufl. (Rumänien.) Die Regierung fowohl ala bie 
dffentliche Meinung des Landes verhalten fich den Ereigniffen in der 
Herzegowina und in Bosnien gegenüber volllommen neutral und 
ziemlich gleichgültig. 

6. Auguft. (Herzegomwina.) Zrebinje wird von den Inſur⸗ 
genten eingejchlofien. Die militärifche Schwäche der Türken in ber 
Herzegowina Tiegt damit auf flacher Hand. 

14. Auguft. Oeſterreich gefteht der Pforte die Ausfchiffung von . 
Truppen in Klek behufs Unterdrüdung des Aufftandes in der Her- 
zegowina zu. 

16. Auguft. Auch in Bosnien bricht der Aufftand gegen die 
Zürfen aus. 

16. Auguſt. (Serbien.) Die Wahlen zur Stupfchtina find 
gegen das confervative Minifterium Stephanowitſch ausgefallen. 
Dasfelbe verlangt feine Entlafjung. 

18. Augufl. Die Gejandten ber drei Oftmächte bieten ber 
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Dfortenregierung ihre guten Dienfte behufs Beilegung der Infurrec⸗ 
tion in ber Herzegowina an, verlangen aber gleichzeitig von der⸗ 
ſelben Maßregeln reſp. Eonceffionen behuſs dauernder Paciflcation 
der Provinz. Die Pforte lehnt die Vermittlung ihrerſeits ab. 

20. Auguſt. (Herzegowina.) Die in Klek gelandeten tür⸗ 
kiſchen Truppen entſetzen Trebinje und erzwingen mit 8 Bataillonen 
den freien Paß nach Moſtar. Der Aufſtand gelangt dadurch wenig⸗ 
ſtens zu einem augenblicklichen Stillſtand. 

32. Auguſt. Die Geſandten der drei Oſtmächte erneuern, von 
Frankreich und Italien darin unterftüßt, ihre Vermittlungsvorſchläge 
bei der h. Pforte, dahin gehend, 

ba bie Gonjuln ala Delegirte ad hoc fi) auf ben Schauplap bes 
Aufftanded begeben follten, um die Aufftändiichen zur Formulirung ihrer 
MWünfche nad) vorangegangener Eufpenbirung ber Beinbfeligteiten, ſowie dazu 
au beivegen, daß dielelben mit turkiſchen Gommifjären in u Lungen eins 

eten. Zugleich follten die Gonfuln den Aufftändiichen ve die 
Mächte für die gerechten Wünfche der chriftlichen Bevölkerung bei ber Pforte 
Fürſprache einlegen würden. 

Die Pforte nimmt die Vermittlungsvorſchläge nunmehr doch an. 

24. Augufl. (Serbien) Da fih eine Neubildung bes Mi- 
niſteriums ala fchwierig herauaftellt, To joll das Minifterium Ste- 
phanowitſch wenigften® vorläufig bleiben und die Skupfchtina eröffnen. 

33. Auguſt. Der bisherige Großvezier Eſſed Paſcha gibt feine 
Entlafjung. Der Sultan ernennt Mahmud Paſcha wieder an feine 
Stelle und ernennt auch Mithad und Huflein Avni Paſcha, beides 
gleichfalls geweſene Großveziere, zu Miniftern. Server Paſcha wird 
aum Specialcommiffär ber Pforte in der Herzegowina ernannt. 

27. Auguft.. (Herzegowina.) Zufammentunft ber Infur- 
gentenchef3 im Klofter Koffierovo (im Gebirge gegen die Norbweft- 
grenze von Montenegro) unter dem Vorſitze von Ljuvobrojic. Die- 
ſelben faflen mehrere Befchlüffe behufs größerer Einheit und befierer 
Organifation ber verfchiedenen AInfurgentenfchaaren und befchließen, 
die Vorkchläge ber Konfuln zwar anzuhören, aber jede definitive Er- 
Härung zu vermeiden und fich darauf zu berufen, daß fie zunächſt 
Anformationen einholen müßten. 

50. Augufl. (Humänien) Die Berliner Gefellfchaft lehnt 
die Abtretung eines Theils der rumänifchen Eifenbahnen an den 
Staat nach den Beihlüffen der rumänilchen Kammern ihrerfeitö ab. 

— Augufl. (Herzegowina) Der Aufftand erfcheint durch 
die bisherigen Erfolge der türkifchen Truppen von der Balmatinifchen 
Grenze weſentlich ab und an die montenegrinifche Grenze gedrängt. 
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— Auguft. Die Pforte bat ihre frühere Saumfeligkeit nach» 
geholt und bebdemtende Truppenmaflen nach der Herzegowina und 
Bosnien nachgefchoben und namentlich auch in der Nähe der Grenzen 
Serbiens concentrirt. Serbien remonftrirt in Konftantinopel umfonft 
gegen diefe Drohung. 


1. September. Der Sultan erläßt an alle Gouverneure des 
Bilajet? folgenden Ferman: 

„Es unterliegt keinem Zieifel, daß die Wohlfahrt bes Landes und 
das Gedeihen feiner Benölterungen zur allgemeinen Grundlage die Sigperfeit 
des Beſitzes, des Lebens und der Ehre jedes Einzelnen haben. Dieſe Sicher: 
heit kann nur aus bem Walten einer guten und unparteiiichen Gerichts. 
pflege hervorgehen; dieß war ber Sinn Unſeres Be an Unſeren exrlauchten 
Großweffier gerichteten folgendermaßen lautenden kaiſerlichen Hat: „„Da bie 
gute Berwwaltung der Angelegenheiten Unferes Reiches, bie Wohlfahrt bes 

ndes und das Glüd der Bevdlkerung der Gegenftand all Unferer Sorgfalt 
find, fo geht unfer ernfter Wille dahin: daß ein wirkſamer Schub und uns 
bedingte Gerechtigkeit allen Elaffen der Gejellichaft ohne Unterichied zu Theil 
werde, derart, baß die Ehre und das Recht eines Jeden gewahrt feien. 
das Minifterium ber Juſtiz eines der wichtigften Departements barftellt, jo 
ift es unerläßlich, daß dasſelbe in Uebereinftimmung mit Unferen wohl» 
wollenden Abfichten vorgehe. Wir ordnen daher an, daß uk Abfichten ver: 
fündet werben und ihre volle Ausfüßrung empfangen.”* Unſere Befehle und 
Unfere en ifungen werben heute nur erlaflen, um unter weiterer 
Darlegung Unferer erwähnten ſouveränen rn diefelben zu befräftigen. 
Ihre Durchführung hängt ab von ben aufrichtigen und thatkräftigen Ber 
mübungen, welche alle, jei es dem Richterftanbe, dei ed den Verwaltungsbe⸗ 


⸗ 
* 


n angehörigen, Würdentraͤger behufs ihrer Sei ichun zu entfalten - 


ben werden, wie auch don ihrem Eifer, einen heilfamen Umjchwung in ben 
deen zu beivirfen. Alle öffentlicden Beamten, und namentlich diejenigen, 
welche mit een Functionen bei den Gerichten des Scher’i und den 
Givilgerichten, fei e8 in der Hauptftabt, ſei e8 in der Provinz," betraut find, 
mäften all’ ihre Aufmerkſamkeit darauf verwenden, daß die Prozefie mit Un⸗ 
parteilichkeit und entiprechend ben Beftimmungen bed Gejehed des Scher'i 
und ber anderen Gejege im Allgemeinen erledigt werben, bamit all’ Unſere 
Unterthanen unterſchiedslos des größten Maßes von tigfeit und Sicher- 
heit geniehen. Dies ift Unſer entſchiedener Taiferlicher . Nachdem das 
Vorflehende zur Kenntnik jedes einzelnen Meiner Generalgouvernenre ger 
bracht worden, ift Unfer gegentvärtiger ſouveräner Befehl aus Unferem Tai: 
ſerlichen Divan erflofien, und zu a Zeit, ala q in Eurer Eigen» 
haft ala Seneralgouverneur diefer efehl zugeht, werdet Ihr ein Verzeichniß 
Ute erhalten, die mit Wiffen ber ganzen Welt entgegen ben Geſetzen 
Meined Reiches begangen worden find. Beim Zintreffen Meines gegentväre 
tigen kaiſerlichen Fermans werdet Ihr Euch beeilen, biefe Derfügungen wort: 
gelreu zur Keuntniß des Nichterftandes ſowohl als der Verwaltungsbeamten 
und aller Unſerer Unterthanen, ſowohl in bem Hauptorte bes Vilajets als 
in ben zu bemjelben gehörigen Segisten, zu bringen, und Ihr werdet über 
die pünktliche Ausführung Unſerer — — man. Es iſt ſelbſtverſtaͤndlich, 
daß die Beamten t guten oder ſchlechten Berhalten gemäß wecden bes 
handelt werden. Die hohe Pforte wird zu denjenigen Maßregeln ſchreiten, 
welche nöthig ſind, um fih über ben Gang ber en Angelegenheiten 
regelmäßig zu unterrichten. Da Ihr wiſſet, die mindefte Verlegung 
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ober Deenaläffigung Unferer kaiſerlichen Befehle eine ſchwere Verantwort⸗ 

en auf Euch la wird, jo müflet Ihr Euer Depphmen danach eins 

richten. Ihr werdet Sorge tragen, Unjerer Hohen Pforte ausnahmalos alle 

Beamten anzuzeigen, welche Unjeren gegenwärtigen oberberrlichen Befehlen 
zuwiderbandeln.” 


Gleichzeitig mit diefem großherrlichen Edict erfolgt ein Schrei- 
ben bes erften Sefretärd des Sultans an den Großvezier. Dasfelbe 


lautet: 

Em. Bokeit weiß,. wie ſehr Se. kaiſerliche Majeftät der Sultan, 
unſer alfergnä igfter Herr, beftändige Sorgfalt der Bollführung alles beffen 
widmet, was eine Gewähr ber Nechte, der Ehre und des Leben feiner Unter 
thanen, fowie der Wohlfahrt bes Landes im Allgemeinen bildet. Se. Maje⸗ 
ftät Hat ganz kürzlich jeine bite lichen und großbergigen Abfichten in feinem 
legten kaiſerlichen Hat verkündet. Wiewohl man allen Grund bat zu Hoffen, 
ba& Dank ben zu ergreifenden Maßregeln ber vorgefehte Zweck vollffändig 
erreicht werben wird, jo ift es doch nicht minder wahr, daß bie Urſachen, 
weldde Unruhe unter den friedlichen Benöllerungen verbreiten, zum großen 
Theil ber unziemlicden Haltung einiger unfähigen Würdenträger und 
namentlich den Bedrüdungen zuzujchreiben find, welchen fid geldgierige 
Pächter in An ffnung noch größeren Vortheils Hingeben. Es ift obne 
Ziveifel von Wichtigkeit, daß die Einhebung der Staatzeinfünfte regelmäßig 
von Statten ache: aber es ift nicht minder weſentlich, darauf Acht zu haben, 
daß bieje Pflicht ber Derwaltung nicht in einen Mißbrauch ausarte, derart, 
dab zu Ruheftörungen Anlaß gegeben werde, die weit beträchtlichere Schädi⸗ 
gungen fih ziehen, ala jene Einkünfte ihre Vortheile brachten. Se. 

iſerliche Dlajeftät der Sultan, unfer erhabener Herr, ordnet daher an: daß 
die Generalgouverneure der Vilajets, die Präferten ber Departemehts, ſowie 
alle anderen zuftändigen Behörden formelle Weifungen erhalten, daß fie un: 
bedingt ſich der in Rede ftehenden erfabrungsmeilen enthalten, ſowie , 
daß fie die Anwendung Iparferer Strafen ala fie das eh porichreibt un 
wiberrechtliche —X nhaltungen vermeiden. Die dieſen oberherrlichen 
Anordnungen Zuwi ndelnden werben ſtreng beſtraft werben.” 


1. September. (Serbien.) Die Skupſchtina ift in Kragujevak 
zufammengetreten: die Stimmung der Majorität derfelben und ber 
Bevölkerung überhaupt ift der Art, daß der Fürſt fich entfchließen 
muß, das confervative Minifterium Stephanowitfch zu entlaffen, ein 
ausgefprochen omladinifches (nationales) Minifterium zu ernennen 
und das Haupt diefer Partei, Riftic, an die Spike desfelben zu 
ftellen. 

3. September. (Herzegowina.) Der Special-Commiffär der 
Pforte, Server Paſcha, ift in Moftar, wo bie Unterhandlungen mit 
ben Sinfurgenten durch Vermittlung der Gonfuln geführt werben 
ſollen, eingetroffen. Die Confuln treffen ebenfalls ein, dagegen er- 
fcheint Kein einziger Infurgentenführer. Den Confuln bleibt kaum 
etwas anderes übrig, als die letzteren ihrerſeits aufzufuchen. 

9. September. (Herzegowina.) Die Eonfular-Gommilfion in 
Moftar chließt ihre Verhandlungen und vereinbart die Modalitäten, 
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unter welchen die Thätigfeit der Gommifläre zu beginnen habe. Die 
Commiſfion fol fi zunächft in mehrere nach verfchiedenen Orten 
aleichzeitig abgehende Gruppen theilen. Letztere follen aus 2 oder 
3 Eonfular-Delegirten beftehen, welchen fich der Pforten-Sommifjär 
Server Pafcha je nach eigenem Ermeſſen abwechjelnd anfchließen 
wird. Als einftweilige Verhandlungsrefidenzen werden Nevefinje und 
Trebinje in Ausficht genommen. Zu der für Nevefinje defignirten 
Gruppe von Delegirten gehören die Confuln von England, Rußland 
und Franfreih. In Trebinje hingegen werben die Confular:Dele- 
girten Defterreich-Ungarng, Deutfchlands und Italiens ihren einft- 
weiligen Siß für die Verhandlungen nehmen. 

10. September. (Serbien.) Eröffnung der Stupfchtina in 
Kragujevak. Thronrede des Yürften Milan: 


„.... Unſer Volk an des Baterlandes Grenzen ift aus feiner haus: 
lichen Ruhe aufgeichredt. Seine Aeder verlaffend, mußte ein Theil unferer 
Prüder an ber Grenze mit Waffen in der Hand bie Sicherheit unſeres Lan⸗ 
bes überwachen und zwar ſowohl auf feiner dftlichen als auch weftlichen 
Grenze. Wie es Ihnen befannt fein dürfte, haben bie Ereigniffe, welche in 
Bosnien und der Herzegowina aufgetaucht find, Serbien eine ſchwierige Lage 
bereitet. Sein Ende feiner Leiden abjehend, hat fi) das Volk in jenen ae 
vinzen erhoben mit den Waffen in der Hand, um Ban erwehren der Miß⸗ 
bräuche, welche es trotz der wohlwollenden und großherzigen Abfichten Sr. 
Majeſtät des Sultans erdulden mußte. Indem die kaiſerliche Regierung 
Maßregeln ergreift, um jene Provinzen zu pacificiren, läßt fie gleichzeitig 
Truppenmaflen in gewaltiger Anzahl an unferer Grenze concentriren. Da: 
durch wird die Sage Serbiens, an fich ſchwierig erg, noch viel ſchwieriger. 
Während unfere Nation von uns verlangt, Mahrege n zu ihrem ub zu 
ergreifen, weil fie in ber Aufftellung der türifchen Armee eine Drohung 

egen Serbien fieht, überfüllen unfere Grenzgebiete die Unglüdlichen, Chriſten 
—* ala Türken, welche ſich vor der verheerenden Mad des Feuers und 
des Schiwertes flüchten. Dadurch werden unferm Land unermeßliche Opfer 
auferlegt. Für die Länge ber zei müßte biefer Zuftand unerträglich werden. 
Da aber die Hohe Pforte im Einvernehmen mit ben garantirenden Mächten 
das Verſöhnungswerk unternommen, fo können wir bon der Weisheit Gr. 
Majeftät des Sultan? wie ber Großmächte erwarten, daß es gelingen werbe, 
einen Modus ausfindig zu machen, um die Gegenden, deren Schidjal und 
nicht gleichgültig fein kann, bollftänbig zu pacificiten; benn es ift evident, daß 
Serbien als unmittelbarer Nachbar diefer Provinzen mehr als irgend ein 
anderes Land moralifch und dkonomifch durch die periodifch wiederkehrenden 
Aufftände Teiden muß. Daher hat auch Serbien ein Intereſſe daran, daß 
einer Iglchen Lage der Dinge ein für allemal ein Ende gemacht werde. ch 
werbe Demnach innerhalb der Grenzen meiner eben äfte dahin wirken, 
daß ein Nejultat erzielt werde, welches Zufriedenheit in jene Länder zu 
bringen geeignet wäre... .” 


Mitte September. (Montenegro.) Die Zahl der Flüchtlinge 
aus der Herzegowina wird auf nicht weniger ala 30,000 Kdpfe an⸗ 
gegeben. SDefterreich ſchickt aus Humanitätsrüdfichten Aerzte und 
Lebensmittel für diefelben nach Cettinje. 
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20. September. (Serbien.) Stupfchtina : genehmigt mit 71 
gegen 44 Stimmen eine Antwortsadreſſe auf die Thronrede, in welcher 
fie fich über die Vorgänge in der Herzegowina und über die Haltung 
der Pforte bezüglich Serbiens folgendermaßen ausfpricht: 

.... Die Zeit ift ernſt, aber nicht weniger ernft ift, Gospodar, ber 
Wille der Nation, auf ber Höhe ihrer Lage zu fein. Die Skupichtina ers 
Härt daher feierlich im Namen der Nation, daß diefe bereit fei, das Vater⸗ 
land zu befchirmen, bie Dreieit zu Deichfipen und die große Errungenthaft 
des großen Miloſch und unferer Großpäter zu erhalten, Es gibt feine 
Opfer, welche Serbien zu dieſem Bedufe auf ben heiligen Altar des Baters 
lande3 zu bringen anftehen würde. Auf den Ruf Eurer Durchlaucht ift bie 
Nation bereit, wie Ein Mann zur Bertheibigung , des Vaterlandes herbeizu: 
eilen. Gospodar! Die ewigen Leiden haben unjere Brüder in Bosnien und 
ber Preaegomina beivogen, mit den Waffen in der Hand aufzuftehen und 
für ihre Menfchen: und Vollärechte zu kämpfen. DaB Blutvergießen unter 
unferen Brüdern verlegt unſere brüderlichen Gefühle, ihr Verzweiflungsruf 
fand ein Echo in der civilifirten Welt. Wir können nicht, wir bürfen nicht 
gteich hltig für ihr Schickſal bleiben. Die Stupichtina ift von der teten 

nkbarkeit für Eure Durchlaucht erfüllt für das Verſprechen, daß Sie, 

podar, an der endlichen Beruhigung und Zufriedenftelung unjerer unglück⸗ 
lichen Brüder mitwirten. Sie können, Gospodar, auch in diejer Beziehung 
auf die Unterftügung der Ration rechnen. Das Bolt ift bereit, Eurer Durch⸗ 
laucht zu diefem Zwecke alle nöthigen Mittel an die gan u geben, damıt 
die Soße Aufgabe erfüllt werden könne. Indem die Sktupfchtina im Namen 
ber Nation deren Opferivilligleit zur Erreichung dieſes Zieles feierlich anzeigt, 
ift fie überzeugt, dab Euer Durchlaucht wie Dero Regierung dieſes — 
Werk auf eine Art und Weiſe leiten werden, welche Serbien geſtatten werden, 
mit Ruhm und Ehre feinem Berufe zu entſprechen.“ 


22. September. (Herzegomwina.) Die beiden Gruppen von 
Confular:Delegirten, welche mit den Infurgenten verhandeln follten, 
kehren völlig unverrichteter Sache nad) Moftar zurück. Die Inſur⸗ 
gentenchef3 Hatten als Bedingung für jede Befprechung den Abfchluß 
eines Waffenftillftandes und den Ausſchluß irgend eines türkifchen 
Vertreter gefordert, worauf die Conſuln nicht eingehen konnten. 

28. September. (Serbien.) Skupſchtina: bewilligt dem Mi- 
niflerium Riſtic in geheimer Sitzung eine Art Kriegscrebit. 

29. September. (Serbien.) Ein Dekret des Fürften verlegt 
die Stupfchtina von Kragujevak nach Belgrad. 

-80. September. Die Pforte fchließt mit Defterreich-Ungarn 
enblich ein befinitives Mebereintommen bez. des Eifenbahnanjchluffes 
äwifchen beiden Ländern nach dem dringenden Wunfche Defterreiche 
ab, welches gleichzeitig die Friften bes Arbeitäbeginng und der Ar- 
beitsvollendung feftjekt. 

30. September. (Herzegomina.) Die Eonfuln der Mächte 
erhalten von denfelben die übereinftimmende Weifung, troß des Fehl- 


% 
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ſchlagens ihrer bisherigen Bemühungen vorerft in Moftar zu bleiben. 
Der Specialeommifjär der Pforte, Server Pafcha, erhält die In— 
firuction, allfällige Berichte und Vorfchläge der Confuln einzeln- 
weife anzuhören, aber in feine wie immer gearteten Verhandlungen 
berfelben einzutreten, welche die Regierung irgend binden Tönnten. 


— Oktober. Die Stärke der türkifchen Truppen in den auf» 
ftändifchen Provinzen und an der Grenze Serbiens wird auf nahezu 
100,000 Mann, diejenige der Aufftändifchen auf 10 bis höchſtens 
14,000 Dann angegeben. 

ı 2%. Dftober. Der Kriegaminifter Huffein Avni Paſcha, der von 
Bermittlungsverhandlungen mit den Mächten nichts willen, fondern den 
Aufftand in der Herzegowina einfach mit Gewalt niederfchlagen will, 
wird entlaffen und durch den Marineminiſter Riza Paſcha erſetzt. 

Ein Laiferlicher Irade von diefem Tage verordnet, daß 


die friedliche, der Arbeit nachgehende, Aderbau treibende Bevöllerung 
fofort von ber züngft eingeführten Steuer von einem Biertel des Jehents 
befreit fein fol. Weberbies tritt für biefe Bevölkerung ein Nachlaß der bis 
zum Finanzjahr 1289 rüdfländigen Steuern ein. Ausgenommen von dieſer 
Maßregel find die Zehentpächter gegen Garantie, die wohlhabenden Klafjen 
und bie Staatsfchuldner. Die ve Fe Gemeinden follen im Schooße 
der Provincialverwaltungsrätbe durch Perſonen, welche das Vertrauen ber 
Gemeinde geniehen, vertreten fein. Die von diejen in ben Grenzen ber Ge 
jeglichkeit und der Vernunft Fundgegebenen Wünſche follen mit Aufmerkſam⸗ 
teit aufgenommen werden. Deputationen der jährlich abaubaltenden General: 
verfammlungen find ermächtigt, nach Konftantinopel zu kommen, um dajelbft 
der Regierung ihre Wünſche zu unterbreiten. Ueberdies werben einige in 
ihren Gemeinden Anjehen genießende Perlonen von Zeit zu Zeit nach Fon- 
fantinopel berufen werben. Die bergeftalt gefammelten Informationen wer: 
en ala Bafi3 der mit Hinblid auf das allgemeine Wohlfein und bie Pro« 
fperität durchauführenden Reformen und Aenderungen dienen. Eigene Agenten 
und Gontroleure follen bie Bertheilung und Einhebung der Steuern nad) 
ben Geſetzen fichern. 


4. Oktober. (Serbien.) Der Yürft entledigt fich durch eine 
Art Stantsftreich wieder bes Miniſteriums Riftic. 


Der Fürſt begibt fih ganz unerwartet, uur don feinem Abjutanten 

eitet, in den Palaſt nen welche ihre erſte Situng in Belgrad 

n wollte, und aunächit in das Miniftergimmer, in welchem ſich ſaͤmmt⸗ 

ie Minifter eingefunden haben. Zwiſchen Miniftern und dem Yürften 
entipinnt fich ein Wortwechſel, da der gar allein in die Stupichtina geben 
will, während fich die Minifter dieſem Anfinnen widerfegen. Der Fürſt gibt 
endlich nad. Sr betritt den Skupſchtinaſaal; die Minifter [eigen ihm. Die 
Stupfehtina erhebt fi. Tiefe Stille herrſcht im Saale; Alles fiehi 
mit größter Spannung den Dingen, bie da kommen jollen, entgegen. Als 
der Fürſt Kg genommen und bie Minifter fich zu ihren Siten begeben 
— erhebt ſich Air Milan und ſyricht jolgenbe Worte: „Die Minifter 
ben mir Entlaffung eingereicht und ich Gabe mich bewogen 
gefunden, ihnen diefelbe zu gewähren.” Bon biefer Gewährung wußten bie 
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fer bis zu jenem Augeublid nichts, und es ift Mar, daß Milan feine 
DMinifter um jeden Preis unmöglich machen und fie in der Stupichtina felbft 
zum Falle bringen wollte. Als der Fuͤrſt daher jene Worte ausgeiprochen, 
echeben fich jämmtliche Minifter und verlaffen, ohne auch nur ein zum 
Abſchied geiprochden zu haben, den Saal. Kaum ift dies geichehen, als auch 
ſchon Milan fi zum zweiten Male erhebt und, zu der Stupfchtina geivendet, 
ſpricht: „Es ift Died jedenfalls ein unerhörter all, daß der Regent obne 
feine Regierung vor die Stupichtina trilt; doch läßt fich derjelbe mit Rüdficht 
Er die heutigen außerordentlichen Verhältniffe erklären und rechtfertigen. 
Ich finde mich bewogen, an euch folgende Tragen zu richten: „Habt ihr 
trauen zu mir?" Die Stupfchtina, die fi von ihrem Exftaunen kaum noch 
erholt hat, bejaht die unter fo ceigenartigen Verhältnifſen geftellte Frage. 
Hierauf fragt der Fürft: „Seid ihre für den Krieg?" Die Abgeordneten ants 
worten mit einem lauten einflimmigen: Ja, wir find es!” Der Fürſt erflärt 
nun, daß er nicht für den Krieg fei, indem er gleichzeitig die nde aus⸗ 
einanberlegt, weßhalb er keinen Krieg wolle. „Dad hat ung ſchon Riftitich 
in Kragujevag gejagt!" ſchallt es dem Fürſten entgegen, ala er feine Rede 
beendet bat und den Sißungsſaal verläßt. Die Abgeordneten verlaffen gleich 
fall3 den Saal. Zie größte Aufregung berricht unter denielben, ſowie auch 
unter dem vor dem Stupfchtina-Gebäube angefammelten Volle. Kein „Zivio” 
erhebt fi, ald Milan, eine Eigarre rauchend, mit Oberfi Protitich ben 
Wagen befteigt. 


4. Oktober. (Herzegomwina.) Eine Anzahl chriftlicher Rajahs 
von Bopovopolje, welche in ihr Befitzthum zurückkehren und fich den 
Türken neuerdings unteriverfen, werden von diefen ald Empörer hin⸗ 
gerichtet. Der Aufftand erhält dadurch neue Nahrung. 


6. Oktober. Die ſchon feit einiger Zeit erwartete finanzielle 
Kataftrophe tritt endlich ein: bie Pforte fieht fich genöthigt, für Die 
Zinſen ihrer Staatsſchuld eine Reduction von 50 Proc. vom 1. Ja⸗ 
nuar f. $. an zu verorbnen und fich damit offen bankerott zu er- 
klären. 

ur Milderung der Maßregel wird freilich geſagt, daß nach fünf 
Jahren gi vollen Zinſen wieder gezahlt werben follen und daß bie Gläus 
biger der Türkei für bie Hälfte der Zinfen, die fie jet verlieren, Obliga⸗ 
tionen erhalten, welche nach fünf Jahren wieder eingeldöft werden jollen; 
aber ganz abgejehen von der Zukunft, die auch der Sultan nicht in ber 
Hand bat, ift die Maßregel, welche die türfifche Regierung beichlofien hat, 
doch nichts anderes ald der Stantsbanterott. Die nächte Folge davon ifl, 
baß von biefem Augenblid an ein Anleihen ber Pforte in Europa abjolut 
unmöglich geworden ift, und deg iſt es mehr als zweifelhaft, daß fie ohne 
ſolche au nur die Hälfte der Zinſen ihrer Staatsſchuld aufzubringen im 
Stande fein werde. 


7. Oftober. Der türfifcge Minifter des Auswärtigen notift- 
cirt den europäifchen Gabineten die von ber türkilchen Regierung 
bejchloffene Zinfenreduction: 


„.... Die beträchtliche, zur Bezahlung des Goupons unferer inneren 
und auswärtigen Schuld nöthige Summe Hat das Gleichgewicht bed Bud⸗ 
get3 geftört und die gegen alle Vorausſicht eingetretene Anhäufung der Zinfen 
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der verichiedenen, bi3 heute aufgenommenen Anleihen die Ausgaben vermehrt. 
Alle diefe Umftände und in Verbindung hiermit ber nnle eine Theiles 
der Einnahmen in Folge der Abfchaffung des Zehentzufchlage® und ber 
Steuerrüdftände haben das Budget vom figcalifchen Standpuntte in empfind⸗ 
Lichfter Weife alterirt. Die neuen Berbefferungen werden zur natürlichen 
olge haben, daß bie Staatzeinkünfte in Zukunft und im Verhältniß zur ' 

twieflung der Hülfgquellen des Reiches in feiner Progreifion fich ver» 
mehren werben. Aber es ift nicht minder wahr, daß daß die Verlegenheit, 
welche von Anfang an beſtand und welche Tag für Tag gewachſen iſt, ben 
Staatsſchatz außerordentlich belaftet, ber einerfeit3 vor der verlodenden Per- 
jpektive der wachjenden Vermehrung feiner Einkünfte in Folge der bereits 
eingeleiteten und noch zu defxetirenden Reformen fieht, andererjeitd aber fich 
in die gebieterif Potötvenbigfeit verjeßt fieht, die von der Regierung tiber: 
nommenen Berpflichtungen zu erfüllen und ben Anforderungen ber gegen» 
wärtigen Lage gewachlen zu fein. Die traditionelle Loyalität der 6. Pforte, 
indbejonbere mit Bezug auf die Pünktlichkeit der Erfüllung ihrer Verpflich⸗ 
tungen gegenüber ben Staatsgläubigern, erſchwert mehr denn je alle ihre 
Sendungen, ihre mit Bezug auf die gebeiligten Verpflichtungen zu fafjenden 
ntichliegungen. Die laiferliche Regierung würde lieber — wir ftehen nicht 
an, dies hier zu erklären, der Wucht der drückendſten Opfer erliegen, ala fich 
auf Zrandactionen einlaffen, welche geeignet wären, ihre Würde und ihren 
Ruf zu fchädigen. Bon diefen Empfindungen geleitet und mit Rüdficht auf 
die primordialen Erwägungen, welche bei der Frage der Herftellung eines 
ernfthaften Gleichgewichts im Budget des Staates Air und maßgebend fein 
mußten, Angeficht3 namentlich der fo zu fagen abjoluten Unmöglichkeit, neue 
Hülfsquellen zur Ausfülung der Lüden zu ſchaffen, auf die Gefahr Hin, 
ohne praftifchen Nuten und umfonft die ohnehin peinliche Lage aller Steuer: 
träger des Reiches zu erſchweren, Angeficht® endlich der materiellen Zeit, 
deren es naturgemäß zur Einführung und Inkraftſetzung aller adminiſtra⸗ 
tiven und vom Öffentlichen Wohl erforderten Maßregeln behufs Vermehrung 
der Einnahmen des Staatsſchatzes bedarf, konnten wir nach reiflicher Ueber⸗ 
legung und nachdem wir alle Conſequenzen, die daraus entſtehen können, 
— erwogen, kein anderes Mittel ausfindig machen, als das, in voller 
Aufrichtigkeit unſere Lage, wie wir es hiermit thun, auseinanderzuſetzen und 
eine radicale Maßregel zu ergreifen, welche allerdings für den Augenblick 
gewiſſe Interefſen —* und ſogar eine gewiſſe Verturbation im Courſe 
unferer Staatspapiere herbeiführen Tann, welche aber Angefichts der drän⸗ 
enden Erwägungen des öffentlichen au im osmaniſchen Reiche und jogar 

r Auftechthaltung des europäiichen Gleichgewichts, das nach unferer Mei⸗ 
nung biermit wejentlich zulammenhängt, beftimmt ift, ein» für allemal ben 
Staatäcredit und die regelmäßigen Functionen der Verwaltung ficherzuftellen.” 


= 7. Oktober. (Serbien.) Fürſt Milan beruft ſämmtliche Mit- 
glieder der Stupjchtina in den Konak (fürjtlichen Palaſt) und richtet 
an die Landesvertreter die Frage: „Wer ift für den Krieg, wer nicht?” 
Hierauf nimmt er das DVerzeichniß der Stupfchtina- Mitglieder zur 
Hand und verliest die Namen der einzelnen Abgeordneten. Diefe 
antworten nun je nach ihrer Anficht oder, befjer noch, je nachdem ber 
eine mehr, der andere weniger Tyurcht Hat, mit „Ja“ und „Nein“. 
12 Abgeordnete haben den Muth, mit „Ja“ zu antiworten; ſämmt⸗ 
liche übrige Abgeordnete ftimmen gegen den Krieg, trobdem daß fie 
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eine Stunde vorher Triegerifch gefinnt waren. Hierauf richtet Milan 
an bie Abgeordneten die frage: „Wer wohl dafür fei, daß den Auf- 
fländifchen Unterjtügung gewährt werden folle!" Die Abflimmung 


‚ gefchieht auf diefelbe Weife, und wieder erklärt fich die Mehrheit der 


Berfammelten gegen eine Action felbft nach diejer Richtung Hin. Als 
man zu Ende ijt, entläßt der „conftitutionelle” Fürſt die „halbſou⸗ 
veräne” Skupfchtina mit einer gnädigen Handbewegung. Inzwiſchen 
ift da8 Land bereits zwei Tage ohne eigentliche Regierung. Milan 
erläßt Anordnungen mittel Handbillets, und dies natürlichertveife 
ohne die Kontrafignatur Irgendjemandes. 


9. Oktober. (Serbien) Fürſt Milan ernennt doch wieder 
ein Minifterium: Kaljewitfch, bisher Präfident der Stupfchtina, Mi- 
nifterpräfident, Nikolitſch Kriegaminifter, Jankowitſch Finanzminifter, 
Paulowitich, Minifter des Aeußern. Sämmtliche Minifter find ent- 
fchiedene Omladiniften und ber einzige Unterjchied zwifchen dem frü- 
beren und dem jekigen Gabinete befteht darin, daß die neuen Mi- 
nifter dem Fürſten perfönlich genehmer find ala Riftitich und feine 
Collegen. 


10. Oktober. Die Pfortenregierung erläutert durch officiellen 
Anſchlag an der Börſe zu Konſtantinopel ihre Bankerott-Maßregel 
vom 8. d. M. folgendermaßen: 


„Da die Erklärung ber Pforte vom 6. d3. mit ber dieſelbe beglei⸗ 
tenden aufflärenden Note an der Börfe nur einigen Sapitaliften und Bant: 
häuſern belannt gegeben worden ift, erflärt die Laiferlicde Regierung zur 
Vermeidung jeder künftigen Ziweideutigteit und in der Abficht, ein für alle 
Mat beftimmte, endgiltige Erläuterungen abzugeben, Yolgendes: 1) Bom 6. 
Ditober ds. %8. angefangen, werden die Zinjen und die Amortifirung der 
inneren und äußeren Staatsjhuld für die Dauer von fünf Jahren auf die 

Ifte reduzirt. 2) Die Bezahlung der Coupons erfolgt in ber Weife, daB 
eine Hälfte baar, die andere Hälfte in Schuldtiteln, weldye 5 Procent Zinſen 
tragen, bezahlt wird. Die fünfprozentigen Zinfen auf die neuen —* 
wer gleichzeitig mit der erſten Hälfte der Coupons an den alltagen 
baar bezahlt. 3) Die Garantien für die unverkürzte Baarbezahlung der erften 
Gouponhälfte, ſowie der obgedachten fünfprogentigen Zinjen auf die neuen 
Schuldtitel beftehen in den gefammten Zolleintünften, in den Eirmahmen für 
Tabak und Salz, ſowie in dem von Aegypten zu zahlenden Tribut. Sollten 
dieje Garantien ungenügend fein, jo werden diefelben noch durch die Hammel» 
fteuer ergänzt werden. 4) Sollte nach Ablauf obgebadter 5 Jahre die in 
ein 5 Procent Zinjen tragendes Kapital umgewandelte Couponhälfte nicht 
zurückbezahlt worden fein, jo foll eine neue Geifeslängerung bis zur dem: 
nächftigen vollftändigen Tilgung der inneren Schuld Platz greifen, deren Ga⸗ 
tantien mit diefem Zeitpunkte wieder frei werden und dann zur vollſtändigen 
Rückzahlung ber gedachten fünfprocentigen Zinjen und der Amortifation vers 
wendet werden follen.” 


10. Oftober. (Serbien.) Stupfchtina: Der neue Minifter- 
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präfident Kaljewitich führt das Minifteriun bei derjelben mit fol- 
gender Rede ein: ' 


„Brüder! Wir Alle kennen die Verhältnifie, in welchen wir und be- 
finden. Die Schwierigkeit der Lage würde viel größeren Kräften, ala es die 
unjerigen find, night geftatten, zu viel Selbftvertrauen zu hegen. Die Heilig: 
teit der patriotifchen Pflicht aber erhöht in folcden Momenten die Entichlofien- 
beit des Willen? und flößt eine Kraft ein, die fich durch bie Einheit des 
allgemeinen Volksbewußtſeins und Gefühles erwärmt und fteigert. In fol: 
hen Momenten die Ehre und Würde Serbiens, unſeres theuren Baterlandes, 
das die Hoffnung der leidenden Brüder ift, zu wahren, die ferbifchen Inte⸗ 

zefien zu os und für des Volkes Zukunft zu forgen — Dies ift unfer 

Aller Si t. Dieſe Pfliht muß er Aaber eine heilige Pflicht der fürftlichen 
Regierung betrachtet werden. Daher haben mir, ohne unjere Kräfte zu über: 
Ihäßen, bem fürftlichen Ruf zu folgen gewagt, indem wir uns einerſeits auf 
das koſtbare Bertrauen bes Fürſten ftügten, andererſeits aber auch auf euere 
patriotifche Unterjtügung redyneten. Die Bürde, die wir auf ung Iuben, ift 
groß; wern Ihr aber, geehrte Vertreter, ung helfet, diefelbe zu tragen, und 
zwar mit eben jolcher Entſchiedenheit, mit melcher wir fie übernahmen, dann 
tönnten wir geheinichaftlich Hoffen, dem Fürſten und Volke mit gehobenem 
Angefichte jagen zu können: „„Sie vertrauten und, und wir haben Sie nicht 
beihamt. Serbien und dag Serbenthum haben von und Das erhalten, was 
wir ifmen in biefen Zeiten geben konnten.““ Als Serben und aufrichtige 
Patrioten begegnen wir uns brüderlidh. Lafſet und mit vereinten Kräften 
für das Wohl und Glück der ferbiichen Nation und feines Fürſten Milan 
arbeiten. Dann kann noch mit Gottes Hilfe alle gut werben. Es lebe ber 
Fürſt! Es lebe die Nation!“ 


Die Skupſchtina begrüßt dieſe Anſprache mit dem Rufe: „Es 
lebe der Fürſt, es lebe die Nation!“ Miniſterpräſident Kaljewitſch 
ſtellt Reformen in Ausſicht: auf dem Gebiete des politiſchen, ökono⸗ 
miſchen, culturellen, finanziellen und adminiſtrativen Lebens, Ver⸗ 
vollftändigung der militäriſchen Organiſation und der Organiſation 
ber allgemeinen Wehrkraft, ernftliche Sicherung der perfünlichen Frei⸗ 
heit, freie Preſſe, Vereins- und Berfammlungsrecht und andere Öffent- 
liche Freiheiten, die in anderen Ländern fchon Tängft zum Gemein- 
gut geworden find. „Man muß nicht nur für fich, fondern auch 
für die Nachwelt arbeiten" — fügt Kaljewitfch unter allgemeinem 
Beifall Hinzu. 

Serbien hat inzwifchen ſchon unter dem Minifterium Riftitjch 
an ber Grenze gegen Bosnien 22,000 Mann Truppen und Milizen 
aufgeftellt und auch das neue Minifterium Kaljewitſch fährt fort, 
mit Eifer zu rüften. Die Öffentliche Meinung ift entjchieden über- 
wiegend für einen Eintritt Serbien in den Krieg gegen die Türken. 

15. Ottober. Die türkifche Regierung fieht fich doch genöthigt, 

_ zu erflären, daß ihre Banferott-Maßregel auf die von England und 
Frankreich garantirte Anleihe von 1855 feine Anwendung finde. 
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Für die volle und richtige Zinszahlung bezüglich diefer Anleihe ſoll 
vielmehr nach wie vor der ägyptiſche Tribut haften. 

Trotzdem trifft die Banferott-Maßregel hauptſächlich England 
und Frankreich, theilweife Defterreich und, wie eg heißt, namentlich 
auch den Papft, der große Summen jeines Peterspfennigs, theils 
um der hoben Zinfen willen, theils um diefelben nicht ben libe- 
ralen Regierungen zu Gute fommen zu laflen, in Türkenlooſen an= 
gelegt haben foll. 

15. Oftober. (Herzegowina und Bosnien.) Der Großvezier 
erläßt geftüßt auf die rade des Sultans vom 2, Oft. ein Reform- 
Manifeit, dag Server Paſcha für die Herzegowina und Bosnien 
durch folgende Proclamation verkündet: | 


„zZanfimat an alle Eivilbeamten im bosniichen Bilajet! In den Sands 
ſchaks, Kadiluts und einzelnen Orten werden vom 1.März 1876 an ſämmt⸗ 
—* ne der Chefs ber Behörden neu beſetzt. Die Zehntfleuer wird ab» 
geſchafft. Da es jedoch geichegen fünute, dat die neuen hierauf bezüglichen 
Beitimmungen nicht früher ins Leben treten würden, ala in ber zweiten 

Ifte des nächiten Jahres, mährend welcher Zeit eine neue Ernte auf den 

(dern ftände, wird für diefen Fall Folgendes angeordnet: Die Steuerpächter 

ben wie bisher die ‚Menge ber Frucht auf dem Felde feitzuftellen, jedoch 
muß das mit thunlichiter Beichleunigung geichehen, in einzelnen Gemeinden 
binnen fünf, in Bezirken binnen zehn Tagen, anjonft der Eigenthümer des 
Feldes dad Recht Hut, unter Intervention des Vorflandes feiner Gemeinde 
die Fechſung feiner Ernte fofort vorzunehmen ; desgleichen ift Die Conſcription 
bes Viehes behufs der Beiteuerung jedes Mal im Stalle des Eigenthümers 
borzunegmen und nicht auf der allgemeinen Hutweide, mo Irrungen leicht 
vorlommen können. Dawiderhandelnde werden unnachfichtlich beftraft. Alle 
Antertbanen des Kaiſers können ihren Cultus frei ausüben, ihren Gottes⸗ 
dienft nach ihrer Art halten, unter volllommener Gewähr, daß fie darin nicht 
geftört werden, Im Falle dennoch Störungen hier und ba vorkommen follten, 
werden bie Schuldigen ftrengftens beftraft. Die Chefs der Bezirke haben bie 
einlaufenden Einnahmen borerft auf die Bedürfnifje des Ortes ſelbſt zu vers 
wenden, namentlich für Unterrichtszwecke, und zwar find, mo feine Schulen 
beſtehen, folche zu errichten, und wo fie in Betreff des Raumes ber Zahl 
der Schüler nicht genügen, größere Räumlichkeiten zu beichaffen. Sehr wichtig 
find ferner die Geſetze und Beitimmungen, bie ala Richtſchnur für bie Verwal⸗ 
tungsorgane zu gelten Haben; die Kenntniß diefer Geſetze ift dem Volke eben 
fo nothiwendig, wie dem Beamten felbft, diefem um fich zu orientiren und 
jenem, um den Beamten zu controlicen. Da jedoch bisher keine Gejekaus- 
gabe in ferbifcher Sprache befteht, wurden bereit Anftalten getroffen, daß ber 
efammte „Deitur” (vollftändige Sammlungen der Berorbnungen für die 

rgane der türkischen Verwaltung, ſowie der landesgültigen Gefeke) aus bem 
Türkiſchen überfegt und zu jehr mäßigen Preifen bandweiſe allgemein ver⸗ 
kauft werde, welchen Verkauf ber jeweilige Chef der Ortsbehörde zu vermitteln 
bat. Die Richter haben Jeden in feiner Sprache zu vernehmen und in ders 
‚ jelben Sprache dad Protocol zu führen und das Urtheil auazuftellen, bezie⸗ 
hungsweiſe die ſerbiſche Ueberſetzung zu veranlaffen, wo Serben und Türken 
zugleich vor dem Richter erfcheinen. Nichts darf mehr von ber Bevdlkerung 
erquirirt werden, felbft Pferde nicht für militärifche Transporte; gibt dieje 
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Semand freiwillig ber, fo Toll dafür eine entipxechende Entlohnung bezahlt 
werben. Auch die Zwangsremontirungen der Straßen durch die Bevolkerung 
dürfen nicht mehr ftattfinden; jeder Ort hat für feine Straßen in der ihm 
zugebörenden Umgebung zu Jorgen und dazu fo viele Tage zu verwenden, 
als er für nothwendig findet. Als Gendarmen dürfen nur fi) wohlverhal⸗ 
tende Soldaten, die in der Armee und Reſerve ihre Dienſtzeit voll ausgedient 
haben, verwandt werden. Sie müſſen ausſchließlich und gewifſenhaft dem 
Gemeinwohl dienen, Schu und Stüße ber Bevölkerung fein und können 
daher auf feinen Fall mehr zum Einfammeln der Steuern verwandt iverben. 
Dafür werden eigene vertrauenswürdige Organe beftellt (Tehsildari), die am 
1. März des nächften Jahres ihren Dienft antreten werden. Wenn Jemand 
vom Beg Boden miethet, um ihn zu bebauen, wird darüber von der Behörde 
unentgeltich ein Contract ausgeſtellt nach $ 11 des hierauf bezüglichen Ge: 
fees vom Jahr 1276, wodurch die Rajahs vor Bebrüdung von Seiten ber 
Begs bewahrt werden. Bei der Vilnjetö-Regierung wird ein großer Rath 
beftehen, in welchem Männer aus dem ganzen Lande dem Bali Bericht er: 
—* werden über den Zuſtand des Landes, und zwar ſchriftlich mit Ver⸗ 
chweigung ihrer Namen, wo es nothwendig erſcheint. Auf Grund dieſer 
Berichte wird jedes Unrecht geahndet, und wo der Rath die endgültige Ent⸗ 
ſcheidung nicht treffen kann, wird fie dem Vilajets⸗Gericht zur Entſcheidung 
übertragen. Ferner wurde ein jehr ehrenwerther Dann, ber einem der her 
dorragenditen chriftlichen Adelögeichlechter im Lande angehört, zum Adlatus 
des Dali ernannt. Schließlich wird allgemein fund gethan, daß eine aller: 
höchfte Berfügung des Sultans ſtreng verbietet, Jemanden von Sr. Majeftät 
Unterthanen zu beleidigen, ihm irgend einen Schaden zuzufügen ; benn fie 
genießen alle zu jeder Zeit und an allen Orten bie gleichen Rechte, welchen 
Glaubens fie auch feien. Ebenſo wird Jeder exemplariſch ftreng beftraft, 
der gegen bie Beitimmungen dieſes Tanſimats handelt.” 

16. Oltober. (Aegypten) Ein Dekret des Khedive bringt 
die neuen Gejete, welche die bisherige Confular-Gerichtsbarfeit der 
verfchiedenen in Aegypten vertretenen fremden Nationen erjeten follen, 
in arabifcher, franzöfiicher und italienischer Sprache zur allgemeinen 
Kenntniß. Diefelben umfafjen das Civil», Handela-, See-, Straf: 
und Griminalrecht und follen unter Aufhebung aller bisherigen Ge⸗ 
feßbeftimmungen am 18. Oftober in Kraft treten. Ein Rundfchreiben 
Nubar Pafcha’3 verichiebt indeß den Beginn der Thätigkeit der neuen 
Gericht3Höfe noch einmal big zum 1. Sanuar: 1876, um Frankreich 
Zeit zu laſſen, fi) zu erklären, doch mit dem Beifügen, der neue 
Zermin bleibe nunmehr feit, wie fich auch Frankreich ſchließlich ent⸗ 
fcheiden möge. 

17. Oktober. (Serbien.) Zer Fürſt feiert feine VBermählung 
mit ber ruffiicden Fürftin Moruſi. Die Kaiſer von Rußland und 
Defterreich laſſen fich dabei durch Specialgefandte vertreten. 

20. Oftober. Der Großvezier Mahmud Pafcha erläßt über Die 
vom Sultan bejchloflenen Reformen folgendes Manifeſt an ſämmt⸗ 
liche Beamte des Reiches: 

„Se. Majeftät unſer allergnädigfter Sultan läßt jedem feiner treuen 
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Untertdanen Recht und Huld wiederfahren. Davon find aber alle jene aus: 
enommen, welche die Bevölterung zum Xreubruche gegen ihren oberften 
ern verleiten, ſowie jene, die fich verleiten lafien. Bi bie übrigen, die 
treu verharren in ihrer Unterthanenpflicht und bie als zubige Feldbauer 
leben, eröffnet ſich in Folge dieſer allerhöchſten Verfügung Weg des 
Rechtes und das Füllhorn der Gnaden. Auf Bar Str. Majeftät des Sul» 
tans und unter unmittelbarer Aufficht des Großvezirs wird fofort in ben 
Ländern bie Viertelſteuer abgeichafft. Ferner werden allen Landwirthen und 
anderen Steuerpflichtigen die fämmtlichen Steuerrefte nachgelafjen und Jeden: 
ber Steuerbogen verabfolgt, damit er ihn vernichte, was allgemein und öffent- 
lich befannt zu machen ift. Ausgenommen find die Begs, die Steuerpächter 
und bie Reihen im Lande. Soweit dieje etwas an die Staatzcafien ſchul⸗ 
den, müflen fie e8 unbedingt berichtigen. Ferner wirb dad Doll in ben 
Dilajet3-Regierungen vertreten fein. Es wird feine beiten und geachtetften 
Männer wählen, und dieſe werben neben den türkiſchen Gouverneuren in 
dem Berwaltungsrathe ve, und Stimme haben, jo bat ohne ihre Zuſtim⸗ 
mung nicht? gefcheben darf. Einmal im Jahre werben diefe Vilajets-Regie⸗ 
zungen eine allgemeine große Berfammlung einberufen, an welcher aus jedem 
Drte im Lande ein Bertrauengmann Theil nehmen kann, um bier feine Be: 
ſchwerden vorzubringen und feine Stimme vernehmen zu lafien über das, 
was er für zweckdienlich Hält zur Hebung der Wohlfahrt und des Glückes 
ber Bevölkerung. Diele Berfammlung wird auch darüber beflimmen, was 
für Steuern und Abgaben auferlegt werben jollen; und dieſe bürfen niemals 
ander? als in der gefeplichen Weile eingezogen werden, wozu eigene Beamte 
zu beftellen find, bie ſich über ihr Thun und Lafien verantivorten müffen. 
Zur Belräftigung aller diefer Anordnungen ift ein kaiſerliches Irade heraus: 
‘gegeben worden, das nach dem Willen Sr. Majeität unſeres allergnädigften 
errſchers überall verfündigt und ftreng befolgt werben muß. So gebe Gott 
der Allmäcdhtige unferem erhabenen ereiher ein langes Leben und dem Volle 
Glück und Segen, damit die ihm allechöchft bewilligten Wohlthaten zu feinem 
Gebeiben gerathen.” “ 

29. Oktober. (Serbien.) Stupfchtina: vertagt fih auf vier 
Wochen, beichließt jedoch, für die Zwiſchenzeit einen permanenten 
Ausſchuß von 17 Mitgliedern zurüdzulafien, um die Regierung zu 
überwachen. 

30. Oktober. Die Pforte erläßt ein Geſetz betr. die von ihr 
bejchloffene Reduction der Zinfen der Staatsfchuld. Dasfelbe be- 
ftimmt im Wejentlichen : 

„88 werben in Höhe von 35 Millionen Pfund Titel ausgegeben, welche 
mit 5 Procent jährlich zu verzinfen find und vom 1. Januar 1887 an im 
Verhältnig dom 1 Procent jährlich im Ziehungswege amortifirt werden 
ollen. Dieſe Titel werden von dem Finonzminifter unterzeichnet und mit 

m Bifo eines zu diefem Behuf von den Syndifaten ernannten Delegirten 
oder der Dttoman:Bant verfehen. Sie find in Hirtiigen, englijcher unb frans 
zöſiſcher Sprache audgeftellt und müfjen von den Staatzcafjen und öffent: 
lichen Bertvaltungen mit gleichem Nechte, wie die Staatsfchuldverfchreibungen, 
ald Kaution angenommen werben. Diefe 35 Mill. Pfund werden in fünf 
Serien von je 7 Millionen getheilt, deren jede einen der fünf jahre ent: 
Iprechen foll, während welcher Die Zinfen halb in Silber und Halb in Papier 
geleiftet werben follen. Die Berzinfung biefer neuen Titel ift durch biefelben 
Garantien gededt, welche durch die baar zu zahlende Hälfte geboten find. . 
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30. Oktober. (Aegypten.) Die Truppen des Khedive rüden 
in Abeffinien ein. 

Small Paſcha Hatte Schon längſt und zumal feit dem Abzuge ber 
Engländer jein un auf — geworfen. Solange indeß noch bie Der: 
widlungen mit Darfur ze. im Gange waren, konnten 2 der Khedive und 
feine Minifter allerdings nicht ernfthaft mit diefem Plane beichäftigen, ſobald 
fe aber einmal durch die Anterwerfung bes Königd von Darfur freie gr 

elommen Hatten, wandten fie der Sache wieder ihre ungeichmälerte Auf: 
merkſamkeit Vor ungefähr zwei Monaten ſchickte es ſich nun fo, daß 
wieder ein Mal abeſſiniſche Soldaten, welche Ar Haufe feinen Sold erhalten 
Hatten, einen Einfall auf mohamebanifches Gebiet unternahmen. Das war 
zwar nur ein Sreigniß, wie e3 fich ſeit fahren faft in jedem Monat wieder⸗ 
holt, aber biegmal fam es der egyptiichen Regierung jehr gelegen und fie 
ſchickte ſofort eine größere Truppenmadt ab, um bie geichefene Unbill zu 
rächen, d. h. ein möglichlt großes Stüd von Abeifinien zu erobern. Eine 
leichte Sache wird es für Aegypten übrigens nicht fein. Der og. König 
Johannes befit kaum einen Schatten von Macht, die verichiedenen Pros 
vinzen des Landes bekämpfen fich feit Jahren mit leidenſchaftlicher Erbitte⸗ 
zung und mindeſtens ein Dutzend eingeborner Herzöge ringt unter einander, 
um die höchfte Gewalt oder richtiger, um ben Zöniglichen Titel. Der Parteis 
bader ift jo uralt, daß jelbft dad Anrüden aegyptiſcher Truppen ihn nicht 
ſchlichten konnte und jo mag es den Aegyptern allerdingß eine große Mühe 
foften, in Fuß im Lande zu faffen. Aber eine dauernde Delehung des⸗ 
ſelben iſt bei der Natur desſelben erfahrungsgemäß eine ſchwierige Sache und 
wird den Aegyptern kaum ſo bald gelingen. 


2. November. Die drei Oſtmächte haben feit dem Mißlin⸗ 
gen ihrer erften Vermittlungsverfuche zwischen der Pforte und den 
Aufftändifchen in der Herzegowina unter fich weiter verhandelt, um 
durch gemeinfame Schritte den ausgebrochenen Brand zu eritiden 
und einen förmlichen Wiederausbruch der orientalifchen Frage zu 
verhüten. Rußland überläßt dabei die leitende Rolle Defterreich und 
alle drei Haben fich über eine gemeinfame, aus der Feder Andrafiy’s 
ftammende Note geeinigt, welche die Forderungen der Mächte an bie 
Pforte präcifirt. Dieſe Note iſt nunmehr bereit? in ben Händen der 
betreffenden Botichafter in Konftantinopel, Tann aber zunächlt wegen 
plößlicher Krankheit des Großvezierd nicht übergeben werden. 

11. November. (Herzegowina.) Die Lage der Türken if 
eine nichts weniger als befriedigende. Die Infurgenten haben in 
letzter Zeit über biefelben auf verjchiedenen Punkten erhebliche Vor⸗ 
teile bavon getragen. Dagegen berrjcht unter den Infurgenten 
ſelbſt keineswegs große Eintracht: die Parteigänger Montenegro’3 
und Serbiens befämpfen fich bald offen bald geheim mit großem 
Eifer und auch zwiſchen den Heinen Höfen von Belgrad und Cettinje 
waltet eine entfchiedene Spannung. 

12. November. Die Pforte läßt fich endlich dazu herbei, ihre 
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an ber ferbifchen Grenze angehäuften Truppen zurückzuziehen, worauf 
Serbien dasfelbe thut. Inzwiſchen hat auch Montenegro einige tau= 
fend Mann Truppen auf den Beinen, angeblich um die Grenze gegen 
allfällige Verlegungen zu ſchützen. Die Pforte remonftrirt bei den 
Mächten nachdrüdlich gegen die Haltung ſowohl Serbien? ala Mon- 
tenegro’8 und fo viel ift in der That außer Zweifel, daß der Kern 
der Anfurgenten mehr und mehr aus Freiwilligen aus Montenegro 
und Serbien befteht und daß die eigentliche Gefahr darin liegt, daß 
beide offen in den Kampf eintreten möchten. Die Mächte geben fich 
indeß große Mühe, Montenegro und Serbien von einem ſolchen ver- 
hängnißvollen Schritte zurüdzubalten, während die Bevdlferungen 
beider Fürftenthlimer augenfcheinlic” dazu geneigt uud bereit find, 
und ihre Fürften dahin zu drängen fuchen. 

24. November. Die drei Oftmächte gewähren der Pforte auf 
das dringende Erſuchen de Minifters de Auswärtigen, Rafchid 
Pafcha, neuerdings einen Auffchub bezüglich der Uebergabe ihrer 
Forderungen, um ber Pforte weiter Zeit zu laſſen, die herzegowiniſch- 
bognifche Trage wo möglich aus eigener Snitiative zu Ldfen. 

25. November. (Aegypten.) England kauft dem Khedive die 
noch in feinen Händen befindlichen Suezcanal-Actien ab und legt 
dadurch deutlich an den Tag, daß es die Türkei ſeinerſeits jo ziem- 
. Tich aufgegeben hat, dagegem entjchloffen ift, fich den Seeweg nad) 
Dftindien für alle Fälle zu fichern (ſ. England). 

Ende November. Die Pforten-Regierung befindet fich in den 
größten Finanzmifere, da die zahlreichen Truppen im Norden große 
Summen verjchlingen, während von einem größeren Anlehen in Eu= 
ropa feit der Finanzmaßregel von 6. Oktober feine Rede mehr fein 
fann und nur noch Kleinere Vorſchüfſſe zu den drüdenditen Beding- 
ungen in Konftantinopel ſelbſt möglich find. Die Beamten erhalten 
bereit3 größtentheil® feinen Gehalt mehr, die Truppen feinen Sold, 
worunter die Digciplin der leßteren nothiwendig leiden muß. 


— November. (Aegypten.) Die ägyptifchen Truppen erleiden 
in Abeffinien eine fchwere Schlappe. Munzinger Paſcha fällt. 


14. Dezember. Um den Forderungen der drei Kaifermächte 
juborzufommen und berjelben die Spite abzubrechen, erläßt ber 
Sultan aus eigener Snitiative eine Reform-Irade nicht bloß und 
nicht ſowohl für die Herzegowina und Bosnien, jondern für das 
ganze Reich. 
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Diefelbe beginnt mit einer kurzen philoſophiſchen Einleitung über die 
Aufgaben der „civilifirten Staaten Europas“, bezeichnet bie Ziele, bie ber 
Sultan feit feiner Thronbefteigung befolgt, und — bann aus, daß „um 
diefe Abfichten noch Bonmanbiger zu erreichen“, berfelbe befchlofien hat, alle 
feine Untertfanen „mit öffent! —— und Reformen zu bedenken, 

jeeignet, vollftändig das ffentli ertrauen zu beruhigen.” Es follen das 
Be eigene Maßregeln zur Verhandlung kommen: Die Gerichte follen von 
Einmiſchung ber Abminifteatiogeralt unabhängig and bie Richter unabs 
ſetzbar fein, „auögenommen Abſehung aus berechtigtem Grunde.” Zus Eine 
zelne eingehend, führt num bie Jrade aus: 

„Die Befugniffe der Präfidentichaft des Cafſationshofes, welcher über 
allen Rizamie-⸗Gerichten (civilen, correftionellen, criminalen) fteht, werben 
von denjenigen unfere® Juſtizminiſteriums getrennt. Die zwei Abtheilungen 
dieſes Hofes werben einen erſten Präfidenten und einen Bice-Bräfidenten 
gaben. Gleichzeitig werden der Appellhof und das Handelägericht mit Unferm 
Juſtizminiſterium vereinigt werben, was dem Handelsminiſterium geftatten 
wieb, fi} ganz der Entwidlung alles deſſen zu widmen, wwa8 Handel und 
Induſtrie und den Aderbau intereffizt. Zu dieſem Zivede wird ber zu 
Unferm Hohen Juſtizhof beigezogene Appellhof alle Befugniffe des Handels: 
Appellationägerighte, inte jene bed Griminalgerichtö in fid) vereinigen. Gr 
wirb in Folge beffen aus drei Kammern beftehen, welche ben correklionellen, 
bürgerlichen und Hanbelögefchäften entipredden. Man wird bie Präfidenten 
und Ri J Biel jo eingerichteten ee ge Fi br tion fe 
in tt von Ne en" ralle gefeplich erforberli ing» 


ungen in ſich vere Weile wird man bie Givilgerichte 
erfter Inſtanz umär n. Jedem ber Mitglieder biefer Höfe 
und Gerichte, bie ı Meberlegung au exrichten find, wird 
ein faiferlicher Bera egen die Al Tegbateit außer in a 
lich vorgefehenen Zi n wird in gleicher Weife ein Regle⸗ 
ment ausarbeiten den Fall bes Rücteittö feftftellen 
wird... In der 9 y Mißtrauen don Seite bes Publis 
tums mit Bezug au Zufammenjegung biefer Tribunale 


zu befeitigen und fie gegen jede Einwirkung und Einflußnahme ber Verwal ⸗ 
tung ficher zu fielen, verorbnen Wir ausdrücklich wie folgt: Alle unfere 
Untertdanen haben das Recht, jelbft die Richter und mufelmännifchen und 
nichtmufelmänmifejen Mitglieder ſowohl der genannten Gerichte ala die Ver⸗ 
kumgsrätfe ber Provinzen zu wählen. EM Folge defien werben genaue 
Infteuftionen in alle Provinzen des Kaiſerreichs mit Bezug auf bie Enid. 
tung biefer Tribunale und alte und die nachfolgend feftgeießte Art ihrer 
ufammenfegung ergehen. Die Naibs, welche fi) in den Hauptorten der 
Bilajets befinden, werben den Poften von Präfidenten ber Appellhöfe dieſer 
Hauptorte einnemen. Die Präfidenten der Eivil- und Criminalgerichte in 
den Hauptorten der Sandjaks und ber Cazas werden aus den Küyeen 
Perfonen gewählt werden. Die Prüfung ber von den Gerichtähöfen bed Gheris 
den Sanbjat und Cazas gefällten Uxtheile wird ebenfo den Naib der ha 
orte ber Bilnjets überlafen, Indem die Einrichtung ber Gerichtshofe als 
Hauptzweck hat, die Garantien der Sicherheit für die Mechte der jonen 
zu centralifiren, werben die Progefe unferer mufelmännifchen Unterthanen 
mit unferen chriſtlichen und anderen nicht mufelmännifcen Untertanen eben 
fo tie bie Progefle unferer eiftlien Unterthanen untereinander oder mit 
unferen Unterthanen, die anderen nicht muſelmänniſchen Glaubensbefennts 
niffen angehören, unb bie Progefie Diefer Leßteren untereinander, den Gerichts 
Höfen Nizamie (Civil, Zuchtpoligei, Eriminals&erichtshdfe) anheimgeftellt. 
Man foll die Gejepe und das Verfahren bei diefen Gerichtehdfen nach unferen 
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taiferlichen Decreten veroollftänbigen unb in ber Lürzeften Friſt ins Wert 


Nachdem bie Irade ben Gru ellt, daß die Strafe der 
—* des —* — ea Frl ber hs Seieh ae 
befien voller Strenge beitraft werben joll, gebt fie zur Steuerfrage über: 
‚Einer der wichtigfien tte des Grun — das die Rechte 


— Aus⸗ 
maßes in den Steuern und Sinten bes S ebenfo wie in hebung 

nad einem billigen Modus. Es ifl ah. eh ie allgemeinen Einnahmen 
bed Staatsſch de, im a Reben müflen zu ben abminiftrativen unb 
militärifchen aben, und man alle Mittel ausfindig machen muß, 
bie —5 e —— nach Maßgabe der Entwicklung ber Reich⸗ 
thümer des bes und ber ee n Wo tabrt au ae Aber man 


——— hat ein abnormes Ren e in ber Eintreibung und Ber: 
theilung ber rührt wir befehlen he 
bie er Steuern au made und fofort in Kraft zu ſetzen, jo daß ben Böllern 
Neiches durch eine gerechte proportionale Vertheilung in ae 
verieft, ne werde, ohne daß die Iegitimen Intereſſen bes Stantöihepes ge 
jagrbet werben. Abgeſehen von ber Aufhebung bes fupplementären 
Zehents, die jüngft becretirt wurde, follen noch weiter wirkſame Da 
on getxoffen werden, um die Willtür im ber Einhebung des Zehents 
ie DA er zu befeitigen und gleichzeitig zu hindern, daß weber unferer 
* * völferung noch dem kaiſerlichen Schatze ein Schaden zugefügt 
werde. Da bie Einhebung ber direkt von unſeren Unterthanen geyahlten 
Steuern in ben Provinzen ben ties (Bendarmen) anvertraut war, und 
ba diefer Modus heute ala ein Mißbrauch anerkannt wurde, befehlen wir, 
bah bie Polizei fi nit in Die Einhebung der Steuern zu milchen habe, 
man hiezu Einnehmer bezeichne, die aus ber mujelmännijchen und 
—*X —A— — Bevolkerung von dieſen ſelbſt gewählt werden. Das 
iſt in dieſem Betracht unſer feſter kaiſerlicher Wille; man wird ohne Verzug 
ur Ausführung dieſer Maßregel ſchreiten. — Unter ben Fragen, meiche bi bie 
Snler en unferer Unterthanen berühren, bietet fich jene ber Reform bar 
n ben Befigtiteln des unbeiveglichen Eigenthums einzuführen ifl. Die 
—* Srung diefer Titel, welche in —A Weiſe in ‚unferer Hauptſtabt 
und in den Frorinzen burige eführt wird, und der Mangel an Titeln haben 
zur ei die Tribunale mit Arbeit zu überbürden, twierigleiten unb 
Ei act zum —3— ber Bevdlkerung zu verurjachen und den Werth der 
mo — Ast ni Nebelftänden abzuhelfen, werben bie 
Titel aller un en en u welcher Gategorie fie auch gehören 
mögen, fortan —F eßlich nn "die eral⸗Direction ber Archive 38 
folgt werden. Ein ———— Programm wird zu dem Zwecke vo 
werden, das Eigenthumsrecht aller unſerer nterder zu ſichern. Ei Ba 
beftänbigen, ZU uns —5 — müffen das Leben, die Güter und bie Ehre aller 
unferet gefichert fein und muß diejes giel Dauptfächlich m mittels 
Polizei ht werben. Demgemäß werben die Zaptieg aus ben ehr: 
öen Seiten De werden, we ci * Vertrauen der Bewohner einer 
jeben Ortichaft geniehen. Die Maßregeln bezüglich ihres MWirku ötreifes 
werben — in’ Allan geiegt werden. Da ber Fortf der Civiliſation 
in unſerem R eich hen nfland aller unferer Wünf itug und ba fi 
der Reichthum eines Volles nur durch das Wohlbefi entwideln ann, 
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it es Pflicht der Behörden, unfere Unterthanen mit jedem Zwang und jebem 
Mißbrauch, wie der veratoriichen Anorbnung von Frohnarbeiten, zu ver⸗ 
ſchonen, die bereit# im Princip ginlid unterfagt if. Man Hat daher zu 
vermeiden, auß ber Beiftellun Leiftungen unferer Unterthanen für die 
öffentlichen Arbeiten eine Sache der Beration und ber Schädigung ſowohl 
für die Perfonen ala deren Intereſſen zu machen. In Folge deilen wird 
das mangelhafte Syſtem, welches in Kraft ſteht, reformirt und mit ver: 
mehrten Garantien umgeben werden. In Anbetracht ber Dringlichkeit, Maß⸗ 
regeln zu treffen, welche geeignet find, die Landiwirthichaft, die Induſtrie und 
ben Hanbel unſeres Reiches zu reformiren und zu entwickeln, verorbnen wir, 
baß bezüglich, dieſer Angelegenheiten befähigte und competente Leute zu Rathe 
ezogen und ihre —I unſerer kaiſerlichen Sanction unterbreitet werden. 
ſle Clafſen unſerer Unterthanen find in unſeren Augen und nach unſerem 
Rechtsgefühle auf dem Fuße einer vollſtändigen Gleichheit. Deßhalb beſtätigen 
wir auch die Gewalten, mit denen die Patriarchen und anderen geiſtlichen 
Oberhaͤupter in Bea auf die Gejchäfte ihrer reipektiven Gemeinden bekleidet 
find. In Gleihem betätigen wir in Bezug auf die freie Ausübung ihrer 
Culte die vorhandenen Privilegien und Immunitäten ber befagten Glaubens: 
genofenfaften. Man wird ihnen alle Erleichterungen gewähren für bie 
ndung und Erbauung ihrer Kirchen, Schulen und übrigen nationalen 
Gebäude. Alle Clafſen unſerer Unterthanen werden ſtets unbehinderten Zu- 
tritt zu allen Stellen und öffentlichen Aemtern haben nad) ihrem Berbienfte - 
und ihrer Yähigkeit; wir beftätigen die Zulafjung unferer nichtmohamedani⸗ 
fen Unterthanen, deren — und Fähigkeit anerkannt iſt, zu dieſen 
Aemtern. Die Steuer für die Befreiung vom Militärdienſte, welcher unſerer 
nichtmahomedaniſchen Unterthanen unterworfen find, wurde eingeführt ala 
eine Sompenfation für den effektiven Militärdienft, zu welchem unfere muſel⸗ 
männifchen Unterthanen herbeigegogen werden. Wir orbnen an, daß bie 
Bertheilung der befagten Steuer in ber Weife vorgenommen werde, daß alle 
diejenigen von: unferen Unterthanen nichtmufelmänniichen Glaubens, welche 
das Alter von 20 Jahren noch nicht erreicht oder das Alter von 40 Jahren 
überfchritten haben, ſowie die Kränklichen und Invaliden befreit feien bon 
diefer Steuerauflage. Man wirb darüber wachen, daß die gegenwärtig ein⸗ 
geführte Norm, welche die Steuern nach der Bevölkerungsziffer abiehäßt 

urch dieſe Maßregel nicht berührt, daf bie Steuer eingehoben werde na 
ber wirklichen Zahl der Steuerpflichtigen und daß, im Falle Die zahl der: 
felben fich vermehrt, auch die Eingänge bes Schatzes vermehrt werden; end» 
li daß bie Bedeckung nad dem erwähnten Steuerjchlüffel fih unter Mits 
wirkung der Steuerpflichtigen vollziehe. Ferner ſoll die gegenwärtige Abgabe . 
don 100 Pfund auf den Kopf für diejenigen Mufelmannen, die von dem 
Militärdienft befreit fein wollen, nad) beinlelben Grundſatze der Gleichheit 
auf 50 Pfund herabgeminbert werden. In gewiſſen Theilen unferes Reiches 
können unſere nichtmahomedaniſchen — nicht Grundeigenthümer 
werben und find beſchaͤftigt als ter. Fortan foll Teinerlei Unterfchied 
mebr beftehen zwiſchen unjeren Unterthanen, ſowohl in Bezug auf den Befig 
freigetoordener Zänbereien, welche vom Staate verfauft werben, als auf den 
Beih von Ländereien und Liegenſchaften, welche Private verkaufen. Folge⸗ 
richtig wird man den Nictmahomebanern auf Grundlage der vollftändigften 
Sleickeit dad gefebliche Recht der freien Verfügung über Srunbeigenthum 
zugeftehen. Die teftamentarifchen Beftimmungen unferer nichtmahrmebanijchen . 
Unterthanen in den Provinzen werben veipektirt werden; es wird nicht mehr 
geflakiet fein, fich einzumifchen in bie Vermogensverwaltung Minderjähriger 

urch ihre Vormünber.“ Bun 
Das Altenftüd ſchließt: „Alle diefe Verfügungen und Immunitäten, 


s 
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die unferem kaiſerlichen Willen entipringen, haben den Hauptzweck, das Wohl: 
befinden ber Bevölferungen zu vermehren, welche unferem fouveränen Willen 
unterworfen find. Die Größe, der Ruhm und die Sicherheit der Staaten 
tann nur aufrecht erhalten werben burch die Ehrlichkeit und Gerechtigkeit 
der Erecutivgetwalten, durch den Gehorfam Aller gegenüber den befte 
Geſetzen und durch bie von den Großen und von den Kleinen gewifienhaft 
ausgeführte Beachtung der Gerechtſame jedes Einzelnen. Alle Jene, welche 
in unferen Staaten gemäß dieſen Grundjägen handeln, werben Gegenftaud 
unferer kaiſerl. Gnade jein, und ebenfo werben Diejenigen, welche diefen Grund» 
ſatz en einer gerechten Strafe entgegengehen. Demgemäß verordnen wir 
auch, daß, nachdem fie unferer Sanction unterbreitet worden, eine Norm auf: 
geftellt iwerbe, nach we uns mit aller Gewißheit alle jene Aufichlü 
und alle jene berechtigten Keule mitgetheilt werden, die laut werden Lönnten, 
um eine Verlegung dieſer unjerer fouveränen Befehle oder Uebelthaten, we 
begangen werden, zur Anzeige zu bringen. Wir wollen gleichzeitig, daß, 
unabhängig von den Maßregeln, welche ergriffen werden, um bie ſtrenge Ein- 

Itung ber Geſetze zu verbürgen, man Reglements und Anftruftionen dor 

te über Die amtliche Thätigkeit der Valis, der Muteffarif3, der Kaima⸗ 

kams und aller Beamten, im Allgemeinen entiprechend unferen kaiſerli 
Befehlen. Wir wollen endlich, daß Allen befannt gemacht werde, daß 
Begünftigungen, welche wir mit Gegenmwärtigem oftroiren, nur Diejenigen 
theilhaftig werben, welche ihre Pflichten ald getxeue und loyale Unterthanen 
erfüllen, und daß Diejenigen, welche von diefem Wege abgewichen find, ber 
felben — — beraubt bleiben. Ihr, der Ihr unſer erlauchter Groß⸗ 
vezier ſeid, werdet dieſes ſouveräͤne Reſcript veröffentlichen und promulgiren, 
ſowohl in unſerer Hauptſtadt, als in allen Provinzen unſeres Reiches und 
werdet wachen darüber, daß alle nothwendigen Maßregeln ergriffen werden, 
um —A und nachdrückliche Ausführung der Befehle, Die es enthält, 
zu bo “ 


Die Irade macht ſowohl im Lande ſelbſt als in Europa nur 
einen fehr geringen Eindruck. Aus ihrem Wortlaut ſelbſt erhellt, 
wie entſetzlich ſowohl die Rechtszuſtände als die Perwaltungszuftände 
in den Provinzen des Reichs thatjächlich find. Die Verfprechungen, 
ihnen durch Reformen abzubelfen, find nicht? weniger ala neu, ſon⸗ 
dern vielmehr fchon wiederholt feit dem Krimkriege und zwar in ber 
allerfeierlichften Form gemacht, aber niemals gehalten worden. Auch 
jet wieder fteht ebendasfelbe zu gewärtigen und zwar um fo ficherer, 
ala gerade jeßt 3. B. die Yünftige Unabſetzbarkeit der Richter vorerft 
durch das gerade Gegentheil d. h. durch maflenhafte Abſetzungen 
angeblich unfähiger Richter eingeleitet und ftatt der verfprochenen 
Steuererleichterung gerade jet aus allen Provinzen über eine furcht⸗ 
bare Erhöhung des Steuerdruda geflagt wird, um nur die Truppen= 
fendungen nach dem Norden unb die Verpflegung derſelben bezahlen 
zu Lönnen und wenigſtens das erfte Mal die richtige Zahlung der 
Hälfte der Zinſen der Staatsfchuld auf den 1. Januar 1876 auf: 
jubringen. Es ift Har, daß ohne eine Garantie der Reformen ſeitens 
der Mächte diefe ganz werthlos find und thatfächlich alles im Alten 
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bleibt. Wenn aber die Mächte eine folche Garantie ihrerfeit? über- 
nehmen, fo Liegt eg auf der Hand, daß damit die orientalifche Frage 
neuerdings und in aller Yorm auf die Tagesordnung geſetzt und 
für die Türkei der Anfang des Endes eingetreten ift. 

16. Dezember. (Aegypten.) Der Khedive hat auch mit dem 
Sultan von Zanfibar angebunden, begnägt fich jedoch, dem bringen- 
den Berlangen Englands eutjprechend, mit einem erjten kleinen Er- 
folge und verftändigt fi) mit dem Sultan. 

18. Dezember. (Aegypten) Die finanzielle Lage des Khe— 
bive ift thatfächlich nicht viel befier als diejenige des Sultans und 
der Verkauf feiner Suezcanal-Xctien hat ihm nur eine momentane 
Hülfe gewährt. Unter Umftänden wäre aber vielleicht England ge- 
neigt, ihm auch weiter zu helfen. Der Khedive verlangt daher von 
der englifchen Regierung die Abfendung eines höheren Finanzbeamten, 
um die Lage feiner Yinanzen unparteiifch zu prüfen. England ent- 
fpricht dem Wunfche (|. England). 

20. Dezember. In Folge des Erlafles der Reform⸗Irade vom 
14. d. M. Seiten? des Sultans muß die urfprüngliche, immer noch 
nicht übergebene Note der drei Kaiſermächte modificirt werden und 
diejelben find denn auch darüber bereit in Unterhandlungen getreten. 

20. Dezember. Ein permanenter oberfter Rath conftituirt fich 
bei der Pforte mit der amtlichen Benennung „Ausführungs-Rath“ 
unter dem Vorfitz des Großvezierd. Derjelbe foll die Ausführung 
der neuen Reformen überwachen und bejteht aus allen Miniſtern 
und verfchiedenen chriftlichen und mufelmännifchen Yunctionären, 
darunter der Exbotſchafter in Paris, Ali Pafcha. 

20. Dezember. (Herzegowina.) Mufhtan Paſcha wird zum 
Obergeneral der türfifchen Truppen in der Herzegoivina ernannt 
und gebt fogleich dahin ab. Es ift dies nun fehon der dritte Wechjel 
im Oberceommando ber türfifchen Truppen feit dem Ausbruch der 
Inſurrektion; die Lage der Dinge bleibt jedoch im Wejentlichen in 
ber Herzegowina und in Bosnien immer bdiejelbe, wie zu Anfang 
ber Inſurrektion. 

30. Dezember. (Aegypten.) Die zweite Truppenfendung nad) 
Abeifinien, 6000 Mann, Yangt unter dem Befehl des Prinzen Haflan 
in Maflaua an. 

30. Dezember. Die drei Kaifermächte haben fich über den 
mobdiflcirten Wortlaut ihrer Note an die Pforte bez. der für bie 
Herzegowina und Boßnien Tpeciell zu fordernden Reformen geeinigt. 
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Der Entwurf des Grafen Andrafiy, wie er nunmehr von Rußland 
ſowohl als von Deutfchland angenommen ift und ben übrigen Groß⸗ 


mächten vorgelegt werden fol, Yautet: 

„Don Anbeginn ber Unruhen in der Herzegowina haben Die euro: 
päifchen Gabinette in ihrem Intereſſe an dem allgemeinen Frieden ihre Blide 
auf die Ereignifie richten müffen, welche denfelben zu gefährden drohten. 

Die drei Höfe von Oeſterreich: AUngarn, Rubland und Deutichland 
haben fi, nach einem Austauſch ihrer dießbezüglichen Anfichten, zu ge 
meinfamen Bemühungen behufs Friedensſtiftung vereinigt. 

„Zieler Zweck ſchien dem allgemeinen Wunfche zu ſehr zu entſprechen, 
al? daß die anderen Gabinette auf die Einladung, ſich durch ihre Bertreter 
in Konftantinopel demjelben anzufchließen, fich nicht beeilt Hätten, ihre Ans 
ftrengungen mit den unferigen zu verbinden. 

„Die Mächte haben fich ind Einvernehmen geieht, um allen ihnen 
Gebote ftehenden Einfluß zu dem Zwecke aufzubieten, den Kampf zu Locali: 
firen, fowie bie Gefahren und das Elend befjelben zu vermindern, indem fie 
Serbien und Montenegro verhinderten, fi) an der Beivegung zu beteiligen. 

„Ihre Sprache war um fo wirkfamer, ala fie identiſch war und da: 
her den feften Willen Europas befundete, keine Gefährdung des allgemeinen 
Friedens durch unbefonnene Meberftürzungen zu geftatten. 

„Die Gabinette haben überdies der türkifchen Regierung die guten 
Dienfte ihrer Eonfular-Agenten angeboten, um zu der Beſchwichtigung des 
Aufftandes mitzuwirken. In dem Berfolge diefer Aufgabe haben Be Sorge 
getragen, gleichermaßen jede Einmifchung zu vermeiden und die Würbe, die 
Rechte und die Autorität des Souveräng zu fchonen. 

„Die Delegirten durften fich nicht ala Enquäte:-Commiffion geberden, 
noch fih ala Advokaten der Wüntche der aufftändiichen Bevölkerung auf: 
werfen. Ihre Aufgabe war, der lebteren alle Seibfttäufchungen über eine 
Unterftüßung von auswärts zu benehmen und fie zu ermahnen, nad) Dar 
legung ihrer Wünfche und Klagen fich zu zerftreuen. Die Mächte behielten 
fid) nur vor, bei der türkiſchen Regierung diejenigen Forderungen der Auf: 
ftändifchen zu unterflühen, die bexechtigt befunden würden. ieſes zuvor⸗ 
kommende Verfahren der Cabinette bezeugte in genügender Weiſe die freund⸗ 
ſchaftliche Abſicht, welche fie bei Anbietung ihrer guten Dienſte geleitet hatte; 
es befundete, daß in ihren Augen eine vollſtändige Solidarität in den Inter: 
efien Europas, ber Pforte und der aufftändiichen Bevölferungen vorhanden 
war, um einem berberblichen und blutigen Kampf ein Ziel zu feken und 
durch ernfte Reformen und wirkſame Berbefierungen, welche die wa Be 
bürfniffe des Landes mit ben berechtigten forderungen der Autorität ver: 
föhnen würden, eine Wiederkehr beffelben zu verhüten. 

„Dies ift in wenigen Worten der gefchichtliche Verlauf des jeit dem 
Ausbruche des Aufftandes von den Mächten eingeichlagenen Verfahrens. 

„Die Cabinette Haben fich bis zum beutigen Tage vornehmlich von 
dem Wunſche leiten Lafien, Alles zu vermeiden, was als eine ve te Ein» 
miſchung Europas angejehen werden könnte. 

„In diefem Bedankengange haben ſich alle Gabinette darauf beichräntt, 
ber Regierung des Sultans den Rath zu geben, fich nicht an bloße militä- 
riſche abregeln zu balten, fondern darauf auözugehen, dad Uebel durch 

ei uch au befämpfen, welche zukünftigen NRubeflörungen vorzu⸗ 
mmt find. 

„Die Sabinette Hatten, indem fie jo handelten, die Abficht, ber Hohen 
Pforte die moralifche Unterftügung, deren fie bedurfte, zu leiften und außer: 
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dem die Zeit zur Beruhlgung ber Gemüther in den nufftänbiichen Provinzen 
zu getvähren, weil fie 4 der poffrum bingaben, daß jede Gefahr einer 
weiteren Verwicklung in in ite beit t jet. 

„Leider find ihre Hoffnungen getäuſcht worden. Einerſeits fcheinen 
die von ber Pforte veröffentlichten Reformen nicht die Beichtwichtigung des 
Volkes in den aufftändiichen Provinzen in? Auge gefaßt zu haben und au 
mich zur Erreichung des tweientlichen Zweckes zu genügen. Andererſeits i 
es den türkiichen Waffen nicht geglüdt, dem Aufftande ein Ziel zu jeken. 

„Unter diefen Umftänden glauben wir, daß der Augenblid für bie 
Mächte gekommen ift, fich über einen gemeinfam zu beichreitenden Weg zu 
einigen, auf welchem fie verhindern können, daß die Bewegung durch längere 
Tortdauer jchliehlich den Frieden Europas gefährde. 

„Ebenjo wie die anderen Mächte haben wir ben wohlwollenden Ab⸗ 
fichten, welche den jüngften Manifeſten des Sultans zu Grunde liegen, Bei⸗ 
fall gezollt. Der Irade vom 2. Oftober und der Ferman vom 12. December 
enthalten sine Reihe von Grundſätzen, welche in die Organifation des otto: 
manifchen Reiches al? Reformen eingeführt zu werden beftimmt find. 

„Dan darf annehmen, daß, wenn diefe Grundjäpe in weiſe gefaßte 
Gefekesbeftimmungen übertragen worden find und wenn vor Allem ihre 
praftiiche Handhabung volltommen den hellen Geſichtspunkten ihres Urſprungs 
entipricht, wirkliche Berbefjerungen in der türkiſchen Staatsverwaltung wer⸗ 
den erzielt werben. 

„Gleichwohl können wir und nicht verhehlen, daß die angekündigten 
Reformen nicht aus ſich allein Die Wirkung haben können, dem Blutvergießen 
in der Herzegotwina nnd in Bosnien auch nur für einen Augenblid Einhalt 
gu thun, und daß fie ebenfowenig dazu angethan find, die fünftige Ruhe 

iefer Theile des ottomanifchen Gebietes auf feften Unterlagen zu begründen. 

In der That, prüft man ben Juhalt bed Irade vom 2. Ortober 
und bes Vermand vom 12. Dezember, fo kann man nicht umhin, anzuerken⸗ 

ie Dr orte fid) mehr mit allgemeinen Grundfäßen, welche in 
beftimmter Fafſung der Neichsverivaltung zur Grundlage werden dienen kön⸗ 
nen, ala mit der Herftellung des Friedens in den heute im Aufftanbe be: 
findlichen Provinzen beichäftigt Hat. ' 

„Es Tiegt ganz beſonders im SInterefie ber ottomanifchen Regierung, 
daß dor Allem bie Seen bes Friedens gefichert tverde, denn bevor 

tich jein, die Reformen ins Leben treten zu 
lafien, welche bie Hohe Pforte lb proclamirt hat. 

An eit3 haben die anarchiſchen Zuftände, welche bie nordweſt⸗ 
lichen Feovingen ber Türkei verwüften, nicht nur Schwierigkeiten für die 
Hohe Pforte im Gefolge, es liegt in ihnen auch eine große Gefahr für den 
allgemeinen Frieden, und bie verfchiedenen Staaten Europa können nicht 
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dt werden müflen: erſtens auf moralifchem und zweitens auf materiellem 
iete - 


„In der That ift die materielle Lage der chriftliden Bevölkerung 
Bosniend und ber Herzegowina in letter Inſtanz nur don ihrer focialen 
und moraliſchen Stellung abhängig. 

„Wenn man die Urjacdhen der eigenthümlicien Lage, in der fich die 
De owina und Bosnien feit jo vielen Jahren befinden, einer eingehenden 

nterhuchung unterwirft, fo fällt glei von vornherein die beſonders feind» 
felige und argmöhnifche Gefinnung auf, von der Ehriften und Mahomedaner 
gegen einander bejeelt find. Dieſes allgemeine Mißtrauen war der haupt» 
jädhlichfte Grund, der es unſeren Abgelandten unmöglich” machte, den aufs 
ftändiichen ChHriften die Meberzeugung beizubringen, dab die türkiichen Bes 
börden den aufrichtigen Willen hätten, ihren Beichwerden Abhilfe zu fchaffen. 
Es giebt vielleicht feine Gegend ber europäifchen Zürfei, in welcher ber 
Gegeniag zwiſchen Kreuz und Halbmond fo fchroffe Formen angenommen 
hat. Diejer fanatifhe Hab und dieſes Mißtrauen müffen zum größten Theile 
der Nachbarichaft anderer Völker defielben Stammes zugeichrieben twerden, 
welche den vollen Genuß jener Religionzfreiheit befigen, deren fich die Chriften 
der Herzegowina und Bosniens beraubt ſehen. Die unabläffige Bergleichung 
bewirkt, daß fie den Eindrud befommen, unter dem Joche einer wahrhaften 
Knechtichaft zu fliehen, dak der Name Rejab ſogar fie in eine moraliſch 
niedrigere Stellung zu ihren Nachbarn zu bringen fcheint, daß fie fid mit 
Einem Worte ala Sklaven fühlen. 

„Mehr ala Einmal hat Europa ſich mit ihren Klagen zu beichäftigen 
gehabt, ſowie mit den Mitteln, denjelben Abhilfe zu Ichaffen. Ber Hat: 
gun von 1856 gehört zu den Früchten dieſer Thätigleit der Mächte. 

n den Feſtſetzungen dieſes Actes jelbft aber wird die Religiongfreiheit noch 
durch Clauſeln eingefchräntt, welche zumal in der Derzegomina und Bosnien 
mit einer Härte zur Anwendung gebracht wurden, die jedes Jahr neue Con⸗ 
flicte hervorrief. Der Bau ber dem öffentlichen Gottesdienfte, forwie dem 
Unterrichte geweihten Gebäude, ber Gebrauch der Glocken, die Bildung relis 
giöfer Genofienichaften finden fich in diefen Provinzen noch immer Hinber: 
niffen untertworfen, welche den Chriften ala ebenjo viele Erinnerungszeichen 
an den Eroberungskrieg ericheinen, welche fie in den Muſelmanen nur bie 
Feinde ihres Glauben? erbliden laffen, und den Eindrud vereiwigen, daß fie 
unter einem Joche leben, welches abzujchütteln man nicht nur das Recht, 
fondern auch die Pflicht habe. 

„Ter letzte Ferman berührt wohl diefen Punkt ber veligiöfen Freiheit 
ebenfo, wie es übrigens ſchon der Hatti-Scherif von 1839, ber Hat-Humayum 
von 1856 und andere Erläffe der Hohen Pforte gethan Hatten. Er beftätigt 
die Gewalten, mit denen die Patriarchen und anderen geiftligen Oberhäupter 
ir die Angelegenheiten ihrer Sprengel und für die freie Ausübung ihrer 

eligiongdienfte ausgerüftet find, aber ex ſetzt ihnen die ihnen verliehenen 
Rechte und Ermächtigungen zugleich ald Grenzen. Er veripricht auch Er: 
leichterungen für den Bau von Kirchen und Schulen, ein Verſprechen, das 
öfter als einmal in amtlichen Urkunden niedergelegt worden ift, aber das 
nicht zur Beruhigung beitragen kann, weil feine Erfüllung von ben Pros 
vincial-Behörben abhängt, welche unter dem Drude der Stimmung der Orts: 
bevölterungen dasſelbe nicht ins Werk ſetzen können, wenn nicht Grund⸗ 
ausdrücklich und laut ausgeſprochen wird. Der ſoeben erlafſene Ferman 

eht alſo keineswegs über dad Maß ber Sugeftänbuiffe bes et a 
binaus, welcher, wie ich e8 oben hervorgehoben Habe, die religidje Freiheit 
mit Einjchränfungen umgibt, bie im Laufe der legten Jahre zahlreiche Strei⸗ 
tigleiten hervorgerufen haben. Beichräntt, wie fie find, haben bie Zuge: 
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Pe um Die es fich handelt, niemals genügt, um die Chriften zu be: 
edigen. Umfoweniger wird dies heute ber Fall fein nach ben Ereigniffen, 
welche bad Land mit Blut benetzt und den MWiderftreit, ber bie beiden Glau⸗ 
bensformen trennt, nur a vergiftet Haben. Wenn ber Aufſtand erft erftickt 
fein wird, jo wird das mahomedanifche Element, ſich ala Sieger betrachtend, 
ohne Zweifel darauf ausgehen, fid_ an den Ehriften für Die Verlufte zu 
rächen, die ein fo heftiger Kampf ihnen auferlegt hat. Ein Zuftandb ber 
Dinge, der das Nebeneinanderwohnen von Theilen der Bevölkerung, bie fich 
eben noch mit jo viel Exbitterung befämpft haben, ermöglicht, kann alfo nur 
Dadurch gefichert werden, daß bie chriftliche Religion vor rechtswegen und 
thatſächlich auf den Fuß volllommenfter Gleichheit mit dem Islam geftellt 
wird, daß fie öffentlich anerfannt und geachtet nnd nicht nur, wie noch Heute, 
blos geduldet ift. Aus diefem Gruude müflen unferer Anficht nach die Gas 
zantiemächte die volle und ange religiödje Freiheit nicht nur fordern, fondern 
auch, ala da3 erite und — ſte Zugeftändniß, erlangen. 

„Die Gleichheit vor dem Geſetze ift ein ausdrüdlich in dem Hat-Hu- 
mayum verfündeter und durch die Geſetzgebung beitätigter Grundſatz. Es ift 
dies ohne Zweifel die Urſache, weßhalb die jüngften Erläfſe bes Sultans es 
unterlafjen haben, feiner zu erwähnen. Aber diefer Grundſatz, obgleich recht: 
lich giltig, wird doch noch nicht allgemein im ganzen Reiche angewendet. 
ThHatjächlich wird das Zeugni von Göriften gegen Mufelmanen an den Ge⸗ 
richtshöfen von Konftantinopel und den meiften anderen großen Städten zu: 
x affen, aber in einigen entfernten Provinzen, wie die Herzegowina und 

osnien, weigern ſich die Richter, feine Giltigkeit anzuerlennen. Es würde 
alfo darauf ankommen, praktiiche Maßregeln dafür zu ergreifen, daß bie 
EhHriften in der Zukunft nicht Juftigverweigerungen zu befürchten hätten. 

„Ein anderer Puuft, welcher dringend dev Abhilfe bedarf, ift die Ver⸗ 
pachtung ber Steuern. Schon der Hatti-Scherif von 1859 hat über diefes 
Syitem das Folgende gejagt: „Ein fchlimmer Gebrauch beiteht noch, obgleich 
derjelbe nur verderbliche Folgen haben Tann, nämlich die a Goncef: 
fionen, die mit dem Namen Iltizam bezeichnet werden. Nach diejem Syflem 
ift Die bürgerliche und financielle Verwaltung eines Ortes der Willkür eines 
einzelnen Menſchen überliefert, d. h. manchmal der eifernen Hand ber gewalt⸗ 
famften und Habgierigften Leidenichaften.“ 

„Und der Hat-Humayum von 1856 bejagt das folgende: „Man. wird 
auf die vafcheften und träftigften Mittel bedacht fein, um die Mißbräuche bei 
der Erhebung der Steuern, namentlich der Zehnten, abzuftellen. Das Syſtem 
ber direkten Erhebung fol nach und nach und jo bald als thunlich an bie 
Stelle ber Berpachtung in allen Zweigen der Staatäeinnahmen gefeßt werden.” 

„zroß diefer bündigen ärungen befteht das wer bacungäfoftem 
noch in feinem ganzen Umfange. Heute, ftellt Die Dee Pforte Reformen in 
diefer Richtung in Ausſicht, ohne jedoch näher darau einzugehen. Der Tyerman 
vom 12. Dec. bezeichnet von neuem das jet in Ausübung ftehende Syftem 
der SteuerEintreibung ala nicht in der Ordnung. Er ertheilt Weifung, 
einen Modus der Sleichmäßigkeit der Auflagen zu fuchen. Er befiehlt au, 
Maßregeln zu ergreifen, „um der Willtür bei der Eintreibung des Zehnten 
durch Vermittlung der Pächter zu fteuern;" aber ex hebt die Verpachtungs⸗ 
wirthichaft nicht auf. Will man daher dem Aufftande einen wefentlichen und 
nie Dr ae Nahrungsſto entziehen, jo ift einer der Punkte, die man 
von der Pforte verlangen muß, der, daß fie die Klare und beftimmte Erflä- 
zung gebe, baß ba? Syftem der Verpachtung der Steuern nicht bloß dem 

te nach, fondern auch thatjächlich für Bosnien und die Herzegowina ab: 
geſchafft ift, und es ift nöthig, daß diefe Maßregel unverzüglich in Ausfüh⸗ 
zung gebracht werde. 
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„Eine der Urſachen, welche die materiell fchon fo ſchwere Lafl ber 
Steuern in Bosnien und ber Heregoine noch ſchwerer machen, ift die, 
daß die Bewohner fich finanziell zum Vortheile bes Centrums aus ausge⸗ 
beutet glauben. Ste haben die eberzeugung, daß die Leiftung ber Abgaben 
keineswegs zur Beitreitung der Bedürfniffe der Provinz jelbft verwendet wird, 
ſondern dab die Geſammtheit der erhobenen Summen unverzüglicd nach Kon: 
ftantinopel geichielt wird, um dort zum Gebrauche der GentralsRegierung 
verwendet zu werben. 

„Es wäre daher nöthig, die Laft der Auflagen, welche die Provinz 

tragen Hat, moralifch zu erleichtern, wenn diefelbe erlangte, daß unbe 
abet befien, was die Unkoſten des Reiches erfordern, ein Theil bed Gr: 
trageß der von ber Provinz gezahlten Abgaben zu Verwendungen, bie ihren 
eigenen Intereſſen vortheilbatt wären, vorbehalten würbe. 

„Zu dieſem Zwecke müßte die Pforte erflären, daß der Ertrag der 
indireften Steuern, wie bisher, zu den Bedürfniffen des ganzen Reiches ver: 
wendet, bat dagegen die aus den directen Steuern fließenden Gelder in ber 
Provinz bleiben und ausſchließlich gu ine Beten verwendet werden wür⸗ 
den, um deren Hilfgquellen zu beben und ihre Wohlfahrt zu vermehren. 
Die Ausführung diejer Beftimmung müßte unter die Ueberwachung des ges 
wählten Ausſchuſſes, von dem im Verlaufe diefer Arbeit fogleich bie Rede 
fein wird, geftellt werden. 

„Die traurige Lage ber CHriften Bosnien? und der Herzegoiwina bes 
ruht zum großen Theil auf der Art des Berhältnifies, das zwiſchen ber 
Landbevölkerung und ben Srundbefitern befteht. Die wirihſchaftlichen Strei⸗ 
tigfeiten haben ad ftet3 einen beſonders erbitterten Charakter in bem Lande, 
wo die Glafje der Srundbefifer entweder ber Religion oder ber Nationalität 
nach von der Maſſe der Aderbauer verichieden ift; e Liegen nur zu viele Tyälle 
von leidenichaftlicden Kämpfen vor, welche Folge einer ſolchen Lage waren. 

„In den Provinzen, von denen hier die Rede ift, befindet fich faft 
die Geſammtheit der Grundbeſitze, die nicht dem Staate oder ben Mo 
angehören, in den Händen von Dlujelmanen, während die Aderbau:Bevöl: 
lerung aus Ghriften der beiden Riten befteht. Die Aderbaufrage wird daher 
noch urg den religidjen Gegenſatz verwickelt. 

„Nach der Unterdrückung des erſten Aufſtandes ber Begs von Boss: 
nien im Jahre 1851 wurde die Leibeigenſchaft aufgehoben; aber dieſe Maß⸗ 
regel bat, wie es in ſolchen Fällen häufig vorkommt, die Lage der Bauern 
nicht gebefiert, jondern nur noch verichlimmert. Sie werben don jenen nicht 
mehr ſchonend behandelt wie vordem. Heute hat man nichts mehr vor 
Augen, ald zwei mit einander im Kampfe liegende Jutereſſen und Religionen. 

„Bon dem Augenblide an, wo bie Abichaffung des feudalen Regi⸗ 
ment? die vormaligen Leibeigenen in Pächter oder Maier umgewandelt hatte, 
Haben die Hebergriffe der Eigenthümer zahlreiche tbeilweife oder allgemeine 
Aufftände Hervorgerufen. Als eine Bewegung diejer Art 1858 im Norden 
Bosnien? ausbrach, Hat die Pforte fich veranlakt gejehen, fi um die 
Zwitigleiten zu befümmern, die dazu Anlaß gegeben hatten. Abgeordnete 
von beiden Parteien wurden nach Konftantinopel berufen, und nach langen 
Berhandlungen, an welchen eine officiöfe Dazwiſchenkunft des Internuntius 
Sr. Majeität des Kaiſers und Königs Antheil hatte, ward ein Ferman de# 
Sultans erlangt, befien Anordnungen damals die Intereſſen der Tändlichen 
Befiger hinreichend zu befriedigen ſchienen. Diefer Ferman ift indeflen nie 
mals in Wirkſamkeit geſetzt worben. 

„Es würbe zu prüfen fein, ob einige Beftimmungen diefes Document? . 
nicht noch heute zum Ausgangspunkte für einen billigen Bergleich dienen 
Könnten, der geeignet wäre, bie Lage ber ländlichen Bevölkerung zu ver: 


— m — — — — — — — — 2* —— .. 


“we. wm CE: 


Bie ottemanniſche Pforte. (Dez. 30.) 511 


befiern, ober ob es fi aan möchte, den Staatsſchatz eintreten zu laſſen 
zur Erleichterung der Ausführung der Maßnahmen, welche zu dieſem Behufe 
zu treffen wären, ganz jo, wie dies vor etwa zivanzig Jahren in Bulgarien 
geſchehen ift, wo bie Grumblaften mittelft Ausgabe von Rentenbriefen, ſoge⸗ 
nannten Sehims, abgelöft worden find. Wir fühlen, daß die Aufgabe ſchwie⸗ 
rig ift und daß ihre Cölung nicht das Werk Eines Tages fein kann: aber 
wir glauben, dab e3 von Wichtigkeit ift, daran zu arbeiten, um daß Loos 
ber ländlichen Bevölkerung in Boßnien und in der Herzegowina zu ver» 
befiern und fo eine der offenen Wunden der gejellichaftlicden Zustände diefer 
Probingen zu Ichließen. Es würde uns nicht unmöglich jcheinen, eine Com⸗ 
ination zu finden, welche den Bauern geftattet, ftufenmweije und unter wenig 
läftigen Bedingungen unbebaute Landesparcellen zu erwerben, die der Staat 
m Berlaufe ftellen müßte. Wenn fie dann weiter den Wunſch haben, als 
ter den Grundbefih ihrer mufelmänniichen Landsleute zu bebauen, jo 
würden fie F und nach dazu kommen, ſelber ein kleines Grundſtück zu 
beſitzen, das ihnen eine gewiſſe Unabhängigkeit fichern und fie gegen Er- 
prefjungen fchügen würde. 

„Wenn man daran bentt, wie wenig Glauben bei ber — 
Bevölkerung die Verheißungen der Hohen Pforte finden, ſo kann man ſich 
nicht verhehlen, daß die. bekannt gemachten Reformpläne das erforderliche 
Vertrauen nur dann würden einflößen können, wenn man gleichzeitig eine 
Inſtitution Schaffen würde, welche eine fichere Bürgichaft für die ernftliche 
Durchfägrung diefer Reformen böte. Begnügt man fich, die Ausführung ben 
Provincial-Regierungen aneimgngeben, fo würde man nicht dazu gelangen, 
das Mißtrauen, von dem ich fpreche, zu überwinden. Es würde aljo eine 
Commiſſion von Notabeln des Landes einzufegen fein, beitehenb zur Hälfte 
aus Mufelmanen und zur Hälfte aus Ghriften, gewählt von den Einwoh—⸗ 
nern der Provinz, nach einem von der Hohen Pforte beftimmten Modus. 

„Ih habe hiemit die Punkte dargelegt, beren Anwendung in ben 
aufftändifchen Provinzen erlangt werden müßte, um fich ber gegründeten 
Hoffnung auf Tyriedenzftiftung hingeben zu können. Diele Punkte find: die 
volle und unverlürzte Relinionsfreiheit; die Abſchaffung der Verpachtung der 
Steuern; ein Gefeß, welches verbürgt, Daß der Ertrag ber direkten Steuern 
don Bosnien und der en zum Beiten ber Provinz jelbft, unter 
Aufficht der in dem Geilte des Fyermanz vom 12, Dezember eingeſetzten Or: 
gane verwendet werde; die Einjehung eines bejonderen Ausfehufes, der in 
gleicher Anzahl aus Mufelmanen und Ehriften befteht, um die Ausführung 
der don den Mächten vorgeichlagenen, ſowie der in dem Irade vom 2. Of: 
tober und im fyerman vom 12. Dezember verfündigten Reformen zu über: 
wachen; endlich die Verbefferung der wirthichaftlichen Lage ber Landesbevöl⸗ 
ferung. Die ir Punkte könnten und müßten unverzüglich durch bie Hobe 
—* eingeführt werden, der fünfte ſtufenweiſe und ſo bald wie irgend 
mögli 


ch. 

„Wenn, unabhängig von den Bedingungen, welche uns als die we⸗ 
fentlichiten erjcheinen, Bosnien und die Herzegowina noch die folgenden Re: 
formen erhalten, die in dem jüngjten Ferman angedeutet find: einen Pro⸗ 
bincialrath und Gerichtähöfe, Frei gewählt durch die Einwohner; die Unab- 

barkeit ber Richter: die Laienjuftiz; die perjönliche Freiheit; die Bürg⸗ 

ft gegen Mißhandlungen; die Umgeftaltung der Polizei, deren Berfahren 
o viele Klagen hervorgerufen hat; das Aufhören der Mißbräuche, zu welchen 
die Leiflungen von Arbeiten zum öffentlichen Ruben Anlaß geben; eine ges 
echte ar der Gebühren für Befreiung vom Militärdienfte; die dem 
Eigenthumsrechte zu gebenden Bürgjchaften: wenn alle diefe Reformen, in 
Betreff deren wir uns von ber Pforte Mitteilung erbitten, um davon feier 








512 Die ottomannifge Pforte. (Dez. 30.) 


ih Act zu nehmen, Anwendung gefunden haben in den aufftänbifchen Pro: 
pinzen, welche, nach dem Texte des Fermans zu urtheilen, noch nicht jogleich 
mit benfelben bedacht werben zu follen fcheinen, jo würde man hoffen lönnen, 
ben Frieden in dieſe verwüſteten Gegenden zurüdtehren zu ſehen. 

„sch komme zum Echluffe. Die unbefimmte Verheißungen bed Irade 
vom 2. Oktober und des Fermans vom 12. Dezember konnten die Hoffnungen 
nur exaltiren, anſtatt fie zu beruhigen. Andererſeits iſt feſtzuſtellen, daß es 
den türtif Waffen nicht gelungen ift, den Aufſtand zu beendigen. Der 
Winter hat dem Aufftande einen theilweiſen Stillftand geboten. Der Früh—⸗ 
ling wird ipr wieder aufleben ſehen. Die Ueberzeugung, daß mit dem Kommen 
bes Frühjahres neue Elemente den Aufſtand verſtärken, daß die Bulgarei und 
Kreta die Bewegung vergrößern werden, ift unter den Ghriften der Türtei 
eine allgemeine. Wie dem auch) fein mag, jedenfalls ift vorauazufehen, daß 
die Regierungen von Serbien und Montenegro, welche fich biö zu dieſem 
Augenblicke nit ohne Mühe außerhalb der Bewegung hielten, aladann nicht 
mehr im Stande fein werden, der ſchenden Strömung Widerftand zu 
leiften, und Ion jet fcheinen fie fich unter dem Eindrucke der Ereignifie 
und der Öffentlichen Meinung in ihren Ländern mit dem Gedanken vertraut 
gemacht zu haben, beim Schmelzen des Schnee? in den Kampf einzutreten. 

„Bei diefer Sachlage geftaltet fi) der Verſuch der Mächte, im In⸗ 
terefie deö allgemeinen Friedens Die äußerfien Verwicklungen zu bermeiben, 
ſehr ſchwierig. Oeſterreich Ungarn und die beiden anderen kaiſerlichen Höfe 
haben fich im al eines vertraulichen Ideen⸗Austauſches in der Ueber⸗ 
eugung vereinigt, daß, wenn man ſich barauf beichränten wollte, den Erfolg 
ber durch den jüngften Ferman veröffentlichten Reformvorjchläge abzuwarten 
— Borjchläge, welche außerdem nach den Abfichten der Pforte richt jofort 
auf die oanfftändifchen Landestheile angewendet werben dürften — man alas 
dann ein ganz anderes Rejultat ala das erivartete erzielen werde, daß viel: 
mehr der Konflikt gegen Ende des Winterd eine bedeutend größere Ausdeh: 
nung annehmen würde. Die drei Gabinette glauben daher, daß die einzige 
Maßregel, neue Berwiclungen zu vermeiden, welche Augficht auf Erfolg dat, 
in einer von den Mächten ausgehenden Kundgebung beftehen müßte, welche 
beren ausdrüdlichen Willen Elarlegt, ber Bewegung, welche den ganzen Orient 
zu überfluthen droht, Einhalt zu thun. 

„Diefer Zweck könnte indefien nicht allein durch eine an die fürft: 
lichen Regierungen und die chriftlichen "Unterthanen des Sultans gerichtete 
Aufforderung erreicht werden. Damit diefe in fich ſchon Außerft ſchwierige 
Maßregel Ausficht auf Erfolg habe, ift e8 unumgänglich nothiwendig, daß 
die Mächte fi) auf flare, unanfechtbare und praftiicde Reformen berufen 
tönnen, welche bejonders geeignet find, die Lage der Herzegowina und Bos⸗ 
niens zu verbefieen; mit einem Worte, daß ihre Vermittlung ſich auf That: 
ſachen und nicht nur auf Programme ftügen Lönne. Nur auf diefem 
werden die Mächte im Stande fein, ihren friedlichen Rathichlägen den nö: 
tigen Nachdrud zu geben. 

„Es gibt noch eine andere Schwierigkeit, und es ift Die größte, welche 
man um jeden Preis überwinden muß. Dieſe Schwierigkeit ift dad gründ⸗ 
lich eingewurzelte Mißtrauen, welchem alle Berjprechungen der Pforte bei 
ben Ehriften begegnen. Ein Hauptgrund dieſes Mißtrauens ift in der That⸗ 
ache zu finden, daß mehr ala Eine in den legten Exlafien des Sultans ver: 
prochene Maßregel bereit? in den früheren Hatti«:Scherif3 proclamirt war, 
ohne baf die Lage ber Ehriften eine merkliche Beflerung erfahren hätte. 
‚ „Auch halten die Sabinette ed für durchaus nothwendig, zu erlangen, 
Br die Regierung des Sultans durch eine officielle en ne 


ten in Beziehung auf das gefammte Reich, wie fie in bem dom 
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2. Oktober und im Ferman vom 12. Dezember dargelegt find, beftätige, und 

daß fie zugleich den Mächten ihre Annahme der oben erwähnten Punkte no« 

ae — die Beruhigung der aufſtändiſchen Provinzen zum beſonderen 
wecke n. 

„Ohne Zweifel würden die Chriſten durch dieſe Mittel nicht die Form 
ber Garantie erhalten, welche fie augenblidlich zu verlangen fcheinen; aber fie 
würden eine verhältnigmäßige Sicherheit in der Thatſache felbft finden, daß 
die oetroyirten Reformen von ben Mächten ala unerläßlich anerkannt werben, 
und daß die Pforte Europa gegenüber die Verpflichtung übernimmt, fie zur 
Ausführung zu bringen.” 

„Dieſes ift die aus einem vorheriger Sdeenaustaufch zwiſchen den 
Sabinetten von Oeſterreich. Ungarn, Rußland und Deutichland berborges 
gangene feſte Neberzeugung. 

„Eure Excellenz ift beauftragt, diefe Anficht zur Kenntniß dea.... 
zu bringen und beffen Mitwirkung zu bem Friedenswerke zu erlangen, deſſen 
Gelingen alle unfere Bemühungen anftxeben. 

Menn, wie ich Hoffe, die Anfichten der... . Regierung fich mit 
ben unferigen begegnen, würben wir berfelben aus Nüdficht für die Würde 
und Unabhängigkeit der Pforte vorichlagen, unfere Ratbichläge an biefe nicht 
in einer Gollectiv-NRote zu richten, ſondern nur und darauf zu bejchränten, 
unfere Vertreter in SKonftantinopel aufzufordern, gemeinichaftlicd und in 
identifcher Weife bei der Regierung des Sultan? in dem von uns entiwidelten 
Einne zu wirken. 

„Sie wollen gefälligft, Here Graf, die gegenwärtige Depeiche dem 
Herm Minifter der auswärtigen Angelegenheiten vorlefen und demſelben 
eine Abjchrift davon zurüdlafien.“ 


Die von den Kaifermächten jo vereinbarte Note wird zunächft 
den übrigen drei Großmächten, England, Frankreich und Stalien, 
zum Beitritt refp. zur Unterftüßung berjelben mitgetheilt. Die Ueber- 
gabe derfelben an bie türfifche Regierung verzögert fi) dadurch big 
Ende Januar 1876. 
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13. Griedenland. 

— Sanuar. Das Minifterinm Bulgaris ift troß der Vor⸗ 
gänge vom 12. und 16. Der. v. 3. (j. Geſch.Kal. für 1874) ent- 
Ichlofien, am Ruder zu bleiben und beabfichtigt, die Kammer einfad) 
zu fchließen und dann wieder zur Seſſion von 1875 einzuberufen. 
Eine Anleihe von 26 Mill. Fred. wird inzwijchen im Lande jelbit 
in furzer Zeit vollftändig gezeichnet. Das Gabinet Bulgaris regiert 
dag Land vorerſt ohne Budget. 


6. Februar. Ein kgl. Decret erflärt den Schluß der Kammer- 
feifion von 1874. 


25. März. Die Kanımer foll zur ordentlichen Seſſion von 
1875 zujammentreten. Die gefammte Oppofition bleibt jedoch aus, 
fo daß wieder nur 85 Mitglieder (die minijterielle Partei) wie am 
12. Dec. v. J. anweſend find, während es zur verfaſſungsmäßigen 
Beichlußfähigfeit der Kammer deren 96 bedürfte. Diejelbe erklärt 
fih troßdem für bejchlußfähig. 

3. April. Kammer: Diejelbe genehmigt den mit Deutjchland 
abgejchlofjenen Vertrag betr. Ausgrabungen in Olympia. 

6. April. Die Stimmung im ganzen Lande iſt eine ſehr ge- 
reizte und ſogar bedrohliche. Der Jahrestag der Erhebung von 1821 
wird daher überall mit befonderem Ernjte gefeiert. 

In Athen wird bemerkt, daß die meiften Bewohner der Straßen, 
durch welche der König in die Kirche fährt, die an fie von ber, Boligei der: 
theilten Fahnen nicht aufgeftedt haben, daß ber König von WWenigen ge: 
grüßt, die Präfidentjchaft und die Deputation der Kammern mit Hochrufen 
empfangen werden. Alle poritilgen und wifjenfchaftlichen Bereine haben. 
ihre Säle ausgeſchmückt, das Bild des Königs fehlt aber überall; politifche 
Reden werden gehalten, und überall endet das Feſt mit Hochrufen auf die 
Berfaffung. In Syra werben die Bildniffe des Miniſterpräfidenten und 
des Kriegäminifter® öffentlich verbrannt, worauf ſchleunigſt Militärmacht 
dorthin abgejchidt wird. Die Deputirten der Regierungspartei werden, wo 
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fie fich zeigen, verhöhnt. Aus den SKaffeehäufern und Gaflzimmern weist 
man fie aus oder man entfernt fich von ihnen. Das ganze Land ift in zivei 
Parteien getheilt, von welchen die eine für eine mehr ober weniger abjolute 
Monarchie, die andere für die Berfafjung kämpft. In den Provinzen hat 
indeß die leßtere weit die Oberhand; bie Regierung hat dagegen die Mehr: 
zahl des Heeres für ſich und ihre giemlich sehlreichen Greaturen. Alle Be: 
richte ftimmen darin überein, daß der König ein jehr gewagtes Spiel ſpiele. 


8. April. Kammer: Die ausgebliebene Minderheit veröffent- 
licht neuerdings einen Proteft gegen die Beichlüffe der Majorität, 
welche fie wegen mangelnder Beichlußfähigkeit für illegal und darum 
für mul und nichtig erflätt. Zum Schluß wird das Voll auf: 
gefordert, wachfam zu fein, da feine Freiheiten in Gefahr feien, be= 
droht zu werden. 


26. April. Der König läßt den Gefandten in Paris, Kon 
duriotig, zu fich nach Athen entbieten, um ſich mit ihm über Di 
Lage ber Dinge zu berathen. Der König wänjcht die Bildung eines 
fog. neutralen Minifteriumg; Konduriotis kann fich jedoch nicht ent= 
ichließen, einen derartigen Verfuch zu machen. 


28. April. Der König Janctionirt alle von der nicht beſchluß⸗ 
fähigen Kammer gefaßten Beichlüffe. 


7. Mai. Der König entjchließt fich endlich, da3 Minijterium 
Bulgaris zu verabjchieden. Doch wählt er ein neues nicht aus den 
Reihen der Oppofition in der Kammer, fondern aus der entichieden 
democratifchen Partei und jtellt Trikupis ala Minifterpräfident und 
Minifter des Auswärtigen an die Spitze deflelben. 


In den lebten Tagen vor feinem Rücktritt hatte das Minifterium 
Bulgaris noch jedes Maß überfchritten: Demarchen wurden abgejegt, Mus: 
nicipalräthe aufgelöst, weil fie Beichlüffe gefaßt hatten, Die der Regierung 
nicht genehm waren, Gerichtöperfonen verfeßt, weil fie die Juſtiz nicht dem 
Willen der Regierung unterwerfen wollen, die Staatögelder blindlings ver⸗ 
ichleudert und andererjeits die ee der Regierung durch Beförderungen, 
Unterftüßungen, Stipendien u. ſ. w. belohnt. Auf dieſe Weiſe mußte der 
Becher endlich überlaufen. Der König aber, als das neutrale Miniſterium 
nicht gelingen wollte, wendete fich, ſtatt die vereinte Oppoſition an's Ruder 
zu rufen, an die äußerſte Linke und betraute Herrn Trikupis mit der Bil- 
dung de3 neuen Minifteriums. Trikupis ift der Mann, der wegen eines 
Artikels: „Wer ift Schuld?" in welchem er den König für die traurige Lage 
verantivortlidy machte, gefänglich eingezogen und dor Gericht gejtellt, zwar 
freigejprocdden, aber ganz und gar aus der Nähe des Königs verbannt wurde. 
Und nun bildet er dag Minifterium mit Lombardos, dem erklärten Demos 
traten, der den Hof bei den letzten Wahlen mit aller Macht befämpft hatte, 
mit Rhallis, den Deputirten Attika's der aus der Kammer verjagt wurde, 
und Anderen, die ſich in ähnlichen Fällen befanden. Ihre Prinzipien find 
faft diejelben wie. die der Oppofition, aber fie können bis jet nicht als 
Partei betrachtet werden, ba fie vereinzelt baftehen. Und das fcheint ber 
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Grund zu fein, weßwegen ber König gerade fie auserleſen hat: er till eine 
neue Partei bilden, um die alten Parteien zu zeriplittern und zu ſchwächen. 
Die offentliche Meinung ift zwar beruhigt, aber nicht befriedigt, und ber 
König hat nichts gewonnen, dba man den Plan durchſchaut. 

8. Mai. Das neue Ministerium Trikupis veröffentlicht fein 
Programm und überjendet daffelbe auch den griechiichen Gejandten 
im Auslande bebufs ſeiner Mittheilung an die Mächte. 

„An das hellenifche Voll. Mitbürger! Dad Vertrauen des Königs 
bat un? — die Regierung des Landes zu übernehmen, damit die poli⸗ 
tiſchen Grundſaͤtze, welche wir vertheidigen, praktiſch zur Anwendung gebracht 
werden. Wir haben den Auftrag im vollſten Bewußtſein der Verantwort⸗ 
Lichleit und mit der Meberzeugung angenommen, daß und die Ration aud 
bei der Leitung bes Staates nach den von und vertretenen Grundjägen unter: 
fügen werde. Die Wiederherjtellung der Gonftitution ihrem Sinn und 
Mortlaut nach wird bei der freien Ausübung der und von Sr. Majeftät 
übertragenen Pflichten unfer Hauptbeftreben fein. Auf Befehl St. Majeftät 
werben wir zu allererft das Wöthige eiligft vorbereiten, damit dem Geſetze 
gemäß das Wahlrecht ber Bürger bei der Bildung einer neuen Kammer frei 
von jeder minifteriellen Kandidatur und jeder Einmiſchung der Regierung 
ausgeübt werde. Nur indem die Nation mithilft, ihre Meinung durch ihre 
rechtmäßigen Dertreter in einem frei gewählten Parlament gu äußern, Tann 
der anormalen Lage des Staates, welche fo traurige Ereigniffe erzeugt hat, 
ein Ende gemacht werden. Damit die Folge diejer traurigen Sreioniffe bald 
bejeitigt werde, muß bem beftehenden Mangel an dringenden und unver: 
meidlichen Geſetzen durch Töniglicde Dekrete vorläufig abgeholfen werden, 
welche der gejeßlichen Sanktion vorgelegt werben, fobald die Kammer zu⸗ 
fammentreten wird. Das erfte Recht, die erſte Verpflichtung der neuen 
Kammer wird barin beitenen, der Krone und dem Land ein Minifterium 
darzubieten, twelches, des Vertrauen? der Mehrheit der Vertreter des Volkes 
fih erfreuend, die Hauptjächliche Bedingung einer conftitutionellen Res 
gierung in fich ſchließt. Auf diefe Weile wird der Staat in feine Geleiſe 
wieder eintreten und die Befeftigung unferer conftitutionellen Geſetze erreicht 
werden, indem fi) nämlich ein Parlament aus wahren Vertretern des Volks 
bildet, und der Kammer diejenigen Rechte, derjenige Einfluß eingeräumt wer» 
ben, welche fich der nationalen Berfammlung in conjtitutionellen Staaten 
geziemen. Das Minifter-Confilium: Trikupis, Lombardos, Rhallis, Pets 
mezas, Gennatas.“ 


— Mai. Uebereinſtimmende Berichte aus Athen wollen wiſſen, 
daß der König der Regierung müde ſei und feinen beftimmten Ent- 
fchluß erflärt habe, abzudanten, daß es jedoch dem Einfluffe Ruß: 
lands gelungen fei, ihn wieder umzuftimmen und zum Ausharren 
au beivegen. 

28. Mai. Ein tgl. Decret Id8t die Kammer auf und ordnet 
Neumwahlen an. _ 


30. Juli. Allgemeine Wahlen zur Kammer. Diejelben er- 
geben folgendes Nefultat: 


€3 werben gewählt: 58 Anhänger de Kumunduros, 40 Anhänger 
des Deligeorgis, 30 Anhänger des jetzigen Gabinets, d. h. aljo Zrikupiflen, 
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von Theodor Deliyani, einem Sohne des ehemaligen Minifters und Better 
des Zaimis, geführt werden, und 8 Perjonen, welche keiner beftimmten Partei 
angehören. ‚Die frühere Oppofition hat demnach einen glänzenden Sieg ex» 
rungen. Bulgaris, der in der Iehten Kammer die Mehrheit hatte, Tann 
nur über 17 Stimmen gebieten. Die Vermuthung, daß bie Anhänger bes 
Kumunduros in der neuen Kammer am zahlreichiten vertreten fein würben, 
hat ſich vollkommen beftätigt. Der König wird daher von vorneherein kaum 
umhin können, ihn nach dem Rüdtritt bed jehigen Gabinet3 mit der Bildung 
des Minifteriums zu betrauen. Unter den drei Hauptführern der biöherigen 
Oppofition, Kumunduros, Zaimis und Deligeorgis herrſcht volllommene Eins 
tra Da diefelben 128 Stimmen der Kammer vereinigen, würde da® von 
ihm gebildete Minifterium eine überiwiegende Mehrheit Haben. Kaum wird 
Kumunduros dem Trikupis, gegen welchen fich in den Reihen ber früheren 
Oppofition Heftige Erbitterung zeigt, ein Minifterportefeuille anbieten. 


23. Auguft. Eröffnung der Kammer. Thronrede bes Könige. 

Nach Verlefung der Thronrede bringt die Kammer dem König ein 
Hoc, in welches dieſes Mal die Zuhörerräume volltönig einjtimmen. 
Hierauf ruft ein Deputirter „Hoch die Volksſouveränetät“, was eben- 
falls ein jtürmifches Echo findet. Damit ift die Erdffnunggfeier, die 
feit Jahren nicht mehr mit jolchem Jubel begangen worden, zu Enbe. 
Die Thronrede it ein vollftändiges Programm einer Ijberalscon« 
itutionellen Regierung. Sie betont die von jeder minifteriellen Einmiſchung 
ie Vornahme Wahlen, welche die Nation als ihrer Freiheiten würdig 
ericheinen Tießen. Die ftrenge Verfolgung der mit den Wahlen zufammen- 
hängenden Vergeben falle der Juſtiz anheim, Sacde ber Sammer jei bie 
fitenge gefegmäßige Prüfung der Wahlen. Wie die Rechte der Vollsvertre⸗ 
tung bem Throne heilig jeien, ebenfo habe jene Die Pflicht, durch eine genau 
anßgeprägte Mehrheit ıhren Willen in Bezug auf die Regierung bed Landes 
kundzugeben. Burn eine jolche Mehrheit erwarte ber König ! leid nad 
Eonftituirung ber Kammer die Bildung eines ſtarken und dauerhaften Mi⸗ 
nifteriums. Nach Betonung ber freundichaftlichen Begiehungen zu den aus⸗ 
wärtigen Mächten verbreitet fi die Thronrede in Einzelnheiten über bie 
nothiwendigen Reformen in allen Zweigen ber Verwaltung, erinnert bie 
Kammer an bie Nothwendigkeit ber endlichen Abfafjung des durch die Gon- 
ftitution borgelehenen Miniſierverantwortlichkeits⸗Geſetzes und ftellt eine gänzs 
liche Umgeftaltung des Wahl und bed Steuergeſetzes eine Verbefſerung ber 
Gommunicationgmittel, Einführung der allgemeinen Wehrpflicht in Ausficht. 
Die Anmahme diefes ano ramms durch den König joll indeß dem Miniftes 
rium Trikupis viele —5 — ben und nur nach langen Debatten 
Ba nachdem das Miniftertum mit einem Entlaffungsgeſuche ges 

e. 


— Aug. Die öffentliche Meinung bleibt gegenüber den Er- 
eigniflen in der Herzegowina ziemlich gleichgiltig und die Regierung 
völlig neutral, fo daß die Pforte keinerlei Urfache Hat, fich über 
Griechenland zu befchweren. 

Anf. September. Das Minifterium beſchäftigt fich ernfthaft 
mit der Einführung eines neuen Militärſyſtems. 


30 —7—* des Zaimis, 17 an des Bulgaris, 7 Deliyaniften, welche 
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Auch Griechenland erkennt die Unmöglichkeit, mit dem biöberigen 
Spfteme, welches nur jeher Ungenügenbdes für die Defenfivfraft des Lan 
leiftet, — Ka u dieſem Behufe wirb eine hö Militärs 
Gommiffion eingeteßt, welche die Aufgabe hat, ein die Wehrkraft bes Landes 
erhöhendes Organifirungsgefeg auszuarbeiten. Mit dem Borfike in dieler 
Gommilfion ift der ehemalige Sriegaminifter General Smolensk betraut. 

21. Oftober. Sammer: wählt Komunduros mit allen gegen 
17 Stimmen (ber Anhänger des geftürzten Miniſters Bulgaris) zu 
ihrem Präfidenten. Alle Parteien Halten gegen Bulgaris und feine 
Anhänger zufammen. 

27. Detober. Der König entläßt dag Minifterium Trikupis, 
dag auf eine Mehrheit in der Kammer nicht rechnen Tann, und be= 
ftellt ein neues aus der nunmehrigen Majorität. Daſſelbe befteht 
aus: Komunduros, Präfident des Conſeils und Mtinifter de Innern, 
ſtontoſtavlos, Minifter für auswärtige Angelegenheiten, Karaiszakis, 
Kriegaminifter, Sotiropulos, Yinanzminifter, Miliotis, Kultusminiſter, 
Papazafiropulog, Zuftizminifter und Avgerinos (von der Partei 
Zaimis), Marineminifter. 

30. October. Kammer: Das neue Minijterium Komunduros 
ftellt fich ihr vor. Komunduros Hält eine kurze Rede, in welcher er 
folgende Gejeßesvorfchläge als nothwendig bezeichnet: 1) über ein 
neue Steuerſyſtem, 2) über den Verkauf der Kloſtergüter, deren 
Erlös ausjchlieklich Tür Befoldung des Klerus dienen foll, 3) über 
Bewaffnung und militärijche Ausbildung einer Klafſe von Staat3= 
bürgern, 4) über die Aufhebung der Militärjuftiz für gemeine Ber- 
brechen, 5) über eine Anleihe zum Bau der Eifenbahn von Piräus 
nad) Lamia, 6) über Minifterverantwortlichkeit, und 7) über die zum 
Staatsdienjte nöthigen Vorbedingungen. Außerdem ſoll durch eine 
gründliche Reform des Wahlgefetes jede Fälſchung der Wahlen in 
Zukunft vermieden werden. Das neue Minifterium betritt die Re= 
gierung mit der Zuftimmung und den Wünfchen des gefammten Volles 
und wäre wohl geeignet, das Wohl des Landes zu fördern, wenn es 
nicht nach bißheriger Sitte durch Uneinigfeit der dafſelbe unterftügen- 
den Parteien die Majorität in der Kammer wieber verliert. Zunächſt 
wird Zaimis, der Führer der anfehnlichiten Partei in der Kammer 
neben derjenigen des Komunduros, mit dem Präfidium der Kammer 
entichädigt, wozu er mit 130 gegen 1 weißen Stimmzettel gewählt wird. 

Ende October. Die Uebergriffe Roms führen auch in Griechen⸗ 
land zu einem lebhaften Conflict. Der Papft bat es nämlich für 
paflend gehalten, den vier katholiſchen Bisthümern Syra, Naxos, 
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Tynos und Santorin ein Erzbistfum Athen hinzuzufügen. Daß 
die Hauptftabt, der Sit der orthodoren Synode, nun auch einen la- 
teinifchen Metropolitan haben folle, erregt jedoch allgemeinen Un- 
willen. Die Prefje verlangt in drohendem Zone, die Regierung folle 
dem fremben Erzbifchof ihre Betätigung verfagen, und dieſe läßt 
auch überall verbreiten, daß fie ganz dieſer Anficht fei. 

9. November. Kammer: beichließt, 31 Beſchlüfſe der früheren 
Kammer aus der Zeit, da fie geſetzlich nicht befchlußfähig war, zu 
annulliren und das Gabinet Bulgaris in Anklagezuftand zu ſetzen. 

22. November. Die früheren Minifter (unter Bulgaris) Va= 
Yaflopulos und Nikolopulos werden auf da3 Begehren des Staats- 
anwalts am Athener Apellgerichtöhofe verbaftet, indem fie angellagt 
find, daß fie fich durch anfehnliche Geldfummen bei der Ernennung 
zweier Biſchöfe Hätten beftechen lafſen. 

28. November. Kammer: genehmigt neuerdings den Vertrag 
mit Deutjchland betr. Ausgrabungen in Olympia. 


5. December. Kammer: beichließt, die beiden früheren Mi— 
nifter und drei Bilchöfe wegen Beftechung gerichtlich zu belangen, 
und wählt den außerorbentlichen Gerichtshof, der über fie aburthei⸗ 
len ſoll. 

20. December. Die Regierung verweigert die Genehmigung 
zu der vom Papft verfuchten Errichtung eines Tatholifchen Erzbis⸗ 
thums in Athen, da der Papft vorher wohl die Zuftiinmung des 
Könige, aber nicht diejenige der Regierung nachgefucht hat. 

30. December. Kammer: beichließt die Anklage gegen das 
gefammte Cabinet Bulgaris wegen verfaflungswidriger Ufurpirung 
der legizlativen Gewalt und Fälſchung der Protofolle der Kammer 
und wählt fofort den außerordentlichen Gerichtshof, der über die 
Angellagten aburtheilen ſoll. 


IV. 


Außereuropäildhe Staaten. 





Bereinigte Staaten von Hordamerika. 


4. Januar. Am Staate Loufiana bricht in Folge bes Au» 
fall3 der Neumwahl der Legislative des Staat? ein Konflikt zwiſchen 
der republifanifchen und der demofratifchen Partei au2. 

Die letztere ſpricht die Majorität an. Der republitanifche Gouverneur 
Kellog rüdt jedoch mit Regierungstruppen in ben Verſamm ung faal und 
entfernt 5 demokratiſche Abgeordnete, beren Wahl angefochten wird, mit Ges 
walt ans demſelben. Unter dem Schuß ber Waffen conftituiren fih nunmehr 
die Republikaner ala Legislative des Staats; die Demokraten proteftiren, 
ziehen fich zuräd und conftituixen fih in einem andern Haus gleichfalls ala 
Legislative und jehen ihren Gandidaten M’Enery ala Gouverneur ein. Nun 
übernimmt General Sheridan dad Commando über die Truppen in News 
Orleans und verlangt von ber Regierung in Walhington umfafjende Voll 
machten gegen die weiße Liga (die Demokraten), Berhaftung und fumma⸗ 
riſche Aburtheilung ihrer Führer durch Militärgerichte ala einziges Mittel, 
Fi dem Terrorismus, der Unficherheit und Sr gfeit in Louifiana zu 

ern. 
8. Januar. Die demofratifche Partei in Teneflee, in Arkanſas 
und Miffouri remonftrirt energifch gegen bie Einmifchung der Gen- 
tralgewalt in Loufiana und beftreitet dag VBorhandenfein eines Terro⸗ 


rismus Seiten? der Demokraten in den Süditaaten. 

9. Januar. Congreß: beichließt eine Refolution, durch welche 
Präfident Grant um Aufklärung bezüglich der militärifchen Inter⸗ 
vention in Rouifiana erfucht wird. 

13. Januar. Präfident Grant antwortet auf die Refolution 
des Congrefieg bezüglich der Vorgänge in Louifiana durch eine Bot⸗ 
Ichaft, in der er erklärt: 


Die Unruhen in ben Jahren 1866 und 1868, die Mebeleien in Collaz 

u. —— und —— rs rare une fm —— — 
og gewaltſam en wo i, bewieſen, ie j n Vorgaänge 
nicht den Maßre ne Regierung, ſondern einer gegen die Republilaner 
gerichteten Berfhtobrung zuzuſchreiben feien. Obgleich die Wahl SKtellog’s 
zum Gouverneur nicht von Ungefeplichteiten frei jei, jeien doch feine Rechte, 
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biefen Poften zu befleiden, unzweifelhafter, ala das Necht Enery's. Die 
legten Maßregeln ber Unterjucjungs-Gommilfion feien völlig geſezlich und 
die Mitglieder derſelben Hätten ein Recht zur Bekleidung ihrer Stellen. Mi 
Litärifche Interventionen feien zwar nicht übereinftimmend mit den Grunb- 
fäßen der Regierung, aber die Verwirrung in ber Legislative von Louiſiana 
hätten das Vorgehen ber militärifchen Befeblähaber, welche allein ber Re: 
qui flion des Gouverneurs nadhta men, ala fie buch ihre Maßregeln bem 
fee ſtarke Hand geliehen, dadurch Gewaltthätigleiten und Morbthaten 
* zur Abſetzung Kellog's und zur Empörung geg 
die Regierung vereitelt tfertigt. General Sheridan habe, unbeeinftuht 
vom Parteigeifte, aus e r, durch die Gefabrung gewonnener —5 
die Führer der Liga ‚gelenngeigjnet und Hand zu fummarif 
—* zwar unzuläffigen, aber „Ioirfiamen —— geboten. Am Schlufſe 
feiner Botichaft macht der Aeäfibe nt dem Gongrefie emailen andeln zur 
Pflicht und erklärt, er werde ſich bei A rung feine M ein nur 
durch den Geift und den en n be Sch bed [eiten und * nicht durch 
Furcht oder Mißgunſt beirren Laffen 
14. Januar. Congreß: Beide Häufer haben fich über einen 
Geſetzesentwurf behufs Wiederaufnahme der Baarzahlungen mit dem 
Jahr 1879 geeinigt. Der Präfident ertheilt demfelben fofort feine 
Sanction und macht in einer Botfchaft dem Congrefſe Vorlagen be⸗ 
Huf? Ergänzung und Ausführung des Geſetzes betr. die Wiederauf: 
nahme der Baarzahlungen und zur Erhöhung der Staatzeinkünfte. 
Danach follen die Abgaben auf Thee und Kaffee twieberhergeitellt und 
bie im Sabre 1873 beichloffene Reduction ber Zölle auf Eijen, Stahl x. 
im Betrage von 10 Proc. aurhefgenommen werden. Der Präfibent | alägt 
für den Ankauf von legal-tender-NRoten pro 1875 eine Prämie von 10 
gegen Gold vor; pro 1876 foll die Prämie 7! Proc. pro 1877 5 ” 
pro 1878 21/ Proc. betragen, Io dag bid zum Januar 879, auf welchen 
— die Wiederaufnahme N Baarzahlungen feftgeießt ift, bie Green⸗ 
bada mit Gold al pari ftehen würden. Hierdurch dürfte dem Silberabfluffe 
vorgebeugt und wahrfcheinlich auch übermäßigen Nachfragen nach Gold be: 
gegnet werben. Das Staatspapiergeld würde To feiten Werth erhalten. 


3. Februar. Senat: lehnt ben von der Regierung mit Ga- 
nada abgefchloffenen Reciprocitätsvertrag einftimmig ab. 

6. Februar. Repräfentantenhaus: nimnit die von Butler ein- 
gebrachte Civil⸗Rights⸗Bill, welche den Farbigen neben der politi= 
fchen Gleichftellung auch die bürgerliche im weiteren Sinne fichert, 
mit 153 gegen 98 Stimmen an. In der Debatte tritt der Partei» 
fanatiamus in feiner fchroffiten Form auf. Republikaner und De- 
mofraten fehleudern die giftigften Schmähungen auf einander. Von 
bemofratifcher Seite wirb die gewaltfame Durchbringung der Bill 
als ein Verſuch angefehen, den Süden zur Verzweiflung zu treiben, 
um der Regierung einen Borwand für die Intervention des Bundes 
zu geben und auf Grund dieſer die nächte Präfidentenwahl zu 
Gunften der Abminiftrationspartei zu beeinfluffen. In der ange» 


borgebeugt und ben 
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nommenen Bill ift übrigens die Beitimmung, durch welche gemifchte 
Schulen eingeführt werden follten, geftrichen. Der Senat ftimmt 
der Bill auch feinerjeit3- zu. 

7. Februar. In Louifiana kommt zwifchen ben beiden Par- 
teten ein Compromiß zu Stande, nach welchem die Demokraten in 
der Legiglative eine Mehrheit von 10 Stimmen haben follen, unter 
der Bedingung, daß fie auf eine Unterfuchung ber Handlungen des 
republitanifchen Gouverneur Kellog verzichten und diefer im Amte 
bleibt. Der demofratifche Gegengouverneur M’Enery zieht fich zurück. 

20. Februar. Congreß: Beide Häufer einigen fi) über eine 
Erhöhung des Zolltarifs behufs Vermehrung der Staatzeinnahmen. 
Zu demjelben Zwede bejchließen beide Käufer gleichzeitig auch Die 
Erhöhung mehrerer Steuern. 

27. Februar. Die fogenannte „Force-Bill”, welche unter dem 
harmloſen Namen eine „Gejehes zur Beſchützung der Wähler in 
Ausübung ihres Wahlrechts“ nichts Geringeres bezwedte, ala für 
die nächlten zwei Jahre jede Art von Vergewaltigung der Südftaaten 
dem willfürlichen Ermeſſen des Präfidenten anheimzugeben, diejes 
Zwangsgeſetz wird im Repräfentantenhaufe noch durchgedrüdt, kommt 
aber im Senat nicht mehr zur Behandlung und fällt alſo dahın. 


2. März. Repräfentantenhaug: bejchließt mit 140 gegen 80 
Stimmen eine Rejolution, welche fich gegen eine allfällige Inter— 
vention der Bundesregierung in die Angelegenheiten von Arkanſas 
und die dortigen Streitigkeiten zwiſchen Republifanern und Demo- 
fraten ausfpricht. , , 

3. März. Nepräfentantenhaus: beſchließt die Aufnahme des 
Territoriums Colorado ala Staat, lehnt dagegen diejenige des Terri- 
toriums Neumerifo ab. 

4. März. Der Congreß fchließt feine Seffion. Der neue Con— 
greß wird im Repräjentantenhaufe zum erften Mal wieder eine de= 
mofratifche Mebrbeit aufweifen. Da jedoch alle Vorlagen erledigt 
wurden, jo wird der Präfident nicht vor dem Dezember gendthigt 
fein, denjelben einzuberufen. 

— Mai. 68 fcheint außer Zweifel, daß Grant ernftlich 
daran denkt, gegen allen bisherigen Gebrauch zum dritten Mal ala 
Sandidat für die Präfidentfchaft der Union aufzutreten. Selbjt die 
Mehrheit der republifanifchen Partei fcheint jedoch dem Plan nicht 
günftig zu fein. 


S 
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— Eeptember. Auch in der Union macht fi) nachgerade das 
Bebürfniß geltend, den ungemeflenen Anfprüchen des Ultramonta⸗ 
niamus entgegen zu treten.. Präfident Grant felber hält e8 für an- 
gezeigt, fich gelegentlich einer Verfammlung des SKriegervereined der 
Armee von Tenefjee ſehr energifch gegen jene Anſprüche namentlich 
. bezüglich der Schule auszuſprechen. 

„Wenn wir in naher Zukunft noch einen Kampf auszufechten haben“ 
— fo fagt er nad) einer Hindeutung auf den letzten Krieg — „dann wird 
die trennende Linie nicht die Maſon- und Dixons-Linie (die frühere Grenze 
milden den ſtlavenhaltenden und den freien Staaten) mehr fein, fordern es 
wird eine folche fein, bie auf der einen Seite Vaterlandaliebe und Bildung, 
. auf ber andern Aberglauben, Ehrgeis und Unwifſenheit aufweilen wird. Es 

ift Zeit, Hand anzulegen an das Werk der hundertjährigen SJubelfeier, welches 
in der Befeftigung der Grundlage des von unferen Borfahren bei Lerington 
begonnenen Gebäudes befteht. Laßt uns für bie Siherung des freien Ge: 
danken, der freien Rede, der freien Prefie, der reinen Sitte, des ungefeffelten 
religidjen Gefühle, der Gleichberechtigung aller Menichen one Rüdficht auf 
Abftammung, Farbe oder Religion arbeiten; die freien Schulen fördern, dafür 
forgen, daß fein Dollar, ber für fie beitimmt ift, zur Unterſtützung einer 
Sektenſchule verwendet werben joll, daß weder ein Staat noch die ganze 
Nation andere Anftalten unterhält, ala folche, in welchen jedes Kind den 
gewöhnlichen, nicht von atheiftifchen, heidniſchen oder confellionellen (secta- 
rian) Lehren durchſetzten. Schulunterricht erhalten kann; überlaffen wir die 
religiöfe Belehrung der Familie und der Kanzel, und halten wir Kirche und 
Staat für immer getrennt. Mit diefen Bollwerken werben, jo glaub’ 4 
bie Schlachten, in welchen fich die Armee von Tenefjee bewährt Hat, nicht 
vergeben® gekämpft fein.“ 


8. Oftober. Eine Entjcheidung des Bundes-Obergerichts ſpricht 
fich gegen dag Frauenſtimmrecht aus. 

Das Gutachten des Oberrichterg refumirt fich dahin, daß zivar frauen 
unter der Gomftitution der Vereinigten Staaten Bürger jeien, dat aber das 
Recht, zu ftimmen, von den einzelnen Staaten verliehen wird und daß, um 
das Stimmrecht auch den Frauen zu verleihen, eine dahingehende ausdrück⸗ 
liche Gefcherlaffung in den einzelnen Staaten nothiwendig fi. Ta fih nun 
in der ganzen Union fchwerlich in irgend einem Staate eine Majorität ber 
Wähler dazu verftehen twird, den Frauen das Stimmvecht zu verleihen und 
letztere auf Grund obiger Entjcheidung feine Hülfe von der Bundesregierung 

erivarten Lönnen, fo jcheint die Agitation der Tyrauenrechtler wenigftenz in 
ber Gegenwart hoffnungslos. . 


12. Dftober. Staatswahlen in Obio, Jowa und Nebrazca. 
Die republilaniiche Partei fiegt in allen breien, auch in Obio, wo 
fi der Kampf hauptjächlich um die Frage über Papier: oder Hart: 
geldwirtbichaft dreht. Die erftere unterliegt und die Niederlage tft 
um fo empfindlicher für die Demokraten, als diejelben den Staat 
erit im vorigen Jahr, und zwar damala mit großer Majorität, der 
Herrſchaft der republifanifchen Partei entriffen hatten. 
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4. November. Staatswahlen in mehr als zwanzig Staaten. 
Die republifanifche Partei erringt in einer großen Zahl derfelben 
namhafte Bortheile, doch find diefelben keineswegs genügend, um 
bie bei den Wahlen des vorigen Jahrs von ihr erlittenen Berlufte 
wieder außzugleichen. In New-York unterliegt die Tamany-Bartei. 

5. November. Eine Depefche der Unionsregierung an ihren 
Gefandten in Madrid drängt neuerdings und zwar in feheinbar dro- 
bender Weiſe auf eine Löfung ber cubanifchen Frage (f. Spanien). 


4. Dezember. Zujammentritt des Congrefieg, in welchem zum 
erften Mal ſeit dem Bürgerkrieg die jog. demofratifche Partei we⸗ 
nigjten? im Repräfentantenhaufe die Majorität befikt, während im 
Senat allerdings die republifanifche Partei noch überwiegt. 

7. Dezember. Präfident Grant richtet feine Jahresbotſchaft 
an den Congreß. 

Die Botfchaft, welche in die Zeit des hundertjährigen Beſtehens der 
Unabhängigkeit fällt, Hält mit Recht eine Rückſchau über die Vergangenkeit 
der Republit. Statt 13 Staaten find es gegenwärtig 33 Staaten, bazu 
fommen acht große Territorien, das gefammte Areal erſtreckt fi vom At⸗ 
lantifchen big zum Stillen Ocean; während früher die Bevölkerung nur 
3 Millionen nähe, ift fie jet auf 40 Millionen herangewachien ; der Acker⸗ 
bau, früher bie ausſchließliche Beichäftigung, umfaßt jett 6 Millionen Ader: 
bauer, und die damals noch unbefannten verjchiedenen Manufacturen beichäf: 
tigen jet 2 Millionen Arbeiter und probuciren jährlich) mehr ala 2000 Dill. 
Dollard. Die reichen Producte der Bergwerke an Gold, Silber, ya Kupfer, 
Blei und Eijen beleben und bereichern den ganzen Welthandel. „Mit gleichem 
Stolze”, jo fährt die Botſchaft fort, „können wir auf die Erfindungen und 
auf die Bervollfommnung in Künften und Wiſſenſchaft blicken. Nach diefer 
ergiebigen reichen Rückſchau geziemt es und, da wir A al3 Nation in das 
Mannesalter eingetreten, untere Zukunft vor allen ahren zu fichern, bie 
unfere Größe und unſer Glück irgendivie bedrohen. Unfer großes Staatsweſen 
ift eine Republik, in welcher ber eine fo gut wie ber andere vor bem Geſetz 
it. Zum wefentlichen Gebeihen der Republik ift aber Erziehung und Bil- 
dung das wichtigfte Erforderniß. Unwiſſende Menichen können nicht ber 
Tyrannei und Unterdrüdung von Seiten der Demagogen und ber berrichenden 
Prieſterclaſſe widerſtehen. Unfere Inftitutionen fiddern da3 größte Gut für 
die größte Zahl der Bevölkerung, aber nur durch allgemeine Bildung, wie 
ua vofle Syreiheit des Gedanken? und der Handlung. Darum empfehle ich 
die Vorlegung eines Amendement3 unferer Bundesverfaffung, welches jedem 
Staat die Pflicht auferlegt für immer — freie Volksſchulen zur Eyie 
hung aller Kinder ohne Unterjchied bes Geſchlechts, der Geburt, der Tyarbe 
und der Religion zu errichten, darin aber religiöfen ober antireligiöfen Unter: 
richt zu verbieten, den Schulfonds und die Schulfteuern Lediglich zu ben 
freien Staatöfchulen zu verwenden und weder Staatöhülfe noch irgend eine 
Municipalunterftügung den veligiöfen Sectenjchulen direkt oder indirekt zu⸗ 
fommen zu laffen. Ein großes Nebel für unfere Republik ift die Anhäufung 
de3 Kircheneigenthums, das, wenn es nicht verhindert wird, am Schluffe 
des 19. Jahrhunderts unferer Republik große Gefahren bereiten wird. Im 
Sabre 1850 betrug dieſes Kirchenvermögen 85 Millionen Dollars; im Jahre 


528 Yereinigte Staaten von Mordamerika. (Dez. 7.) 


1860 Hatte es fich verdoppelt, und im Jahre 1875 ift es zur Höhe von 
1000 Millionen Dollars geftiegen. Im Jahre 1900 wird es ficherlich 3000 
Millionen Dollar erreichen. Dieſes immenfe Vermögen fteht unter dem 
Schutze des Gouvernnements, es genieht alle Wohlthaten des Stanted und 
trägt nicht das Geringſte zu den Xaften und Pflichten der Staatägejellichaft 
bei. Barum empfehle ich dringend Gelege zur gleichmäßigen Beſteuerung 
alles Eigenthums, gehöre e den Kirchen oder anderen Gorporationen. — Unjere 
Beziehungen zu ben fremden Nationen find meiftentheild zufriedenftellenden 
und freundlicden Charakters; es gereicht mir zur Freude, daß die Eorted von 
Portugal die Sclaverei in allen ihren Colonien abgeichafft haben. Wir 
bürfen hoffen, daß bald die Zeit kommen wird, in welcher fein Menſch 
unter irgend einer Syorm feinen Mitmenſchen in Sclaverei und Unterdrüdung 
mehr hält. Es ift Die Pflicht der Republik, dazu mitzuwirken, und nament- 
lich Geſetze zu erlaften, daß fein Bürger der Vereinigten Staaten Sclaven 
als Eigenthum in andern Ländern Hält. Spanien hat die in Folge bes 
. Conflict? wegen bes amerikaniſchen Schiffs „Virginius* verlangte Entſchadi⸗ 
ungsfumme noch vor dem Syälligkeitötermin bereitwillig abgezahlt. Der 
Dürgerkrieg auf Cuba währt nach wie vor fort: die Geſetze einer civilifixten 
Kriegsführung werden von beiden Seiten mit Füßen getreten; die Grauſam⸗ 
feiten find ein Schimpf und eine Schmad für die Humanität unſeres Zeit⸗ 
alters, und fordern die Derurtheilung derjelben feiten® aller civilifixten Ra: 
tionen heraus. Die Hanbdeldinterefien aller Nationen leiden unter dieſem 
ürgerfviege, bejonders aber fühlen Ni die Vereinigten Staaten gejchäbigt, 
theile in ihren ausgedehnten Hanbelöbeziehungen zu Cuba, theild in bem 
vielfachen Eigentum, dad Bürger unferer Republit in Cuba befiken, und 
das fortwährend der Zerftörung und Berwüftung unterliegt. Es liegt uns 
nun bie Frage zur Enticheidung vor: ob wir die Inſurgenten ala eine uns 
abhängige Nation oder mindeſtens als eine Eriegführende Macht anerkennen 
offen. Der Bürgerkrieg währt nun jchon fieben Jahre und zeigt offenbar, 
daß Spanien nicht im Stand ift, die Inſurrection zu unterdrüden. Gleich: 
wohl liegen nad) dem Bölferrechte, das ung allein ala Richtichnur dienen 
muß, nicht die Bebingungen vor, welche es rechtfertigen, bie Unabhängigfeit 
der Inſurgenten, oder —* wenigſtens als teieaführenbe Macht anzuerkennen. 
Es beftebt unter den Injurgenten feine civilxechtliche Organiſation, Tein jelbft- 
fländiges Gouvernement, kein Gerichtähof, feine Verwaltung; bie Inſurrection 
ift von jeder Communication nach außen abgejchnitten, fie Hat keinen Hafen, 
feine Schiffe, und felbft die Form eines geiegmäßig geführten Kri feblt. 
Nur nertmüftungen und Zerftörungen buch Teuer und graufamen Mord find 
die Mittel der Kriegsführung. Meberdie würde eine Anerkennung der Inſur⸗ 
genten unfererjeit3 die Republit in mannigfache Schwierigkeiten verwideln, 
a Spanien zufolge bed Vertrages von 1795 in folddem Falle das Durch 
ſuchungsrecht gegen alle unfere Schiffe geltend machen würde. Allein es 
liegt im Intereſſe der Humanität und der Hanbeldinterefien der Nationen, 
bieten raufamen Bürgerkrieg zu Ende zu bringen, und die fiheren Mittel 
ediation und Sntervention, welche aber nur auf Anrufen des einen 
oder andern Theils ber ftreitenden Parteien von uns mit Unparteilichkeit, 
Gereihtigfeit und Aufrichtigleit ausgeführt werben follen und können.“ 
er ich e Theil der Botjchaft ift die Finanzfrage. Die Einnahmen 
bes leßten Sifcn jahres, das mit dem 30. Juni 1875 endete, betrugen 288,000,051 
Dollars, Bilanz im Bundesſchatz 150,751,694 Dollars, alſo baarer Geſammt⸗ 
vorrath 438,781,745 Dollard, Vie Ausgaben des lekten Fiscaljahres be: 
trugen 274,623,293 D.; ferner an Einlöfung der Nationalihuld 19,405,936 
Dollars, alſo Gefammtausgabe 294,029,229 Dollard. „Nicht genug Gewicht 
kann auf die Wiederaufnahme ber Metallgeldzahlung gelegt werden; ber Gon: 
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greß ſollte fich aller Mittel verfichern, bis zu dem durch Geſeß beftimmten 
Zermin, dem 1. Januar 1879, die Einlöslichkeit des Papiergeldes und die 
Einführung bed Hartgeldes zu erreichen. Ohne biefe Mittel kann ein ges 
junder permanenter Yınanzzuftand des Landes in allen Induſtriezweigen nicht 
eintreten. Das Metaflgeld iſt ber fichere Werthmeſſer im gefammten Welt: 
verkehr. Indem wir lediglich Bapiercourant unter dem Goldwerthe gebrauchen, 
fucht dad Gold, wie jede faufmännifche Waare, benjenigen Markt, wo Nach: 
ra e nach demielben ift. Unſere reichen Minenproducte von Gold und Silber 
u daher das Ausland als beften Markt; wir kaufen alfo alle fremden 
Producte für Gold. Kine Anflation oder Vermehrung des uneinlöglichen 
Papiergeldes muß unbedingt zum Ruin ber Nalionalepre und zur Repudia⸗ 
tion der Nationalſchuld führen. Darum empfehle ich dem Congreß zur ern» 
ften Erwägung, geießlich zu beftimmen: daß dieſes Gouvernements⸗Papier⸗ 
eourant nad) dem 1. Januar 1877 nicht mehr als gejehmäßiges Zahlungs» 
mittel, für Schulden, die nach diefem Termin contrahirt werden, empfangen 
werden muß; daß ferner der Finanzminiſter ermächtigt wird, monatlid 2 
Millionen Gouvernementsnoten gegen Staatöfchuldicheine zu Toll. 3.65 jährs 
lien Zinſen und zum Betrag von 50 big 1000 Doll. eines jeden Scheine? 
umzuwechſeln; daß endlich dem Finanzminiſier die Macht gegeben wird, Gold 
gur endlichen Einlöfung ber Gouvernementsnoten aufzuhäufen und dieſes 
etztere kann ebenfjowohl durch Verminderung der Ausgaben ala hauptfächlich 
durch Erhöhung der Einnahmen geſchehen; in letzterer Beziehung empfehle 
ich bie Bicberberfteifung be3 Zolls auf den Import von Thee und Kaffee, 
der jährlich eine Revenue von 18 Millionen einbringt. Seitdem wir auf 
leßtere Artikel die Zölle aufgehoben, haben jene Länder, von benen wir Thee 
und Kaffee en, einen Zoll des Erport3 zum Beften ihrer eigenen Gaflen 
auferlegt, fo daß unfere Gonfumenten nicht den geringiten Nugen von ber 
hiefigen Aufhebung des Importzolles haben. Sowie wir den Importzoll 
wieder auflegen, find jene Länder gezwungen, ihren Exportzoll aufzuheben, 
wenn fie nicht in dem Handel dieſer Artikel einen für fie felbft nacht heiligen 
Stillſtand herbeiführen wollen.“ Der Präfident faßt am Schluffe die Haupt: 
punkte, welche er dem Congreß zur dringenden Berüdfichtigung empfiehlt, 
dahin zufammen: _ 
1) daß die Staaten verpflichtet werden, gute, freie Volksſchulen für 
jedes Kind zugänglich zu machen; 2) daß Tein religiöfer Sectenunterricht in 
irgend einer freien Staat3s oder Volisſchule die vom Staat oder von öffent⸗ 
N Steuern erhalten wird, ertheilt werden darf; 3) daß der Volksunter⸗ 
richt obligatorifch fei und alle diejenigen, welche nach dem Jahr 1890 nicht 
leſen und jchreiben fönnen, ala des Stimmrechts verluftig gehen; 4) daß 
Kirche und Staat für immer getrennt und jedes frei in feiner eigenen Sphäre 
fein, das Kicchenvermögen aber beftenert werben foll; 5) daß Iicenziirte Ins 
fittlichkeit, namentlich die Polygamie ber Mormonen und die Einfuhr chines 
fiſcher —A für unfittliche Zwecke, ſtreng verpönt werben ſoll; 
6) daß ſolche Geſetze erlaſſen werden, welche eine baldige Rückkehr zu einem 
geſunden Geldcourant, das die Achtung der Welt verdient, fichern. 


12. Dez. Repräſentantenhaus: Blaine, der frühere Sprecher 
des Haufes, einer der Yührer der vepublifanifchen Partei und zuge: 
ftandenermaßen einer der bedeutenditen Candidaten für die Präfi« 
dentenwahl im künftigen Jahre, ftellt den Antrag auf ein Amende- 
ment der Conftitution, die nichts Geringeres bezweckt, als die Kirchen⸗ 
und Schulfrage, deren Regelung bis jekt lediglich den einzelnen 





530 Yereinigte Staalen von Hordamerika. (Dez. 15—22.) 


Staaten obliegt, diefen gänzlich aus den Händen zu nehmen und 
dem Congreß zu übertragen. Es wäre dies eine Neuerung, welche 
ſchon um ihres auf Gentralifation der Bundesgewalt gerichteten 
Charakters halber von außerorbentlicher Tragweite ift, ganz abge= 
fehen davon, daß fie geeignet wäre, den fog. Eulturfampf auch nach 
Amerila zu übertragen. 

Der Antrag wirb vielfach ald ein Verſuch aufgefabt: im Mitbewerb 
um bie Präfidentichaft einen noch hoͤhern Trumpf auszuſpielen. ala es be: 
bereit3 von Grant in berjelben Richtung verjucht worden if. In der That 
gewinnt bie Frage einer britten Präfidenifchaft des Generals Grant fofort 
twieber neues Leben, indem eine Methobiftenverfammlung in Boston alsbald 
land a Grant thatfächlich für eine erneuerte Präfidentichaftscandidatur zu 
em . 


15. Dezember. Repräjentantenhaus: beichließt mit 232 gegen 
18 Stimmen eine Refolution, welche einen dritten Präfidentichaftz- 
termin ausbrüdlich mißbilligt. 

22. Dezember. In Uth a trifft das dortige Bundesgericht eine 
principiell wichtige Entſcheidung, indem es ein Mitglied der bortigen 
Mormonengemeinde wegen Polygamie zu zwei Jahren Gefängniß 
verurtheilt. 


Aeberſicht 
der politiſſien Entwicelung des Jahres 1875. 


Wenn auch nur uneigentlich gejagt werden konnte, daß das 
Jahr 1874 ein mehr oder weniger „langweiliges“ geweſen fei, fo 
läßt fich, doch jedenfall behaupten, daß die politiiche Entwiclung 
des Jahres 1875 ſowohl bezüglich der einzelnen europäifchen Staaten 
als auch und namentlich bezüglich ihrer Verhältniffe unter einander 
eine viel bedeutjamere und vielleicht verhängnißvollere geweſen iſt. 

Sm Großen und Ganzen blieb Europa der, Frieden, wenn 
auch nicht ohne einzelne unruhige Momente, erhalten. Aber das 
Gefühl der Eicherheit vermochte doch niemals und nirgends recht 
die Oberhand zu gewinnen und felbit eine gewiſſe Beruhigung, bie 
nach und nach Rauın zu greifen fchien, machte gegen das Ende de? 
Jahrs durch das plößliche Wiederaufleben der orientalifchen Trage 
fchweren Beſorgniſſen Platz. Das Dreilaijerbündnik, das fich die 
Erhaltung des Friedenz in Mitteleuropa zum Ziel geſetzt hat, trat 
und tritt in feiner Bedeutung gegen Frankreich und allfällige Rache 
gelüfte deafelben allerdings allmälig zurüd, aber nur, um fich der 
viel ſchwierigeren Aufgabe einer gemeinjamen Löfung der orientali= 
chen Frage gegenüber geftellt zu fehen, ohne darüber unter fich 
jeldft zu zerfallen. 

Dad Verhältniß zwiſchen Deutfchland und Frankreich, der 
Kampf des modernen Staates gegen die alten Anfprüche und die 
neuen Anmaßungen des römischen Papſtes und endlich die orienta- 
lifche Verwidelung waren die drei Fragen, welche während des 
Sahres 1875 Europa ala Ganzes politifch vorzugsweiſe bejchäftigten. Die 

Zunächſt und in ber erften Hälfte des Jahres fchien fich der nat. 
Gegenfag zwifchen Frankreich und Deutfchland eher verjchärfen als grage. 
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mildern zu wollen. Die Haft, mit der bie franzöfifche National- 
verfammtung fortwährend bemüht war, das Heeresweſen nicht nur 
zu organifiren, fondern zugleich auch auf eine mehr ala bloß achtungs- 
gebietende Höhe zu vermehren, fo daß die Streitkräfte Frankreich 
für den Kriegafall denjenigen des deutſchen Reiches wenigſtens an 
Zahl nicht nur gewachſen, fondern fogar überlegen wären, erregte 
wiederholt die Aufmerkſamkeit der Regierung des beutichen Reiches 
und erzeugte im weiteren Verlaufe eine allgemeine Beunruhigung in 
Deutichland. Zu einem Theile allerdings war dieſelbe begründet, 
zu einem andern aber doch in bisher nicht hinreichend aufgehellter 
Weiſe Lünftlich und abfichtlich aufgebaufcht und legte fich fchließ- 
lich rajch wieder unter Vermittelung Rußlands. Zunächit wenigften® 
dachte Frankreich wirklich nicht baran, den Krieg gegen Deutichland 
zu erneuern. Seine ganze Aufmerkſamkeit war vielmehr durch bie 
Entwidlung feiner innern Zuftände vollauf in Anspruch genommen. 
Bis zu Ende des Jahres 1874 Hatten die monarchiſchen Parteien 
der Legitimiften, Orleaniften und Bonapartiften in ber National» 
verfammlung die Majorität behauptet und die von Thiers und ben 
vereinigten Tyractionen der Außerften Linken, ber gemäßigten Linken 
und des linken Centrums angeftrebte definitive Geftaltung einer re= 
publitanifchen Berfafjung verhindert. Aber diefelben monarchifchen 
Parteien hatten fich unfähig gezeigt, fich auch nur unter einander über 
die Monarchie, welche fie wieder einführen wollten, zu verjtändigen, 
verfolgten fich vielmehr gegenfeitig mit einem Haffe, der vielleicht 
noch gründlicher war, ala der Haß, ben fie gemeinfam den Anhän- 
gern einer wie immer gearteten Republit wibmeten. Frankreich und 
feine Nationalverfammlung boten daher Jahre lang dag nichts we⸗ 
niger als erhebende Schaufpiel dar, die Republik nicht einführen zu 
wollen und die Monarchie felbft beim beiten Willen nicht einführen 
zu koͤnnen. Sogar über eine genauere Definition und Organifation 
ber von ihnen felbft auf fieben Jahre dem Marfchall Mac Mahon 
als Präfidenten der Republik übertragenen Gewalten konnten fich 
die monardifchen Parteien nicht einigen. So blieb bis Ende des 
Jahres 1874 Alles im Ungewiffen und die verfaffungsmäßigen Zu⸗ 
ftände bes Landes abfolut proviforifche. Den verjchiedenen monar= 
hifchen Parteien war das noch Lieber, ala daß eine der andern den 
Sieg ihres Prätendenten gegönnt ober daß fie der Republik erlaubt 
hätten, fich als die endgültige Berfaffung des Landes feſtzuſetzen. 
Aber den MWünfchen wie den Bebürfniffen des Landes konnte dieſe 
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Ungewißheit auf die Dauer unmöglich entfpredden, wenn fich auch 
die Prätendenten und ihre Anhänger nichts daraus machten. Es 
fonnte Taum zweifelhaft ericheinen, daß die Mehrheit der Franzoſen 
geneigt war, mit der Republif neuerdings einen ernfthaften Verfuch 
zu machen: feit dem Jahr 1871 war die große Mehrzahl der Er- 
gänzungswahlen zur Rationalverfjammlung republitanifch ausgefallen, 
nur eine Minderheit derfelben war den Bonapartiften, keine einzige 
den Legitimiften und feine den Drleaniften zugefallen. Es lag auf 
ber Hand, daß die Zotalerneuerung der Rationalverfammlung ein 
ganz anderes Ergebniß bdarbieten würde, als bieß im Jahre 1871 
der Fall gewejen war. Die monarchiſche Majorität war deßhalb 
in jeder Weile bemüht, diefe Neuwahl Hinauszufchieben, um das 
Heft noch jo lange wie möglich in den Händen zu bebalten und bie 
Aufrichtung der Republik wenigftens noch auf ebenfo lange zu ver 
hindern. Da, in den erſten Tagen bes Jahres 1875, erbarmte fich 
doch eine Kleine Gruppe bes rechten Centrums unter den Abgeorb- 
neten Wallon und Lavergne des Landes, entichloß fich, dem Haren 
Verlangen der entfchieden überwiegenden Mehrheit der öffentlichen 
Meinung fich zu fügen und den vereinigten Fractionen ber Linken 
die Hand zu bieten, um endlich jenen ernjthaften Verſuch mit ber 
Republit machen zu Lönnen. Doch geichah es nur unter ber Be⸗ 
dingung, daß die zu befchließende vepublifanifche Staatsverfaflung 
feine radicale, jondern vielmehr eine confervative im Sinne bes 
Hrn. Thiers fein würde. Die vereinigte Linke ging darauf ein und 
im Laufe des Jahres kam denn auch eine Reihe von Berfaffungs- 
gejeßen zu Stande, welche die Republif als die definitive Staats- 
form conftituirten, wofern wenigſtens die Neuwahlen in ihrer Mehr⸗ 
heit im Sinne und nach den Wünfchen der gemäßigten Republilaner 
ausfallen würden. Am lekten Tage des Jahres 1875 ſchloß endlich 
die Nationalverfammlung ihre Arbeiten und ging augeinander; Die 
Reuwahlen aber, die zu Anfang des Jahres 1876 vorgenommen 
wurden, fielen überwiegend republifanifch aus. Die Kriſis, welche 
feit dem Jahre 1871 gedauert Hatte, fand damit ihre wenigftens 
vorläufige Löfung und diefe Löſung konnte, wie die Dinge lagen, 
dem Frieden nur günftig fein. Denn da jeder der monarchifchen 
Prätendenten, wenn e3 durch irgend welchen Zufall irgend einem 
berjelben gelungen wäre, fih an's Ruder zu fohwingen und ber 
Krone zu bemächtigen, fich für feine Herrichaft doch nur auf eine 
Minderheit und zudem noch eine mehr oder weniger nur ziemlich 
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Heine Minderheit der Nation hätte ftüßen können, jo wäre einem 
folcden, wie er auch hätte heißen mögen, faſt nichts anderes übrig 
geblieben, ala die Nation nach außen zu befchäftigen und die Schwä⸗ 
chen feiner Stellung wo möglich durch Triegerijche Erfolge zu deden 
oder auszufüllen. Die Nepublit allein hat das nicht nöthig, und 
wenn fie fich überhaupt halten und auf die Dauer in Frankreich 
feitfeen will, hat fie im Innern vorerfi mehr als genug zu thun 
und kann vernünftiger Weife nicht daran benfen, ben Frieden, deſſen 
fie bedarf, muthwillig auf's Spiel zu fegen. An ein freundfchaft- 
liches Verhältniß zwiſchen Deutfchland und Frankreich ift auf Jahre 
hinaus nicht zu denken und felbft die Aufrechthaltung des Friedens 
zwifchen beiden ift bei ber Natur des franzöfifchen Volkscharakters 
niemals gefichert, aber die Spannung zwifchen beiden hat wenigſtens 
nachgelaffen und find die Beziehungen vorerft wenigſtens Teidliche ge= 
worden, wozu der franzöfiiche Minifter des Auswärtigen, Herzog 
Decazed, das feinige beitrug. 

Allein alabald trat von bderfelben Seite, von Frankreich ber, 


ultrae sine nee Gefahr für den Frieden Europa's auf den Plan. Sobald, 


montane 


Syrage. etiva um die Mitte des Jahres 1875, die monarchifchen ober fog. 


confervativen Parteien der franzöfiichen Nationalverfammlung fich 
überzeugen mußten, daß fie nicht länger im Stande feien, dem re- 
publifanifchen Andrang und dem Sieg der republifanifchen Verfaſ⸗ 
ſungsideen mit Erfolg zu widerftehen, jo warfen fie ſich, gewiſſer⸗ 
maßen verzweifelnd, dem Ultramontanismus oder Glericaligmus in 
die Arme und zwar mit um fo größerem Erfolge, ala diefer auch 
auf der linken Seite des Haufes eine ganz namhafte Zahl verftedter 
und halber Anhänger zählte und felbft eine Anzahl aufrichtiger Li= 
beraler aus mißverftandenen: Doctrinarismus demjelben in die Hände 
arbeitete. So wurde dem Ultramontanigmus durch Geſetz auch das 
Univerfitätswefen Frankreichs wenigſtens theilweiſe ausgeliefert, nach⸗ 
dem es ihm bekanntlich ſchon früher gelungen war, ſeine Hand über 
den größten Theil der Volksſchulen zu ſchlagen und ebenſo den 
größten Theil des mittleren Unterrichtsweſens an ſich zu reißen. 
Es war dies eine furchtbare Niederlage aller wahrhaft Liberalen 
Anfchauungen, die um fo größer war, als fie nur das lebte Glied 
einer Kette bildete, welche die ultramontane Ngitation durch ihre 
feit dem Kriege in Scene gefeßten zahlreichen Wundererfcheinungen, 
MWallfahrten ımd Vereine aller Art um ganz Frankreich gefchlungen 
hatte, un die moderne Weltanſchauung unb ben modernen Staat 


Heberfigt der politiſchen Entwikelung des Bahres 1875. 535 


wo möglich zu erftiden. Und kaum batte der Ultramontanismus 
da8 Gefeh betr. die Freiheit des niverfitätsunterrichts in der Na⸗ 
tionalverfammlung glüdlich dburchgefebt, fo machten fih auch bie 
Biichöfe alsbald daran, Frankreich mit einem ganzen Netz fog. ka⸗ 
tholifcher Univerfitäten zu überziehen, durch welche die MWiflenfchaft 
und jegliche freie Forjchurig wieder den Anfchauungen und den Aus- 
Iprüchen Roms und des römischen Papftes untertworfen und nad) 
diefen umgemodelt werden follten: -An den erforderlichen Geldmitteln 
fehlte e3 nicht, da die Gläubigen zu diefem Zwecke in Gontribution 
gefeßt wurden, und ebenfo wenig ſchien e8 den neuen Univerfitäten 
an Schülern fehlen zu können, wenn der Clerus die in feine Hände 
gelegten Mittel moralifchen Zivanges rückfichtslos auf die Eltern in 
Anwendung fee. Noch vor Enbe des Jahres 1875 wurden wenig- 
ſtens einzelne Facultäten diefer neuen römifchen Bollwerke eröffnet: 
die ultramontane Partei gab fich bereit? den ausſchweifendſten Hoffe 
nungen bin, ganz Frankreich demnächſt dem römischen Papfte und 
feinen Plänen zu Füßen legen zu können. Die Spibe diefer Pläne 
aber und die ganze Agitation war wefentlich gegen Deutichland ge- 
richtet, da8 an der Spibe bes Kampfes gegen Rom ftand und ge- 
trade in der lebten Zeit bie mwuchtigjten Schläge wider feine An= 
maßungen geführt hatte. Um die Mitte des Jahres 1875 Itanden 
die Ausfichten Roms einen Augenblid ſehr günſtig. Während die 
ultramontane Partei in Deutjchland tro aller Niederlagen, die fie 
im Reichstag und im preußifchen Landtag erlitt, ſcheinbar ungebrochen 
baftand und gerade damals die gewaltigften Anftrengungen machte, 
um gelegentlich der Neuwahlen zum Landtag einen Umfchwung in 
Bayern zu Stande zu bringen und dieſes Land ala gefährlichen Keil 
in das Gefüge des neuen beutfchen Reiches hineinzutreiben, fchien es 
ganz und gar nicht unmöglich zu fein, die romanifchen Nationen 
nach und nach fammt und fonders im Intereſſe des römischen Papftes 
um Frankreich zu ſchaaren und dannzumal mit denfelben und ihrer 
vereinigten Macht gegen Deutfchland anzuftürmen. Frankreich, Die 
größte romanifche Macht, fchien bereits jo viel ala gewonnen. Das 
Scheitern des Verſuchs, die legitime Monarchie unter Heinrich V. 
in Frankreich wieder aufzurichten, war im Batican allerdings als 
eine fchwere Niederlage gefühlt worden, da Heinrich V. fi) ohne 
Zweifel wie fein anderer ala das gefügige, willenloje Werkzeug Roms 
betrachtet hätte, wie er fich denn auch in Frankreich bei der Schwäche 
feiner eigentlichen, der legitimiftifchen, Partei, wenn überhaupt, nur 
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mit Hülfe der Kirche und der Hierarchie würde haben halten fönnen. 
Aber wenn man auch in Rom für Frankreich am Liebften die Rüd- 
fehr zur legitimen Dionarchie gejehen Hätte, im Grunde ift ihm jede 
Regierungsform gleichgültig und recht, wofern fie ſich nur feinen 
Zweden unterordnet. Und warum follte das nicht möglicher Weile 
auch von Seite eines republifanifchen Frankreich zu hoffen ſtehen? 
Für den Augenblid wenigſtens war es wirklich. der Fall, jo weit es 
die Berhältniffe nur immer erlaubten. Auf den Marſchall Mac 
Mahon glaubte man in Rom und nicht ohne Grund zuverläffig 
zählen zu fönnen und das erite Gabinet unter Buffet als Vorſitzen⸗ 
den, das er fich jeit dem Ueberwiegen der republifanifchen Tendenzen 
in der Nationalverfammlung gewählt Hatte, war ein entjchieden cle= 
rical gefärbtes, Buffet felbft ein Werkzeug, wie es ſich Rom nur 
wünfchen konnte. Und hart an der Grenze Frankreichs, in den ſpa⸗ 
nifchen Nordprovinzen, hielt fich der Prätendent Don Carlos troß 
aller Angriffe aufrecht, bigott und beichränft, wie der größere Theil 
der Bevölkerung Nararra’3 und der baskiſchen Provinzen, ganz ein 
Mann nad dem Herzen Roms. Daß er es dazu bringen werde, 
fiegreih in Madrid einzuziehen und fich zum Könige von ganz 
Spanien krönen zu lafjen, war nachgerabde freilich jehr zweifelhaft 
geworden, aber dafür hatte fich die Regierung bed neuen Königs 
Alfons in Madrid, um fich den republifanifchen Parteien gegenüber 
halten und dazu auf die Katholiten jtügen zu Tonnen, bereit erklärt, 
das Goncordat mit Rom von 1851 wieder herzuftellen; Rom aber 
konnte nichts befferes verlangen, faum fogar mehr wünfchen, zumal 
die Madrider Regierung daneben noch von fi) aus eine Reihe von 
Maßregeln in's Wert jete, die ganz im Sinne und im Intereſſe 
- ber römischen Kirche waren. Ganz ebenjo günftig für den römijchen 
Papft lagen die Dinge in Italien nicht; doch war es immerhin 
etwas, daß die italienifche Regierung es neuerdings ablehnte, den 
Kampf wider die Anjprüche der Hierarchie in der energifchen Weife 
Deutichlands zu führen, und daß der römifchskirchlich gefinnte Theil 
der Nation, der fich vom politiichen Leben und Treiben bisher fern- 
gehalten hatte, obgleich er anerkannter Maßen durch jeine Zahl in 
der Lage wäre, ein ſchweres Gewicht in die Wagſchaale zu werfen, 
ed deutlich an den Tag legte, daß er nur auf den Ruf bes Papftes 
warte, um nunmehr thätig in die politifche Arena einzutreten. Je⸗ 
denfall3 ſchwankt Stalien zwifchen Frankreich und Deutichland und 
wird von dem einen nicht minder angezogen als von dem andern, 
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und wenn da3 Papſtthum fich dazu entfchließen könnte, auf Rom 
und feine frühere weltliche Herrichaft, die e8 in der alten Weife 
doch nimmer wieder zu gewinnen vermag, freiwillig und definitiv 
zu verzichten, ſo ftünde dem Frieden zwiſchen Staat und Kirche in 
einer Weije, die von Deutichland auf’3 Außerfte perhorrescirt märbe, 
faum irgend etwas im Wege. Aehnlich aber ift auch die Lage 
Defterreichd. Politifch Tiegt e8 Klar und deutlich im Intereſſe Oeſter⸗ 
reich, fih fo enge ala möglich an das neue deutſche Reich anzu⸗ 
ftreben ; aber bezüglich des Berhältnifies zwiſchen Staat und Kirche 
folgt e8 demjelben doch nur ziemlich von ferne und faft widerwillig. 
Eine große Partei, deren Macht und deren Einfluß ſelbſt unter den 
jegigen Berhältniffen nicht zu unterjchäßen ift, bleibt ſogar Deutfch- 
land im äußerften Grade feindfelig gefinnt und es bebürfte unter 
Umftänden nur einer nicht allzugroßen Verfchiebung der beftehenden 
Zuftände, um diefelbe neuerdings an's Ruder zu bringen. Im Früh— 
jabr 1875, gelegentlich der Zufammentunft des Kaiſers von Oeſter⸗ 
reich mit dem Könige von Italien, jchwirrten denn auch allerlei be= 
unrubigende Gerüchte durch die Luft von einer Annäherung Oeſter⸗ 
reichs und Italiens gegen Deutjchland und feinen augenblidlich do» 
minirenden Einfluß in Mitteleuropa, fowie von einer Annäherung 
beider an Frankreich. Diefelben Haben fich allerdings vorerft nicht 
beitätigt. Aber immerhin ließ fich nicht Täugnen, daß Deutichland 
in feinem Kampfe gegen Rom im Grunde ziemlich allein fiche. 
England ijt und bleibt vorerft gegen die Umtriebe Roms und der 
ultramontanen Partei mehr oder weniger gleichgültig, Belgien ge» 
hört zur Zeit der ultramontanen Partei an, Holland läßt fie in 
faft unbegreiflicher Weife gewähren, die fcandinavifchen Königreiche 
fühlen fich unbetheiligt und ficher: nur Rußland ſteht feit auf Seite 
Deutſchlands gegen Rom, aber für Rußland ift die ganze Trage 
. nur don jehr untergeordneter Bedeutung und fällt für feine Politik 

im Großen und Ganzen gar nicht in's Gewicht. Rom mochte daher 
in der zweiten Hälfte des Sahres 1875 nicht ohne Grund fi) neuen 
Hoffnungen für die Erreichung feiner Pläne hingeben. Doch ber 
Schluß des Jahres 1875 und der Anfang des Jahres 1876 Haben 
alle diefe Hoffnungen wieber vernichtet. Die ultramontane Partei 
ift, neben der jozial-democratifchen, die in Wahrheit revolutionäre 
Partei unferer Zeit, diejenige, welche die beftehenden Zuftände von 
Grund aus zertrümmern möchte, um dafür andere nach ihrem Sinne 
aufzurichten. Die Idee des modernen Staates bat aber bereits 
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überall in Europa die Oberhand geivonnen. Selbſt Spanien, fo 
fehr es auch in vielen Dingen zurüdgeblieben ift, weigerte fich doch 
entfchieden, dem Verlangen der römifchen Curie zu entfprechen, die 
jeit der Vertreibung der Königin Iſabella beftehende Glaubenzfreiheit 
abzufchaffen und bafür die römiſch-katholiſche Glaubenseinheit wieder 
einzuführen. Und zu Anfang des Jahres 1876 gelang es der Armee 
des jungen Königs Alfons auch, bie carliftifche Erhebung in den 
Nordprovinzen zu unterdrüden und den Prätendenten ſelbſt zum 
Mebertritt auf franzöfifcden Boden zu zwingen. In Stalien vers 
Ichärfte fi) der Gegenſatz des Staates zu den Prätenfionen der 
Hierarchie wieder, die Regierung begann, die Gejete auch gegen bie 
leßtere feiter ala bisher zu handhaben und fo lange der Batican 
nicht rund nnd nett, wovon er doch noch fehr weit entfernt zu fein 
fcheint, auf die Wiedergewinnung feiner früheren weltlichen Herr⸗ 
fchaft verzichtet, ift an eine Ausſohnung desfelben mit dem Staate 
nicht zu denken. Oeſterreich ſeinerſeits wurde in der zweiten Hälfte 
des Jahres in fleigendem Maße von den Zuftänden in den benadh« 
barten türfifchen Provinzen in Anfpruch genommen und fieht fich 
mehr ala je veranlaßt, den ruffiichen Tendenzen gegenüber fich feft 
an Deutfchland anaufchließen, zumal es nicht verfennen Tann, daß 
jeder Berfuch, die ultramontanen Sntereffen auch nur momentan zu 
den jeinigen zu machen, gerabezu feine Exiſtenz auf’ Spiel ſetzen 
würde. Deutichland aber Hat den Kampf mit Rom mit einer 
Energie und zugleich mit einer fo klaren Selbftbeichräntung aufge- 
nommen, baß ein Zurückweichen als geradezu unmöglich erfcheint, 
ohne den gauzen feit 1866 und 1870 gefchaffenen neuen Zuftand 
der Dinge in feinen Grundlagen in’? Wanken zu bringen. In der 
jweiten Hälfte des jahres 1875 ſetzte der Ultramontanismug alle 
feine Kräfte daran, in Bayern einen Umfchwung der Dinge zu 
Stande zu bringen, fih in diefem nad) Preußen mächtigfien deut⸗ 
chen Staate neuerdinga des Ruder zu bemächtigen und dann von 
da aus einen trennenden Keil in das immer feiter werdende Gefüge 
des deutſchen Reiches Hineinzutreiben. Allein auch diefe Hoffnung 
follte zu Waſſer werden: der Sieg der Ultramontanen bei den Neu- 
wahlen zur bayerifchen zweiten Kammer war ein fo geringfügiger, 
daß ſich damit nur wenig anfangen ließ, und brach fi im erften 
wuchtigen Anlauf an dem entjichiedenen Willen des Königs, der im 
rechten Moment immer das Rechte zu treffen fcheint. Trotzdem fteht 
die ultramontane Partei im Reich fowohl ala in den Ginzelflaaten 
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äußerlich noch immer ungebrochen da. Allein ob dieß auch inner- 
ich der Tall fei, ift eine andere Frage. Der Härtefte Schlag jedoch 
traf fie in Frankreich. Es ſchien wohl in den letzten Jahren, ala 
ob der Ultramontanigmu3 mit feinen Wallfahrten und anderen De- 
monftrationen aller Art das Land überwuchert habe, aber es fchien 
doch nur fo, weil die Regierung unter Thiers feinen Agitationen 
nicht energifch entgegen zu treten gewagt, nachher aber unter Mac 
Mahon, Broglie und zumal Buffet diefelben vielmehr in jeder Weife 
begünftigt Hatte. Indeß wenn auch zurüdgedrängt, war der alte 
franzöfifche Geift doch nicht eingefchlafen und noch weniger ſchon 
ausgerottet. Kaum war die Nationalverfammlung von 1871 endlich 
in den lebten Tagen des Jahres 1875 auseinander gegangen, fo 
zeigten ſchon die Neuwahlen zur Deputirtenfammer und zum Senat, 
daß die Macht der Hierarchie und des Ultramontanismus eine viel 
geringere fei, ala e8 bißher gejchienen hatte: eigentliche, ausgeſprochene 
Ultramontane gelangten nur in geradezu verjchwindender Zahl in 
beide große Staatsförper. Und kaum hatte fich das erjte wirklich 
liberale und republifanifche Minifterium Ricard gebildet, fo beichloß 
es auch ſchon und faſt vor allem Andern, den Kammern durch den 
Unterrichtsminifter Waddington eine Vorlage zu machen, durch welche 
dem verhängnißvollen Geſetz über die fog. Freiheit des Univerfitätg- 
unterricht? wenigften® die clericale Spike abgebrochen werden follte 
und zugleich dem Lande angekündigt wurde, daß die Regierung ent» 
fchloffen jei, dem Laien⸗- oder Staatsunterricht von der Volksſchule 
an big zu den Univerfitäten ganz ander? als bisher unter die Arnte 
zu greifen und daß dafür große Summen erforderli wären und 
auch vom Lande gefordert werden würden. Bis jebt ift diefe Vor— 
lage in den Kammern noch nicht zur Entjcheidung gefommen. An 
ihrer fchließlichen Annahme ift indeß kaum zu zweifeln und ebenfo 
wenig, daß Regierung und Kammern fich die Hände reichen werden, 
um die in den lebten Jahren üppig aufgefchoflenen hierarchiichen 
Anmaßungen und clericalen Agitationen energifch einzudämmen. Eine 
Art Eulturfampf, d. H. ein Kampf des Staates gegen die Ueber⸗ 
griffe der Kirche fteht auch für Frankreich in ziemlich ficherer Au2- 
fit. In welcher Art berfelbe fich entfpinnen und geführt werden 
wird, fteht dahin; in der Weife Deutfchlands wird es allerdings 
taum der Fall fein. Aber Zweierlei fteht jet ſchon feit. Die Hoff. 
nung Roms, aus Frankreich mit der Zeit den Knoten- und Angel» 
puntt einer römifch-Ffatholifchen Liga gegen den modernen Staat 
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und zunächft gegen Preußen und das neue deutjche Reich machen zu 
fönnen, ift vorerft vereitelt, und wenn die Entwidelung in Srrant- 
reich fo fortgebt, wie es jet den Anfchein bat, jo wird fi) in diefen 
Dingen auf diefe oder jene Weile vielmehr ein Berührungspuntt 
zwiſchen Frankreich und Deutichland herausmwideln, ber wie fein an« 
derer geeignet wäre, den Gegenſatz zwifchen beiden zu mildern. 

Auf diefe Weife bat die Spannung zwiſchen Deutichland und 
Frankreich, die feit dem Kriege den Grundton ber europäiſchen Po⸗ 
Titit angegeben hatte, wenigfterd momentan und allem Anfchein nach 
für einige Zeit nachgelaflen, da Frankreich vollauf zu thun bat, fich 
auf feiner neuen republifanifchen Grundlage liberal und zugleich 
conjervativ einzurichten, Deutichland aber feinerjeit? nicht daran 
dentt, Frankreich in diefem Bemühen irgendivie zu hindern oder auch 
nur zu beirren, und ift gleichzeitig die Gefahr, daß Frankreich fich 
ben Intereſſen der römiſchen Curie dienftbar mache und daß es 
früher oder fpäter unter dieſer Form zu einem neuen Zufammenftoß 
mit Deutfchland kommen könnte, vorerft aus dem Wege geräumt. 
Noch mehr aber allerdings iſt der Gegenſatz zwiſchen Frankreich und 
Deutichland in den Hintergrund gedrängt worden durch das Wieder- 
aufleben der orientalifchen fyrage feit der Mitte des Jahres 1875, 
durch welches die Blide Europa’3 mehr und mehr vom Weften ab- 
gezogen und nach dem Oſten gelenkt werden find. 

Seit dem Abſchluß des fog. Dreikaiferbündniffes im Sabre 
1872, das neben Anderem wejentlich auch darauf berubte, die orien- 
talifche Frage und die bezüglich derjelben widerftreitenden Intereflen 
Rußlands und Defterreichd ruhen zu Iafien, hatte die Türkei fich 
von Außen einer relativen Ruhe und Unangefochtenheit erfreut und 
einer Friſt genoflen, die fie hätte benützen follen. Sie hat fie jedoch 
nicht und in feiner Weife benüßt. Statt irgend ein Regierungs- 
ſyſtem, hätte e8 nun fein mögen, welches e3 wollte, feſtzuhalten und 
confequent durchzuführen, gefiel ſich der Sultan darin, feine Mi«- 
nifter und bie ſämmtlichen höheren Beamten des Reichs ohne jeden 
Plan nach reiner Laune alle paar Monate zu wechſeln, fich ſelbſt 
ber unfinnigften Verſchwendung Hinzugeben und die Provinzen der 
Ausbeutung und dem Drud der Statthalter und ihrer Beamteten 
zu überlafien. Die nächfte Folge diefer geradezu unfinnigen Wirth» 
ſchaft war, daß die Finanzen, die Grundlage jedes geordneten Staats- 
weſens, in Unordnung und mit rafender Schnelligkeit in Verfall 
geriethen. Noch zur Zeit bes Krimmkrieges hatte die Türkei kaum 
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nennenswerthe Schulden aufzuiweifen. In den zwanzig Jahren jeit- 
ber bäufte fie dagegen Schulden auf Schulden und brachte e8 bis 
zum Sabre 1875 glüdlich dahin, daß die gefammten Staatgeinnah- 
men nur noch gerade bafür außreichten, die Zinfen der Staatsſchuld 
und die Eivillifte des Sultans zu bdeden, für die Bedürfniſſe der 
Staatsverwaltung aber nicht? oder fo viel wie nichts übrig blieb 
und dieſe nur mit Hülfe jährlich zu machender neuer Anleihen fort» 
geführt werden konnte. Da nun aber die Contrahirung neuer Schul- 
den begreiflicher Weife von Jahr zu Jahr fchwieriger wurde, fo er= 
hielten die Statthalter der Provinzen forttwwährende Weifungen, aus 
diefen möglichft viel und immer mehr zu erprefien, und da alles 
zufammen doch nicht außreichte, den Bebürfniflen bes Staatsſchatzes 
zu genügen, Tieß die Regierung den Sold ber Truppen und ebenfo 
die Befoldungen der Beamten nach und nach um viele Monate in 
Rüdftand geratben. Die Wirthichaft war nachgerade eine jo un 
finnige und tolle, daß der fühle Beobachter urtheilen mußte, Die 
- Türkei werde früber oder fpäter unausweichlich an ihren Finanzen 
zu Grunde gehen. War die Türkei fchon jebt, mitten im Frieden 
und da fie, wie feit langer Zeit nicht mehr, fich ſelbſt überlaffen 
blieb, nicht im Stande, ihren Bebürfniffen ohne immer neue An- 
lehen zu genügen, wie mochte fie im Stanbe fein, irgend welchen 
außerordentlichen VBerhältniflen Front zu machen, zumal da bie eu⸗ 
ropäifchen Börfen für türkifche Anlehen immer fchwieriger wurden 
und dem europäifchen Publitum fchließlich doch die Augen aufzu- 
geben anfingen über den Schwindel, den gewiflenloje Bankiers feit 
Sabren mit den ZTürkenloofen getrieben Hatten? Dieſe Zuflände 
aber traten um die Mitte des Jahres 1875 für die Türkei wirklich 
ein. Die Bebrüdungen, welche die türkifchen Beamteten fich in ber 
Herzegowina und zufammen mit den eingebomen Begs in Bosnien 
erlaubten, führte zu der genannten Zeit zu einer Infurrection erjt 
in der Herzegowina und bald darauf auch in Bosnien. Gin offen- 
bar nicht geringer Bruchtbeil der Bevölkerung verließ in Folge des 
Steuerdruds und der willkürlichen Behandlung von Seite der Türken 
feine Dörfer; Sreife, Weiber und Kinder flüchteten mit ihrem Vieh 
und ihren Habfeligleiten auf öſterreichiſches und montenegrinijches 
Gebiet, während ‚die wafjenfähigen Männer fi) in die Schluchten 
der Gebirge zurüdzogen und von bier aus einen Kleinen Krieg gegen 
die Türken eröffneten. In Konftantinopel hielt man die Sache An⸗ 
fangs für nicht bedeutend und nicht gefährlich, und meinte, daß die 
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Inſurrection von den Truppen leicht niedergefchlagen werben fünne. 
Allein es zeigte ſich bald, daß diefe Hoffnung eine grundloje war, 
einnal, weil den Infurgenten von ihren Stammesgenofien in Mon= 
tenegro und Serbien bald zahlreiche Freiwillige zuzogen unb ihnen 
fogar aus dem djterreichifchen Dalmatien von der ihnen gleichfalls 
ftammverwandten Bevölkerung alle nur mögliche Unterftäßung ge= 
währt wurde, und dann, weil die Anzahl der türfifchen Truppen 
in den beiden Provinzen nur eine ſehr beſchränkte war, die türkiſche 
Regierung aber, eben aus finanziellen Gründen, Anftand nahm, 
weitere Truppen aus -entlegeneren Provinzen berbeizuziehen und in 
die bedrohten Gegenden nachzufchieben. Als fie fich aber dazu ent⸗ 
ſchloß, war e8 bereit# zu jpät, der Sache ein fchnelles Ende zu machen. 
Die Injurgentenfchaaren Hatten fich inzwiſchen verzehnfacht, eine 
Reihe der ſchwachen türkifchen Beſatzungen angegriffen und über- 
wältigt, und in den Päflen und Schluchten des Landes feite Stel- 
lungen bejeßt, aus denen fie nicht fo Leicht binauzgetrieben werden 
fonnten. Die Bewegung aber Hatte auch Serbien und Montenegro 
ergriffen. In beiden nabın die Bevölkerung laut und entjchieden 
Partei für die Infurgenten und war bereil, mit aller Macht in den 
Kanıpf gegen die Türken einzutreten. 

Diefe Vorgänge zogen aber nicht nur Serbien und Monte= 
negro, fondern namentlich auch Defterreih von allem Anfang an 
in Mitleidenfchaft, zumal die Flüchtlinge aus der Türkei bald 
auf viele Tauſende ftiegen und die Mildthätigleit der Bevölkerung 
Dalmatien ſowohl als ber dfterreichifchen Regierung in Anſpruch 
nahmen. Doc begnügte es fich, zunächft einige Truppen nachzu⸗ 
ſchieben und die Grenze fchärfer ala bisher zu überwachen. Als aber 
die Infurrection augenfcheinlih an Beſtand gewann und es klar 
wurde, daß die Türkei außer Stand fei, diejelbe raſch wieder zu 
unterdrüden, auf der andern Seite aber ſich die Gefahr aufthat, 
daß Serbien und Montenegro offen und mit geordneten Truppen 
den Kampf gegen die Türken aufnehmen könnten, beichloflen bie feit 
1872 zu Aufrechthaltung des europäifchen Friedens verbündten drei 
Kaifer von Deutichland, Defterreich und Rußland, die Sache ihrer- 
feitö in die Hand zu nehmen, um fie nicht etwa zu einem Wieder- 
aufleben der orientalifchen Frage heranwachſen zu laſſen. In 
eriter Linie begnügten fie fich jedoch damit, der Pforte ihre Vermitt⸗ 
lung zwiſchen ihr und den Inſurgenten anzubieten. Noch wähnte 
dieje, ſich jelber Helfen zu können, und lehnte das Anerbieten ab, 
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befann fich aber wenige Tage fpäter doch eines Beſſeren und nahm 
es an. Die nächjten europäifchen Conſuln wurden nunmehr beauf- 
tragt, fih mit den türkifchen Behörden in Moftar und mit den 
Sinfurgentenchefs in’3 Benehmen zu feßen; aber der Verfuch fcheiterte 
daran, daß zwar die Türken geneigt ſchienen, auf gewiſſe Eonceffionen 
an die unzufriedene Bevölkerung der Herzegowina einzugehen, die 
Infurgenten aber ihrerſeits erklärten, fich auf folche nur unter der 
Bedingung einlaflen zu können, wenn die europäiſchen Mächte eine 
Garantie übernähmen, daß diejelben von den Türken auch wirklich 
gehalten würden. Darauf glaubten fi) die Confuln nicht einlaffen 
zu dürfen und fahen fich daher gendthigt, den Ereigniſſen ihren 
freien Lauf zu laſſen. Die drei Kaifermächte aber verhandelten unter 
fi) weiter über Maßregeln, welche geeignet fein mochten, die Auf: 
ftändifchen wieder zur Rückkehr unter die Botmäßigfeit der Pforte 
zu vermögen, und thaten inzwifchen alles, was in ihren Kräften 
jtand, Serbien und Montenegro vom Eintritt in den Krieg abzu— 
halten. Das Lebtere gelang ihnen auch, obwohl nicht ohne Mühe, 
Die Anfurgenten blieben auf ihre eigenen Kräfte beſchränkt und 
fämpften bis zum Schlufie des Jahres mit wechjelndem Erfolge 
gegen die Türken, am Schlufle desfelben Tieß fich jedoch eher eine 
Zunahme als eine Abnahme ihrer Kräfte conflatiren. Die Ber: 
handlungen aber der drei Kaifermächte über die von der Pforte bes 
hufs dauernder Pacification der Provinzen zu fordernden Maßregeln 
zogen fich bis zum Schluffe des Jahres Hin, bevor fie fich allfeitig 
geeinigt hatten. 

Inzwiſchen hatte die Inſurrection für die hohe Pforte noch 
eine ganz andere, viel verberblichere Yolge, als bloß die, daß fie 
diefelbe vorerft nicht zu bewältigen vermochte. Als fie fich endlich 
dazu entfchloß, ihre Truppen in der Herzegowina und in Bosnien zu 
verjtärfen und außerdem weitere Truppen dazu beftimmte, Serbien 
und Montenegro im Zaume zu halten, und dafür Truppen aus 
Afien berbeizufchaffen genöthigt war, mußten dazu alle nur irgeud 
vorhandenen Geldmittel verwandt werden, und mußte fie endlich 
darauf verzichten, Europa durch ein künſtlich arrangirtes Budgel, 
durch ihre angeblich unerfchöpflichen Hülfgmittel und den Hinweis 
auf ihre unzmweifelhafte Zahlungsfähigkeit zu täufchen. Anfangs 
Oktober jah fie fich gendthigt, fich geradezu bankerott zu erklären, 
indem fie die Zinfen ber Staatzjchuld auf die Hälfte berabjekte. 
Zwar verjprach fie auf’3 beftimmtefte, die eine Hälfte der Intereſſen 
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pünttlich zu bezahlen und die andere in fünf Jahren nachzubolen. 
Allein Riemand täufchte fih darüber. Da von diefem Moment an 
ein größeres Anlehen in Europa abjolut unmöglich geivorden var, 
in Konftantinopel felbft aber ihr nur die Contrahirung Tleinerer 
Summen auf kurze Zeit und gegen augenblidliche Sicherheit ge= 
währt wird, fo ftellte fi) der Bankerott unter den obwaltenden 
Umftänden ala ein vollftändiger dar. Die allgemeinen Verwaltungs 
foften des Reichs, die außerordentlichen enormen Summen, welche ihr 
der Aufftand in der Herzegowina und Bosnien und die Nothwendig⸗ 
feit, einem allfälligen Kriege mit Serbien und Montenegro gerüftet 
begegnen zu können, endlich die Givillifte des Sultans verurfachen, 
verichlingen die ordentlichen und regelmäßigen Einkünfte des Reich? 
gänzlich oder doch nahezu gänzlid. Die Türkei wird fchiverlich je 
mehr in der Lage fein, irgend welche Intereflen ihrer Staatsfchuld 
zu bezahlen. Der Eindrud jener Thatfache und diefer Ausficht auf 
die Öffentliche Meinung von Europa war ein gewaltiger und nach- 
haltiger. Die Türkei verlor die Sympathie, die noch zur Zeit des 
Krimmkrieges in weiten Kreifen für fie lebendig gewejen war, ab⸗ 
gefehen von Oeſterreich, faſt gänzlich. Selbft in England wurde fie 
jett von der Öffentlichen Meinung aufgegeben, und wenn auch die 
englifche Regierung nicht jo weit ging, fo ſchloß diejelbe Doch we⸗ 
nige Wochen jpäter mit dem Khedive von Aegypten einen Vertrag 
über die noch in feinem Befite befindlichen Suezcanal-Actien ab, 
der von aller Welt dahin aufgefaßt wurde, daß England den nahen 
Bufammenbruch des ogmanischen Reiches zum mindeſten für möglich 
erachte und ſich für diefen Fall den Seeweg nad Dftindien zu 
fihern entjchloffen fei. Das Jahr 1875 fchloß nach diefer Seite 
bin unter Umjtänden, welche die Erhaltung des Friedens lediglich 
auf der Erhaltung des bisherigen guten Einverftändnifles unter den 
brei Kaifermächten berubend erfcheinen ließen, genauer gejprochen 
darauf, daß es Deutichland und dem beutjchen Reichskanzler gelinge, 
die widerftreitenden Intereſſen Rußlands und Defterreich® bezüglich 
der orientalifchen Frage zu verfühnen. Bis jebt ift ihm das aller- 
dings gelungen; ob es aber auch weiterhin der Tall fein wird, ift 
fehr fraglich geworden. Der zweite Verfuch der Mächte, zwiſchen 
der Pforte und ben Inſurgenten zu vermitteln, der darin beiland, 
von der Pforte genau definirte Goncejfionen an die Bevöllerungen 
der Herzegowina und Bosnien? zu verlangen, gelang zwar injofern, 
als jämmtliche Großmächte, England inbegriffen, die bießfällige 
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Note Andraſſy's unterftüßten und daß die Pforte die Forderungen 
Europa’3 mit einigen Modificationen principiell zugeftand, feheiterte 
aber jchlieglich daran, daß weder die Pforte noch die Infurgenten 
auf den zu Ausführung. der Reformen und behufs Rückkehr der 
zahlreichen Flüchtlinge unerläßlichen Waffenftillftand eingingen, jo 
daß die Infurreetion ihren Fortgang nahm, mit wechfelnden Er⸗ 
folge wie bisher, und auch Serbien und Montenegro weiter rüfteten, 
um im geeigneten Augenblid ihrerjeit3 Tosbrechen zu können. Auch 
der zweite Vermittlungsverfuch der drei Kaifermächte war mißlungen. 

Eon kam der Mai des Jahres 1876 heran, ber fih für bie 
weitere Entwidelung der ganzen Frage entſchieden verhängnißvoll 
geftalten follte. Zu Anfang desfelben traten die Kanzler der drei 
Kaifermächte gelegentlich der Durchreife des xuffiichen . Czars in 
Berlin zufammen, um fich über einen dritten Vermittlungsverſuch 
zwifchen der Pforte und den Infurgenten zu berathen. Sie einigten 
fi) auch dießmal wieder, indeß, wie es fcheint, nicht ohne Schwie- 
tigfeiten, und legten ihre Anfchauungen und Forderungen in einem 
fog. Memorandum nieder, das aber bereit? nicht mehr aus ber 
Feder des Defterreicherd Andraſſy, ſondern aus derjenigen des Ruſſen 
Gortſchakoff ſtammte. Das Schriftſtück iſt ſeinem Wortlaute nach 
nicht bekannt geworden. Die Integrität der Pforte ſollte auch durch 
dieſen dritten Schritt der drei Kaiſermächte nicht in Frage geſtellt 
werden, dagegen gingen die Zumuthungen derſelben an die Pforte 
wieder um einen erheblichen Schritt weiter Das Memorandum 
wurde den drei übrigen Großmächten mitgetheilt und ſollte, ſobald 
dieſelben ihm ihre Zuſtimmung ertheilt haben würden, der Pforte 
von allen unterſtützt übergeben werden. Italien erklärte auch 
ſofort ſeine Zuſtimmung zu demſelben, Frankreich wenigſtens halb 
und halb, aber England, das der Note Andraſſy's noch zugeſtimmt 
hatte, verweigerte dem Memorandum Gortſchakoffs ſeine Unterſtützung. 
Und damit begnügte es ſich nicht. Zu derſelben Zeit, da die drei 
Kanzler in Berlin tagten, waren die Confuln Deutfchlands und Frank⸗ 
reichs in Salonichi von fanatifchen muhamebanifchen Volksmaſſen 
ermordet worden, und hatten in Konftantinopel die Softas durd) 
eine drohende Demonftration vom Sultan die Abfegung des angeb- 
lich oder wirklich ruſfiſch gefinnten Großveziers Mahmud Pafcha’s, 
fowie des Scheich-ül-Yslam erzivungen. Beide Ereignifje machten 
in Berlin und in Konftantinopel großen Eindrud. In Berlin be= 
fchloffen die drei Mächte fofort, anfehnliche Flottengeſchwader an 
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die türkifche Küfte zu fenden und in Konftantinopel geriethen die 
Botfchafter der Mächte in den größten Schreden, ald ob eine all« 
gemeine Niedermebelung der Ehriften zu befürchten wäre. Jetzt be⸗ 
orderten auch Frankreich und Stalien Flottengeſchwader in den 
Archipel und alle vereinigten fich dazu, von der Pforte für den 
Mord der beiden Conſuln eine eclatante Genugthuung zu fordern. 
Die Pforte befand ſich augenblidlich in überaus fchwieriger Lage, 
zumal fie entjchloffen war, die Yorderungen des ruffiichen Memo- 
randums ihrerjeit3 entfchieden abzulehnen. "Da trat unerwartet eine 
Wendung ein. England Tehnte nicht nur die Unterftühung des 
Gortſchakoff'ſchen Memorandums feinerfeit3 ab, wollte fi auch auf 
eine allfällige Modification refp. Milderung desfelben nicht einlafien, 
fondern ſchickte feine Flotte in die Belifa-Bay, um Konftantinopel 
gegen einen möglichen Handſtreich Rußlands zu fchüßen. Diefelbe 
Yangte daſelbſt am 26. Mai 1876 an und fchon vier Tage nachher 
erfolgte eine Palaft-Kevolution in der türkiſchen Hauptftadt, durch 
welche der Sultan Abdul⸗Aziz auf einen einftimmigen Beichluß des 
Minifterrathe Hin und unter Zuftimmung des Scheich-ül-Ialam 
bes Thrones entjeßt und fein Neffe Murad ala Murad V. ftatt 
feiner auf denfelben gefeßt wurde. Der entttäronte Sultan jtarb 
wenige Tage nachher, wie officiell behauptet wird, durch Eelbftmord 
im Wahnfinn, wie eg jedoch faſt wahrſcheinlicher ift, eines gewaltſamen 
Todes. Die ganze Umwälzung war im Uebrigen eine durchaus un 
blutige: die Regierung, die Truppen und die Öffentliche Meinung 
der Hauptjtadt waren darüber einverfianden, daß Abdul Aziz ge= 
radezu unmöglich geworden fei, wenn das Neich nicht mit fchnellen 
Schritten zu Grunde gehen folle.. Bon dem noch ziemlich jungen 
neuen Sultan, der eine gewille europäifche Bildung befiten ſoll, 
wurde allfeitig das Beſte gehofft, obgleich derfelbe im Harem er⸗ 
zogen und feither von feinem Obeim forgfältig von den öffentlichen 
Gefchäften entfernt gehalten worden war. 

Das entichiedene Auftreten Englands für die Türkei und gegen 
Rußland und die Thronummwälzung in Konftantinopel veränderten, 
wenigftend für einen Augenblid, die Situation wie mit Ginem 
Schlage. Die Türken hatten fich felber geholfen und fchienen Bielen 
num doch wieder lebenzfräftiger zu fein, als fie gemeint hatten. Bon 
dem neuen Sultan verjprach man fich goldene Berge: Sparfamteit, 
Ordnung der Finanzen und tief greifende Reformen zu Gunften der 
Zürfen felber wie der Rajahs, ja fogar eine Art Berfaffung mit 
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einer Rotablenverfammlung, wo nicht gar einem türfifchen Parla- 
ment, dag ein fejter Damm fein würde, um nicht wieder in die alte 
Willkür und Zerrüttung zurüdgufinken. Die Rußland feindfeligen Ele 
mente in ganz Europa, namentlich aber in Wien, machten die gewal« 
tigften Anftrengungen, un die Oberhand zu gewinnen. Die Türken, 
behaupteten fie, jeien noch vollfommen lebensfähig, wenn man ihnen 
nur freie Hand lafje gegen die Handvoll Infurgenten und ihre Be: 
ſchutzer und Zeit, ihr Staatsweſen felber neu zu ordnen; Rußland 

allein jei der Störenfried, der die ganze Sinfurrection in der Her: 
zegowina und Bosnien angerichtet habe, der feine ſchützende Hand 
über Serbien und Montenegro ausſtrecke, fie nach Belieben bald 
antreibe, bald wieder zurüdhalte, ber feine alten Pläne offenbar 
nur in anderer Form twieder aufgenommen babe, um dießmal, ohne 
ſelbſt in's Feld zu rüden, die Türkei zu Tode zu Heben. Diefe ganze 
türfenfreundliche und ruflenfeindliche Strömung flammerte fich enge 
an England an: an England follten fich Frankreich und Italien an« 
ichließen, von ihnen Tefterreich für eine entjchiedene Politif gegen 
Rußland gewonnen und durch diefe neue Duadrupelallianz die Tripel« 
allianz der drei Kaiferreiche gejprengt, Rußland aber volllommen 
ifolirt werden, da Deutichland zugeftandermaßen im Orient feine 
direkten Intereſſen zu verfolgen habe und ficher nicht geneigt fein 
werde, für Rußland die Kaftanien aus dem Teuer zu Holen. 

Der Plan Hat doch nur fehr geringe Ausficht auf Verwirk⸗ 
lichung und erfcheint lediglich ala ein Kind des Augenblicks. Eng⸗ 
fand mag wohl entjchlofjen fein, Rußland eine energifche Warnung 
ertbeilen zu wollen, aber daß e3 geneigt und bereit fei, Rußland 
zum Stiege geradezu herauszufordern, ift mehr ala unwahrſchein⸗ 
lich ; Frankreich fcheint zwar dahin zu ftreben, die alleinige Rege- 
Yung ber orientalifchen Frage, wie fie jebt liegt, den drei Kaiſer⸗ 
mächten aus den Händen zu nehmen und wo möglich auf eine Con⸗ 
ferenz aller Mächte zu übertragen, dagegen paßt eine Eoalition gegen 
Rußland keineswegs zu feinen bisherigen Anſchauungen und Hoffnun- 
gen bezüglich Rußlands und fo ſchwankt es vorerſt unficher zwifchen 
England und den Oftmächten; Oeſterreich aber dürfte fich zweimal 
befinnen, bevor es fich von feinen bisherigen Verbündeten trennt, um 
ben Krieg, den ed um jeden Preis vermeiden will, erſt vecht und 
gewwiflermaßen gewaltfam herbeizuführen. An der Anerkennung des 
neuen Sultans Seiten? aller Mächte, Rußland nicht ausgenommen, 
ift nicht zu zweifeln, und ebenfo ift die Weberreichung des Gortſcha⸗ 
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koff'ſchen Memorandum an die Pforte vorerſt felbfiverftändlich fiftirt 
worden. Aber daß fi) die Sachlage weſentlich geändert habe, Tann 
nicht zugeitanden werden. Die Lage der Türkei mag fich durch die 
Umwälzung in SKonftantinopel in gewiflen Beziehungen gebeflert 
haben, in andern dagegen dürfte fie nur ſchwieriger und für fie 
felber gefährlicher geworden fein. 

E3 Tann zugegeben werden, daß Rußland auf feine alten 
Pläne bezüglich der europäifchen Türkei nicht verzichtet hat, daß es 
fowohl in der Herzegowina und in Bosnien ala in Serbien und 
Diontenegro feine Hand im Spiele Hat, und daß e8 in Konſtanti— 
nopel jelbjt durch Ignatieff ein doppeltes Spiel fpielt. Aber man 
muß unterfcheiden zwischen dem, was es offen und offiziell verlangt, 
und dem, was es im Geheimen anftreben mag. Was Rußland offen 
verlangt und was es offen mit Hülfe der beiden andern Kaifer- 
mächte zu erreichen fucht, ift ein menfchenwürdigeres Dajein für 
feine Glaubens- und Stammesgenofien in der Türkei, und dieſes 
Begehren ijt ein berechtigte. Es ift wahr, die Inſurgenten in der 
Herzegowina und in Bosnien find Halbbarbaren wie die Türken 
und ftehen an ECharaktereigenjchaften nicht über, fondern unter den- 
felben: aber die Zulunft, darüber Tann Tein Zweifel fein, gehört 
früher oder fpäter doch ihnen, während die Türkei fich wenigjtens in 
Europa entfchieden überlebt Hat. Die Dreifaiferallianz ift noch 
keineswegs gefprengt. Die drei Mächte werben vorerjt zujehen und 
rubig zuwarten, bis, vielleicht ſchon in ſehr Furzer Zeit, das Stroh⸗ 
feuer zu Gunften der Türkei verraucht fein und die augenblicklich 
offenbar über das Ziel hinausſchießende Strömung wider Rußland 
fich gelegt haben wird, und dann das von ihnen in die Hand ge« 
nommene Werk einfach wieder aufnehmen. 

Wo die Ummwälzung in Konftantinopel — eine bloße Palajt- 
Revolution ift e8 allerdings nicht — ſchließlich hinaus will, das ift 
noch vulllommen ungewiß. Zwei Männer und zwei ſehr verichie- 
dene Elemente, haben zur Enttbronung des Sultan? Abdul Aziz 
zufammengewirft, das jungtürkifche, durch Mithad Pafcha, und das 
alttürkiſche, durch Huflein Avni Paſcha repräfentirt. Beide wollten 
zuſammenwirken, um das Gortichatoffichde Memorandum abzuleh⸗ 
nen oder doch nur unter Bedingungen anzunehmen, bie einer Ableh- 
nung tbatfächlich gleichlommen. Nunmehr aber gehen ihre Wege 
augeinander: Mithad Pafcha ift für durchgreifende Reformen, unter 
Umjtänden fogar für eine gewifle Gleichſtellung der Ehriften mit 
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den Türken, Huflein Avni dagegen will von Reformen nicht? willen, 
fondern, zunächft wenigjten® den AInfurgenten und den beiden Va⸗ 
fallenftaaten gegenüber, alles auf die Spitze des Schwerte ftellen ; 
und da in den Kiften und SKaften bes entthronten Sultans zwar 
nicht die eriwarteten Echäte, aber doch einiges Geld gefunden worden 
ift, fo hat er vielleicht Ausſicht, mit feiner Anficht durchzudringen. 
Beide find für „Regeneration” der Türkei, aber auf fehr verfchie- 
denen Grundlagen, die ich abfolut* nicht vereinigen laflen. Im 
Islam ift das religiöfe und das politifche Element unmöglich 
zu trennen: der ächte Muhamedaner befehrt entweder den Anders⸗ 
gläubigen mit dem Schwerte in der Hand, oder er läßt ihn tole= 
rant gewähren, indem er e8 unter feiner Würde erachtet, fi) um 
feinen Glauben zu befümmern ; ihm aber gleiche politifche und 
foziale Rechte mit fich felber einzuräumen, daran denft er auch nicht 
von ferne. Einer Regeneration der Türkei auf diefer Grundlage 
fann Europa unmöglich ruhig zufehen, und wenn Huffein Aoni in 
Konftantinopel die Oberhand gewinnen follte, jo wird Europa ges 
jwungen fein, ihm gewaltfam in den Arm zu fallen. Nicht geringer 
indeß find die Schwierigkeiten, denen ſich Mithad gegenüber jehen 
dürfte. Eine Regeneration des Türkenthums auf europäifcher Grund- 
lage ift eine Contradictio in adjeeto, ein Verſuch, der nothiwendig 
Icheitern muß und nur dazu führen Tann, die Zerrüttung, der die 
Türkei anbeimgefallen ift, zu befchleunigen. 

Sn beiden Fällen jcheint eine Intervention der drei Kaifer- 
mächte unaugweichlich, um ben gerechten Beitrebungen Rußlands ein 
Genüge zu thun, weitergehenden Plänen desfelben aber zuvorzukom⸗ 
“ men oder folche hintanzubalten. Können fie fich dazu nicht ent» 
ichließen oder werden fie daran durch den Widerfpruch Englands 
und die Intriguen Frankreichs verhindert, fo treibt die orientalifche 
Frage nothiwendig einem Kriege zwiſchen Rußland und Oeſterreich 
und damit einem allgemeinen europäifchen Kriege zu. Uns fcheint 
ed, daß der gegenwärtigen Unordnung und dem Blutvergießen in 
‚der Herzegowina und in Bosnien nur dadurch ein Ende gemacht 
werden und Weiterungen, bie den Frieden Europa's bedrohen, nur 
dadurch verhütet werden Können, daB die Mächte fich zeitig genug 
zu dem allerdings tief greifenden Schritte entjchließen, die Pforte 
gewifiermaßen unter europäifche Curatel zu ftellen und die Neuord- 
nung der Dinge in ben europäifchen Provinzen derjelben in ihre 
eigenen Hände nehmen. Schon bisher find die drei Kaiſermächte bei 
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den drei Vermittlungsverfuchen, die fie gemacht Haben, Echritt für 
Schritt in ihren Zumuthungen an die Pforte weiter gegangen, und 
der letzte follte bereit? der Art fein, daß er der vollen Souveränetät 
der Pforte, wenn diefe ftricte geachtet werden follte, in der That zu 
nahe trat. Warum follten fie nicht noch einen Schritt weiter gehen 
und die Türkei wenigſtens theilweife geradezu unter Curatel ftellen? 
Darum Sollte das nicht möglich fein? Die vereinigte Macht Deutich- 
lands, Oeſterreichs und Rußlands ijt eine jo gewaltige, daB dagegen 
die Kräfte der Türkei, felbjt wenn der alte muhamedaniſche Yana- 
tismus noch einmal auffladern follte, geradezu verfchtwinden. Höchſt 
wahrfcheinlich wäre e8 gar nicht einmal nothwendig, große Armeen 
in Thätigkeit zu feßen. Es würde genügen, wenn die Neberzeugung 
feft ftände, daß die drei Mächte einig find, daß fie nöthigenfalle 
entichloffen und bereit wären, ihre ganze Kraft einzufeßen, und daß 
das Ziel, dag fie ſich fegen würden, von allen Großmächten gebilligt 
wäre, dieſes Ziel aber weiter gehende Pläne Rußlands entjchieben 
ausſchlöſſe. England nimmt 3. 3. allerdings eine entichiedene Son⸗ 
berftellung gegen Rußland ein. Europa kann damit fo weit nur 
einverftanden fein: es wäre für dasjelbe fogar eine Garantie, daB 
die Intervention der Nordmächte ein gewilles Daß nicht überfchreite. 
Gegen ein maßvolles gemeinfames Einjchreiten der Tebteren würde 
England im Grunde kaum etwas einzuwenden haben, zumal die 
Öffentliche Meinung besfelben fich längſt dahin ausgeſprochen Bat, 
daß eine Pacification der infurgirten türkischen Provinzen kaum 
anders und jedenfalls am Leichteften durch Schaffung neuer Bafallen- 
ftaaten erzielt werden fünne. Daß England fi) zum Kämpen ber 
vollen Souveränetät der Pforte aufwerfe und fich für diefe in einen 
Krieg einlaffe, daran iſt nicht zu denken. Was ihm allein am Herzen 
liegt, ift die Sicherung Konftantinopela und daß eine allfällige In» 
tervention der Mächte nicht zum ausſchließlichen VBortheil Rußlands 
ausfchlage. Dabei würden fi) wohl auch Frankreich und Stalien 
beruhigen, vorausgeſetzt, daß die drei Kaiſermächte einig bleiben. 
Das ift und bleibt die Hauptjache, beruht aber offenbar da= 
rauf, daß es dem deutichen Reich und feinem NReichafanzler gelinge, 
wie bisher zwiſchen Rußland und Oeſterreich zu jtehen und Die 
Vermittlung zwifchen beiden feit in feiner Hand zu behalten. Ohne 
Zweifel ift dag eine fchtwierige, aber auch große Aufgabe und ent- 
Ipricht nur derjenigen, die fi) das neue deutiche Reich von allem 
Anfang geftedt Hat, ein Hort des Friedens für ganz Europa zu fein. 
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Ceine inneren Zujtände befähigen e8 dazu vollauf, fo lange Tas 
die Reichgregierung im Ganzen und Großen mit dem Bundesrathe Peutise 
und den Regierungen der Einzelftaaten und ebenſo mit der Majo- mei. 
rität des Reichstags Hand in Hand geht, zumal jebt, da der Kampf 
gegen die Anmaßungen Roms einen gewiffen Abſchluß gefunden und 
es ſich Mar berausgeftellt hat, daß die ultramontane Partei nicht 
im Stande ift, die neue Ordnung der Dinge in ihren Grundlagen 
zu erjchüttern oder wenigftens einen Keil in diefelbe hineinzutreiben. 

Da der Reichgtag feine Arbeiten in der Herbitfeffion des Jah— 
res 1874 nicht ganz zu bewältigen vermocht hatte, jo mußte er im 
Sanuar 1875 nochmals für einige Wochen zujammentreten. In 
diefe kurze Zeit drängten fich indeß noch eine Anzahl äußerft wich- 
tiger Befchlüffe. Unter diefen ift namentlich das Geſetz über die 
Einführung der obligatorijchen Eivilehe und der bürgerlichen Stan- 
desbuchhaltung für das ganze Reich zu nennen. Die bdiepfällige 
Borlage des Bundesraths wurde von Reichstag anı 11. Januar in ° 
zweiter, am 25. Januar in dritter Lejung mit 207 gegen 72 (ul⸗ 
tramontanen) Stimmen angenommen und am 4. Yebruar vom Bun⸗ 
desrathe genehmigt. Dadurch ward die Givilehe von ReichBtwegen 
auch auf Bayern ausgedehnt, wo fonjt bei den eigenthümlichen Ver⸗ 
hältnifſen des dortigen Landtags feine Ausſicht geweſen wäre, fie 
burchhringen zu können. Auch im Reichstage traten die bayerifchen 
Ultramontanen mit Heftigleit gegen die Maßregel auf und fuchten 
fi) dabei Hinter ein angebliche® bayerifches Refervatrecht zu ver: 
ſchanzen; fie wurden aber damit vom bayerifchen Yuftizminifter felbft 
, ala Mitglied des Bundesrates energifch abgewiefen, wie denn auch 
Bayern fchließlich feine Stimme für die Sanction des Geſetzes abgab. 
Nicht minder wichtig war die Genehmigung des von der Reichs⸗ 
regierung dem Reichstag vorgelegten Landſturmgeſetzes, das die Wehr- 
verfaffung Deutjchlands eigentlich erſt zu ihrem völfigen Abſchluß 
gebracht hat. Die Fortichrittspartei hatte Anfangs gegen die Vor⸗ 
lage ſchwere Bedenken und feßte auch wirklich einige nicht unweſent⸗ 
liche Ermäßigungen derfelben durch. In der zweiten Lefung wurde 
biefelbe nur mit 174 gegen 104 Stimmen angenommen; aber in 
der dritten Leſung ftimmte die Fortichrittspartei unter Abgabe einer 
bejonderen Erflärung fchließlich doch dafür, fo daß fie mit 207 gegen 
72 (ultramontane und focialiftifche) Stimmen durchging. Dann ge= 
nehmigte der Reichstag nach Iebhaften Debatten durch Compromiß 
ein Reichsbankgeſetz, beftellte die jog. Reichsjuftizeommiffion, welche 
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auch während der Vertagung die großen Reichsjuftiggefebgebungs- 
entwürfe vorberathen follte, und ging am 30. Januar 1875 aus- 
einander, um erft im Oftober wieder zur Herbitieffion zufammen= 
äutreten. | 
Preußen. An feine Stelle trat fofort der preußifche Landtag, der ſogar 
nach einer Beftimmung der preußifchen Verfaffung jchon vor dem 
Schluffe des Neichdtagg, am 16. Januar hatte eröffnet werben 
mäffen. "Sowohl die Regierung als die Öffentliche Meinung glaubten 
für denfelben einer fehr ruhigen, geichäftsmäßigen Seffion entgegen 
ſehen zu dürfen. Die Hauptaufgabe dezfelben jollte nach der Throne 
rede die Durchführung der Verwaltungs-Reorganifation in denjenigen 
Provinzen fein, in welchen fie mit der Kreigordnung bereit? erfolg» 
reich begonnen worden war. Die große Arbeit wurde auch wirklich 
fo ziemlich zu allgemeiner Zufriedenheit erledigt, doch nicht ohne 
Schwierigfeit. Im Abgeordnetenhanfe verftändigten fih zwar Re— 
gierung und Volfevertretung ziemlich leicht und die jo bedeutungs⸗ 
volle Angelegenheit fchien bereit3 geborgen zu fein, ala dag Herren⸗ 
Haus, deffen Bureaumwahlen doch gleich zu Anfang der Seffion ger 
zeigt hatten, daß die alte feudale Partei in demfelben endgültig in 
die Minderheit gerathen ſei, dazwilchen trat und die Vorlage, wie 
fie aus dem andern Haufe hervorgegangen war und mit der fich die 
Regierung einverftanden erklärt Hatte, jeinerjeit3 doch in noch conſer⸗ 
vativerem Sinne, als fie ohnehin tvar, umzuformen verfuchte. Das 
Zuftandelommen des Geſetzes ſchien dadurch eine Zeitlang ernftlich 
in Frage geftellt zu fein. Schließlich aber ward es durch ein Com 
promiß zwifchen beiden Käufern erledigt, jo daß die neue, auf dem 
Prineip der Selbftverwaltung ruhende Organifation wenigſtens für 
die ſechs öſtlichen Provinzen des Königreich vollftändig in's Leben 
treten konnte. Die algbaldige weitere Ausdehnung derjelben auch 
- auf die weitlichen Provinzen wurde im Landtage lebhaft angeregt, 
von ber Regierung aber entfchieden abgelehnt, die fich vorerft dieß⸗ 
alla noch freie Hand behalten wollte. Die Erledigung ber Trage 
30g fich indek bis in den Anfang Juni hinaus, weil inzwijchen un⸗ 
Der erivartet der Kampf gegen die Anmaßungen des römiſchen Papftes 
Kultur und der römiſchen Kirche eine ganz unerwartete Wendung genommen 
"und die Seffion des preußifchen Landtags aus einer ruhigen und 
gefchäftsmäßigen zu einer der betvegteften, die überhaupt ftattgefun= 
den, gemacht hatte. Die preußifche Regierung war bisher in ihren 
Maßregeln, den fog. Maigefeßen, mit großer Mäßigung gegen Rom 
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vorgegangen, wenn auch die Ultramontanen in ihrer Berblendung 
barüber laut auffchrieen, und hatte noch lange nicht alles erſchöpft, 
was in ihrer Macht lag, um Rom und die römifche Kirche in 
allem, was die Dinge diefer Welt betrifft, unter die Gejebe bes 
Staates zu beugen. Die römische Eurie verfennt aber den Geift der 
Zeit gänzlih. In feiner Verblendung erließ der Papjt unter dem 
5. Februar 1875 eine Bulle an die preußifchen Biſchöfe, in ber er 
die preußifchen Maigeleße ohne alle Umſchweife für ‚irritas“‘ d. h. 
zu deutjch für „null und nichtig” erflärte und die preußifchen Bi⸗ 
ſchöfe aufforderte, in ihrem Widerjtande gegen die Staatsgewalt zu 
beharren. Die Zeiten Gregor's VII. und Innocenz' III. find freilich 
vorbei und zwar ohne Zweifel für immer vorbei. Aber die Phrajen 
der Bulle in gutes Deutjch überſetzt, wollten doch nicht? anderes 
fagen, als daß der „unfehlbare” römiſche Papſt die preußifchen 
Unterthanen von der Pflicht des Gehorfams gegen jene Staats— 
geſetze Löfte, fie zum Ungehorfam gegen diefelben, alfo in Wahrheit 
jur Empörung gegen die Staatägewalt aufforderte. Ebendazjelbe 
hatte der Papit jchon vor einigen Jahren fich gegen Sefterreich her- 
ausgenommen. Die öfterreichifche Regierung hatte ſich nicht daran 
gelehrt und die Anmaßung des Papftez einfach als nicht gejchehen 
betrachtet, ohne fich dadurch in ihren Weberzeugungen beirren zu 
laflen, aber fi damit auch begnügt. In Preußen lagen jedoch die 
Dinge ganz andere. Die preußifche Regierung ließ den ihr hinge— 
worfenen Handſchuh nicht Liegen, fondern hob ihn auf und ant- 
wortete dem römifchen Uebermuth Schlag auf Schlag mit einer 
wahrhaft verblüffenden Energie. Obgleich fie dem unerhörten Acten- 
ftüd die weitefte Verbreitung nur wünfchen konnte, fo belegte fie 
doch die ultramontanen Blätter, welche diejelbe zuerſt brachten, mit 
Beichlag und übertwies fie den Gerichten; dann aber brachte fie 
ſchon am 4. März beim Landtage eine Vorlage ein, durch welche 
alle bisherigen Zahlungen und Leiſtungen des Staats an die rö- 
mifche Kirche vorerſt fiftirt wurden, das fog. Sperrgefeß, bierauf 
am 11. April eine weitere Vorlage auf Aufhebung der Artikel 15, 
16 und 18 der Berfaffung, d. h. derjenigen Artikel, welche die Ber 
ziehungen des Staates zur Kirche betrafen und auf welche fich die 
Ultramontanen bisher geftüßt hatten, eine Vorlage, durch welche 
alle bisherigen Abmachungen Preußens mit Rom aufgehoben und 
der Staat ſich die volle Freiheit gegenüber der Kirche zurüdnahm, 
endlich am 1. Mai eine Vorlage behufs Aufhebung aller Klbſter 
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in Preußen binnen ſechs Monaten. Das fog. Sperrgefeß wurde 
vom Abgeordnetenhaufe am 6. April in dritter Lefung mit allen 
gegen die Stimmen der Ultramontanen und vereinzelter Anderer, 
das Geſetz betr. Aufhebung der drei Berfaflungsartifel am 19. gl. 
Monats in dritter Lefung mit 275 gegen 90 (Mltramontane und 
Polen) Stimmen, das Kloſteraufhebungsgeſetz am 10. Mai ebenfalls 
in britter Zefung mit 243 gegen 80, alfo alle brei mit gerabezu 
erdrückenden Majoritäten angenommen. Ebenfo wurde von Abge- 
orbnetenhaufe das ihm jchon vor längerer Zeit vorgelegte Geſetz 
betr. die Vermögensverwaltung katholiſcher Kirchgemeinden trotz des 
Proteſtes der Biſchöfe am 1. Mai in dritter Leſung mit 278 gegen 
79 Stimmen beſchloſſen. Außerdem berieth und beſchloß das Ab- 
geordnetenhaus auf den Antrag des altkatholiſchen Abg. Petri und 
unter Zuftimmung der Regierung ein Gefeb, twelches den Altkatbo- 
liken da, wo fie einen erheblichen Bruchtheil der Bevölkerung bildeten, 
ähnlich wie in Baden, einen verhältnigmäßigen Antheil am katho—⸗ 
liſchen Kirchenvermögen ſicherte. Vom Abgeordnetenhaufe ftand all 
das im Grunde zu erwarten. Weniger ficher mochte die Regierung 
des Herrenhaufes fein, wenigften® bezüglich der größeren ober klei⸗ 
neren Majorität, mit ber fie diefe Vorlagen durchbringen würde. 
Indeß fchon die Generaldebatte im Herrenhaufe über das Sperr- 
geſetz konnte fie beruhigen. Zwar die Verbifjenften der fog. Feu⸗ 
dalen, wie ber Graf zur Lippe, dv. Kleiſt-Retzow u. A., beharrten 
auf ihrem bisherigen, der Regierung feindfeligen Standpunfte, aber 
die Mehrheit der Partei machte nunmehr eine entjchiedene Schwen- 
fung, indem fie laut erflärte, daß die Bulle des Papftes fie mit 
ber tiefften Entrüftung erfüllt habe und daß fie der Anficht jei, daß 
man für die nunmehrigen Vorlagen der Regierung wider die rö— 
mifche Anmaßung gerade vom confervativem Standpuntte entſchie⸗ 
den einftehen müfle. Natürlich griff Furſt Bismarck mit Eifer nad) 
der alſo dargebotenen Hand und Jo ging die Vorlage am 15. April 
im Herrenhaufe mit der unerwartet großen Majorität von 91 gegen 
bloß 29 Stimmen durch. Auch die beiden andern Vorlagen wurden 
vom Herrenhauſe ohne Schwierigleiten angenommen und ebenfo das 
Geſetz betr. Bermögensverwaltung ber Tatholifchen Kirchgemeinden 
und das fog. Altkatholikengeſetz; einige Differenzen im Einzelnen zwi⸗ 
fen ihm und dem Abgeordnetenhaufe mwurben ziemlich mühelos 
ausgeglichen. Das bedeutfamfte aller fünf Geſetze, nicht für den 
Augenblid, wohl aber für die Dauer, ift wohl dasjenige über bie 
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Dermögengverwaltung katholiſcher Kirchgemeinden, dba es geeignet ift, 
die Laienwelt allmälig von der unbedingten Herrichaft der Hierarchie 
unabhängig zu machen und zwar bis in die einfachiten bäuerlichen 
Gemeinden hinein. Die Hierarchie erfannte diefe Gefahr gar wohl 


‚und ber Epifcopat hielt e8 daher für pafjend, gegen das Gefek ala 


gegen das Recht der Tatholifchen Kirche noch beſonders zu protejtiren. 
Als es aber perfect geivorden war und er fich nicht verbergen konnte, 
daß dasſelbe feinen Umtrieben feine Hinterthür offen ließ, hielt er 
es für klüger, daS kleinere Uebel dem größeren vorzuziehen, fügte 
fi) wenigftena in diefem Falle dem Staat und nahm das Geſetz 
an, obgleich e3 angeblich „gegen die Rechte der fatholifchen Kirche” 
fein follte, indem die Hierarchie fonft Gefahr gelaufen wäre, wenig- 
jten3 in diefem Punkte mit der Zeit ihren Einfluß auf die Gemein- 
den gänzlich zu verlieren. Mit diefen 5 Geſetzen und einem weiteren 
damals noch in Berathung befindlichen über die Verwaltung des ka⸗ 
tholifchen Didcefanvermögens hat die preußiiche Gejehgebung gegen 
über den Anmaßungen Roms und der römifchen Hierarchie einen 
gewiffen Abjchluß erreicht. Die preußische Regierung Hatte nun hin— 


“reichende Mittel in der Hand, jedem Webergriff energifch entgegen zu 


treten unb jeder Beeinträchtigung ber Rechte des Staates al&bald 
zu wehren. Sie jelber und die öffentliche Meinung begegneten fich 
in der Weberzeugung, daß, wenn nur die Regierung feft auf ihrem 
Rechte beharre und in der Anwendung der Gefeke in ber biäherigen 
Weiſe ruhig und ohne Leidenſchaft, aber ohne Wanken vorwärts 
gehe, die Hierarchie früher oder jpäter genöthigt fein würde, die 
Rechte des Staates anzuerkennen, fich den Geſetzen besjelben zu fügen 
und auf die alten Anfprüche einer Stellung der Kirche als ganz 
unabhängiger Macht neben oder gar über dem Staate definitiv zu 
verzichten, zumal da dem Tatholifchen Volke nachgerade doch bie 
Augen darüber aufgehen müſſen, daR, es fich in dem ganzen Streit 
um eine reine Machtfrage und ganz und gar nicht um eine Glan⸗ 
benäfrage handelt, indem die preußifche Regierung nicht daran bentt, 
ihre Tatholifchen Unterthanen in ihrem Glauben und in der freieften 
Bethätigung desjelben irgendwie zu behindern und zu beichränfen. 

In ihren Maßregeln aber behufs Anwendung der Gejehe gegen 
die widerjpenftige Hierarchie blieb die preußische Regierung während 
des ganzen Jahres 1875 feft und waltete ihres Amtes mit NRach- 
drud. Unter dem 5. Januar wurde ber Bilchof Martin von Pader- 
born durch den kgl. Gerichtshof für Firchliche Angelegenheiten feines 
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Aıntes entjeßt, das Didcefanvermögen in flaatliche Verwaltung ge- 
nommen und der Bifchof felbjt in Weſel internirt. Er entfloh 
jpäter nach Holland, von wo er jedoch ausgewieſen wurde, während 
die preußifche Regierung ihn feiner Staatsangehörigfeit entfleibete, 
To daß ihm die Rückkehr nach Deutſchland verjehloflen it. Dasſelbe 
Schickſal ereilte auch den Fürftbifchof Förfter von Breslau. Diefer 
entwich jedoch ſchon vor Beendigung feines Prozeſſes in den öfter 
reichifchen Theil feiner Didcefe. Um die Mitte des Jahres wurbe 
ber Prozeß auf Amtzentfegung gegen ben Biſchof Brinfmann von 
Münfter eröffnet, bis zu Ende desſelben jedoch nicht mehr erledigt. 
Daneben wurden einige weitere bifchöfliche Seminare, welche den 
dazu vom Staate Bevollmächtigten den Zutritt zu den Lehrvorträgen 
derweigerten, nach dem Geſetze geſchloſſen. Schon mit dem 1. Juli 
trat das fog. Sperrgeſetz in Kraft. Dasjelbe dürfte fich allgemach 
für den Clerus doch jehr empfindlich ertweifen. Der Erzbifchof von 
Köln mußte im Herbft den dem Staate gehörigen erzbifchöflichen 
Palaft räumen. Nur diejenigen Geiftlichen blieben von der Dlaß- 
regel frei, welche ausdrücklich oder thatfächli die Erklärung ab» 
gaben, daß fie den Staatsgeſetzen gehorchen wollten. Die Zahl der=- 
felben — fie ift aus guten Gründen nicht befannt geworden — ift 
fchwerlich fehr groß. Der bierarchifche Drud von oben ift noch viel 
zu groß; mit der Zeit werden ihrer fchon mehrere werden. Der 
Meihbifchof von Gneſen wurde wegen Anmaßung bifchöflicher Rechte 
gerichtlich zu 9 Monaten und ber endlich in der Perfon des pofen’- 
ſchen Domherrn Kurowski entdedte geheime päpftliche Delegat zu 
2 Jahren Gefängniß verurtheilt. Trotzdem blieben die Reihen der 
Hierarchie und bes Elerus vorerſt noch feit gefchloffen und die ultra- 
nıontane Partei ſteht ſcheinbar unentwegt noch immer zu ihnen. Aber 
der Ruhe und Feſtigkeit gegenüber, welche die preußiſche Regierung an 
den Tag legt, dürfte fie doch im Innern gebrochen fein: jedenfalls 
bat die Wucht der ultramontanen Agitation wejentlich abgenommen. 
Die Hierarchie ſtützt fich in ihren Anmaßungen wider den Staat 
im Wefentlichen doch nur auf die unteren Volksklafſen, die nicht zu 
beurtHeilen im Stande find, um was es ſich eigentlich Handelt. 
Eine Rundreife des Minifters Falk in den Rheinprovinzen legte es 
deutlich zu Tage, daß die gebildeten Stände entjchieden und mit 
jedem Tage mehr auf Seite bes Staats und der Regierung ſtehen. 
Der Minifter wurde in allen größeren Städten ber Provinz demon⸗ 
ftrativ in einer Weife empfangen und gefeiert, wie man es niemals 
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eriwartet hätte. Der Kampf zwilchen Staat und Kirche iſt eben 
ein langwieriger und wird noch nicht jo bald gejchlichtet fein. Das 
Beſte muß jedenfalls die fortfchreitende Volksbildung thun, aber 
auch dieje wirkt zwar ficher, aber doch nur jehr langſam. 

Es ift die große Eigenſchaft des Yürften Bismard, daß er Die 
ein hohes Ziel in's Auge faßt und feit im Auge behält, um es zu — 
erreichen, aber nichts überſtürzt, ſondern alle Schwierigkeiten wohl bahn 
in Meberlegung zieht, um die eine fo die andere anders, je nach ihrer frage. 
Eigenart, zu überwinden, oft fcheinbar zurüdgeht, im rechten Augen- 
blid aber auch diejenige Energie in's Wert feht, die allein zum 
Ziele führt. Solange er in Preußen und im beutfchen Reich an 
der Spibe der Gejchäfte bleibt, ift nicht zu fürchten, daß im Kampf 
des Staats gegen die Anmaßungen Roms ein übereilter, nicht der 
Sachlage entiprechender, falfcher Schritt gefchehe, aber auch nicht, 
daß die Staatsgewalt in ruhiger, gleichmäßiger Feſtigkeit erlahme, 
oder daß früher oder fpäter ein fauler Friede erfolge. Das Ende 
des Kampfes wird er freilich nicht erleben, aber glüdflicher Weiſe 
haben Tradition und Staatsgrundfäße in Preußen eine Kraft, die 
man anderwärts meift vergeblich jucht. Er wird auch anderes, mag 
er unternimmt, nicht zu Ende führen Tönnen und zufrieden fein 
mäffen, aber auch können, dazu wenigſtens den Grund gelegt zu 
haben. Dahin gehört die Frage der Neichdeifenbahnen, die er 
im Laufe des Jahres 1875 zuerjt angeregt hat. Nach der Reicha- 
verfaffung ſollten die deutichen Eifenbahnen, obgleich fie im Befitze 
ber verjchiedenen Glieder des Reichs oder in demjenigen von Privat- 
gejellichaften find, doch im Intereſſe deg Ganzen, des Verkehrs im 
Großen wie im Kleinen, wejentlich nach denſelben Grundſfätzen ge- 
leitet und verwaltet werden; und um biefe VBerfaffungzbeftimmung 
nicht als einen todten Buchſtaben Tiegen zu Yaflen, war auf den 
Antrag des Reichstags ein Reichseiſenbahnamt geichaffen worden. 
Allein es zeigte fih bald, daß die neue Inftitution gegenüber den 
Intereſſen der Mittelftaaten namentlich fo ziemlich ein todtgeborenes 
Kind war: zweimal verjuchte das Amt, Entwürfe zu einem Reichs⸗ 
eiſenbahngeſetze, das die Rechte des Reichs gegenüber den Staats- 
fowohl als Privatbahnen genau präcifiren und die Reichdgewalt in 
den Stand feßen follte, die Einheit namentlich der Tarife nöthigen- 
falls zu erziwingen, zur Annahme zu bringen; beide fcheiterten an 
jenem Widerftande. Da warf der Reichsfanzler die dee der Er- 
werbung jämmtlicher Staats- und Privatbahnen für das Weich, 
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zuerſt nur gefprächsweife, in die öffentliche Meinung. Die Idee 
mußte, wie die Dinge lagen, zünden und hat auch gezündet. Die 
Eifenbahnen find ein fo unentbehrliches Verkehrsmittel, daß fie früher 
oder jpäter wie die Landftraßen, wie dag Poſtweſen, wie die Tele» 
graphen unausweichlich fanumt und ſonders in das Eigenthum bes 
Staat? übergeben müfjen, fei es des Reich oder der größeren Einzel- 
ſtaaten oder einer Combination beider, wobei felbft die Weitereriftenz 
von Privatbahnen unter gewiflen Vorausfegungen immerhin nicht 
ganz außgeichloffen werden müßte. Sofort fprachen ſich denn auch 
viele Stimmen nachdrüdlich für die Idee des Reichskanzlers aus, 
während andere fie nicht minder nachdrüdlich befämpften. Nament- 
lich in den Mittelftaaten erklärten fich nicht nur die Regierungen, 
fondern auch die Öffentlide Meinung übereinftimmend wider ben 
Plan und die Frage jchien einen Augenblid felbjt für daS Reich 
nicht zu unterfchäßende politiſche Folgen heraufbejchwören zu jollen. 
Allein der Reichafanzler, jo groß auch nach den gegebenen Zuftän- 
den feine Rüdfichten gegenüber den Einzeljtaaten, zumal gegenüber 
den größeren unter denfelben, zu fein pflegen, verzichtete nicht auf 
feine Idee. Die Frage ift jedenfalls - nicht nur eine großartige, 
fondern auch eine überaus fchwierige und complicirte. Bor allem 
aus ift die Trage einer Erwerbung des Eigenthumßrechtes der Eifen- 
bahnen durch das Reich und die Trage de Betriebs derfelben aus⸗ 
einander zu halten: eg ließe fich gar wohl denken, daB das Reich 
Gigenthümer fämmtlicher Eifenbahnen wäre und die oberfte Lei— 
tung dieſes allerdings gewaltigen Räderwerks in feiner Hand bes 
bielte, den Betrieb aber jei es den Einzelftaaten ſei es Privatgefell- 
Ichaften überließe. Eine andere Frage ift, ob die Eifenbahnen zwangs⸗ 
weiſe oder nur freiwillig, wenn und joweit es den biäherigen Eigen- 
thümern derjelben conveniren möchte, in das Eigentum des Reiches 
übergeben follen, und ebenſo fragt es fich weiter, ob das Reich 
fofort dahin ftreben jolle, auf diefe oder jene Weile alle oder aber 
vorerſt nur gewiffe Linien in feine Gewalt zu beflommen Die ganze 
Angelegenheit befindet fich jedenfallg noch in ihrem erſten Stadium 
und ift noch lange nicht hinreichend geflärt. So viel aber hat der Reichs 
kanzler bereits erreicht, daß die Mittelftanten auf ihre bisherige parti= 
eulariftiiche Politik in diefer Yrage und auf ihren früheren Widerftand 
gegen ein genügendes Neichseifenbahngejeß fo ziemlich verzichtet ha⸗ 
ben dürften, daß fie froh wären, wenn fie dadurch, daß fie die Hand 
zu einem folchen aufrichtig und voll bieten, dem Reichseiſenbahn⸗ 
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plane entgehen fönnten, und daß die Öffentliche Meinung im Süden 
wie im Norden Deutjchlands darüber nachgerade einig ift, dab ein 
folches Geſetz geichaffen werden müſſe. Ob der Reichskanzler fchon 
jeßt in Wahrheit weiter gehen will, mag dahingejtellt bleiben. Mit 
der Zeit freilich wird die Macht dev Dinge jelber fi damit kaum 
begnügen und die Frage der Reichdeifenbahnen neuerdings auftauchen, 
felbft wenn es gelingen follte, fie zunächft von der Tagesordnung 
ganz abzufeten. Die gefährliche Spike ſcheint ihr jedenfall3 ſchon 
jett abgebrochen zu fein. 

Ohne Gegenfäße und ohne Kampf ift feine Entwicklung mög» 
lih. Auch dem beutjchen Reich blieben fie ſchon bisher nicht erjpart 
und werben ihr auch in Zulunft nicht eripart bleiben. Aber die 
Grundlage für eine gefunde und machtvolle Entwidlung ift gelegt 
und befeftigt fi) durch einträchtiges Zuſammenwirken der Reichs— 
regierung, der Regierungen der Einzeljtaaten und des Reichstags 
mehr und mehr. Der Ausbau erfolgt mit Ruhe und Umficht : alle, 
die dazu berufen find, haben das Ziel feit im Auge; die Schwierig- 
feiten werden allmälig durch Beharrlichkeit überwunden werden. 

Nicht eben jo glüdlich war Frankreich. Bier Fahre ſchon Frant⸗ 
waren feit dem unglüdlichen Kriege mit Deutfchland verfloffen und "iS. 
noch befand fich das Land zu Anfang des Jahres 1875 in vollitän- 
dDiger Ungewißheit über die Form feiner Regierung. Als die Na- 
tionalverfjammlung 1871 zufammentrat, bot ihre Phyfiognomie mehr 
negative ala pofitive Züge dar. Es trat alsbald ziemlich deutlich 
zu Tage, was fie nicht wollte, während es fehr ungewiß war, was 
fie wollte. Aus den Wahlen, die auf Grundlage des allgemeinen 
Stimmrechts ftattgefunden Hatten, war faum ein halbes Dutend 
offener und nicht viel mehr ala doppelt jo viel verichämter Bona- 
partiften hervorgegangen; die VBerfammlung hatte fi) denn auch be⸗ 
eilt, faft einftimmig die Thronentfegung der napoleonifchen Dynaftie 
in aller Yorm außzufprechen. Vom Bonapartismus wollten das 
Land und feine nunmehrigen Vertreter offenbar und entjchieden vor⸗ 
erft nichts mehr wiflen. Aber ebenfo zweifelhaft war es, was Die 
Nationalverfammlung an feine Stelle feßen wolle. Nur jo viel 
ſtand feit, daß die Septeniberregierung, die nach ber entjcheidenden 
Niederlage bei Sedan aus einem Handftreich der Parifer Radicalen 
hervorgegangen war, mitjammt der bisherigen factifchen Dictatur 
Sambetta’3 ihr ebenjo zuwider war, ala das geftürzte Regiment, 
und fie beeilte fich daher, die Demiffion derfelben anzunehmen und 
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die Regierung dem Hrn. Thiers ala Präfidenten der Republit mit 
dem Rechte, fich feine Minifter felber zu wählen, zu übertragen, 
Hrn. Thierd, der beiden negativen Charafterzügen der großen Majo- 
rität der Nationalverjammlung entfprach, da er unzweifelhaft weder 
Bonapartift noch Radicaler war. Im Uebrigen wogten XLegitimiften 
und Orleaniften, gemäßigte und radicale Republikaner zunächft noch 
bunt durch einander und bei der Wahl des Hrn. Thiers ala Prä- 
fiventen der Republit war durd den fog. Pact von Bordeaur aus- 
drüdlich feitgejeht worden, daß damit ber definitiven Tyorm der Re- 
gierung, ob Monarchie oder Republik, nicht vorgegriffen fein folle. 
Erſt Thiers brachte in die zweifelhafte Maſſe ein entichiedenes Fer⸗ 
ment, ala er fich, gegen Erwartung, wider bie Errichtung einer Mo- 
narchie-wie für. die Beibehaltung der beftehenden republitanifchen 
Staatzform und für den definitiven Ausbau derfelben in conſerva⸗ 
tivem Sinne erklärte... Es gelang ihm auch, eine Anzahl früherer 
Monardiften für feine Anfchauungen zu gewinnen und zur Republit, 
wie er fie verftand, zu befehren, aber alle feine Verfuche, dafür eine 
fefte Majorität in der Nationalverfammlung zu Stande zu bringen, 
icheiterten an der Unentjchloffenheit der Mittelparteien und an dem 
Miderftande der äußerjten Linken wie der äußerften Rechten. Sie 
dienten im Gegentheil nur dazu, daß fich die der Republik Abge- 
neigten nach und nach enger zufammenfchloflen, bis es ihnen im 
Mai 1873 gelang, Thiers ſelbſt, Übrigens mit einer nur geringen 
Majorität, zu ftürzen und den Marichall Mac Mahon ftatt feiner 
auf den Präfidentenftuhl zu feben, der als ein politifch ganz unbe- 
dentender Mann ein durchaus gefügiges Werkzeug für fie zu fein 
ſchien. Nun wurde die Wiederaufrichtung der Monarchie feſt in's 
Auge gefaßt, die jüngere Linie der Bourbonen unterwarf fich endlich 
nach langem Zögern der älteren: und die Majorität der National» 
verfammlung war bem Plan gefichert, ala der künftige Monarch, der 
Graf von Chambord, felbft denfelben durch die Bedingungen, die er 
an feine Zuftimmung Inüpfen wollte, vereitelte. Damit war aber 
der VBerfuch, die Monarchie in Frankreich wieder herzuftellen, über⸗ 
haupt und definitiv gefcheitert, da fich die verfchiedenen monarchifchen 
Parteien der Legitimiften, Orleaniften und Bonapartiften either nur 
noch mehr haßten ala bisher, das Land aber feinerfeit3 bei den 
Nachwahlen zur Nationalverfammlung ebenſo beharrlich ala deutlich 
an den Tag legte, daß es der ewigen Ummälzungen fatt fei unb 
durchaus nicht wünſche, die nun einmal thatjächlich beftehenden 
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Zuftände wieder von Grund aus über den Haufen zu werfen, fondern 
vielmehr bereit, diejelben zu erhalten und auszubauen. Seit der erften 
Wahl der Nationalverfammlung gelang e8 auch nicht einem einzigen 
Legitimiſten oder Orleanijten mehr, einen Siß in derjelben zu erringen: 
alle Nachwahlen fielen durchaus republifanifch, und zwar meift ge- 
mäßigt republifanifch, ganz im Sinne des Hrn. Thiers, aus. So viel 
ließ fich nicht beftreiten, daß die Republit nach und nach immer mehr 
Boden gewann. Die neue Majorität aber unter Führung bes Her⸗ 
3098 d. Broglie wollte dieſe Zeichen ber Zeit nicht jehen und ſchloß 
ihre Augen davor fozufagen gewaltfam. Da nun felbft die ftrengjten 
Legitimiften fich nicht verbergen Tonnten, daß die Erhebung ihres 
Prätendenten auf den Thron feiner Väter zum minbeften für die 
nächſte Zukunft nicht möglich fei, wenn fie auch freilich an ihrem 
Glauben, daß nur dadurch allen Schwierigkeiten Frankreichs begegnet 
werden fönne, nach wie vor in jeder Weife fefthielten, die Orlea- 
niften aber ihre Hoffnung noch weiter hinaus vertagen mußten, fo 
vereinigten fi) beide zunächſt dahin, alles aufzubieten, da® Auf» 
fommen ber Republit um jeden Preis zu verhindern und die Ge- 
walt, die fie in Folge des Sturzes des Hrn. Thierd nun in den 
Händen hatten, darin auch fo lange wie möglich zu behalten, womit 
zudem auch die Bonapartiften, die für ihre Pläne gleichfalls Zeit 
brauchten, einverftanden waren. Zu diefem Ende Hin wurde die 
Präfidentichaft dem Marſchall Mac Mahon gleich auf fieben Jahre 
feftgeftellt, wurbe dag Vertwaltungsperfonal von oben bi® unten bon 
alfen republifanifchen Elementen gereinigt und wurde überdieß nach 
und nach eine Reihe reactionärer Maßregeln in’s Werk gefebt, welche 
alle dahin zielten, die Regierungsgewalt zu verftärfen und durch 
diejelbe dem weiteren Umfichgreifen republilanifcher Ideen einen 
ſtarken Damm entgegen zu fegen. Der Gewinn für die verbündeten 
Parteien der Legitimiften und Orleaniften war indeß nothwendig 
nur ein momentaner. Die Legitimiften gewannen dabei gar nichts, 
ala daß fie die ihnen fo verhaßte endgültig republitanifche Ausge- 
ftaltung des Landes wenigſtens in bie Ferne rüdten; die Augfichten 
ber Orleaniften wurden dadurch nicht beffer, doch mochten dieje fich 
damit tröften, daß fie die einflußreichiten und fetteften Stellen ber 
Gentralverwaltung und in der Umgebung des Präfidenten alabald 
für fi in Anfpruch nahmen; der Hauptoortheil fiel den Bonapar- 
tiften zu. In der Nationalverfammlung ohne erheblichen Einfluß, 
waren dagegen fie allein im Stande, der Regierung gefchulte, nicht 
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bie Regierung dem Hrn. Thiers ala Präfidenten der Republit mit 
dem Rechte, fich feine Minifter felber zu wählen, zu übertragen, 
Hrn. Thierd, der beiden negativen Charafterzügen der großen Majo- 
rität der Nationalverjammlung entfprach, da er unzweifelhaft weder 
Bonapartift noch Radicaler war. Im Uebrigen wogten Legitimiften 
und Orleaniften, gemäßigte und radicale Republilaner zunächft noch 
bunt durch einander und bei der Wahl des Hrn. Thiers ala Prä- 
fiventen der Republit war durch den jog. Pact von Bordeaur aus- 
drücklich feftgefeßt worden, daß damit ber definitiven Form der Re⸗ 
gierung, ob Monarchie oder Republit, nicht vorgegriffen fein jolle. 
Erſt Thiers brachte in die zweifelhafte Maſſe ein entjchiedened Fer⸗ 
ment, ala er fich, gegen Erwartung, wider die Errichtung einer Mo⸗ 
narchie-mwie für. die Beibehaltung der beftehenden republitanifchen 
Staatsform und für den definitiven Ausbau derjelben in conſerva⸗ 
tivem Sinne erflärte.. Es gelang ihm auch, eine Anzahl früherer 
Monarchiſten für feine Anfchauungen zu gewinnen und zur Republik, 
wie er fie verftand, zu befehren, aber alle feine Berfuche, dafür eine 
feite Majorität in der Nationalverfjammlung zu Stande zu bringen, 
icheiterten an der Unentjchloffenheit der Mittelparteien und an dem 
Miderftande der Außerften Linken wie der äußerften Rechten. Sie 
dienten im Gegentheil nur dazu, daß fich die der Republik Abge- 
neigten nad) und nach enger zufammenjchlofien, big es ihnen im 
Mai 1873 gelang, Thiers felbft, übrigens mit einer nur geringen 
Majorität, zu ftürzen und ben Marihall Mac Mabon ftatt feiner 
auf den Präfidentenftuhl zu feben, der als ein politifch ganz unbe= 
bentender Mann ein durchaus gefügiges Werkzeug für fie zu fein 
ſchien. Nun wurde die Wiederaufrichtung der Monarchie feft in's 
Auge gefaßt, die jüngere Linie der Bourbonen unterwarf fich endlich 
nach langem Zögern der älteren: und die Majorität der National- 
verfammlung war dem Plan gefichert, ala der Fünftige Monarch, der 
Graf von Chambord, felbft denfelben durch die Bedingungen, die er 
an feine Zuftimmung knüpfen wollte, vereitelt. Damit war aber 
der Verſuch, die Monarchie in Frankreich wieder herzuftellen, über- 
haupt und befinitiv gefcheitert, da fich die verjchiedenen monarchifchen 
Parteien der Legitimiften, Orleaniften und Bonapartiften feither nur 
noch mehr haßten ala bisher, das Land aber feinerfeit® bei den 
Nachwahlen zur Nationalverfammlung ebenfo beharrlich ala deutlich 
an den Tag legte, daß es ber etwigen Umwälzungen fatt fei und 
durchaus nicht wünjche, die nun einmal thatfächlich beftehenden 
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Zuftände wieder von Grund aus über den Haufen zu werfen, fondern 
vielmehr bereit, diefelben zu erhalten und auszubauen. Seit der erften 
Wahl der Nationalverfammlung gelang es auch nicht einem einzigen 
Legitimiften oder Drleaniften mehr, einen Siß in derſelben zu erringen: 
alle Nachwahlen fielen durchaus republifanifch, und zwar meift ge- 
mäßigt republifanifch, ganz im Sinne des Hrn. Thiers, aus. So viel 
ließ fich nicht beftreiten, daß die Republif nach und nach immer mehr 
Boden gewann. Die neue Majorität aber unter Führung des Her⸗ 
3098 dv. Broglie wollte diefe Zeichen ber Zeit nicht fehen und ſchloß 
ihre Augen davor fozufagen gewaltfam. Da nun felbft die ftrengjten 
Legitimiften fich nicht verbergen konnten, daß die Erhebung ihres 
Prätendenten auf den Thron feiner Väter zum mindeften für bie 
nächſte Zukunft nicht möglich fei, wenn fie auch freilich an ihrem 
Glauben, daß nur dadurch allen Schwierigkeiten Frankreichs begegnet 
werden fönne, nach wie vor in jeder Weile feithielten, die Orlea⸗ 
niſten aber ihre Hoffnung noch weiter hinaus vertagen mußten, To 
vereinigten fich beide zunächſt dahin, alles aufzubieten, das Auf- 
fommen ber Republit um jeden Preis zu verhindern und die Ge— 
walt, die fie in Folge des Sturzes des Hrn. Thiers nun in ben 
Händen hatten, darin auch fo lange wie möglich zu behalten, womit 
zudem auch bie Bonapartiften, die für ihre Pläne gleichfalls Zeit 
brauchten, einverjtanden waren. Zu diefem Ende bin wurde die 
Präfidentichaft dem Marichall Mac Mahon gleich auf fieben Jahre 
feftgeftellt, wurbe da8 Verwaltungsperfonal von oben bis unten von 
alfen republifanifchen Elementen gereinigt und wurde überdieß nach 
und nach eine Reihe reactionärer Maßregeln in's Wert gefebt, welche 
alle dahin zielten, die Regierungsgewalt zu verftärken und durch 
biejelbe dem weiteren Umfichgreifen republifanifcher Ideen einen 
ftarfen Damm entgegen zu feßen. Der Gewinn für die verbündeten 
Parteien der Legitimiften und Orleaniften war indeß nothwendig 
nur ein momentaner. Die Legitimiften gewannen dabei gar nichts, 
als daß fie die ihnen fo verhaßte endgültig republilanifche Ausge⸗ 
ftaltung des Landes wenigftens in die Ferne rüdten; die Ausfichten 
ber Orleaniften wurden dadurch nicht beffer, doch mochten dieſe ſich 
damit tröften, daß fie die einflußreichiten und fetteften Stellen der 
Gentralverwwaltung und in der Umgebung des Präfidenten alsbald 
für fih in Anfpruch nahmen; der Hauptvortheil fiel den Bonapar- 
tiften zu. In der Nationalverfammlung ohne erheblichen Einfluß, 
waren dagegen fie allein im Stande, der Regierung gejchulte, nicht 
36 





962 Aeberſicht der politiſchen Entwidelung des Jahres 1875. 


republifanifch gefinnte Verwaltungsmänner aller Art und aller Grade 
zu liefern. Und wirklich drang auch algbald eine große Zahl ehe— 
maliger Bonapartiften in alle Zweige der Verwaltung ein, und faum 
hatten fie dag erreicht, fo organifirten fie ſich auch unter der darin 
geübten und erprobten Hand Rouher’s und bildeten nach und nach 
ein ganzes geheimes Neb über das Land hin, deifen Mafchen fie immer 
enger anzuziehen und zu vervollftändigen mit aller Anftrengung be= 
mübt waren. Daneben verfolgte jede der drei monarchifchen Par» 
teien ihre eigenen Intereſſen, arbeitete jede für ihren befonderen Prä- 
tendenten und widmete jede der anderen einen Haß, der nicht gründ- 
licher hätte fein Fönnen. Außerhalb der Rationalverfammlung hatten 
alle drei unter fich nur wenig Berührungspunkte, in derfelben aber 
fanden fie fich alabald zujammen, jo oft es galt, der werdenden 
Republit einen neuen Riegel vorzufchieben. 


Die Ber Inzwiſchen war das Land ohne eigentliche Verfaffung. Die 
faffungẽ · Bevölkerung war, joweit man aus den Wahlen urtheilen £onnte, 


frage. 


überwiegend republifanifch gefinnt und ebenfo wünjchte die Minorität 
der Nationalverfammlung, die übrigens der Majorität bis auf we⸗ 
nige Stimmen nahe fam, die definitive Einführung einer republifa- 
nischen Staatsverfaffung ; die Regierung dagegen und die Majorität 
der Nationalverfammlung waren nıonarchifch gefinnt, ohne doch einen 
Monarchen zu haben oder dem Lande einen folchen geben zu können. 
Ein derartiger Zuftand war aber auf die Dauer geradezu unbaltbar 
und wer dieß am meijten fühlte, war der Präfident der Republif, 
Marihall Mac Mahon, defien Gewalt, zumal der fouveränen Na- 
tionalverſammlung gegenüber, eine jehr unbejtimmte und jehr unges 
nügenbe war. Immer und immer wieder forderte er daher die Ver⸗ 
fammlung durch befondere Botichaften auf’3 dringendfte auf, wenig⸗ 
ſtens biefe Lücke auszufüllen. Aber auch dazu hatte die Majorität 
nur geringe Luft. Die Legitimiften namentlich weigerten fich ent⸗ 
fchieden, die Hand bazu zu bieten, aus der fiebenjährigen Präfident- 
Ichaft etwa eine bleibende Snftitution zu machen, da ja auch das 
doch nur wieder eine Art Republik geweſen wäre. Die Orleaniften 
wären dazu geneigter gewejen, da fie den Präfidenten in ihrer Ge— 
twalt zu haben glaubten; aber gegen die Legitimiften und gegen bie 
Republifaner vermochten fie nicht durchzudringen. So verhinderte 
die Uneinigfeit der monarchiichen oder fog. confervativen Parteien 
nicht nur die endgültige Errichtung der Republif, jondern fand 
jogar einer fefteren Organifirung des Proviforiums im Wege. Ihre 
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ganze Thätigfeit fchien eine abfolut negative zu fein und fi darauf 
zu beichränten, die Dauer der Nationalverfammlung in's Unendliche 
zu verlängern, als ob fie irgend einen Zufall erwarteten, der ihnen 
das große 2008 ber Zukunft in den Schoß wetfen würde. Ein folcher 
Zufland war eines großen Landes ganz und gar unwürdig und ein- 
zelne edlere Naturen der Dlajorität begannen doch zu fühlen, daß 
darin gewifjermaßen ein Verrath gegen dasſelbe Liege. 

Bis zu Anfang des Jahres 1875 Hatte die fog. 30er-Com= 
milfion endlich nach faft zweijährigen Berathungen einen Gejekes- 
entivurf betr. den Webergang der Gewalten und einen andern betr. 
die Errichtung eines Senates ausgearbeitet und konnte die National- 
verfammlung daran gehen, die Berfaffungsfrage wenigſtens in einigen 
Beziehungen in Angriff zu nehmen. Beide Entwürfe waren durchaus 
in reactionärem Sinne ausgedacht, ſelbſt das Wort Republik aus 
demſelben forgfältig ausgemerzt. Der Marſchall Mac Mahon unb 
feine Regierung waren damit einverftanden, da beide Entwürfe feine 
Gewalt wenigftend einigermaßen näher definirt hätten. Im Uebrigen 
hatten fie alles in demfelben Provijorium gelaffen wie. bisher. Die 
vereinigte Rechte hätte fie daher unbedenklich annehmen fönnen, fo 
wie fie waren; für die vereinigte Linke dagegen waren fie abjolut 
unannehmbar. Da löſte fi) am 30. Januar 1875 eine ganz kleine 
Sraction des rechten Centrum unter der Yührung des Profeffors 
MWallon von der Rechten ab und bot der vereinigten Linken die 
Hand fo weit, daß in den Geſetzesentwurf betr. den Uebergang ber 
Gemwalten das Wort Republit wieder hineingebracht wurde, indem 
mit 353 gegen 352 Stimmen ein Antrag Wallon’3 angenommen 
wurde, den Ausdrud „der Marfchall- Präfident” wieder mit dem 
bisherigen „der Präfident der Republik“ zu vertaufchen. Der Sieg 
der vereinigten Linken war in Wahrheit ſowohl bezüglich der Sache 
ſelbſt als durch die Majorität von nur einer einzigen Stimme ein 
geradezu winziger. Dennoch betrachtete ihn fofort alle Welt ala ein 
großes und möglicher Weile folgenjchiveres Ereigniß: der Bann, in 
dem die antirepublifanifche Majorität die Nationalverfammlung und 
dag Land gehalten Hatte, war gebrochen, wenn die kleine Yraction, 
die das Zünglein der Waage in der Hand hielt und es in dieſem 
einzelnen alle nach der linken Eeite bin gewendet hatte, feſt blieb. 
Und fie blieb feſt. Wallon ftellte in den nächiten Tagen darauf 
noch eine Reihe weiterer Amendements, die Linke ging darauf ein, 
es bildete fich eine neue, wenn auch vorerſt noch jehr Heine Dlajo- 
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rität und der ganze Geſetzesentwurf erhielt jchließlich eine von der 
ursprünglichen ganz verjchiedene Faflung, welche den Intereſſen und 
Beftrebungen der Linken wenigftena jo weit entſprach, ala mit dem 
Geſetz die definitive Aufrichtung der Republit zwar durchaus noch 
nicht außgefprochen, aber derjelben doch Teinerlei Hinderniß in den 
Meg gelegt war, diejelbe vielmehr bis auf einen gewiflen Grad fogar 
angebahnt fchien. Mehr und mehr ftellte es fich heraus, daß die 
feine Fraction Wallon fich definitiv von der Rechten getrennt hatte 
und entichlofien war, der Linken zur endgültigen Aufrichtung der Re= 
publif die Hand zu bieten, aber allerdings nicht einer rabicalen Re- 
publit im Sinne der äußerften Linken, fondern einer möglichſt con⸗ 
fervativem nach den Ideen des Hrn. Thiers. Dazu aber war nicht 
bloß das linke Centrum und die fog. gemäßigte Tinte bereit, jondern 
auch die äußerfte Linke bildete bi auf Wenige bafür fein abſolutes 
Hinderniß mehr. Auch fie hatte in der langen Zeit der Trübfal 
und Ohnmacht feit dem Zufammentritt der Nationalverfammlung 
etwas gelernt. Namentlich Gambetta, ihr Führer, war nachgerade 
ein ganz anderer als früher geworden. Er hatte erfannt, daß revo⸗ 
Intionäre Ueberraſchungen 3. 3. in Frankreich nicht mehr fo leicht 
möglich feien und, felbft wenn fie e8 wären, doch feinen Beitand 
hätten. @in Sohn des Südens und glühender Republikaner, Hatte 
er boch einfehen gelernt, daß, wie die Dinge lagen, die Aufrichtung 
ber Republit als endgültiger Verfafſung Frankreichs nur durch Mäßi⸗ 
gung und durch Geduld erzielt werden könne, und wußte nach und 
nach fich zu beberrfchen. Im Sabre 1871 Hatte ihn Hr. Thier® noch 
einen fou furieux genannt; jeßt fand Gambetta mit ihm auf dem 
beften Fuße und gab fich alle Mühe, mäßigend auf feine Gefinnungs= 
genofjen zu wirken und ihnen die Ueberzeugung beizubringen, daß 
fie, ftatt mit dem Kopf an die Wand zu rennen, fich vielmehr mit 
Abichlagszahlungen begnügen müßten und daß es in ihrem Intereſſe 
Tiege, fich jede republifanifche Verfaſſung, ſei es auch die conſerva⸗ 
tivfte, gefallen zu laflen, vorausgefekt, daß es eine republifanifche 
fei, um nur zu Neuwahlen zu gelangen und der Serrichaft der bis⸗ 
berigen Majorität der NRationalverfammlung, damit aber auch ber 
bisherigen Stagnation bes politifchen Lebens in Frankreich ein Ende 
zu machen. Seinerfeit3 war er zu ben äußerften Eonceffionen an 
das linke Centrum und an die Gruppe Wallon-Lavergne bereit, 
wenn es dadurch ermöglicht würde, der Republit endgültig die 
Oberhand zu verjchaffen. Dazu aber waren allerdings noch große 
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Schwierigkeiten zu überwinden. Das Senatögefeß namentlich war 
unläugbar noch ein fchweres Stüd Arbeit. Es lag auf der Hand, 
daß Monardiften und Reactionäre alles daran fehen würden, ben 
Senat fo zu organifiren, daß zwilchen ihm und einer republifanifchen 
Deputirtenfammer von Anfang an ein unverföhnlicher Gegenjat 
beftände, der diefe unter allen Umftänden lahm lege, möglicher 
Weiſe aber dem Marfchall-Präfidenten zu einem Staatöftreich Ver⸗ 
anlaffurg gäbe, welcher der Republit alsbald ein jähes Ende zu 
bereiten im Falle wäre. Die Republilaner ihrerfeit3 gaben zu, daß 
der Senat von vornherein dazu beftimmt fei, allfälligen Ueberſtürz⸗ 
ungen ober Ausfchreitungen der Deputirtenfammer hindernd oder mäßi- 
gend einen gewiflen Damm zu ſetzen, erkannten aber, daß es ihre Auf- 
gabe fei, zu verhindern, daß bon vornherein der Keim eines under» 
ſohnlichen Gegenſatzes zwiſchen beiden in die Snftitution felbft gelegt 
werbe. Ein Theil der Linken verlangte demnach, daß der Senat aus 
demfelben allgemeinen Stimmrecht wie die Nationalverfammlung 
bervorgehe, wern auch mit Modificationen, die demfelben eine mehr 
confervative Tendenz ficherten. Der Verjuch wurde gemacht, der An⸗ 
trag aber von ber Nationalverfammlung verworfen, da fich biefür 
die alte Majorität momentan wieder zufammenfand. Nun aber 
wurde zwijchen der Linken und der Gruppe Wallon unterhandelt 
und bald kam auch wirklich eine Verftändigung auf einer ganz 
neuen Grundlage, die den liberalen wie ben confervativen Inter⸗ 
effen gleichmäßig Rechnung zu tragen fchien, zu Stande. Nah 
demſelben follte der Senat aus 300 Mitgliedern beftehen, von denen 
75 für dießmal von ber Nationalverfammlung, fpäter aber vom 
Senat felber durch Selbftergänzung gewählt werden, 225 aber aus 
MWahlcollegien hervorgehen follten, welche aus den Mitgliedern der 
Generalräthe jedes Departements und aus Abgeordneten der ſämmt⸗ 
lichen Gemetnderäthe deafelben zufammengejebt würden. Diefer Com⸗ 
promiß wurde am 24. Februar von ber Nationalverfammlung mit 
der unerwartet großen Majorität von 448 gegen 241 Stimmen der 
äußerften Tegitimiftifchen, der ſog. gemäßigten aber entjchiedenen 
Rechten und der Bonapartiften angenommen. So weit hatte es die 
neue Majorität der Nationalverfammlung binnen weniger al® einem 
Monat gebracht. Die Republit war damit thatjächlich zur Verfaf- 
fung Frankreichs gemacht. Tas 
Schon vor der Annahme der beiden Gefete hatte das Cabinet, nike 
bas der neuen Sachlage allerdings nicht mehr entjprach, feine De- wur. 
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mijfion gegeben. Der Marjchall verfchob indeß die Ernennung eines 
neuen bi® nach jener Annahıne und feßte es dann unter dem Bor- 
fite Buffet's, des bisherigen Präfidenten der Nationalverfammlung, 
“ganz überwiegend aus Männern zufammen, die zwar jchlieklich für 
die neuen Verfaffungsgeſetze geftimmt, aber bis dahin entfchieden der 
alten Majorität angehört Hatten und ihr im Grunde auch jekt noch 
angehörten. Das ganze Gabinet Hatte überdieß eine ſtark clericale 
Färbung, was zunächft unbeachtet blieb, fpäter aber um fo bedeut- 
famer zu Tage treten follte. Die aufrichtig republifanifche Partei 
war darin eigentlich nur durch eine -Heine Minderheit, den Juſtiz⸗ 
minifter Dufaure und den Yinanzminifter Leon Say vertreten. Die- 
felbe gab ſich indeß auch damit zufrieden, zumal als die neuen 
Minifter in ihren Umlauffchreiben innerhalb ihrer Refſorts ben 
nunmehr gejeßlichen Beſtand der republifanifchen Berfaffung aus» 
drüdlich anerkannten. Sie hielten auch ihr Wort in fo fern, als 
das Cabinet nicht? that, um diefe nunmehr alljeitig als gefichert 
betrachtete Grundlage wieder in Frage zu ftellen. Dagegen erwies 
fih Buffet alabald als ein gründlicher NReactionär, der ſich alle 
Mühe gab, die alte Majorität auch auf der neuen Grundlage wieder 
jufammenzubringen. Gein ganzes Bemühen ging nunmehr dahin, 
in den zum nöthigften Ausbau der neuen Berfafjung noch erforder- 
lichen Gejeßen die Regierungsgewalt möglichſt zu ftärken, um in ihr 
einen ſtarken Damm gegen die fünftige Deputirtentammer zu befiken, 
und ferner dahin, die ganze Regierungsmafchinerie möglichft in ben 
Händen der reactionären Parteien, der alten Majorität, zu Laflen, alle 
aufrichtig republifanifchen Elemente dagegen von ber Regierung forg- 
fältig fern zu halten, in der Hoffnung, bei den bevorfiehenden Neu⸗ 
wahlen den Siegespreis den Republifanern vielleicht doch wieber ent⸗ 
winden und der alten Majorität noch einmal das Uebergewicht ver- 
Ihaffen zu können. Diefes Ziel verfolgte er zwar nicht mit bem 
Zalent und der intriganten Gewandtheit des Herzogs v. Broglie, 
aber mit größerer Zähigkeit und mit vielleicht noch größerer Rüdfichts- 
Iofigfeit, als diefer e# gethan hatte. Der letzte Theil feiner Aufgabe 
gelang ihm indeß fpäter troß aller Rüdfichtalofigkeit und Zähigkeit 
doch nicht; die Neuwahlen trugen ihm vielmehr fehließlich eine fo 
eclatante perfünliche Niederlage ein, wie fie nicht größer hätte fein 
fönnen. Für feine einzelnen reactionären Maßregeln dagegen, wie 
bezüglich der Prefſe und der Vereine, bezüglich des Belagerungs- 
auftandes, für die fortbauernde Ernennung der Maires auch außer 
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ben Semeinderäthen und gegen den ausgeſprochenen Willen berjelben, 
endlich für die Wahlen zur Deputirtenfammer nach Arrondiflements 
und nicht durch das fog. Liftenjerutinium für ganze Departements 
fand fi die alte Majorität auf feinen Antrieb wieder zufammen. 
Die republifanifchen Parleien ließen auch das alles ruhig über fich 
ergehen, um nur baldigit zur Auflöfung der jegigen Nationalver- 
fammlung zu gelangen und zu den Neuwahlen, in denen ja doch 
die Entjeheidung für die Zukunft lag. Die alte Majorität ihrer- 
ſeits, obgleich fie unter Leitung der Regierung gelegentlich) immer 
wieder zufammenfloß, war politifch innerlich doch gebrochen; fie 
fchlug denn auch wejentlich in eine vorwiegend clericale um und 
beſchwor dadurch für Tyranfreich und über diefes hinaus alsbald 
eine Gefahr herauf, die viel bedeutfamer mar, als Kleine reactionäre 
Mapregeln, die gegen den nunmehr geſetzlich entfefjelten Strom der 
Öffentlichen Meinung auf die Dauer doch nicht vorhalten Tonnten 
und auch nicht vorgehalten haben. 

Nach dem entjeßlichen Zufanımenbruch des franzöfiſchen Ehr- Die jog. 
geizes und der franzöfifchen Eitelkeit in den Jahren 1870 und 1871 gteiheit 
hatten die Franzoſen allerdings alle Urſache, ernſtlich in fich u gehen, zönereu 
fi vor Gott zu demüthigen und in einem erneuerten Gottesbewußt- Unter 
fein Zroft und Hülfe zu fuchen. Allein alsbald erfah auch die fa- richts. 
tholiſche Hierarchie, daß nunmehr ihr Weizen blühe und ihr fällt 
e3 zur Laſt, daB das wirklich religiöfe Gefühl ſchmachvoll fofort in 
fein Gegentheil verkehrt und det Teufel der Eitelkeit nur in neuer 
Horm wieder erftand und immer weitere Kreife in feine Bande fchlug. 

Mir wollen gerne glauben, daß Viele wirklich in fich gingen unb 
gerne hoffen, daß es recht Viele waren ; ber Hierarchie aber fallen die 
zahlreichen angeblichen Wundererfcheinungen in Lourdes, in Paray- 
Ie-Monial, in Elfaß und an vielen anderen Orten, ein wiberliches ' 
Gemiſch von Einfalt und Betrug, ihr die glänzenden, aber innerlich 
hohlen Prozeffionen, ihr die zahlreichen Wallfahrten, aus denen ala» 
bald ein Modeartifel ächt frangöfiicher Yabrication gemacht wurde, 
zur Laſt, welche Frankreich in den Augen nicht bloß aller vernünftig 
Dentenden, fondern auch aller wahrhaft religids Fühlenden nur zur 
Schmach gereichen konnten. Die Religion war zum bloßen Werk⸗ 
zeuge herabgefunfen, das Ziel war, wie von jeher, theil® überwie⸗ 
gend theils ausfchließlich die Herrichaft des Elerus und feiner Hie⸗ 
rarchie, zu deſſen Erreichung diefe fich auf's engfte an den römijchen 
Papft anfchloß, was am bdeutlichiten an dem ftehenden Refrain all 
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miffion gegeben. Der Marſchall verjchob indeß die Ernennung eines 
neuen bis nach jener Annahme und fehte es dann unter dem Vor⸗ 
fite Buffet’, des bisherigen Präfidenten der Nationalverfammlung, 
"ganz Überwiegend aus Männern zufammen, die zwar fchließlich für 
die neuen Verfaffungsgefete geftimmt, aber bis dahin entfchieden der 
alten Majorität angehört hatten und ihr im Grunde auch jebt noch 
angehörten. Das ganze Sabinet Hatte überdieß eine ſtark clericale 
Färbung, was zunächft unbeachtet blieb, Tpäter aber um jo bedeut- 
famer zu Tage treten follte. Die aufrichtig republifanifche Partei 
war darin eigentlich nur durch eine ‚Heine Minderheit, den Yuftiz- 
minifter Dufaure und den Finanzminifter Leon Say vertreten. Die 
felbe gab ſich indeß auch damit zufrieden, zumal ala die neuen 
Minifter in ihren Untlauffchreiben innerhalb ihrer Reflorts den 
nunmehr gejeßlichen Beftand der republilanifchen Verfafſung aus- 
drüdlich anerkannten. Sie hielten auch ihr Wort in fo fern, ala 
dag Gabinet nicht? that, um diefe nunmehr alljeitig als gefichert 
betrachtete Grundlage wieder in Frage zu ftellen. Dagegen erwies 
fih Buffet alsbald als ein gründlicher Neactionär, der fih alle 
Mühe gab, die alte Majorität auch auf der neuen Grundlage wieder 
zufammenzubringen. Sein ganzes Bemühen ging nunmehr dahin, 
in den zum nöthigften Ausbau der neuen Verfafſung noch erforder- 
lichen Gejehen die Regierungagewalt möglicäft zu ftärken, um in ihr 
einen ſtarken Damm gegen die Tünftige Deputirtenfammer zu befiken, 
und ferner dahin, die ganze Regierungsmafchinerie möglichft in den 
Händen der reactionären Parteien, der alten Majorität, zu laffen, alle 
aufrichtig republifanifchen Elemente dagegen von der Regierung forg« 
fältig fern zu alten, in der Hoffnung, bei den bevorftehenden Neu⸗ 
wahlen den Siegespreis den Republifanern vielleicht doch wieber ent- 
winden und der alten Majorität noch einmal das Webergewicht ver- 
ſchaffen zu können. Dieſes Ziel verfolgte er zwar nicht mit dem 
Zalent und der intriganten Gewandtheit des Herzogs v. Broglie, 
aber mit größerer Zähigkeit und mit vielleicht noch größerer Rüdfichte- 
Iofigfeit, als dieſer es gethan hatte. Der lebte Theil feiner Aufgabe 
gelang ihm indeß fpäter troß aller Rüdfichtslofigkeit und Zähigkeit 
doch nicht; die Neuwahlen trugen ihm vielmehr jchließlich eine fo 
eclatante perfönliche Niederlage ein, wie fie nicht größer hätte fein 
fönnen. Für feine einzelnen reactionären Maßregeln dagegen, wie 
bezüglich der Preffe und ber Vereine, bezüglich des Belagerungs- 
äuftandes, für die fortdauernde Ernennung der Maires auch außer 
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ben Gemeinderäthen und gegen den ausgefprochenen Willen derfelben, 
endlich für die Wahlen zur Deputirtenfammer nach Arrondiſſements 
und nicht durch das ſog. Liltenferutinium für ganze Departements 
fand fi) die alte Majorität auf feinen Antrieb wieder zufammen. 
Die republifanifchen Parleien ließen aud) das alles ruhig über fich 
ergehen, um nur baldigjt zur Auflöfung der jegigen Nationalver- 
fammlung zu gelangen und zu den Neuwahlen, in denen ja doch 
die Entfcheidung für die Zukunft lag. Die alte Majorität ihrer- 
feit3, obgleich fie unter Leitung der Regierung gelegentlich” immer 
wieder zujammenfloß, war politifch inmerlich doch gebrochen; fie 
ſchlug denn auch wejentlich in eine vorwiegend clericale um und 
beſchwor dadurch für Frankreich und Über diejes hinaus alsbald 
eine Gefahr herauf, die viel bedeutfamer war, als Eleine reactionäre 
Mapregeln, die gegen den nunmehr gefeßlich entfeflelten Strom ber 
Öffentlichen Meinung auf die Dauer doch nicht vorhalten Tonnten 
und auch nicht vorgehalten haben. 

Nach dem entſetzlichen Zuſammenbruch des franzöfifchen Ehr-ie ſog. 
geizes und der frangdfifchen Eitelfeit in den Jahren 1870 und 1871 Breit 
hatten die Franzoſen allerdings alle Urfache, ernftlich in fich zu gehen, zöpereu 
fih vor Gott zu demüthigen und in einem erneuerten Gottesbewußt- Unter- 
fein Zroft und Hülfe zu fuchen. Allein alsbald erſah auch die ka⸗ richts. 
tholiſche Hierarchie, daß nunmehr ihr Weizen blühe und ihr fällt 
es zur Laſt, daß das wirklich religiöſe Gefühl ſchmachvoll fofort in 
fein Gegentheil verehrt und det Teufel der Eitelkeit nur in neuer 
Form wieder erftand und immer weitere Kreiſe in jeine Bande ſchlug. 

Wir wollen gerne glauben, daß Viele wirklich in fich gingen und 
gerne Hoffen, daß es recht Viele waren; der Hierarchie aber fallen die 
zahlreichen angeblichen Wundererfcheinungen in Lourdes, in Paray- 
Ie-Monial, in Eljaß und an vielen anderen Orten, ein wiberliches ‘ 
Gemiſch von Einfalt und Betrug, ihr die glänzenden, aber innerlich 
hohlen Progeffionen, ihr die zahlreichen Wallfahrten, aus denen ala» 
bald ein Modeartikel ächt franzöſiſcher Yabrication gemacht wurde, 
zur Laft, welche Frankreich in den Augen nicht bloß aller vernünftig 
Dentenden, fondern auch aller wahrhaft religids Fühlenden nur zur 
Schmach gereichen Tonnten, Die Religion war zum bloßen Werk⸗ 
zeuge herabgejunfen, das Ziel war, wie von jeher, theils überwie⸗ 
gend theils augfchließlich die Herrjchaft des Clerus und feiner Hie- 
rarchie, zu deſſen Erreichung dieſe fi) auf’3 engfte an den römijchen 
Papft anſchloß, wos am deutlichiten an dem ftehenden Refrain all 


568 Neberfigt der pelitifgen Entwihelung des Jahres 1875. 


der unzähligen Wallfabrten, Progeffionen und Wundererfcheinungen 
„O Dieu, sauvez Rome et la France“ zu Tage trat. Wer die 
Dinge nur einigermaßen unbefangen anſah, fonnte ſich nicht ver⸗ 
hehlen, vioch darüber täufchen, daß er, wie übrigens in der fatho- 
liſchen Welt anderswo auch, in der clericalen Partei nicht eine wirk- 
Yich religiöfe, fondern. einfach eine politifche Partei mit rein politi« 
chen Zielen. der Macht und Herrichaft vor fich Habe. Dieſe Partei 
aber war von allen Parteien Frankreichs, die ſich nach 1871 da⸗ 
ſelbſt um bie Herrfchaft ftritten, die vermöge der Organifation der 
fatholifchen Kirche weitaus beit organifirte, mit der jede andere 
rechnen mußte, wenn fie hoffen wollte, ihr Ziel zu erreichen. Xegi- 
timiften, Orleaniften, Bonapartiften dienten ihr daher um die Wette, 
um fie für ihre Pläne zw gewinnen, und felbft tief in die vepubli- 
kaniſche Partei Hatte fie durch die Volksſchule und die Mittelſchulen 
oder Gymnaſien, die der Clerus bereit? Überwiegend in feinen Hän- 
ben hatte, ihre Wurzeln gefchlagen. Nur die Univerfität mit ihrem 
Princip der freien Yorfchung ftand ihr noch im Wege und binderte 
fie, das ganze Unterrichtswejen des Landes und damit die Zukunft 
besfelben ſich vollkommen dienftbar zu machen. Auch diefer Berfuch, 
dag Univerfitätswefen für die Kirche zu erobern, follte jebt gemacht 
werden und mußte es, wenn je, gerade jebt, da die Hierarchie gar 
wohl einfah, daß, wenn erſt die noch beftehende traurige National- 
verfammlung der Herrfchaft der aufrichtig republifanifchen Partei 
Pla gemacht Haben follte, ein fiegreiches Durchdringen der ultra- 
montanen Partei jedenfalls viel ſchwieriger, höchſt wahrfcheinlich 
ganz unmöglich fein würde. Der ftreitbare Biſchof Dupanloup von 
Orleans, früher mehr oder weniger Gallifaner, feit dem Vaticanum 
aber ein eifriges Werkzeug der römifchen Abfichten, hatte daher fchon 
vor einiger Zeit den Antrag geftellt, unter dem beftechenden Namen 
der „Freiheit“ des Höheren Unterricht? auch diejen der Einwirkung 
der Hierarchie dorerft zu „Öffnen“, mit der Zeit völlig auszuliefern. 
Der Plan konnte aber doch nur gelingen, wenn auch ein Theil ber 
Linken dazu mithalf. Und das war denn auch und mehr, ald man - 
e8 hätte erwarten follen, der Fall. Es zeigte fich eben, wie viel 
die Phrafe, die bloße Doctrin in Frankreich noch immer vermag. 
Dazu kam freilich auch, daß das Univerfitätswelen in Frankreich in 
neuerer Zeit ftehen geblieben oder gar zurüdgegangen ift und fi) 
3. B. mit dem beutfchen auch nicht von ferne mehr mefjen kann, wie 
denn auch der Staat für dasſelbe nicht von ferne fo viel thut wie 
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in Deutfchland, fo daß jelbft aufrichtige Liberale ſich der Anficht 
hingaben, daß demfelben nur durch eine, wenn auch gefährliche, Con⸗ 
eurrenz wieder aufgeholfen werden könne. in folder Mann war 
namentlich der Abg. Profefior Laboulaye, dem es ala Berichterftatter 
ber für den Antrag Dupanloup niedergefeßten Commiſſion haupt» 
ſächlich zur Laft fällt, daß derjelde durchdrang und zwar, gegen alle 
Erwartung, jo volllommen, daß der Hierarchie, nicht nur geftattet 
wurde, ganze Univerfitäten oder einzelne Facultäten in ihrem Sinne 
nach Belieben zu errichten, fondern daß der Staat ihr wenigftens 
theiltweife fogar das Recht preisgab, die ſog. akademiſchen Grade zu 
ertbeilen, welche in Frankreich die Stelle der Staatderamen für den 
fünftigen Juriften, Berwaltungsbeamten, Arzt u. ſ. w. vertreten. 
Das Geſetz ging fchließlih am 12. Juli in zweiter Berathung mit 
316 gegen 266 Stimmen, alfo mit einer Majorität von 50 Stimmen 
dur. Und faum war es durchgegangen, jo machte fich die Hierarchie 
auch daran, die Früchte ihres Siege ohne Verzug einzuheimfen. 
Seht oder nie! war, und nicht ohne Grund, ihr Looſungswort. 
Mit Eifer traten alsbald die Bifchöfe im Süden und Norden zu- 
fammen und bejchloffen die Errichtung einer ganzen Reihe jog. ka⸗ 
tholifcher Univerfitäten und noch war das Jahr nicht zu Ende, als 
auch ſchon wenigftens einzelne Yacultäten derfelben eröffnet werden 
fonnten. Frankreich und Deutichland fchienen einen Augenbid ge- 
radezu entgegengefeßte Bahnen einzufchlagen. Während dieſes bemüht 
ist, da8 Unweſen der clericalen Seminarien nach Kräften einzubäm- 
men, wo möglich ganz zu befeitigen, öffnete ihnen Frankreich Thür 
und Thor und fchien dadurch der ruhigen und jtetigen Entwidlung 
eines beſſeren Verhältnifſes zwiſchen beiden eine Gefahr zu bereiten, 
die nicht unterfchäßt werden durfte. Glücklicher Weile ift dafür ge⸗ 
forgt, daß die Bäume nach dem Sprichwort nicht bis in den 
Himmel wachen. Die Neuwahlen zur Nationalvderfammlung haben, 
wie ſchon bemerkt, gezeigt, wie ſchwach die ultramontane Partei 
troß alles Xärmes, ben fie feit fünf Jahren gemacht bat, in Frank⸗ 
reich in Wahrheit if, und einer der erſten Bejchlüffe der neuen 
Deputirtenfammer war es, den fog. Fatholifchen Univerfitäten die 
Mitwirkung bei der Ertbeilung der akademiſchen Grabe wieder zu 
entziehen und der Gefahr damit die Spike abzubrechen, da dieſel⸗ 
ben ohne dieſes Recht nicht gedeihen können und höchſt wahrfchein- 
lich eben fo ſchnell verfümmern werden, wie fie aus dem Boden zu 
Schießen ſchienen. 
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Frant· Frankreich kann in der That mit Befriedigung auf das Jahr 
Zeug. 1875 zurüdbliden: der Bann, in welchem das Gleichgewicht der 
land. Parteien die innere Entwidlung des Landes bisher gehalten Hatte, 
ift endlich gebrochen. Die Rejtauration der Monarchie, die durch 
ben Widerftreit der verfchiedenen Prätendenten für Frankreich zur 
reinen Unmöglichleit geworden, ift befeitigt, die republifanifche Partei 
hat endgültig die- Oberhand behalten und die Republik feheint die 
bleibende Verfaffung des Landes werden zu können, wenn die Partei, 
die fie trägt und ftüßt, vorfichtig ift, wenn fie wie bisher zuſammen⸗ 
bält und zugleich die thörichten Tendenzen der äußerften Linken auf 
die Dauer im Zaume zu halten vermag, fo wie es 3. 3. wirklich 
der Fall if. Die Linke hat eine lange und harte Prüfung durch» 
machen müflen. Sie hat ihr nicht gefchadet. Denn fie hat während 
derfelben offenbar etwas gelernt, namentlich ihr Yührer Gambetta ; 
aber allerdings wird viel davon abhängen, ob gerade er in ber 
Majorität die befiere Einficht nicht allzu fchnell wieder vergißt, Die 
er in der Oppofition fich erworben hat. Obgleich Deutichland feiner: 
feits für fi mehr als je an der Monarchie fejthält und dazu feit 
der Aufrichtung des deutfchen Reiches auch allen Grund hat, fo kann 
e3 auf die Wendung der Dinge in Frankreich doch nur mit Befriedig- 
ung binbliden. Ein wenigftens leidliches Verhältniß zu Frankreich iſt 
unter der Herrichaft der Republik eher möglidy, ala unter irgend 
einem ber verfchiedenen Prätendenten, wenn auch an eine Zuverläf- 
figfeit der guten Beziehungen zwiſchen beiden noch lange nicht zu 
denken ift und ein plößlicher Umschlag vielleicht noch auf Jahre hinaus 
feinen Augenblid außer dem Bereiche der Möglichkeit Liegt. Zunächft 
liegt die Bürgſchaft eines guten Verhältnifſes zwifchen beiden doch 
nur in der gewaltigen Macht Deutjchland, die derjenigen Frankreichs 
überlegen ift und dieß auch noch auf Jahre Hinaus bleiben wird. 
Diefe aber beruht theila auf der Fortdauer des feiten Einverftänd- 
nifjes mit Rußland und Defterreich durch die fog. Dreikaiferallianz, 
die übrigens ebenjo fehr im Intereſſe der beiden Iebteren Liegt, als 
in demjenigen Deutfchlande, theil® und noch mehr darauf, daß 
Deutichland bis an bie Zähne gewaffnet ift und dieß auch noch auf 
Sabre hinaus bleibe. Es ift wahr, es ift eine furchtbare Laft, die 
fi) Deutichland auferlegt Hat, und es ift nicht zu verwundern, 
wenn die Nation darunter vielfach jeufzt: Aber eben im Snterefle 
bes Friedens, den das neue deutſche Reich auf feine Fahne geſchrieben 
bat, darf es fie auf eine völlig unbeftimmte Zeit nicht ablegen, 
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Wenn die Rüftung der Nation zeitweife allzu fchwer werden will, fo 
muß fie erwägen, baß fie immer noch leichter ift, als die Laſten, welche 
der Eleinfte Krieg auf ihre Schultern legen würde, und wie die Dinge 
Tiegen, ift an einen Kleinen Krieg zur Zeit nicht einmal zu denken, 
fondern nur an einen folchen, der alsbald ganz Europa in feine 
Flammen bereinziehen und alle Errungenfchoften Deutfchlande, mate- 
rielle wie ideelle, in Frage ftellen würde. Die Abrüftungstendenzen, 
für welche in neuefter Zeit‘ namentlich von Defterreich ber fo lebhaft 
agitirt wird, Haben daher, jo wohlgemeint fie auch find, nicht die 
mindefte Ausficht auf Verwirklichung. Deutjchland Tann nicht ab» 
rüften, Frankreich will es nicht, Rußland Hat dazu feinerlei PVer- 
anlaffung, England will feinerjeits, fo ſchwach auch feine Landmacht 
ift, um jeden Preis die erfte Seemacdht der Welt bleiben und jelbft 
Stalien kann an feinem Militäraufwand nicht viel erfparen, wenn 
es nicht die Fugen feines jungen Staatsweſens in bedenflicher Weiſe 
lodern will. " 

Deutichland geht übrigens in dieſem jog. Militarismus feineg« Kriegs 
wegs voran und wenn es feine Kriegsmacht allerdings ftetig eher "Term- 
vermehrt als vermindert, jo wird es dazu von Frankreich gezivungen. 
Mit faft fieberhafter Haft ift diefes feit vier Jahren bemüht, nicht 
nur fein Heer zu veorganifiren, fondern fich wenigftens an Zahl auch 
wieder zur erſten Militärmacht Europas zu machen. Selbſt in den 
beftigften Verfafjungswirren bat bie franzöfifche Nationalverfamm- 
lung diejes Beftreben feinen Augenblid aus den Augen gelafien und, 
faft über alles andere uneinig, waren darüber alle Parteien jederzeit 
nur Einer Meinung. Noch im 3. 1875 beichloß fie mitten unter den 
Kämpfen um bie neue Verfaffung durch ein neues Cadresgeſetz, das 
Heer für den Kriegafall neuerdingg um mehr ala 100,000 Mann 
zu vermehren. Für Deutfchland Tonnte das unmöglich gleichgül« 
tig fein und es ift daher nicht unmahrfcheinlich, daß der deutfche 
Reichöfanzler wiederum wie fchon früher ernfte Warnungen nach 
Paris gelangen ließ und feine Beforgniffe und fein Mißtrauen wie 
feinen feften Entjchluß, daB Deutichland ſich von Frankreich jeden- 
falla nicht werde überrafchen Läflen, auch anderen Mächten zur 
Kenntniß brachte. Da nun gleichzeitig eine Anzahl offiziöfer deutfcher 
Blätter die Unficherheit der europäifchen Allianzverhältniffe ing Licht 
zu ftellen bemüht war, fo entfland dadurch in der erjten Hälfte bes 
%. 1875 während mehrerer Monate eine allgemeine Beunrubigung 
in Deutjchland, ala ob der Friede mit Frankreich ernfihaft in Frage 
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geitellt wäre, was hinmwieder Frankreich dazu benübte, Deutichland 
zu verdädtigen. In Wahrheit lagen dem Lärm keinerlei wirklich 
feindfelige ober gar Friegerifche Abfichten weder von ber einen noch 
von ber andern Seite zu Grunde und es gelang daher auch zu An« 
fange Mai der ruffifchen Vermittlung leicht, ihn zum Schweigen 
zu bringen. Die Art freilich, wie dieß der ruſſiſche Staatskanzler 
der Welt anfündigte, war eine etwas jonderbare und wenig taft« 
volle und ganz geeignet, in Berlin wenigſtens vorübergehend mit 
Recht einige Verſtimmung zu eriweden. Wohl nicht ohne Grund 
brachte man es mit diefen Vorgängen in Verbindung, als nicht 
lange nachher und gleich zu Anfang des Wiederausbruchs der orien⸗ 
talifchen Frage ein offizidfes Berliner Blatt eine Note veröffentlichte, 
die man ber Feder des deutichen Reichskanzlers ſelbſt zufchrieb und 
welche die runde und nette Erklärung enthielt, daB das Verhältniß 
zwifchen Deutfchland und Rußland auf dem gegenfeitigen Sinterefle 
beider berube und daß Deutjchland darum in feiner Weife gemeint 
und auch nicht in der Lage fei, ſich von Rußland ins Schlepptau 
nehmen zu laflen. 

Epanien. Während in Frankreich die Republit neu aufgerichtet wurde, 
verichwand fie dagegen mit dem J. 1875 in Spanien wieder vom 
Schauplaße. Als Serrano nach dem Sturze Gaftelar® die revo⸗ 
Iutionäre Partei durch einen Staatäftreich daran verhinderte, neuer- 
dings die Zügel der Regierung zu ergreifen, fich felbft des Staats⸗ 
ruders bemächtigte und vorerft ohne Eortes ala Dictator regierte, 
glaubte die Nation fi) der Hoffnung Hingeben zu dürfen, daß er 
ala Soldat wenigfteng im Stande fein werde, den Aufitand des Don 
Carlos in den baskiſchen Provinzen zu überwältigen. Allein er 
zeigte fich dazu völlig unfähig. Don Carlos hielt fich nicht nur in 
jenen Provinzen und beberrichte fie bis auf einige feſte Pläße völlig, 
fondern er war fogar im Stande, durch feine Anhänger unter dem 
Befehl feines Bruder? Don Alfons weite Streifzüge bis tief in den 
Süden und bis nahe vor die Thore Mabrids zu unternehmen. Da 
machte in den letzten Tagen des J. 1874 ein allgemeines Pronuncia= 
mento der Armee dem ſchwachen Regimente Serrano’3 ein Ende, 
indem es den in England weilenden Sohn der vertriebenen Königin 
Sfabela auf den Thron berief. Die Nation war damit einver- 
landen. Der junge Alfons traf zu Anfange des J. 1875 in Madrid 
ein, ließ fi als König Alfons XII. Huldigen und ergriff die Zügel 
der Regierung, indem er ein aus ehemaligen Unioniſten (gemäßigt 
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Kiberalen) und Moderados (Confervativen oder Reactionären) gebil- 
deteg Minifterium unter dem Präfidium des gewandten Canovas 
bel Caſtillo beftätigte.e Die Umwälzung wurde jofort und ohne den 
mindeften Anftand von fämmtlichen Mächten anerkannt. Der junge 
König feinerfeit? war von den beften Intentionen bejeelt, die ſchweren 
Wunden, welche eine ganze Reihe von Mibregierungen dem Lande 
fett fünfzig Jahren gefchlagen hatten, zu heilen und endlich wieder 
eine geordnete Regierung aufzurichten, die zugleich den wirklichen 
Bedürfnifien des Landes und den Anfprüchen der öffentlichen Meinung 
Europas entſpräche. Als das erfte Erforderniß aber dazu fchien 
ihm und feinen Ratbgebern die Herftellung der Einheit der en 
“und die Unterdrüdung des carliftifchen Aufftandes zu fein. Der rieg 
Verſuch follte daher auch auf der Stelle gemacht werden. Ein con⸗ 
centrifcher Angriff der Nordarmee gegen die feite Stellung des Don 
Carlos in Eftella wurde ſchon zu Ende Januar und unter der perfön= 
lichen Anführung des jungen Königs unternommen, aber ex mißlang, 
indem feine Truppen bei Lucar geichlagen wurden, jo daß die Armee 
wieder in ihre alten Stellungen, der König jelbft nach Madrid zu- 
rüdtehren mußte. Das Ziel konnte offenbar nur mit größeren Mit- 
teln und in längerer Zeit erreicht werden. Die neue Madrider Re- 
gierung verlor e3 indeß feinen Augenblid aus den Mugen. Zuerit 
mußten die Provinzen des Südens und der Mitte von den Farliftifchen 
Banden gereinigt und ber Aufftand auf Navarra und die baskiſchen 
Provinzen eingedämmt werden, bevor man mit Ausficht auf Erfolg 
daran denken Konnte, ihn bier in feinem Ausgangspunkte durch einen 
energifchen Schlag ein Ende zu machen. Zu diefem Zwecke wurden 
die Armeen des Süden? und der Mitte verjtärft und bis zum 
Herbite gelang es benfelben auch wirklich, ihre Aufgabe zu Löfen: 
Don Carlos fah fi auf Navarra und die baskiſchen Provinzen be= 
ſchränkt; aber er ftand, von den Legitimiften aller Länder, namentlich 
aber Frankreichs und Englands, reichlich mit Geldmitteln unterftüßt, 
immer noch an der Spibe einer zahlreichen und ziemlich gut aus⸗ 
gerüfleten Armee und war im Befite einer Reihe von durch Natur 
und Kunft wohlbefeftigfer, faft geradezu uneinnehmbarer Stellungen. 
Gegen Ende des Jahres vereinigte die Madrider Regierung alle ihre 
disponiblen Streitkräfte im Norden und fchloß vorerft einen eifernen 
Ring um den Prätendenten. Der entfcheidende Schlag fällt indeß 
nicht mehr ins Jahr 1875, fondern erfolgte erjt zu Anfange des 
folgenden: Eftela wurde genommen und Don Carlos zum Weber- 
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tritt auf franzöfifchen Boden gezwungen, wo er entivaffnet ward und 
von wo er fich nach England begab. Dem Bürgerkrieg war damit 
ein Ende gemacht und die erfte Bedingung erfüllt, um Spanien wie⸗ 
der aufzurichten. 


Spanien Die Niederlage des Bon Carlo war aber nicht nur ein 
u. Schlag für diefen, jondern auch für den unfehlbaren Bapft in Rom, 





der feit dem vaticanifchen Goncil als die Eeele aller reactionären 
Tendenzen in ganz Europa angejehen werden muß unb ala deſſen 
Kämpen Don Carlos fi) namentlih auch betrachtet Hatte. Doch 
fonnte fi) Rom darüber einigermaßen tröften, da inzwifchen auch 
die neue Madrider Regierung die engften Beziehungen zu der römi- 
ichen Curie gefucht Hatte, um durch fie bie Biſchdfe und die clericale 
Partei Spaniens für ſich zu gewinnen. Die in den letzten Jahren 
auf ein Minimum berabgefehte Summe für den Unterhalt der Bi- 
Ichöfe und des Clerus wurde mit einem Schlage aufs Zehnfache er- 
böht, eine Anzahl kaum entftandener proteftantiicher Bethäufer und 
Schulen wurden in Madrid und in den Provinzen auf Befehl der 
Regierung geſchloſſen, die Freiheit des Unterricht? den Univerſi⸗ 
täten entzogen und wieder den Bifchöfen unterftellt; die Mabrider 
Regierung Tieß fogar in Rom erklären, daß fie bereit fei, das Con⸗ 
cordat von 1851, vielleicht mit einigen geringen Modificationen, 
vollftändig wieder berzuitellen. Der Papft jchidte mit Vergnügen 
einen Nuntius nach Madrid, um feine und ber römifchen Kirche 
Sintereflen zu wahren. Aber in feinen lebten Abfichten ſah er fich 
- doch getäufcht. Der junge König war zwar ganz bereit, Rom und 
der römischen Curie möglichſt entgegenzulommen, aber fich ihr ala 
willenlojeg Werkzeug zu Füßen zu legen, wie e8 Rom erivartet 
hatte, dazu konnte er ſich doch nicht entjchließen, hatte ihm doch der 
ultramontane Eifer feiner moderatiftiichen Miniſter die anfänglichen 
Sympathieen Europas ſchon merklich entfremdet und die Hoffnungen 
auf ihn bereit erheblich herabgeftimmt. Als daher ber Papft bie 
MWiederherftellung der jog. fath. Glaubenseinheit und die Wieder- 
abjchaffung der ſeit 1869 auch in Spanien anerfannten Glaubens⸗ 
freiheit verlangte, verweigerte dieß die Regierung und blieb auf 
diefer ihrer Weigerung feit beftehen. Um bie Mitte des Jahres er- 
Härte fich die Regierung auch für die Wiederherftellung einer Ver⸗ 
faffung und die Einberufung von Cortes. Zu diefem Ende Bin trat 
eine Notabelnverfjammlung zufammen, welche fie vorbereitete und, 
einen der bauptfächlichiten Streitpunfte, fchließlich auch die Aufrecht- 
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Haltung der Slaubenzfreiheit mit anfehnlicher Majorität beſchloß. 
Die wirkliche Einberufung der Cortes fällt indeß erft ins J. 1876 
und ebenfo die Berathung und Annahme einer Berfaffung. Doc 
müflen wir foviel vorwegnehmen, daß es ber Regierung gelang, die 
Aufrechthaltung der Glaubenzfreiheit ſowohl in der Deputirtenfammer 
als im Senate durchgujegen. Auch Spanien will fo weit möglich, 
ein moderner Staat fein und weigert ſich beharrlich, den Anmaßungen 
Roms unbedingt ſich zu fügen. Das Land ift indeß noch meit ba- 
von entfernt, ein moderner Staat wirklich zu fein und wird es erft 
ſehr allmälig werden. Das Zuſammenwirken des politifchen und 
firchlichen Abſolutismus ſeit dem Anfange de 16. Jahrhunderts 
war ed, was Spanien fo tief heruntergebracht hat. Der politische 
Abjolutismus darf grundjählich ala überwunden betrachtet werden, 
der kirchliche iſt es noch lange nicht und doch ift und bleibt eg, 
wenn Spanien mit den übrigen Staaten Europas in feiner geiftigen 
und materiellen Entwicklung auch nur einigermaßen Schritt halten 
will, das erjte und dringendite Erforderniß, daß es fich nach und 
nad, aber feſt und bebarrlich der geiftigen Bande entledige, in 
welchen die römiſche Curie dasſelbe mit der ihr eigenen Zähigkeit 
feftzubalten bemüht ift. Dazu bedarf e8 aber vor Allem einer 
gründlichen Reform und einer energifchen Hebung des gejammten 
Unterrichtäwefeng vor der Volksſchule an bis zu den Univerfitäten 
Dinauf und dazu wieder Zeit und Geld. Das Lebtere wirb ſchwer 
zu befchaffen fein. Die Bürgerfriege und Parteiwirren feit fünfzig 
Sahren und die Regierungen der beiden Königinnen Chriftine und 
Iſabella, die man geradezu als lüderliche bezeichnen muß, haben die 
Sinanzen des Landes in die äußerſte Verwirrung gebracht, jo daß 
die Regierung Anfang des I. %. fi) genöthigt gejehen bat, demjelben 
eine Art partiellen Staatsbanferott? ankündigen zu müflen und fi) 
damit neben den Sultan der Türkei und den Chedive von Aegypten 
zu ftellen. Sebenfall® bedarf Spanien in allen nur denkbaren Be- 
zjiehungen zunächſt und auf längere Zeit des Friedens und es hat 
alle Urfache, fi von ben europäifchen Händeln vollftändig fern zu 
halten. Ganz von felbft wird es für diefe nur fehr wenig ins Ge- 
wicht fallen. Ter ſpaniſche Stolz fteht im Wege, aber e8 wäre 
ficherlich da8 Beſte, wenn Spanien ſich ſelbſt Cuba's entledigen 
würde, das ihm, unmittelbar und felbft mittelbar, viel weniger ein= 
trägt, als es koftet, während zu fürchten ift, daß es fi) daran noch 
völlig verblute. 


Italien⸗ 
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Italien ift doch in einer ganz andern Lage als Spanien. 
Auch für Italien war dag %. 1875 in mehr als Einer Beziehung 
ein beſonders bedeutfames. Erſt mit dem Ablauf diefeg Jahres ge⸗ 
lang es ihn, das Deficit in feinem Budget, das e3 feit dem J. 1860 
wie eine jchwere Kette nachgefchleppt Hatte, zu befeitigen. Wenn 
auch nur allmählig und nicht ohne Schwierigkeiten und theilweiſe 
Rüdfälle, To wachlen doch die einzelnen Beftandtheile des jungen 
Königreichs fichtlich in einander und füllt dasfelbe feinen Plab ala 
ſechſte Großmacht Europas, als welche es nachgerade allfeitig an- 
erfannt ift, mehr und mehr in ehrenvoller Weife aus. Mit Oefter- 
reich jteht e8 bereit? auf dem beiten Fuße, wie die Zufammenkunft 
bes Kaiſers Franz Joſeph mit dein Könige Bictor Emanuel im 
Frühjahr 1875 in Venedig unzweifelhaft bewieſen hat. Ihm folgte 
im Herbft der Befuch des deutfchen Kaiſers in Mailand, der ben 
ganzen Unterfchied zwilchen dem alten und dem neuen beutfchen 
Reiche darzulegen geeignet war. Deutichland hegt gegen Stalien 
nur freundliche und wohlwollende Gefinnungen, und die Aufnahme, 
die dem mächtigen Herricher Deutſchlands in der alten Hauptftadt 
der Lombarden zu Theil ward, zeigte, daß Italien dieſe Gefinnungen 
zu würdigen weiß und erwiedert. In mehr als einer Beziehung ift 
Stalien darauf angewiefen, fich feft an Deutfchland anzulehnen, ent= 
Ichieden mehr ala an das ſtammverwandte Frankreich. Noch unter 
der Präfidentfchaft des Herrn Thiers war dag Verhältniß zwiſchen 
beiden fogar ein überaus gejpanntes, weil Hr. Thiers feit jeher im 
Sintereffe Frankreich ein Gegner ber italienifchen Einheit war und 
blieb, wenn er auch nicht umhin Konnte, die vollendete Thatjache 
anzuerfennen; und die clericale Partei in Frankreich Tonnte fich da⸗ 
mals noch ber wahnfinnigen Hoffnung Hingeben, die italienijche Ein- 
beit wieder zu zertrünmern, lediglid um dem Papft wieder Rom 
und den ehemaligen Kirchenftaat zurüd zu geben, obgleich die Partei 
damals noch nicht die Macht Hatte, die fie fpäter zu erringen ge- 
wußt Hat. Unter Mac Mahon und dem Herzog Decazes it das 
Verhältniß zwiſchen beiden Regierungen trotz ber immer deutlicher 
zu Tage tretenden ultramontanen Tendenz aller franzdfifchen Mini⸗ 
fterien feit Thiers ein viel beflereg geworden und wird ein noch 
beſſeres werden, wenn die frangzöfifche Republik fich, wie e8 den An⸗ 
fchein Hat, veranlaßt fieht, den ultramontanen Umtrieben und ben 
römifch-hierarchifchen Anmaßungen einen Damm entgegen zu jeßen 
und bie Rechte des Staat? gegenüber der Kirche fchärfer als bisher 
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zu wahren. Der Gegenja zwifchen Staat und Kirche wird für 
Sttalien wohl noch auf lange hinaus vielfach maßgebend bleiben, 
fo lange der Papſt fi) nicht dazu entjchließt, auf Rom und alle 
weltliche Herrichaft endgültig zu verzichten und davon fcheinen er 
und die Hierarchie und die ultramontane Partei noch weit entfernt 
zu fein. Wenn fie ſich nur dazu entfchließen könnten, fo wäre 
Italien geneigt, der Kirche alle nur möglichen Eonceffionen zu machen, 
theils auch Gleichgültigkeit, theils aus alter Gewohnheit, nicht zum 
wenigften aber, weil es in dem römifchen Papftthfum das eigene 
Mittel des Einflufle® und der Macht erkennt: Und in der Hoff- 
nung, dieſes doch noch für feine Wünfche und nterefien zu ge- 
winnen, ging die italienifche Regierung fchon jet bis zum Aeußerſten, 
bis zum Preisgeben der eigenen Würde. Dan weiß nicht, ſoll 
man die Art und Weife, wie diefelbe es zuließ, daß die vom Papft 
feit einigen Jahren neu ernannten Bifchöfe fich gegen die ausdrück⸗ 
lichen Beftimmungen des Gejehes der Temporalien bemächtigten, 
mehr lächerlich "oder mehr fchmachvoll nennen. Es bedurfte bes 
Dazwifchentreteng des Parlaments, um die italienifche Regierung zu 
veranlaffen, die Zügel wenigftens hierin Jchärfer anzuziehen. Es mag 
fein, daß Italien den Kampf gegen die maßlofen und doch veralteten 
Anfprüche der römifchen Kirche nicht in der Weile des deutſchen fog. 
Gulturfampfes führen kann; aber joviel ift ficher, daß man gegen- 
über der Hierarchie durch Nachgiebigleit niemals, jondern nur durch 
Energie und Bebarrlichleit zum Ziele kommt. In anderen Ber 
ziehungen zeigte fich dag Minifterium Minghetti feiner Aufgabe eher 
gewachſen. So gelang es ihm, die Reorganifation der Armee und 
die militärifche Rüftung des Landes zu einem gewiffen Abſchluß zu 
bringen. Auch nahm es, noch vor Deutjchland, die Yrage der Er⸗ 
werbung ſämmtlicher Eifenbahnen durch den Staat, freilich mehr 
durch die Verhältnifje und durch die fchlimme Lage der oberitalieni« 
ichen, der römischen und der füditalienifchen Eiſenbahngeſellſchaften 
geziwungen als freiwillig, wenigftens in die Hand, ohne fie indeß 
vorerſt durchführen zu können. Das aus einer zufälligen Eoalition 
verfchiedener Fractionen hervorgegangene Minifterium Minghetti ver- 
mochte fi) überhaupt während des Jahres 1875 wiederholt nur 
mit Mühe zu halten und zu Anfang de& laufenden Jahres unter- 
lag e8 gelegentlich der Eifenbahnfrage einer neuen Koalition ver- 
ſchiedener Fracionen und mußte einem Minifterium der reinen 
Linken Pla machen, die bamit zum erften Dial an's Ruder gelom« 
37 
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nen ift. Ob fie fich daran wird erhalten können und welchen Ein- 
fluß der Vorgang auf die weitere Geftaltung der Parteien möglicher 
Weiſe gewinnen wird, fteht vorerft dahin. Das politiiche Partei- 
weſen ift im italienifchen Parlament noch ein ſehr unbefriedigendes : 
auf ber Linfen wie auf der Rechten und im Centrum jehen wir 
mehr perjönliche Cotereien als grunbfäßliche politifche Parteien, und 
diejenigen mögen Recht Haben, welche eine Beflerung erft dann er⸗ 
warten, wenn die clericale Partei in einer ihrer wirklichen Stärte 
angemeflenen Zahl in’ Parlament eintreten und dadurch auch die 
Anderen zwingen würde, fich enger zufammenzufchließen und ihre 
Srundfähe fchärfer als bisher zu formuliren. Bis jebt ift die cle- 
ricale Bartei im Parlament nur durch einige wenige Mitglieder ver- 
treten, die ohne allen Einfluß find, während man annimmt, daß 
dag Verhältniß eigentlich das von zwei zu drei Fünfteln fein follte. 
Die dießfällige Entfcheidung hängt lediglich von einem Wink der 
römischen Curie ab. Seit 1860 ihr Heil nur von großen europäi- 
fchen Gombinationen erwartend, hielt diefe zeither für Italien an 
dem Grunbjaß ne elettori ne eletti feft, d. 5. daran, daß ihre An⸗ 
hänger weder ala Wähler an den politifchen Wahlen Theil nehmen, 
noch ſich wählen laflen dürften. Die Combinationen der Curie haben 
fich jedoch bis jebt ala ohnmächtige, ihre Hoffnungen als trügerifche 
erwiejen. Allem Anfchein nach wird dieß auch fernerhin, vielleicht 
fogar in verftärktem Maße, der Fall fein und diejelbe wird fich ge= 
nöthigt jehen, auf ihr Tediglich ablehnendes und verneinendes Ver⸗ 
balten gegenüber den geſammten neuen Zuftänden Italiens zu ver- 
zichten. Im Jahre 1875 Hat fie denn auch bereits auf ihr bishe— 
riges Syſtem bezüglich der Gemeindewahlen verzichtet, und da der 
Erfolg ein für fie befriedigender war, wird fie wohl über nicht Lange 
fich entjchließen, völlig in die politifche Arena Hinabzufteigen. Hier 
wird und muß fie das moderne Stalien zum letzten entjcheidenden 
Kampfe erwarten. 

Der Ausgang des Kampfes dürfte nicht zweifelhaft fein, wohl 
aber wird es gerade in Italien noch großer Anftrengungen bedürfen, 
um bie Kirche endgültig in ihre Schranken zurückzuweiſen, und muß 
man fi wohl auch auf allerlei Wechjelfälle gefaßt machen. In 

Sqhweiz. der benachbarten Schweiz dagegen fcheint der Kampf im Wefentlichen 
entjchieden zu fein. Die inneren Bergfantone mit Zugern, Yreiburg 
und Wallis, die ehemaligen Sonderbundsfantone aljo, bleiben römifch- 
Tatholifch ; die ganze ebenere Schweiz dagegen von Genf bis zum 
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Bodenjee ift durch den übereinftinnmenden Willen der Kantons-Re⸗ 
gierungen und der Mehrheit der Öffentlichen Meinung für Rom bereits 
fo viel ala verloren; der Bundesrath aber und die Majorität beider 
Räthe der Bundesverfammlung find entichieden antiultramontan 
gefinnt und werden jchon dafür forgen, daß die römiſche Agita- 
tion die Grenzen jener fieben Kantone nicht Üüberjchreitet und felbft 
dort gewifle Echranfen beobachtet. Im Uebrigen waren die beiden 
Näthe der Bundesverfammlung im Jahre 1875 bemüht, die Conſe⸗ 
quenzen ber revidirten Bundesverfallung von 1874 in einer Reihe 
von Specialgefegen zu ziehen, und die großen Räthe der Slantone, ihre 
Berfaflungen eben derjelben anzupaflen. Beide waren bemüht, bei 
diefer Gelegenheit gewiſſe Yortichritte, die ihnen wünſchbar erjchienen, 
in's Leben zu führen. Beide mußten aber die Erfahrung machen, 
daß das Volk unreifen Verſuchen und einem übereilten Fortjchritt 
nicht? weniger als Hold ift. Mebrere von der Bundesverfammlung 
in beiden Räthen mit großen Mebrbeiten beſchloſſene Gefete und eine 
Reihe revidirter Kantonsverfaffungen wurden in allgemeiner Volks⸗ 
abftimmung verworfen und die herrichende Partei wird fortan vor« 
fichtiger zu Werke gehen müſſen, wenn fie nicht Gefahr laufen will, 
einen durchgreifenden Umschlag in der öffentlichen Meinung hervor⸗ 
zurufen. Selbſt die Ausführung der durch die revidirte Bundesver⸗ 
faffung wefentlich vervollkommneten Militärorganifation der Schweiz 
icheint gefährdet zu fein, wenn die von der Bundesverfammlung be> 
ichloffene ſog. Militärpflicht-Erjaßfteuer vom Volke verworfen wer⸗ 
den follte. 

Und doch Hat gerade dieſe Seite des ſchweizeriſchen Staats⸗ Die 
weſens eine Bedeutung weit über die Grenzen be Landes hinaus. ** 
Durch den ungeheuren Aufſchwung der Kriegswiſſenſchaft und des und die 
Militärweſens in ben letzten Jahrzehnten iſt es den mittleren und Meine 
Heineren Staaten geradezu unmöglich getvorden, mit den Sroßmächtengranten. 
in diefer Beziehung Schritt zu Halten. Die Erhaltung ftehender Heere 
ift für fie materiell faft zur Unmöglichkeit geworden. Im Sriege 
fönnen fie feine felbftändige active Rolle mehr spielen, fie find fortan 
darauf angeiwiefen, entweder neutral zu bleiben oder fill, wenn fie. 
das nicht wollen oder nicht fünnen, an eine der Großmächte, aller- 
dings in mehr untergeordneter Weife, anzufchließen. Auch die Neu- 
tralität jeboch wird von ihnen in der Regel mit bewaffneter Hand 
vertheidigt werden müſſen, wenn fie geachtet werden foll. Dazu aber 
wird es faft nothiwendig der Aufbietung der gefammten Volksmacht 
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bedürfen, um mit ihr vielleicht einen Erfolg zu erzielen, der einem 
tleinen ftehenden Heere jedenfall® ganz unmöglich wäre. Bis auf 
einen gewiſſen Grad ift daher die Schweiz mit ihrem Milizſyſteme 
auch für eine Reihe anderer Staaten geradezu muftergültig getvorden. 

Denn in bemielben Falle wie die Schweiz befinden fich auch 
Belgien und Holland, Dänemark, Schweden und Norwegen, Portugal 
und Griechenland; in gewiſſem Sinne dürfte man felbft Spanien 
dazu zählen. Wie die Dinge gegenwärtig liegen, Tann Teiner dieſer 
Staaten mehr daran denfen, eine jelbftändige Triegeriiche Rolle in 
irgend welcher europäifchen Vertwidelung zu fpielen. Sie müſſen die 
Entſcheidung nothwendig gänzlich den Großmächten überlaflen und 
fi) darauf bejchränfen, ihre Selbftändigfeit gegen wen immer zu 
wahren. Die meiften derfelben befiken zur Zeit zwar noch ftehende 
Heere, find aber auch zu der Einficht gelangt, daß diejelben in ihrem 
gegenwärtigen Beftande und ihrer gegenwärtigen Organifation ben 
fo gewaltig gefteigerten Anforderungen der modernen Kriegswiſſen⸗ 
Ichaft nicht mehr entjprechen. Die Trage einer Reorganifation des 
Militärweſens ift daher in Belgien und Holland, in Dänemarl, 
Schweden und Norwegen fchon feit Jahren auf der Tageßordnung, 
ohne daß fie bis jett hätte erledigt werden Tönnen, aus dem ein- 
fachen Grunde, weil die Regierungen überall noch an dem bisherigen 
Princip feithalten, die Volksvertretungen aber überall feine Luft 
haben, gewaltige Geldſummen zu bewilligen, ohne ficher zu fein, den 
beabfichtigten Zweck damit auch nur annähernd erreichen zu Tönnen. 
Früher oder fpäter werben ficherlich alle diefe Staaten genöthigt 
fein, nicht in der Form, aber doch im Princip zu dem Miliziyiten, 
wie es in der Schweiz befteht, überzugehen und auf ftehende Heere 
wenigſtens von irgendeinem erheblichen Belange gänzlich zu verzichten. 

In Belgien wird fi) die Frage aus derjenigen über die Ein- 
führung bes Grundſatzes der allgemeinen Wehrpflicht entwickeln. 
Für diefe haben fich in den letzten Jahren wiederholt der König, 
die einfichligften Militärs ohne Ausnahme und die Liberale Partei 
außgefprochen. Aber die clericale Partei ihrerfeits will davon nichts 
wiſſen und dieſe Partei Hielt fich während des ganzen Jahres 1875 
am Ruder. Belgien war denn auch der einzige Staat Europa's, der 
fi im ultramontanen Fahrwaſſer beivegte, doch nicht ohne Mühe 
fowohl gegenüber dem Auslande als gegenüber der Liberalen Oppo-» 
fition in beiden Kammern. Den Reclamationen Deutſchlands mußte 
das Gabinet Malou nach Jängerem Sperren jchließlich nachgeben 
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und felbft in den beiden Kammern ſetzte die Liberale Partei gegen 
Ende des Jahres eine Rejolution durch, durch welche die ultramon⸗ 
tanen Umtriebe unzweideutig verläugnet wurden und mit ber fich 
das Minifterium, gern oder ungern, einverftanden erklären mußte. 
Die clericale Hochfluth ift in Belgien offenbar im Rückgang be—⸗ 
griffen, aber jo lange die Doctrinairs die Leitung der liberalen Partei 
in den Händen haben, iſt es mehr als zweifelhaft, ob diefe jo bald 
wieder im Stande jein werde, die Oberhand zu gewinneu, und ob, 
felbit wenn es der Fall wäre, damit viel gewonnen fein würde. 
Und nicht viel anders ift es in Holland. Auch Hier entbehrt diedoland. 
liberale Partei eines feiten Zufammenhalis und vielfach auch fefter 
Grundſätze ſowohl gegenüber der augenblidlich am Ruder befind- 
lichen confervativen Partei, ald auch und noch mehr gegenüber den 
Anjprüchen und Eigenmächtigkeiten der katholiſchen Hierarchie uud der 
fatholifchen Landestheile. Daneben ſpielt auch in Holland fchon feit 
mehreren Jahren die Militärfrage eine hervorragende Rolle und fcheitert 
in den Generalſtaaten ein Kriegäminijter nach dem andern mit feinen 
Vorlagen betr. die Reorganifation dev Armee und betr. die allge- 
meinen Anftalten zur Vertheidigung des Landes. Dabei ift es fehr 
klar, was die Generalftaaten nicht wollen, d. i. eine fehr erhebliche 
Erhöhung des Militärbudgets, nicht aber, was fie eigentlich wollen. 
Wird es fehiwierig fein, das Princip der allgemeinen Wehrpflicht in 
Belgien zur Geltung zu bringen, fo ijt dieß bezüglich Hollands noch 
viel mehr der Fall. Doch hat ſich dafelbit im Jahre 1875 ein 
ziemlich zahlreicher Verein gebildet, um für die Idee vorläufig we—⸗ 
nigftend Propaganda zu machen. 

Einigermaßen anders Liegen die Dinge in Dänemark. Zwar Zäne 
waltet auch Bier fchon feit mehreren Jahren ein Streit zwifchen der "et 
Regierung und der Majorität des Tyolfethings über bie Frage der 
Zandesvertheidigung und Zandesbefeftigung. Aber in Wahrheit greift 
der Gegenfa viel tiefer. Im Kampfe mit Deutfchland um Schleswig- 
Holftein war in Dänemark die jog. nationals-liberale Partei empor- 
gefommen ; der unglüdliche Ausgang desſelben brach aber ihre Kraft 
und ihr Anſehen, fie ift feitdem beftändig zurüdgegangen und fieht 
fi) zur Beit faſt nur auf die Hauptftadt Kopenhagen befchräntt. 
Ihr gegenüber ſteht nunmehr die fogen. Bauernpartei, die indeß 
durchaus nicht bloß aus Bauern befteht, die von der beabfichtigten 
überaus Toftfpieligen Befeftigung von Kopenhagen entfchieden nichts 
willen will und die entichiedene Majorität im Folkething befikt. 
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Aber fie befämpft die Regierung nicht bloß in der Frage der Yan 
beöbefejtigung, fondern auch in allen möglichen anderen Tragen; 
denn was fie in Wahrbeit verlangt, ift nicht mehr und nicht we—⸗ 
niger, als überhaupt an's Ruder zu kommen und die Gefchäfte in 
ihrem Sinne zu führen. Bislang hat fich jedoch der König, auf die 
Majorität des Landsthings geftüßt, nicht dazu entfchließen können, 
dag Minifterium den Reihen der Bauernpartei zu entnehmen, ob= 
gleich die Angelegenheiten des Landes darunter fichtlich Teiden. Allem 
Anſchein nach wird indeß das Sträuben des Königs nicht Tange 
mebr anhalten und dann dürfte in der Entwidelung Dänemarks 
überhaupt ein neuer Abjchnitt beginnen. Aehnlich, nur noch bedeu⸗ 
tung&voller, verhält es fi) in Schweden. Was fih in Dänemark 
Shre Bauernpartei nennt, heißt in Schweden Landmannpartei und dieſe 
beſitzt, ganz wie in Dänemark, die Majorität in der zweiten und 
eine ſtarke Minorität in der erften Kammer des Reichſstags. An 
ihr fcheiterten bisher und ebenfo auch wieder im Jahre 1875 die 
Vorlagen der Regierung bezüglich einer zeitgemäßen Reorganifirung 
des Heerivefend. Was dabei aber anmı bebeutfamften erfcheint, ift, 
daß die Majorität der zweiten Kammer in Schweden bewußt auf 
bie Einführung des Milizſyſtems an der Stelle des bisherigen fie 
benden Heeres loszuſteuern ſcheint. Sebt fie es früher oder fpäter 
durch, jo dürfte die Frage zugleich auch für Norivegen und Däne- 
mark entjchieden fein. Und es ift nicht unwahrſcheinlich, daß fie 
ihren Willen binnen wenigen Jahren wirklich burchfeßen werde, da 
die Frage nicht allzu Tange mehr in der Schwebe bleiben Tan. 
Deut Unterdefien trat in Deutjchland am 27. Oktober ber Reichs⸗ 
He tag zu feiner Herbftfeffion in Berlin zufammen. Diefelbe begann 
unter nichts weniger ala günftigen Anzeichen. Schon im Sommer 
hatte die preußifche Regierung dem Bundesrath eine Novelle zum 
Strafgefebuche vorgelegt, welche zunächſt einer Reihe allgemeiner 
und gegründeter Beſchwerden abbelfen, gleichzeitig aber auch ber 
Regierung der ultramontanen und der fozialiftifchen Agitation gegen- 
über jehr erweiterte Befugniffe ertheilen follte, von welchen die über- 
wiegende öffentliche Meinung fofort und ziemlich einftimmig erflärte, 
daß fie für den Reichdtag geradezu unannehmbar wären. Der Bun- 
desrath genehmigte fie troßdem mit nur geringen Ermäßigungen ala 
Vorlage für den Reichstag. Ferner hatte der Bundesrath, um eine 
Erhöhung der fog. Matricularbeiträge zu vermeiden, die Erhöhung 
der Braumalzfteuer und die Einführung einer Börfenfteuer beichloffen, 
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obgleich er auch damit nur fehr wenig Hoffnung hegen konnte, beim 
Reichstage durchzudringen. Endlich hieß es, daß der Reichskanzler 
mit ber Majorität des Reichstages, auf die er fich bisher geſtützt 
hatte, jehr unzufrieden fei, daß er daher ernfthaft mit dem Plane 
" umgebe, die nationalliberale Partei, den Kern jener Majorität, 
zu prengen, um fi) au ihren Trümmern in Verbindung mit 
den confervativen Fractionen und anderen erſt beranzuziebenden 
Elementen eine neue gefügigere Majvrität zu fchaffen. Zu diefem 
Zwecke, jo hieß es, laſſe er nicht nur die neue Partei der fog. 
Agrarier gewähren und jehe ihren Beftrebungen zum mindeften nicht 
ungerne zu, jondern begünftige auch und zwar durch den verhaßten 
ehemaligen Seh. Rath Wagener die Partei der Schukzöllner, welche 
feit einigen Monaten eine lebhafte Agitation in's Werk gejebt hatte, 
am zunächit die ſchon bejchloffene Herabſetzung der Eifenzölle wieder 
rüdgängig zu machen und überhaupt dag Syſtem angeblich gemäßig- 
Schutzzölle wieder, an die Stelle des feit einigen Jahren zur Herrfchaft 
gelangten Freihandelsprincips zu ſetzen. Alle diefe Thatfachen und 
Gerüchte erzeugten eine gewifle Beunrubigung der öffentlichen Mei⸗ 
nung und nicht nur im Reichstage, jondern in den weiteften Kreiſen 
eine in der That ſehr unbehagliche Stimmung. Der ganze Plan 
war dennoch) ziemlich unwahrſcheinlich. Die nationalliberale Partei 
zu fprengen mochte fo leicht doch nicht fein und noch ſchwerer, eine 
neue conjernative oder auch nur conjervativere Majorität im Reicha- 
tag jebt oder fpäter bei den Neuwahlen zufammenzubringen, wofern 
der Reichskanzler nicht die ultramontane Partei dazu beranziehen, 
reſp. fich ihr in die Arme werfen wollte, wovon doch ganz und gar 
feine Rede fein konnte. Auch lautete das Gerücht von feiner er- 
neuerten Verbindung mit Wagener und den Schubzöllnern nicht jehr 
glaublich, da fein nächlter College im preußijchen Staatzminifterium 
und der Bicepräfident desfelben, der Finanzminiſter Camphauſen, 
entfchiedener Yreihändler war und ebenfo feine rechte Hand in der 
Reichsregierung, der Präfibent des Reichskanzleramtes, Delbrüd. 
Sreilich hieß es fofort, daß beider Stellung gefährdet jei und ebenfo 
war es immerbin auffallend, daß die offiziöjen oder doch für offizids 
gehaltenen Berliner Blätter den Gerüchten und der allgemeinen Be⸗ 
unruhigung nicht entgegentraten, jondern vielmehr gerade fie es 
waren, welche diejelben veranlaßt hatten und nährten, der Kanzler 
felbft aber vollkommenes Stillſchweigen beobachtete. Dennoch ſcheint 
die Beunrubigung zureichender Gründe wirklich ermangelt zu haben. 
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Wenigſtens erhob Bismard keinerlei Widerſpruch, als der Reichstag 
die ſchutzzöllneriſchen Petitionen durch einfache Tagesordnung befei- 
tigte, anerkannte er ausdrüdlich und ohne alle Beichräntung bag 
Recht bes Reichstags, die beiden Steuergefeße, wenn er damit nicht 
einverftanden jei, zu veriwerfen und vertheidigte zwar die beftrittenen 
Artikel der Strafgefeßnovelle, begnügte ſich jedoch, dem Reichstag 
die moralifche VBerantwortlichkeit zu überbürden, wenn er für gut 
finde, fie zu verwerfen, was gleichfalls geſchah. Der Reichstag jebte 
fomit feinen Willen auf der ganzen Linie durch und der Reichs⸗ 
fanzler gab ftatt der fchwarzen Pläne, die man ihm zufchrieb, im 
Gegentheil und wider feine fonftige Natur das Beifpiel eines con⸗ 
jtitutionellen Minifters, der fi) dem Parlament innerhalb feiner 
Competenz vollftändig fügt. Trotzdem jchwand die allgemeine Beun- 
ruhigung nicht, was hauptfächlich der für offiziös gehaltenen Prefle 
zuzumeſſen ift, die unbeirrt fortfährt, für den erneuerten Webergang 
zu Schußzöllen einzuftehen und für die Bildung einer neuen con⸗ 
fervativeren Majorität des Reichstags zu agitiren. 

Die ernenerte Agitation für Wiedereinführung von Schuß 
zöllen fand ihre natürliche Erklärung in der allgemeinen Geſchäfts- 
ftofung, die nun fchon feit mehreren Jahren ſchwer auf dem größten 
Theile von Europa laftete. Litt auch Deutfchland ſtark genug dar- 
unter, jo war dieß doch noch in weit höheren Grade der Fall 
bezüglich Defterreichd. Hier traten denn auch die Schußzöllner ſo⸗ 
wohl im Reichsrathe ala in den Landtagen mit viel größerem Nadh- 
drude auf. Im Abgeorbnietenhaufe des Reichsraths war fogar bie 
Majorität fichtlich geneigt, den Schubzöllnern fofort die Hand zu 
bieten, doch wußte die Regierung den erjten Anfturm berfelben 
glücklich) abzuwenden und die Bewegung wenigftens in geordnete 
Bahnen zu lenken. Immerhin fcheint ein theilweifes Verlaſſen der 
bisherigen Bahn in wirtbichaftlichen Dingen für Defterreich faft un⸗ 
ausweichlich getworden zu fein, da ber allgemeine Notbftand nicht 
nur anhält, jondern fich auch ftätig auf immer weitere Kreiſe aus⸗ 
dehnt. Die Aufmerfamkeit der öffentlichen Meinung wurde inzwifchen 
bald von Defterreich einigermaßen ab unb auf Ungarn gelenkt, wo 
mit dem Jahre 1875 ein Umfchwung eintrat, der auch Sefterreich 
unmöglich gleichgültig laſſen konnte. In Ungarn Hatte feit dem 
im Jahre 1867 von den großen PBatrioten Deak geplanten und durch⸗ 
geführten Ausgleich mit Oefterreich die nach ihm benannte Partei das 
Staatzruder geführt. Der Ausgleich gewährte Ungarn im Innern 
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eine faft vollftändige Freiheit und Unabhängigkeit und verband die 
beiden Hälften der Monarchie nur fo weit, ala es nach Außen ab» 
folnt unerläßlich war, wenn nicht die Stellung derfelben in Europa 
ſchwer gefährbet werden follte. In Defterreich war man von An⸗ 
fang an über ben Ausgleich nicht? weniger als entzückt, mußte doch 
Defterreih mehr als die Hälfte der gemeinfamen Laft auf feine 
Schultern nehmen, während Ungarn nicht nur die volle Hälfte, 
fondern womöglich fogar einen überwiegenden Antheil an ber Leitung 
der gemeinfamen Angelegenheiten in Anſpruch nahm, ber Schwer- 
punkt der Monarchie auch vielfach wirflid von Wien nad) Peſt 
übergegangen zu fein ſchien. Dennoch war Anfangs felbft in Ungarn 
eine große Partei mit dem Ausgleich nicht zufrieden geweſen und 
blieb bei dem Verlangen ftehen, daß für Ungarn nach wie vor die 
volle Selbjtändigfeit auch nach außen und zu diefem Ende hin bie 
reine Perfonalunion mit Oeſterreich angeftrebt werden müſſe. All- 
mälig aber brach fich doch auch in biefen Kreifen die Einficht Bahn, 
daß Deak ganz richtig gerechnet habe, daß der Ausgleich von 1867 
für Ungarn weit vortheilhafter war ala für Defterreich und daß 
Ungarn burch eine vollftändige Trennung von diefem mehr verlieren 
ala gewinnen würde. Zuletzt jahen dieß auch die Führer ber Linken 
im ungarifchen Unterhaufe, Tisza und Ghiczy, ein. Zuerſt verzich- 
tete Ghiczy auf die weitere Verfolgung der Perfonalunion, verftän- 
digte fich mit der herrichenden Deakpartei und übernahm jogar das 
Finanzminiſterium für diefelbe, doch gelang es ihm nicht, die Partei 
felbft hinüberzuziehen. Als aber der Leichtfinn, mit dem fämmtliche 
Regierungen Ungarns feit dem Abfchluffe des Ausgleichs mit den 
Finanzen des Landes gewirthfchaftet Hatten, zu einem Defizit im 
jährlichen Budget führte, vor dem die Deakpartei und ihre Regierung 
bei dem nothwendig beichräntten &redite Ungarns rathlos daftand, 
und als dadurch die ganze Deakpartei ins Schwanfen gerieth, er: 
kannte Tisza, daß feine Zeit gelommen fei. Ohne geradezu auf 
feine früheren Anfichten zu verzichten, anerfannte ex, um fich regie- 
rungsfähig zu machen, nunmehr den Ausgleich ala zu Hecht be= 
ftehend an und bald fah fich die beakiftiiche Regierung und Partei 
durch die finanziellen Schwierigkeiten gendthigt, mit ihm und feiner 
Partei zu pactiren. Das deakiſtiſche Miniſterium Bitto gab feine 
Entlafjung ein, die Deakpartei ſelbſt verjchmolz fi) mit der bis⸗ 
herigen Linken und Tisca übernahm die Leitung der neuen Regie- 
rung und der vereinigten nunmehr fog. liberalen Partei. Ungarn 
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Batte feine Urfache mit diefer Zufanımenfaffung feiner Parteikräfte 
unzufrieden zu fein, vorausgeſetzt, daß es Tisza gelingen würde, bie 
zerrütteten Tyinanzen wieder in Ordnung zu bringen. Allein gerade 
das Hatte feine großen Schwierigfeiten und der Rüdfchlag aller diejer 
Vorgänge auf Defterreich blieb daher nicht Tange aus. Nach den 
Beitimntungen des Ausgleich von 1867 mußte demnächft bag Zoll⸗ 


und Handelsbündnik zwiſchen Defterreich "und Ungarn, ſpäter auch 


jener felbft erneuert werden. Dieje Gelegenheit ergriff nun Tisza, 
um Ungarn auf die leichtefte Weile zu entloften und Oeſterreich 
neuerdings wieder um etwas mehr zu belajten. Er Enüpfte fogleich 
Unterhandlungen mit Lefterreih an, ftieß aber bier jowohl von 
Eeite der Regierung als der öffentlichen Meinung auf den ent- 
ſchlofſenften Widerftand. Denn nun erhoben fich auch hier gewichtige 
Stimmen ntit der Erklärung, daB es am Ende für Sefterreich beffer 
wäre, fi) ganz von Ungarn zu trennen, als nachgerade die Laft 
einer gemeinfamen Regierung allein tragen, dieſe felbft aber den 
Ungarn ganz ober doch überwiegend überlafien zu müſſen. Da 
Ungarn indeß feit blieb, ſeine Anfprüche im Gegentheil eher noch 


“ fteigerte, fo Tanı eine Berjtändigung bis zum Schluffe des Jahres 


Ruß⸗ 
Ianb. 


1875 nicht zu Stande und fchien auch da noch in weiten Felde zu 
fein. Die fortdauernde wirthfchaftliche Noth und diefe Ungewißheit 
des ganzen zukünftigen VBerhältnifies zwiſchen den beiden Hälften der 
Monarchie Lafteten Ende 1875 fchwer auf Sefterreih. Und das war 
noch nicht alles. Der Ausbruch der Inſurrection in der benadh- 
barten Herzegowina und in Bosnien zog durch die zahlreichen Flücht⸗ 
linge Dejterreich alsbald in eine ziemlich unliebjame Mitleidenfchaft 
und das Wiederaufleben der orientalifchen Frage ftellte demfelben 
ſchwere Gefahren in Ausficht, wie ſchon erörtert worden ift. Diefe Ge- 
fahren waren dadurch nicht befeitigt und nicht einmal gemindert, daß 
Rußland die Leitung der Vermittlungsverfuche der drei Kaifermächte, 
fcheinbar ſelbſtlos, Oefterreich und dem Grafen Andrafiy überlieh. 

Es ftand dennoch feft, daB eine ununterbrochene Kette von ge⸗ 
beimen, zufammenwirfenden Kräften von der Herzegowina und von 
Bosnien über Belgrad und Cettinje bis nach St. Petergburg und 
bis in das ruffifche Botſchaftshotel in Konftantinopel lief. Rußland 
hatte fich in den letztern Jahren von den weiteuropäifchen Händeln 
icheinbar weſentlich abgewendet und fich ganz feiner Aufgabe in 
Mittelafien und den turkeftanifchen Chanaten Hingegeben. Noch im 
Jahre 1875 machte ihm ein Aufftanb in demjenigen von Kofand 
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viel zu fchaffen, fo daß es ihn erft zu Anfange 1876 ganz zu be- 
wältigen vermochte. Aber offenbar unterließ es darum nicht, ein 
wachlames Auge auf die Pforte zu halten, um feine Plane wider 
diefelbe früher oder fpäter, in diefer oder jener Weile doch wieder 
aufzunehmen. ine directe Bedrohung derjelben freilich war unter 
den gegenwärtigen Umftänden nicht wohl möglich, aber eine indirecte _ 
fonnte, wenn auch langſamer, ebenfo gut zum Ziele führen und es ift 
allerdings nicht unmahrfcheinlich, daB die Infurrection in der Herze- 
gowina, wenn auch nicht geradezu auf fein Anftiften, doch nicht 
ohne fein Mitwiffen ausgebrochen fei, wie die türkifchen Bafallen- 
Staaten Serbien und Montenegro ebenfo gut ala ruffifche Vafallen- 
ftaaten bezeichnet werben können und e3 vielleicht mehr find ala 
türfifche. Dennoch Hätte Rußland wohl nicht daran gedacht, Die 
Integrität der Türkei neuerdings in Trage zu ftellen, wenn nicht die 
wahnfinnige Herrfchaft in KEonftantinopel e8 dazu gerabezu eingeladen 
und bie chriftlichen Unterthanen in der Türkei, Rußlands Stammes-⸗ 
und Glaubensgenoffen, nicht in der That unter einem faft unerträg- 
lichen Drude feufzten. Die rajche Selbftauflöfung des türkifchen _ 
Staatsweſens und die geheimen Pläne Rußlands find daher zivei 
Momente, mit denen Europa gleichmäßig rechnen muß. 

Die Selbftauflöfung des türkifchen Staatsweſens Liegt jo klar @ns- 
zu Tage, daß felbft England fi) darüber feine Illufionen mehr land. 
machen Tonnte. Augenblidlich aber war England mehr als jeit 
Langem in der Lage, biefen Dingen feine Aufmerkfamteit zuwenden 
zu können. Das Emporlommen der Partei der ZTorie und bes 
Cabinets Disraelic-Derby bezeichnete für England eine Pauſe in ber 
innern Entwidelung des Landes und follte fie nach dem ziemlich 
deutlich ausgeſprochenen Willen der öffentlichen Meinung desſelben 
bezeichnen. Diefer aber ging ausgefprochener Maßen dahin, die 
inneren Yragen und bie heimifchen Parteifämpfe vorerft möglichft 
ruben zu laffen, dagegen das feit einer Reihe von Jahren ſtark zu- - 
rödgegangene Anjehen Englands und feinen Einfluß in den euro- 
päilchen Dingen wieder zu heben. Die Parlamentzfeifion von 1875 
gehörte denn auch zu den an Refultaten unbedeutendften feit Jahren. 
Aber auch die türkiſchen Wirren boten zunächft England feine ge= 
nügende Gelegenbeit,efich in biejelben einznmifchen. Es begnägte 
fid daher, zu denjelben nur in jo weit Stellung zu nehmen, daß 
es durch einen rafchen Entfchluß dem Khedive von Aegypten feine 
Suezkanalaktien ablaufte und damit Europa in ziemlich unzwei⸗ 
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deutiger Weile die Erklärung zugeben ließ, daB für den Fall eines 
Zuſammenbruchs der Türkei fein Entichluß gefaßt fei: fi) unter 
allen Umftänden den Seeweg nach Lftindien zu fichern, ndihigenfalls 
feine Hand über Aegypten zu fchlagen. 

Für den Augenblid ging England nicht weiter. In den letzten 
Zagen des Jahres 1875 gab es ſogar nach der von den drei Kaiſer⸗ 
mächten befchlofjenen Andraffyichen Note an die Pforte mit ihren 
genau formulirten Yorderungen zur Pacification der Herzegowina 
und Bosniend feine Zuftimmung und unterftüßte dieſelbe durch 
feinen Geſandten in Konftantinopel. Die finanziell und politifch 
bebrängte und fich fichtlich immer fchwieriger geftaltende Lage der 
Pforte Hatte jedoch offenbar jein Mißtrauen gegen Rußland nad 
diefer Seite im höchſten Grade wach gerufen. In Afien war das 
ohnehin der Fall, da Rußland dort durch feine Fortichritte in Tur⸗ 
feftan, indem es ein turfeftanifches Ehanat nach dem andern theils 
mittelbar theils unmittelbar jeinem Einfluß und feiner Herrfchaft 
unterwarf und fo nicht nur Perfien, jondern auch Afghaniftan und 
damit dem oftindifchen Reiche Englands immer näher rüdte. England 
war nicht in der Lage, dieß zu verhindern und mußte nothgedrungen 
bazu fchweigen. Bezüglich der Pforte lagen dagegen die Dinge 


‚andere. Sobald daher im Mai 1876 die Berliner Gonferenz der 


drei Saifermächte gegenüber der Pforte noch einen Schritt weiter 
ging und Rußland ftatt Dejterreich die Vertretung derſelben über- 
nahm, bielt England es an der Zeit, Rußland einen deutlichen Wink 
zu geben, daß es vorerft der Türkei noch nicht zu nahe treten lafle 
unb daß es jedenfalls ein wachjames Auge auf ben Bosporus halte. 
Es verweigerte demnach dem ruffifchen Memorandum ber drei Kaiſer⸗ 
mächte feine Zuftimmung und fchidte eine ftarfe Flotte in die Nähe 
Konftantinopels, ala ob ein Handftreich Rußlands gegen dieſes vom 
chwarzen Meere aus zu fürchten wäre. England machte fich da⸗ 
durch mit einem Schritt zum Mittelpunfte aller antiruffiichen und 
türfenfreundlichen Beitrebungen in Europa. Die drei Kaifermächte 
famen für den Augenblid offenbar in eine ziemlich ſchwierige Lage. 
Die gleich darauf folgende gewaltfane Entthronung des Sultans und 
das Emporkommen einer neuen Regierung in ber Türkei, welche die 
weiteft gehenden Reformen für Muhamedaner gaıd Rajahs auf ihre 
Sahne fchrieb, befreite fie wieder daraus. Es wurde von ihnen be= 
Ichlofien, das ruffiiche Memorandum der vollftändig neuen Sachlage 
gegenüber vorerfi ad acta zu legen und ber Pforte Zeit und freie 
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Hand zu laſſen, die Pacification ihrer infurgirten Provinzen felbft 
zu verfuchen. Damit ift in der ganzen Angelegenheit ein Stillſtand 
und zwar allem Anfchein nach ein längerer Stillftand' eingetreten. 
Es ift fogar möglich, daß Rußland von feinen beiden Alliirten ver- 
anlaßt wird, der Pforte nicht nur gegenüber den Inſurgenten, fon= 
dern auch gegenüber ben beiden VBafallenftaaten, Serbien und Mon= 
tenegro, freie Hand zu gewähren, wie bieß England jeinerfeits zu 
verlangen fcheint. Es wird fich dann zeigen, ob die Pforte ihrer 
vollftändig Herr zu werden und die Ruhe bis an die Donau und 
bis in bie ſchwarzen Berge wieder berzuftellen vermag oder aber 
nit. Wir unfrerfeits erlauben uns, es zu bezweifeln. Es wird ſich 
ebenjo zeigen, ob die Pforte im Stande ift, lebenzfähige durch» 
greifende Reformen aus ſich jelber hervorzubringen, welche Türken 
und Ghriften gleichmäßig befriedigen, und wir erlauben ung, auch 
dag und ziwar noch mehr zu bezweifeln. Wir haben in unferen elıro= 
päilchen Staaten hinreichende Erfahrung gemacht, wie fchiwierig der 
Mebergang vom Abſolutismus zu freieren vollsthümlichen Inſtitu⸗ 
tionen ift und wiflen, von welchen Tangjährigen Convulfionen der⸗ 
felbe begleitet war. Und doch war die Aufgabe in jenen ein Kinder- 
fpiel gegen die Schwierigkeiten der Türkei, wenn fie die Gegenfäße, 
die fie in ihrem Schooße birgt, verfühnen und fich zu einer irgend- 
wie gearteten Berfaffung hindurch zu arbeiten verfuchen will, da ihr 
auch nur die allermindeiten Anjäbe dazu fehlen. Der Idealismus 
eine? Midhat Paſcha genügt dazu nicht und bie Entthronung des 
Sultans Abdul Aziz könnte leicht nicht ſowohl der Anfang einer 
neuen Wera für die Türkei, fondern vielmehr der Anfang des Endes 
fein. Es mag ganz am Plabe geweſen fein, daß den Planen Ruß- 
lands und den Sintriguen Ignatieffs durch England eine energifche 
und ſehr verftändliche Warnung geworden ift. Aber um den innern 
Derfall der Osmanenherrſchaft in Europa aufzuhalten, dazu reicht 
jelbft die gewaltigfte Demonftration Englands nicht hin und ebenfo 
wenig vermag fie es wegzuwiſchen, daß die Forderungen Ruß- 
lands für feine Stammesgenofien in ber Türkei an fich berechtigt 
find. Das Dreikaiſerbündniß, wenn es auch vielleicht einen Augen- 
blick in Trage geftellt worden fein follte, hat fein Gleichgewicht wieder 
gefunden. Es beruft nicht ſowohl auf dem allerdings vorüber: 
gehenden perjönlichen Einverjtändniß ber drei Kaifer, jondern auf ben 
bleibenden Sinterefien ihrer Staaten. Es dürfte nur Flug fein, wenn 
die drei Mächte vorerft und möglichft Iange gänzlich zurüdtreten 
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und die Pforte, wo augenblidlich der englifche Einfluß maßgebend 
ift, gewähren lafſen. Erft wenn es, wie wir glauben, und wie es 
vielleicht früher, als viele meinen, auf der Hand Liegen wird, daß 
die Pforte unfähig ift, die infurgirten Provinzen zu pacificiren, dieje 
und die fog. Vaſallenſtaaten gewaltfam zu unterdrüden und fich 
ſelbſt gründlich zu reformiren, ift ihre Zeit wieder gefommen. Dann 
aber wird es ihre Aufgabe fein, von fich aus, aber Hand in Hand 
mit den übrigen Großmächten gründliche Orbnung zu fchaffen und 
bie orientalifche Frage nicht quf einmal, fondern Stüd für Stüd, 
wie es in der Sache felbft und im Intereſſe Europas Yiegt, zu Löfen, 
nicht allerdings nach den Wünſchen Rußlands allein oder auch nur 
vorwiegend, fondern im Sinne bes Frieden? und nach den gemein- 
famen Sintereffen des gefammten Europa. Daun aber wird kaum 
etwas anderes übrig bleiben, als die Türkei unter die Controle, ge= 
wiflermaßen unter die Vormundſchaſt Europas zu ftellen. Es wird 
ſich zeigen, ob die Dreikaiſerallianz feft genug zuſammenhält und 
bazu die nöthige Energie zu entwideln im Stande ift. 

Die Stellung Defterreich® in der orientalifchen Frage ift, dag 
fann nicht geläugnet werden, eine überaus ſchwierige. Allein durch 
bloßes Gefchehenlaffen wird dieſe Schwierigkeit jedenfalls nicht über- 
wunden werden. Sie kann es nur durch maßvolles, aber actives 
Eingreifen. Oeſterreich muß fich fefter ala je, muß fich faft unbe» 
dingt an Deutjchland anjchließen, um eine Köfung zu erzielen, die 
ihm 'noch am wenigjten nachtheilig fein wird. Beutichland, das an 
der orientalifchen Trage nicht unmittelbar und weniger al3 irgend 
eine andere der europäilchen Großmächte betheiligt ift, fällt dann 
die Aufgabe zu, Rußland im Zügel zu halten und Defterreich zu 
firmen. Es wäre vermeſſen, ohne Weiteres anzunehmen, daß 
Deutichland im Stande fei, diefe große Aufgabe im Interefſe des 
geſammten Europa zu erfüllen, aber feine äußeren und inneren Ber- 
hältniffe laſſen es wenigftens nicht als unmöglich erfcheinen. Kommt 
es jedoch gar nicht dazu oder follte e8 daran fcheitern, jo treibt die 
orientaliiche Frage allerdings langſam aber unausweichlich einem 
europäifchen Kriege zu und die blinden Türkenfreunde in Oefterreich 
und anderswo, welche ein verrottetes Staatswefen, das nicht mehr 
zu balten ift und vor unferen Augen zufammenbricht, immer noch 
jtüßen wollen, werden daran nicht minder die Schuld tragen al die 
offenbaren Plane und die geheimen Umtriebe Rußlande. 

Geſchrieben Anf. Juni 1876. 
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21—25 (Journaliſtentag), 26—28 (Yuriftentag), 26—28 (Guſtav⸗ 
Adolf: Berein), 29 (Genoſſenſchaftsweſen). 
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26 ——— DI 1 (Ablöjung der Stolgebühren), 9 (Ver⸗ 
faffungsfrage), 10 (dief.), 13 (dief.), 15 (Stolgebühren), 18 (Land: 
tagsabichied . 


Oeflerreich⸗ Ungarn: S. 216— 252. 

Actenftüde: IV 9 (Erklärung der Wälſchtyroler beim Eintritt in ben 
Tyroler Landtag), IX 18 (Adrefie bes ungar. Unterhaufes), IX 22 
(Anſprache des Kaiſers an die Delegationen), IX 28 (Bericht ber un« 
garischen Delegation über die Verwickelungen in ber Türkei). 


Pforte, ottomanniſche: S. 475—513. 
Actenftüde: J 18 (Thronrede des Fürften von Montenegro), III 25 (Er: 
Härung bes ſerbiſchen Minifteriums), IX 1 (fyerman ded Sultans) 
(der Sultan an ben Großvezier), IX 10 (Serbiiche Thronrebe), IX 20 
(Antwortsadrefie der ſerbiſchen ana). X 7 (Zürkifche Bantkerott: 
erflärung), X 10 (Erläuterung berjelden), X 15 (Reformmanifelt für 
die Herzegowina und Bosnien), X 20 (Reformmanifeft des Groß: 
veziers), XII 14 (Reform-Irade des Sultand), XII 30 (Note Andraffy). 
Portugal: S. 253. | 
Preußen: S. 35 — 215: I 1 (Maßregel gegen den Erzbiſchof von Köln) 
(Wahlen zu ben Provinzial:Synoden), 5 (Biſchof von Paderborn ab» 
gele t), 7 (Er-ſturfürſt von Heften +), 14 (Zeichenbegängniß bed Ex⸗ 
urfürften von Heflen) (Biſchof von Paderborn), 15 (Ultramontane 
Drohung), 16 (Eröffnung des Landtags, Thronrede) (Parteiftellun 
im Herrenhaufe), 18 (Regierung gegen Bizthum Fulda und Biſcho 
bon Paderborn, Erzbisthum Posen), 22 (Provinzialorbnung), 26 - 113 
(Provinzial:Synoden), 27 (Bermögensverwaltung der kathol. Kirch: 
gemeinden), 31 (Kurhefien). 
II 2 (Kulturkampf), 4 (Budget), 5 (Encyclica des Papfled gegen 
die Maigeſetze), 9-12 (Provinzialordnung), 10 (Kulturlampf), 14 
Religionzunterricht in der Volksſchule), 16, 17 (Bermögensverwaltung 
tatholischer Kirchgemeinden), 18 (die Enchclica des Papſtes) (Geichäfte- 
behandlung im Staatsminiſterium) (Proceſſionsweſen), 20 (Mainzer 
Katholifenverein), 22 (Altkatholitengejeß, Budget), 24 (Weihbifchof 
bon Pofen), 25 (Bifchof von Münfter), 26 (Aulturkampf). 
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II 1 (Rulturlampf), 4 (Pferdeausfuhrverbot), 10 (Altkatholifen« 
geſetz) (Vermögensverwaltung kathol. Kirchgemeinden), 11. (Budget), 
13 (dasf.), (Kulturlampf), 14 (derſ.), 15 (Budget), einen 
16 (Sperrgeieß), 17 (Bermögensverwaltung Lathol. Kirdygemeinden), 
18—19 (Sperrgefeg, Rede Bismarck's), 18 (Biſchof von Münfter), 
19 (Kulturfampf), 20 (Provinzialordnung), 23 (Religionsunterricht 
in den Volksſchulen), 29 (Fürftbiichof von Breslau), 3i—IV 2 (Bis 
ſchofsconferenz in Yulda). 

IV 5 (Provinzialordnung), 6 (Sperrgeſetz, Rede Gneiſt's) 8-10 
(Provinzialordnung), 11 (Vorlage bez. Auffebung bon 3 Berfaflung?s 
artikeln) (Kulturlampf), 13—15 (Sperrgejeß, Rede Bismarck's), 16 
(Aufhebung ber 3 Berfafjungsartikel, Reden Falk's, Bismard’3 und 
Virchow's), 17 (Provinzialordnung) (Schleswig.Holftein) (Sperrgeieß), 
18 (Klofteraufhebungafrage), 19 (Aufhebung der 3 Berfaffungsartifel), 
20— 22 (PBrovinzialordnnung), 22 (Rlofteraufhebungsfrage), 22 (Weib: 
bifchof von Gneen) 23 (Bilchof von Paderborn), 24—27 (Bermöds 
genäverwaltung kathol. Kirchgemeinden, Commifſfionsbericht Gneift), 
26 (Oberkirchenzath), 28 (Fürftbifchof von Breslau), 29 (Kultur: 
— 30 (Kloſteraufhebungsfrage) (Provinzialordnung) (Allarm ber 
Breffe) (Erzbisthum Pofen). 

V 1 (Sperrgefeh) (Kloſteraufhebungsvorlage), 3 (Fürſtbiſchof von 
Breslau) (Kulturlampf) (Altkatholiken⸗Geſetzſ, 5 -(Proceifionsweien) 
(Kloſteraufhebungsgeſetz), 6 (da3f.), 7—8 (da3f.) Otttatholitengefen), 
8 Eloſtgeſetz, 10 (da3i.), 11 (Aufhebung der 3 Berfafjungsartitel), 
12 (die Bermögendverwaltung bes Ex⸗Kurfürſten von Helfen), 15 (die 
Klöfter), 20 (die 3 Berfafjungsartifel), 21 (Bisthum Münſter) (Ver 
mögendverwaltung Tathol. Kirchgemeinden), 22 Te il Sartifel), 
25 (Provinzialordnung) (Klofteraufhebung), 28 (Bifchof von Münfter), 
28—31 (Provinzial: Ordnung), 31 (Klofteraufhebung) (Sperrgeſetz) 
(Kloftergüter). 

VI 1 (Bermögen des Ex⸗ſturfürſten v. Heflen), 1—2 (Provinzials 
ordnung), 2 (Vermögensverwaltung kath. Stirchgemeinden) (Provinzial: 
ordnung), 4 (die Bifchöfe in part. infid.), 7 (Provinzialordnnung), 
8 (dief.), 10 (Camphauſen) (Altkatholitengejeb) (Eiheftbilehof dv. Bres⸗ 
lau), 11 (jüdifcher Religionsunterricht) (Bermögensverwaltung kath. 


‚Kirchgemeinden), 12 (Provinzialordnung), 14 (Aufhebung ber 5 Ver: 


faffungsartifel) (Provinzialordnung), 15 (Schluß des Landtags, Rück⸗ 
blide) (Kulturflampf), 18 (Fehrbellin), 20 (Kulturlampf), 25—- VII 6 
(Rundreife Falk), 265 (Kath. Vereine), 28 (Köln), 30 (Kulturlampf). 

VII 1 (Sperrgefeß), 4 endete) 8 — v. VE 
15 (Bifchof von Paderborn), 15 (Hanno. Landesiynode), 20 (Bifchöfe 
fügen ſich dein Geſetz betr. Bermögensverivaltung kath. Kirchgemein⸗ 
ben), 24 Geiſtliches Collectiren). 

VIII 14 (Kulturkampf), 25 (devf.), 26 (Biſchof von Paderborn). 

IX 2 (Kultuxrlampf), 7 (erzbiiho von Köln), 8 (Butherifche Con⸗ 
ferenz), 10 (Militäriiches), 13 (Tall in Schleswig Holftein), 16 
(Polen und Zeutiche), 18 (Hannov. Städtetag), 19 (Militärtfches, 
Flottenrevue). 


xX1 Ko von Trier) (Kulturlampf) (Oberfter Verwaltungs⸗ 
erichtshof) (Oberpräfibent v. Bodelſchwingh), 6 (Fürſtbiſchof v. Bres⸗ 
au u) (Welfiiches) (Kulturlampf), 16 (Erzbiichof von Köln), 
20 (Nordſchleswig), 24 (Erſatzwahlen zum Landtag), 26 (Stein⸗Denk⸗ 
mal), 27 (Steoudberg), 31 (Generaljynodal-Ordnnung). 
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XI Geiſtliche Collecten) (Rordichleswig) (Kulturlampf), 5 (Fürft- 
biſchof von Breslau), 9 ———— ürſtbisthum Breslau), 
10 (Kulturkampf), 13 (de ) ] 15 (Generalfynobde), 24 (dieſ.), 8 (Polen 
und Deutiche), 30 (Nordſchleswig). 

XII 14 — 1 18 bier.) 25 (Bilchof von Baberborn), 
29 (der Kulturfampf), 30 (derf.). 

Actenftüde: I 5 (Motivirung bes Antrags auf Amtsentfegung des Bifchofs 
von Paderborn), II 6 (Thronrede), III 4 (dad 7— —J——— g en 
die Tatholifche . Kicce und die Motive dazu), rung 
Staatsminifterium® an die Bifchöfe), IV 11° ——i der yon 
pr e betr. Aufhebung breier Berfaffungsartifel), IV 22 (Klofterauf: 

ngB«@efe et V 31 (Kloftera ufbebungögeleb), VII (Alttatho> 
Ken ngeleh), N 8 (Relolutionen d. luth. Gonferenz), 27 (Thronrede). 


KRNußland: S. 468—474. 
Actenſtücke: VI 6 (Jomini über bie Brüffeler Conferenz). 


Sachſen: S. 35 - 215: I 8 GBiſchof Forwerck +), IV 21 (confervativer Lans 
bebbrein) IX 18 (Wahlen zur II. Kammer), X 14 (Landtag, Thron: 


Enhien Weimar: S. 35—215: IK 3 (Rarl-Auguft:Dentmal). 
Schweden und Norwegen: S. 461-467 
—— — 11.1 bronrede) 


—— III 23 (Encyclica des Papſtes wider bie Altkatholiken), IX13 
(Berniſches Eultuspolizeigeleb), X 3 (Proclamation ber Berner Res 
gierun betr. dasſelbe), XI 6 (Weifung bderfelben betr. die römijch- 
atholi gen P zgrer des Jura). 

Epanien: S. 24— 

Actenftüde: I2 Allttamontanes . möfepreiben bed neuen el: 
13 (Circular der neuen Regierung an bie Mächte), 1 > (Bepet 
des neuen guig an feine Regierung), I 6 (Proclamation des Don 
Carlos), I 22 (Manifeft bes Königs an die Auffländifchen) (Procla⸗ 
mation besfeiben an feine Armee), Ir 5 (Tagsbefehl des Don Carlos), 
II 9 (Decret zur Abſchaffung der Eivitehe), ir 25 (Cingabe bes Bi: 
ichofs von Jaen für Wiederherftellung ber Glaubenzeinheit), III 2 
(Aus dem Strafgejegbuch des Don Carlos), VII 23 GVerfaffungsent⸗ 
wurf betr. Glaubenzfreibeit), VIII 12 (Bericht der Regierung über 
die Lage gegen Don Carlos), VII 25 (Eircular bes Nuntius für 
kat holiſche Slaubendeinheit), X 1 (König Alfons über das Unterrichts» 
weien), XI 11 (Depeche ber röm. Curie für Glaubendeinheit), XI 17 
(Don Carlos an König Alfons über Cuba). 


Vereinigte Staaten von Rordamerila: ©. 523—530. 
Actenftüde: IX 1 (Rebe Grant’3 gegen ben Ultramontanismus). 


Beltpoflverein: V 8 (Beitritt Frankreichs) S. 424. 

Württemberg: S. 35—215: I 1 (Zeutiches Volksblatt), III 8 (Markrech⸗ 
Kap 15 (Eröffnun ng keo —88 13 (Parteiverhaͤltniſſe), 26 (Bis 
de Pöefele) IV 1 ($ulturlampf), 23 (Mltramontanes), 29 (Geſandt⸗ 
le, v4 Auen 20 (der Prinz:Thronfolger), VI 10 

ivileheg 


